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Bericht des Ausschusses 

über die 

37. Versammlung des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege in Breslau 

am 

3., 4. und 5. September 1912. 


Tagesordnung: 

Dienstag, den 3. September. 

Erste Sitzung. 

Eröffnung der Versammlung. Rechenschaftsbericht und geschäft¬ 
liche Mitteilungen. 

I. Massenerkrankungen durch Nahrangs- and Genußmittel. 

Referent: Stabsarzt Dr. Mayer, Dozent an der militärärztl. Akademie 
München. 

II. Die Feuerbestattung und Ihre Ausführung. 

Referent: Dr. Ed. Braekenhoeft (Hamburg). 


Mittwoch, den 4. September. 

Zweite Sitzung. 

III. Schallsichere Bauten. 

Referent: Ober-Ing. Privatdozent Dr. Mautner (Düsseldorf -Aachen). 

IV. Die Mttckenplage und ihre Bekämpfung. 

Referent: Prof. Dr. Hey mann (Berlin). 

Donnerstag, den 5. September. 

Dritte Sltznng. 

V. Die Frage der Wasserversorgung vom hygienischen Standpunkt unter 
Berücksichtigung des preußischen Wassergesetzentwurfes. 

Referenten: Stadtrat Dr. Luther (Magdeburg). 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner (Jensi). 


Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 
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Erste Sitzung*. 

Dienstag, den 3. 8eptember 1912, 9 Uhr vormittags. 

Vorsitzender, Geheimer Baurat Peters (Magdeburg): „Meine hoch¬ 
verehrten Damen und Herren! Hochansehnliche Versammlung! Nachdem 
ich vom Ausschuß zum Vorsitzenden für das Jahr 1912 erwählt worden bin, 
habe ich damit die ehrenvolle Pflicht übernommen, die Verhandlungen der 
Breslauer Tagung zu leiten und erkläre die 37. Versammlung des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege hiermit für eröffnet. Ich begrüße 
Sie alle auf das herzlichste und gebe dem Wunsche Ausdruck, daß unsere 
Verhandlungen hinsichtlich des wissenschaftlichen Wertes und der praktischen 
Bedeutung den früheren zum Teil so hoch bedeutsamen Verhandlungen in 
jeder Beziehung gleichkommen möchten. Ich begrüße auf das allerherzlichste 
unsere treu bewährten Mitglieder, die, wie schon so oft, Jahr für Jahr zu 
unseren Verhandlungen, so auch diesmal nach Breslau gekommen sind. Ich 
begrüße die große Zahl der neu uns hinzugetretenen Mitglieder, die durch 
ihren Eintritt in den Verein ihre Bereitwilligkeit kundgegeben haben, unseren 
Bestrebungen förderlich zu sein. 

„Ich habe die Ehre, eine Anzahl Gäste zu begrüßen, an ihrer Spitze den 
Vertreter der königlichen Staatsregierung, den Vertreter der städtischen Be¬ 
hörden und der Stadt Breslau, unseren hochverehrten Oberbürgermeister 
Dr. Bender, sowie die Vertreter der Universität und der Technischen Hoch¬ 
schule in Breslau. Ich rufe Ihnen allen ein herzliches Willkommen zu.“ 

öberregierungsrat Scheuner (Breslau): „Meine verehrten Damen 
und Herren! Hochansehnliche Versammlung! Der Deutsche Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege hat die Güte gehabt, den Herrn Regierungs¬ 
präsidenten in Breslau zu seiner heutigen Tagung einzuladen. Zu seinem 
Bedauern ist der Herr Präsident durch eine schon längst vorher geplante 
Dienstreise verhindert, persönlich hier zu erscheinen. Er hat aber seinen 
Medizinalreferenten, Herrn Geheimrat Telke, und mich beauftragt, ihn zu 
vertreten und an seiner Stelle an den Verhandlungen teilzunehmen. 

„Meine Herren, die Einrichtungen und Vorkehrungen auf dem Gebiete 
der öffentlichen Gesundheitspflege in der Stadt Breslau entsprechen wohl allen 
berechtigten Bedürfnissen und Anforderungen, und im wesentlichen dürfen 
diese Einrichtungen wohl als mustergültig angesehen werden. Aber, meine 
Herren, auch wenn Sie über den Rahmen der Stadt Breslau hinauskommen, 
werden Sie bei Ihren Besichtigungen wahrnehmen, daß in den letzten 10 Jahren 
in den Städten, in den vielen ländlichen Gemeinwesen auf dem Gebiete der 
öffentlichen Gesundheitspflege ganz Außerordentliches geleistet worden ist. 
Ich darf nur erinnern an die zahlreichen Zentralwasserversorgungen, an die 
Kanalisation, an die öffentliche Krankenpflege sowohl in stationärer wie in 
ambulatorischer Beziehung. Meine Herren, diese Erfolge sind erreicht worden 
unter Mitwirkung unserer modernen Medizinalgesetzgebung, durch das hier- 
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durch erweckte Verständnis für die Aufgaben, den Wert und die Leistungen 
der öffentlichen Gesundheitspflege, andererseits aber auch durch die große 
Opferwilligkeit der Gemeinden, die nicht hoch genug anerkannt werden kann 
und um so höher anzuschlagen ist, als die Gemeinden im Osten im allgemeinen 
sehr hoch belastet sind, und es ihnen nicht leicht fällt, den Aufgaben gerecht 
zu werden. Ich darf aber sagen, daß die öffentliche Gesundheitspflege im 
Bezirk Breslau in keiner Weise gegenüber einem anderen Bezirk zurücksteht. 
Aber, meine Herren, wir sind noch nicht am Ende, wir stehen mitten in der 
Arbeit. Täglich entstehen neue Aufgaben, und hier ist es notwendig, daß 
alle Kreise, die gewillt sind und die berufen sind, mitzuarbeiten, auch wirklich 
mitarbeiten. Einen treuen Mitarbeiter hat die königliche Staatsregierung 
stets in Ihrem Verein gefunden, und ich darf hoffen, daß der Verein das Be¬ 
streben, das Verständnis für die öffentliche Gesundheitspflege zu erwecken, 
wachzuhalten und zu fördern, auch fernerhin betätigen wird. Und in diesem 
Sinne, meine Herren, begrüße ich Sie im Namen des Herrn Regierungs¬ 
präsidenten, wünsche Ihren Verhandlungen einen guten Erfolg, wünsche aber 
auch, daß die verehrten Herren Mitglieder mit ihren Damen eine angenehme 
Erinnerung an die Tage hier in Schlesien mit nach Hause nehmen.“ 

Oberbürgermeister Dr. Bender (Breslau): „ Meine Herren, gestatten 
Sie mir im Namen der Stadt Breslau und ihrer Behörden ein Wort freund¬ 
licher Begrüßung. Sie haben sich jede gastliche Aufnahme kategorisch ver¬ 
beten, und leider ist das Wetter, das Sie hier angetroffen haben, so wenig 
freundlich, daß Breslau einen sehr schlechten Eindruck auf Sie machen wird. 
Um so mehr liegt mir am Herzen, Ihnen auf das herzlichste zu versichern, 
daß Sie uns hochwillkommene Gäste sind. Wir freuen uns von ganzem 
Herzen, daß wir endlich einmal den Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
wieder bei uns begrüßen dürfen nach fast 30 Jahren. 

„Wir sind in diesen drei Jahrzehnten in der Entwickelung der deutschen 
Städte, insbesondere der deutschen Großstädte, außerordentlich vorwärts 
gekommen. Ich brauche das ja hier nicht auszuführen. Wir haben auch 
hier im Osten, das hat der Herr Vorredner ja schon gestreift, uns bemüht, 
im Wettbewerb der Städte vorwärts zu schreiten und in der Förderung der 
öffentlichen Wohlfahrt und Gesundheitspflege nicht ganz hinten zu bleiben. 
Wenn die Herren nun hier Zusammenkommen und, wie ich hoffe, an der Hand 
des Berichtes, des Rechenschaftsberichtes, den wir Ihnen überreicht haben, 
Kontrolle üben, so werden Sie dabei ja Lücken finden; wir sind hier im Osten 
etwas übler daran als die Städte im Westen. Wir haben zunächst eine etwas 
schwierige Bevölkerung für diese Aufgaben. Wir haben in Schlesien die 
niedrigsten Löhne, wir haben daher durch den Zuzug vielfach Menschen 
bekommen, die weniger gut essen, weniger gut trinken, weniger gut zu wohnen 
gewöhnt sind, als in anderen Gegenden. Sie wollen ferner freundüchst damit 
rechnen, daß Schlesiens Hauptstadt die einzige deutsche Großstadt ist, die 
fast ganz hinter Deichen, in hoch stehendem Grundwasser liegt. Diese natür¬ 
lichen Bodenverhältnisse sind außerordentlich ungünstig. Daher auch die 
große Sterblichkeit, unser großer Kummer, der in Breslau noch immer besteht 
trotz aller Maßnahmen, mit denen wir das Übel einzudämmen suchen. Wir 
haben dabei in den letzten Jahrzehnten einige Erfolge erzielt, sind aber in 
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der Beziehung noch immerhin eine der ungünstigst gestellten Städte. Wir 
streben aber weiter vorwärts und hoffen auch fernerhin auf Ihre freundliche 
Unterstützung. Wir haben doch immerhin bereits manches erreicht. Wir 
sind in Schlesien, in Breslau speziell, seit etwa 15 Jahren sehr eifrig be¬ 
schäftigt gewesen mit Verbesserung der Stromverhältnisse, mit großen Auf¬ 
gaben, die äußerlich sehr wenig hervortreten, aber unsere Kräfte außerordent¬ 
lich in Anspruch genommen haben und uns einigermaßen abgezogen haben von 
anderen Aufgaben zur Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse. Der Staat 
hat da große Werke geschaffen und unsere Stadt ist in ganz außerordentlicher 
Weise dabei beteiligt gewesen. Nun kann man in den Städten nicht alle 
großen Aufgaben gleichzeitig erfüllen. Wenn Sie heute in unsere Kranken¬ 
häuser gehen, so werden Sie darin vielleicht finden, daß wir da nicht ganz 
auf der Höhe stehen. Wir sind aber im Begriff, auch dort Wandel zu schaffen. 
Wir hatten tatsächlich für Häfen, Brücken, alle möglichen Wasserbauten 
unsere finanziellen Kräfte und unser Interesse sehr einsetzen müssen. Diese 
Dinge sind jetzt zum Abschluß gekommen und ich hoffe, daß, wenn der 
nächste Kongreß hier wieder bei uns tagen wird, Ihr Urteil günstiger aus- 
fallen wird als vielleicht diesmal. Manche Einrichtung aber werden Sie finden, 
die auch jetzt auf der Höhe der Zeit steht. 

„Wie dem auch sei, seien Sie überzeugt, daß wir keinen sehnlicheren 
Wunsch hegen, als daß Sie, wenn Sie uns wieder verlassen, die Erinnerung 
an eine Ihnen wohlgesinnte Stadt mitnehmen, an eine Stadt, die bemüht ist, 
nicht ganz hinten zu bleiben in dem Wettlauf der deutschen Städte, der einen 
Stolz unseres Vaterlandes bildet. Seien Sie herzlich willkommen!“ 

Geheimer Medizinalrat Professor Dr. Pfeiffer (Breslau): „Meine 
Damen und Herren! Ich erlaube mir, im Aufträge der Universität Ihnen die 
allerherzlichsten Glückwünsche auszusprechen und Sie hier zu begrüßen in 
dieser fernen Stadt des Ostens, die in den westlich gelegenen Provinzen, wie 
wir hoffen, Ihnen zeigen zu können, mit Unrecht als etwas rückständig be¬ 
trachtet zu werden pflegt. Auch im Namen des hiesigen ärztlichen Vereins 
begrüße ich Sie herzlich und gestatte mir, der Befriedigung darüber Ausdruck 
zu geben, daß Sie den weiten Weg hierher nicht gescheut haben. 

„Der Herr Oberbürgermeister hat hervorgehoben, welche großen Schwierig¬ 
keiten zu überwinden gewesen sind, um Breslau mit an die erste Stelle hygienisch 
einwandfreier Städte zu stellen. Wenn auch vielleicht noch manches nicht 
auf der Höhe ist, wenn große Aufgaben erst teilweise gelöst sind, so werden 
• Sie doch den Eindruck bekommen, daß hier fleißig gearbeitet ist und daß hier 
Theorie und Praxis sich die Hand gereicht haben, um etwas zu schaffen, was 
nach den obwaltenden Umständen das möglichst Beste darstellt. Ich möchte 
nur auf unsere Wasserversorgung hinweisen, um die großen zu überwindenden 
Schwierigkeiten zu beleuchten. Sie wissen, welch ein Unglück vor einigen 
Jahren unsere Stadt betroffen hatf Sie werden aber auch wissen, oder Sie 
werden es bei dem Besuch des Wasserwerkes erfahren, daß die so schwer 
heimgesuchte Stadtgemeinde nicht tatlos die Hände in den Schoß gelegt, 
sondern sofort sich redlich bemüht hat, trotz aller Ungunst der äußeren Ver¬ 
hältnisse eine Wasserversorgung zu schaffen, die allen hygienischen An¬ 
forderungen Genüge leisten wird. Und so wird auf jedem Gebiet gearbeitet, 
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und ich möchte das besonders hervorheben, daß hier in Breslau auch der 
Theoretiker zu seinem Rechte kommt, daß sein Rat gern überall beachtet wird 
und daß daher Theorie und Praxis zum Wohle unseres Gemeindewesens sich 
die Hand reichen. Seien Sie überzeugt, wir freuen uns herzlich darüber, daß 
Sie hier in Breslau zu Ihrer Tagung erschienen sind, und wir hoffen, daß von 
Ihren Verhandlungen wichtige Anregungen ausgehen werden, die uns in der 
weiteren Verfolgung des Weges, den wir beschritten haben, wesentlich fördern 
werden.“ 

Vorsitzender, Geheimer Baurat Peters: „Meine hochverehrten 
Herren! Ich sage Ihnen im Namen unseres Vereins unseren aufrichtigen 
Dank für Ihre liebenswürdigen Worte, die uns eine Bekundung Ihrer Sym¬ 
pathien gewähren. Schon Ihr Erscheinen gibt uns ja das Vertrauen, daß wir 
auf Ihr weiteres Entgegenkommen bei der Verfolgung unserer hygienischen 
Ziele zu rechnen haben. Ohne dieses Vertrauen könnten wir unsere Be¬ 
strebungen nicht mit Aussicht auf Erfolg verfolgen. 

„Es ist richtig, was der Herr Oberbürgermeister Dr. Bender gesagt hat, 
daß eine sehr lange Zeit seit unserem ersten Besuch verstrichen ist. 1886 war 
es! Es sind jetzt also 26 Jahre bis zum heutigen Tag, eine lange Zeit, lang 
ira Leben des einzelnen, aber eine kurze Zeit im Leben der Nation, auch im 
allgemeinen im Leben der Städte. Aber nichtsdestoweniger gerade diese 
Epoche — der Herr Oberbürgermeister hat es ja bereits betont — ist von 
ganz wesentlicher Bedeutung für die Entwickelung der deutschen Städte ge¬ 
worden. Das Erweiterungsbedürfnis unserer Städte, namentlich der großen 
Städte, ist rege geworden. Bei diesen Erweiterungen sind alle die Prinzipien, 
für die wir seit Jahrzehnten eingetreten sind, nicht nur auf dem Gebiete der 
Städtehygiene, vielmehr neuerdings allgemein auch des ästhetischen Städte¬ 
baues, für die Aufstellung der Bebauungspläne zur Anwendung gebracht. Die 
mustergültige Durchführung in Breslau wird uns besonders interessieren. 

„Es werden nur wenige Mitglieder in diesem Saale sich vorfinden, die 
an dem ersten Besuche im Jahre 1886 teilgenommen haben. Für sie wird 
natürlich der zweite Besuch von ganz besonderem Genüsse sein. Aber, meine 
hochverehrten Damen und Herren, wir allesamt, auch die wir damals nicht 
dabei gewesen sind, freuen uns, daß die Stadt Breslau so liebenswürdig war, 
uns einzuladen. Wir versprechen uns von diesem Besuche in Breslau außer¬ 
ordentlich viel. Wir sind überzeugt, daß sich eine Fülle des Genußreichen 
und Wissenswerten auf unserem Spezialgebiet der Städtehygiene, auf dem 
der Baukunst und auch sonst allgemein für uns erschließen wird. Darum 
nochmals: Herzlich willkommen allerseits! 

„Wir schreiten nunmehr zur Bildung des Bureaus. Auf Grund eines 
in der gestrigen Sitzung des Ausschusses gefaßten Beschlusses mache ich 
Ihnen den Vorschlag, zum ersten stellvertretenden Vorsitzenden Herrn Ober¬ 
bürgermeister Dr. Bender, zum zweiten Herrn Geheimrat Dr. Körner und 
zum stellvertretenden Schriftführer Herrn Diplom-Ingenieur Friedenthal zu 
wählen. Da keine Einwendungen gegen diese Vorschläge geltend gemacht 
werden, so nehme ich an, daß die Versammlung damit einverstanden ist, und 
ich lade die Herren ein, hier Platz zu nehmen. Ich bitte nun den ständigen 
Sekretär, Herrn Prof.Dr.Pröbsting, den Rechenschaftsbericht zu erstatten.“ 
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XXXVII. Versammlung des Deutschen Vereins 


Rechenschaftsbericht 

des Ausschusses des Deutschen Vereins für öffentl. Gesundheits¬ 
pflege für das Geschäftsjahr 1911/12. 

Gemäß Versammlungsbeschluß in Dresden setzte sich der Ausschuß 
folgendermaßen zusammen: 

Geh. Obermedizinalrät Dr. Abel (Berlin), 

Generalarzt der Armee Dr. v. Bestelmeyer, Exzellenz (München), 
Oberbürgermeister Dr. Fuss (Kiel), 

Geh. Baurat Peters (Magdeburg), 

Oberingenieur Sperber (Hamburg), 

Oberbürgermeister Veit man (Aachen), 

Professor Dr. Pröbsting (Cöln), ständiger Sekretär. 

Nach Schluß der Versammlung wählte der Ausschuß gemäß § 7 der 
Satzungen Herrn Geh. Baurat Peters zum Vorsitzenden für das Geschäfts¬ 
jahr 1911 12. 

Der Ausschuß trat satzungsgemäß am 6. und 7. Januar in Cöln zu einer 
Sitzung zusammen, erledigte die laufenden Geschäfte, beschloß die Einladung 
der Stadt Breslau für die diesjährige Versammlung anzunehmen, bestimmte 
als Zeit die Tage vom 2. bis 5. September und stellte die Tagesordnung in 
der den Mitgliedern zugegangenen Fassung auf. 

Für das Koch-Denkmal wurden 500 bewilligt. Die in Dresden be¬ 
schlossene Impfresolution wurde dem Beichtäg zugesandt. 

Der Ausschuß beschloß ferner, daß der Deutsche Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege auf dem Internationalen Kongreß für Hygiene und Demo¬ 
graphie zu Washington durch Herrn Geh. Hofrat Professor Dr. Gärtner und 
den Berichterstatter vertreten werden solle, und gewährte jedem der Vertreter 
eine Reisebeihilfe von 1000 

In der vorjährigen Versammlung in Dresden hatte Herr Bürgermeister 
Held (Zabrze) folgenden Antrag gestellt: 

„Die Versammlung wolle den Vorstand ersuchen, zu prüfen, ob es mög¬ 
lich ist, 

1. für die wichtigsten Erörterungsstoffe regelmäßig, in bestimmten Zeit¬ 
räumen wiederkehrende, Vorträge zu veranstalten und darüber mit 
den Referenten und den ausführenden Faktoren (Städten, Gemeinden, 
industriellen Werken usw.) in dauerndem Verkehr zu bleiben; 

2. über die festgestellten Ergebnisse Auskunft zu erteilen und zu diesem 
Zwecke eine Beratungsstelle zu bilden.“ 

Der Ausschuß hat sich mit diesem Anträge in zwei Sitzungen eingehend 
beschäftigt und ist zu folgender Entschließung gekommen: 

Die erste Forderung war schon bisher Gepflogenheit des Ausschusses, 
abgesehen von der Einbringung der wichtigsten Erörterungsstoffe in be¬ 
stimmten Zeiträumen, da nach Lage der in Betracht kommenden Fragen 
eine systematische Behandlung im Sinne des Antrages ausgeschlossen erscheint. 
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Die Ausführung der zweiten Forderung würde nicht nur eine zu kost¬ 
spielige, sondern auch eine durch die Organisation und die Arbeitskräfte des 
Ausschusses und des ständigen Sekretärs nicht zu bewältigende Aufgabe 
darstellen. Überdies stehen dafür noch andere ständige Beratungsstellen zur 
Verfügung: außer der Zentralstelle des deutschen Städtetages z. B. noch der 
Verein für Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung und das mit ihm 
verbundene Eönigl. Untersuchungsamt. 

Die Rechnungsablage für das Jahr 1911 wurde von dem Ausschuß ge¬ 
prüft und richtig befunden. 

Es betrug demnach: 


Kassenbestand am 1. Januar 1911 . 4 697,94 Ms 

Einnahmen durch Beiträge und Zinsen. 8 829,68 „ 

Mithin zusammen. 13 527,62 M 

Ausgaben. 6 449,52 9 


Somit Kassenbestand für 1912 7 078,10 JK 

Die Mitgliederzahl betrug am Ende des Jahres 1911 1693. Von diesen 
sind im Laufe des Jahres ausgeschieden 118, davon 16 durch den Tod. Es 
sind dies die Herren: 

Senatspräsident Dr. Attenhofer (Luzern), 

Professor Dr. v. Bauer (München), 

Franz Bartels (Danzig), 

Oberamtsarzt Medizinalrat Dr. Blezinger (Canstatt), 

Stadtrat J. Bohm (Berlin), 

Professor Dr. Finkler (Bonn), 

Generalarzt Dr. Haase (Dresden), 

Dr. Kottmeier (Bremen), 

Oberarzt Dr. Krebs (Planegg), 

Geh. Baur^t Marx (Dortmund), 

Gutsbesitzer Pauli (Cöln), 

Ingenieur Pilz (Nürnberg), 

Dr. Reinking (Schöppenstedt), 

Direktor Dr. Reye (Hamburg), 

Generalarzt Dr. Schuster (München), 

Sanitätsrat Dr. Wiener (Berlin). 

Neu eingetreten sind 46 Mitglieder, so daß der Verein zurzeit 1521 Mit¬ 
glieder zählt, von denen 282 Mitglieder in Breslau anwesend sind. 

Vorsitzender, Gffheimor Baurat Peters (Magdeburg): „Wenn auch 
die Zahl der durch den Tod uns Entrissenen diesmal zwar verhältnismäßig 
gering ist, sie beträgt nur die Hälfte gegenüber der Trauerliste von 1911, 
so ist der Verlust nicht destoweniger ein sehr schmerzlicher. Haben die 
dahingeschiedenen Mitglieder dem Verein doch durch Treue und freudige 
Mitarbeit wesentliche Dienste geleistet. So wird ihnen unser treuestes An¬ 
denken bewahrt bleiben. Ich möchte Sie bitten, sich zum Zeichen der Trauer 
von Ihren Sitzen erheben zu wollen. Ich danke Ihnen. 

„Wünscht jemand zum Rechenschaftsbericht das Wort?“ 
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Bürgermeister Held (Zabrze): „Zum Rechenschaftsbericht selbst will 
ich natürlich nicht sprechen. Ich habe in Dresden den Antrag auf Schaffung 
einer Auskunftsstelle lediglich zu dem Zwecke gestellt, die Frage, ob der 
Plan durchführbar ist, anzuregen. Ich bin mit der Auskunft, trotzdem sie 
formell völlig negativ war, einverstanden; der Zweck, daß sich unser Ausschuß 
mit dieser Angelegenheit beschäftigt, ist ja erreicht. Nun möchte ich aber 
eine Bitte daran knüpfen. Es ist in der Erklärung des Ausschusses, der 
amtlichen Auskunftstellen, die schon vorhanden sind, gedacht. Ich habe eine 
nicht dienstliche, nicht amtliche Auskunftsstelle gewünscht und das mit gutem 
Grunde. Die Herren aus den Kommunalvertretungen werden mir zugeben, 
daß man in manchen Fällen von seiten der Magistrate Erhebungen kommunal¬ 
hygienischer Art anstellen will, ohne eine Dienststelle damit zu befassen. 
Sehr oft hört man in solchen Fällen aus der Stadtverordnetenvertretung oder 
aus der Gemeindevertretung die Mahnung: Nicht an die Regierung! Es 
scheint bei den Regierungen oft ein Mißtrauen vorzuwalten, ob die Gemeinden 
bestimmte hygienische Verbesserungen, auf die sich die Frage bezog, wirklich 
ernstlich veranstalten wollen. Andererseits besteht bei den Gemeinden bei 
einer an die Regierung gerichteten informatorischen Anfrage oft die Be¬ 
fürchtung »wenn wir erst anfragen, sind wir schon festgenagelt«. Also werden 
die lediglich privaten Auskunftsstellen für uns große Vorzüge haben. Man 
sagt, es macht technische Schwierigkeiten, aber ich meine, daß durch die 
sympathische Aufnahme, die der Vorschlag gefunden hat, die Schwierigkeiten 
doch wohl hinweggeräumt werden dürften. Wenn wir in Fragen der speziellen 
Kommunalhygiene Auskunft wünschen — der Städtetag verhandelt diese Dinge 
überwiegend verwaltungsrechtlich —, werden wir uns vertrauensvoll an Herrn 
Professor Pröbsting wenden können und die Auskunft bekommen. Ich 
spreche den besten Dank aus für die Erledigung der Angelegenheit.“ 

Eine weitere Bemerkung zum Rechenschaftsbericht wird nicht gemacht. 
Er wird genehmigt. Hierauf wird in die sachliche Tagesordnung eingetreten 
und Herr Stabsarzt Dr. Mayer nimmt das Wort zum Referat über: 


Massenerkrankungen durch Nalirungs- und Genußmittel. 

Es lauten die von dem Referenten Stabsarzt Dr. Hayflr, Dozent an 
der militärärztlichen Akademie (München), aufgestellten 

Leitsätze: 

Massenerkrankungen durch Nahrungs- und Genußmittel haben als Ursache: 

A. Chemische Gifte anorganischer und organischer Herkunft. 

B. Bakterien und deren Giftstoffe. 

C. Trichinen. 

A. Massenerkrankungen durch chemische Gifte können entstehen durch: 

1. Giftige Beimengungen zum Mehl (Blei, Mutterkorn, Kichererbse, Kornrade). 

2. Fette (Marattifett, ranzige Fette). 

3. Schwere Alkohole (Methyl-, Propyl-, Butyl-, Amylalkohol). 

4. Beimengungen zu Branntweinschärfen (Wacholderöl, PfefTerminzöl, Piperin 
aus schwarzem Pfeffer). 

b. Pilze (Muscarin des Fliegenpilzes, Helvellasäure der Lorchel, Phallin des 
Knollenblätterschwammes). 
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Massenerkrankungen durch Nahrungs- und Genußmittel. 

6. Muscheln (Mytilotoxin der Miesmuschel). 

7. Giftige Fische (Barbencholera). 

B. Massenerkrankungen durch Bakterien und ihre Giftstoffe können entstehen 
durch: 

1. Fleisch kranker und besonders wegen Krankheit notgeschlachteter Tiere 
und aus deren Fleisch hergestellte Erzeugnisse, roh oder zubereitet. 

2. Fleisch kranker Fische, roh oder zubereitet. 

3. Unzweckmäßig oder zu lange aufbewahrtes, rohes oder zubereitetes Fleisch 
von Warm- und Kaltblütern, welches womöglich noch durch „Präserve- 
salz“ „konserviert“ wurde. 

4. Nahrungs- und Genußmittel aller Art, welche durch die Hände von 
kranken oder gesunden Trägern von Bakterien der Paratyphus - Enteritis¬ 
gruppe berührt wurden. 

5. Unzweckmäßig hergestelltes oder aufbewahrtes Speiseeis. 

6. Unzweckmäßig aufbewahrte Mehlspeisen. 

7. Bruch- und Fleckeier. 

8. Käse, besonders Weichkäse. 

9. Ungenügend zubereitete oder aufbewahrte Fleisch- und Gemüsekonserven, 
namentlich in Blechbüchsenpackung. 

C. Massenerkrankungen durch Trichinen entstehen stets, wenn das Fleisch 
trichinöser Tiere (Schweine, Wildschweine, Hunde, Dachse, Bären) roh oder un¬ 
genügend lange gekocht, geräuchert oder gepökelt genossen wird. 

Die Abhilfe hat zu erfolgen: 

1. Auf dem Wege der polizeilichen Aufsicht und Verordnung, welcher, soweit 
noch nicht vorhanden, reichs- und landesgesetzliche Unterlagen zu geben 
sind. (Siehe unten A., 1 und 2, B., 1 bis 6, 10, 15 bis 18, 22.) 

2. Auf dem Wege der Belehrung von Produzent und Konsument. Die Be¬ 
lehrung hat in der Jugend zu beginnen: wer die Jugend hat, hat das 
Volk! 

I. Entwurf einer distriktspolizeiliehen Verordnung. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Alle Räume, in denen Nahrungs- und Genußmittel hergestellt, verarbeitet, 
aufbewahrt, verpackt und feilgehalten werden, unterliegen der polizeilichen 
Beaufsichtigung. Den mit der Beaufsichtigung betrauten Personen ist zu 
jeder Tageszeit der Zutritt zu den Räumen und die Entnahme von Proben 
zu Untersuchungszwecken (gegen Barzahlung) zu gestatten. 

2. Der Amtsarzt ist jederzeit berechtigt, das Personal der unter 1. genannten 
Räume auf seinen Gesundheitszustand zu untersuchen und seinen Befund 
durch amtliche, bakteriologische Untersuchung zu ergänzen. 

3. Bei Zubereitung, Aufbewahrung und Handel von Nahrungs- und Genußmitteln 
ist peinlichste Reinlichkeit zu beobachten, besonders auch von den beschäf¬ 
tigten Personen an ihrem Körper und ihrer Kleidung. 

4. In jedem der unter 1. genannten Räume ist Waschgelegenheit mit Seife, 
Bürste und reinem Handtuch anzubringen. Jede Person, welche die Räume 
wegen eines natürlichen Bedürfnisses verlassen hat, muß sich nach Rückkehr 
die Hände an der Waschgelegenheit gründlich reinigen. 

5. Die genannten Räume dürfen nicht als Wohn- oder Schlafzimmer, oder zum 
Aufenthalt von Kranken, selbst nicht vorübergehend, benutzt werden. 

6. Die Beförderung von Nahrungs- oder Genußmitteln auf denselben Wagen 
oder Karren mit in Zersetzung befindlichen Gegenständen ist verboten. 

7. Geschlachtete Tiere oder Teile derselben, Fleischwaren, Backwaren sind in 
völlig geschlossenen, leicht zu reinigenden Wagen zu befördern. Werden 
kleinere Mengen auf der Straße getragen, so sind sie völlig mit reinen Hüllen 
zu umgeben. 

8. Wurstwaren, Schinken usw. dürfen nicht in kleinen Stücken aufgeschnitten 
feilgehalten werden. 
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9. Als Umhüllung von nicht geräucherten, genußfertig hergestellten Wurst¬ 
waren ist Pergamentpapier den bisher gebräuchlichen Därmen vorzuziehen. 

10. Wer Eßwaren ohne besondere Verpackung oder Umhüllung genußfertig feil¬ 
bietet, hat sie so auf zustellen # daß eine Verunreinigung besonders durch 
Insekten oder Staub ausgeschlossen ist. 

11. Das Betasten von Nahrungs- und Genußmitteln durch den Käufer ist streng¬ 
stens verboten; jedes Geschäft hat dieses Verbot deutlich sichtbar anzu¬ 
bringen. 

12. Zum Verpacken von Eßwaren ist reines, unbedrucktes, unbeschriebenes, am 
besten wasserdichtes Papier zu verwenden. Genußfertige Eßwaren sind 
während der Ausfolgung an den Käufer tunlichst nicht mit den Händen zu 
berühren. 

13. Für blei- und zinkhaltige Gegenstände gilt Beichsgesetz vom 5. Juni 1897. 

14. Der Gebrauch unverzinkter Gefäße aus Kupfer oder Messing zur Aufnahme 
saurer, fetter oder salzhaltiger Nahrungs- und Genußmittel ist verboten. 

B. Besondere Bestimmungen. 

1. Jede Notschlachtung eines zum menschlichen Genuß bestimmten Tieres ist 
sofort telephonisch oder telegraphisch der Polizeibehörde zu melden, auch 
dann, wenn das Tier zum häuslichen Gebrauch bestimmt ist (Hausschlachtung). 

2. Jedes notgeschlachtete Tier wird durch den Amtstierarzt untersucht, welcher 
zugleich die Proben für die bakteriologische Fleischbeschau entnimmt. 

3. Wurde das Tier wegen Krankheit notgeschlachtet, und kann aus äußeren 
Gründen das Ergebnis der bakteriologischen Fleischbeschau nicht abgewartet 
werden, so sind sämtliche Eingeweide des Tieres zu vernichten und die in 
ungefähr 5 Pfund große Stücke zerlegten Fleischteile in dem sofort anzu¬ 
fordernden, fahrbaren Fleischsterilisator des Bezirkes zu sterilisieren. 

4. Schweine, Wildschweine, Hunde, Dachse, Bären werden nur nach vorgängiger 
Untersuchung auf Trichinen zum menschlichen Genuß zugelassen, auch bei 
Hausschlachtung. Die im Schlachthof erfolgenden Untersuchungen geschehen 
durch Projektion. 

5. Die Anwendung chemischer Zusätze irgendwelcher Art im Nahrungs- und 
Genußmittelbetrieb ist gänzlich verboten. Ausgenommen sind die alther¬ 
kömmlichen Verfahren der Haltbarmachung (Pökeln, Bäuchern, Anwendung 
von Zucker, Essig). Die. Salzlake zum Pökeln muß in 100 Gewicbtsteilen 
mindestens 10 Gewichtsteile Kochsalz enthalten. 

6. Zubereitung, Versand und Verpackung von Fischen, Weichtieren, Muscheln 
ist mit besonderer Beiulichkeit zu betreiben. Die Genehmigung wird nur an 
Geschäfte mit ausreichenden Kühlräumen erteilt. Die mit Zubereitung und 
Hrfhdel der Fische usw. beschäftigten Firmen haben die in Hausarbeit be¬ 
schäftigten Familien und Personen namhaft zu machen, um deren Tätigkeit 
behördlich überwachen zu können. 

7. Das Einsammeln von Muscheln und Weichtieren an Orten mit unreinem oder 
stehendem Wasser ist verboten. Die Fischer haben ihre Fangplätze der 
Polizeibehörde mitzuteilen. 

8. Lebende Fische und Muscheln dürfen nicht in bakterienreichem oder fäulnis- 
fähigen Stoffen zugänglichem Wasser aufbewahrt werden. Der Verkauf von 
toten Muscheln ist verboten. 

9. Von Pilzen sind nur die öffentlich bekanntgegebenen Arten im Handel zu¬ 
gelassen. Die einzelnen Arten sind gut voneinander getrennt feilzubieten. 
Wurmstichige oder angefaulte Pilze, sowie frische Pilze in zerschnittenem 
oder zerbrochenem Zustande feilzubieten ist verboten. 

10. Büchsendauerkonserven mit Fleisch, Gemüsen, Obst, Pilzen sind bei 1 Atm. 
Druck zu sterilisieren. Die Dauer der Sterilisierung richtet sich nach der 
Größe der Büchsen und hat bei den kleinsten handelsüblichen Büchsen min¬ 
destens # / 4 Stunden zu betragen. 8ind Konserven bei niedrigeren Tempera¬ 
turen sterilisiert, so ist das Datum der Anfertigung und die Höhe der ver¬ 
wandten Temperatur auf den Büchsen, Gläsern usw. deutlich anzubringen. 
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11. Büchsenkonserven, deren Deckel oder Boden oder beide Teile vorgewölbt 
sind, dürfen nicht verkauft werden, ebenso Konserven in Glasgefäßen, wenn 
de eine, auch nur leicht schaumige Oberfläche der Flüssigkeit zeigen. 

12. Trinkeier dürfen höchstens eine Woche alt sein, der Tag, an dem das Ei 
gelegt wurde, ist auf dem Trinkei in nicht entfembarer Weise zu verzeichnen. 
Eier, welche durch besondere Verfahren haltbar gemacht sind, sind als 
,konservierte 41 Eier zu bezeichnen. Der Handel mit Bruch- oder Fleckeiern 
und daraus hergestellten Erzeugnissen ist für menschliche Genußzwecke 
verboten. 

13. Die Milch von Tieren, welche an einer Enterentzüpdung leiden, ist von 
Handel und Verkehr ausgeschlossen. 

14. Zur Herstellung von Speiseeis ist zunächst Kunsteis zu verwenden. Die Ge¬ 
winnung von Natureis zum menschlichen Genuß ist nur an den amtlich 
bekanntgegebenen Stellen gestattet. 

15. Natürliche oder künstliche Herkünfte und Erzeugnisse des Nahrungs- und 
Genußmittelbetriebes, welche mit bis dahin im Verkehr nicht oder nicht all¬ 
gemein üblichen Stoffen hergestellt sind , müssen vor Einführung in Handel 
und Verkehr einer Prüfung auf ihre Unschädlichkeit in der amtlichen Unter- 
suchungsanstalt durch Versuche an größeren Tieren unterzogen werden; 
außerdem ist die für einen Tag praktisch in Betracht kommende Höchst¬ 
menge des betreffenden Stoffes nach Feststellung der Unschädlichkeit für 
Tiere an Versuchspersonen zu verabreichen. Die Kosten trägt die Firma. 

16. Verkauf und Verwendung der schweren Alkohole in jeder Form ist für den 
allgemeinen Verkehr verboten. 

17. Der Zusatz für den menschlichen Körper nicht harmloser Stoffe zu den sog. 
Branntweinschärfen ist verboten. 

18. Nur in Trieurs gereinigtes Mehl wird zum Handel und Verbrauch zugelassen. 

19. Das Bespritzen oder Begießen der oberirdischen Teile von Pflanzen mit 
Jauche oder ähnlichem ist verboten, wenn die Pflanzen teile als Gemüse, 
Salate usw. zum menschlichen Genuß kommen sollen. 

20. Zum menschlichen Genuß bestimmte Fette und Öle sind gegen Feuchtigkeit, 
Wärme und Licht, besonders Sonnenlicht, geschützt aufzubewahren. Ranzige 
Fette und Öle zum menschlichen Genuß feilzubieten, oder zu versuchen, 
ranzige Fette und Öle zum menschlichen Genuß wieder brauchbar zu machen 
und dann feilzubieten, ist verboten. 

21. Ärzte, Leichenbeschauer, Hebammen, sowie jede sich mit Heilkunde beschäf¬ 
tigende Person, und dort, wo solche nicht in Betracht kommen, der Hausherr 
oder Familienvorstand sind verpflichtet, bei jeder Erkrankung und jedem 
Todesfall innerhalb 24 Stunden der Polizeibehörde Anzeige zu machen, wenn 
sich der Verdacht erhebt, daß die Erkrankung oder der Tod durch Nahrungs¬ 
oder Genußmittel bedingt ist. 

22. Wer in Zuwiderhandlung vorstehender Vorschriften angezeigt wird, ge¬ 
fälschte, verdorbene, unzweckmäßig zubereitete, oder mit verbotenen Zusätzen 
versehene Nahrunga- und Genußmittel in den Verkehr gebracht zu haben und 
dieses bestreitet, hat vor Gericht den lückenlosen Nachweis seiner Nichtschuld 
zu erbringen; der Versuch, die erhobene Anklage durch Einrede zu ent¬ 
kräften, ist nicht genügend. 

23. Die Handelskammer hat dafür zu sorgen, daß Handelsexperten zur Verfügung 
stehen, welche gemäß ihrer bürgerlichen Stellung einerseits uninteressiert 
und streng objektiv urteilen, andererseits über eine tatsächliche Sachkenntnis 
verfügen und das von ihnen vertretene Gebiet beherrschen. 

II. Belehrung von Produzent und Konsument. 

1. Größere Verwaltungen, wie Militärintendanturen, Krankenhäuser, Pensionate, 
Hotels, Gefängnisse, sollten schon jetzt Verträge abschließen, in welchen den 
vorstehenden Bestimmungen entsprochen wird. 

2. Beim Seefischhandel ist zu bedenken, daß ein Verderben der Ware um so 
mehr ausgeschlossen ist, je zentralisierter die Produktion und je rascher der 
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Durchgang durch den Verkehr geschieht. Die Methoden zur Frischhaltung 
und zur Verhinderung der Fäulnis von roh oder zu bereitet in den Handel 
kommenden Seefischen 9 Muscheln und Weichtieren bedürfen noch weiterer 
Vervollkommnung. 

3 . In den oberen Klassen der Volks-, Fortblldungs- und Feiertagsschule sind, 
mit Hilfe eines vom Kaiserlichen Gesundheitsamt herauszugebenden Merk¬ 
blattes, allgemein verständliche Belehrungen über Massenerkrankungen durch 
Nahrungs- und Genußmittel und deren Verhütung zu halten. Ein Haupt¬ 
gewicht ist darauf zu legen, daß die durch organische Gifte, Trichinen und 
namentlich Bakterien und ihre Giftstoffe erzeugten Erkrankungen in erheb¬ 
lichem Maße durch den Genuß roher oder ungenügend gebratener Stoffe 
(voran Hackfleisch) bedingt werden, daß durch gründliches Kochen und 
Braten zum mindesten die Krankheit leichter verläuft. 

4. ln den Koch- und Haushaltungsschulen sind angehende Hausfrauen, Köchinnen, 
Köche weiter zu belehren besonders über die Verderbnis der Speisen bei der 
Aufbewahrung (Gerichte aus Pilzen, Fischen, Eierspeisen, zerkleinertem 
Fleisch, z. B. Hackfleisch, Kuttelfleck, saure Lunge, Pickelsteiner, können je 
nach der Außentemperatur schon innerhalb 24 Stunden giftig sein, also nicht 
aufwärmen!) 

5. In den Schlachterschulen, Fleischbeschau-, Trichinenschaukursen sind die 
Massenerkrankungen gründlich zu besprechen. Besonders ist hervorzuheben, 
nur frisches Fleisch, nur frische, bestgereinigte Därme zu verwenden; Wurst¬ 
masse und Wurst kräftig zu kochen und zu räuchern, nicht übermäßig mit 
Wasser zu beladen (Grenze 70 Proz. Wassergehalt), den Zusatz von Mehl, 
das sich mit Wasser vollsaugt, die Zersetzung begünstigt, zu meiden. 

6. Für den Nahrungs- und Genußmittelbetrieb sind besondere Fachschulen zu 
schaffen; zur selbständigen Übernahme eines Nahrungs- und Genußmittel¬ 
betriebes ist der Befähigungsnachweis durch eine „Meisterprüfung“ zu er¬ 
bringen, die sich insbesondere auch auf die Kenntnis der durch Nahrungs¬ 
und Genußmittel möglichen Schädigungen des menschlichen Körpers zu 
erstrecken hat 

Referent, Stabsarzt Dr. Mayer, Dozent an der militärärztlichen 
Akademie (München): 

„1876 hielt Bollinger im Deutschen Verein für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege seinen berühmt gewordenen Vortrag über die Fleischvergiftungen, 
in dem er besonders darauf hinwies, daß die eitrigen Erkrankungen der 
Schlachttiere, die Septikämie und Pyämie, für das allgemeine Volks wohl viel 
wichtiger seien als Milzbrand und Rotz. Seitdem ist das Gebiet der Nahrungs¬ 
mittelhygiene in neun Referaten behandelt worden: 1891 sprach Hof mann 
über Kühlräume für Fleisch und andere Nahrungsmittel, 1893 Lydtin über 
die Verwendung des wegen seines Aussehens oder in gesundheitlicher Hin¬ 
sicht zu beanstandenden Fleisches, einschließlich der Kadaver kranker getöteter 
oder gefallener Tiere. Er verlangte die Errichtung von Freibanken für 
minderwertiges Fleisch unter behördlicher Aufsicht; er verlangte die tier¬ 
ärztliche Besichtigung bei allen Notschlachtungen, wenn das Tier mit einer 
infektiösen Krankheit behaftet oder derselben verdächtig war, oder wenn 
das Fleisch in rohem Zustand in den Verkehr gebracht, oder auch zubereitet 
als Speisefleisch abgegeben werden soll. 1897 behandelten Rümelin und 
Beckurts die Nahrungsmittelfälschung und ihre Bekämpfung. 1899 folgte 
dann der auch für unser heutiges Thema so wichtige Bericht von Heim über 
das Bedürfnis größerer Sauberkeit im Kleinvertrieb von Nahrungsmitteln. 
1901 behandelte Lehmann die Bedeutung der hygienisch wichtigen Metalle 
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im Haushalt und in den Nahrungsgewerben; 1903 Bornträger die hygie¬ 
nischen Einrichtungen der Gasthäuser und Schankstätten. 1904 sprachen 
Öhler und Bündle über die Frage, wie weit die Freizügigkeit des Fleisches 
gehen dürfe, ohne die Fleischversorgung der Städte in hygienischer Hinsicht 
zu gefährden. 1909 behandelte Schottelius das Thema: Konserven als 
Volksnahrung, im speziellen die Obst- und Gemüsekonserven, welche er für 
den Allgemeingebrauch mehr oder weniger überflüssig erklären zu können 
glaubte. 1910 endlich besprach Abel die Überwachung des Nahrungsmittel¬ 
verkehrs unter Betonung der mannigfachen Schwierigkeiten, welche sich 
solcher Überwachung entgegensetzen. 

„Wenn ich nunmehr versuche, an einer Reihe von Diapositiven die 
Grundlagen zu meinen Thesen vorzuführen, so werden einmal die Karten 
und Tabellen schon ohne weiteres auf diejenigen Ursachen hinweisen, welche 
für die Entstehung von Massenerkrankungen durch Nahrungs- und Genuß¬ 
mittel eine besondere Rolle spielen. Hervorgehoben sei gleich im Anfang, 
daß wir wohl mit Befriedigung feststellen können, daß die Produktion sowohl 
der Landwirtschaft wie der Industrie im Deutschen Reiche als gesund 
bezeichnet werden muß, was die große Masse der Betriebe anbelangt. Wir 
wollen feststellen, daß die deutsche Produktion auf vielen Gebieten 
des Nahrungs- und Genußmittelbetriebs führend voranging und 
nicht zum wenigsten auf dem Gebiete der gesundheitlichen Ein¬ 
richtungen in diesen Betrieben; und insbesondere ist hervorzuheben, 
daß die ebenso vorbildliche deutsche Gesetzgebung auf unserem Gebiete 
eine Sicherheit geschaffen hat, wie sie vorbildlich für andere Länder ge¬ 
worden ist. Aber jeder gesunde Baum hat einige kranke Zweige, und diese 
Zweige müssen beschnitten werden. So sehen wir auch im Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe Schwächen, Krankheiten, Auswüchse, letztere bedingt 
durch einzelne, welche sich durch schlechte Nahrungs- und Genußmittel¬ 
lieferung einen unverdienten Vermögenszuwachs verschaffen wollen, und gegen 
diese einzelnen kann nicht strenge genug eingeschritten werden im Interesse 
der gesunden Produktion ebensowohl, wie in dem des Volkes. Gerade von 
solchen Seiten hört man anführen, die Erkrankungen, die Vergiftungen seien 
ja harmlos verlaufen, es seien ja keine Todesfälle vonjekommen; aber unter 
den Erkrankten können sich doch solche befunden haben, bei denen die 
scheinbar geringe Schädigung ein bestehendes anderes Leiden ungünstig 
beeinflußt, und ist es in einer Epidemie nur eine einzige Person, die so 
betroffen wird, so hat sie doch genau dasselbe liecht auf den Schutz ihrer 
Gesundheit, wie die große Masse des ganzen Volkes. 

„So alt die Kunde von Kulturvölkern ist, so alt tritt uns das Bestreben 
entgegen, den Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln zu regeln; wie aus 
Tabelle 1 ersichtlich, läuft von den Speisevorschriften der alten Ägypter eine 
fortlaufende Kette zu den Griechen und Römern und durch die römische 
Kultur hinüber in das Mittelalter, w*o insbesondere die deutschen Reic hsstädte 
Vorschriften gaben, Schlachthäuser einrichteten, und zwar lange bevor sich 
die gleichen Bestrebungen in Frankreich und England zeigten. Und schon 
aus dem Jahre 1272 stammt eine Beschreibung der Vergiftung durch Fleisch 
und Fische durch Bert hold von Regensburg. Das neue Deutsche Reich 
hat dann durch eine Reihe von Gesetzen den Verkehr mit Nahrungs- und 
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Genußmitteln in sichere Bahnen gewiesen, welche vorbereitet und unterstützt 
wurden durch die Gesetzgebung der einzelnen Bundesstaaten. 


Tabelle l. Gesetzgebung über Nahrungs- und Genußmittel. 

A. Anfänge. 


1550 v. 

Chr. 

Papyrus Ebers, Speisevorschriften. 

j Ägypten 

— 

! 

Lykurg, Speiseordnung. 

Sparta 

— 

1 

Marktaufseher, Marktpolizei. 

1 Athen 

388 v. 

Chr. j 

Adilen, Marktpolizei. 

Rom 

1120 n. 

n 

Fleischordnung. 

Freiburg i. B. 

1X64 . 

n 

Stadtrecht über verdorbenes Fleisch. 

Hagenau 

1224 . 

n 

„ a finniges Fleisch. 

Straßburg 

1270 „ 

» 

Berthold v. Regensburg, Beschreibung der Ver¬ 




giftung durch Fleisch und Fische. 

— 

1276 „ 

TI 

Schlachtgebot im städtischen Schlachthause . . . 

Augsburg 

1215 , 

TI 

Fleischmarktverordnung. 

Frankreich 

1350 „ 

1) 

Fleischbeschauordnung. 

Paris 

13. Jahrh. 

Verordnung gegen Lebensmittelfälschung .... 

England 

1338 


Die ersten Schlachthöfe. 

n 


14. Mai 1879 
25. Juni 1887 
5. Juli 1887 
1887/1897 . 
1891/1901 . 
1898/1902 . 
1880/1894 . 
3. Juni 1900 


B. Deutsches Reich. 

Gesetz betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln 

„ „ n „ „ Blei- und zinkhaltigen Gegenständen 

„ „ „ „ gesundheitsschädlichen Farben 

„ „ „ „ „ Butter und deren Ersatzmittel 

n » * n * Wein usw. 

n n n n n künstlichen Süßstoffen 

„ „ Viehseuchen 

„ „ Schlachtvieh- und Fleischbeschau 


Betrachten wir nun die Massenerkrankungen in der Reihenfolge, wie sie 
in meinen Leitsätzen aufgestellt ist, so wären zunächst zu erörtern Massen¬ 
erkrankungen durch giftige Metalle. Als regelrechte Gifte kommen unter 
diesen nur Blei und Quecksilber in Betracht; während letzteres für unser 
Thema keine Rolle spielt, hat das Blei in früherer Zeit viel Schaden getan, 
weniger durch akute, wie durch chronische Vergiftungen. Das Reichsgesetz 
über den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegenständen hat hier Einhalt 
geboten. Nach ihm dürfen bekanntlich ganz oder teilweise aus Blei oder 
einer in 100 Gewichtsteilen mehr als 10 Gewichtsteile Blei enthaltenden 
Metallegierung hergestellte Eß-, Trink- und Kochgeschirre, sowie Flüssigkeits¬ 
maße nicht in den Handel gebracht werden. Verzinnungen dürfen nur 
1 Proz., Lote nur 10 Proz. Blei enthalten. Durch das Gesetz über gesund¬ 
heitsschädliche Farben ist weiterhin bestimmt, daß eine Reihe giftiger Metalle 
zur Herstellung von Nahrungs- und Genußmitteln, sowie zu ihrer Auf¬ 
bewahrung und Verpackung nicht gebraucht werden dürfen. 

Betrachten wir die Zahl der Massenerkrankungen durch Metallvergif¬ 
tungen, wie sie seit Erlaß dieser Gesetze literarisch beschrieben sind, so ist 
sie in Deutschland sehr gering (siehe Tabelle 2). Es sind Mehlvergiftungen 
dadurch entstanden, daß Mühlsteine verboten erweise durch Eingießen von 
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Tabelle 2. Metallvergiftungen. 


Jahr 

1 Ort 

1. . . . 

Fälle 

| Metall 

j Ware 

i! Herkunft 

I, 

1892 

? 

5 Familien 

Blei 

Mehl 

Mühlstein 

1894 

Gießen .... 

15 

n 

1 

» 

I 

(0,51 g in 750g Brot 

1894 

Lago Maggiore 

128 (1 f) 

t Arsenigel 
( Säure / 

Kochsalz 

Mörser 

1896 

Guhrau .... 

viele (mehreref) 

Blei 

Mehl 

Mühlstein 

1902 

Drei Orte . . . 

20 

f 

" 1 

(0,026 Proz. 
Hlei) 

Verschlußkasten 

Mühle 

1904 

Österreich. . . 

mehrere | 

Arsenik 

Brot 

Säcke 


Zinn, 100 mg schädlich. 

Kupfer, 200 mg schädlich. 

Irdenes Geschirr, 1.Kochung. . . 

Ölsardinen.. 

Ölthunfisch. 

Branntwein (London). 

Marzipan-Karotten, Umschlagpapier 
n „ jede Karotte. . 

Gemüsekonserven. 

Branntwein. 


Obstkonserveu 
Gemüsekonserven 
102 bis 702 mg Blei 
0,0077 bis 0,0218 Proz. Blei 
0,0140 Proz. Blei 
10 bis 106 mg Blei Prom. 
45,7 Proz. Blei 
0,25 mg Blei 

100 bis 117 mg Kupfer Prom. 
.10 „ 90 „ „ f, 


Me hl gifte. 


Secale cornutum im Roggenkorn ( Caesar Galen) . . . 

9 n n n n n 

9 • » » 9 »» • • • 

Endoconidium temulentum (1891) im Roggenkorn . . . 
Loltum temulentum : Temulin (1892) Deutschi, seit 1872 
Aqro*temina Githago : Roh-Sapotoxin (1891), 3 bis 5 g . 

Hederich. 

Hahnen kämm. 

Wachtelweizen. 

Lathyrus cicera . 

n sativus . 

* clymenum . 


2 Proz. akute Vergiftung 
0,1 „ chronische „ 

0,1 Prom. schadlos 
Delirien, Zittern 
0 Vergiftungen 
Gastritis 


Blei geglättet wurden. Auf grobe Nachlässigkeit sind zwei Arsenikmassen¬ 
vergiftungen im Ausland zurückzuführen, wo einmal in dem gleichen Mörser 
Arsenik und Kochsalz verrieben wurde und ein anderes Mal in den gleichen 
Säcken Arsenik und Mehl verladen wurde. Massenerkrankungen durch 
andere Metalle sind überhaupt nicht bekannt geworden. Zinn wird ja erst 
in einer Menge von 100mg schädlich, wie es in alten, stark sauren Obst¬ 
konserven einmal Vorkommen kann, und Kupfer erst durch 200mg, wie es 
bei übertriebener Kupferung von Gemüsekonserven möglich ist. Dagegen 
sind auch neuerdings billige irdene Geschirre gefunden worden, welche bei 
der ersten Kochung 102 bis 702 mg Blei abgaben, so daß durch diese 
Geschirre sehr wohl schwerste Vergiftungen hätten entstehen können. Nicht 
unwesentlich erscheint der teilweise hohe Bleigehalt, wie er in aus dem Aus- 
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land stammenden Ölsardinen und Ölthunfischen, in englischen Branntweinen, 
in dem Umschlagpapier und den Früchten ausländischer Marzipankarotten 
gefunden wurde; durch derartige Konserven könnten recht wohl Massen- 
erkrankungen an chronischer Bleivergiftung entstehen, deren gemeinsame 
Ursache unter Umständen schwer festzustellen wäre, da ja der Konserven¬ 
posten sich auf eine große Zahl von Abnehmern in eventuell weit auseinander¬ 
liegenden Zeiträumen verteilen kann. 

„In das Mehl kann eine Reihe teilweise schwerster Gifte geraten durch 
Krankheiten der Getreidekörner einerseits, durch Vermengung mit Giftsamen 
andererseits oder endlich, so namentlich in Hungersjahren, durch den direkten 
Genuß der Mehle giftiger Früchte. Die gefürchtetste dieser Vergiftungen 
war in früheren Zeiten die Mutterkorn Vergiftung; sie war schon Cäsar und 
Galen bekannt, wurde in klassischer Weise beschrieben durch Gregor von 
Tours bei ihrem Auftreten in Limoges, wo 922 40 000 Menschen daran 
gestorben sein sollen. Die Tabelle 3, entnommen aus Hirschs geographischer 
Pathologie, gibt ein Bild der gewaltigen Menge von Epidemien in früherer 
Zeit. Dadurch, daß man gelernt hat, das Korn durch Werfen und auf der 
Fege zu reinigen, daß man besondere Sortiermaschinen, die Trieurs, konstruierte, 
sind Massenvergiftungen in neuerer Zeit in Deutschland eigentlich unbekannt. 


Tabelle 3. Ergotismus-Epidemien. 


Jahr 

Ort der Beobachtung 

Jahr 

Ort der Beobachtung 

591 

Limoges 

1151 

Frankreich 

857 

Rheinland 

1180 j 

Lothringen 

945 

j Paris 

Spanien 

993/94 

Perigord, Angoumois, 

1205 

Frankreich 


Limousin 

1214/15j j 

Frankreich 

996 

j Lothringen 

Spanien 

999 

Königreich Leon 

1230 

Majorca 

1039 1 
1041/42/ 

Frankreich 

i 

1236 
1254 'S 

Poitou 

Marseille 

1085 

!i Lothringen 

1256 

Salamanca und andere Orte 

1089 ^ 

| Dauphind 

1347 

Bretagne 


j ; Lothringen 

1373 

Frankreich 

1089 | 
1092 ( 

Flandern 

1460 

1486 

Trapani, Falermo 

Deutschland 

1094/951 

! Frankreich 

1565 

Spanien 

Flandern 

1581 

Lüneburg 

1099 

ii 

|i Dauphinö 

1587 

Sudeten 

1109 

Orleans, Chartres, Dauphind 

1590 

Spanien 

1110 

England 

1592 

Schlesien 

1125 | 

Frankreich 

1595/96 ! 

Westfalen, Rhein, Braun¬ 

Schlesien 


schweig, Hannover, Hol¬ 


Frankreich 


stein, Sachsen, Hessen, 

1128/29 

Niederlande, bes. Utrecht 


Breisgau und andere Orte 

Deutschland 

1595/96 

Geldern, Friesland u. a. O. 


England 

1600 

Oberhessen 

1140/41 

j, Paris und andere Orte 

1630 

Sologne 
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Fortsetzung der Tabelle 3. 


Jahr 

Ort der Beobachtung 

Jahr 

Ort der Beobachtung 

1648/49 

Sächsisches Vogtland 

( 

Blekinge, Kroneberg, 

[ 

! Guyenne, Sologne, Gatinois, 

1785 { 

Christianstad 

1650 { 

j Perault 

l 

Toskana 

\ 

; Bern, Zürich, Luzern 

1785/87 

j Kiew 

1660 / 
1664 l 

Sologne und andere Orte 

1789 

1 Turin 

1793 

Foggia, Capitanata 

1670 

Guyenne, Sologne u. a. O. 

1794 

Stolberg 

1672 

Westfalen 

1795 

Mailand 

1«74 { 

Montargis 

1801 

Trier 

Bern, Luzern, Zürich 

r 

Minsk, Podolien, Ukraine, 

/ 

1675 < 

Gatinois 

1804 { 

Volhynien, Jekaterinoslaw 

Westfalen, Vogtland 

l 

Schweden 

f 

Frankreich 

1805 | 

Polen 

1676 { 

Schweiz 

Preußen, Mark 

\ 

England 

1813/14 

; Dpt. Sadne-Loire, Allier, 

1687 

Hessen, Westfalen, Cöln 


Isere, Cöte d’Or, Lyon 

1693 

Schwarzwald 

1816 

i Lyon, Dpt. Isäre, Dröme 

1694 

i Orleans, Sologne 

1819 

Wjatka 

1699 

Harz 

1821 

Böhmen 

1700 

Thüringen 

1824 

Dünaburg 

1702 

Hannover, Schlesien 

1825 

New York 

1709 | 

Sologne, Dauphinä 

1829 

Kreis Bunzlau, Böhmen 

Luzern 

1831/32 

Kreis 8chweinitz, Merseburg, 

f 

Orläannais, Dauphin^, 


Kreis Luckau, Potsdam 

1710 J 

Languedoc 

1832 

1 Braunsdorf, Sachsen 

Cremona 

1835/36 i 

j Nowgorod 

l 

Rußland, Ostseeprovinzen 

1837 

Am Onegasee 

( 

Schlesien, Sachsen, Lausitz, 

1840/44 

Finnland 

1716/17 { 

Schleswig-Holstein 

f 

Kalmar 

\ 

Schweiz 

1844 { 

Nowgorod 

1722/23 { 

Schlesien, Priegnitz, Pommern 

l 

Kreis Ellbogen, Böhmen 

Moskau, Nowgorod 

1845/46 ' 

St, Bernhard, Namur, Gent 

1736/37 

Schlesien, Böhmen 

1848 i 

Nerike 

1741 

Mark, Westfalen und andere 

1851 | 

Smaalenene 


Orte im nördl. Deutschland 

1851/52 

Koparberg, Jönköping 

1745 

Elfsborg 

1852/53 

Gouvernement Minsk 

1746/47 

Lund 

1854/55 { 

Dpt. Isere, Loire, Haute-Loire, 

1747 

Sologne, Artois, Flandern, 

Ardeche, Rhone 


Bordeaux 

( 

Brünn 

1749 

Bethune, Flandern 

1855/56 { 

! Nassau, Braunschweig, Wal¬ 

1750 

Potsdam 

l! 

deck, Hessen und andere 

1754 

Smaland, Blekinge 

1857 ; 

Siebenbürgen, östliches 

1756/57 

Rheinlande 

1862 ! 

Finnland 

1764 

Artois, Arras, Douay 

00 

H 

Bezirk in Chemnitz 

1765/66 

| Smaland 

1867/68 

1 Kronobergsiän 

1770/71 

Deutschland 

1879 | 

Kreis Frankenberg, Hessen 

1770/71 

Sologne, Maine, Tours, 

Nowgorod 


Anjou und andere Orte 
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Nur in Rußland erscheinen auch jetzt noch, bei schlechten Ernten besonders 
Epidemien. Was die Häufigkeit des Mutterkorns anbelangt, so entfallen auf 
lkg Roggen 600 bis 700 Stück von Secale cornutum, dem Dauermycel des 
Pilzes Claviceps purpurea, infizierte Körner oder 0,1 kg pro Hektoliter. Nach 
der Reinigung durch Trieurs findet man nur mehr 0,1 Promille. Akute Ver¬ 
giftung erscheint ungefähr bei 2 Proz. Verunreinigung im Mehl, chronische 
Vergiftung bei 0,1 Proz., und bei letzterer Menge leistet der mikroskopische 
Nachweis bei der Untersuchung noch gute Dienste. Die Krankheit selbst 
besteht in Kriebeln über dem ganzen Körper, daher der Name Kriebelkrank¬ 
heit; es folgen Kontrakturen von Fingern und Zehen, Ober- und Unter¬ 
schenkeln, tonische Krämpfe der Glieder unter heftigsten Schmerzen, Zwerch¬ 
fell-, Schlundkrämpfe, entzündliche Blasen auf der Haut mit folgendem, 
trockenem Brand, Abstoßen von Gliedern, besonders Zehen. Das eigentlich 
wirksame Gift ist trotz vielfacher Untersuchungen noch nicht festgestellt. 
In Anbetracht der furchtbaren Krankheit muß gute Sortierung des Mehles 
durch moderne Maschinen auch in kleinen Mühlen des Landes verlangt 
werden, wo sie vielfach noch fehlen. 

„Durch Taumellolch, dessen Genuß Schwindel, Gliederzittern, Betäubung, 
Verwirrtheit bedingt, sind in Deutschland seit 1872 keine Vergiftungen 
mehr vorgekommen. Die Kornrade macht in Mengen von 3 bis 5 g Auf¬ 
stoßen, Übelkeit, Magenkatarrh; der Samen wird durch die Radenfänger bei 
der modernen Müllerei in wirksamer Weise entfernt. Der Lathyrismus, 
eine seit alter Zeit in Italien durch den Genuß der Kichererbse entstehende 
Krankheit, viel verbreitet auch in Indien und Algier, stellt sich dar als eine 
spastische Lähmung der unteren Gliedmaßen, ähnlich dem Bilde einer 
Rückenmarkserkrankung, der sogenannten spastischen Spinalparalyse. Die 
Krankheit ist in Deutschland noch nicht beobachtet, neuerdings aber in 
Österreich, besonders Böhmen, bei Tieren vorgekommen und vielleicht auch 
schon beim Menschen. 

„Öle und Fette (Tabelle 4) können Massenvergiftungen veranlassen, wenn 
sie entweder von vornherein giftige Substanzen chemischer Art enthalten 
oder auf dem Wege der Zersetzung, durch Ranzigwerden, sich chemische 
Gifte in ihnen bilden. In der Tabelle sind giftige und ungiftige öle und 
Fette gegenübergestellt, zu letzteren gehören sämtliche tierische Fette. 
Bekanntlich hat man nun das Edelfett Butter zu ersetzen gesucht. Mege- 
Mouries hat noch unter Napoleon III. die Oleomargarine dargestellt: Er 
zerkleinerte Rindsnierenfett zur Zerreißung des Bindegewebes durch gezahnte 
Walzen, erwärmte die Masse dann zusammen mit Schweins- oder Schafmägen 
auf 45° C, goß das sich abscheidende Fett unter Kochsalzzusatz in Blech¬ 
gefäße ab und ließ es dann bei 20 bis 25°C erkalten, wobei das leichter 
schmelzbare Olein des Rindsfettes flüssig bleibt und abgegossen werden kann. 
Der Rückstand ist Preßtalg, bestehend aus Palmitin und Stearin. Dieses 
Olein mit Milch und Wasser unter Zusatz von Milchdrüsen und einem harm¬ 
losen gelben Farbstoff gemischt, war die Margarine früherer Zeit. Neuer¬ 
dings hat man nun eine Reihe von Pflanzenölen entweder teilweise oder 
gänzlich an Stelle des Oleins in der Margarinefabrikation verwandt, da 
die Nachfrage nach billigen Speisefetten fortwährend zunimmt; beträgt doch 
die Margarinefabrikation in Deutschland zurzeit rund 100 Millionen Kilo- 
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Tabelle 4. Öle und Fette. 

Giftige. 

Oleum Crotonis : Crotonalsäure von Croton Tiglium , Croton lipase 
Oleum infernale : Ricinolsäurereihe von Jatropha Curcas 
Milchsaft von Hippomane Manzanilla (M.-Baum) 
ff . Hura crepitans (Sandbüchsenbaum) 

Oleum Ricini 

Euphorbienöl: Euphorbinsäure-Anhydrid von Euph. resinifera 
Gummigutti: von Garctnta Hanburta Book 
Chaulmugraöl: Chaulmugrasäure,* von Taraktogenos Kurzit 
Hydnocarpusöl ( Hydnocarpussäure ) 

Cardamonöl j Chaulmugrasäure 1 von WnocarpMS Wight,ana, 
Marattiöl ( (0,1 bis 0,25 g pro kg) J uiebnans 

Lukraboöl von Hydnocarpus anthelmintiea 
„ „ , alpina 

Mowrahöl (ungereinigt) von Bassia-Samen 
Die ranzigen Öle und Fette 
Die Mineralöle (aus Naphtha usw.) 

Die Mineralöl-Rückstände 
Renovated-(Prozeß-)Butter. 


Die tierischen Fette 
(Oleomar garin 1870/76: 

M ege-Mou ries) 
Olivenöl 
Maisöl 
Mohnöl 

Sonnenblumenöl 

Rapsöl 

Sesamöl 


Ungiftige. 

Erdnußöl 

Preßtalg 

Mowrahöl, gereinigt 
Baumwollgarnen, gereinigt 
Cottonöl aus Cochinchina, Ceylon, 
Indien usw. 
i Kokosfett 

| Kokosnußbutter (Palmin 1897) 
Koprah (1880—88) 


Vergiftungen seit 40 Jahren. 


1911 , Marattiöl. 

1911 „ . 

i 

1906 | Ranziger Rindstalg 

1911 i Ranzige Butter . . 
1911 Ranzige Butter . . 


Hamburg 

30 Deutsche Städte 
Osnabrück 

(Arata) 

(Hertkorn) 


ij 200 Erkrankte 
? 

f 15 Erkrankte 
| ( blutiger Durchfall 

| Brechdurchfall 
I: Gastritis 


Margarinefabrikation. 


Deutschland 


100 Mill. kg 


Absolute Verdaulichkeit. 


Proz. 

Butter.97,16 

Palmin.97,00 

Gute Margarine.96,77 

o* 
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gramm. An der Spitze dieser Ersatzmittel steht das aus der Copra, den 
zerkleinerten Samenschalen der Kokosnuß, gewonnene Fett. Die ersten Ver¬ 
suche im deutschen Handel mit Kokosfett stammen aus dem Jahre 1880. 
Ende der 80er Jahre begann dann Schlinck in Ludwigshafen-Mannheim 
seine Versuche, das Kokosfett zu reinigen, doch erst 1897 konnte die bekannte 
Marke Palmin auf den Markt gebracht werden, ein nahezu neutrales, sehr 
schwer zersetzungsfähiges Produkt, wie ich aus eigenen Untersuchungen 
berichten kann, in denen sich Palmin bei dreimonatiger Lagerung bei 
Temperaturen in der Höhe seines Schmelzpunktes chemisch so gut wie gar 
nicht veränderte, während andererseits bakteriologisch die anfängliche Keim¬ 
freiheit selbst nach drei Monaten noch erhalten war. Außer diesen Kokos¬ 
fetten werden aber noch andere Öle und Fette zur Margarinefabrikation 
verwandt, und man glaubte ihrer Verwendung, besonders jener von Preßtalg, 
Baumwollsamenöl von mancher Seite aus entgegentreten zu müssen. Vom 
Standpunkt der Gefahr der Massenerkrankungen dürfte zu bemerken sein, 
daß bei der Notwendigkeit billiger Fette für den menschlichen Haushalt 
gegen solche so lange keine Einwendungen zu erheben sind, als ihr Preis den 
Gewinnungs- und Herstellungskosten entspricht und als sie dem Menschen 
vollständig unschädlich, selbst in größten Dosen, und andererseits gut 
bekömmlich und verdaulich sind. Eine unbedingte Voraussetzung ist aber 
auch die Deklaration solcher Fettmischungen als Margarine. Ob aus ähn¬ 
lichen Gründen gegen die Phantasienamen, wie sie gerade auch in der 
Margarineindustrie üblich sind, vor gegangen werden kann, erscheint fraglich, 
da mancher Käufer bei richtiger Deklaration der Zusammensetzung unter 
Umständen sehr in Zweifel kommen könnte. 

„Die Suche nach billigen Fetten hat aber bekanntlich in neuester Zeit 
zu einem bedenklichen Auswuchs geführt, den 200 Erkrankungen durch 
Marattiöl in Hamburg und weiteren in ungefähr 30 anderen deutschen 
Städten. Es möchte hier aber besonders bemerkt werden, daß es sich hier 
um die erste Massenerkrankung handelt, welche in den 40 Jahren seit 
Bestehen der Margarineindustrie durch Margarine als solche bekannt wurde, 
ein Beweis für meinen eingangs aufgestellten Satz; auch diese Industrie ist 
im allgemeinen gesund. 

„Zur Entstehung der Vergiftung ist anzuführen, daß sogenanntes Karda¬ 
monöl über England aus Indien bezogen wurde; dasselbe machte nach den 
Untersuchungen des Hamburger hygienischen Instituts bei Hunden nach 
1 a Stunde in der Menge von P/jg Erbrechen; mehrere Hunde gingen zu¬ 
grunde. Auch die raffinierten Proben, aus denen alle wasserlöslichen Bestand¬ 
teile entfernt waren, machten die gleiche Vergiftung. Es lag also eine in 
der Konstitution des Fettes gegebene Gift Wirkung vor. Weiterhin erwies 
sich das sogenannte Marattifett mit dem Kardamonöl identisch. Aus Hydno- 
karpussamen von Baumpflanzen Vorder- und Hinterindiens sowie von Nieder- 
ländisch-Indien konnte weiterhin ein öl von gleicher Giftigkeit erhalten 
werden. Als giftiger Körper wurde daraus die Hydnokarpussäure und 
Chaulmugrasäure dargestellt, welche, in Mengen von 0,1 g pro Kilogramm 
Körpergewicht gegeben, 1 bis 2 Stunden nach der Fütterung Erbrechen ver¬ 
ursachten. Nachdem nach Dun bars Angaben ein erwachsener Arbeiter in 
Hamburg mindestens 30g Margarine auf Brot gestrichen verzehrt, wurde 
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die mindest wirksame Dosis fast in allen Fällen überschritten. Außer 
Erbrechen zeigte die Vergiftung bei Hunden noch hochgradige Aufgeregtheit 
und klonische Krämpfe. Die Sektion der Hunde ergab Rötung der Magen- 
und Darmschleimhaut. Zur Verhütung derartiger sehr bedauerlicher Vor¬ 
kommnisse ist für die ganze Nahrungs- und Genußmittelindustrie zu verlangen, 
namentlich im Anschluß an die Forderungen, welche Abel in seinem Vortrag 
über Überwachung des Nahrungsmittelverkehrs betonte, und welche ebenso 
früher von Dieudonne festgelegt sind, daß nicht, wie bisher der Brauch 
einriß, lediglich ein Nahrungsmittelchemiker zur Untersuchung der Konstanten 
des Fettes und der Reinheit desselben oder anderer Produkte gehört wird, 
sondern daß, eine eigentlich selbstverständliche Forderung, ein pharmako¬ 
logisch geschulter Arzt, der einem staatlichen oder städtischen Laboratorium 
angehört, die Substanzen auf ihre Giftigkeit prüft. 

„Sowohl die tierischen wie pflanzlichen Fette sind der Verderbnis aus¬ 
gesetzt, welche bei unzweckmäßiger Aufbewahrung in Gefäßen, zu denen 
Licht und Luft reichlich Zugang haben, erfahrungsgemäß rascher erfolgt, 
namentlich bei höherer Temperatur ; bei Butter und Margarine erscheinen 
besonders Schimmelpilze bei längerer Aufbewahrung; die Zersetzung der 
Fette erfolgt desto rascher, je mehr sie mit Wasser durchknetet sind, und 
besonders leicht bei jenen Fetten, welche noch die Zellhüllen enthalten, wie 
Butter, Rindsfett usw. Ausgelassene Fette, welche wasserarm sind, keine 
Zellhüllen enthalten, werden bei rationeller Aufbewahrung schwer ranzig, so 
namentlich Butterschmalz. Von Massenerkrankungen durch ranzige Fette 
konnte ich nur eine einzige auffinden (Tabelle 3), bei welcher ranziger 
Rindstalg bei 15 Personen blutigen Durchfall verursachte. Der Geruch und 
Geschmack ist im allgemeinen derartig widerlich, daß mit ranzigen Fetten 
zubereitete Speisen wohl meist verweigert werden. Wegen der erwiesenen 
Schädlichkeit der in rauzigen Fetten sich bildenden Stoffe ist um so mehr 
Stellung zu nehmen gegen die Verfahren, welche zur Wieder auf frischung 
von Fetten und insbesondere Butter in der Industrie versucht werden, im 
größten Maßstab in Nordamerika, wo in einem einzigen Vierteljahr, z. B. im 
Jahre 1902, rund 6 Millionen Pfund Renovatedbutter erzeugt wurden. Diese 
Industrie hat auch auf Deutschland übergegriffen; in Brüssel scheint die 
Zentrale zu sein, von welcher aus das Verfahren vertrieben wird, welches im 
allgemeinen ähnlich jenem bei der Margarineherstellung ist. Ein Prozeß in 
Arnsberg ergab, daß »Kühlhausbutter«, »Galizische Butter«, »Sibirische 
Kratzbutter« zum Preise von 30 bis 60 <jft für 100 Pfund in großen Mengen 
zusammengekauft wurden zur »Veredelung«. 

„Was den Vorgang des üanzigwerdens selbst betrifft, so ist derselbe 
noch nicht völlig geklärt; jedenfalls deckt sich Ranzigwerden nicht mit der 
Zunahme an freien Fettsäuren. Früher faßte man das Ranzigwerden als 
einen OxydationsVorgang auf, entstehend durch die gleichzeitige Einwirkung 
von Licht und Sauerstoff. Es sollten vor allem die ungesättigten Fettsäuren 
der Ölsäurereihe angegriffen werden unter Bildung von Säuren mit niedrigem 
Kohlenstoff- und hohem Sauerstoffgehalt. Außerdem fand man aldehydartige 
Körper; mit dem Fortschreiten der Oxydation erfahren die flüchtigen Säuren 
starke Vermehrung, der ranzige Geruch soll durch eine Mischung geringer 
Mengen freier flüchtiger Säuren und Ester bedingt sein. Als Ursache der 
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Bildung der Riechstoffe wurden schon früher Mikroorganismen angesprochen. 
Andere Erklärungen gehen dahin, daß ein Fett ranzig sei, wenn das freie 
Glycerin teilweise oder ganz zu Aldehyden und Ketonen oxydiert sei, beim 
Ranzigwerden fände unter Aufnahme von Sauerstoff eine Spaltung der Glyce- 
ride in Glycerin und freie Fettsäuren flüchtiger und nichtflüchtiger Art 
statt. Neuere Untersuchungen, besonders von Orla Jensen, fanden, daß 
die Oxydation der Fette durch Wärme erfolgt bei Anwesenheit von Sauer¬ 
stoff, daß dieser aber lediglich zur Unterhaltung der Lebenstätigkeit der 
aeroben Pilze dient, welche das eigentliche Ranzigwerden verursachen; das 
Ranzigwerden geht von außen nach innen vor sich. Die Spaltung des Fettes 
und die Bildung der flüchtigen Säuren geschieht zunächst vornehmlich durch 
B. fluorescens liquefaciens und prodigiosus, später durch Oidium lactis und 
Cladosporium butyri, zu denen sich die Wirkung des Penicill. glaucum gesellt. 
Nach meinen eigenen Untersuchungen scheint den Oidien und Schimmelpilzen 
eine Hauptrolle beim Ranzigwerden zuzukommen. Durch Zusatz von Koch¬ 
salz in solchen Mengen, daß in dem Fett ungefähr 2 Proz. enthalten sind, 
wird das Ranzigwerden erheblich gehemmt. Sauber zubereitete Butter aus 
reinlich gewonnener Milch ist z. B. nach meinen Untersuchungen sowie denen 
von anderer Seite bei kühler Aufbewahrung in geschlossenen Gefäßen ungefähr 
zwei Monate haltbar, während Margarinesorten, welche uns teils durch 
Fabriken zugesandt wurden, teils im Handel gekauft waren, auch mit Salz¬ 
zusatz nach zwei, längstens drei Wochen Aufbewahrung im Keller zur 
Sommerszeit deutliche Zeichen von Verderbnis hatten, mit Schimmelpilz¬ 
wucherungen bedeckt waren. Die Zumengung von Salicyl-, Benzoe- oder 
Borsäure hat keinen Einfluß auf die Haltbarkeit von Fetten. Die raschere 
Verderbnis der Margarine dürfte vielleicht dadurch zu erklären sein, daß, 
um das Schäumen beim Kochen und Braten zu bewirken, der Margarine 
Eigelb zugesetzt wird. Dieses Eigelb kommt mit 10 bis 20 Proz. Kochsalz 
vermengt auch aus dem Ausland; nach meinen Untersuchungen ist dieses 
Eigelb stark keimhaltig, die Vermehrung der Keime und die Zersetzung des 
Eigelbes wird aber durch den hohen Kochsalzgehalt zunächst verhindert; 
wird das Eigelb dagegen in die Margarine verarbeitet, so erfolgt natürlich 
eine Verdünnung des Kochsalzzusatzes, und die Hemmung des Bakterien¬ 
wachstums ist aufgehoben. Es ist in der Literatur darauf hingewiesen 
worden, daß beim Ranzigwerden unter Umständen die stark giftigen höheren 
Aldehyde: Acrolein und Krotonaldehyd, ferner die äußerst giftigen Substanzen: 
Kroton-, Angelica-, Acrylsäure entstehen könnten. Auch wegen dieser Mög¬ 
lichkeit sind ranzige Fette oder ihre Reinigungsprodukte gänzlich vom Handel 
und Verkehr auszuschließen. 

„Ein noch viel bedenklicherer Auswuchs hat sich bei dem Vertrieb alko¬ 
holischer Genußmittel herausgebildet gehabt: Die Verwendung des billigen, 
nicht besteuerten Methylalkohols an Stelle des Äthylalkohols. Wie aus 
Tabelle 5 hervorgeht, hat Baer schon im Jahre 1885 auf den Methylalkohol 
als Gift hingewiesen und ein Verbot verlangt für Zusätze über 0,3 Proz. 
1896 wissen wir aus Irland und England, 1899 aus Rußland durch Ver¬ 
giftungen, welche sich als Erblindung zeigten, daß der Methylalkohol damals 
bereits zur Fälschung von Likören im großen gebraucht wurde. In Ungarn 
sind 1910 eine Reihe von Erblindungen gemeldet durch angeblichen Rum, 
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1896 

1898 

1898 

1899 
1899 
1899 
1901 
1901 
1905 
1910 

März 1911 
Mai 1911 
Okt. 1911 


1885 

1897 

1899 

1907 

1907 

1909 

1910 

1910 

1910 
Dtz. 1911 

1911 


Beimengung. 

Irland, England, allgemein, Schnaps 
(Prinsen): Echter Branntwein frei 
(Brandt): Künstliche Branntweine fast stets 
(Trillat): Echte Liköre frei 

„ Unreine Handelsliköre häufig 

„ Tresterbranntwein 0,25 Proz. 

(Wolff): Reine Branntweine Spuren 
(Robine): Speiseessig 

(Fendler): Pharmazeutische Präparate (Aufhebung der Steuerfreiheit) 
(Jaksch): Zunahme der Fälschungen 
Verbot: Ungarn 
„ Preußen 

„ Kongreß Lüttich 


Vergiftung. 

(Baer): Gift, 0,3 Proz., Verbot 
England (Wood): 200 Erkrankungen, Schnaps 
Rußland (Ströhmberg): Mehrere Erkrankungen, Schnaps, erblindet 
(Nagel): 3 (Matrosen) Erkrankungen, Schnaps, erblindet 
(Löwenthal): 10 (Matrosen) Erkrankungen, Tee mit Rum, einer erblindet 
(Natanson): 1 (Matrose) Erkrankung, Schnaps, erblindet 
(Jaksch): Vergiftungen: Amerika, Rußland, Ungarn; 8,0 krank, 140,0 
sicher tödlich 

Ungarn (Grosz): 10 Erkrankungen, Tee mit Ruin, erblindet 

Ungarn: 70 Todesfälle 

Berlin über 160, 89 gestorben, Schnaps 

Leipzig: 3 erkrankt, 2 gestorben 


Branntwein schärfen. 
Trink-Eau de Cologne: 


Bergamottöl | 

Orangenöl 

Rosmarinöl I 

Zitronenöl 

Kardamon öl 


rquebuse: 


Fenchel öl 

Basilicumöl 

Majoranöl | 

Calaminthaöl 

Nelkenöl 

Anisöl 

Pfefferkrautöl 

Melissenöl 

Angelikaöl 

Origanumöl 

kungen (durch 10,0 bis 20,0): 


Kolik i 

Delirien 

Strangurie 

Koma 

Hämaturie 

Temperaturabfall 

Nephritis 

Dyspnoe 

Krämpfe 

Herzlähmung 
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der Methylalkohol war und dem Tee zugesetzt wurde. 70 Todesfälle sind 
in diesem Jahre aus Ungarn berichtet, aber schon 1897 200 Erblindungen 
aus England. Die in Frankreich 1899, in Deutschland 1898 bereits vor¬ 
genommenen Untersuchungen haben reine echte Liköre stets methylalkoholfrei 
erwiesen, dagegen unreine Handelsliköre häufig mit Methylalkohol vermischt. 
Im Speiseessig, ja sogar in pharmazeutischen Präparaten erschien er, in 
letzteren, als die Steuerfreiheit des Spiritus für dieselben aufgehoben war. Das 
Vergiftungsbild besteht zuerst in gastrischen Erscheinungen, welchen rasch die 
Augenerkrankung folgt, eine zunehmende Erblindung, welche zurückgehen, 
aber auch mit völliger Erblindung durch Atrophie der Sehnerven enden kann. 
Der Tod erfolgt durch Lähmungserscheinungen des Herzens nach vorher¬ 
gehendem Temperaturabfall, ausgehend von Störungen im verlängerten Mark. 
Schon 1910 beschreibt Jaksch als giftige Dosis 8 bis 20g, als tödliche 
140g, oft aber noch viel weniger. Das Krankheitsbild ist außerordentlich 
wechselnd, scheinbar leichte Fälle sterben plötzlich, schwere Fälle kommen 
durch. In der Heil- und Pflegeanstalt Uchtspringe hat nun Rühle Hunde¬ 
vergiftungen vorgenommen und die Befunde, welche er namentlich in der 
Brücke, im verlängerten Mark und im Rückenmark erhob, sind von außer¬ 
ordentlichem Interesse. Durch die Liebenswürdigkeit des Autors bin ich in 
der Lage, hier zum erstenmal seine Ghromophotographien von Schnitten durch 
die nervösen Zentralorgane der vergifteten Hunde vorzuführen. Die Krank- 
heitssymptome bei den Hunden waren unsicherer Gang, steigender Puls, 
sinkende Temperatur, dann Abfall des Pulses und der Atmung, Benommenheit, 
schlaffe Lähmungen der Gliedmaßen, zuletzt Herzlähmung nach 18 bzw. 
38 Stunden durch Mengen bei der einen Dogge schon von 250 ccm. Die 
histologische Untersuchung ergab in den oben genannten Teilen des Zentral¬ 
nervensystems zerstreute Blutungen um die Gefäße herum, bis zur 40- bis 
50 fachen Größe des Gefäßdurchschnittes. Die Blutungen waren teils 
zwischen die Markfaserung, teils zwischen die Ganglienzellengruppen ein¬ 
gelagert. Diesen Blutungen um die Gefäße ging eine an den jeweiligen Ort 
der stärksten Gefäßwandreizung lokalisierte Leukozytenansammlung voran; 
schließlich fand eine Beladung der Gefäßwandendothelien mit lipoiden Stoffen 
statt; im unteren verlängerten Mark und im ganzen Rückenmark waren die 
Blutungen nur in der grauen Substanz, und hier um die Ganglienzellen, 
niemals in der Marksubstanz. Die Gefäßversorgung im verlängerten Mark, 
in dem schon physiologisch eine Druckerhöhung besteht, begünstigt die 
Blutungen; letztere üben dann einen Druck auf die umgebenden Nervenkerne 
und Wurzeln, und je nach den betroffenen Gebilden erscheint Krankheit und 
Tod. Nach Harnack sollte Methylalkohol, der an sich schwach wirke, eine 
langsame Oxydation zu Ameisensäure eigen sein; da er von bestimmten 
nervösen Elementen besonders angezogen werde, so spielen sich in diesen 
dann jene langsamen Oxydationsprozesse ab. Bild I zeigt Blutungen um 
kleinste Gefäße und Kapillaren in der Brückengegend und im verlängerten 
Mark; Bild 2, ein Markscheidenpräparat, zeigt, wie durch die Blutung die 
Markscheiden einerseits auseinandergedrängt, andererseits mit benachbarten 
Zügen zusammengepreßt werden; Bild 3 zeigt hart an der Grenze des dorsalen 
motorischen Vaguskernes, diesen halbmondförmig umfassend und an die 
dortigen Ganglienzellenhaufen angrenzend, eine mächtige, um ein größeres, 
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in der Längsrichtung getroffenes Gefäß angeordnete Blutung; Bild 4 zeigt 
die innige Berührung von kleinsten Blutaustritten mit einzelnen ganglionären 
Elementen in der Gegend der Pyramidenkreuzung. Die Beschreibung der 
Bilder entstammt ebenfalls den liebenswürdigen Mitteilungen des Autors. 

„Aus all dem erhellt, die furchtbare Giftigkeit des Methylalkohols, und 
dementsprechend hat der belgische Ernährungskongreß zu Lüttich, dem ich 
im Oktober 1911 beiwohnte, eine These aufgestellt, daß dieses Gift absolut 
und in jeder Form vom gesamten Handel und Verkehr auszuschließen sei. 
Im Dezember 1911 traten dann im Obdachlosenasyl zu Berlin die noch in 
aller Erinnerung befindlichen Vergiftungen auf durch Methylalkohol, welcher 
durch gewissenlose Geschäftsleute in den Handel gebracht wurde, wodurch 
über 100 Personen erkrankten und 89 starben. 

„Aber nicht nur die schweren Alkohole, an ihrer Spitze der Methylalkohol, 
sind für die menschliche Gesundheit als geistige Getränke gefährlich, in 
ähnlichem Maße vielmehr eine Gruppe von Substanzen, welche unter dem 
Namen Branntweinschärfen bekannt sind. Sie werden Likören und Brannt¬ 
weinen zugesetzt, um denselben ein besonderes Aroma, eine besonders 
berauschende Wirkung zu geben. Der Schnapstrinker bildet sich ein, besonders 
guten Branntwein vor sich zu haben, wenn diese Branntweinschärfen, welche 
ein ätzendes Gefühl im Munde machen, sich in seinem Getränk befinden. 
Eine Reihe dieser Substanzen sind in den aus den Naturprodukten gewonnenen 
Likören zwar vorhanden, jedoch in solchen Mengen, daß akute Vergiftungen, 
Massenerkrankungen ausgeschlossen sind. Demgegenüber bestehen noch 
keine Bestimmungen, wieviel von diesen Substanzen in den Kunstlikören 
vorhanden sein dürfen, welche aus Kartoffelbranntwein und diesen Brannt¬ 
weinschärfen entweder fabrikmäßig oder im Kneipenbetrieb zusammengemischt 
werden. Die Branntweinschärfen (siehe Tabellen 5 u. 6) entstammen teilweise 


Tabelle 6. Giftige Branntweinschärfen. 


A. Kampfer. 


B. Terpene. 


! Eukalyptusöl 
| Lorbeeröl 
Muskatnußöl 
I Cedernöl 


Bernsteinöl 

Bergamottöl 


Pfefferminz¬ 

kampfer 

Borneokampfer 

Japankampfer 


Baldrianöl 

Fenchelöl 

Knoblauchöl 

Kümmelöi 

Lavendelöl 

Majoranöl 

Nelkenöl 

Tfefferkrautöl 

Rautenöl 

Santalöl 


C. Ätherische Öle. 

Sassafrasöl 
Thymianöl 
Wintergrünöl 
Bayöl 
Rosenöl 
Orangenöl 
Zitronenöl 
Angelikaöl 
Basilicumöl 
Calaminthaöl 


Wacholderöl 
Terpentinöl 

Thujaöl 


Salveyöl 

Rosmarinöl 

Kardamonöl 

Cinaöl 

Absynthöl 

Anisöl 

Melissenöl 

Origanumöl 

Ysopöl 


I). Harze. 
Kawaharz 
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den Kämpfern, andere den Terpenen, den ätherischen Ölen, von Harzen 
kommt nur das Kawaharz in Betracht, beliebt unter den Eingeborenen der 
australischen Inseln. Schon Mengen von 10 bis 20 ccm vermögen akute 
Vergiftungen zu bedingen; das Bild der Erkrankung, bei den einzelnen 
Schärfen wechselnd, äußert sich in Kolik, Strangurie, Hämaturie, Nieren¬ 
entzündung, Krämpfen, Delirien, Bewußtlosigkeit, Atemnot, Temperatursturz 
und in schweren Fällen Herzlähmung und Tod. Besonders berüchtigt sind 
zwei Liköre, welche in neuerer Zeit auch in Deutschland Eingang fanden, 
das Eau d’Arquebuse und Trink-Eau de Cologne. Beide verursachen epilepsie¬ 
artige Zustände, das erstere ist namentlich in Frankreich, das letztere in 
England und Rußland beliebt. Um Massenerkrankungen vorzubeugen, wie 
sie durch übermäßigen Genuß mit Schärfen versetzter Branntweine wohl 
möglich sind, scheinen Bestimmungen nötig, welche Gesamtmengen solcher 
öle in Kunstlikören überhaupt vorhanden sein dürfen und welche Schärfen 
in Kunstlikören zu verbieten sind. Am sichersten wäre Abhilfe zu 
schaffen durch ein Spirituosengesetz, das, wie das Weingesetz, 
vorschreibt, nur Naturprodukte zu verwenden. 

„Eine Vergiftung, welche Jahr um Jahr, so auch in diesem Sommer z. B. 
in München, in Neustadt a. H. einzelne und Massenerkrankungen meist mit 
einem großen Prozentsatz von Todesfällen setzt, ist jene durch giftige Pilze, 
so gut wie ausschließlich entstehend durch Verwechselung mit eßbaren Pilzen. 
In Tab. 7 sind die hauptsächlichsten Giftpilze, in Tab. 8 die eßbaren Pilze, wie 
sie in Deutschland verbreitet sind, zusammengestellt. Die Literaturangaben über 
Massenerkrankungen durch Pilze sind leider etwas spärlich und vielfach un¬ 
genau, so daß die aufgeführten Vergiftungen auf Vollständigkeit nicht entfernt 
Anspruch machen können. Der giftigste Pilz, welcher am häufigsten zu Ver¬ 
wechselungen führt, ist der dem Champignon ähnliche Knollenblätterschwamm, 
aus welchem eines seiner Gifte, das Phallin, dargestellt ist. Ein bis zwei Stück 
dieses Pilzes vermögen den Tod eines Erwachsenen herbeizuführen. Die Ver¬ 
giftung verläuft unter dem Bilde der akuten gelben Leberatrophie, setzt nach 
ungefähr 10 Stunden ein; die Sterblichkeit ist 75 Proz. Bei Katzen und 
Hunden wirken 0,005 g pro Kilogramm tödlich in 4 bis 72 Stunden. Sehr 
häufig ist die Verwechselung der Lorchel mit der Morchel; die Vergiftung 
besteht in Blutharnen, Gelbsucht. Die giftigen Täublinge und Röhrenpilze, 
letztere sehr häufig mit dem Steinpilz verwechselt, ebenfalls einem Röhren¬ 
pilz, sind harmloser und verursachen schwere Brechdurchfälle. Auch durch 
Fliegenpilze, welche das enorm giftige MuBcarin, außerdem Pilzatropin, Ama- 
nitin enthalten, kommen immer wieder auch Massenerkrankungen vor. Die 
Gifte von Fliegenpilzen und Lorcheln sind mit heißem WaBser größtenteils 
ausziehbar, die Vergiftungen verlaufen schwächer, wenn die abgekochten 
Pilze ausgepreßt und die Brühe abgegossen wird. Merkwürdig ist der Um¬ 
stand, daß manche Pilze in gewissen Jahren, so besonders die Lorchel, stärker 
giftig sind, in anderen nahezu harmlos. Die Vorschriften über den Pilz¬ 
handel sind teilweise alt, wir besitzen eine Verfügung des preußischen 
Ministeriums des Innern vom 2. Juli 1812, also just vor 100 Jahren, welche 
keine anderen Pilze zuläßt, als die Morchel, den Champignon, den Reizker, 
den Musseron, den Pfifferling, den Steinpilz, den Bocksbart. Und ebenso aus 
Wien vom Jahre 1818 eine Verordnung, daß überhaupt alle Gattungen von 
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W ulstblätterpilze: 


Laktuarisarten: 
Täublinge: 


Köhrenpilze: 


Lorcheln: 


Tabelle 7. Giftige Pilze. 


( Krämpfe 

Amanita muscaria. Muscarin (1869) : Delirien 

{ Hämolyse 

„ phalloides J 

, paMtrina |“SS£dHUI 

, mappa I (fettige Degeneration 

ff vtrescens ) 

Giftiges Harz 


Russula emetica (Speiteufel) 

„ foetus (Schmierling) 

Hebelomi fustibile (Eckel-P.) 

„ rimosum (Kiß-P.) 

Pleurotus olearius (8üdl. Europa, Japan) 

Boletus lurtdus (Hexen-P.) 
jf satanus 
n pachyims 
n fellens 

Helcella esculenta. Helvellasäure |^^g lol) ^ nUrie 

Scleroderma aurantiacum (Pomeranzenhärtling) 

Agaricus torminosus (Giftreizker) 


V ergiftungen. 


Jahr j 

Ort 

Erkrankt 

Ware 

1846 ! 

i ? 

viele 1 

Lorchel 

1853 

V 

n | 

n 

1855 

Bromberg. 

100 

1 » 

1855 ! 

Kreis Zazoo. 

| viele 

1 n 

1855 j 

Komitat Trencsin. 

r> i 

n 

1879 

y 



1885 

Bern. 

mehrere 

Knollenblätterpilz 

1893 ' 

(Inoko). 

n 

Pantherpilz 

1894 

München. 

18 (2 gest.) | 

Knollenblätterpilz 

1901 | 

|i Biesenberg. 

11 (3 gest.) 

Giftreizker 

1912 

1 (Schnürer). 

1 6 

Knollenblätterpilz 


Tabelle 8. Eßbare Pilze. 


Clarana , Keulenpilze: Ziegenbart, I 
Hirsch8chwamm, Bärentatze, | 
Hahnenkamm 
Sparassis , Glucke 
Fistiüina , Leberpilz 
Boletus edtdiSf Steinpilz 
Hydnum , Nadelpilz 
Polyporus , Löcherpilz 


Boletus luteus , Kingpilz 
Psalliotra campestris, Champignon 
Lactarius deliciosus, Keizker 
Cantharellus cibarius t Eierpilz 
Marasmius scorodomtHs, Lauchpilz 
Morchellüf Speisemorchel 
Tuber % unterirdische, echte Trüffel 
Clitopilus prunulus, echter Mousseron 
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Schwämmen, die auch nur etwas verdächtig, oder deren Unschädlichkeit 
nicht ganz zuverlässig bekannt ist, nicht zum Genuß, folglich auch nirgends 
zum Verkauf zuzulassen seien. Von dem Umfang des Pilzhandels dürfte die 
Stadt München ein Beispiel geben, in welcher rund 7000 bis 8000 Zentner 
Eßschwärame jährlich auf den Markt kommen. Es ist der Forderung 
Giesenhagens, des Münchner Botanikers, beizustimmen, daß alle diejenigen 
Pilze als Giftschwämme zu bezeichnen sind, welche auch nur von einem ein¬ 
zigen wissenschaftlich ernst zu nehmenden Autor für gesundheitsschädlich 
erklärt werden. Die Marktpolizeiorgane sind in der Kenntnis der gewöhn¬ 
lichen giftigen und ungiftigen Pilze zu unterrichten. Eine Liste der meisten 
in der betreffenden Gegend vorkommenden leicht kenntlichen eßbaren Pilze 
ist aufzustellen und jede andere Art zu verbieten. Und diesen Anhalts¬ 
punkten gemäß müßte die Rechtsprechung stattfinden, was nach Giesen¬ 
hagen bisher nicht immer geschieht. Die Stadt München besitzt mustergültige 
Vorschriften über den Pilzhandel. Hausinfektionen durch selbstgesammelte 
Pilze lassen sich aber dadurch ja leider nicht vermeiden. 

„Eine nicht unerhebliche Rolle unter den Massen Vergiftungen spielten in 
früherer Zeit (Tab. 11, S. 31) die Muschelvergiftungen. Bei den Muscheln trifft 
in erhöhtem Maße ein Umstand zu, der schon bei den Pilzen erwähnt wurde, 
sie sind in bestimmten Jahren und in diesen Jahren wieder mehr an be¬ 
stimmten Plätzen giftig, und zwar erstreckt sich diese Giftigkeit auf alle 
Muscheln, welche für gewöhnlich eßbar sind, also die Auster, die Mies-, Herz- 
und Brandhornmuschel, nur im Süden scheinen Vergiftungen durch den Seehasen 
vorzukoramen, die übrigens schon den Römern bekannt waren (s. Tab. 10, S. 30). 
Betrachtet man die Plätze, von denen Vergiftungen durch Muscheln besonders 
gern ausgehen, so liegen die Muschelbänke dort entweder in stagnierendem 
Wasser oder an der Ausmündung von Kanälen, Kloaken. Die Giftigkeit, 
deren genaue Ursache noch nicht bekannt ist, scheint mit der Aufnahme 
faulender Substanzen durch die Muscheln zusammenzuhängen. Bekannt sind 
die Erkrankungen von Wilhelmshaven im Jahre 1885 durch Miesmuscheln; 
bei der Untersuchung dieser Erkrankungen stellte Brieger das Mytilotoxin 
dar, eines der Gifte, welche für die Erkrankung verantwortlich sein dürften. 
Die Erkrankungen durch giftige Muscheln schließen sich meist fast unmittelbar 
an den Genuß an; auch der Tod kann schon in einigen Stunden nach Genuß 
erfolgen. Wir kennen eine Form, welche sich durch Hautausschläge äußert, 
eine andere besteht in schwerem Brechdurchfall, die dritte und gefährlichste 
geht mit Lähmungen einher im Gebiete der Kopf- und Gesichtsnerven, teil¬ 
weise auch der Extremitäten, in tödlichen Fällen mit Lähmung der Kerne 
der Herzinnervation im verlängerten Mark. Was die Austern Vergiftungen 
anbelangt, so hat die holsteinische Auster bisher zu Massenerkrankungen 
keinen Anlaß gegeben; dieselben gingen vielmehr immer von italienischen, 
französischen und englischen Austern aus. Für den Handel mit Muscheln 
ist der Umstand wichtig, daß sie im Hause des Händlers oder Wirtes nicht 
in Salzlösungen kommen, welche mit bakterienreichem Wasser hergestellt 
sind. Für den Genuß ist wesentlich, daß das Gift der Muscheln hohen 
Temperaturen widersteht, durch Kochen nur wenig beeinflußt wird. Endlich 
wissen wir, daß auch zu bestimmten Jahreszeiten die Muscheln stärker giftig 
sein können; in unseren Breiten im allgemeinen vom Mai bis August. Hier 
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*ei angefügt, daß Hummer, Langusten von Juli bis September, Garnelen, die 
sogenannten Krabben, von März bis Oktober nicht genießbar sind. Interessant 
ist die Angabe von Delthil, daß ein Säugling jedesmal, wenn die Amme 
Miesmuscheln aß, Nesselfieber bekam, ohne daß die Amme selbst krank 
wurde. Es möchte aber zum Schluß betont werden, daß Masaenerkrankungen 
durch direkt giftige Muscheln, also nicht etwa durch in Fäulnis über¬ 
gegangenes Material, in Deutschland, soweit mir dies festzustellen möglich 
war, in den letzten 20 Jahren nicht vorgekommen Bind; auch der Handel mit 
Muscheln kann daher im allgemeinen als gesund bezeichnet werden. 

Tabelle 9. Fisch verbrauch in Deutschland. 

I; Im Durchschnitt 

| pro Kopf 

dz kn 


Ausländische frische Fische (1900 bis 1905).j 752 805 1,181 

* gesalzene usw. Fische (1900 bis 1905) . . ( | 1 940 939 3,303 

Davon: u 

Ausländische gesalzene Heringe (1900 bis 1905) . . . . r 1 807 740 2,95 

Deutsche Heringe 1906 . 410 357 0,671 

, „ 1900 . 1 144 198 0,257 

Deutsche Seefische, Schaltiere, Seetiere usw. (1900 

bis 1905). 1 005 651 1,743 

Ausländische Seefische. 4,393 kg pro Kopf 

Ausländische Süßwasserfische.0,091 „ „ „ 

Einheimische Seefische. 1,743 „ „ „ 

( aus Fischteichen 0,123 „ „ „ 

aus See. 0,353 „ „ ,, 

aus Flüssen. . . . 0,100 „ „ „ 

Gesamtverbrauch an Fischen rund . . 7,0 kg pro Kopf 


Bakterielle, auf Warmblüter übertragbare Fischkrankheiten. 

Bacillus der Botseuche des Aales 
Proteus piscicidus versicolor 

, . 

„ „ Fischel-Enoch 

„ der ulcerativen Septicämie des Goldfisches. 

„Große Angst besteht im Publikum vor Fischvergiftung. Betrachten wir 
in Tabelle 9 den Fischverbrauch in Deutschland, so ergibt sich jährlich nach 
den Angaben von König und Splittgerber ein Gesamtverbrauch von 7kg 
auf den Kopf der Bevölkerung, wenn Seefische aus dem Ausland und den 
heimischen Gewässern und Süßwasserfische zusammengerechnet werden. Der 
Verbrauch in Europa wird auf 500000000 Pfund jährlich geschätzt. Diesem 
verhältnismäßig hohen Verbrauch von Fischen gegenüber ist die Zahl von 
Massenerkrankungen sehr gering. Chemische Gifte (siehe Tabelle 10) kommen 
in zahlreichen Fischen vor; diese Gifte sind sämtlich hitzebeständig. Bei 
uns in Deutschland werden sie angetrofien in Barben, Hechten und Quappen, 


Difitized 


bv Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 










30 XXXVII. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Breslau. 


Difitized by 


Tabelle 10. Giftige Fische. 
I. Gastroenteritische Form (Rogen) //. l ). 


Barbe.Deutschland 

Hecht. „ 

Quappe . 

Marginki (Karpfen).Mittelasien 

Sphyraena barracuda (Barsch).Tropische Meere 

9 becuna (Barsch). — 

Pagrus vulgaris (Meerbrasse). — 

Sparus erythrinus (Meerbrasse). — 

Chrysophrys (Goldbrasse).Rotes Meer 

Sparus maetta (Laxierfisch) . — 

Clupea Thrissa (Sardellen).Tropisches Meer 

Clupea venenosa (Sardellen). „ 

II. Exanthematische Form H. 

Thynnus pelamys (Makrele).Tropisches Meer 

Caranx faUax (Makrele). „ 

Scotnber (Makrele).Amerika 

Thynnus vulgaris (Thunfisch).Mittehneer 

Äkame . — 

Engraülis (Anschovis).Stiller Ozean 


III. Paralytische Form H. 

(Diodon 1 
Gattung ! Triodon } 
l Tetrodon ) 

Tetrodon chrysops . 

„ pardalis . 

„ vermicularis ...... 

„ poecilonatus . 

„ rubripes . 

n porphyrius . 

„ stictonatus . 

„ rivulatus . 

„ masulatus . 

n ocellatus . 

„ Honkenyi . 

Diodon spinosus . 


Stachelbäuche 


Ostasien (Japan) 


Neukaledonien, Kap 

China 

Kap 

Ostasien 


IV. Gemischte Formen (Bakterien und ihre Gifte) H (bis 50Proz. Sterbl.) 
Russische Salzfische (1818): Stör, Sterlet, Hausen 
Getrocknete Fische (Laberdan, Stockfisch, Klippfisch) 

Karpfen mit Hautblutungen 

Petromyzon (Neunauge), Hautdrüsenschleim. 


Giftige Muscheln und Schnecken. 

Miesmuschel (Myttlus edulis) .... Wilhelmshaven 1880/83/85/87/88 
Herzmuschel (Cardium edtde) .... 

Austern ( Ustrca edulis) . — 

Seehase (Aplysia depilans) . — 

Uferschnecke (Lilorno littoria) ... — 


l ) H ’. = hitzebeständiges Gift vorhanden. 
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jedoch nur zur Laichzeit und insbesondere dann der Rogen, teilweise viel¬ 
leicht auch die inneren Organe, besonders die Leber. Die Giftigkeit des 
Fleisches der Fische scheint besonders aufzutreten, wenn Laich damit in 
Berührung kam. Wie bei den Muscheln ist bei den Barben beobachtet, daß 
sie in manchen Jahren, so im Jahre 1851, besonders giftig waren. Die 
übrigen in Tabelle 10 angeführten giftigen Fische kommen größtenteils 
in den tropischen und subtropischen Meeren vor; am berüchtigsten ist 
das Gift der Stachelbäuche, das Fugugift Japans, welches schon in zwei 
bis drei Stunden, und zwar fast ausnahmslos den Tod herbeiführt unter 
Erscheinungen, ähnlich denen des amerikanischen Pfeilgiftes Curare: Glieder¬ 
krämpfe, Atmungsstillstand, Herzlähmung. Die in Tabelle 11 aufgeführten 
Vergiftungen, wie ersichtlich, nur spärlich an Zahl, fallen in die Gruppe IV 
der Tabelle 10; es sind Gifte, welche Bich nach der Tötung in den Fischen 


Tabelle 11. Garnelencholera. 
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Fortsetzung der Tabelle 11. 


Fischvergiftungen durch nicht spezifische Erreger. 


Jahr 

Ort 

1 Erkrankt 

Gestorben 

Ware 

1883 

1 

V 

| mehrere 

— 

Schleien 

1889 

Norwegen. 

n 

— 

Kabeljau 



Rußland. 

2 

— 

Lachs 




3 

1 

Hausen 

1890” 


* . 

2 

2 

Stör 



n . 

5 | 

3 

Sterlet 

1896 

Boston. 

! 7 

— 

Schwertfisch (Leber) 

1900 

Sosnowice. 

7 

— 

Gekochte Fische £T. 

1906 

Frankfurt a. M. . . 

25 

— 

Seehecht 

1907 

Chemnitz. 

mehrere 

; i 

| Sprotten 

1909 

Frankfurt a. M. . . 

1 Farn. 

— 

, Seefische 

1909 

Mainz. 

1 , 

— 

1 a 


Konservenvergiftungen durch unbekannte Erreger. 


Jahr 

Ort 

Erkrankt 

| Ware 

i 

1889 

1 

(Boucherau) .... 

' — 

Fleischkonserven 

1889 

(Perrin u. Roussel). 

i — 

n 

1900 

(Vaillard). 

j&hrl. 200 i. d. fr. Armee 

» 

1906 

Heinebach. 

1 Familie 


1872 

Dänemark. 

24 

Sild in Gel4e 

1884 

Margate. 

69 

Garnelen 

1885 

. . . . . . 

5 

Gekochte Heringe 

1885 

Wittenburg .... 

viele 

Garnelen 

1889 

i 

3 

Salzheringe 

1891 

? .... 

mehrere 

Hummer 

1901 

? 

24 

V 

1894 

Frankreich .... 

3 

Ölsardinen 

1894 

» .... 

1 Familie j 

i n 


bilden, wohl ausnahmslos durch Bakterienzersetzung; die Formen der Ver¬ 
giftung äußern sich ähnlich, wie sie oben beschrieben wurden. Dort, wo 
die paralytische Art der Vergiftung erscheint, spielt das Fäulnisatropin eine 
Rolle. Wie in Tab. 9 (S. 29) angegeben, kommen bei Fischen Krankheiten vor, 
als deren Erreger Bakterien aus der Proteusgruppe angesprochen werden', die 
Krankheiten sind auf unsere kleinen Versuchstiere übertragbar, und es er¬ 
scheint nicht unmöglich, daß durch solche kranke Fische auch beim 
Menschen einmal eine Massenerkrankung folgen kann. Wichtig ist zu 
wissen, daß das Fleisch aucli gesunder Fische sehr reich an Bakterien aus 
der Gruppe der Proteus- und Colibazillen ist. Das Fleisch toter oder ge¬ 
schlachteter Fische geht infolgedessen besonders leicht in Zersetzung über, 
enthält besonders leicht Fäulnisprodukte, und diese Tatsache der raschen Ver¬ 
wesung der Fische und ihrer dann hohen Gefährlichkeit ist im Publikum 
bekannt. Um vollwertig und unschädlich zu sein, muß der Fisch aus gutem 
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Wasser stammen, im mittleren Lebensalter stehen, womöglich in der Mitte 
zwischen zwei Laichperioden; er soll lebend frisch sein, nicht im Wasser 
absterben; beim Gefrierenlassen, wie es zum Versand geübt wird, kommt es 
durch den großen Wassergehalt des Fischfleisches von 80 bis 85 Proz. zur 
Lockerung und Zertrümmerung der Fleischmasse; dadurch gehen die Fische 
nach dem Wiederauf tauen rasch in Fäulnis über. Fische sind ungenießbar, 
wenn das Auge den Glanz verloren hat, die Hornhaut getrübt ist, die roten 
Kiemen blaß wurden, das Fleisch weich ist, Fingereindrücke annimmt, wenn 
die Schuppen leicht abgehen; faulige Fische schwimmen auf dem Wasser. 
Hier sei angefügt, daß bei Krebsen, welche faulig sind, die Schwanzflosse 
nicht unter den gekrümmten Hinterleib gezogen zu sein pflegt; Krebse 
dürfen eben gerade so wie Muscheln nicht tot verkauft werden; bei toten 
Muscheln stehen bekanntlich die Schalen offen. 

„Auch durch den Genuß von Käse sind, wie aus Tabelle 12 hervorgeht, 
Massenerkrankungen entstanden; in Deutschland treffen sie hauptsächlich 
auf Mecklenburg, Pommern, Niedersachsen, Westfalen, Mittel- und Unter¬ 
frauken, den nördlichen Teil von Württemberg. So traten Massenerkran¬ 
kungen auf in Pyrmont 1878 und 1880, in Hameln 1885. In neuerer Zeit 
sind aber auch auf diesem Gebiete Massenerkrankungen nicht erschienen. An 
den früheren Erkrankungen sind die Weich- und Hartkäse in gleicher Weise 
beteiligt. Die Ursache der Giftbildung in Käsen ist noch unbekannt; wahr¬ 
scheinlich spielen wiederum Bakterien eine Rolle. Zur Vergiftung beim 
Menschen genügen oft weniger als 30 g; interessant ist ein Fall, wo eine an 
Käsevergiftung leicht erkrankte Frau ihrem Kinde die Brust reichte und 
dieses an Brechdurchfall erkrankte, eine Analogie zu der früher erwähnten 
Muschelvergiftung eines Säuglings durch die Milch seiner Amme. 

„Eierspeisenvergiftungen (Tab. 12) mehren sich in neuerer Zeit. Man hat 
früher der Vanille giftige Eigenschaften zugeschoben, weil nach Vanilleeier¬ 
speisen einzelne und Massenerkrankungen wiederholt beobachtet wurden. Ein¬ 
gehende Untersuchungen haben ihre völlige Unschädlichkeit ergeben, sowie die 
Tatsache, daß bei den Eierspeisenvergiftungen wiederum die Zersetzung durch 
Bakterien und die im Gefolge Bich bildenden Fäulnisgifte die Ursache sind. 
Allerdings begünstigt die Vanille durch ihre reduzierenden Eigenschaften das 
Wachstum anaerober Bakterien. In der Milch sind nun stets Bakterien, 
welche ln>i Luftausschluß wachsen können und außerdem Sporenbildner sind, 
welche h ch Kochen nicht abgetötet werden, und bekanntlich wird Milch bei 
Eierspe viel verwandt. Im Anschluß hieran muß wieder auf einen groben 
Auswik der Nahrungsmittelindustrie verwiesen werden, nämlich den Handel 
mit Bruch- und Fleckeiern zum menschlichen Genuß. Die Fleckeier ent¬ 
stehen dadurch, daß Schimmelpilze, seltener Hefen von der Eischale nach 
innen wuchern und sich im Inneren ausbreiten; diese durch Pilze und Hefen 
zersetzten Eier wurden geradezu als Großhandelsartikel nach Berlin eingeführt, 
dabei werden im Berliner reellen Großhandel die Fleckeier ebensowenig be¬ 
rechnet wie faule Eier. Nach. Berlin werden jährlich etwa 7000000 Schock 
Eier im Werte von 25000000 c/Ä eingeführt, davon 95 Proz. aus dem Aus¬ 
land: Rußland, Galizien, Ungarn, Balkan. Die Eier sind zwei bis vier 
Wochen unterwegs, daher viele verdorben, es werden deshalb auf eine Kiste 
gleich 24 Schock von vornherein 2 Schock als unbrauchbar abgerechnet, und 
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Tabelle 12. Käsevergiftung durch nicht spezifische Erreger. 


Jahr 

J Ort 

Erkrankt 

[ Ware 

1883 

Michigan. 

300 

Hartkäse 

1894 

Oranienburg. 

viele 

Frischer Käse 

1894 

Unterfranken. 

11 

Schmierkäse 


Vereinigte Staaten. 

viele 

Hartkäse 


Bärum (Norwegen. 

5 

Knetkäse 

1896 

Drammen (Norwegen) .... 

6 

T) 

Tvedestrand (Norwegen) . . . 

23 

« 


Skien (Norwegen). 

6 

n 


Porsgrund (Norwegen) .... 

7 

n 

1900 

Vereinigte Staaten. 

sehr viele 

Hartkäse 

1910 

» 9 ...... 

Eierspeisen 

5 

[Vergiftung. 

n 

1886 

Long-Branch U. St.1 

18 

Vanille-Eis 

1888 

(Kupke). ; 

mehrere 

Vanille-Sauce 

1891 

(Jansen) . 

5 

Keisbrei 

1891 

(Cameron). 

j 70 

Pudding 

1895 

Bonn. 

mehrere 

Vanille-Creme 

1895 

Long-Branch. 

» 

Vanille-Eis 


(Wassermann). 

viele 

Vanille-Creme 

1898 < 

(Wefers). 

mehrere 

Hüh nerpasteten 

(Bellink). 

» i 

» 


(v. Eijk). 

1 * 

1 

* 

| 

(Weikard). 

6 

Eiereiweiß 

1907 { 

(Baize). 

mehrere 

Rahmkuchen 

1 

(Le Coq). 


1 n 

1909 

(Netter). 

i * 1 

■ . 


Vegetabilienvergiftungen durch unbekannte Erreger. 


1887 : 

? 

mehrere 

verschimmeltes Brot 

1888 

Lyon. 

101 Soldaten 

Kartoffeln 

1892 

(Schmiedeberg). 

357 

» 

1892 

n ........ 

90 

» 

1893 

» . 

i 125 „ 

9 

1898 ! 

(Pfulil). 

56 

9 

1904 1 

i 

Rotenburg b. F. 

1 mehrere 

Kartoffelsalat 


gleichwohl haben sich Händler nicht entblödet, diese verdorbenen Eier, natür¬ 
lich wieder unter Phantasienamen, in den Handel zu bringen. 

„Von den Vegetabilien (Tab. 12) sind Massenerkrankungen eigentlich nur 
durch Kartoffeln beobachtet, und diese fast sämtlich beim Militär. In früherer 
Zeit hat man nun das Solanin an geschuldigt, ein Gift, welches sich besonders in 
den Triebeu der alten Kartoffeln befindet. Nach Wintgens Untersuchungen 
ist der Solaningehalt der Kartoffeln sehr verschieden, jedenfalls aber viel 
kleiner, als die Literatur bisher angab: 0,017 auf 1kg, welche Menge sich 
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bei entsprechendem Ausschneiden der Augen noch weiter verringert. Eine 
Zunahme des Solanins bei längerem Lagern wurde auch in gekeimten Kar¬ 
toffeln nicht beobachtet, wenn die Keime sorgfältig entfernt wurden; ein 
durch Erkrankungen der Kartoffeln bedingter höherer Solaningehalt war 
nicht vorhanden. Kurz, die Solaninmengen bei gut geschälten Kartoffeln sind 
so gering, daß sie praktisch nicht in Betracht kommen. Wir müssen viel¬ 
mehr die Vergiftungen durch Kartoffelspeisen wiederum auf Bakterientätigkeit 
und damit sich bildende Zersetzungsprozesse zurückführen, welche dadurch 
begünstigt werden, daß vielfach auch zur wärmeren Jahreszeit der Unfug 
herrscht, die Kartoffeln am Tage yorher zu schälen, zu kochen, in großen 
Gefäßen ohne Gelegenheit zur Abkühlung herumstehen zu lassen und am 
nächsten Tag, z. B. zur Mittagskost, als Kartoffelsalat zu verabreichen. 

„Die konservierten Nahrungs- und Genußmittel sind wiederum ein Konsum- 
artikel, dem gegenüber in weiten Kreisen des Publikums eine erhebliche Vor¬ 
eingenommenheit herrscht. Betrachten wir Tabelle 11 (S. 31/32), in welcher 
ich aus der Literatur der letzten 20 Jahre die Vergiftungen durch Konserven 
aller Art zusammenstellte, soweit ich sie in der Literatur finden konnte, so ist 
die Zahl außerordentlich gering. Seit dem Jahre 1900 konnte ich überhaupt 
nur zwei Vergiftungsfälle, einmal durch Fleischkonserven und einmal durch 
Hummer, finden. Zu diesen Konserven Vergiftungen treten nun noch zwei 
Massenerkrankungen durch Gemüsekonserven, welche in späteren Tabellen 
aufgeführt werden mußten, nachdem spezifische Erreger feststehen: die be¬ 
kannte Bohnenkonservenvergiftung durch hausgemachte Konserven in der 
Alice-Kochschule zu Darmstadt und jene durch Büchsenbohnen in Leipzig. 
Bei der Betrachtung der Tabelle fällt ohne weiteres auf und wird späterhin 
noch aus einigen Tabellen ersichtlich sein, daß die wenigen Vergiftungen in der 
Mehrzahl durch Fischkonserven entstanden. Betrachten wir nun die Büchsen¬ 
konserven mit Fleisch, mit Gemüse und Obst und die Fischkonserven aller 
Art, so ist von den Fleischbüchsenkonserven zu erklären, daß sie bei moderner, 
sachgemäßer Zubereitung ein einwandloses Nahrungsmittel sind. Für die 
Güte der Konserven sind aber eine Beihe von Anforderungen zu stellen, 
wenn Einzel- und Massenerkrankungen verhütet werden sollen: Die Büchsen 
sind aus zweifach verzinnten, kräftigen Blechen herzustellen, weil sie dann 
Bombierung leicht erkennen lassen, und der Zinnbelag die geringsten Ver¬ 
änderungen erleidet. Die Sterilisierung kann bei Fleischkonserven entweder 
bei 117°C beginnen, um dann auf 120,5°C gesteigert zu werden; die Ver¬ 
änderungen des Geschmackes und der Konsistenz sind dabei geringer, und 
trotzdem besteht nach meinen Versuchen Sterilität. Weniger wertvolle 
Fleischkonserven werden am besten nur bei 120,5° C behandelt. Für den 
Konsumenten wichtig ist der Umstand, daß in Konservenbüchsen durch Ein¬ 
wirkung des Inhaltes, namentlich saueren Inhaltes, auf den Zinnbelag die 
Büchse leichte Bombierungserscheinung zeigen kann, federnde oder eindrück- 
bare Deckel und Böden. Dasselbe kommt aber bei bakterieller Zersetzung 
vor, so daß derartige Büchsen vom Verkehr auszuschließen sind. In seltenen 
Fällen können unzersetzt aussehende Büchsen bakteriell infiziert sein. Ein 
Haupt erfordernd für jeden Konservenbetrieb ist größte Sauberkeit zur Fern¬ 
haltung von möglichst vielen Keimen aus dem zu verarbeitenden Material. 
Sind Büchsen richtig sterilisiert und dicht verschlossen, so vermögen nur 
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Bakteriensporen, nicht aber vegetative Formen die Sterilisierung zu über¬ 
dauern, und dies nur dann, wenn Temperaturen von 116°C im Inneren der 
Buchsen nicht erreicht wurden. Zur sicheren Sterilisierung ist einerseits die 
Luft aus den Sterilisierapparaten völlig zu verdrängen, andererseits ist sie 
aber auch aus den Büchsen fern zu halten, da besonders durch den Luft¬ 
sauerstoff nach Lehmanns und meinen Untersuchungen der Zinnangriff der 
Büchsen und die ihm folgende Geschmackbeeinträchtigung geschieht. In 
Obstkonserven kann durch die gleichzeitige Anwesenheit der Obstsäuren der 
Zinnangriff und die stets auch bei anderen Konserven damit einhergehende 
Eisenlösung so weit gehen, daß die Büchsen direkt von innen heraus undicht 
werden und der Inhalt sich zersetzt. Es wäre überhaupt eine dankbare Auf¬ 
gabe der Technik, den Zinnbelag der Büchsen durch einen anderen weniger 
angreifbaren Belag zu ersetzen. Zu betonen ist, daß die zur sogenannten 
Fournierung von Obst und Gemüsebüchsen, von Fischkonservenbüchsen ge¬ 
bräuchlichen Lacke den Anforderungen für Dauerkonserven nicht genügen; 
durch diese Lacke hindurch wird die Büchse angegriffen, weil die Lacke 
nicht genügend hitzebeständig sind, um den bei der Sterilisierung nötigen 
Temperaturen standzuhalten. In früherer Zeit hat man Erkrankungen nach 
Konservengenuß dem aus dem Zinnbelag gelösten Zinn zuschreiben wollen; 
die gelösten Mengen sind aber so gering, daß sie höchstens, wie früher schon 
erwähnt, bei Genuß von alten, stark sauren Obstkonserven leichte Magendarm¬ 
störungen machen könnten. 

„Was die Gemüsekonserven betrifft, so werden sie in Haushalt und 
Fabrik zunächst vorgekocht (blanchiert), dann in die Konservengefäße gefüllt 
und nochmals gekocht. Im Haushalt verwendet man Gefäße aus Glas oder 
Steingut mit abgeschliffenem Rand, auf welche Bleche oder Glasdeckel mit 
Gummidichtung kommen. Die Sterilisierung im Hause kann im allgemeinen 
nur durch strömenden Dampf von 100° erfolgen. Das Gefäß wird vorher 
mit Salzwasser aufgefüllt; da dieses Salzwasser gewöhnlich nur lproz. ist, 
kommt ihm keinerlei hemmende oder vernichtende Kraft gegenüber Bakterien 
zu. Durch das Sterilisieren wird die Luft aus den Gefäßen ausgetrieben, und 
der äußere Luftdruck preßt nach der Sterilisierung den Deckel auf dem 
Gefäß fest, welches dann luftdicht verschlossen ist, wenn Gummidichtung und 
Glattschliff imstande waren. Natürlich ist diese Sterilisierung unsicher, da 
ja die reichlich auf Gemüsen wie auf Obst befindlichen Sporen nicht abgetötet 
werden. Jedenfalls wäre es gut, auch im Haushalt die Sterilisierung minde¬ 
stens zweimal erfolgen zu lassen, und unbedingtes Erfordernis ist, die Gefäße 
während der Aufbewahrung kühl und luftig zu stellen. 

„Wenn Vergiftungen durch Obst und Gemüsekonserven im Haushalt und 
ebenso, wie schon hier bemerkt sei, durch fabrikmäßig hergestellte Konserven 
geradezu eine Seltenheit sind, so dürfte das damit Zusammenhängen, daß 
einerseits durch das Erhitzen auch bei Temperaturen, welche zur Sporen¬ 
abtötung nicht genügen, die Sporen selbst immerhin etwas beeinflußt werden 
dürften; der Hauptgrund scheint mir aber darin zu liegen, daß Gemüse¬ 
konserven und ebenso Obstkonserven im Gegensatz zu Fleischkonserven ein 
außerordentlich schlechter Nährboden sind für diejenigen Bakterien, welche 
uns als Nahrungsmittelvergifter bekannt sind; es fehlt das Eiweiß in den 
übergroßen Mengen wie in Fleischkonserven, und es fehlen daher auch die 
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für unsere Gesundheit so gefährlichen Zersetzungsstoffe des Eiweißes. Die 
fabrikmäßige Herstellung von Gemüse- und Obstkonserven ist in Deutschland 
ebenso wie im Auslande eine wichtige Industrie geworden. In Deutschland 
sind ungefähr 500 bis 600 Konservenfabriken, in Braunschweig allein un¬ 
gefähr 40. Es hieße, der Industrie wohlbetretene und gut erhaltene Pfade 
verschließen, wollte man vom hygienischen oder wirtschaftlichen Standpunkt 
aus gegen den Konsum der in den Konservenfabriken hergestellten Ware 
Vorgehen, nachdem das Publikum sich an diese Ware gewöhnt hat, nachdem 
die Ware, wir wiederholen dies, in der großen Masse als gut zu bezeichnen ist. 
Bei den Braunschw r eiger Konservenfabriken z.B. wird die Ware unter Aufsicht 
einer Reihe wohlbekannter Gelehrter hergestellt unter Mitaufsicht eines Mit¬ 
gliedes des Kaiserlichen Gesundheitsamtes. Bedenkt man dazu, daß die Kosten, 
welche namentlich ein kleiner wenig bemittelter Haushalt allein für die 
Beschaffung der zur Hauskonservendarstellung nötigen Kochapparate und 
Konservengefäße bedarf, nach meiner Berechnung mit rund 100 anzu¬ 
schlagen sind; daß Früchte und Gemüse in Teuerungsjahren im Einzelkauf 
unter Umständen sehr schwer zu beschaffen sind; bedenkt man weiterhin, 
daß nach meinen Beobachtungen, wie denen anderer die Herstellung der 
Hauskonserven teurer kommt als die der Fabrikkonserven; daß, wie auch 
aus dem Folgenden hervorgeht, der Fabrikbetrieb alle Arten von Konserven 
unter höherer Gewährleistung von Sterilität oder wenigstens nicht zu rascher 
Zersetzlichkeit zu liefern vermag, so wird man der Ansicht, welche die gute 
alte Zeit der Hauskonserven wieder heraufbeschwören will, nur teilweise zu¬ 
stimmen können. Betrachten wir nun den Betrieb bei der Herstellung von 
Obst- und Gemüsekonserven in Fabriken, so wird ebenfalls zunächst vor¬ 
gekocht, und zwar in einem Kupferkessel; die grüne Farbe der Gemüse, welche 
durch das Kochen schwindet, wird durch Zusatz von Kupfersulfat, Rever- 
dissage, wieder herzustellen gesucht, wobei sich das grüne Salz der Philocyanin- 
säure bildet. Die Mengen Kupfersulfat betragen 30 bis 70 g auf 1 kg Gemüse 
und 100 Liter Wasser. Wenn auch diese künstliche Grünung von den 
Konservenfabriken immer und immer wieder für notwendig zur Schönung 
der Ware bezeichnet wird, so ist dieselbe vom hygienischen Standpunkt aus 
unnötig und ebenso zu verwerfen, wie jeder sonstige Zusatz chemischer Sub¬ 
stanzen zu Nahrungs- und Genußmitteln. Die eigentliche Sterilisierung ge¬ 
schieht bei Temperaturen, welche bei den einzelnen Warensorten und den 
einzelnen Fabriken im allgemeinen zwischen 112 und 118°C schwanken; die 
Sterilisierzeit für 1 / 1 -Dosen beträgt durchschnittlich 16 bis 20 Minuten. Da 
nur Braunkohl und Spinat auch bei höheren Temperaturen als 118°C und 
längerer Kochzeit sterilisiert werden, so ist festzustellen, daß auch die fabrik¬ 
mäßige Konservierung von Gemüsen eine Sporenabtötung nicht gewährleistet. 
Wichtig ist, daß je nach dem Material außerdem die Temperatur der Büchsen 
im Inneren verschieden hoch ist bei gleicher Größe der Büchsen und gleicher • 
Außentemperatur. Jedenfalls sind Gemüsekonserven nur nach vorheriger 
Kochung zu genießen. Einem Anschreiben des volkswirtschaftlichen Bei¬ 
rates der Handelskammer Braunschweigs Herrn Dr. Kanter entnehme ich, 
daß er meinen Leitsatz B 10 nicht billigt, weil bei Temperaturen von 120,5°C 
die Gemüsekonserven zu Mus verkocht würden. Wie aus dem Leitsatz 
ersichtlich, habe ich einmal diese Forderung nicht allgemein bindend auf- 
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gestellt, allerdings für niedrigere Temperaturen Deklaration verlangt; daß 
Gemüsekonserven bei s / 4 Stunden Kochung bei 120,5°C zerfallen, ist mir aus 
meinen eigenen Versuchen, welche ich in der Ansbacher Armeekonservenfabrik 
und in Münchener Fabriken vornahm, natürlich sehr wohl bekannt gewesen 
Es läßt sich aber doch eine Sterilisierung bei 120,5°C nach meinen Versuchen 
an Kartoffeln, Gelb- und ßotrüben, grünen Erbsen und Bohnen, Sellerie, 
Kirschen, Weichsein, Pflaumen erreichen, und zwar ohne Schädigung des In¬ 
haltes, wenn nur kurz vorgekocht, dann zunächst bei 105° 1 / 4 bis l / 2 Stunde 
sterilisiert wird und nun innerhalb von 10 bis 15 Minuten der Druck rasch 
auf 1 Atm. hinaufgetrieben wird. Es werden hierbei in Büchsen mit 300 
bis 600 g Füllung Temperaturen von 115 bis 116°C itn Inneren erreicht, wie 
in Fleischkonserven, und bei diesen Temperaturen werden die Sporen ab¬ 
getötet, oder so geschwächt, daß sie bei kühler Aufbewahrung der Büchsen 
nicht auskeimen. Derartige Büchsen, die ich vor drei und vier Jahren in 
dieser Art behandelte, sind jetzt noch steril. 

„Eine Mahnung ist beim Gebrauch von Konserven jeder Art an den Kon¬ 
sumenten zu richten: niemals darf eine einmal geöffnete Büchse etwa tage¬ 
lang herumstehen, sie ist so rasch wie möglich tunlichst auf einmal dem 
Genuß zuzuführen. 

„Eine weitere Art von Konserven sind die Frischhaltungsverfahren für 
Fische. Wie aus Tabelle 11 (S. 31/32) hervorgeht und schon bemerkt wurde, sind 
hauptsächlich Fischkonserven aller Art an den Massenerkrankungen durch 
Konserven Vergiftungen beteiligt. Betrachte» wir die einzelnen Verfahren 
zur Frischhaltung, so werden bei der Räucherung die Heringe und Sprotten 
unausgenommen, Aale, Butte, Makrelen, Schellfische ausgenommen über hellem 
Feuer im Räucherofen getrocknet, dann das Feuer mit Holzspänen bedeckt, 
worauf die eigentliche Räucherung beginnt. Zum Marinieren nimmt man 
Lösungen von Salz, Essig und Wasser entweder zusammen oder Salz und 
Essig, für sich, bringt die Fische in Blechbüchsen, übergießt mit Essig und 
gibt die Gewürzzutaten bei. Aale und Heringe in Gelee werden zuerst in 
einer Lösung von Essig und Salz gekocht, dann in den Blechbüchsen mit 
heißer Gelatine übergossen und die Büchse mit Essig aufgefüllt. Sardellen, 
eine Zubereitungsform der Sardinen, werden ausgenommen, in Salz gelegt, im 
Meer gewaschen, mit Salz in Fässer verpackt. Die Ölsardinen, ebenso Thun¬ 
fisch werden ausgeweidet, kommen 12 Stunden in Salz, dann erfolgt Trock¬ 
nung, Einlage in ein Ölbad von 200°, Verbringung in Blechbüchsen, neuerlich 
Übergießen mit siedendem Öl, eine Stunde Aufenthalt im siedenden Wasser¬ 
bad. Auch Sterilisierung bei x / 2 Atm. Druck wird statt des Wasserbades 
gemacht. Beim Kabeljau werden Kopf und Eingeweide schon auf dem Fang¬ 
schiff entfernt, die Fische gesalzen und aufeinander geschichtet. Wird Kabel¬ 
jau an Land gewaschen und getrocknet, so heißt er Klippfisch; wird er nicht 
• gesalzen, sondern nur getrocknet, Stockfisch, und wird er eingepöckelt, 
Laberdan. Alle die bisherigen Verfahren geschehen mit den Händen, eine 
Sterilität ist höchstens bei Ölsardinen und Ölthunfisch gewährleistet. Wenn 
so sehr selten Erkrankungen Vorkommen, namentlich Massenerkrankungen, 
so liegt dies daran, daß wir fast ausschließlich Saisonware vor uns haben, 
welche rasch konsumiert wird. Einer besonderen Besprechung bedürfen die 
Appetitsild und die Krabben. Erstere, der norwegische Brisling, kommen in 
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Blechdosen mit Essig, Salz und Pfeffer; da sie aber höchstens einen Monat sich 
halten, so wird noch Borsäure darauf gestreut. Die Menge hängt ganz von 
dem Belieben des Arbeiters ab. Die Krabben oder Garnelen werden gleich 
nach dem Fang in Wasser mit Kochsalz abgekocht und dann entweder in 
ihren Schalen mit Borsäure gepulvert und in Blechbüchsen verschickt, oder 
sie werden noch geschält, und zwar in Heimarbeit, wobei die Familien, die 
Kinder, die gebrechlichen Personen verwendet werden. Die geschälten Krabben 
werden dann wieder in Büchsen mit Borsäure gepulvert und noch in siedendem 
Wasser 15 bis 20 Minuten behandelt. Wie ersichtlich, ist die Darstellung 
des Sild wie der Krabben bis jetzt recht unsauber, der Borsäurezusatz, der 
sonst direkt verboten ist, wird geduldet, ist aber absolut zu verwerfen. 
Neuerdings wurde für Krabben ein Verfahren ausgearbeitet, bei dem sie mit 
5 Proz. Kochsalz versetzt und die Dosen alsdann zweimal ] / a bis 1 Stunde lang 
bei 100° C erhitzt werden. Die Haltbarkeit durch dieses Verfahren ist ebenso 
hinreichend wie bei dem Borsäure verfahren. Wir müssen aber unbedingt 
verlangen, daß in der ganzen Krabbendarstellung mehr Sauberkeit herrscht. 
Wie aus der Tabelle 11 (S. 31/32) hervorgeht, weiß die Medizin direkt von 
einer Krankheit, Garnelencholera geheißen, schwere Brechdurchfallepidemien, 
welche in fortlaufender Weise vom Jahre 1735 bis zum Jahre 1885 durch 
den Krabbengenuß entstanden. Nach der Krankheitsbeschreibung handelt 
es sich dabei nicht etwa, wie man früher annahm, um ein spezifisches Krabben¬ 
gift, vielmehr um bakterielle Zersetzungen, entstanden durch unzweckmäßige 
Zubereitung und Aufbewahrung eines Nahrungsmittels. Schon gelegentlich 
der Kupferung der Gemüsekonserven und eben bei der Borsäureverwendung 
in der Krabbenindustrie wurde darauf hingewiesen, daß alle die chemischen 
Konservierungsmittel oder Zusätze, welche in der Nahrungsmittelindustrie in 
neuerer Zeit immer wieder versucht werden, unbedingt zu verwerfen sind. 
In der Tabelle 13 habe ich eine Reihe von Konservierungsmitteln, wie sie in 


Tabelle 13. Konservierungsmittel. 


Borsäure 

Borax 

Natrium saiicylicum 

Kaliumnitrat 

Kaliumsulfat 

Rohrzucker 

8chweflige Säure 

Schwefelsäure 

Natriumoxyd 

Calciumoxyd 

Natriumnitrat 

Natriumsulfat 

Natriumsulfit 


Eisenoxyd 

Ammoniak 

Kaliumoxyd 

Phosphorsäure 

Chlorkalium 

Magnesiumsulfat 

Calciumphosphat 

Weinstein 

Fluornatrium 

Fluorammonium 

Natriumbikarbonat 

Infusorienerde 

Natriumphosphat 


Macisöl 

W asserstoff Superoxyd 

Kupfersalze 

Hexamethylentetramin 

K iesel fl uor Wasserstoff säure 

Basisch essigsaure Tonerde 

Ameisensäure 

Magnesiumoxyd 

Aluminiumoxyd 

Brenzkatechin 

Abrastol 

Benzoesäure 

Formaldehyd 


der Nahrungsmittelindustrie teilweise so beliebt sind, zusammengestellt, wie 
ersichtlich, eine sehr stattliche Anzahl, die aber noch nicht auf Vollständigkeit 
Anspruch macht; es gehören z. B. noch dazu Mangan, Zink, neutrales Kalium¬ 
chromat, Kaliumbichromat, Saccharin, Naphthol. Wie aus dem Bericht von 
Gruber, Lehmann und Paul an den 14. internationalen Hygienekongreß 
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zu Berlin und aus zahlreichen Veröffentlichungen hervorgeht, ist von all 
diesen chemischen Substanzen, abgesehen von den alterprobten Verfahren, so 
gut wie ausnahmslos erwiesen, daß sie für den Menschen unmittelbar schäd¬ 
lich sein können, den Nährwert der Nahrungsmittel vermindern, eine weniger 
sorgfältige, weniger reinliche Gewinnung und Aufbewahrung eines Lebens¬ 
mittels gestatten, daß sie eine bereits in Gang gekommene Mikrobenwuche¬ 
rung in größeren Mengen allerdings unterbrechen können, dadurch aber dem 
Lebensmittel einen falschen frischen Zustand geben, za einer Zeit, in der 
bereits genügende Mengen von Giftstoffen gebildet wurden, um das Lebens¬ 
mittel gesundheitsschädlich zu machen; besonders gefährlich in dieser Be¬ 
ziehung sind die schwefligsauren Salze, welche, wie aus den Prozeßverhand¬ 
lungen, die in den Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes und 
in der Zeitschrift für Nahrungs- und Genußmittel erscheinen, mit unan¬ 
genehmer Deutlichkeit hervorgeht, trotz des Verbotes immer wieder gebraucht 
werden. Unsere sonst so leistungsfähige Nahrungsmittelindustrie soll ver¬ 
suchen, harmlose Methoden ausfindig zu machen. Rubner hat auf dem 
10. internationalen Hygienekongreß zu Paris erklärt: Die Nahrungsmittel 
sind so zu verkaufen, wie die Natur sie liefert, und auf denselben Standpunkt 
haben sich einhellig die internationalen Ernährungskongresse zu Paris und 
zu Brüssel gestellt. Dieser Grundsatz ist beizubehalten, um derartigen Han¬ 
tierungen, welche mit großer Vorliebe für schlechte Waren vorgenommen 
werden, den Boden zu entziehen; und sollte sich, was bisher nicht der Fall war, 
eine chemische Substanz als sicheres Konservierungsmittel und gleichzeitig 
auch bei lange dauerndem Gebrauch für Menschen unschädlich zeigen, so ist 
Deklarationszwang zu verlangen. Die große Menge der Konsumenten will 
ihre Nahrung ohne Zusatz von Chemikalien verzehren, und das ist ihr gutes 
Recht. Nach den Gebrauchsanweisungen schwanken die Mengen, welche zur 
Konservierung zugesetzt werden sollen, ganz enorm, so auf einen Liter bzw. 
1 kg berechnet für Formaldehyd von 0,4 bis 2,0 g, für Borsäure von 1,5 bis 
15 g, ja in Sahne bis zu 20 g, zu Zitronensaft sollen 3,6 g Salicylsäure oder 
15,2g Borax oder 2,8 g benzoesaures Natrium gesetzt werden. Die Bundes¬ 
ratsverordnung vom 18. Februar 1902 führt zwar eine Reihe von Chemi¬ 
kalien an, deren Zusatz zu Lebensmitteln nach § 21, Abs. 1 des Gesetzes 
über Schlachtvieh- und Fleischbeschau vom 3. Juni 1900 verboten ist, ein 
generelles Verbot ist aber nicht geschaffen. Es ist zu betonen, daß die Frage 
der Gesundheitsschädlichkeit dieser Chemikalien an Wichtigkeit fast über¬ 
troffen wird durch die Frage der täuschenden und auf Täuschung berech¬ 
neten Wirkung ihres Zusatzes. Wenn immer wieder von Interessenten be¬ 
hauptet wird, es würden nur kleine unschädliche Mengen zugesetzt, so habe 
ich ja oben einige Beispiele angeführt, und was kleine Mengen sind, beurteilt 
ja nur der Hersteller der Ware, der so viel nimmt, als ihm gerade gutdünkt. 
Die älteren Forschungen sind übrigens durch die neueren von Whiley im 
Laboratorium des amerikanischen Ackerbauministeriums vollauf bestätigt und 
ergänzt worden. In welcher Weise die Bundesratsverordnung seitens der 
Nahrungsmittelfabrikanten ausgelegt wird, geht daraus hervor, daß sämt¬ 
liches im Handel befindliches flüssiges Eiweiß mit Borsäurezusatz versehen 
ist; es fällt ja nicht unter das Fleischbeschaugesetz. Um nur ein Beispiel 
für die Wirkungslosigkeit der Chemikalien gegenüber Bakterien anzuführen, 
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diene die Tatsache, daß der Erreger der Wurstvergiftung sowie der Enteritis- 
bazillus von Gärtner erst bei 5 Proz. Borsäurezusatz zu Nahrungsmitteln 
gehemmt wird, eine Menge, welche ein Nahrungsmittel ungenießbar macht; 
Paratyphusbazillen werden aber selbst dann noch nicht gehemmt, selbst nicht 
nach sechs Tagen; wird also Borsäure in dieser Menge zugesetzt, so wird 
zwar die Zersetzung durch die weniger gefährlichen reinen Fäulniserreger 
der Coli- und Proteusgruppe verhindert, dadurch aber für die eigentlichen 
Fleischvergifter förmlich Platz gemacht, und obendrein hat die durch diese 
Bakterien und ihre Toxine vergiftete Ware das Aussehen von frischem 
Fleisch. 

„Auf eine Fleischware, deren Genuß sich seit der Mitte des vorigen Jahr¬ 
hunderts leider immer mehr verbreitet, namentlich im Volksstamm der Sachsen, 
dann neuerlich der Polen und der Franken, muß wegen seiner vielfachen 
Gesundheitsschädlichkeit einerseits und wegen der Häufigkeit des Gebrauches 
von chemischen Zusätzen andererseits besonders hingewiesen werden: Auf 
das Hackfleisch. Ist schon die Zusammensetzung der Würste, wie wir noch 
sehen werden, oft sehr fragwürdig, so noch mehr die des Hackfleisches, in 
welches nur allzu häufig Reste und Abfälle von Fleischwaren hineingearbeitet 
werden, die sonst nicht mehr verwertbar sind. Und nun wird diesem Hack¬ 
fleisch schwefligsaures Salz zugesetzt und dadurch grau und unansehnlich 
gewordenem Fleisch die frische rote Farbe wieder verliehen. Würde das 
Hackfleisch nun gekocht oder gebraten, z. B. als Hackbraten gegessen, so wäre 
die Gefahr der bakteriellen Infektion durch seinen Genuß nicht so groß, da 
beim Kochen und Braten, wobei immerhin auch im Inneren größerer Fleisch¬ 
massen Temperaturen von 70 bis 80°C erreicht werden, die uns bekannten 
Fleischvergiftungsbakterien abgetötet und die im Hackfleisch gebildeten Gifte 
wenigstens abgeschwächt würden. Das Hackfleisch wird aber roh gegessen 
mit besonderer Vorliebe und daher die vielen Fleischvergiftungen durch Hack¬ 
fleisch, wie wir noch zu besprechen haben. 

„Es dürfte hier der Platz sein, um neuerlich wieder einmal auf die Denk¬ 
schrift des Kaiserlichen Gesundheitsamtes vom Oktober 1898 über die Färbung 
der Würste und des Hack- und Schabefleisches hinzu weisen. Sie kommt zu dem 
Schluß, daß bei Verwendung geeigneten farbstoffreichen Fleisches und unter 
Beobachtung der handwerksgerechten Sorgfalt und Reinlichkeit sich gleich¬ 
mäßig rot gefärbte Dauerwürste ohne Benutzung künstlicher Färbemittel 
hersteilen lassen. Der Zusatz von Farbstoffen ermögliche es, einer aus minder 
geeignetem Material oder mit nicht genügender Sorgfalt her gestellten Wurst 
den Anschein besserer Beschaffenheit zu geben, mithin den Käufer über die 
wahre Beschaffenheit zu täuschen. Die Färbung ist daher als ein berechtigter 
Geschäftsgebrauch nicht anzuerkennen, bei Verwendung giftiger Farbstoffe 
wird die menschliche Gesundheit geschädigt. Aus frisch geschlachtetem Fleisch 
läßt sich ohne Anwendung von chemischen Konservierungsmitteln unter Beob¬ 
achtung handwerksgerechter Sauberkeit Hackfleisch hersteilen, das bei Auf¬ 
bewahrung in niedrigen Temperaturen seine natürliche Farbe länger als zwölf 
Stunden behält. Der Zusatz von schwefligsauren Salzen und solche Salze 
enthaltenden Konservierungsmitteln ist geeignet, die natürliche Färbung des 
Fleisches, aber nicht das Fleich selbst zu verbessern und haltbarer zu machen. 
Der regelmäßige Genuß von Hackfleisch, welches mit schwefligsauren Salzen 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


42 XXXVII. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Breslau. 

versetzt ist, vermag die menschliche Gesundheit namentlich von Eranken und 
schwächlichen Personen zu schädigen. 

„Im Laboratorium des Nahrungsmittelchemikers spielen die »Ersatzstoffe^ 
im Lebensmittelverkehr eine sehr erhebliche Rolle, weniger wegen ihrer 
Gesundheitsschädlichkeit, als deswegen, weil durch sie versucht wird, minder¬ 
wertige Ware als gute Ware auszugeben. Also der Versuch der Fälschung, 
der Versuch, sich einen unerlaubten Vermögensvorteil zu verschaffen. Gewöhn¬ 
lich sind diese Ersatzstoffe mit schwungvollen Phantasienamen ausgestattet, 
aus denen niemand 9ich ein Bild über die wahre Beschaffenheit machen kann; 
es ist deshalb z. B. in der Schweiz verboten, Phantasienamen anzuwenden, da 
sie nur geeignet sind, den Käufer über den Wert der Ware zu täuschen. 
Was die Frage der Ersatzstoffe in Beziehung zu den Massenerkrankungen 
durch Nahrungs- und Genußmittel anbelangt, so habe ich in Tabelle 14 eine 

Tabelle 14. „Ersatzstoffe“ im Lebensmittelverkehr. 


Butter.Margarine 

Sardellen.Kleine Heringe 

Backpulver.Abfall-Reis-, -Mais-, -Kartoffelmehl 

Suppenwürfel.Jetzt Kochsalz größtenteils 

Milch.Eingedickte Zentrifugen milch als „Back milch“ 

Olivenöl.Mohnöl 

Gährungsessig.Aromatisierte Essigsäure 

Rübenzucker.Stärkesirup 

Malzbier.Zuckerbier 

Preißelbeere.Moosbeere 

Brauselimonaden.Künstliche Süß- und Würzstoffe 

Mineralwasser.Chemisch dargestellt 

Naturhonig.Invertzucker 

„ .Zuckerfütterung 

Zimtrinde.Seychellenzimt 

Trüffel.Kartoffelbovist 

„ .Trüffel wurstsalz 

Pfeffer.„Pfefferersatz“ 

Kaffee.Nährsalzkaffee 

„ .Zipangukaffee 

Tee.Pflanze aus Afghanistan 

Wein-Kognak.Kartoffelspiritus 

Arak, Korn, llum. „ 

Weinessig.Aus 20 proz. weinhaltiger Maische 

Muskatwein.Muskatlikör 

Rotwein.„Vita rot“ aus Kirschen und Blaubeeren 

Kakaobutter.Kokosbutter 

Vollmilch ..Magermilch mit Kokosfett 

Äthylalkohol.Methylalkohol 


Zusammenstellung derselben gegeben, ohne daß die Tabelle wiederum An¬ 
spruch auf Vollständigkeit machen dürfte. Betrachten wir diese Ersatzstoffe, 
so sind sie mit Ausnahme des Kartoffelbovists und Methylalkohols harmlos; 
es ergibt sich aber aus der Zusammenstellung, welche teilweise äußerst minder¬ 
wertige Ware in den Handel gebracht wird. Da aber aus den zwei Beispielen 
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hervorgeht, ebenso wie aus unserer Besprechung der Margarinevergiftung, 
daß man sich nicht gescheut hat, bewußt und unbewußt und in letzterem Falle 
kritiklos und unachtsam Gifte als Ersatzstoffe einzuführen, so ist fortlaufende 
schärfste Beobachtung von Darstellung, Handel und Verkehr in Ersatzstoffen 
nötig, und wiederum sind die Untersuchungen nicht dem Nahrungsmittel¬ 
chemiker allein zu überlassen, sondern namentlich bei neu auftauchenden 
Marken ist der Arzt, der Pharmakologe heranzuziehen. Solange die Ersatz¬ 
stoffe unter den bei Margarine bezeichneten Bedingungen in den Handel 
kommen, besteht dann jedenfalls gegen sie kein Einwand. 

„Gehen wir nun zu den Fleischvergiftungen über, so tritt uns zunächst 
eine Erkrankung entgegen, deren Erreger 1822 bereits Tiedemann sah, 
welchen 1835 Paget als spiraligen Haarwurm festBtellte; aber erst Zenker 
wies im Jahre 1860 nach, daß dieser in Kapseln liegende Haarwurm, die 
Trichine beim Menschen schwere Krankheit, Tod zu verursachen imstande sei. 
Der normale Wirt der Trichine ist die Ratte und wohl auch die Maus. Die 
Trichine geht über auf Schwein, Wildschwein, Katze, Bär, Fuchs, Dachs, 
Marder und Iltis, sowie auf den Menschen durch den Genuß von Fleisch mit 
eingekapselten Trichinen; die Kapsel wird im Darmsaft gelöst, aus der Kapsel¬ 
trichine geht innerhalb von 30 bis 48 Stunden die Darratrichine hervor, 
Männchen und Weibchen, welche sich am zweiten Tage paaren, worauf das 
Weibchen 8000 bis 10 000 Junge zur Welt bringt. Die Embryonen werden 
durch den Darmlymphstrom in die Blutbahn verschleppt und bleiben in den Haar¬ 
gefäßen der quergestreiften Muskeln stecken, wo sie sieben bis acht Tage nach 
erfolgter Ansteckung mit Muskeltrichinen erscheinen. Nach drei Monaten 
sind sie verkapselt, nach sechs Monaten beginnt die Kapsel zu verkalken, die 
Verkalkung des Parasiten selbst ist aber oft nach zehn und mehr Jahren 
nicht erfolgt. Die Schwere der Infektion mit Trichinose dürfte daraus hervor¬ 
gehen, daß es keine Seltenheit ist, daß in 1 g Muskelfleisch 400 bis 500 
Muskeltrichinen und mehr getroffen werden. Was die Widerständigkeit der 
Muskeltrichine gegen äußere Einflüsse anbelangt, so hat 1905 Petr opawlowski 
hierüber schöne Versuche veröffentlicht: Nur durch langdauernde Fäulnis, 
z. B. von 184 Tagen, wird die Muskeltrichine sicher abgetötet, sie behält ihre 
Ansteckungsfähigkeit bis zu 120 Tagen in faulem Fleisch. Mittlere Stücke 
von trichinösem Fleisch, vier Tage in Salzlake aufbewahrt, erzeugten Trichinose, 
von der Peripherie 33 Tage im Salz gelegener trichinöser Fleischstücke 
entnommene Stückchen ebenfalls. Stücke von 68 bis 95 g Gewicht, eine 
Stunde bei88°C gedämpft, erzeugten ebenfalls die Krankheit; bei 216 bis 504 g 
schweren Stücken, eine halbe Stunde bei 100° C gehalten, und 470 bis 485 g 
schweren, eine Stunde bei 100° C gehalten, ließen sich noch vereinzelte Infek¬ 
tionen erzeugen; erst zweistündiges Kochen bei 100° C oder halbstündiges bei 
1 Atm. Druck brachte sichere Vernichtung, drei Tage gefrorenes Fleisch er¬ 
zeugte die Krankheit, fünf Tage gefrorenes nicht mehr, gesalzener, bei hoher 
Temperatur mit Steinkohlenrauch geräucherter Schinken machte keine Trichinose 
mehr, dagegen gab roher, in gewöhnlicher Art geräucherter Schinken einen 
hohen Prozentsatz Erkrankungen. 

„Durch die Liebenswürdigkeit des Herrn Amtstierarztes Dr. J o8. Böhm in 
Nürnberg, des Direktors der dortigen Trichinenschau und bekannten Erforschers 
der Trichinose in Bayern, bin ich in der Lage, in Tab. 15 eine Zusammenstellung 
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Tabelle 15. Trichinose in Deutschland. 

Von Dr. Josef Böhm, Nürnberg. 


1. Trichinose bei Menschen. 


I 

Jahr 

Erkrankungen 

Todesfälle 


fi 

i 

1860 bis 1880 

8491 

519 

Deutschland. 


1881 „ 1898 

6329 

318 


1 

1899 „ 1906 

480 

20 


1; 

1907 bis 31. Juli 1912 *) 

179 

14 

Preußen. J 

r, 

1860 bis 1880 

? 

? 

1 

u 

1881 „ 1898 

3822 

225 

Sachsen. j 

1860 „ 1891 

3964 

113 


r ! 

1860 „ 1880 

93 

9 

Bayern. 


1881 „ 1890 

56 

8 

I 

1891 „ 1900 

23 

1 



1901 bis 31. Juli 1912 

143 

7 


2. Trichinose bei Schweinen. 


Jahr 

Erkrankungen 

Trichinenschau 


i 

i 

1904 

897 

_ 

Deutschland . J 


! 1905 

786 

— 

1 

(' 

1906 

597 

— 



1896 bis 1882 

etwa 10 000 

Nicht statistisch festgelegt 

Preußen . . . < 


1884 „ 1890 

17 794 

Obligatorisch in den meisten Orten 


j 

1891 „ 1900 

, 15 508 

n n r» n n 



1901 , 1909 

7 190 

i 

„ in allen Orten 


’ 1 

1878 „ 1880 

52 

Obligatorisch nur in 6 Orten 



1881 „ 1890 

333 

r» n ® n 

Bayern . . . 


1891 „ 1900 

265 

„ „ „ etwa 10 Orten 


.1901 „ 1906 

118 

77 n n 19 Orten 



1907 „ 1911 

141 

*7 T? 77 71 



1912 1. Jan. bis 31. Juli 

18 

i 

Soweit bekannt nur in 63 Orten 


sämtlicher in Deutschland erfolgter Erkrankungen und Todesfälle durch Trichi¬ 
nose beim Menschen seit Zenkers Entdeckung der Krankheit zu geben und 
ebenso für die neuere Zeit eine Zusammenstellung über das Vorkommen der 
Trichinose beim Schwein, insbesondere nach den Feststellungen im Königreich 
Preußen. Danach betrug in Deutschland die Gesamtzahl der Erkrankungen an 
Trichinose 15479 mit 865 Todesfällen in der Zeit der letzten 50 Jahre und in 
dem gleichen Zeitraum die Zahl der in Preußen durch die Trichinenschauer 
festgestellten kranken Schweine rund 50000. Aus der Tabelle ist ersichtlich, 
daß im allgemeinen in Deutschland seit 1899 eine rapide Abnahme der Er¬ 
krankungen einsetzt, welche noch energischer vom Jahre 1906 an sich zeigt: 
Eine zweifellose Folge der immer weiter ausgebreiteten Trichinenschau, eine 

*) Nach einzelnen Mitteilungen in verschiedenen Fachzeitschriften. 
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Tabelle 16. Größere Trichinosis-Epidemien. 


Jahr 

Ort 

Erkrankt 

Gestorben 


1863 

Hettstedt.) 


1 90 


1865 

Hedersleben./ 

OUU 

1 4 0 


1868 

Schönebeck. 

81 

10 

— 

1873 

Bremen. 

40 

— 

— 

1877 

Diedenhofen. 

99 

10 

— 

1860-1882 

Provinz Sachsen. 

2668 

38 

in 91 Epidemien 

1882 

Merseburg. 

144 

— 

— 

1883 

Emersleben. 

403 

66 

— 

1887 

Braunschweig. 

170 

— 

1 _ 

1887 

Hamburg. 

72 

9 

— 

1889 

Rogätz. 

50 

— 

— 



Reg.-Bezirk Merseburg . . 

75 

— 

in 4 Epidemien 



„ Posen .... 

44 

4 

» 1 i» 

1889-189li 








„ Bromberg. . . 

24 

— 

. i 



« Breslau.... 

14 

6 

. 1 

1897 

Mocker b. Thorn.| 

74 

2 

— 

1897 

Koschlau.1 

14 

1 

— 

1898 

Oberplanitz b. Zwickau . . 

1 80 

1 

— 

1898 

Kulm. 

34 

— 

— 

1899 

Groß-Schönau i. 8. . . . . 

i 50 

1 

— 

1900 

Sangerhausen. 

67 

1 

— 

1901 

Podgarz b. Thorn. 

1 ^3 

_ 1 

— 

1903 

Homberg b. Cassel .... 

120 

! 

— 

1905 

Augustusburg i. S. 

j 40 

1 j 

— 

1908 

Rothenburg o. Tauber. . . 

i 57 


— 

1909 

Markterlbach i. F. 

32 

2 ' 

— 

1909 

Lorenzen b. R. 

10 

1 1 

— 

1860-1910 

Bayern. 

261 

16 i 

in 51 Herden 


davon Franken. 

228 

11 

— 

1893 

Herstal i. Belgien. 

38 

13 

— 

1894 

Schönau i. Österreich . . . 

68 

4 

— 

1900 

Murcia i. Spanien. 

227 

11 

— 


1883 . . Preußen. Miniaterialerlaß: Warnung vor rohem Fleisch 
1906 . . Nord- und Mitteldeutschland: Gemeinsamer Trichinenschaubezirk 
1891 . . Posen 0,38 Proz., Bromberg 0,16 Proz. der Schweine trichinös 
1876—1906 . Westfalen 0,2, Hessen-Nassau 1,2, Rheinprovinz 0,2 auf 10000 Schweine 
trichinös 

Folge der obligatorischen Einführung der Trichinenschau im Jahre 1906 in 
ganz Nord- und Mitteldeutschland, des Zusammenschlusses von Nord- und 
Mitteldeutschland zu einem gemeinsamen Trichinenschaubezirk. Umgekehrt 
sehen wir in Bayern gerade im letzten Jahrzehnt die höchste Zahl von Er¬ 
krankungen, und wir gehen wohl nicht fehl, wenn wir diesen Umstand auf 
die erst in 63 Orten eingeführte obligatorische Trichinenschau beziehen. 

„In Tabelle 16 habe ich die größeren Trichinosisepidemien der letzten 
50 Jahre zusammenzustellen gesucht für Deutschland, aus dem Ausland 
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Tabelle 17. Fleischbeschau in Deutschland. 



Beschaupflichtige Schlachtungen 


Nicht- 

Schlachtgewicht 1 
kg 

' Tierart 

1 

! 1907 

Stück 

1908 

Stück 

1909 

Stück 

| beschau¬ 
pflichtig 

235 

Pferde . . . 

136 273 

137 247 

152 214 

! 

i 

330 

Ochsen . . 

575 449 

583 222 

623 353 


310 

Bullen . . . 

428 494 

477 830 

513 124 

98 823 

240 

Kühe . . . 

1 599 793 

1 655 012 

1 801 408 

185 

Jungrinder . 
(3 Monat) 

938 710 

1 046 437 

1 180 191 

i 

40 

Kälber . . . 

(3 Monat) 

4 371 379 

4 752 337 

5 144 011 

94 968 

85 

Schweine. . 

16 397 934 

16 588 483 

15 573 171 

| 6 087 315 

22 

Schafe . . . 

2 185 926 

2 280 826 

2 477 104 

1 588 649 

16 

Ziegen . . . 

494 698 

484 853 

516 292] 

750 675 

Gesamtschlachtgewicht in kg 

2 537 052 225 

2 617 286 085 

2 643 455 410; 

! 570 887 323 

Beschaupflichtige überhaupt 

3 107 939 548 

3 188 173 408 

3 214 342 733 

— 

Kopf und Jahr .... kg 
Unschädlich beseitigt: 

49,95 

50,54 

50,27 

— 

Pferde . . 

.... kg 

450 240 

420 222 

452 461 

— 

Rinder . . 

. . . . „ 

8 203 611 

8 795 550 

9 059 679 

— 

Kälber . . 

. . . . „ 

541 006 

516 717 

521 240 

— 

Schweine . 

. . . . n 

1 732 727 

1 638 517 

1 481 823 

— 

Schafe . . 

. . . . „ 

56 440 

56 851 

49 904 

— 

Ziegen . . 

. * 

19 604 

18 184 

18 737 1 

— 

Insgesamt ... kg 

11 003 628 | 

I 

11 446 041 

i 

11 583 844 



konnte ich in der Literatur nur wenige Häufungen finden. Betrachten wir 
die örtliche Verteilung dieser Epidemien, so steht weitaus an der Spitze die 
Erkrankung in jenem Volksstamm, den ich schon bei der Besprechung des 
Hackfleisches erwähnte, des Volksstammes, der mit Vorliebe die Unsitte, rohes 
Fleisch zu essen, angenommen hat, also den Sachsen, sowohl des Königreiches, 
wie der Provinz. Demgegenüber erscheint Pommern, Bremen, Lothringen, 
Posen, Hamburg, Schlesien, Westpreußen, Großherzogtum Hessen nur ver¬ 
einzelt. Aber die drei letzten, größeren Epidemien waren in Bayern. Was 
die Verbreitung der Trichinose beim Schwein anbelangt, so ist dieselbe nach 
den mir zugänglichen statistischen Aufstellungen, wie sie teilweise in Tabelle 15 
wiedergegeben sind, in den östlichem Teilen des Deutschen Reiches ganz er¬ 
heblich größer wie in den westlichen und südlichen. Es kann nicht unter¬ 
lassen werden, beim Abschluß dieses Kapitels zu wiederholen, wie segensreich 
sich die obligatorische Trichinenschau in Nord- und Mitteldeutschland er¬ 
wiesen hat, und ebenso muß nochmals die Unsitte verurteilt werden, Fleisch 
in rohem oder nicht genügend garem Zustande zu genießen. 

„Während ich über die bisher besprochenen Arten von Vergiftungen und 
Infektionen bei der Kürze der mir zur Verfügung gestandenen Zeit, wie er¬ 
sichtlich, vielfach nur bruchstückweises Material bieten konnte, da zusammen¬ 
hängende Abhandlungen, welche besonders die Statistik berücksichtigen, bisher 
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Tabelle 18. Schlachtvieh- und Fleischbeschau 1907. 
Beanstandungen. 


Tierart 

Wert 

herabgesetzt 

Proz. 

Bedingt 

tauglich 

Proz. 

Untauglich 

Proz. 

Not¬ 

schlachtung 

Proz. 

Pferde. 

_ 

— 

1,27 

4,13 

Ochsen. 

1,08 

0,37 

0,26 

0,69 

Bullen. 

0,72 

0,39 

0,16 

0,52 

Kühe. 

4,05 

0,51 

1,65 

3,46 

Jungrinder. 

1,06 

0,29 

0,40 

1,27 

Rinder zusammen ..... 

2,38 

; 

0,91 

2,07 

Kälber. 

0,49 

0,03 

0,30 

0,69 

Schweine. 

0,29 

0,24 

0,11 

0,47 

Schafe. 

0,24 

0,01 

0,10 

0,34 

Ziegen. 

0,31 

0,01 

0,24 ! 

0,70 


nicht in dieser Weise vorliegen, so haben wir in folgendem, wenn ich so sagen 
darf, wohlbekanntes Land vor uns, denn die eigentlichen Fleischvergiftungen, 
welche nunmehr zu besprechen sind, haben insbesondere durch Bollinger, 
Schneidemühl, Ostertag, Van Ermenghen, Dieudonne, Hübener 
bereits eingehende Forschung und Beschreibung erfahren. Des letzteren Werk 
über Fleischvergiftungen ist den im folgenden mitzuteilenden Statistiken seit 
den Jahren 1900 bis 1909 besonders zugrunde gelegt, seine Statistik wurde von 
mir durch verschiedene Beiträge ergänzt. Bei den Fleischvergiftungen haben 
wir zunächst allgemein zu unterscheiden zwischen jenen aus früherer Zeit, bei 
denen die krankheitserregenden Bakterien noch nicht bekannt waren, wo man 
noch von Ptomainen sprach, und den neuzeitlichen, deren Erreger erforscht sind. 
Weiter müssen wir unterscheiden Fleischvergiftungen, welche durch den Genuß 
des Fleisches kranker, notgeschlachteter, verendeter Tiere entstanden, und 
solchen, bei welchen es sich um nach der Schlachtung infizierte Fleisch waren han¬ 
delte. In dem ersten Falle ist der Krankheitserreger primär im Tier, im zweiten 
Falle kommt er sekundär aus der Außenwelt auf die Ware, also Verunreinigung, 
als deren Hauptgrund wir die Menschenhand betrachten müssen. Überblicken 
wir zunächst in Tabelle 17 den Fleischkonsum Deutschlands nach den Auf¬ 
stellungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes, so sehen wir in den letzten 
Jahren pro Kopf und Jahr einen Verbrauch von rund 50 kg Fleisch, eine im 
Verhältnis zu anderen Nationen, selbst zu England, sehr beträchtliche Menge. 
Wir sehen aber andererseits, daß die Menge des Fleisches, welches unschädlich 
beseitigt werden muß, fortwährend zunimmt; von der gewaltigen Zahl von 
11000 000 kg im Jahre 1907 in dem kurzen Zeitraum von zwei Jahren um 
fast 600000 kg. Betrachten wir in Tabelle 18 die erfolgten Beanstandungen, 
so sehen wir den größten Prozentsatz bei den Kühen und namentlich bei diesen 
den zweithöchsten Prozentsatz von Notschlachtungen, und hier handelt es 
sich in der weitaus größten Zahl der Fälle um Notschlachtung wegen 
Krankheit, namentlich die gefährlichen Eiterkrankheiten nach der Geburt von 
Jungen. Bei den Pferden, welche den höchsten Prozentsatz an Not- 
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Schlachtungen stellen, kommen im Gegensatz dazu Unglücksfälle oder hohes 
Alter in Betracht als Grund der Notschlachtung. 

„Lassen wir nun die Zusammenstellung über Schlachttierfleischvergif¬ 
tungen durch unbekannte Krankheitserreger an uns vorüberziehen (Tabellen 19 
u. 20), so sehen wir, daß in dem Zeitraum der letzten 40 Jahre rund 5500 Er¬ 
krankungen in 111 Massenerkrankungen durch den Genuß des Fleisches kranker 
Tiere in Deutschland bekannt sind. Es treffen auf ein Jahr ungefähr fünf 
Massenerkrankungen. Unter den verschiedenen Tieren stehen obenan wie bei den 


Fig. 1. t\ 

Schlachttierfleischvergiftungen /' s 



Vergiftung durch Eitererreger. Die Krankheitsart ist bei 67 Epidemien sicher: 
17 mal handelte es sich um Darmentzündung, 14 mal um Erkrankungen 
bei Kühen nach der Geburt und 13 mal um sonstige Blutvergiftungen, darunter 
speziell die eben besprochene Kälberlähme. Achtmal waren krepierte Tiere 
die Ursache, und nahezu die Hälfte aller Epidemien, nämlich 42, sind auf 
notgeschlachtete Tiere zurückzuführen. Wichtig ist, daß es sich unter diesen 
111 Epidemien viermal feststellen ließ, daß das Fleisch auch in gut gekochtem 
und gut gebratenem Zustande giftig war. 

An dieser Stelle dürften kurz die durch die Fleichvergiftung entstehenden 
Krankheitserscheinungen zu besprechen sein. Dieselben können schon ein 
bis zwei Stunden nach Genuß der infizierten Speise durch heftiges Erbrechen 
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sich äußern; gewöhnlich beginnen sie sechs bis ungefähr zwölf Stunden später, 
und zwar ist der Beginn ziemlich abhängig von der Menge der infizierten 
Speise, die genossen wurde. Rasch stellen sich auch Diarrhöen ein, zum Teil 
in solcher Heftigkeit, daß reiswasserartige Stühle entleert werden; dazu 
gesellen sich Kopfschmerzen, heftige Gliederschmerzen, namentlich in den 
Waden, kalter Schweißausbruch, großes Angstgefühl, kurz alle jene Symptome, 
welche wir auch beim Choleraanfall beobachten. Es ist das Bild der Cholera 
nostr&s. Die Sterblichkeit durch Fleischvergiftungen schwankt sehr in den 
einzelnen Epidemien und beträgt von 0,1 bis zu 5 Proz. und mehr. Bei 
Sektionen findet man das Bild einer teilweise desquamativen Gastroenteritis, 
meist von hämorrhagischem Charakter. — Auch auf den Umstand ist noch hin¬ 
zuweisen, daß sich die für die Vergiftung in Betracht kommenden Waren, seien 
sie Fleisch oder Gemüse, Eierspeisen in gekochtem und ungekochtem Zustande, 
meist von gesundein Fleisch oder unverdorbenen sonstigen Nahrungsmitteln 
durch nichts unterscheiden lassen, als durch die bakteriologische Unter¬ 
suchung; die chemische Untersuchung liefert gewöhnlich keine verwertbaren 
Ergebnisse, und dasselbe ist der Fall bei den später zu besprechenden 
Vergiftungen durch Enteritis-, Paratyphus- und Proteusbakterien, deren 
Krankheitsbild dort, wo Nahrungsmittelvergiftung in Betracht kommt, sich 
ebenfalls mit obiger Schilderung deckt. Durch diese Umstände ist be¬ 
dingt, daß wir weitgehende Forderungen an die Sicherheit des Verkehrs 
insbesondere mit Fleisch waren stellen müssen. Diese Forderungen sind 
besonders Beschau durch Amtstierärzte in jedem Fall von Notschlachtung 
wegen Krankheit oder Krankheitsverdacht, bakteriologische Fleischbeschau in 
allen Fällen, wo dieselbe irgendwie ausführbar ist, einwandlos sichere Steri¬ 
lisierung des Fleisches kranker und krankheitsverdächtiger Tiere, wenn dasselbe 
überhaupt zum Genuß zugelassen werden soll. Noch immer bleibt in vielen 
Gegenden zum menschlichen Genuß ungeeignetes Fleisch wegen Krankheit 
notgeschlachteter oder dem Verenden naher und deshalb getöteter Tiere zur 
Verfügung des Besitzers. In solchen Fällen ist auch bei Hausschlachtungen 
grundsätzlich die tierärztliche und eventuell bakteriologische Besichtigung 
und die Sterilisierung oder sofortige einwandfreie Vernichtung zu fordern, da 
immer wieder derartiges Fleisch in rohem Zustande oder zubereitet zum 
menschlichen Genuß gelangt. Ein nicht unerheblicher Teil der Fleisch¬ 
vergiftungen dürfte dadurch verhütet werden, auch dort, wo bakteriologische 
Untersuchung nicht möglich ist, wenn bei jedem Schlachttier, welches irgend¬ 
wie verdächtige Erscheinungen zeigt, und sei es nur Müdigkeit, rauhes Fell, 
die Körperwärme vor dem Schlachten festgestellt wird. Tiere mit erhöhter 
Körperwärme sind als krankheitsverdächtig anzusehen. Kann eine bakteriolo¬ 
gische Fleischuntersuchung nicht stattfinden, zeigen sich aber beim Schlachten 
keine offenbaren Krankheitsprozesse, welche die Vernichtung des Fleisches 
verlangen, so darf dieses Fleisch wiederum nur sterilisiert, und zwar in ein¬ 
wandlosen Apparaten sterilisiert zum Genuß gelangen, auch bei Haus¬ 
schlachtungen. 

„Fahren wir bei der Betrachtung der Fleischvergiftungen fort, so sind in 
Tabelle 21 bis 23 diejenigen Massenerkrankungen zusammengestellt, welche 
durch Infektion von Fleischwaren, und zwar nach der Schlachtung des Tieres 
entstanden, und bei denen spezifische Fleischvergiftungsbakterien nicht 

Vierteljahrsschrift fttr Gesundheitspflege, 1913. 4 
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Tabelle 19. Schlachttier-Fleischvergiftungen durch unbekannte 

Krankheitserreger. 


Jahr 

0rt ! 

Erkrankungen 

Todes¬ 

fälle 

Tier 

Krankheit 

1841 

Andellingen. 

450 

10 

Kalb 

V 

1866 

Lahr i. B. 

73 

4 

Kuh 

Enteritis 

1867 

Fluntern i. öchw. 

27 

1 

Kftlb 

Lähme 

1874 

Bregenz . 

51 

— 

Kuh 

Puerperale Sepsis iY. l ) 

1876 

Griesbeckerzell i. Oberb. . , 

22 

— 

T) 

» 9 n 

— 

(Gerlach). 

Familie 

— 

9 

Euterwunde 

— 

? 

49 

1 

71 

Puerperale Sepsis V. 

— 

Bt. Georgen b. F.I 

18 

— 


Enteritis 

1876 

Nordhausen i. S. 

400 

1 

71 

X. H. 

1877 

Wurzen. 

206 

6 

71 

Puerperale Sepsis N. 

1878 

Garmisch. 

17 

— 


Peritonitis V. 

1878 

Kloten. 

657 

6 

Kalb 

.V. 

| 

Lockwitz. 

40 

— 

Kuh 

Uterustorsion A. 

1879' 

Riesa i. 8 . 

30 

— 


Euterkrank 

Neubodenbach. 

zahlreich 

— 

9 

— 

1 

Birmensdorf. 

8 

1 

Kalb 

Lähme 

( 

Sonthofen. 

7 

— 

Kuh 

Puerperale Sepsis 

1880' 

Schweiz V. 

50 

4 

9 

? 

1 

Wiirenlos. 

viele 

— 

Kalb 

9 

1 

Bautzen.. 

120 

— 

Kuh 

Krepiert, Puerp. Sepsis 

1881\ 

Zittau. 

12 

__ 

Pferd 

Petechialfieber 

1 

Spreitenbach. 

30 

4 

Kuh 

Puerperale Sepsis iY. 

1882 

Zell i. Schw. 

8 

i 

Kalb 

Krepiert 

1884 

! Lauterbach i. 8 . 

? 

3 

Kuh 

Enteritis 

1884 

Camenz i. 8 .. 

10 

— 

»i 

Puerperale Sepsis X. 

1886 

Schöneberg i. Schw.. . . 

50 

1 

77 

Enteritis 

1886 

Ludwigshafen-Hemshof . 

90 

2 

T* 

Puerperale Sepsis A\ 


? .i 

9 

— 

Kalb 

Lähme 

1887< 

Middelburg i. H. 

1 286 

— 

Kuh 

Puerperale Sepsis H. 


Gumbinnen . 

34 | 

— 1 

9 

X 

9 n ** • 


Wiesbaden . 

5 

— 

Reh 

Zerschossen H. 


Reichenau i. S . 

150 

— 

Kuh 

9 


Sachsen ? . 

50 i 

1 


Enteritis X. 

1889^ 

Gersdorf i. S . i 

30 1 

, — 

77 

9 


Darkehmen, Ostpr. . . . 

30 

| 

7» 

X. H. 


(de Vischer) . 

31 


Kalb 

Lähme 


Katrineholm i. D . 

65 

— 

1 Kuh 

Puerperale Sepsis 


Löbtau . 

> 200 

_ 

I 

77 

Enteritis 

1890 

Altena i. W . 

20 

1 

Pferd 

X. 

(Corre) . 

20 

— 

' Kuh 

Klauenseuche, Pyämie 


Daher . i 

i 33 

— 

9 

Enteritis 


Arfenreuth . 

, 300 

— 

71 

9 


Piesenkam . 

? 

1 

V 

Enteritis A r . 

1891' 

Kirchlinde. 

viele 

— 

•1 

9 

Unterwreschen. 

42 Familien 

1 


9 


Waldau i. Schl. 

86 

— 

fl 

Pyämie 


Schweiz ?. 

viele 

1 

7» 

9 

1892 

Schweden ?. 

60 

— 

7» 

Puerperale Sepsis 


Weißenfels. 

100 

1 

fl 

Klauenseuche 

1893 

Stollberg i. S. 

viele 

1 

Kalb 

Enteritis A r . 

Niederlande ?., 

I 92 

' — 

Kuh 

Enteritis 


Hettstedt. 

102 

— 

Ochsen 

A\ 


Brügge. 

70 

2 

Kalb 

Krepiert 


1 Pas de Calais.| 

60 

I 3 

71 

9 

1894 

1 Gersdorf i. S.| 

| 30 

1 

Kuh 

Peritonitis 

i Nienburg b. Schönbeck . 1 

42 

! — 

n 

Krepiert 


; Sachsen ?. 

100 

— 

i 57 

? V. 


Torgau. 

viele 

— 

- 

Krepiert 


M A\ Notschlachtung. 
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Massenerkrankungen durch Nabrungs- und Genußmittel. 
Fortsetzung der Tabelle 19. 


51 


| Erkrankungen ^}^~ 


1894 I Liegnitz . . . 

1895 Labiau. . . . 

1896 Sielkeim, Ostpr. 

1896 Belgien ' . . . 

1897 Mutzschen . . 

1897 Neuhaus . . . 

1898 | Kalk b. Cöln . 
1898 j Usseln .... 


I 

1904/1 


| Rahnsdorf. 

| Cöln. 

| Münchberg. 

| Rodalben b. S. . . . 

, Bromberg. 

Marien werder . . . 

| Bublitz. 

j Witkowo. 

I Melle. 

Ringelheim. 

Magdeburg. 

Pr.-Eylau. 

Wipperfürth .... 

Contzen. 

Ochsenhausen . . . 

Lüben. 

Langenau . 

Bodenmühle .... 
Friedrichswill . . . 

Adelnau. 

Bielefeld. 

Röhrsdorf. 

Sanddorf, Westpr.. . 

Meinersen. 

Pardim. 

Mühlheim. 

Landskron i. B. . . . 

Magdeburg. 

Rochenhausen . . . 
Ochsen hausen . . . 

Wirsitz. 

Seelow. 

Mors. 

St. Ingbert. 

Minden . 

Greiffenberg i. Schl. . 

Hamburg. 

Frankfurt a. O. . . . 

Weiden. 

Rätzlingen. 

Lechhausen .... 
Zazenhausen .... 


15 

70 

10 

viele 

11 

viele 

1 Familie 
mehrere 

9 I 
viele 

3 

6 Familien 

7 I 

45 ; 

50 

23 Soldaten 
mehrere 
20 
70 

4 

1 Familie 
mehrere 

8 

viele 

1 Familie 
1 

20 

viele 

viele 

2 Familien | 
21 

mehrere I 
14 • I 


Tiev 

1 

j Krankheit 

Kalb 

| Pyämie 

T* 

! Enteritis X. 

n 

| Enteritis 

r> 

Pyämie 

Kuh 

V 


1 Enteritis 

Schwein 

y 

Zicklein 

Lähme 

Kuh 

y 

n 

Enteritis H. 

Ochse 

Tuberkulose 

Kalb 

A. 

Kuh 

Puerperale Sepsis 

n 

N. 

Rind 

Klauenseuche X. 

Kalb 

y. 

Schwein 

Rotlauf A. 

Kuh 

X 

Kalb 

* 

Krepiert 

A r . 

* 

8 chwein 

X. 

X. 

Rind 

; Krepiert 

Kuh 

Metritis 

1 

n 

Euterentzündung 

Kalb | 

Enteritis 

Geflügel 

Oeflügelpest 

Kuh 

A. 

Kalb 

Pyämie 

Schwein 

Euterentzündung 

Rind | 

— 

Kuh 

A- 


Krepiert 

r> 

A 7 . 

Enten 

V 

Schwein | 

X. 

Kalb i 

Krepiert 

8 chwein 

A r . 

Kuh 

Puerperale Sepsis 

Ziege 

y 

Kuh 

y 

Pferd 


Kuh | 

X / (freigege 

» : 

Pyämie 

n i 

» 

X. 

Kalb 

Enteritis N. 


Vergiftungen ... 111 = 6 i. J. 

Erkrankungen rund 6600 = 220 i. J. 
Todesfälle rund . . 100 — 4 i. J. 

Krepiert. ö 

Notschiachtungen.42 mal 

Hitzebeatändige Gifte . . . 4 mal 


Zusammenstellung. 

Beteiligt: j Krankheitsart r>8 mal sicher: 

KUhe . . 66mal | Enteritis .... 17mal Klauenseuche. 

Kälber • 26 Puerperale Sepsis 14 „ Tuberkulose 

Schweine 6 „ | „ „ 

Ochsen . 6 „ Pyänne.13 „ Rotlauf. . . . 

Pferde. . 3 „ j Euterkrankheit . 4 „ Geflügelpest . 

' 2 " ! Peritonitis. ... 4 r Petechialfieber 

Geflügel . 3 „ 

Wild . . 1 „ | 

I* 


'1 mal 

1 * 

1 * 

1 „ 

1 n 
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Tabelle 20. 

Fleischwaren-Vergiftungen durch unbekannte Erreger. 


Jahr i 

1 

1 Ort 

1 

i 

i 

ii 

Erkrankt 

II 

Gestorben ;| 

_1 

Ware 

1 

1874 

Middelburg. 

• • ! 

149 1 


6 


Leberwurst 

1879 

Chemnitz .... 

. . 

241 


2 


Mettwurst, Hackfleisch 

1888 

Pommern. 

• • i 

4 

; 

2 


Speck 

1883 

» . 

• • 1 

5 


2 


n 

1886 

v . 

! 

mehrere 


2 


i Wurst 

1886 

Chemnitz .... 

ii 

160 


— 

>! Hackfleisch 

1887- 

Plauen. 

• • ( 

20 


— 

i 

l 

i n 

( 

Gerbstedt .... 


50 


— 

1 

i Wurst, Rauchfleisch 

1888{ 

? . 

• • 

35 


— 


Wurst 

1 

? . 

• • ( ! 

mehrere 


— 


Schinken 

l 

V . 

ii 

* * 1 

19 


1 


Hammelkeule H. 

1889 

Mewe. 


mehrere 


— 


Schinken 

1889 

? . 


j» 


o 


n 

J 

? . 

. . i 

180 


— 


Gänsebraten 

1890< 

Gera. 

. . ; 

30 


1 


Hackfleisch 

[ 

Gamertingen . . . 

ii 

• • r 

40 


2 

i 

Schwartenmagen 


Tübingen. 

1 

— 


1 


Fleisch und Wurst 


Georgenthal . . . 

• • | 

12 


— 


« » » 


Blankenese .... 

i 

— 

1 

— 


1 * n n 


Tauchern. 

. . 

— 


— 


1 •» n n 


Unter-Nessa . . . 


— 


— 


n rt r 


Wamsdorf .... 

. . 1 1 

— 


— 


I n n 

1891 

Kössuln. 

• • 

— 

i 

— 


I 

»VT 


Berlin. 


— 


— 


V V V 


Halle. 

■ 

— 


— 


1 n v n 


Wien . 


— 


— 


1 v. r v 


Brügge . 

!' 

70 

1 

— 


» V V 


v . 


— 


— 


Schinken 


i * 

1 V 

* * 

— 


— 


Gänsefleisch 

1894 

I ■ . 

1 Abbeville . 

;; ' 

104 Sold. 

1 

3 


V 

I; Kalbfleisch 

1894 

i ? . 


10 


— 


1 

;| Speck 

1895 

I Daressalam .... 


viele 


— 


j| Wurst 


Dresden. 


11 


— 


|j Hackfleisch 


Barmen. 


3 


— 


! Blutwurst 

1896< 

Reutlingen .... 


20 


— 


Leberwurst 


Fried richsroda . . 


26 


— 


Blutwurst 


1 Althaldensleben. . 


viele 


— 


Sülze 


’l Lüben. 


60 Sold. 


— 


Fleischklöflchen 


Halle. 


3 


2 


Schweinehack 

1898< 

1 Sülken. 


mehrere 


1 


Hackfleisch 


! Berlin. 


55 Sold. 


— 


Rindfleisch //. 


i{ Guhrau. 

.. 1 

31 


— 


Wurst 


Grünau . 

.. i 

200 


— 


Fleisch 
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Fortsetzung der Tabelle 20. 


Jahr 

Ort 

Erkrankt 

Gestorben 

Ware 

[ 

Schönwaldau. 

30 

2 

Fleisch 

1898< 

Münster. 

viele 

— 

Pferd efleisoh 

[ 

Tilsit. 

66 Sold. 

— 

Schweinefleisch 

i 

München. 

32 , 

— 

Wurst 

1899< 

Altona. 

viele 

— 

Fleisch 

l 

Gronau. 

7 

1 

Pferdefleisch 


Elsterberg. 

viele 

— 

Wurstbrühe 


Hildesheim. 

81 Sold. 

— 

Binderwurat 


Hannover. 

81 . 

— 

Fleisch 


Plauen . 

10 

— 

Pferdehack 

1QAA 

Haubitz. 

10 


Hammelfleisch 

IWv 

Opelt. 

4 

1 

Bindskopf 


Hilpertein. 

6 


Blutwurst 


8t. Ingbert. 

50 

1 

Wurst 


Weißenburg. 

7 

1 

» 


Eichstätt. 

68 


Leber 


Berlin. 

15 


Präserviertes Hack 


Hannover. 

34 Sold. 


Binderwurst 


Köslin. 

mehrere 


Wurst 


Magdeburg. 

100 

— 

Hack, Wurst 


Torgau. 

mehrere 

— 

Fleisch 

1 QA1 , 

Ingolstadt. 

57 Sold. 

— 

Wum 

iyui 

Velbert. 

mehrere 

— 

Hack 


Barmen. 

4 

— 

Kalbfleisch 


Düsseldorf. 

5 

— 

Hack 


Elberfeld. 

30 

— 

Kalbsragout 


Elsterberg. 

21 

— 

Wurstsuppe 


Böhmen. 

viele 

— 

Kuchelfleisch 


Danzig. .. 

6 

— 

Wurst 


Pleß. 

4 

— 

n 


Erfurt. 

viele 

— 

Hack 

1902* 

Toftlund. 

4 

— 

8chinken 


Gnesen. 

33 Sold. 

1 1 

Leberwurst 


Schalbruch. 

1 Fam. 

— 

Wurst 


Alfeld. 

2 * 

— 

Sülze 


Berent. 

8 

1 

Wurst 


Lenzen. 

viele 

2 

Fleisch 


Teltow. 

21 

1 



Kyritz. 

52 

— 

Wurst 


Greifenhagen. 

14 

— 

Hammelfleisch 


Schneid emühl. 

13 

— 

Wurst 

1903 

Gnesen. 

40 

1 

Schweinefleisch 


Sterkrade. 

4 

1 

Fleisch 


Gun zenhausen. 

15 

— 

Schweinefleisch 


Chemnitz. 

36 

— 

Hack 


Heidelberg. 

59 

— 

» 


Glauchau. 

17 

— 

Preßkopf 


Lausigk. 

7 

— 

Hack 

1904 

Greifenberg. 

viele 

1 

Wurst 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 

















































54 XXXVII. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Breslau. 


Digitized by 


Fortsetzung der Tabelle 20. 


Jahr 

Ort 

Erkrankt 

Gestorben 

Ware 


Konstadt i. Schl. 

12 

1 

Fleisch 


Chemnitz. 

18 

— 

i Blutwurst 


Altenburg. 

20 

1 

| Pferdefleisch 


Vohenstrauß. 

5 


j Fleisch 


Gumbinnen. 

9 

_ 

1 " 


Rawitsch. 

3 

1 

Fleisch 

1904- 

Wittlich. 

25 


, Wurst 


Liebenwerda. 

3 


Schinken 


Czarnikau. 

4 


Speck 


Belgrad. 

10 


Gänsefleisch, geräuch. 


Nürnberg. 

1 Farn. 

— 

Schinken 


Plotzk. 

18 

6 

Schweinefleisch 


Christiania. 

279 


Labskaus 



13 

— 

Blutwurst 


Frankfurt a. 0. 

29 

— 

n 


Düsseldorf. 

3 

i 

Pferdehack 


Velbert b. E. 

20 


Hack 


Pfahl enheim i. U. 

1 Farn. 

1 

Wurst 


Li eben werda. 

i , 

— 

Gänsefleisch, geräuch. 


Ronnenberg . 

mehrere 


! Sülze 


Johannisburg. 

1 Fam. 


Wurst 


Danzig. 

20 

— 

n 


Strelno. 

1 Fam. 


» 

1905 

Siegen. 

1 ■ 

_ 

n 


Breslau. 

5 

4 

n 


Birnbaum. 

4 

— 

Rindfleisch 


Neuhaldensleben .... 

7 

1 

Präserviertes Hack 


Beelitz. 

300 

1 

Klops 


Habelschwerdt. 

viele 

— 

Pferdefleisch 


Czarnikau.| 

6 

— 

Fleisch 


Lassan. 

3 

3 

Pferdeschinken 


Tilsit. 

6 

— 

Schinken 


Straßburg . 

7 

— 

Wurst 


Metz. 

88 Sold. 

— 

Speck 


Wandubeck. 

64 

— 

Rindshack 


Stade . 

4 

— 

Schweinefleisch 


Warburg. 

29 

— 

Schinken 


Marienburg. 

12 

— 

Fleisch 


Friedrichsstadt i. Schl. . 

1 Fam. 

2 

Leber 


Krefeld. 

5 

— 

Euter 


Schlochau. 

4 

— i 

Wurst 

1906 

Hamburg. 

viele 

— 

| Hack 


Friedrichstadt. 

1 10 

•> 

Leber 


Königsberg. 

* 5 

— 

Wurst 


Hirschberg. 

6 

1 

n 


Gleiwitz. 

4 

— 

1 n 


Schleswig . 

13 

— 

n 


Tecklenburg . 

6 

1 

n 


Königsberg . 

3 
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Massenerkrankungen durch Nahrungs- und Genußmittel. 


Fortsetzung der Tabelle 20. 


Jahr 

Ort | 

i i 

1 Erkrankt 

Gestorben J 

j Ware 


I Regenwalde. 

4 

— 

Wurst 


| Koblenz. 

5 

— 

n 

1906, 

Krefeld. 

1 

5 

— 

Rauchfleisch 


Düsseldorf. 

30 

— 

Preßsack 


Bromberg. 

6 

1 

1 Schinken 


Belgrad. 

10 

— 

| Gänsefleisch, geränch. 


Oschersleben. 

10 

— '! Schweineliack 


Dissen. 

4 

! — 

i Kuheuter 


j Wiesbaden. 

3 

i — ! j Wurst 

— ,j Preßsack 


Essen. 

Cöln. 

5 

1907 

6 

1 ! 

1 Leberwurst 

j* » .. 

3 


Fleischbrühe 


Hennickendorf. 

16 

| 

Kalbsbraten 


! Ludwigsburg. 

viele Sold. 

1 

Leberwurst 


Marienwerder. 

mehrere 

1 

Gänsefleisch 


Merseburg. 



Schinken 


Berlin. ! 

1 g 

1 

Gänseleber 


Cöln. 

5 

— 

Rindfleisch 


Uttewalde. 

! 1 Fam. 

— 

Wurst 

1908< 

Virchow, Kr. Hs. 1 

100 


Hack 

1 Berlin./ | 

i • .. 

j 3 

; l 

Rindsgulasch 


Gerichshain. 

mehrere 

— 

Freibankfleisch 


j Kleinhartmannsdorf. . . 

1 Fam. 

l 

Hack 


Pfaffengrün. j 

70 

— 

Wuint 


! Harburg. 

j 5 

— 

Pferdehack 


Erfurt. 

mehrere 

— 

Hack 


Berlin. 

29 

— 

n 

1909' 

Bamberg. 

1 5 

— 

Leberklöße 


Detmold. 

30 

l 

Hack 


, 9 . 

68 

— 

Pferdehack 


1 Mylau. 

40 

— 

Hack 


Zusammenfassung. 


174 Vergiftungen . . . . 
Rund 5000 Erkrankungen 
, 100 Todesfälle . . 

Wurst. 

Fleisch. 

Hackdeich. 

Schinken. 

Geflügel. 

Speck. 

Sülze. 

Hitzebeständige Gifte . . 


jährlich rund 10 
. . 200 

w » 5 

.63 mal 

. 49 „ 

. 34 „ 

. 12 „ 

. 8 » 

. 5 „ 

. 3 „ 

. 5 „ 
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festgestellt sind. Die Zahl dieser Vergiftungen, soweit ich sie sammeln konnte, 
ist erheblich höher, wie jene durch kranke Tiere. Im ganzen sind es 174 in 
ungefähr den letzten 30 Jahren oder jährlich ungefähr 10, 5000 Erkrankungen 
wurden verursacht in Deutschland oder rund 200 jährlich. An der Spitze 
der Nahrungsmittel mit über ein Drittel aller Massenvergiftungen stehen die 
Wurstwaren 63mal; es folgen die verschiedenen gekochten und gebratenen 
Fleischwaren 49mal, dann Hackfleischepidemien 34mal und Massenerkran¬ 
kungen durch Schinkengenuß 12 mal. Hitzebeständige Gifte sind in fünf 
Epidemien zweifellos vorhanden gewesen. Die überaus häufigen Vergiftungen 
durch Wurstwaren zeigen wiederum auf eine Krankheit in der Nahrungs¬ 
mittelindustrie hin, welche gar nicht rücksichtslos genug bekämpft werden 
kann: auf unsaubere Zubereitung und Verwendung schlechten Materials bei 
der Wurstfabrikation. Die so häufigen Erkrankungen durch gekochte und 
gebratene Fleischwaren sind zum erheblichen Teil, soweit ich dies feststellen 
konnte, durch unzweckmäßige Aufbewahrung in unreinen Gefäßen, an un¬ 
reinen Orten, womöglich bei hoher Temperatur entstanden. Ein Fingerzeig 
dafür, das Fleisch möglichst frisch und einwandfrei aufzubewahren, vor allem 
aber auch nicht in schlecht konstruierten Eisschränken, in schlecht gereinigten 
Eisschränken oder, wie ich dies wiederholt selbst feststellte, in einem Eis¬ 
schrank, der kein Eis enthält. Es muß im Fabrikbetrieb und Haushalt zur 
Richtschnur werden, daß alle Gefäße und Behältnisse für Nahrungs- und 
Genußmittel regelmäßig mit heißer Sodalösung ausgewaschen werden. Und 
auch hier wieder muß darauf verwiesen werden, daß es nicht zweckmäßig 
erscheint, wie das auch wieder sich vielfach eingebürgert hat, mit der Be¬ 
urteilung der Gesundheitsschädlicbkeit von verdächtigem Fleisch oder von 
Wurstwaren den Nahrungsmittelchemiker zu betrauen, der nur für Verfäl¬ 
schungen in Betracht kommen kann, vielmehr ist bei der Frage der Gesund¬ 
heitsschädlichkeit maßgebend der Tierarzt und besonders der bakteriologisch 
vorgebildete Amtsarzt 

„Es sind nunmehr jene Nahrungsmittelvergiftungen zu betrachten, bei 
denen der Nachweis mehr oder weniger spezifischer Bakterien gelungen ist 

„Der von Hauser entdeckte Proteus vulgaris und seine Gruppe, welche 
schon bei den Fischvergiftungen Erwähnung fand, ist in einer Reihe von 
Nahrungsmittelvergiftungen, wie aus Tabelle 24 erhellt, als Ursache nach¬ 
gewiesen. Weit verbreitet, in der Außenwelt fast stets dort vorhanden, wo 
faulige Zersetzungen im Gange sind, vermag er natürlich leicht auf Nahrungs¬ 
und Genußmittel zu gelangen, und wenn dieselben für ihn ein geeigneter 
Nährboden sind, sich auf ihnen zu vermehren. Wesentlich ist hierbei, daß 
dieses Bakterium auch bei niedrigen Temperaturen noch gut zu wachsen 
vermag, weshalb auch im Winter Erkrankungen Vorkommen, wie 1912 in 
München. Bei der Erkrankung selbst handelt es sich auch nach meinen 
Beobachtungen um eine Vergiftung durch die Fäulnisprodukte, welche durch 
die Anwesenheit des Bakteriums und dessen massenhafte Wucherung in dem 
Nahrungsmittel entstehen, sowie durch die Giftstoffe, welche durch das Bak¬ 
terium als solches in das Nahrungsmittel gelangen, wohl besonders auch 
durch seinen Zerfall. Ich möchte es auch für wahrscheinlich halten, daß def 
im Magendarmkanal des Menschen sich fortsetzende massenhafte Zerfall von 
Proteusbakterien und die dadurch wiederum frei werdenden Giftstoffe mit an 
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Tabelle 21. Botulismus. 

57 

Jahr 

Ort 

Krkrankt 

i 

Ge¬ 

storben 

W are 


1873 

Kleinenzheim 






(J uutinus Kerner) . . 

— 

— 

Geräucherte Wurst 


1793-1820 


76 

37 



1820-1822 


98 

34 



1882 

Belgard. 

* 

2 

Schinken 


1883 

Neustettin .... 

5 

2 

Speck 


1884 

Kolberg. 

5 

3 

Hering, in Essig konserviert 

1822-1886 


238 

94 

Wurst, Hering, Hechtfleisch 


Gamertingen. . . 

10 

— 

— 



Reutlingen.... 

10 

— 

— 

r* S> © 


Horb. 

100 

— 

Wurst 


1889 

Württemberg . . 

3 

— 

• 

s * • 

1*91 

i ? . . 

21 

— 

Schinken 

£ • • • 

1894 

Berlin. 

5 

— 

Lerchen 

«s 

1894 

Sauterre. 

64 

4 

Brot 

£ • . . 

1895 

Ellezelles .... 

50 

3 

8chinken, Jhic. bot. 


1896 

Mainz. 

mehrere 

— 

W urst 

3 «O fl 

| e fl fl 

1896 

Posen. 


— 


g B Ö 2 

1899 

? . 

5 

— 

Rohbücklinge 

11-gl 

1900 

Gießen. 

4 

— 

Schinken, Bot. Gift 

<2 aSg 

1900 

Augsburg .... 

8 

1 

Leber wurst 

6-S1 

1903 

Lüchow . 

3 

— 

Hackfleisch 


1903 

Neutomischel . . 

8 

— 



1904 

Darnist adt.... 

32 

11 

Bohnenkonserven, Bot. Gift 

1904 

Sigmaringen . . . 

2 

1 

Wurst 


1905 

Haßfurt. 

5 

1 



1905 

Rehau. 

6 

— 



1906 

Biitow i. Pr. . . . 

6 

_ 



\ 

Ambach. 

16 

3 

Pferdefleisch 


1907 } 

Köslin. 

3 

1 

Wurst 


l 

Breslau. 

1 

1 

Schinken, Bot. Gift 


1908 

V 

mehrere 

— 

Ölsardinen 




Proteusvergiftung. 


1886 

Chemnitz . . . . 

160 

_ 

Hackfleisch 


1894 

, Elsaß ...... 

18 

1 

Eisschrankfleisch 

w ~ ob 

cc 

1897 

! Mansfeld . . . 

63 


Hackfleisch A T . 

® . . . 

1899 ; 

j Zürich. 

45 

1 

Speck 

'S • • • 

1899 1 

j 8t. Gallen .... 

2 

1 

Rauchfleisch JY. 


1900 

| Hannover .... 

81 

— 

Rindswurst 

ec * 

1901 

* .... 

34 

— 


I : 

1902 

Eupen. 

51 

— 

Leberwurst 

teil 

1903 

Hammelburg. . . 

180 

— 

Kartoffelsalat 

“ « r k 
© 6C 

( 

j Italien. 

2 

— 

Senf 

© 3 M © 

1908 f 

»» . 

mehrere 

— 

Anchovis 

© £ fl" 

•g p 

li 

1 Lebus. 

49 

— 

8peck 

2 

Q. .© M © 

1910 1 

(Berg) . 

3 

1 

Fleisch 

> wo 

1910 

n . 

28 

l 



1912 

München . . . . | 

49 Sold. 


Schmor-Seefische 



l 4 mal 

Epidemien bei 

Fischen beschrieben, 



lmal Infektion bei 

Mustern 

beschrieben. 


1894 

Schaffen . 

30 

9 

Kuli, puerp. Sepsis St pyog. aur. 

1909 

Straßburg .... 

145 Sold. 

— 

Mehlsuppe, Coli Bad . 
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Tabelle 22. Vergiftungen durch Bacillus enteritidis Gärtner . 
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Tabelle 23. Vergiftungen durch Paratyphusbazillen. 
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Tabelle 24. Sonstige Funde von Paratyphusbazillen. 


Junak . 

Horn. 

Bambauer. 

Andrejew. 

Frick u. Weichei . . . 

Dieudonnd. 

Uhlenhuth. 

Komma. 

Glaser. 

Hubener. 

Rimpau. 

Gg. Mayer: 1907 . . . 




n 


1905 . . . 

1905 . . . 

1906 . . . 
1904 . . . 
1903—1908 


G&ethgens . 
Fischer, Kiel 


Huber 


Bofinger . 

Morgan u. Marshall 
Conradi . 


Au mann 


67 gesunde Tiere, 2 mal 
378 septische Tiere, 1 Proz. 

1 Kuh X f 
300 Hammel, 12 mal 

21 akute Mastitis, lmal Pt., lmal Enteritis 

ao Ti»r 0 f lDQal Pt < Ka,l> ’ Se P* iS 
T U. . Kuh, , 

Schweine, 6 Proz. 

102 Wurstproben, 30 mal 
Fleisch, Wurst, 5 mal 
100 Wurstproben, 6 mal 

Leberwurst, reichlich, schadlos 

60 Wurstproben, 3 mal, schadlos 
Pirmasens: 

Milch, Schrollhash: massenhaft, schadlos 
Brunnen, Gangloff: massenhaft, schadlos 
„ Weiherhof: massenhaft, schadlos 
Quelle Odenbach, massenhaft, schadlos 
1200 gesunde Schulkinder, 49 mal, schadlos 
Brunnen, 2 mal, schadlos 
Milch, Kuh, Enteritis 
Pferdedarm 

6 Meerschweinchen, gesund, Pseudotuberkulose 
Fäces gesunder Meerschweinchen 
151 Eisproben, 18 mal 

Garnison Saarlouis, 2 Proz. 


den oft schweren Krankheitserscheinungen beteiligt sind. Sehen wir von der 
Chemnitzer Haokfleischepidemie ab, bei welcher die Entstehung durch Proteus 
etwas fraglich erscheint, so sind es immerhin rund 600 Fälle, bei denen 
Proteusbakterien als Krankheitsursache gemeinsamer Mehrerkrankungen 
sicher in Betracht kommen. Zweimal scheinen sogar hitzebeständige Gifte fest- 
zustehen. Im allgemeinen werden die Proteusbakterien durch V^stündige 
Erhitzung bei Temperaturen über 80° C abgetötet, wobei auch die im Fleisch 
entstandenen, sowie die durch die Abtötung frei werdenden Gifte größtenteils 
unschädlich werden. Durch Rauchern erfolgt keine sichere Abtötung, durch 
10proz. Salzlösungen allerdings Hemmung, ausgesprochen aber nur dann, 
wenn die Bakterien nicht von Anfang an in dem zu salzenden Fleisch waren, 
sondern er$t nachträglich in das angesetzte Salzfleisch gelangten. Auch 
durch 2 proz. Essigsäure erfolgt lediglich eine Entwickelungshemmung, nicht 
sichere Abtötung. 

„Eine Form der Fleischvergiftung hat durch die schwere Art der Er¬ 
krankung und die zahlreichen Todesfälle schon im 18. Jahrhundert solches 
Aufsehen erregt, daß sie von den anderen Formen getrennt wurde: Die 
Wurstvergiftung oder der Botulismus. Schon Justinus Kerner hat 1793 
die Krankheit beschrieben, welche damals besonders in Württemberg in 
schwerster Form erschien durch den Genuß unzulänglich geräucherter Würste. 
Das Krankheitsbild besteht in Sehstörungen, Doppelsehen, Mydriasis, Ptosis, 
Pupillen starre, Unbeweglichkeit des Augapfels, Zusammenziehen des Schlundes, 
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erschwerte Sprache bis zur Tonlosigkeit, kruppartiger Husten, zuletzt Störung 
der Herzinnervation und Tod. Bewußtseinsstörungen fehlen meist, bis zum 
Ausbruch der Krankheit vergehen meist mehr als 10 bis 24 Stunden f der 
Krankheitsverlauf ist sehr chronisch, noch in später Zeit kann der Tod ein- 
treten. Es ist das Bild, wie wir es von der Bulbärparalyse kennen, eine Er¬ 
krankung der Kerne des verlängerten Markes. Manchmal fallen die Speisen, 
in denen sich das Wurstgift entwickelt hat, durch einen eigentümlichen 
buttersäureartigen Geruch auf. Wie aus Tabelle 24 hervorgeht, sind seit 
1886 21 Epidemien beobachtet; insgesamt konnte ich rund 800 Erkrankungen 
sammeln, 1 J i der Fälle ist gestorben. 1895 im Dezember hat van Ermenghen 
bei der Epidemie von Ellezelles aus Schinken, der die Krankheitsursache dar¬ 
stellte, die Sporen eines Bakteriums nachgewiesen, des Bacillus Botulinus, 
welcher ein äußerst heftiges Gift produzierte, das bei Tieren genau die 
Krankheitserscheinungen des Botulismus verursachte und von Brieger und 
Kemptner gewonnen werden konnte. Yioooog keimfrei filtrierter Bouillon¬ 
kultur macht bei Versuchstieren bereits Lähmung. Die Verfütterung ver¬ 
ursacht schwerere Vergiftung, wie die Einspritzung unter die Haut oder in 
die Bauchhöhle. Gift und Bazillen werden durch Erhitzung über 60° C, die 
Sporen aber erst durch einstündige Erhitzung über 80° C abgetötet. Das 
beste Wachstum ist bei 20° C, deshalb erfolgt in Warmblütern weder Ver¬ 
mehrung noch Giftbildung, es wirkt nur das in den Speisen schon enthaltene 
Gift. Die Entwickelung des Bakteriums erfolgt allein bei Luftausschluß, und 
so konnte besonders die bekannte Vergiftung durch Bohnenkonserven in 
Darmstadt erfolgen. In diesen, sowie bei Erkrankungen, die in Gießen und 
Breslau untersucht wurden, war das Botulinusgift nachzuweisen. Zu be¬ 
merken ist noch, daß in lOproz. Salzlösung der Bazillus sich nicht entwickelt 
Die Prophylaxe gegen die furchtbare Krankheit besteht vor allem darin, nur 
gut gekochte Speisen zu genießen, namentlich Konserven stets vor Genuß zu 
kochen. 

„Eine ungleich wichtigere Rolle bei Massen- wie Einzelerkrankungen 
spielen die nunmehr zu besprechenden Bakterien: Der Bacillus Enteritidis, 
entdeckt von Gärtner im Jahre 1888 bei der Fleischvergiftungsepidemie von 
Frankenhausen in den erkrankten Menschen und in der notgeschlachteten 
Kuh, welche die Epidemie bedingte, und ebenso der Paratyphusbazillus, zuerst 
nachgewiesen im Jahre 1893 bei einer Fleischvergiftungsepidemie durch das 
hygienische Institut Breslau. Diese beiden Bakterien sind typische Vergifter 
von Nahrungsmitteln. Aus Tabelle 25 geht hervor, daß seit Gärtners 
hochwichtiger Entdeckung bereits 48 Massenerkrankungen durch de.n Enteritis¬ 
bazillus feststehen, davon 30 in Deutschland; in 22 Jahren sind in Deutsch¬ 
land rund 2000 Fälle von Massenerkrankungen durch Nahrungsmittel auf 
diesen Erreger zurückzuführen. Scheiden wir wiederum die Epidemien in 
solche, veranlaßt durch kranke Tiere, und solche durch fertige Nahrungsmittel, 
so sehen wir bei den Tieren an der Spitze wiederum die Kühe und Kälber, 
ferner soweit die Krankheitsursache feststeht, die eiterigen Prozesse und die 
Darmentzündung, aber zehnmal kommt wiederum die Notschlachtung. Bei den 
leischwaren trifft ebenfalls dasselbe zu, was schon früher bemerkt wurde, 
Wurst und Hackfleisch spielen wiederum ihre bedenkliche Rolle. Bei acht 
Epidemien sind hitzebeständige Gifte in Wirksamkeit getreten. Die Wider- 
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ständigkeit des Enteritisbazillus gegen äußere Einflüsse ist sehr groß. Durch 
lOproz. Kochsalzzusatz werden die Bakterien nicht zerstört, wenn das Fleisch 
von vornherein mit ihnen infiziert war. Wiederholt sind Stämme gefunden 
worden, deren Gifte erst durch einstündige Erhitzung auf 100°C abgeschwächt 
wurden; in 24 Tage altem faulenden Fleisch fand der Kieler Forscher Fischer 
die Bakterien noch lebend. Soll gegen diesen gefährlichen Giftbildner vor¬ 
gegangen werden, so sind zwei Maßnahmen zu verlangen: Bakteriologische 
Fleischbeschau und Sterilisierung verdächtigen Fleisches bei Temperaturen 
über 100° C. 

„Ganz ähnlich wie mit dem Enteritisbazillus steht es mit seinem sehr 
nahen Verwandten, dem Paratyphusbazillus, welcher ja nur, dann aller¬ 
dings scharf, durch die Serumreaktion von ihm zu trennen ist. Betrachten 
wir die Tabelle 23, so ergibt sich, daß seit 1893 nicht weniger als 
77 Massenerkrankungen durch den Paratyphusbazillus festgestellt sind; 
wiederum sind es rund 2000 Erkrankungen, welche durch ihn seitdem in 
Deutschland entstanden. Bei den kranken Tieren steht sehr auffallender¬ 
weise nunmehr das Schwein an der Spitze, und es sei hier nur kurz auf die 
Feststellungen durch die Arbeiten des Kaiserlichen Gesundheitsamtes hin¬ 
gewiesen über das häufige Vorkommen des Paratyphusbazillus in scheinbar 
gesunden Schweinen, auf meine Feststellungen in der Pfalz über das häufige 
Vorkommen von Paratyphusbazillen bei kranken und gesunden Menschen, in 
deren Haushalt Schweinezucht getrieben wird. Im allgemeinen aber haben 
in den bisher beobachteten Epidemien, wie aus der Tabelle hervorgeht, kranke 
Tiere nicht die Rolle gespielt, wie beim Enteritisbazillus. Notschlachtung 
kommt nur einmal in Betracht. Bei den durch Fleischwaren erfolgten Ver¬ 
giftungen fallen wieder Hackfleisch und Wurst in bedenklicher Weise auf. 
Dazu kommen aber beim Paratyphusbazillus noch eine Reihe Massenerkran¬ 
kungen durch Räucherwaren, durch Eierspeisen, einmal eine Käseerkrankung. 
Hitzebeständige Gifte stehen achtmal fest. Was die Lebenseigenschaften be¬ 
trifft, so haben wir einmal beim Paratyphusbazillus, ebenso übrigens beim 
Enteritisbazillus, zweifellos mit Verschleppung durch Ungeziefer, durch 
Fliegen, dann, wie ich nachweisen konnte, durch Ameisen zu rechnen. Auf 
Eiern bleibt er zehn Tage lebensfähig. Die Bazillen selbst halten Erhitzung 
auf 70 bis 80°C einige Minuten aus; also Temperaturen, wie sie in dem in 
gewöhnlicher Weise gekochten oder gebratenen Fleisch erreicht werden. Die 
Hitzebeständigkeit der Gifte ist nicht allen Stämmen eigen und schwankt, wo 
eie vorhanden ist, nach den Mitteilungen zahlreicher Autoren, sowie meinen 
eigenen Untersuchungen zwischen 80 und 100°C von mehreren Minuten bis 
zu einer Stunde, in getrocknetem, menschlichem Stuhl halten sich die Para¬ 
typhusbazillen vier Jahre lebend, wie Otto Mayer nachwies. Gefriertempe¬ 
raturen bis herunter zu —5°C lassen sie unbeeinflußt, lOproz. Kochsalz¬ 
lösung wirkt nur gegen nachträgliche Infektion des Fleisches oder sonstiger 
Ware. Der Schutz gegen die Infektion heißt wiederum vor allem bakterio¬ 
logische Fleischbeschau, Sterilisierung des Fleisches, reinliche Aufbewahrung 
der Nahrungsmittel. 

„In Tabelle 24 habe ich die Befunde zusammengestellt des Nachweises 
von Paratyphusbazillen in gesunden und kranken Tieren, auf Fleisch waren, 
in Brunnen, in Quellen, in Milch, im Eis und als Beispiel zwei Angaben über 

Vierteljahnschrift für Gesundheitspflege, 1913. 5 
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verbreitetes Vorkommen im gesunden Menschen. Nach dem gegenwärtigen 
Stande der Forschung ist es sehr schwer, diese teilweise merkwürdigen Be¬ 
fände entsprechend zu würdigen, und namentlich die Tatsache, daß der Para¬ 
typhusbazillus unter Umständen gefunden wurde, wo man eigentlich Infek¬ 
tion erwarten möchte, so in Wurst, in Milch und Wasser, welche von zahlreichen 
Menschen genossen wurden, und dies ohne folgende Krankheitserscheinungen. 
Vielleicht, daß die Menge der aufgenommenen Bakterien, die Menge der von 
ihnen gebildeten Gifte, die Unmöglichkeit z. B., im Wasser Gifte zu bilden, in 
Betracht kommen können. Aufklärung dieser wichtigen Fragen ist nur 
durch weitere Forschung zu erwarten. Auffallend ist jedenfalls, daß unsere 
größeren Haus- und Schlachttiere sich weder durch Injektion unter die Haut, 
noch durch Verfütterung, weder mit Paratyphus-, noch mit Enteritisbazillen 
tödlich infizieren lassen. Manche Tiere werden überhaupt nicht beeinflußt, 
jüngere Tiere höchstens vorübergehend krank. Wenn Paratyphusbazillen 
aus erkrankten und geschlachteten Tieren gezüchtet werden, so müssen wohl 
besondere Vorbedingungen für die Infektion vorliegen, wie sie speziell die 
Erkrankungen durch Eitererreger zu schaffen scheinen. 

„Einiges Licht auf obige Fragen dürfte vielleicht durch die in Tabelle 25 
und 26 aufgeführten Untersuchungen geworfen werden, welche ich in letzter 
Zeit ausführen ließ, um der Frage der Erkrankungen durch Wurstwaren näher 
zu treten. Aus Tabelle 25 ist ersichtlich, welch gewaltige Mengen von Keimen 
in Wurstwaren aogetroffen werden. Haben wir doch auf 1 g Wurstsubstanz 
bis zu 16 Millionen Bakterien nachweisen können, und derartige 
Würste wurden gegessen, ohne groben Schaden zu machen. Ein 
Beweis, welche Mengen von Bakterien der gesunde Verdauungsorganismus des 
Menschen zu ertragen und, wie wir hier beisetzen wollen, zu vernichten vermag. 
Wir werden aber keinesfalls einen derartigen Keimgehalt für duldungsfähig 
erklären dürfen. Geht doch aus den wenigen Untersuchungen schon hervor, 
daß wir in der gleichen Art von Wurst teilweise Keimzahlen nur von 10000 


Tabelle 25. Wurstwaren, 
a) Probesendungen. 


Keime in 1 

Leberkäse. 16 000000 

Zungenwurst. 100000 

Schwarzwurst. 65 000 

Streichwurst. 1500 000 

Schwarzwurst. 83000 

Schwarzer Preßsack .... 150000 

8chinkenwur8t. 40000 


g Substanz: 

Weißer Preßsack. 16000000 

Leberkäse. 6 000 

„ . 6000 

Blutpreßsack. 700 000 

Leberkäse. 2100 

Streichwurst. steril 

Schwarzwurst. 500 


b) Häufigste Bakterienarten in 62 Wurstproben: 


Proteus vulgaris 
„ fluorescens 
Badert um coli 
Streptokokken 
Staphylokokken 
Bacillus subtilis 

„ me gatheu um 


12 Proben steril, darunter: 
Schwarzwurst 
Gelb wurst 
Streichwurst 
Mettwurst 
Preßkopf 
Leberkäse 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 
















Massenerkrankungen durch Nahrungs- und Genußmittel. 67 

Tabelle 26. Temperaturen beim Wurstkochen. 
Blutwurstmasse in Schweinemagen, in siedendes Wasser geworfen: 


Nach 

2 Minuten .... 

... 30*0 

1 Nach 10 Minuten . . . 

. . . 92° C 

B 

3 

A .... 

... 45 

A 

12 

A ... 

... 93 

n 

4 

A .... 

. . . 65,5 

A 

15 

n ... 

... 97 

a 

8 

A .... 

... 80 

A 

18 

A 

... 99 

n 

9 

„ .... 

... 86 

A 

21 

A ... 

... 100 


In 1 m Wurstdarm 2 bis 16 g Fäces. 

Deutschland jährlich 160000 Notschlachtungen = 1 Proz. des Viehbestandes. 
1904: 2,5 Mill. Kilogramm Fleisch nur wegen Pyämie und Septicämie vernichtet. 

Verbotene Wurstmaterialien und ihre Bezeichnung. 


Wursthäute.Grützwurst 

Gehackte Kaldaunen, alte Semmeln.Prima ff. Leberwurst 

Faulendes, grünliches Fleisch.Knoblauchwurst 

Fleisch von totgeborenen Kälbern. „ 

Fleisch von hochgradig tuberkulöser Kuh.Blutwurst 

Männliche und weibliche Geschlechtsorgane.Leberkäse 


trafen, noch mehr aber, daß wir wiederum bei gleichen Würsten Sterilität der 
Ware vorfanden, d. h. doch so viel, als daß es einem wohlgeleiteten Betrieb 
gelingt, eine keimarme, ja sogar eine keimfreie Ware zu liefern. Sehr viel 
spielt ja hierbei mit, wie lange die Würste, welche nicht Dauerräucherwaren 
sind, gekocht wurden. Aus Tabelle 26, deren Grade durch Thermoelemente 
festgestellt sind, erhellt, wie lange es dauert, bis Temperaturen im Inneren der 
sogenannten Schwartenmagen erreicht werden, welche zur sicheren Abtötung 
der Bakterien, sowie zur Beeinflussung ihrer Gifte genügen. Wir ersehen 
aus der Tabelle, daß die Temperatur im Inneren eines derartigen Schwarten¬ 
magens, wie dies auch von Versuchen am Fleisch bekannt ist, zunächst rasch 
steigt, um sich dann ziemlich lange zwischen 80 und 95° C zu halten; die 
Siedetemperatur wurde in wiederholten Versuchen erst nach rund 20 Minuten 
erreicht. Ich glaube, es ist keine unbillige Forderung, wenn wir einerseits 
verlangen, daß im Trinkwasser nicht mehr wie 100 Keime Vorkommen dürfen, 
daß die Milch so sauber gemolken und so sauber versandt wird, daß sie nur 
einige 1000 Keime erreicht, andererseits zu fordern, daß auch in Wurst¬ 
waren, die frisch in den Handel gelangen, nur eine beschränkte 
Zahl von Keimen angetroffen werden darf. Durch Untersuchungen in 
zahlreichen Städten und auf dem Lande würde sich jedenfalls eine Durch¬ 
schnittskeimzahl auch für Wurstwaren finden lassen, und diese Keimzahl hätte 
dann als Grenze für die Güte der Wurstwaren zu gelten, genau wie beim 
Wasser. Und welch ekelhaftes Material, wie sehr bereits zersetzte Massen als 
„Wurst“ verarbeitet werden, dafür dürften die wenigen Beispiele in Tabelle 26 
genügen. 

„Eine wichtige Tatsache in der Epidemiologie der Fleischvergiftungen in 
Deutschland ist noch zu betrachten: ihre örtliche Verbreitung. In Fig. 1 (S.48) 
sind die Orte zusammengestellt, in welchen Schlachttierfleischvergif¬ 
tungen durch unbekannte Krankheitserreger nach den früher erwähnten 
statistischen Mitteilungen vorkamen. Schlägt man diese Ortschaften auf den 
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vorzugehen ist Es ist zu erwägen, wie unter ländlichen Verhältnissen auf 
der einen Seite nicht zu viel Volksvermögen durch Vernichtung verdächtigen 
Fleisches verloren wird und auf der anderen Seite Gewähr zu leisten sei, 
daß der Genuß solch verdächtigen Fleisches keinen oder wenigstens keinen 
zu großen Schaden setzt. Die Erfüllung scheint mir unschwer zu erreichen 
durch fahrbare Fleischsterilisatoren. Diese wurden schon wiederholt von Tier¬ 
ärzten und Bakteriologen vorgeschlagen, eine praktische Ausführung ist bisher 
meines Wissens nicht erfolgt 

„Bedenken wir, daß in Deutschland jährlich rund 160000 Stück Vieh 
oder 1 Proz. des gesamten Viehbestandes notgeschlachtet werden müssen, 
bedenken wir ferner, daß z. B. im Jahre 1904 
allein 2 l j % Millionen Kilogramm Fleisch nur Fr 

wegen Pyämie und Septikämie der Schlachttiere I 

vernichtet werden mußten, so dürfte schon j 

hieraus die Notwendigkeit von Fleischsterili- i 



Fahrbarer Fleischsterilisator (System Hartmann, Berlin). 

satoren nicht nur in jedem Schlachthof der Städte, sondern aus den oft 
erwähnten Ursachen besonders auch auf dem Lande hervorgehen. Ich habe 
mich nun mit drei Firmen ins Benehmen gesetzt, um fahrbare Fleisch¬ 
sterilisatoren konstruieren zu lassen, welche nicht zu schwer, nicht zu groß 
und nicht zu teuer sind und doch den zu stellenden Anforderungen an 
Sicherheit der Sterilisierung genügen. Maßgebend war, daß der Apparat 
auch auf Landwegen leicht von zwei oder einem Pferd zu ziehen sei, und daß 
das Fleisch und die verwertbaren Eingeweide eines Rindes in einer oder 
wenigstens in zwei Sterilisierungen behandelt werden können. Fig. 4 zeigt 
den Apparat der Firma Rudolf A. Hartmann in Berlin, für Beschickung 
mit 3 V 2 Ztrn. Fleisch geeignet, Gewicht komplett mit Wagengestell etwa 
16 Ztr., Preis frei Bahnhof Berlin 1200 Jft . 

„Fig. 5 ist ein Apparat der Firma F. und M. Lautenschläger in Berlin, 
auf zwei Rädern montiert, bei einem Gewicht von 14 Ztrn. nur von einem 
Pferd ziehbar; Fassungsmenge 3 Ztr. Die Einlagekörbe sind so groß, daß 
das Fleisch in regelrechten Stücken aufgestellt werden kann. Am Boden der 
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riereddgeo K&mtu&r liefiudet Bich das Vfasser zur Dtutij)f«r?.eugung', dort 
»amtuAl %sh *»fth d#s Fett, dita 'mi. .Äem.-.SwiUeit*rwa».«t aü&aiumen eifa* 
btaöfchbfthe Ifei»iDon iiefe^u Darch di# Ki<VfUg«M|' Birt«* fmifräj»- ut Au) Koti- 
^rafetiöv! is» »it# Gefahr dea ÄHbretsaeos des lohai^s w^c-odu-ii IteraUgeestat. 
Ais Sieli* d*r »tioit übit>rh*n Ahshvaaeruiig de^ J'Aäerijachae tritt Asbest, 
WödarcF Be*tbÄdi*«uisgeö M&i Fshmi =?*r hindert «'erde?», Preis» ungefähr 
üOtMJ ■ #. 

„Fjg.6 zeigt den Apparat der 4$$fe£jkt a h«<e n'a ata J.t Weihiar, Gewicht 
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Der Apparat, der wie ein fahrbarer Daispfdesinfektionsapparat am Sitze jener 
Behörden aufgestellt wird, wird bei Anlall des Fleisches von kranken oder 
notgeschlaobteten Tieren durch Pferde der betreffenden Ortschaft abgeholt. 
Zur Bedienung würde sich z. B. der Desinfektor des betreffenden Kreises usw. 
eignen. Ich halte es nicht für Zukunftsmusik, wenn ich ausspreche, daß 
auch auf diese Weise einerseits ein nicht unbeträchtlicher Teil des National¬ 
vermögens seinem richtigen Zweck, dem menschlichen Genuß zugeführt wird, 
und daß andererseits die Massenerkrankungen namentlich auch auf dem 
Lande sehr erheblich eingeschränkt würden. 

„Werfen wir am Ende einen Blick auf die Gesamtzahl der Massenerkran¬ 
kungen, die in ungefähr den letzten 30 Jahren in Deutschland festzustellen 
waren, bo sind es an 33000 Fälle. Rund 16000 entfallen auf die eigent¬ 
lichen Fleischvergiftungen und ihre spezifischen Erreger, 15000 treffen 


Fig. 6. 



Fahrbarer Fleischsterilisator (System Weimar, Apparatebaugesellschaft). 


allein auf die Trichinose, alle übrigen Massen Vergiftungen sind mit 
2000 Fällen beteiligt. Sind diese Zahlen auch lückenhaft, so zeigen sie uns 
doch, wo die größte Gefahr droht: Von der Trichinose und den Fleischvergif¬ 
tungen durch kranke Tiere und durch infizierte Waren. Neuerlich sei ge¬ 
warnt vor dem so gefährlichen, noch dazu ganz unzweckmäßigen Genuß von 
rohem Fleisch, vor dem berüchtigten Hackfleisch ganz besonders. 

„Meinen Leitsätzen habe ich wenig beizufügen. Nochmals aber möchte 
ich darauf verweisen, daß gesetzliche Bestimmungen allein in dieser Frage 
nicht zum Ziele führen können. Wir werden sie benötigen, um die Aus¬ 
wüchse des Nahrungs- und Genußmittelhandels, die Ausschreitung des ein¬ 
zelnen mit Strenge in ihre Grenzen zurückzuweisen und die groben Schäden 
rücksichtslos abzustellen, schon im Interesse des reellen Handels und Ver¬ 
kehrs, der reellen Konkurrenz in der Nahrungsmittelindustrie, denn ich 
wiederhole, diese ist im allgemeinen gesund. Ein durchschlagender Erfolg 
scheint mir aber nur erreichbar durch Erziehung des Volkes, gesunde 
Nahrungs- und Genußmittel müssen dem deutschen Volk ebenso zum anderen 
Bewußtsein werden, wie jetzt schon gesundes Wasser und der Kampf gegen 
die Infektionskrankheiten. Und diese Erziehung hat in der Jugend zu be- 
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ginnen, denn was in der Jugend gelernt ist, das haftet für das ganze Leben, 
und was die Jugend weiß, das weiß das Volk. Arbeitet das Kaiserliche 
Gesundheitsamt für unsere Frage eines seiner berühmten Merkblätter aus, 
und geben wir dieses Merkblatt der Schule in die Hand: Der deutsche Schul¬ 
meister, dieser Ehrentitel im weitesten Sinne des Wortes genommen, der 
unserer Jugend schon so viel gelehrt hat, der wird ihr auch lehren, einzu¬ 
dringen in die Erkenntnis, wie sie sich schützen muß vor den Massenerkran¬ 
kungen durch Nahrungs- und Genußmittel. a 


Der Vorsitzende eröffnet die Diskussion und erteilt das Wort zunächst 
Herrn: 

Oberbürgermeister Dr. Fass (Kiel): „Meine hochverehrten Damen 
und Herren! Ich würde Ihnen meine Wortmeldung gern erspart haben, weil 
das, was ich vorzubringen habe, sich sozusagen auf die Äußerlichkeiten des 
Vortrages bezieht, den wir eben gehört haben! Und ich würde gerade, nach¬ 
dem ich den Vortrag gehört habe, lieber auf das Wort verzichtet haben, weil 
der Vortrag nach meiner Meinung ein so ausgezeichneter war, daß es mir 
fast unangemessen erscheinen will, über zwei kleinere Punkte in eine Diskussion 
darüber einzutreten. Endlich hätte mich davon abhalten sollen, daß ich von 
der Sache recht wenig verstehe. Aber gerade das gibt mir den Anlaß, die 
anerkennenden Worte, die ich mir als Laie erlaubt habe, noch ein ganz klein 
wenig zu begründen. 

„Meine Damen und Herren! Wir haben mit Staunen vernommen, welches 
ungeheure Material bearbeitet werden mußte, um uns diesen Vortrag halten 
zu können, und die großartige Beherrschung dieses gewaltigen Materials ver¬ 
dient unsere wärmste Bewunderung. Wir müssen aber dem Herrn Redner 
auch dafür besonders dankbar sein, daß er uns dieses Material gleichsam vom 
Luftballon aus, in der Vogelperspektive, gezeigt hat; denn hätte er uns alle 
seine Tabellen wörtlich vortragen wollen, so hätten wir das nicht ausgehalten. 
Und endlich, um das Letzte an meiner persönlichen Anerjfcennung nicht zu 
verschweigen, ist es die Vorsicht, die der sachkundige Herr Referent hat 
walten lassen, um eine unnütze Beunruhigung des tüchtigen und ehrlichen 
Gewerbestandes ebenso wie die des großen Publikums zu vermeiden, indem 
er die verhältnismäßig geringen Prozentsätze hervorgehoben hat, in denen 
sich Massenerkrankungen durch Vergiftung ereignet haben, und indem er 
sich darauf beschränkt hat, daß ein energisches Eingreifen namentlich der 
vorbeugenden Gesetzgebung gegen gewissenlose Gewerbetreibende zu fordern ist. 

„Und nun komme ich zu den beiden Punkten in seinen Leitsätzen, die 
mich in einen gewissen Gegensatz zum Referenten Btellen. Über den ersten 
Punkt hat er mich durch seine letzte Bemerkung bereits entwaffnet. Ich 
hatte befürchtet, daß die Damen, die hier den Vortrag gehört haben, ganz 
entsetzt nach Hause zurückkehren würden, weil künftig nach These 1 ihre 
Küche und Speisekammer einer polizeilichen Beaufsichtigung unterstellt werden 
würde. Nachdem der Herr Referent aber erklärt hat, er meine nur den 
gewerblichen Betrieb, können wir unsere Hausfrauen in dem Punkte beruhigen. 

„In einem anderen Punkte scheint mir aber doch ein Bedenken vorzu¬ 
liegen, das der Herr Referent schon gestreift, aber nicht beseitigt hat. Wenn 
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Sie die Güte haben, die These 22 sich zu vergegenwärtigen — ich muß sie 
für die Herren, die sie nicht zur Hand haben, verlesen: 

„»Wer in Zuwiderhandlung vorstehender Vorschriften angezeigt wird, 
gefälschte, verdorbene, unzweckmäßig zubereitete oder mit verbotenen Zusätzen 
versehene Nahrungs- und Genußmittel in den Verkehr gebracht zu haben und 
dieses bestreitet, hat vor Gericht den lückenlosen Nachweis seiner Nichtschuld 
zu erbringen; der Versuch, die erhobene Anklage durch Einrede zu entkräften, 
ist nicht genügend.« 

„Das bezieht sich auf die vorhergehenden 21 Vorschriften, die durch 
künftige polizeiliche Anordnung erlassen werden sollen. Die These 22 verlangt, 
daß, wer der Übertretung einer solchen Vorschrift beschuldigt wird, vor 
Gericht den lückenlosen Nachweis seiner Unschuld zu erbringen hat. Nun, 
meine Herren Juristen in dieser Versammlung, daß das nicht geht, darüber 
sind wir wohl einig. Ich bin vor langen Jahren, als ich noch ein junger 
Beamter war, fünf Jahre Staatsanwalt gewesen und könnte, wenn ich mich in 
diese Zeit hinein versetzte, angesichts dieser These sagen: das möchtest du 
wohl! Aber ich bin niemals so einseitig gewesen und würde viel zu viel 
Respekt vor den Verteidigern haben, als daß ich dem Angeklagten den Nach¬ 
weis der Schuldlosigkeit zumuten würde. Aber es handelt sich, wie der 
Herr Referent andeutete, um einen Wunsch aus sachverständigen Kreisen, 
dem eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden kann. Ich bin 
nicht in der Lage, seine These so einzurenken, daß sie uns Juristen voll¬ 
kommen genügen würde. Die erste Voraussetzung, meine Herren, wäre der 
zweifellose Nachweis eines objektiven Tatbestandes, daß ein Todesfall oder 
eine schwere Erkrankung eingetreten ist durch den Genuß verdorbener oder 
schlechtbehandelter Nahrungsmittel. Das muß natürlich die Anklage beweisen. 
Nun gebe ich dem Referenten zu, daß eine gewisse Gefahr darin besteht: daß 
nach dem Gelingen dieses Beweises der Angeschuldigte, der vielleicht einen 
sehr komplizierten Gewerbebetrieb hat, die weitere Untersuchung durch den 
Einwand erschwert, er habe nicht nötig, zu verraten, wie er seine Waren 
herstelle, wo er sie beziehe usw.; das müsse die Anklage ihm beweisen. Da 
ließe sich vielleicht, wenn man scharf nachdenkt, ein Ausweg finden, der bei 
genügendem Verdacht den Beschuldigten zwingt, unter Umständen seine 
Betriebsgeheimnisse zu enthüllen. Auf diese Weise könnte man vielleicht 
den Wünschen des Herrn Berichterstatters entgegenkommen, ohne die Gewerbe¬ 
treibenden, wie durch die jetzige Fassung der These, gegen unbegründete 
Beschuldigung schutzlos zu machen. 

„Im übrigen, wenn nicht von anderer Seite noch sachliche Einwendungen 
gemacht werden sollten, können wir wohl sagen: es war das einer der besten 
Vorträge, die wir je gehört haben.“ 


Rechtsrat Häublein (Nürnberg): „Meine Herren! Ich habe mich nur 
ungern zum Wort gemeldet, denn die Ausführungen des Herrn Stabsarzt 
Dr. Mayer waren so hervorragend, daß es mir fast vermessen erscheint, 
etwas dazu zu sagen. Einiges muß ich aber doch bemerken. Was die These 22 
anlangt, so ist diese für Juristen unannehmbar, wie das ja schon der Herr 
Oberbürgermeister Dr. Fuss betont hat. Es widerspricht dieser Vorschlag 
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so dem deutschen Rechtsbewußtsein, daß es unmöglich ist, ihn zur Durch¬ 
führung zu bringen. 

„Dann möchte ich in die Polizeiverordnung noch eine Bestimmung auf¬ 
genommen wissen, die, wie ich glaube, nur übersehen wurde. Es ist bekannt, 
daß viele Krankheiten durch Hunde übertragen werden können. Darum 
würde es angebracht sein, eine Vorschrift aufzunehmen, wonach Hunde in 
Raumen, in denen Nahrungs- und Genußmittel gewerbsmäßig hergestellt, 
auf bewahrt oder verkauft werden, weder gehalten, noch mitgebracht, noch 
geduldet werden dürfen. Auch würde es sich empfehlen — es ist diese 
Vorschrift bereits vorhanden, z. B. in meiner Heimat —, die Bestimmung zu 
treffen, daß Hunde zur Beförderung von Nahrungsmitteln nicht verwendet 
werden dürfen. Ich bitte Herrn Stabsarzt Dr. Mayer, diese Vorschläge in 
Erwägung zu ziehen.“ 

Professor Max Neisser (Frankfurt a. M.): „Meine Herren! Im An¬ 
schluß an den ganz ausgezeichneten Vortrag möchte ich eine kurze Ergänzung 
geben: Es gibt nämlich in Krankenanstalten und Lazaretten usw. leichte 
Massenerkrankungen, die dadurch ausgezeichnet sind, daß sie am Montag 
auftreten. Ich habe mehrere gesehen und weiß auch von auswärtigen An¬ 
stalten von solchen. Sie können mit oder ohne Paratyphusbazillen einher¬ 
geben« Man wild sie entweder auf die Reinigung der Gefäße oder aber auf 
das lange Stehen der vielleicht schon am Samstag fertiggestellten Speisen 
beziehen müssen.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent Stabsarzt Dr. Mayer (München): „Der Diskussion habe ich nur 
einige Worte beizufügen. Ich bin dem Herrn Oberbürgermeister Dr. Fuss dank¬ 
bar, daß erzü dieser These, die ich, wie ich sagte, auf Wunsch aus den Kreisen 
der Nahrungsmittelchemiker aufgenommen habe, seine Bedenken geäußert hat. 
Ich glaube, daß wir in irgend einer Weise schärfere Mittel an der Hand 
haben müssen, um die Auswüchse im Nahrungs- und Genußmittelverkehr 
zu treffen. Es ist Ihnen bekannt, daß Geheimrat Dr. Abel und Prof. Praus- 
nitz aus Graz vor zwei Jahren in Elberfeld darauf hingewiesen haben, daß 
die Geldstrafe nicht genügt. Es ist bekannt, daß diese Geldstrafen von 
gewissenlosen Händlern und Fabrikanten einfach auf das Verlustkonto ge¬ 
schrieben werden, und wenn z. B. der Milchpantscher heute erwischt ist, 
pantscht er morgen noch einmal, was wir z. B. in Kaiserslautern festgestellt 
haben. Geldstrafe ist für diese Leute keine Strafe. Aber das Gefängnis 
kann nicht gebucht werden, und darum muß man verlangen, daß namentlich 
bei Wiederholungen unbedingt Gefängnisstrafe eintritt, um die Auswüchse — 
denn immer haben wir es nur mit solchen zu tun — zu beseitigen. 

„Was die Hunde anlangt, so habe ich diese nicht aufgenommen, weil 
von ihnen höchstens Einzelfälle kommen, nicht Massenerkrankungen. Die 
Leitsätze beziehen sich aber nur auf die Massenerkrankungen. Sie sind 
keine allgemeinen Nahrungsmittelverordnungen, betreffen nur Massenerkran¬ 
kungen, bei denen allerdings Einzelerkrankungen mitgefaßt werden. 

„Was Herr Professor Neisser von Montagserkrankungen erzählte, ist 
genau dasselbe, was ich von der Kartoffelkrankheit sagte, wenn die Kar- 
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toffeln am Abend, geschält und erst am nächsten Tage genossen werden. 
Kommt in einen entsprechend disponierten Magen oder D&rmkanal auch nur 
eine einigermaßen zersetzte Speise hinein, wie das am Montag vielfach der 
Fall ist, so kann eine intensive Erkrankung entstehen. Wir müssen dazu 
bedenken: je stärker zersetzt das Nahrungsmittel ist, desto schwerer ist die 
Vergiftung. Deshalb müssen die Reinlichkeitsmaßregeln besonders beobachtet 
werden. Es ist doch klar, daß ein Mann, der Paratyphusbazillen ausscheidet, 
dann, wenn er die Hände nicht reinigt, im gewissen Sinne seine Hände an 
der Nahrung abputzt, und jener, der diese Abputzung der Hände — mit 
Erlaubnis der Versammlung zu sagen — zuerst genießt, erkrankt besonders 
schwer. Jene, welche zuerst derartige Ware genießen, genießen den ersten 
Reinigungseffekt des Verkäufers, werden am schwersten erkranken/ 

Vorsitzender, Geheimer Baorat Peters: „Meine hochverehrten 
Anwesenden! Ich habe nach den Worten des Herrn Oberbürgermeisters 
Fuss eigentlich dem Lobe des nach Form und Inhalt ganz ausgezeichneten 
Vortrages nichts weiter hinzuzufügen. Ich sage dem Herrn Referenten 
nochmals unseren allerlebhaftesten Dank/ 

Pause von 12 bis 12 , / a Uhr. 

Nach Wiedereröffnung der Sitzung stellt der Vorsitzende den zweiten 
Gegenstand der Tagesordnung zur Verhandlung: 


Die Feuerbestattung und ihre Ausführung. 

Es lauten die von dem Referenten Rechtsanwalt Dr. jur. Ed* Bracken* 
hoeft (Hamburg) aufgestellten 


Leitsätze: 

1. Die Bestattung der Toten bildet eine wichtige Aufgabe der öffentlichen 
Gesund heitspflege. 

Als eine auch den Anforderungen der Pietät entsprechende Bestattungs¬ 
art ist aus hygienischen und volkswirtschaftlichen Gründen die moderne 
Feuerbestattung anzuerkennen. 

2. Für die Gestattung und die Ausführung der Feuerbestattung ist zu fordern: 

a) Betreffend die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ein¬ 
äscherung im Einzelfalle: 

Die Versicherung der nächsten Angehörigen, daß die Feuerbestattung 
den Anschauungen des Verstorbenen nicht widerspricht, und die Fest¬ 
stellung der Todesursache durch einen beamteten Arzt. 

b) Betreffend die Anlagen und Einrichtungen (Krematorien): 

Die Herstellung einwandfreier Einäscherungsapparate (Heißluftöfen) 
sowie geeigneter Räume und Einrichtungen in zweckentsprechender Würde 
der inneren und äußeren Ausgestaltung für die Abhaltung von Trauer¬ 
feierlichkeiten, die Unterbringung von Leichen und die Beisetzung einer 
begrenzten Anzahl von Aschenüberresten. 

3. Die Aschenüberreste einer jeden Leiche sind in einem besonderen Behältnis 
in einer behördlich genehmigten Bestattungsanlage beizusetzen (Beisetzungs¬ 
zwang). 
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Die Feuerbestattung und ihre Ausführung. 

Referent, Rechtsanwalt Dr. jur. Ed. Brackenhoeft (Hamburg), 
Vorsitzender des Verbandes der Verwaltungen Deutscher Krematorien: 

„Eine der wichtigsten Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege, deren 
praktische Förderung der Zweck des Deutschen Vereins zur Förderung der 
öffentlichen Gesundheitspflege ist, bildet die Bestattung der Toten. Sie er¬ 
folgte Jahrhunderte hindurch in Europa und insbesondere in Deutschland 
ausschließlich in der Form der Erdbestattung. 

„Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts trat zuerst kein geringerer als 
JacobGrimm in einem Vortrage in der König]. Preuß.Akad. d. Wissenschaften 
am 27. November 1849 für die Feuerbestattung ein, zwar mit dem resignierten 
Schlüsse: der Hindernisse seien wohl zu viele, um die »Prosa des Erdgrabes« 
durch die »Poesie der Feuerbestattung» zu ersetzen. Ihm folgten 1862 
Jac. Moleschott, 1865 Dr. Trusen, Preußischer Oberstabsarzt (Breslau), 
1874 Prof. Dr. Carl Reclam u. a. 

„Und gegenwärtig ist diese Bestattungsart, nachdem auch Preußen durch 
Gesetz vom 14. September 1911 sie endlich gestattet hat, in ganz Deutsch¬ 
land, ausgenommen Bayern, Elsaß-Lothringen und Mecklenburg, zur Ein¬ 
führung gelangt. 

„Unter Feuerbestattung versteht man heutigentags die fakultative moderne 
Feuerbestattung in besonderen Einäscherungsapparaten, im Gegensatz zur 
Toteneinäscherung des Altertums auf Scheiterhaufen. 

„Die Einäscherung der menschlichen Leichen, welche alle Infektions¬ 
keime derselben vernichtet, empfiehlt sich eben dadurch als eine eminent 
hygienische Maßregel. 

„Mit Unrecht ist dem von Vertretern der Regierungen in den Parlamenten 
oft entgegengetreten und geltend gemacht: bei Anerkennung dieses Stand¬ 
punktes sei die Konsequenz nicht die fakultative, sondern die obligatorische 
Feuerbestattung. Dabei ist übersehen, daß bei jeder Art der Bestattung nicht 
nur hygienische Gesichtspunkte in Betracht kommen, sondern vor allem die 
menschliche Willensfreiheit und das Individualrecht der Persönlichkeit. Diese 
sichern, soweit nicht Gründe des allgemeinen Wohles oder die guten Sitten 
dem entgegenstehen, nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen und den Grund¬ 
sätzen des modernen Staates über die Toleranz dem Individuum das Recht: 
die Art seiner Bestattung frei zu bestimmen l ). In Betracht kommen ferner 
religiöse und Pietätsmomente. 

„Zur Bekämpfung der Auffassung, daß die Feuerbestattung sich schon 
aus hygienischen Gründen empfehle, passen auch schlecht die reichsgesetzlichen 
Bestimmungen, welche den Leichentransport der an Pocken, Scharlach, Fleck¬ 
typhus, Diphtherie, Cholera, Gelbfieber oder Pest verstorbenen Personen per 
Eisenbahn frühestens ein Jahr nach dem Tode gestatten. Seit dem Jahre 1900 
sind diese Bestimmungen durch das Deutsche Reichsgesetz, betreffend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 und die Be¬ 
kanntmachungen vom 6. Oktober 1900 und 21. Februar 1904, dahin ab¬ 
geändert, daß die Beförderung von Cholera-, Pest-, Flecktyphus- und Pocken- 

l ) Zu vergleichen über dieses alles mein Vortrag auf dem 6. Internationalen 
Kongreß für Hygiene und Demographie in Budapest am 4. September 1894: Die Zu¬ 
lassung der Feuerbestattung, eine Konsequenz des Hechts und ein Gebot der Toleranz. 
3. Aufl. Wien 1894. 
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leichen an einen anderen als den ordnungsmäßigen Bestattungsort untersagt 
ist. Als besondere Vorsichtsmaßregel kann nach dem Kommissionsbericht 
der 14. Kommission des Reichstages (Reichstagsdrucksache Nr. 796) eventuell 
auch die Feuerbestattung angeordnet werden. 

„Es haben denn auch die größten Vertreter der medizinischen Wissen¬ 
schaft, so Virchow und Robert Koch, und ebenso seit vielen Jahrzehnten 
die großen internationalen Kongresse für Hygiene und Demographie aus 
hygienischen Gründen sich für die Einführung der Feuerbestattung aus¬ 
gesprochen. Ich kann hiernach davon absehen, die hygienische Seite der 
Frage hier weiter zu erörtern. 

„Und nicht anders liegt es hinsichtlich der ästhetischen Gründe, die 
für die Feuerbestattung sprechen. Die Gegenüberstellung der im Erdgrabe 
verwesenden Leiche und des Produkts der Einäscherung, eines Häufchens 
weißlicher Aschenüberreste, macht das ohne weiteres klar. 

„Meine Aufgabe kann es hiernach nur sein, Ihnen darzulegen, daß auch 
von rein praktischen Gesichtspunkten aus die Feuerbestattung das 
große Interesse, welches Staats- und Stadtbehörden ihr in wachsendem Maße 
entgegenbringen, vollauf verdient. 

„Das Wachsen der Bevölkerung erfordert immer von neuem den Ankauf 
großer Friedhofsgelände, der Bebauung und der steigenden Bodenpreise wegen 
in immer größerer Entfernung von der Stadt. Man ist schließlich gezwungen, 
der Not durch den Begräbnisturnus, Umlegung der Gräber in kürzerer Frist 
(in Paris 5, in München früher 7, jetzt 10 Jahre), vorübergehend zu steuern, 
so wenig dieser Ausweg auch den Forderungen der Pietät entspricht. 

„Die Pietät wird auch durch die schließlich unvermeidliche Verlegung der 
Friedhöfe in immer weitere Entfernung von der Stadt beeinträchtigt; er¬ 
schwert letztere doch ebenso den Freunden des Dahingeschiedenen und weiteren 
Kreisen die Teilnahme an seinem Begräbnis, wie den Hinterbliebenen den 
öfteren Besuch des Grabes; von den für die weniger bemittelten Klassen der 
Bevölkerung ins Gewicht fallenden Beförderungskosten ganz abgesehen. 

„In allen diesen Beziehungen bietet die Einführung der Feuer¬ 
bestattung sehr erhebliche, zunächt wirtschaftliche Vorteile. Vor allem 
ist damit eine gewaltige Raum- und Kostenersparnis verbunden. Für 
ein einzelnes Grab nebst den Resorptionswänden sind 1,85 qm und bei Hin¬ 
zurechnung der Wege gar 4,16 qm Fläche erforderlich. Für die Beisetzung 
einer Aschen urne bedarf es dagegen nur einer Kolumbarienzelle von 0,12 qm, 
während für ein Aschengrab eine Fläche von 0,25 qm mehr als ausreichend 
ist, um auch noch das Setzen eines Grabsteines sowie Pflanzen- und Blumen¬ 
schmuck zu gestatten. Das ergibt (ohne Berücksichtigung der Wege) im 
ersteren Falle ein Verhältnis von 1:15, im letzteren von 1 :7 1 2 . 

„Nun kommt aber hinzu, daß der Platz von 0,25 qm für ein Aschengrab 
für die Beisetzung einer größeren Anzahl von Aschenüberresten verwendbar 
ist, in Hamburg wird beispielsweise auf dem Urnenfriedhof des Krematoriums 
die unterirdische Beisetzung von neun Aschenüberresten — vielfach im ein¬ 
fachen Tonrohr — gestattet, was ein Verhältnis des Sarggrabes zum Aschen¬ 
grabplatz von 1:67 ergibt. Hierbei ist noch ganz davon abgesehen, daß die 
Beisetzung von Aschenüberresten ohne jede Schwierigkeit auch in bereits mit 
Leichen belegten Gräbern möglich ist und vielfach gestattet wird. 
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„Die erheblichen Raum- und Kostenersparnisse würden selbst bei 
Gewährung einer Umlagezeit von 25 Jahren es ermöglichen, mit der halben 
Größe der bisherigen Abmessungen der Friedhöfe auszukommen. 

„Zu der Ersparnis an Kosten des Grunderwerbs, der Wegebauten, der 
Wasseranlagen usw. kommen für die Gemeinden als unmittelbare Folge räum¬ 
lich weniger ausgedehnter Flächen noch Ersparnisse in bezug auf den Betrieb 
der Friedhöfe. Es vermindern sich die Kosten der Grüfteherstellung, des 
Transports der Särge von der Friedhofskapelle zum Grabe, und damit auch 
das Personal; alles Ersparnisse, welche eine reichere Ausstattung und Schmückung 
der nicht ins Ungeheure ausgedehnten Flächen gestatten. 

„Sobald die Feuerbestattung in etwas ausgedehnterem Maße zur An¬ 
wendung kommt, vermindern sich, soweit dabei die Gemeinden mitwirken, 
auch die Kosten der Bestattung. In Paris, wo zahlreiche Spitalleichen, die 
Armenleichen und die Embryonen (etwa 4000 pro Jahr) eingeäschert werden, 
stellen sich die Kosten der Einäscherung auf etwa 2,40 Jt, während z. B. 
München 1904 für die Beerdigung von 491 Armenleichen durchschnittlich 
etwa für die einzelne Beerdigung verausgabte. Die allgemeine An¬ 

wendung der Feuerbestattung fällt hiernach ganz besonders für größere 
Gemeinden, welche Krematorien auf den allgemeinen Friedhöfen errichten — 
und dies ist, um das gleich hier zu sagen, das einzig Richtige — ins Gewicht; 
sie ermöglicht ihnen auch z. B.; wie es bereits vielfach der Fall ist, die unent¬ 
geltliche Einäscherung der Armenleichen. 

„Daß die Feuerbestattung sich für die Gemeinden wesentlich billiger stellt 
als die Erdbestattung, beweist zur Evidenz die Tatsache, daß z. B. die Schweizer 
Gemeinden Tablat und Stijaubenzell den Hinterbliebenen, falls sie die Feuer¬ 
bestattung statt der Erdbestattung wählen, eine Entschädigung von 30 Francs 
für die von dem Feuerbestattungsverein St. Gallen der Gemeinde ersparte 
Sarglieferung, Einsargung und Überführung sowie für den Wegfall der Toten¬ 
gräberkosten und der Grabstelle zahlen. Für unbemittelte, in St. Gallen 
verstorbene Mitglieder des St. Galler Feuerbestattungsvereins erfolgt die 
ganze Bestattung und Beisetzung unentgeltlich. 

„Und wie für die Gemeinden, so bietet die Feuerbestattung auch für 
den Einzelnen wesentliche, erhebliche Vorteile. 

„Zunächst bedingt die Feuerbestattung im Gegensatz zu den bei der 
Erdbestattung zur Erreichung großer Haltbarkeit — wie sie pietätvolle 
Wünsche zur längeren Verhinderung der Verwesung oft fordern — vielfach 
verwendeten kostbaren Särgen aus schweren Holzarten oder starkem Metall, 
die von den Krematorien verlangte Benutzung leichter billiger Holzsärge oder 
leicht verbrennbarer Zinksärge. Beim Varhandensein eines Krematoriums 
im Sterbeort oder dessen Nähe entfallen ferner die großen Transportkosten, 
welche die Feuerbestattung heutigentags noch vielfach verteuern. 

„Hinzu kommt, daß infolge der Kleinheit des Bestattungsplatzes die 
Kosten für die Beisetzung der Aschenüberreste, die Kosten der Ausstattung 
des Platzes mit monumentalem und gärtnerischem Schmuck und die Kosten 
der gärtnerischen Unterhaltung erheblich niedriger sind als beim Sarggrabe. 

„Ein eminenter, mit der Feuerbestattung verbundener Vorteil liegt ferner 
darin, daß beim Wechsel des Wohnorts, wie ihn heutigentags die Ver¬ 
hältnisse so oft bedingen, die Hinterbliebenen die Aschenüberreste ihrer dahin- 
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geschiedenen Lieben ohne weiteres mit sich fortnehmen können, während die 
Überführung zu exhumierender Leichen, soweit sie überall zulässig, schon 
der damit verbundenen ungeheuren Kosten wegen so gut wie ausgeschlossen ist. 

„Die Feuerbestattung endlich ermöglicht es beim Versterben eines An¬ 
gehörigen in der Ferne, die eine Beerdigung in der Heimat schon der Transport¬ 
kosten wegen ausschließt, die Aschenüberreste des Dahingeschiedenen in der 
Heimat beizusetzen, ebenfalls ein wesentlicher Vorzug der Feuerbestattung 
vom Standpunkte der Pietät. 

„Die Feuerbestattung entspricht überhaupt in hohem Maße den An¬ 
forderungen der Pietät 1 ). 

„Wir betätigen Pietät gegen unsere Toten, indem wir ihren Anschauungen 
und Wünschen in bezug auf die Bestattung gerecht werden, ihr Andenken 
ehren und ihnen durch eine würdige Bestattungsfeier, durch Schmückung und 
Pflege ihrer Beisetzungsstätte Liebe und Anhänglichkeit bezeugen. In allen 
diesen Richtungen genügt die moderne Feuerbestattung den Anforderungen 
der Pietät. 

„Die Feuerbestattung wird, weil nur fakultativ, nur in Übereinstimmung 
mit den Auffassungen des Verstorbenen, niemals gegen dessen erklärten oder 
bekannten Willen vollzogen. Sie gewährt überdies bei Ausführung in einem 
Krematorium des Sterbeorts oder dessen Nähe auch größeren Kreisen die 
Möglichkeit zur Teilnahme an einer würdigen, auf Wunsch auch religiösen 
Trauerfeier in gegen die Unbilden der Witterung geschützten Räumen. 

„Die Beisetzung der Aschenüberreste in den Hallen des Krematoriums 
oder auf dem Urnenfriedhofe desselben bietet den Angehörigen Gelegenheit, 
Urne und Grabplatz mit geringen Kosten zu schmücken. Die weitere Aus¬ 
breitung der Feuerbestattung und die dadurch ermöglichte Heranlegung neuer 
Friedhöfe in größere Nähe der Stadt endlich ermöglicht den Angehörigen 
auch den häufigeren Besuch der Beisetzungsstätte teurer Familienglieder. 

„Wenn allen diesen Vorzügen gegenüber trotzdem bisher vielfach reli¬ 
giöse und juristische Bedenken gegen die Feuerbestattung geltend 
gemacht worden sind, deren Widerlegung Jahrzehnte erfordert hat, so kann 
doch nunmehr davon abgesehen werden, auf diese Einwände einzugehen, 
nachdem alle größeren deutschen Staaten mit Ausnahme von Bayern, zuletzt 
Dach langem Widerstreben das Königreich Preußen, durch Zulassung und 
gesetzliche Regelung der Feuerbestattung sie als nicht durchschlagend an¬ 
erkannt haben. — 

„Es wird jetzt noch über die Anforderungen zu sprechen sein, welche 
hinsichtlich der Gestattung und Ausführung der Feuerbestattung zu 
stellen sind. 

„In erster Linie steht die Frage nach den gesetzlichen Bedingungen 
für die Zulassung der Feuerbestattung im Einzelfalle. 

„Viele Staaten fordern den strengen Nachweis, daß der Verstorbene die 
Feuerbestattung nicht nur gewünscht, sondern in bestimmter Form, wohl gar 
durch eine letztwillige Verfügung, angeordnet habe. Dies hat schon wegen 
der Zeit, die bis zur Eröffnung einer solchen Verfügung verfließt, leicht die 
bedauerliche Folge, daß der Verstorbene seiner Verfügung zuwider beerdigt 


l ) Vgl. meine Schrift: „Feuerb3Stattung und Pietät.“ Wien 1909. 
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statt eingeäschert wird. Es muß mindestens verlangt werden, daß der Nach¬ 
weis der Anordnung der Feuerbestattung durch den Verstorbenen mit die 
Erben bindender Kraft schon durch das Zeugnis glaubwürdiger Personen 
erbracht werden kann. 

„Allein das ganze Zwingende derartiger Vorschriften ist zu 
verwerfen. Sowohl aus dem Gesichtspunkte der Pi et ftt der Hinterbliebenen 
gegen die Toten, als dem der Toleranz, welche der moderne Staat in 
allen Bestattungsfragen seinen Angehörigen gegenüber zu üben hat — so¬ 
weit nicht die Interessen der Allgemeinheit oder die guten Sitten dadurch 
verletzt werden — endlich auf Grund der menschlichen Willensfreiheit 
und des Rechtes der Persönlichkeit, über die Bestattung frei zn bestimmen, 
ergibt sich eine ganz andere Konsequenz. 

„Danach muß es genügen, wenn der Verstorbene den Wunsch, ein¬ 
geäschert zu werden, irgendwie geäußert hat. Liegt eine solche Äußerung 
und ebenso eine Erklärung, beerdigt werden zu wollen, nicht vor, dann ist 
es allein die Sache der Hinterbliebenen, die Art der Bestattung zu be¬ 
stimmen. 

„Nach vielfach gemachten Erfahrungen — z. B. in Hamburg in bis jetzt 
5670 Fällen 1 ) — steht es fest, daß die Bestimmung der Bestattungsart durch 
die Hinterbliebenen niemals in einer den Anschauungen des Toten wider¬ 
sprechenden Weise erfolgt. Mit anderen Worten, es muß in dieser Beziehung 
die Versicherung der nächsten Angehörigen genügen, daß die Feuerbestattung 
den Anschauungen des Verstorbenen nicht widerspricht. 

„Nur diese Regelung der Sache, wie sie auf meine Bemühungen hin in 
Hamburg gesetzlich erfolgt ist, ermöglicht auch die Erfüllung des oft so 
dringenden Wuusches der in weiter Ferne lebenden Angehörigen, wenigstens 
die Aschenüberreste eines hier verstorbenen Familienmitgliedes in die Heimat 
übersandt zu erhalten. 

„Ein zweites unerläßliches Erfordernis für die Vollziehung der Feuer¬ 
bestattung im Einzelfalle bildet die Beibringung der Bescheinigung eines 
beamteten Arztes über die Todesursache. Die für die Feuerbestattung 
fast ausnahmlos 2 ) und mit Recht gesetzlich vorgeschriebene amtsärztliche 
Feststellung der Todesursache bringt für diese Bestattungsart endlich den 
für die Erdbestattung in den meisten deutschen Staaten bisher so lange 
vergeblich erstrebten eminenten Fortschritt der obligatorischen Leichen¬ 
schau. — 

„Es wird nunmehr noch auf die für die Ausführung der Feuer¬ 
bestattung erforderlichen Anlagen und Einrichtungen einzu¬ 
gehen sein. 

„Dahin gehört zunächst der Einäscherungsapparat. 

„Die unvollkommenste Verbrennung der Toten auf Scheiterhaufen ist 
noch bei den buddhistischen Hindus in Übung. Die Japaner verbrennen ihre 
Toten in offenen Öfen in Erdgruben oder auf einem Dreifuß, neuerdings 
vereinzelt auch in modernen Krematorien 3 ). 

l ) Bis zum 1. Dezember 1912 5800. 

*) Dies gilt namentlich von Europa und Nordamerika. 

M ) Vgl. die interessante Schrift: Dr. Paul Pallester, Mitteilungen über die 
Feuerbestattung. Wien 1912. 

VierteljahraBchrift für Gesundheitspflege, 1913. (j 
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„Für den Zweck der Toteneinäscherung werden ferner die für die Her¬ 
stellung von Leuchtgas benutzten Muffeln verwendet. Auch die Verbrennung 
in Muffelöfen ist begreiflicherweise eine unvollständige. 

„In Italien verwendet man die vollkommneren Flammöfen. Die Flamm¬ 
öfen, zu denen auch der Gasofen von Toisoul u. Fradet, Paris, gehört, bestehen 
aus einer Feuerung mit oder ohne Rost und einem Einäscherungsraum. Die 
Heizgase werden durch Gasgeneratoren erzeugt; auf dem Wege zum Ein¬ 
äscherungsraum mit atmosphärischer Luft vermischt, entzünden sie sich und 
verbrennen, im Einäscherungsraum mit klarer Flamme die Leiche ver¬ 
zehrend. 

„In vielen anderen Ländern, so in Schweden, in der Schweiz und nament¬ 
lich in Deutschland, stellte man von jeher in ästhetischer und technischer 
Hinsicht größere Anforderungen. Leitend sind dabei die sieben Grundsätze, 
welche der erste Europäische Kongreß der Freunde der Feuerbestattung in 
Dresden am 7. Juni 1876 aufgestellt hat. 

„Es sind die folgenden: 

1. Die Verbrennung muß rasch vor sich gehen. 

2. Sie soll sicher und vollständig sein, und darf ein Halbverbrennen 
oder Verkohlen nicht stattfinden. 

3. Der Prozeß soll in dezenter Weise und nur in ausschließlich für 
menschliche Leichen bestimmten Öfen vollzogen werden. 

4. Bei dem Prozeß sollen keine die Nachbarschaft belästigenden Ver¬ 
brennungsprodukte, übelriechende Dämpfe, Gase usw. auftreten. 

5. Die Asche soll unvermischt, rein und weißlich sein, und soll deren 
Einsammlung leicht und rasch ausführbar sein. 

6. Der Apparat sowie die Verbrennung soll möglichst billig sein. 

7. Ohne Unterbrechung und besonderen Kostenaufwand sollen mehrere 
Verbrennungen hintereinander möglich sein. 

„Im Anschluß an diese Grundsätze haben sich die Einäscherungsöfen 
wesentlich vervollkommnet, nachdem es dem an ihrer Feststellung be¬ 
teiligten Fr. Siemens 1874 gelungen war, organische Körper mittels hoch 
erhitzter atmosphärischer Luft zu verbrennen. Auf diesem Regenerativ¬ 
system beruhen die modernen Heißluftöfen. Der erste Heißluftofen nach 
diesem System wurde 1878 für das Gothaer Krematorium von Fr. Siemens 
durch dessen leitenden Ingenieur Rieh. Schneider erbaut. 

„Während in den Flammöfen die Verbrennung in der Flamme 
des entzündeten Gasgemisches und durch diese erfolgt, verbrennt 
bei den Heißluftöfen die Leiche in der erhitzten atmosphärischen 
Luft selbst, unter Entstehung kurzer, aus der Leiche selbst sich 
bildender, an derselben entlang züngelnder Flämmchen. Die trockene 
Destillation und Kalzination schreiten hier gleichzeitig fort, so daß die Leiche 
von außen nach innen verkohlend verbrennt. Die bei den Flammöfen oft 
vorkommenden Explosionen von Wandungen einzelner Organe der Leiche 
sind hier ausgeschlossen, da letztere aufgezehrt werden, ehe die Hitze der 
Gase im Inneren des Leichnams sie zu so hoher Expansion bringt, daß die 
Wandungen der Organe unter ihrem Druck zerplatzen. Die Heißluftöfen ergeben 
auch eine vollständigere Verbrennung mit weißlicher Asche bei besser aus¬ 
gebranntem Knochengewebe. Ein allen diesen Vorzügen gegenüber ent- 
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scheidend nicht in Betracht' kommender Vorteil der Flammöfen besteht 
darin, daß das Anheizen des vorher unbenutzten Ofens nur zwei Stunden 
— gegen vier bis fünf Stunden bei den Heißluftöfen — dauert. 

„Das Ofensystem von Friedr. Siemens wurde Ende der 80er Jahre von 
seinem früheren Ingenieur Rieh. Schneider, wenn auch unter Beibehaltung 
des Grundgedankens, den Körper mit glühender Luft zu verbrennen, wesent¬ 
lich vervollkommnet und verbessert 

„Die Vervollkommnungen und Verbesserungen bestehen zur Hauptsache 
darin, daß die Verbrennungsluft nicht in einem Raume, der, wie ein Regene¬ 
rator mit Steinen ausgesetzt ist, sondern in einem auf dem Gegenstromprinzip 
beruhenden, in Unterbau und Seiten des eigentlichen Ofens eingebauten 
Kanalsystem erhitzt wird, und daß der die Heizgase liefernde Gaserzeuger 
nicht von dem Ofen getrennt, sondern mit diesem zu einem Ganzen ver¬ 
bunden ist Das macht in Verbindung mit der Forderung rauch- und geruch¬ 
losen Betriebes die Verwendung von Koks erforderlich. 

„Das Ofensystem Rieh. Schneider ist von den Heißluftofensystemen 
das weitaus verbreitetste. Es ist bereits 45 mal praktisch ausgeführt und hat 
sich seit Jahrzehnten sowohl in Deutschland, als auch in der Schweiz und 
Nordamerika ausnahmslos bewährt, wie ich dies für das von mir seit seiner 
Eröffnung geleitete Krematorium in Hamburg, in dem zwei Öfen dieses Systems 
in Betrieb sind, seit 20 Jahren aus eigener Erfahrung bezeugen kann. 

„Der Schneidersche Ofen besteht aus dem Koksgenerator, dem sich 
daran anschließenden Einäscherungsraum, dem darunter liegenden 
Aschensammelraum, dem teils darunter, teils daneben liegenden Rekupe- 
rativ-Kanalsystem und dem Schornsteiu. 

„Die für das Anheizen des Ofens erforderliche Betriebsluft wird unter 
dem Rost des kleinen Koksgenerators zugeführt, nachdem sie die in dem 
Mauerwerk des Gaserzeugers liegenden Kanäle, diese abkühlend und sich 
selbst dabei erhitzend, durchzogen hat. 

„Ein anderer Teil der Betriebsluft tritt nicht unter den Rosten aus, 
sondern geht in anderen im Mauerwerk des Koksgenerators liegenden 
Kanälen in die Höhe und dient, vor dem Einäscherungsraum austretend, zur 
Verbrennung der von dem Koksgenerator kommenden Heizgase. 

„Unter dem Rost befindet sich eine Wasserschale, deren Inhalt durch 
die vom Rost ausstrahlende Wärme verdampft. Der entstandene Wasser¬ 
dampf und die heiße Betriebsluft werden vom Generator eingesogen. 

„Der durch die Spaltung des Wasserdampfes entstehende Wasserstoff 
und frei werdende Sauerstoff tragen zur besseren Ausnutzung des Brenn¬ 
materials, zur Verbesserung der Heizgase und zur Beschleunigung der Ver¬ 
brennung bei, schützen auch durch die kühlende Wirkung des Wasser¬ 
dampfes den eisernen Rost gegen Überhitzung. 

„Die Heizgase gelangen durch den Gaserzeugerhals in den Verbrennungs¬ 
raum, in dem sie mit der hinzutretenden Luft verbrennen. Die Verbrennungs¬ 
gase ziehen dann von oben nach unten durch die den Verbrennungsraum 
unten abschließenden Roste nach dem Aschenfallraum ab und gelangen von 
hier aus in die Kanäle des Rekuperativsystems, an die sie ihre Wärme ab¬ 
geben. Nach dem gegen vier Stunden dauernden Anheizen kann die Ein¬ 
äscherung beginnen. 

6 * 
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„Die Einäscherungsluft tritt unten durch die in der Vorderwand des 
Ofens liegenden Öffnungen in das mehrfach erwähnte Kan&lsystem ein, erhitzt 
sich darin und gelangt von da in den Verbrennungsraum. 

„Die Betriebsluftöffnungen an der Rückwand des Ofens oberhalb des 
Gaserzeugerrostes und die Heizluftöffnungen werden etwa 1 1 / 2 Stunden vor 
Beginn der Einäscherung geschlossen, so daß während derselben keine Gase 
mehr in den Einäscherungsraum eintreten können, was zu den großen Vor¬ 
zügen dieses Ofens gehört. Er hat überdies ein bedeutendes Wärme¬ 
aufspeicherungsvermögen, so daß noch zehn Tage nach Vornahme einer 
Verbrennung kleine Wärmemengen darin nachweisbar sind. 

„Die Aschenüberreste fallen durch den Rost auf die geneigte Fläche des 
Aschenraumes und werden in einem unmittelbar daneben aufgestellten Eisen¬ 
behälter gesammelt. 

„Die Einäscherung dauert l l / 2 bis l s / 4 Stunden, da in Deutschland jede 
Leiche im verschlossenen Sarge für sich allein eingeäschert wird. Der Koks¬ 
verbrauch beträgt für die erste Einzeleinäscherung 250 bis 300 kg, für eine 
weitere unmittelbar folgende 50 bis 100 kg 1 ). 

„Die Aschenüberreste werden in der Regel erst nach etwa einstündigem 
Ausglühen — obschon dies durchaus nicht erforderlich — dem Aschenfall¬ 
raum entnommen und sodann in eine Aschenkapsel gelegt, die verlötet wird. 

„Neben dem Ofensystem von Richard Schneider (früher Dresden, 
jetzt Stettin) und diesem allmählich immer weiter angenähert, sind in 
Deutschland noch zwei andere Heißluftofen-Systeme in Gebrauch. 

„Es sind das die Ofensysteme der Schweden Oberst Klingenstierna 
und Ingenieur R. Knös, ersteres wesentlich verbessert durch Ingenieur 
Dorovius und Gebr. Beck, Offenbach a. M. 

„Das System Klingenstierna hat eine größere und eine kleinere 
Feuerung. Die Einführung der Leiche erfolgt auf einem eisernen Rollwagen 
mit Schamottevertiefung zur Aufnahme der Asche. Der eiserne Wagen kann 
erst nach vollendeter Einäscherung herausgezogen werden; er erleidet durch 
die Hitze Verkrümmungen und muß vor erneuter Benutzung erst abkühlen. 
Für eine weitere sich anschließende Einäscherung ist daher ein zweiter 
Wagen erforderlich. Dieser Ofen ist in Heidelberg (seit 1892), Jena (1898), 
Offenbach a. M. (1899), Mainz (1903), Ulm, Heilbronn und Stuttgart in 
Betrieb. 

„Die großen Mängel des Klingen stier na sehen Ofens wurden schon 
bei Rekonstruktion des Ofens in Offenbach a.M. von der Firma Gebr. Beck 
durch Beseitigung des Rollwagens und der zweiten Feuerung, Ersetzung der 
eisernen Regenerativröhren durch Schamottekanäle und Wiedereinführung des 
Aschenfallraumes behoben. Es sind dies im wesentlichen alles Verbesse¬ 
rungen, die dem System Richard Schneider entlehnt sind. Dieser Ofen 
ist daher dem Schneiderschen so sehr genähert, daß zwischen beiden 
nur noch kleine Unterschiede bestehen. Nach den Untersuchungen des 
Ingenieurs und Architekten J. Fayans 2 ) weist der so verbesserte gegen den 

l ) Die Kosten <1 es Heizmaterials betragen hiernach bei einer ersten Einäsche¬ 
rung 7,37 bis 8,85 M bei einem Kokspreise von 295 für 200 Ztr., wie gegen¬ 
wärtig in Hamburg. 

*) Handbuch der Architektur IV, 2, Heft 3, S. 225. Stuttgart, A. KrÖner, 1907. 
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ursprünglichen Ofen von Klingenstierna indes den Nachteil auf, daß die 
Asche in halbverbranntem Zustande in den Aschenfallraum gelangt, in dem 
nicht mehr die zum vollständigen Durchglühen erforderliche Hitze herrscht, 
so daß die Asche nicht die blendend weiße Farbe annimmt. 

„Der Ofen von Hnös bedeutet in gewissem Sinne eine Verbesserung 
insofern, als die erhitzte Luft die Leiche zunächst von unten, nicht wie bei 
den vorerwähnten Systemen von oben ergreift, so daß die Asche ungehindert 
in den Aschenraum fällt, was das Fortschreiten der Verbrennung beschleunigt. 
Diese Flammenführung gestattet aber das Entweichen nicht vollkommen ver¬ 
brannter, übelriechender Gase. 

„Außer den Heißluftöfen sind noch zu erwähnen die Einäscherungs¬ 
öfen mit Leuchtgas. 

„Das schon 1874 von Professor Reclam in Breslau bei seinem Ein¬ 
äscherungsversuch benutzte Leuchtgas ist in neuerer Zeit von Toisoul 
& Fradet praktisch verwertet, zuerst als Ersatz des Gorinisehen Ofens auf 
dem Pere Lachaise in Paris. Das im zweiten Untergeschoß erzeugte, nach 
oben steigende Eohlenoxydgas vermischt sich beim Eintreten in den Ver¬ 
brennungsraum mit zugeführter atmosphärischer Luft und wird mit sechs 
Brennern (Gasflammen) entzündet. Das brennende Heizgas verzehrt 
den Leichnam (Fayans, S. 234). 

„Dieser Ofen ist neuerdings auch in Dessau zur Einführung gelangt. 
Nach den bisherigen Erfahrungen entspricht er indes nicht den Forderungen 
der Dresdner Grundsätze (s. oben S. 82). 

„In Amerika wird auch Petroleum und Rohöl für den Betrieb von 
Einfischerungsöfen verwandt. Genaueres darüber ist nicht bekannt. Die 
Verwendung kann sich übrigens kaum sonderlich bewährt haben, es würden 
sonst nicht in San Francisco und Oakland mehrere Öfen durch Richard 
Schneider erbaut sein. 

„Der Versuch der Einäscherung mittels Elektrizität ist bislang in 
ausreichender Weise nicht gemacht. Die Gesellschaft Prometheus, G. m. b. H., 
in Frankfurt a. M. hat vor längerer Zeit in einem kleinen Modellofen, in 
dem Temperaturen bis zu 1400° C rasch zu erzeugen waren, 1kg Fleisch 
mit Knochen innerhalb einer Stunde vollständig verascht. Weitere Ver¬ 
suche sind indes nach meinen Erkundigungen von dieser Gesellschaft nicht 
gemacht, auch nicht beabsichtigt. Nach einer mir gewordenen Erklärung 
der Gesellschaft Prometheus vom 8. August d. J. müssen noch umfangreiche 
Versuche angestellt werden, deren Kosten von den Interessenten zu über¬ 
nehmen wären. Das spricht nicht sehr für die Sache, zumal der Pariser 
Verein für Feuerbestattung bereits vor Jahren einen Preis für die Lösung 
dieser Aufgabe ausgesetzt hat. 

„Ich resümiere mich dabin, daß nach meinen Erfahrungen und meiner 
Kenntnis der einschlägigen Literatur für die Anlegung von Krematorien sich 
in erster Linie nur die Verwendung von Heißluftöfen (System Richard 
Schneider, eventuell auch Klingenstierna — Gebr. Beck) empfiehlt. — 

„Nachdem vorstehend der wichtigste Teil der Einrichtungen der Krema¬ 
torien, der Einäscherungsofen, erörtert ist, wird noch über Lage und 
Charakter des Gebäudes und dessen Hauptbestandteile einiges zu be¬ 
merken sein. 
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„Der gegebene Platz für die Erbauung eines Krematoriums ist 
der allgemeine Friedhof. Es wird dort zweckmäßigerweise in Verbindung 
mit Kapellen, Leichenhäusern oder sonstigen Friedhofsbauten errichtet. Dies 
vermindert erheblich die Anlagekosten, indem es sich dann vornehmlich 
nur noch um den Einbau der Öfen und der Versenkung sowie den Bau des 
Schornsteins handelt. Dabei ist eine erhöhte Lage zu bevorzugen, weil 
diese der Untergeschosse wegen eine bequeme Zugänglichkeit unter Ver¬ 
meidung größerer Treppenanlagen ermöglicht. 

„Was den Charakter des Baues anlangt, so ist zur Erreichung eines 
feierlichen Eindrucks eine gewisse Monumentalität der Architektur anzustreben. 
Jeder Anklang an kirchliche Formen ist jedoch zu vermeiden. Das Krema¬ 
torium muß interkonfessionell in dem Sinne sein, daß alle Konfessionen 
darin als gleichberechtigt behandelt werden. 

„Den Hauptraum jedes Krematoriums bildet die im Erdgeschoß belegene 
Einsegnungshalle für die Abhaltung der Trauerfeierlichkeiten. Sie bedarf 
einer hervorragenden architektonischen Ausbildung. In der Einsegnungs¬ 
halle befindet sich dem Eingänge gegenüber der Katafalk für die Auf¬ 
bahrung des Sarges mit dem Versenkungspodium, dahinter in einer Apsis 
oder Nische der Platz für den Geistlichen. 

„Die Halle enthält ferner, meistens an erhöhter Stelle, die Orgelempore 
für den Organisten und die Sänger, die so belegen sein muß, daß der Organist 
die Handlung verfolgen und insbesondere den Geistlichen sehen kann. 

„Der Halle sind eine Anzahl Nebenräume, so eine größere Empfangs¬ 
oder Eintrittshalle, ferner je ein Wartezimmer für die Angehörigen und den 
Geistlichen und ein Verwaltungszimmer anzugliedern. 

„Aus praktischen Gründen werden in der Regel zwei Untergeschosse 
hergestellt. Das obere dient dem eigentlichen Einäscherungsbetriebe. Es 
enthält, am besten unmittelbar unter der Einsegnungshalle, den oberen Teil 
des Ofens mit der Einführungsöffnung für den Sarg und die Verbrennungs¬ 
kammer sowie die Öffnung des Gaserzeugers, die Öffnung für den Einwurf 
des Heizmaterials, einen Sezierraum und einen Arbeitsraum für die Aufnahme 
der Aschenüberreste in den Aschenbehälter, Räume zur Lagerung von Koks, 
Geräten usw., ferner einige Leichenkammern. Im zweiten Untergeschoß 
befinden sich der untere Teil des Ofens mit dem Rost des Gaserzeugers, die 
Schornsteinkanäle zur Abführung der Abluftgase und der Aschensammelraum. 

„Die Überführung des Sarges in den Verbrennungsofen erfolgt au 
einzelnen Orten, so in St. Gallen, Winterthur, Aarau, Offenbach a.M. (an 
letzterem Orte des Grundwassers wegen, sogar mit einer Hebevorrichtung), 
in horizontaler Richtung. Bei dieser wesentlich billigeren Einrichtung ist 
die Herstellung eines Zwischenraumes zwischen der Trauerhalle und dem 
Ofen erforderlich, um den Anblick des letzteren den Leidtragenden zu ent¬ 
ziehen, auch das Eindringen von Gasen in die Halle zu vermeiden. 

„Weit verbreiteter und empfehlenswerter ist die Einführung mittels 
Versenkung durch Wasser- und Öldruckpumpen. Sie bietet auch den Vor¬ 
teil, daß die Herstellung des Untergeschosses schon eine gewisse Schornstein¬ 
höhe bedingt. Der Sarg entschwindet bei dieser Anordnung unter Orgel¬ 
klängen langsam und geräuschlos den Blicken der Leidtragenden. Die 
Öffnung des Versenkungspodiums wird dann automatisch durch eine Roll- 
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jalouaie oder einen sich herabsenkenden Baldachin, neuerdings auch durch zwei 
Deckelhälften, gruftartig verschlossen. Mehrfach iBt, um das Nachwerfen von 
Blumen zu ermöglichen, eine sogenannte Kranzhaltestelle hergestellt worden 
derart, daß der Sarg bei halbgeöffnetem Schachtverschluß etwas hinabgleitet 
und dann nochmals stillsteht. Das macht indes vielfach einen störenden, für 
die Angehörigen peinlichen Eindruck. Man geht deshalb z. B. in Leipzig 
damit um, diese Einrichtung zu beseitigen. 

„Die Einführung des Sarges in den Ofen erfolgt mittels eines Wagens 
auf niedrigen Rädern, der auf Schienen *) laufend, den Sarg im Ofen absetzt. 

„Als Heizung für die Räume des Erdgeschosses empfiehlt sich 
eine Zentralheizung. Die Ventilation, auch für die unteren Räume, wird 
zweckmäßig durch in Verbindung mit dem Schornstein hergestellte Kanäle 
beschafft. 

„Schließlich ist noch über den Schornstein ein Wort zu sagen. Viel¬ 
fach hat man geglaubt, den Schornstein irgendwie versteckt anbringen zu 
müssen, um ihn den Augen des Publikums zu entziehen, und zu dem Zweck 
wohl gar höhere Eingangstreppen hergestellt. Meines Erachtens ist das eine 
unnötige Künstelei. Es ist nicht einzusehen, weshalb ein für die Ausführung 
der Feuerbestattung so wesentlicher Gebäudeteil, wie es der Schornstein ist, 
den Blicken des Publikums entzogen werden müßte. 

„Der Schornstein bietet überdies Gelegenheit zu einer interessanten 
architektonischen Ausbildung. So wurde z. B. von dem Preisgericht für das 
Hamburger Krematorium an dem mit dem ersten Preise ausgezeichneten Ent¬ 
wurf des Architekten Ernst Dorn ganz besonders die Form des dem Zinnen¬ 
turm des Palazzo Vecchio in Florenz nachgebildeten Schornsteins rühmend 
hervorgehoben. 

„Mit der Aufnahme der Aschenüberreste in die Aschenkapsel ist die 
Ausführung der Feuerbestattung noch nicht beeudet. 

„Unter Bestattung [Beerdigung, Begräbnis 2 )] versteht man die durchweg 
mit religiösen Feierlichkeiten erfolgende Übergabe der sterblichen Überreste 
des Menschen an die Elemente, zum Zweck der Auflösung und zugleich die 
Verbringung derselben an eine bleibende Statt, die Ruhestatt. Wo zwecks 
Verhinderung der Verwesung durch Einbalsamierung nur das letztere ge¬ 
schieht, spricht man nicht von »Bestattung«, sondern nur von »Beisetzung«. 

„Bei der Bestattung fallen beide Akte zeitlich und inhaltlich zusammen. 
Hier wird der Verstorbene zwecks Auflösung der Leiche der Erde übergeben, 
zugleich aber an eine bleibende Stätte gebracht, also im vollen Sinne des 
Wortes bestattet. 

„Nicht so bei der Feuerbestattung. Dieser Ausdruck ist ungenau, 
er bezeichnet im technischen Sinne nur die Veraschung der Leiche, die Ver¬ 
nichtung bis auf die verkalkten Knochenreste, während nach Analogie des 


l ) Neuerdings auf Schienen, die, im Fußboden liegend, automatisch aus dem¬ 
selben herausgehoben werden, so von der Maschinenfabrik Burckhardt & Ziesler 
(Chemnitz) in Leipzig und Dresden. 

*) Die Verbindung der Vorsilbe „be“ mit einem Verbum drückt die vollendete 
Einwirkung auf einen Gegenstand aus. Grimm, Deutsches Wörterbuch I, 8. 1203: 
„Bestatten* heißt die Leiche zur Erde, zu Grabe bestatten, ihr eine Ruhestätte 
bereiten; daselbst 8. 1658. 
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Wortes Erdbestattung das Wort Feuerbestattung eigentlich beide Akte: die 
Auflösung des toten Körpers und die Verbringung der dabei verbleibenden 
Überreste an eine Ruhestätte, umfassen müßte. 

„Der Ausdruck Feuerbestattung ist auch noch insofern ungenau, als die 
Auflösung der Leiche in den modernen Heißluftöfen nicht durch Feuer, 
sondern durch hocherhitzte Luft erfolgt, die den Körper austrocknet und 
durch aus der Leiche heraus sich bildende, an ihrer Oberfläche entlang 
züngelnde Flämmchen von oben nach unten verzehrt. 

„Der Ausdruck Feuerbestattung ist aber einmal in dem vorbezeichneten 
Sinne auch von der Gesetzgebung rezipiert, es wäre daher ein fruchtloses 
Beginnen, ihn etwa durch die Bezeichnung Toteneinäscherung ersetzen zu 
wollen. 

„Da die Einäscherung den toten Körper nicht ganz vernichtet, vielmehr 
nur bis auf etwa 2kg kalzinierter Aschenüberreste 1 ) auflöst, so muß, um 
den Begriff der Bestattung zu erfüllen, noch die Beisetzung der Aschen- 
überreste hinzukommen, die somit der Einäscherung als ein besonderer 
Akt nachfolgt. 

„Wie den Hinterbliebenen aus Gründen der Hygiene und der Pietät die 
Pflicht obliegt, ihre Toten zu bestatten, so haben diese ein Recht auf Be¬ 
stattung. Schon aus dem Gesichtspunkte der Pietät ist ein Anspruch auf 
Bestattung, insbesondere auch auf Beisetzung im engeren Sinne, anzuerkenneiu 
Es ist daran festzuhalten, daß mit den Aschenüberresten ebenso wie mit den 
Gebeinen des im Grabe verwesten Körpers nicht willkürlich verfahren werden 
darf. Sie müssen vielmehr nach der Aufnahme in den Aschenbehälter den 
Wünschen des Verewigten, bzw. seiner Hinterbliebenen gemäß, aber auch 
ohne solche, in würdiger Weise verwahrt, an eine Ruhestatt gebracht und 
beigesetzt werden. Wer wollte diese Pflicht z. B. hinsichtlich der Aschenüber¬ 
reste des bei einer Feuersbrunst Umgekommenen bestreiten?! 

„Die den Toten geschuldete Pietät läßt es insbesondere nicht zu, die 
Aschenüberreste Feuerbestatteter den Hinterbliebenen zur beliebigen Be¬ 
seitigung zu verabfolgen. 

„Das verlangt bei der Feuerbestattung auch ein strafrechtliches Interesse: 
die Ascbenüberreste sollen dem Zugriff von Privatpersonen entzogen werden. 
Aus diesem Grunde ist es nur zu billigen, wenn das in manchen Punkten 
mangelhafte preußische Gesetz vom 14. September 1911, meinen Ausführungen 
in der in Note 1 angeführten Schrift folgend, den Beisetzungszwang 
statuiert, indem es im § 6 bestimmt: 

»Die Aschenüberreste von verbrannten Leichen müssen in einem für 
jede Leiche besonderen, behördlich verschlossenen Behältnis, entweder in der 
Urnenhalle (Urnengrab) oder in einer anderen behördlich genehmigten Be¬ 
stattungsanlage, beigesetzt werden.“ — 

„Haben nun gerade die Krematorien Veranlassung und die Pflicht, 
solche Beisetzungsanlagen zu schaffen? 

*) Ich wähle statt des Ausdrucks Aschenreste den korrekteren Ausdruck: 
Aschen Überreste, weil man beim Menschen nur von sterblichen, irdischen Über¬ 
resten, nicht aber von Resten, spricht; vgl. hierüber meine Schrift: Die Bei¬ 
setzung der Aschen Überreste Feuerbestatteter. Ihre Berechtigung und Gestaltung. 
Hamburg 1904. 
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„Darauf ist folgendes zu bemerken: 

„Im allgemeinen ist es angezeigt und erwünscht, daß die Aschenüber¬ 
reste auf den Friedhöfen beigesetzt werden. Daß die Friedhöfe, auch die 
kirchlichen, angesichts der in dieser Beziehung geänderten Volkssitte zur 
Aufnahme verpflichtet sind, hat das Reichsgericht ebenso wie das Hanseatische 
Oberlandesgericht mehrfach festgestellt. 

„Demgegenüber ist es zu bedauern, daß das preußische Gesetz (Aus- 
führungsanweisung zu § 6 unter II 6) diese Frage ausdrücklich offenhalten 
zu müssen geglaubt hat. Ebenso ist es nicht zu billigen, daß das Gesetz die 
Krematorien allgemein zur Aufnahme der Aschenüberreste aller darin Feuer¬ 
bestatteten verpflichtet. Es ist das eine erhebliche finanzielle Belastung. 

„Erforderlich ist aber, daß ein jedes Krematorium aus verschiedenen 
Gründen, wie Unbekanntheit der Erben, Nichtabnahme der Aschenüberreste, 
Wunsch des Verstorbenen usw., in der Lage ist, eine begrenzte Anzahl 
Aschenüberreste beizusetzen. Auch dies erledigt sich ohne weiteres, wenn, 
wie es allein richtig ist, die Kommunen Krematorien auf den Friedhöfen 
erbauen. 

„Die Beisetzung der Aschenüberreste erfolgte in der ersten Zeit der 
Einführung der Feuerbestattung im vorigen Jahrhundert in Anlehnung an 
die Feuerbestattung des Altertums zunächst überwiegend in Urnen in Kolum¬ 
barienzellen nischenartig ausgebildeter Wände, wohl gar in den Einsegnungs¬ 
hallen selbst l ). 

„Die Benutzung von Urnen war namentlich so lange erforderlich, als 
die Kirchhöfe die Aufnahme von Aschenüberresten verweigerten. Erst später 
wurden besondere Kolumbarien - Hallen und -Arkaden erbaut. In 
neuester Zeit fand vielerorten der Übergang zur Schaffung von Urnenhainen 
statt. Auf diesem Gebiete ist besonders die von mir geleitete Verwaltung 
des Krematoriums in Hamburg vorgegangen 2 ). 

„Die Aschenbeisetzungsstätten sind bestimmungsgemäß der Erinne¬ 
rung an die Toten geweiht; sie müssen deshalb einen stimmungsvollen Ein¬ 
druck auf das Gemüt machen und den Hinterbliebenen die Möglichkeit stiller, 
durch nichts abgelenkter Pietätsbetätigung gewähren. Dazu sind nach meinem 
persönlichen Empfinden die Urnenhaine in weit höherem Maße geeignet, als 
Urnenhallen und -Arkaden, die eine das Gemüt befriedigende Sammlung und 
Konzentration der Gedanken auf den geliebten Toten in der unmittelbaren 
Umgebung zahlreicher anderer Aschenüberreste nur schwer gestatten, auch 
die Niederlegung von Kränzen und Blumenschmuck oft kaum ermöglichen. 
Gleichwohl gibt es, wenn auch vereinzelt, Urnenhallen von außerordentlicher 
Schönheit, so z. B. diejenigen in Berlin (diese ist inzwischen zum Krematorium 
ausgebaut), in St. Gallen und in Wiesbaden. 

„Die Beisetzung der Aschenüberreste kann im Urnenhain sowohl ober- 
als unterirdisch erfolgen. Aus mehrfachen Gründen ist, abgesehen von 
der größeren Billigkeit, die letztere Form, das Aschengrab, mehr zu empfehlen, 
weil es, mit Pflanzen und Blumen geschmückt, das Bild des dahingeschiedenen 

l ) Dies war z. B. zunächst auch im Krematorium in Hamburg der Fall. Krst 
gelegentlich eines im Jahre 1911 erfolgten größeren Um- und Neubaues wurden 
diese vielfach als störend empfundenen Urnennisehen beseitigt. 

*) Vgl. die in Note l S. 88 erwähnte Schrift. 
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Mensehen klarer vor die Seele stellt, als es eine Urne oder die Verschluß- 
platte einer Nische zu tun vermag. 

„Die unterirdische Beisetzung empfiehlt sich besonders auch auf den 
Friedhöfen, die allen anderen Bestattungsplätzen weit vorzuziehen sind. Nur 
dort können auch die verschiedenen Mitglieder einer Familie, von denen die 
einen für die Erd-, die anderen für die Feuerbestattung sind, je nach Wunsch 
beerdigt oder feuerbestattet, eine gemeinsame Ruhestatt finden, so daß ein 
gemeinsames Grabmal das Gedächtnis beider in gleicher Weise wach erhält 
und ein Grab die im Leben verbunden Gewesenen auch im Tode eint. So 
verschwindet dann jeder Unterschied der beiden Bestattungsarten. 

„Dies ist für manches Gemüt weit ansprechender, als deren Kennzeich¬ 
nung durch Urne und Grabstein nebeneinander, und jedenfalls für die Hinter¬ 
bliebenen viel erwünschter als die Beisetzung der Einen auf dem Friedhof, 
während die Anderen räumlich davon entfernt ihre Ruhestätte in den Bei¬ 
setzungsanlagen eines Krematoriums gefunden haben. 

„Die gemeinsame Beisetzung aller Mitglieder einer Familie, gleichviel ob 
beerdigt oder feuerbestattet, an demselben Orte ist in Hamburg gewährleistet 
Dort ist durch Gesetz vom 5. August 1904, welches die Beisetzung von 
Aschenüberresten Feuerbestatteter auch in Urnen, allgemein sowohl auf als 
in allen Gräbern zuläßt, die völlige Gleichstellung der Feuer- und der Erd¬ 
bestattung auch in diesem Punkte erreicht. 

„Möchte doch, wie ich es seit Jahren mit Wort und Schrift vertreten 
habe, die unterirdische Beisetzung der Aschen Überreste Feuerbestatteter in 
den mit Pflanzen und Blumen geschmückten Gräbern der allgemeinen Fried¬ 
höfe, oder auch in stimmungsvollen Urnenhainen, welche das deutsche Gemüt 
und sein Streben nach pietätvoller Pflege des Gedächtnisses dahingeschiedener 
Lieben in besonderem Maße befriedigt, in immer weiterem Umfange sich ein¬ 
bürgern ! 

„Die Pflege der Pietät und deren freieste, Herz und Gemüt 
befriedigende Betätigung, wie in bezug auf die würdige Ausgestaltung 
der Trauerfeier im Krematorium durch Gewährleistung und Förderung un¬ 
gehinderter Ausübung der Bestattungsfeierlichkeiten jeder Religionsgemein¬ 
schaft und Konfession, so auch hinsichtlich der Beisetzung der Aschenüber¬ 
reste Feuerbestatteter bilden eine der vornehmsten Aufgaben der Freunde 
der Feuerbestattung. 

„Diese im stillen wirkenden und werbenden Kräfte werden der modernen 
Feuerbestattung immer neue und überzeugte Anhänger zuführen und diese 
Bestattungsart immer mehr als einen auch den Anforderungen der Pietät 
vollauf genügenden Kulturfortschritt zu allgemeiner Anerkennung bringen! u 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Besprechung: 

Medizinalrat Dr. Riedel (Lübeck): „Meine Herren! In diesem Kreise 
und nach den ausführlichen Darlegungen des Vorredners noch etwas zugunsten 
der Feuerbestattung zu sagen, ist wohl überflüssig. Meine wenigen Worte 
sollen nur die finanziellen Bedenken beseitigen, die etwa von seiten wenig 
leistungsfähiger Gemeinden gegen die Einführung von Krematorien geltend 
gemacht werden könnten. Dank der lebhaften Propaganda des Vereins für 
Feuerbestattung haben wir in Lübeck seit über zwei Jahren ein Krematorium. 
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Es hatte sich der Verein für fünf Jahre zu einer jährlichen Zubuße ver¬ 
pflichtet, falls sich die Anlage bei den gesetzlich festgelegten Gebührensätzen 
nicht rentieren würde. Es wurde aber nicht nötig, von dieser Garantie 
Gebrauch zu machen, sondern wir haben von Anfang an mit Überschuß 
gearbeitet. Es haben bisher 220 Verbrennungen stattgefunden. Die Leichen¬ 
verbrennung kostet 60 t M, aber für Mitglieder des Vereins nur 60 tM. Es ist 
vollkommen abgesehen von bureaukratischen Vorschriften, auch von obliga¬ 
torischen amtsärztlichen Bescheinigungen. Es genügt, wenn der Verstorbene 
den Wunsch der Feuerbestattung gehabt hat und seitens des behandelnden 
Arztes oder eines beamteten Arztes ein Zeugnis vorliegt, welches die Todes¬ 
ursache und die Erklärung zu enthalten hat, »daß jeder Verdacht, es sei der 
Tod durch eine strafbare Handlung herbeigeführt, ausgeschlossen ist«. Die 
Bichtigkeit muß von der Polizeibehörde des Sterbeortes bescheinigt sein. Im 
Interesse der Erleichterung der Einführung der Feuerbestattung habe ich diese 
milden Bestimmungen gutheißen zu sollen geglaubt, gestehe aber gern zu, 
daß sie nur unter kleinen übersichtlichen Verhältnissen zulässig sind, nicht in 
ganz großen Städten. 

„Ob es in diesen aber so ausführlicher Vorschriften bedarf, wie sie jetzt 
für Preußen gegeben sind, will ich hier nicht entscheiden.“ 

Stadtverordneter Herbst (Elberfeld): „Meine Herren! Sie wissen, 
daß vor zwei Jahren in Elberfeld Ihre Tagung stattgefunden hat. Damals 
wurde in nicht offizieller Weise der Wunsch geäußert — ich habe diesen 
Wunsch der Feuerbestattungsvereine von Barmen wie von Elberfeld seiner¬ 
zeit übermittelt —, daß dieses Thema auf eine der nächsten Tagungen 
des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege gesetzt werden möge, und ich 
bin beauftragt, den herzlichsten Dank auszusprechen, daß Sie dieser Bitte gefolgt 
sind. An diese Verhandlungen hier schließt sich in Wien der Verbandstag der 
Feuerbestattungsvereine deutscher Sprache, und ich glaube schon jetzt hier 
den Wunsch aussprechen zu dürfen, daß die einzelnen Feuerbestattungsvereine 
Deutschlands als Mitglied in den Deutschen Verein für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege eintreten. Den Antrag dazu werde ich in Wien stellen. Nochmals 
herzlichen Dank! u 

Stadtbaurat Figge (Hagen): „Meine Herren! Es kann den Angehörigen 
des Verstorbenen nicht gleichgültig sein, in welcher Weise der Einäscherungs¬ 
prozeß vor sich geht, und deshalb bedeutet auch die Frage der Ästhetik der 
Feuerbestattung zugleich eine Förderung des Feuerbestattungsgedankens und 
damit auch der öffentlichen Hygiene. Die Einführung der Leiche, wie sie 
hier vorgeschlagen ist, durch den Schlitten ist nicht als einwandfreie Lösung 
zu betrachten. Der Schlitten muß vor Einführung der Leiche ausbalanciert 
werden, wenn nicht durch entsprechende Gegengewichte, dann durch Lauf¬ 
gewichte. Dann stemmt sich die bedienende Person dagegen und schiebt den 
Sarg in den Ofen. Das ist durchaus keine ästhetische Lösung. Da empfehle 
ich das Studium der Einrichtungen, wie sie in Leipzig eingebaut worden sind. 
Da ist dem eigentlichen Ofenraume ein besonderer Raum vorgelagert. Die 
Einführung der Leiche erfolgt auf mechanischem Wege. Die Mechanik wird 
ausgelöst im Nebenraum durch einen Heizer, der für die im Vorraume An- 
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wesenden unsichtbar ist, und der auf ein elektrisch gegebenes Schnarrzeichen 
durch einfache Handgriffe Tür und Schieber des Ofens öffnet und schließt 
und die Schienen mit dem aufstehenden Sarg bewegt. So erfolgt in Gegen¬ 
wart des Trauergefolges die Einführung des Sarges schnell und ästhetisch 
einwandfrei. 

„Dann noch eine andere Sache. In dem Ausführungsgesetz des Minister* 
wird gesagt, daß die Einäscherung nicht durch unmittelbare Einwirkung der 
Brennstoffe, sondern nur in besonderen Einäscherungskammern getrennt vom 
Feuerraum erfolgen darf. Und »die Verbrennungsprodukte der Feuerung 
dürfen während der Einäscherung weder in die Einäscherungskammer direkt 
eintreten, noch sie mittelbar beheizen«. Das heißt, daß der Verbindungskanal 
zwischen Generator und Einäscherungskammer während der Verbrennung 
durch einen Schieber dicht abgeschlossen sein muß. 

„Die Gase nehmen dann einen anderen Weg, streichen unter dem Boden 
des Aschenfalles hinweg und gehen direkt zum Schornstein. Die Ausführung 
der Einäscherung aber in der Weise, wie sie der Minister will, ist, wie ich 
durch Reisen und Studien bei vorhandenen Krematorien festgestellt habe» 
nicht möglich. Ich bin Vertreter der Stadt Hagen i. W. Wir haben vor acht 
Tagen eine Probeeinäscherung gehabt. Bei uns ist allerdings ein anderer 
Ofen als der vom Herrn Vortragenden empfohlene eingebaut; er stammt von 
der Firma Custodis in Düsseldorf. Dieser Ofen hat sich bei der Probe¬ 
einäscherung außerordentlich gut bewährt. Der ministeriellen Vorschrift 
gemäß soll nach der Absperrung der Verbrennungsprodukte des Feuerraumes 
der weitere Prozeß sich vollziehen durch Einführung von Betriebsluft, die 
vorgewärmt der Leiche den nötigen Stoff zuführt. Durch den Verdampfungs¬ 
prozeß des Wassers, das in der Leiche vorhanden ist, wird dem Ofen eine ganze 
Menge Wärmeeinheiten entzogen, und es zeigt sich, daß, wenn der Schieber 
nach Vorschrift ganz geschlossen ist, der Ofen im Laufe der Einäscherung 
ganz abkühlt, so daß die letzten Reste nicht verglühen, sondern nur verkohlt 
durch den Rost fallen oder durchgestoßen werden und dann unten in der 
Asche noch ausglühen. Deshalb hat die Praxis in Gotha und in Weimar 
dazu geführt, daß der Schieber bei den dort in Benutzung befindlichen 
Schneiderschen Öfen nicht ganz geschlossen wird. Ich fürchte, daß das 
entweder dazu führt, daß jedenfalls bei den in Preußen zu erbauenden 
Krematorien ein verbessertes System eingeführt werden muß, oder, was besser 
und billiger wäre, daß der Minister seine etwas umständliche Anweisung ändert. a 

Oberbürgermeister Dr. Bender (Breslau): „Meine Herren! Die 
öffentliche Behandlung dieser Frage ist etwas verschoben und erschwert 
worden durch die Behandlung, die sie durch die staatliche Verwaltung und 
Gesetzgebung erfahren hat. Sehr tatsächliche und sehr praktische Fragen 
sind dadurch unter prinzipielle Gesichtspunkte gestellt worden, die durchaus 
nicht zutreffen, und die die ruhige und rein sachliche Erörterung sehr er¬ 
schwerten. Die sehr maßvollen Thesen, die der Herr Referent gestellt hat, 
werden wir alle annehmen können. Ich stimme da jedem Wort bei. Er ist 
sogar sehr maßvoll gewesen, wenn er den Beisetzungszwang ausdrücklich fest¬ 
gestellt wissen will. Darin bin ich mit ihm einig. Aber die praktische Be¬ 
handlung der Frage in den Städten wird dadurch sehr beeinflußt, daß wir 
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das neue Gesetz bekommen haben, und zwar mit Ausführungsverordnungen 
belastet, die seine Anwendung außerordentlich erschweren. Es kommt hinzu, 
daß das Bestattungswesen in den alten preußischen Provinzen eigentlich Sache 
der Kirchengemeinden ist. Es ist das freilich keine feste Praxis. Wir haben 
«in gemischtes System. Kirchenbegräbnisstätten sind die Regel, aber es sind 
auch politische Gemeinden, und so z. B. auch Breslau, Besitzer von Friedhöfen. 
Ich halte nun dafür, daß die neuen staatlichen Vorschriften über die Feuer¬ 
bestattung den großen Gemeinden eine gewisse Ehrenpflicht auf erlegen, dem 
Drängen nach Leichenverbrennung entgegenzukommen und wenigstens die von 
der Gesetzgebung geschaffenen äußeren, zum Teil geflissentlichen Schwierig¬ 
keiten hinwegzuräumen. Ich möchte aber gerade in diesem Kreise vom ge¬ 
sundheitlichen Standpunkt aus betonen, daß nach meiner Auffassung die alte 
Begräbnispraxis eine etwas ungünstige Stellung erhält, wenn sie immer mit 
religiösen oder polizeilichen Wünschen und Neigungen verbrüdert erscheint; 
die werden dann der Anregung der neuen Bestattungsart entgegengehalten 
und machen es jedem, der sie nicht für zutreffend hält, Bchwer, ruhig und 
rein sachlich für die alte Beerdigung einzutreten. Es muß aber festgestellt 
werden, daß durch die Bestattung alter Art Erkrankungen bisher, soviel man 
weiß, nicht verbreitet worden sind. Das ist eine wichtige Frage, die geradezu 
statistisch gelöst werden kann, und deren Erörterung hier von größtem 
Interesse wäre. 

„Sonst muß ich sagen, daß einer von den Gründen, die gewöhnlich gegen 
die Beerdigung geltend gemacht werden, mir gerade sehr beachtenswert für 
ihre Beibehaltung zu sein scheint. Ich betrachte es als großes Glück für die 
wachsenden Städte, daß große Grundstücksflächen vor ihren Toren durch die 
Friedhöfe freigehalten werden. Das ist kein Unglück, das ist ein Glück. Es 
gibt ja viele Städte, wo der Friedhof der einzige Stadtpark ist. Der Blick 
auf die Kirchhöfe, die vor den Toren liegen und später Parks werden sollen, 
ist tröstlich und in keiner Hinsicht bedauerlich. 

„Ferner, was die Ästhetik betrifft: Das ist eine Sache, bei der man 
niemand überzeugend belehren kann. Das ist eben Geschmacksache. Man 
kann wirklich nicht dem faulenden Leichnam den Aschenrest entgegensetzen. 
Für mich entscheidend ist der Akt vor dem Grabe und der Akt vor dem 
Öfen, wo der Sarg hineinkommt, das ist für mich das ästhetisch Entscheidende, 
und da ist mir sympathischer die alte Erdbestattung, wo man drei Hände 
Erde nachwirft. 

„Dann nur noch ein Punkt. Nicht sehr befriedigend und erfreulich ist 
hei der Einäscherung das Zusammendrängen der Bestattungen und also auch 
der Leichenfeiern an wenigen Orten. Es handelt sich doch selbst in großen 
Städten nur immer um einen oder wenige Orte, an denen alle Einäscherungen 
stattfinden müßten. Bei diesen Krematorien wird sich der Verkehr noch weit 
mehr steigern, als heute in den Großstädten auf den Zentralfriedhöfen. Wer 
aber in München heute die großartigen Zentralfriedhöfe mit ihren prächtigen 
Leichenhallen besucht, 6ieht, wie da immer zwei, drei Bestattungen sich ab- 
lösen. Die dritte, die vierte Gruppe von Leidtragenden mit ihrem Toten steht 
schon immer bereit und wartet. Im Krematorium würde das, wenn alle 
Leichen einzuäschern wären, geradezu fabrikmäßig zugehen, und das würde 
nicht gerade ästhetisch befriedigen.“ 
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Geheimer Obermedizinalrat Dr. Pistor (Berlin): „Dem Wunsche 
des Herrn Vorredners, Untersuchungen über gesundheitsschädliche Einflüsse 
unserer Friedhöfe angestellt zu sehen, ist bereits genügt. In den achtziger 
Jahren haben auf Veranlassung unseres verstorbenen Robert Koch darauf 
gerichtete Versuche durch seinen Assistenten Petri stattgefunden. Es ist nicht 
nachzuweisen gewesen, daß die alte Bestattungsart irgendwie gesundheits¬ 
schädlich wirkt oder wirken kann. Auch durch das Polizeipräsidium in Berlin 
lange Jahre gemachte Beobachtungen haben ein gleich negatives Ergebnis 
gehabt. Derartige Schäden aufzudecken, ist nicht gelungen. Im übrigen 
stimme ich den Ausführungen des Herrn Oberbürgermeisters Dr. Bender zu. 
Es ist Geschmacksache, ob man seine Leiche verfaulen oder verbrennen lassen 
will; ich bevorzuge die Einäscherung.“ 

Stadtverordneter Herbst (Elberfeld): „Nur eine kurze Bemerkung 
zu den Ausführungen des Herrn Oberbürgermeisters Bender. In Elberfeld 
ist es tatsächlich 1865 oder 1866 nachgewiesen worden, daß dort in jenem 
Stadtteil, der am Abhange eines Friedhofes lag und dessen Einwohner — vor 
der Zeit unserer Wasserleitung — durch die bestehenden Pumpen das aus 
dem bergigen Terrain herunterkommende Grundwasser als Trinkwasser be¬ 
nutzten, die Cholera am stärksten gehaust hat, und es muß wohl unbedingt 
im Zusammenhänge mit dem Friedhofe gestanden haben.“ 

Oberbürgermeister Dr. Fas8 (Kiel): „Meine Herren! Ich glaube, 
die Freunde der Feuerbestattung können im wesentlichen mit den Aus¬ 
führungen unseres hochverehrten Oberbürgermeisters Bender einverstanden 
sein. Geheimrat Pistor hat bestätigt, daß nach den Untersuchungen durch 
hervorragende Autoritäten in der Tat ernste hygienische Bedenken aus dem 
Modus der Beerdigung nicht hergeleitet werden können. Indessen auf ein 
hygienisches Bedenken möchte ich doch hin weisen; das liegt nicht in dem 
Verfahren des Beerdigens an und für sich, aber darin, daß am offenen Grabe 
bei jeder Witterung eine Anzahl von Personen, darunter oft auch ältere oder 
kränkliche Personen, durch äußere Pflichten zu verweilen genötigt sind. Und 
von diesem Gesichtspunkte aus kann man doch die Hoffnung haben, daß die 
Freunde der Feuerbestattung an Zahl gewinnen werden, denn manche Er¬ 
krankungen sind geschichtlich nachweisbar, auch bei bedeutenden Persönlich¬ 
keiten, die die Folge gewesen sind ihrer Anwesenheit am offenen Grabe mit 
entblößtem Haupte. Darauf möchte ich hingewiesen haben.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent, Dr. Ed. Brackenhoeft: „Ich danke dem hochverehrten 
Herrn Oberbürgermeister Bender für die freundliche Beurteilung, welche er, 
obschon persönlich kein Freund der Feuerbestattung, meinen Ausführungen 
hat zuteil werden lassen, und ganz besonders auch für die Aufforderung an 
die Stadtverwaltungen, den Anhängern der Feuerbestattung angesichts der 
mancherlei erschwerenden Bestimmungen, welche das Preußische Feuer¬ 
bestattungsgesetz und zumal die Ausführungsanweisung zu demselben ent¬ 
hält, in jeder nur möglichen Weise entgegenzukommen. Die Befürchtung, 
daß durch die Feuerbestattung die bisherige Würde und Ruhe unserer großen 
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schönen Friedhöfe beeinträchtigt werden könnte, halte ich nicht für begründet, 
da es sich doch nur um die fakultative, nicht um die obligatorische Feuer¬ 
bestattung handelt, die noch für lange Zeiten die Zahl der Eidbestattungen 
nicht erreichen wird. u 

Vorsitzender, Geheimer B&ur&t Peters: „Ich glaube, meine Herren, 
in Ihrer aller Namen zu sprechen, wenn ich dem Herrn Referenten für sein 
interessantes Referat den verbindlichsten Dank abstatte. Die ruhigen und 
maßvollen Ausführungen haben uns alle außerordentlich angenehm berührt, 
und das um so mehr, als doch das Thema noch vor kurzer Zeit im Mittel¬ 
punkt einer sehr leidenschaftlichen Erörterung stand . u 


Schluß der Sitzung 2 Uhr. 
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Zweite Sitzung:. 

Mittwoch, den 4. September, vormittags 9 Uhr. 

Vorsitzender, Geheimer Baurat Peters eröffnet die Sitzung und 
stellt den dritten Gegenstand der Tagesordnung zur Verhandlung: 

Schallsichere Bauten. 

Es lauten die von dem Referenten Oberingenieur Privatdozent Dr.-Ing. 
Mautner (Düsseldorf*-Aachen) aufgestellten 

Leitsätze: 

Einleitung: In nachstehenden Ausführungen handelt es sich nicht darum, völlig 
neue Gesichtspunkte für die Schallisolierung aufzustellen, als vielmehr um die Mög¬ 
lichkeit, die als richtig anerkannten Grundsätze zur Schalldämpfung bei den modernen 
Hochbaukonstruktionen zur Anwendung zu bringen. Da den Aufgaben der Hygiene, 
zu welcher die Schalldämpfung in hervorragendem Maße gehört, nicht auf Kosten 
der Wirtschaftlichkeit, konstruktiven Sicherheit, Feuersicherheit und anderen Auf¬ 
gaben der Hygiene, wie Wärmeschutz, entsprochen werden soll, so kann das Be¬ 
streben der modernen Konstruktionen nur dahin gehen, die den Ansprüchen der 
Wirtschaftlichkeit und den anderen Anforderungen genügenden Konstruktionen 
gleichzeitig möglichst schallsicher zu machen. 

1. Alle neuzeitlichen Baumaterialien, wie gut gebrannte Mauersteine, Beton, 
flußeiserne Träger, Eisenbeton in Decken, Stützen und Wänden, begünstigen 
die Schallübertragung, und zwar um so mehr, je geeigneter die Materialien 
in statischer Beziehung sind, und je höher ihre Gebrauchsspannung ist, mit 
welcher sie im Bauwerk wirken. 

•2 Die Mittel, welche zur Bekämpfung der Hellhörigkeit zur Verfügung stehen, sind: 

a) Die Verringerung der Schwingungen der den Baum umschließenden Bauteile. 

b) Die Vermeidung der SchwingungsÜbertragung auf benachbarte Bauteile. 

c) Die Beflexion und Brechung der durch den Baum abschließenden Körper 
direkt dringenden Schallwellen. 

d) Die Beseitigung etwaiger Besonanzwirkungen. 

e) Die Verringerung der Geräuschentstehung. 

3. Die Verringerung der Schwingungen der den Baum abschließenden Bauteile 
ist nur möglich durch Vergrößerung der Masse und Verringerung des Span¬ 
nungszustandes, somit Vergrößerung der Bauhöhe der Decken und Wände. 
Die Anforderungen der Wirtschaftlichkeit führten bei Erfüllung der Forderung 
einer Massivdecke von großer Bauhöhe zur Verwendung von Füllstoffen in den 
statisch unwirksamen Teilen der Deckenkonstruktion. (Decken mit Schlacken¬ 
beton, Schwemmstein und Schilfbündelfüllungen.) Durch die Füllungen vom 
Deckenbaustoffe verschiedenen Materiales wird auch Brechung der Schall¬ 
wellen erzielt. — Die gleichfalls aus dem Bestreben der Spannungsverminderung 
durch größere Bauhöhen helgeleiteten Hohl- und Hohlkörperdecken, welche 
in höherem Maße der Wirtschaftlichkeit und der Wärmeundurchlässigkeit 
entsprechen, wirken nur in sehr geringem Maße schalldämpfend; ihre 
Wirkung wird durch gänzliche Isolierung der Unterdecke von der tragen¬ 
den Bippenkonstruktion verbessert. Die Schwingungsverringerung tragender 
Wände kann nur durch reichliche Bemessung erfolgen. Da bei der Schwin¬ 
gungsverringerung die Baum Versteifung eine große Bolle spielt, müssen 
auch Versteifungswände reichliche Abmessungen erhalten. Die Schwingungs- 
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Verringerung wird wesentlich günstig von einer ausgiebigen Gebäudeversteifung 
beeinflußt. Nicht tragende Trennungswände müssen, sofern sie schalldämpfend 
wirken sollen, als Doppelwände mit Zwischenfüllungen ausgeführt werden. — 
Das Mittel der Auflösung der Wände in Doppel wände und Zwischenfüllung 
kann auch zur Kostenverringerung von schallsicheren, tragenden Wänden 
benutzt werden. 

4. Die Vermeidung der Schwingungsübertragung auf benaohbarte Bauteile muß 
durch Auflagerisolierung erfolgen. Da die Isolierung um so mangelhafter 
wirkt, je größer der spezifische Auflagerdruck ist., so ist auf eine Druck¬ 
verteilung und Vermeidung größerer, zentrierter Auflagerdrucke zu achten. — 
Bei Deckenkonstruktionen, welche über viele Felder durchlaufen, werden die 
Schwingungen auf sämtliche Stützpunkte übertragen. Es sind daher die 
Deckenplatten möglichst nur als auf zwei Stützpunkten, ohne Einspannung 
frei aufliegende Platten auszubilden; ebenso wie die Einspannung der Decken¬ 
auflager wirkt der Gewölbschub gewölbter Decken ungünstig. — Es sind 
daher schubfreie, statisch bestimmte Konstruktionen zu bevorzugen. — Ein 
Mittel zur Vermeidung der 8chwingungsübertragung besteht auch in der 
Isolierung des Estriches von den Umfassungswänden. Schwingungen von 
Maschinen werden zweckmäßig durch federartige Dämpfungsunterlagen ab¬ 
geschwächt. — Außerdem sind ihre Fundamente unabhängig von den Gebäude¬ 
fundamenten auszuführen. Bei größeren Maschinenanlagen ist eine trogartige 
Einkapselung und Abschließung vom gut leitenden Grundwasser erforderlich. 

5. Die Schalldämpfung durch Brechung der Schallwellen an der Grenze ver¬ 
schiedener Materialien ist ein sehr wirksamer Behelf. — Einige der gebräuch¬ 
lichen Estriche vermindern schon die Hellhörigkeit Am wirksamsten sind 
verschiedene Auffüllungen. Die Wirkung der Auffüllung ist um so besser, 
je dichter dieselbe ist; ihre einzelnen Teile dürfen sich jedoch nicht gegen¬ 
seitig verspannen. — Die Wirkung der Auffüllung wird unterstützt durch 
Pappe- oder Filzlagen über der tragenden Deckenplatte. Die eigentliche Fuß¬ 
bodenkonstruktion muß von der Tragplatte isoliert sein. 

6. Die Auffüllungen wirken nicht allein durch Beflexion und Brechung, sondern 
auch durch Vergrößerung der Deckenhöhe und -masse. In derselben Art 
wirken auch auf den Auffüllungen noch aufgebrachte Aufbetonierungen als 
Estrichunterlagen. 

7. Die Beseitigung der BesonanzWirkung ist nötig bei Hohldecken und erfolgt 
durch frei untergehängte Unterdecken. 

8. Die Verringerung der Geräuschentstehung beim Gehen und Bewegen von 
Lasten ist Aufgabe der Fußbodenbeläge. 

Zusammenfassung: Die Mittel zur Erreichung der Schallsicherheit laufen viel¬ 
fach den statischen Anforderungen, der Wirtschaftlichkeit und auch der Wärme¬ 
dichtigkeit zuwider. Durch sorgfältig von Fall zu Fall zu erwägende Mittel ist es 
möglich, schallsichere Konstruktionen ohne wesentliche Beeinträchtigung anderer 
berechtigter Ansprüche an ein neuzeitliches Bauwerk zu schaffen. 

Referent, Oberingenieur Privatdozent Dr. Mautner: 

„Die Aufgabe, unsere neuzeitlichen Bauwerke möglichst schallsicher her¬ 
zustellen, ist eine der wichtigsten, welche die Gesundheitspflege an das Bau¬ 
wesen stellt. Das Problem ist deshalb so wichtig, weil bei unseren modernen 
Bauten, bei welchen statisch hochwertige Baustoffe vorwiegend zur Ver¬ 
wendung kommen, der Schallschutz besonders notwendig geworden ist. Die 
Aufgabe, schallsichere Bauten herzustellen, wird an den Baumeister nicht nur 
bei Gebäuden besonderer Zweckbestimmung gestellt, sondern es ist eine be¬ 
rechtigte Forderung unseres nervösen Zeitalters, daß auch die gewöhnlichen 
Wohn-, Arbeite- und Beschäftigungsräume von lästigen Schall- und Geräusch¬ 
wirkungen befreit werden. 

Vtarteljahrsschri ft für Gecundheitapflege, 1913. 7 
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„Meine Aufgabe als praktischer Ingenieur und Statiker kann es nur im 
geringen MaDe sein, neue Grundsätze für die Schallisolierung aufzustellen. 
Diese Frage steht vielmehr den theoretischen und praktischen Physikern zu, 
welche sich jedoch bisher, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nur im ge¬ 
ringen Umfange entschließen konnten, exakte Versuche über Schalldurchlässig¬ 
keit und Schalleitung der eigentlichen Baumaterialien und derselben, wie sie 
im Bau miteinander tatsächlich in Verbindung stehen, vorzunehmen. Die 
Gründe hierfür mögen einesteils die niedrige erreichbare Exaktheit solcher 
Versuche, anderenteils die scheinbar geringen Zusammenhänge der Physik 
mit dem praktischen Bauwesen sein. Wenn trotzdem schon eine Reihe er¬ 
probter Grundsätze für die Schallisolierung vorliegen, so ist dies hauptsächlich 
das Verdienst der Gesundheitsingenieure und einiger Forschungen in den 
Laboratorien der technischen Hochschulen. 

„Meine Aufgabe begrenze ich daher nur auf die Anwendungsmöglich¬ 
keit dieser Grundsätze im modernen Hochbau. Die Anwendung ist keine 
unbegrenzte, da, wie wir bei der Besprechung der Isolierungsmöglichkeit 
sehen werden, der wirksamen Schalldämpfung Rücksichten auf die gesamte 
Wirtschaftlichkeit der Baukonstruktionen, sowie auf statische Bedingungen 
und auch auf andere Anforderungen der Hygiene teilweise entgegenstehen. — 
Der Ingenieur wird daher unter Rücksichtnahme auf diese anderen, nicht 
minder wichtigen Bedingungen den möglichsten Schallschutz seiner Kon¬ 
struktionen anzustreben haben. Meine folgenden Ausführungen sollen der 
Erreichung dieses Zieles gewidmet sein. 

„AIb Grundlagen für die vorerwähnten Bedingungen möglichster Schall¬ 
isolierung waren mir bekannt: Die ältesten Versuche eines Ausschusses über die 
Untersuchung der Schalldichte bei Deckenkonstruktionen, des österreichischen 
Ingenieur- und Architektenvereins, dessen Bericht am 28. März 1903 erstattet 
wurde; ferner die Arbeiten des Herrn Prof. H. Chr. Nussbaum in Hannover vom 
Jahre 1910, ferner die interessanten Ausführungen des Herrn Direktor Kress 
über die Erfahrungen bei der Herstellung akustisch einwandfreier Decken- und 
Mauerkonstruktionen mit besonderer Berücksichtigung des Baues der Berliner 
Hochbahn, sowie die allgemeineren Ausführungen des Herrn Stadtbaurat Greis s 
in M.-Gladbach, erstattet in der Jahresversammlung der Vereinigung der 
technischen Oberbeamten deutscher Städte in Elberfeld im Jahre 1910, ferner 
die theoretisch erschöpfendste Arbeit des Herrn Dr. ing. R. Berger, aus dem 
Laboratorium der Technischen Hochschule in München, über die Durchlässig¬ 
keit gegen Luftschall- und Bodenschalleitung, welcher die Untersuchungen 
der Privatdozenten H. Sieveking und A. Behm vorhergingen. — An prak¬ 
tischen Abhandlungen sind mir ferner eine Abhandlung des Oberingenieurs 
R. Heim und dessen neuere, noch nicht veröffentlichten, praktischen Versuche 
in der Nervenheilanstalt am Rosenhügel bei Wien bekannt geworden. 

„Im übrigen hatte ich Gelegenheit bei zahlreichen Ausführungen moderner 
Hochbaukonstruktionen, insbesondere bei Eisenbetonbauten aller Art, die 
Wirksamkeit dieser Grundsätze für die Schalldämpfung zu beurteilen. 

„Zur wirksamen Bekämpfung der Hellhörigkeit muß vor allem der grund¬ 
sätzliche Unterschied der möglichen Schallübertragung durch die Luft selbst 
und durch die in Schwingung versetzten, den Schallerreger umgebenden 
Bauteile gemacht werden. 
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„Die Konstruktionen verhalten sich nicht gleichartig bezüglich ihrer 
Durchlässigkeit gegen den Luitschall und bezüglich ihrer Leitungs¬ 
fähigkeit der auf sie irgendwie übertragenen Schwingungen. Die Mittel 
zur unmittelbaren Abhaltung des Luftschalles sind daher auch nicht mit 
den Mitteln zur Verhinderung der Weiterleitung des Schalles durch die 
Schwingungen der Bauteile identisch. Die letzteren Schwingungen, welche 
Berger in seiner Arbeit als »Bodenschalleitung«« bezeichnet, sind vor allem 
abhängig von der spezifischen Leitungsfähigkeit des betreffenden Bau¬ 
materials und von dessen Spannungszustand. Alle unsere modernen 
Baumaterialien, wie gut gebrannte Mauersteine, Klinker, Beton und Eisenbeton 
in Decken und Wänden sowie Stützen, ferner alle Eisenkonstruktionen, sind 
für sich hellklingend und leiten die auf sie übertragenen Schwingungen 
in hohem Maße fort. 

„Die Verwendung dieser statisch hochwertigen Materialien bringt die Zu¬ 
lassung hoher Gebrauchsspannungen im Bauwerke mit sich. Professor 
Nussbaum hat einwandfrei nachgewiesen, daß die Schalleitung in diesen 
Materialien eine um so höhere ist, je höher deren Spannungszustand ist.— 
Da eine Verwendung anderer Materialien der Schallsicherheit zuliebe allein 
aus wirtschaftlichen und statischen Gründen so gut wie ausgeschlossen ist, 
so kann der Schallschutz durch die Wahl entsprechender Baumaterialien 
allein nicht gewährleistet werden. Eine unvollkommene Ausnutzung der 
Gebrauchsspannung und damit zunehmende Stärke der Wände und Decken 
wird aber durch die Befolgung der später anzugebenden Grundsätze auch 
vermieden werden können. 

„Da die Schalleitungsfähigkeit der Bauteile wesentlich vom Spannungs¬ 
zustand abhängig ist, so wird eine Vergrößerung der Bauhöhen der Decken 
einheitlichen Materiales schon deshalb ein unwirtschaftlicher Behelf sein, weil 
durch die Vermehrung des Eigengewichtes die Deckenverstärkung nicht restlos 
der Spannungsverminderung zugute kommt. — Diese Tatsache läßt schon die 
Erreichung größerer Gesamtstärke der Decken durch statisch nicht be¬ 
anspruchte und dabei manchmal spezifisch leichtere Auffüllungen vor¬ 
teilhaft erscheinen. Die Schalleitung in den Umfassungswänden könnte 
gleichfalls durch die Verwendung niedrig beanspruchter und wenig 
fester Materialien verringert werden. Auch dieses Mittel wird aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit nur selten oder gar nicht zur Anwendung gebracht 
werden können, um so mehr, als die Bedingungen der direkten Luftschall¬ 
leitungsisolierung sich nicht ganz mit der Verwendung minderwertiger, leichter 
und wenig dichter Baustoffe und Mörtel decken. Man wird sich daher auch 
für die Umfassungs- und Innenwände zu anderen Mitteln als zur einfachen 
Verstärkung entschließen müssen. 

„Für die Vergrößerung der Bauhöhen der Decken zur Verringerung der 
Bodenschalleitung bediente man sich für die Eisenbetondecken sogenannter 
Fülldecken, welche in den statisch unwirksamen Zonen nicht beanspruchte 
und billigere Füllstoffe enthielten, welche überdies durch den Vorteil ihres 
geringen spezifischen Gewichtes die Gebrauchsspannung nicht wesentlich er¬ 
höhten. Man erzielte auf diese Weise Massivdeckenkonstruktionen mit teil¬ 
weise spannungslosem Material, deren Tragteile durch die größere 
Bauhöhe niedrigere Spannungen hatten und sich dabei dennoch durchaus 
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gleichartigen Decken gegenüber im wirtschaftlichen Vorteil befanden. Von 
diesen Deckenkonstruktionen erwähne ich die Massivdecken mit Schlacken¬ 
beton- oder Bimsbetonfüllkörpern, oder solche mit Schwemm steinzwischen- 
füllung, auch wurden solche Füllkörper durch geteerte Schilfbündel hergestellt. 
Die Schwemmstein- und Schilf bündelfüll ungen verhalten sich zufolge ihrer 
zahlreichen Hohlräume bezüglich der direkten Luftschalleitung nicht so 
günstig, wie die Decken mit Schlacken- und Bimsbetonzwischenfüllung, da 
letztere außer ihrer größeren Dichte auch spezifisch schwerer sind. 

„Diese Decken mit massiven Füllkörpern haben sich bezüglich der 
Isolierung gegen direkte Luftschalleitung und auch gegen die Bodenschall¬ 
leitung nicht ungünstig bewährt. Die Gründe sind leicht einzusehen: 
Durch die vergrößerte Bauhöhe bei geringem Kostenaufwand niedrigere 
Spannungen, daher verminderte Schalleitung. 

„Durch die Verwendung schwerer und dichter Massivdecken ist auch 
die direkte Luftschalleitung geringer, ferner findet durch die Verwendung 
verschiedener Zonen ungleicher Baumaterialien eine teilweise Reflexion 
und Brechung der Schallwellen statt. 

„Wenn sich dennoch diese Fülldecken nicht zu lange behauptet haben, 
so ist der Grund nur in dem fortschreitenden Bestreben der weiteren Ver¬ 
billigung der Massivdeckenkonstruktion zu sehen, welches in dem zu hohen 
Eigengewicht der Füllkörper eine unnötige Belastung der Decke erblickte. 
Vom Standpunkte der Schallisolierung wären diese Decken jedenfalls als 
vorteilhaft zu bezeichnen. 

„Im Gegensatz dazu können die jetzt meist üblichen Hohlstein- und 
Hohlkörperdecken bei Eisenbeton- und Steineisenkonstruktionen diesen An¬ 
sprüchen weit weniger genügen. Während Lufthohlräume in Decken¬ 
konstruktionen eine gute Wärmeisolierung bilden, werden sie zu Unrecht 
auch als schalldämpfend bezeichnet. Lediglich die mögliche Erreichung 
größerer Bauhöben ohne zu großen Materialaufwand und die Erreichung 
geringerer Gebrauchsspannungen können eine gewisse Schalldämpfung bei 
diesen Deckenarten erzielen lassen, wenn man nicht die wohl geringfügige 
Brechung der Schallwellen an dem verschiedenen Material der Hohlkörper 
und dem eigentlichen Deckenbaustoff noch als günstig ansehen will. 

„Diese Deckenarten erreichen daher ihr Ziel nur auf mittelbarem Wege. 
Durch die von den Hohlkörpern gebildeten Hohlräume werden auch im ge¬ 
wissen Sinne Resonanzböden geschaffen, welche der Schalldämpfung ungünstig 
sind. Die teilweise Behebung dieses Nachteiles der jetzt vielfach üblichen 
Hohlkörperdecken wird bei der Besprechung der Beseitigung der Resonanz¬ 
wirkungen noch erfolgen. 

„Bezüglich der Umfassungs-, Zwischen- und Versteifungswände ist, wie 
oben bereits bemerkt, nur eine Vergrößerung der Stärke und Verwendung 
wenig festen Materiales imstande, die Schwingungen zu dämpfen. Die Ver¬ 
suche von Professor Nussbaum haben aber gezeigt, daß ein gutes Ersatzmittel 
für den Bau von Wänden großer Stärke und niedriger Spannung durch die An¬ 
wendung von Doppelwänden, bestehend aus zwei Wänden höher beanspruchten, 
statisch vollwertigen Materiales und einer dazwischen angeordneten Füllung, 
gewonnen werden kann. 
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„Es können somit Umf&ssungs- und Zwischenwände aus guten, wenn 
auch gut schalleitenden Materialien hergestellt und der Schallschutz durch 
die zwischen diesen Wänden eingebrachten Füllungen erreicht werden. 

„Als vorzüglichstes Füllungsmaterial hat Bich feiner Sand bewährt. 

„Direktor Kress, welcher für den Bau der Berliner Hochbahn eigene 
Schalldämpfungsversuche mit Füllmaterialien für Fundamentisolierungen 
angestellt hat, hat dort Elbekies von etwa 25 Proz. Sandgehalt als am besten 
schalldämpfend in einer Reihe verschiedener Füllstoffe, wie Mischung von 
Kies und Sand im Verhältnis 2:1, Koksasche, feiner Sand, Kieselgur, 
lockere Schlackenwolle, Basaltschrot, Korkschrot und Korkmehl, befunden. 
Die Füllstoffe sind in dieser Reihe nach ihrer Schalldämpfungfähigkeit auf- 
geführt. 

„Die Zwischenfüllung ist um so wirksamer, je dichter die Lagerung 
derselben ist. Die Lagerung darf jedoch künstlich nicht so fest durch 
Stampfen oder Quetschen bewirkt werden, daß die Körner des Füllstoffes 
sich gegenseitig verspannen; sie dürfen umgekehrt nicht so locker liegen, 
daß zahlreiche Luftkanäle den direkten Durchgang des Luftschalles be¬ 
günstigen. — Es steht demnach bei Anwendung dieses Mittels nichts im Wege, 
die Umfassungswände aus statisch vollwertigen Materialien, wie Stampfbeton 
oder Klinkermauerwerk mit Zementmörtel, auszuführen und dabei die gewöhn¬ 
lichen Stärkenabmessungen einzuhalten, wenn man gleichzeitig eine schwächere, 
vorgestellte Wand und zwischen dieser und der Tragwand eingebrachtes Füll¬ 
material vorsieht. Die nichttragenden Zwischenwände können vorteilhaft 
als Monier- oder Rabitzwände mit entsprechender Zwischenfüllung ausgeführt 
werden. Besonders erwähnen möchte ich wegen seiner Billigkeit und sonstigen 
Vorzüge das System des Herrn Architekten Ernst in Pegli bei Genua, welcher 
zur Herstellung der Wände Streckmetall zwischen den Hauptwänden direkt 
oder angeordneten Zwischenstützen spannt, dieses Streckmetall mit Zement¬ 
mörtel durch Andrücken desselben versieht und in die so gebildete Doppel¬ 
wand die vorbeschriebenen, geeigneten Füllstoffe einbringt. Diese Bauweise 
finde ich noch aus einem anderen Grunde besonders vorteilhaft. Werden die 
Doppelwände mit Zementmörtel hergestellt, so bilden die in solcher Art aus¬ 
geführten Eisenbetonwände auch gleichzeitig eine gute Raum¬ 
versteifung, welche für die Verteilung der Schwingungen und Abschwä¬ 
chung derselben durch Vergrößerung der schwingenden Masse auch für die 
Schalldämpfung gewissen Wert hat. 

„Die Versuche von Berger haben ferner bezüglich der direkten Luft¬ 
schalleitung gezeigt, daß die Übertragung des Luftschalles durch diejenigen 
Stoffe am wirksamsten abgeschwächt wird, bei welchen das Produkt aus 
spezifischem Gewicht und Schallgeschwindigkeit möglichst stark von 
demjenigen des Schallwellenträgers, in diesem Falle somit der Luft, abweicht. 
— Daraus ergibt sich die vorteilhafte Anwendung möglichst schwerer 
Wände als tragende Teile dieser Doppelwände. Da das im Bauwesen in 
Betracht kommende schwerste Wandmaterial Beton fetter Mischung ist, so 
werden die tragenden Teile dieser Doppelwände vorteilhaft aus diesem Material 
hergestellt werden. Man verzichtet dabei wohl vollständig auf die Isolierung 
durch das eigentliche Baumaterial, denn Beton leitet die auf ihn übertragenen 
Schwingungen besonders lebhaft fort. Die Vernichtung dieser übertragenen 
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Schwingungen kann nur durch die Verbindung mit der Füllung erfolgen. 
Durch die Verwendung der schweren und dichten Beton wände wird aber 
wenigstens die direkte Luftschalleitung erheblich abgeschwächt. 

„Bezüglich der Verringerung der Schwingungen der den Schall erregender 
umschließenden Bauteile können daher zusammenfassend folgende Mittel und 
ihre Ursachen angegeben werden: Vergrößerung der Deckenmasse und 
der Bauhöhen der Decken durch Einschaltung spannungsloser Füll¬ 
stoffe in den statisch unwirksamen Zonen. Die günstige Wirkung ist zurück¬ 
zuführen auf die Verringerung der Gebrauchsspannungen, Brechung 
der Schallwellen an den verschiedenen Mitteln und Vergrößerung der 
schwingenden Masse; ferner bezüglich der Wände die Anwendung von 
Doppelwänden mit unbelasteten, dicht gelagerten spannungslosen Zwischen¬ 
füllungen, Herstellung der tragenden Teile aus spezifisch schwerem 
Material. 

„Die günstige Wirkung dieser Konstruktionen erklärt sich durch teilweise 
Aufhebung des direkten Luftschalles an den schweren Wänden, deren 
versteifender Wirkung, welche große Massen des Gebäudes zum Mitschwingen 
heranzieht, und Brechung der Schallwellen an den Füllmitteln. 

„Obwohl im vorgenannten die günstige Wirkung der Gesamtversteifung 
erwähnt wurde, muß hervorgehoben werden, daß diese Wirkung nur so lange 
günstig bleibt, als sie sich nicht auf einen innigen Zusammenhang der 
Decken undWände bezieht. Da die Bodenschalleitung sowohl durch die 
tragenden Decken als auch durch die Wände erfolgt, so ist auf eine Be¬ 
grenzung der Schwingungswirkungen durch die Isolierung dieser Tragteile 
voneinander zu achten. Dies führt zuerst zu einer sorgfältigen Auflager¬ 
isolierung. Diese wird um so wirksamer, je geringer die spezifischen Auflager¬ 
pressungen sind. — Es ist daher auf eine sorgfältige Verteilung der Auflager¬ 
drucke auf die Umfassungs- und Zwischenwände zu achten. Aus diesem 
Grunde verhalten sich Deckenkonstruktionen mit weit auseinander 
liegenden tragenden Unterzügen und parallel zu den Umfassungs wänden 
gespannten, die Umfassungs wände nicht belastenden Deckenfeldern weitaus 
ungünstiger als Konstruktionen, welche die Umfassungswände gleich¬ 
mäßig in allen Punkten belasten.—Werden dennoch mehrere nebeneinander 
liegende tragende Deckenbalken, sei es als Walzträger oder als Eisenbeton¬ 
rippen, angeordnet, welche in größerer Entfernung voneinander liegen, so 
werden vorteilhaft die Auflager derselben durch einen biegungsfesten 
Auflagerunterzug zur Druckverteilung verbunden. 

„Als Isoliermittel haben sich Dachpappe, Filz u. dgl. wenig, sogenannte 
Gewebebauplatten besser bewährt. 

„Die ungünstigeWirkung zentrierter Auflagerdrucke und die dadurch 
bewirkte lebhaftere Schwingungsübertragung wurde vorteilhaft durch Um¬ 
geben der Auflager mit Kork oder imprägnierten Holzkasten und Kies¬ 
sandfüllung derselben teilweise aufgehoben. Neben der direkten Auf¬ 
lagerisolierung kommt noch eine mittelbare Isolierung der später zu 
besprechenden Auffüllungen und Fußbodenbeläge von der Tragdecke und 
dadurch auch vom Mauerwerk in Betracht. — Diese Isolierungen können in 
einer Filzpappenlage bestehen, welche, unmittelbar auf die Decke geklebt, 
über die volle Stärke der Umfassungswände durchreichen und die Auf- 
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füllungen von der tragenden Decke und damit vom Mauerwerk trennen. Die 
Aullagerisolierung wird um so schwieriger, je größer der Spannungs¬ 
zustand zwischen den zu isolierenden Bauteilen ist. Aus diesem Grunde ist 
eine wirksame Isolierung bei Gewölbedecken schwerer durchführbar und 
erweisen sich somit scheitrechte Konstruktionen, welche keinen Schub 
gegen die Umfassungswände ausüben, wirkungsvoller bezüglich der Isolierungs¬ 
möglichkeit. 

„Die Schwingungsübertragung bei schiebenden Deckenkonstruk¬ 
tionen ist• deshalb eine lebhaftere als bei den schubfrei aufliegenden, 
weil die wagerechten Auflagerverschiebungen bedeutend größer als die nur 
lotrechten bei scheitrechten Konstruktionen sind. Nicht nur die schiebenden, 
sondern auch die schubfrei, aber eingespannten Konstruktionen sind 
lebhafteren Auflagerschwingungen ausgesetzt. Sie verhalten sich bezüglich 
der Auflagerisolierung ebenfalls ungünstiger als die frei aufliegenden, weil 
die Auflagerdrehungen bei lotrechten Impulsen der Deckenplatte größere 
werden als die lotrechten Auflagerverschiebungen, bei nur frei aufliegenden 
Deckenplatten. Endlich verhalten sich über mehrere Felder durchlaufende 
Deckenplatten ungünstiger als die auf je zwei Stützpunkten frei aufliegenden, 
und zwar um so ungünstiger, je größer der Einspannungsgrad über den 
Stützpunkten ist. 

„Zur Vermeidung der Schwingungsübertragung auf die benach¬ 
barten Bauteile und Raumgebiete sind daher folgende Maßregeln und 
ihre Begründung zu beachten. Die Auflagerdrucke sollen möglichst klein 
und gleichmäßig auf die tragenden Wände verteilt sein. Die Auflager 
selbst sind durch schwingungsbrechende Zwischenmaterialien zu isolieren. Am 
günstigsten verhalten sich statisch bestimmte, scheitrechte Konstruk¬ 
tionen. Je höher der Grad der statischen Unbestimmtheit der Decken- 
konstruktion ist, um so leichter werden die Auflager- und Widerlager¬ 
konstruktionen in Mitschwingung versetzt. Vorteilhaft ist außer der Isolierung 
der Tragkonstruktion noch eine Isolierung der später zu behandelnden Fuß¬ 
böden und Auffüllungen von dieser und dadurch auch von den Umfassungs¬ 
wänden. 

„Besondere Maßregeln zur Verhütung der Schwingungsübertragung auf 
die benachbarten Bauteile sind auch für die in den neuzeitlichen Gebäuden 
untergebrachten, öfters umfangreichen Maschinenanlagen vorzusehen. 
Ein Haupterfordernis des Schallschutzes gegen Maschinenanlagen ist zunächst 
der richtige Ausgleich der bewegten Masse der Maschine selbst. Im übrigen 
sind bei größeren Maschinenanlagen ohne Fundament Unterlagsdosen 
vorteilhaft verwendet worden, welche die Schwingungen mehrerer mit dem 
Fundament verbundener Auflagerstempel in jeder Dose durch drei Federn, 
deren Resultierende mit dem Auflagerdruck der Stempel im Gleichgewicht 
stehen, größtenteils vernichten. Diese Apparate, von der Gesellschaft für 
Isolierungen gegen Geräusche in Berlin erzeugt, haben vorzügliche Resultate 
für den Schallschutz, selbst bei größeren Maschinenaggregaten, erzielt, ganz 
besonders in solchen Fällen, in welchen diese auf Tragteile des Ge¬ 
bäudes selbst gesetzt waren, ohne daß die Möglichkeit der Anordnung aus¬ 
giebiger Maschinenfundamente vorlag. — Dieser Schallschutz gegen Maschinen 
kommt daher vornehmlich in Gebäuden in Betracht, welche außer Wohnräumen 
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noch gewerbliche Betriebe aufnehmen sollen. In der Regel wird man jedoch 
darauf bedacht sein, größere Masehinenanlagen in den Kellern mit 
ausgiebigen, zur Schwingungsvernichtung ausreichend schweren Funda¬ 
menten anzuordnen. Damit die Schwingungen vom Fundament nicht 
auf die Umfassungswände übertragen werden, sind die Umfassungs¬ 
wände in der Regel tiefer zu gründen als die Maschinenfundamente, 
und mit möglichst schweren Banketten, am besten aus Beton, auszubilden. 

„Der Zwischenraum zwischen Fundament und Mauerbanketten ist 
zweckmäßig mit schwingungsdämpfendem Kies- und Sandmaterial oben¬ 
beschriebener Qualität auszufüllen. Wichtig ist ferner bei vorkommendem 
Grundwasser eine ausgiebige Grundwasserisolierung des Fundamentes 
durch trogartige Umschließung desselben mit freistehenden Stützmauern, 
welche mit einem Zwischenraum vom Maschinenfundament gestellt werden 
und eine wirksame Grundwasserdichtung aufzunehmen haben. Der 
genannte Zwischenraum zwischen Fundament und Umschließung wird wieder 
mit schalldämpfenden Mitteln ausgefüllt. Der Grund für eine sorgfältige 
Grundwasserisolierung besteht darin, daß das Grundwasser als guter 
Schalleiter die Schwingungsübertragung besonders begünstigt. In solchen 
Fällen ist es auch vorteilhaft, die Bankette der Umfassungsmauern, wenn 
es die Bodenverhältnisse zulassen, nicht bis auf das Grundwasser herab¬ 
zuführen. 

„Ich gelange nunmehr zu den wichtigsten Mitteln, welche die Bau¬ 
technik innerhalb der dem Konstrukteur gestellten Grenzen anhand gibt, um 
möglichste Schalldämpfung zu erzielen. Dieses Mittel, welches sowohl zur 
Verringerung der Luftschalleitung, als auch der Bodenschwingungen in hervor¬ 
ragendem Maße geeignet ist, besteht in der Übereinanderschichtung 
von Materialien verschiedenen Gewichtes und Schalleitungsgeschwindigkeit. 
Nach den vorgenannten theoretischen Arbeiten und Versuchen von Sieveking, 
Behm und Dr. Berger werden die Schwingungen um so mehr verringert, je 
größer der Unterschied der aufeinander folgenden Mittel bezüglich ihres Ge¬ 
wichtes und ihrer Schalleitungsgeschwindigkeit ist. — Stößt daher beispiels¬ 
weise eine Luftschallwelle zunächst gegen dichteres Beton- oder Steinmateri&l 
gewisser Stärke, hierauf gegen eine leichtere, aber dichte Sandauffüllung, 
hierauf abermals gegen eine abgebundene Betonschicht und dann nochmals 
gegen ungespannte Fußbodenbeläge, so wird hierbei eine mehrfache teil¬ 
weise Reflexion der direkt zutretenden Schallwellen und eine teilweise 
Vernichtung der übertragenen Schwingungen eintreten. Dieses Mittel ist 
deshalb wirksamer für die Vermehrung der Deckenstärken, weil Auffüllungen 
und Estriche in spannungslosem Zustand in der Gesamtkonstruktion 
wirken. Es ist ferner wirtschaftlich im Vorteil, weil seine Verarbeitung 
geringen Aufwand an teueren Materialien und weniger Arbeitslohn 
erfordert als die teueren Decken und Wandteile selbst. Die Auffüllungen 
ermöglichen ferner eine vollständige Trennung der primären Schwin¬ 
gungserreger, der Fußbodenkonstruktion, von der tragenden Konstruktion 
selbst. Für die Auffüllstoffe gelten dieselben Grundsätze, wie sie für die 
Wandfüllstoffe früher aufgeführt wurden, also möglichst dichte Lagerung 
ohne gegenseitige Verspannung, ferner mit Rücksicht auf die tragende Decken¬ 
konstruktion möglichst großen Gewichtsunterschied. Aus diesen Grund- 
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Bätzen ergibt sich beispielsweise sehr vorteilhaft eine Auffüllung aus dicht 
eingebrachtem Bimssand. 

„Der Kiessand ist nicht so sehr wirksam bezüglich seines Gewichtsunter¬ 
schiedes mit der Tragkonstruktion, erweist sich aber hinsichtlich des ge¬ 
ringeren Porengehaltes überlegen. Sehr zweckmäßig ist eine über der losen 
Auffüllung zu wiederholende abgebundene Magerbetonschicht aus Kies-, 
Bims- oder Schlackenbeton, da sie zur abermaligen Brechung Anlaß gibt und 
gleichzeitig ein exaktes Verlegen der Fußbodenbeläge ermöglicht. Die über 
der tragenden Konstruktion aufgebrachten losen Auffüllungen geben gleich¬ 
zeitig einen guten Wärmeschutz. 

„Für die Auffüllstoffe sind noch bestimmte hygienische Rücksichten maß¬ 
gebend, über welche die Professoren Emmerich und Büsing Untersuchungen 
angestellt haben. 

„Den später zu besprechenden Fußbodenbelägen kommt weniger die 
Aufgabe der Vernichtung der Luft- und Bodenschalleitung, als viel¬ 
mehr die Hintanhaltung der Geräuschentstehung selbst durch ihren 
niedrigen oder ganz fehlenden Eigenklang zu. Dies geht beispielsweise 
deutlich aus den Bergerschen Versuchen hervor, nach welchen sich Flanell 
von 1mm Stärke, Filz von 1,5mm Stärke, Preßkorkstein von 10mm Stärke 
in genannter Reihenfolge bezüglich der Verhinderung direkter Luft- 
schalleitung weitaus ungünstiger verhielten als eine Betonschicht von 
25 mm Stärke; letztere steht hinwiederum aber nur wenig einer Asphaltschicht 
von 18 mm Stärke an Wirksamkeit nach. — Den Fußbodenbelägen und Wand¬ 
bespannungen kommt daher nur die Aufgabe zu, die primäre Geräusch¬ 
entstehung durch Begehen, Klopfen und andere direkte Schwingungs¬ 
übertragung im voraus zu absorbieren, sowie die Nachhalldauer zu 
verkürzen. — Die Schalleitungsisolierung hingegen muß allein von den 
schweren Decken- und Wandbaustoffen bewältigt werden. 

„Wenn schon früher hervorgehoben wurde, daß wechselnde Lagen von 
Auffüllungen verschiedenen Materials wirksamer sein müssen als die Ver¬ 
größerung der tragenden Decken- und Wandteile um dasselbe Maß, wie die 
Auffüllung beträgt, so ist das Bestreben, die Deckenkonstruktionen durch 
Materialentnahme in den statisch unwirksamen Teilen zu entlasten und 
zu verbilligen, auch vom Standpunkte des Schallschutzes nicht unbedingt 
zu verurteilen, wenn gleichzeitig für entsprechende Auffüllung und 
Auflagerisolierung Vorsorge getroffen wird. Es handelt sich dann ledig¬ 
lich bei der Ausbildung solcher Hohl- oder Hohlkörperdecken darum, etwaige 
Resonanzwirkungen durch die gebildeten Hohlräume zu verhindern. 
Diese nachteiligen Wirkungen werden dadurch größtenteils aufgehoben, daß 
die Unterdecke der hohlen Deckenkonstruktion nicht mit den Stegen der 
Decke verbunden, sondern mit entsprechendem Spielraum frei unter diese 
gehängt wird. 

„Die Schalldämpfung durch die Unterhängedecke ist bei weichem 
Material dieser Decke eine vollkommenere als bei hartem und sprödem 
Material. Aus diesem Grunde haben sich Unterputzdecken mit Lehmkalk- 
mörtel Gipsdecken gegenüber bedeutend schalldämpfender erwiesen. Die 
Wirksamkeit der Schalldämpfung der Unterputzdecke kann ferner noch durch 
Bedecken derselben mit einer dünnen Lage Kiessand, Bimssand, Torf- 
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mull oder dergleichen gehoben werden. Diese hohlen Decken mit Unter¬ 
decke stehen natürlich bezüglich der Schalldämpfung noch immer auf ver¬ 
hältnismäßig niedriger Stufe, doch sind sie mit entsprechend starker Auffüllung 
und Auflagerisolierung sehr gut wirkend auszubilden, ohne die hohen 
Kosten starker massiver Platten oder Decken mit Füllstoffen und schwächerer 
Auffüllung aufwenden zu müssen. — Aus vorgenannten Gründen wäre bezüg¬ 
lich der günstigsten Deckenbauart folgender Schluß zu ziehen: 

„Auf die schalldämpfende Wirkung der eigentlichen Tragkon¬ 
struktion wird am besten aus Gründen der Wirtschaftlichkeit bis auf die 
Erreichung niedriger Gebrauchsspannungen durch größere Decken¬ 
höhe verzichtet. Die Schalldämpfung wird vorwiegend durch wirksamere, 
weit spannungslose Auffüllung in verschiedenen Lagen erreicht. 

„Eine besondere Aufgabe kommt, wie oben angedeutet, den Fußboden¬ 
belägen zu. Dieselben sollen möglichst schwachen Eigenklang und hohe 
Schallabsorptionsfähigkeit besitzen. Es eignet sich hierzu vorzüglich 
Linoleum auf Korkplatten, minder auf Zement, Gips oder Terranova-Estrich. 
Holzfußböden bilden im allgemeinen wenig schallabsorbierende Beläge. — 
Blindböden auf Lagerhölzern müssen derart konstruiert werden, daß die 
Lagerhölzer von der tragenden Deckenplatte durch reichliche Auffüllung 
noch getrennt bleiben und daß dieselben allseitig fest in der Auffüllung ein¬ 
gebettet sind. Den Estrichen wird höchstens Isolierfähigkeit gegen 
durchgehenden Luftschall, nicht aber Schallabsorptionsfähigkeit zu- 
komraen. 

„Wie bereits früher hervorgehoben, ist es sehr wichtig, daß die Fußboden¬ 
beläge von den Umfassungswänden getrennt werden, indem man einen 
kleinen Spielraum zwischen diesen frei läßt, welcher durch die Fußleiste 
überdeckt werden kann. — Diese Isolierung ist ebenso wichtig wie die Auflager¬ 
isolierung der Tragdecken und die etwa noch angeordnete Unterisolierung 
der Auffüllung. Nach vorstehendem bieten also auch die Fußbodenbeläge 
Mittel zur Schalldämpfung, größtenteils durch unmittelbare Ver¬ 
hinderung der Geräuschentstehung; in sehr geringem Maße jedoch 
tragen sie zur Erhöhung der Schallundurchlässigkeit bei. 

„Ähnlich wie die Auffüllung der Deckenkonstruktion durch Schwingungs¬ 
brechung wirkt, könnte, abgesehen von den früher behandelten Doppel¬ 
wänden mit Zwischenfüllung, noch eines bei Stampfbetonbauten vereinzelt 
angewendeten Mittels Erwähnung getan werden. Bekanntlich ist man in 
neuerer Zeit vielfach dazu übergegangen, ganze Gebäude einschließlich deren 
Umfassungswände in Stampfbeton bzw. Eisenbeton herzustellen; namentlich 
große KontorhauBbauten und Verwaltungsgebäude sind in dieser Art her¬ 
gestellt worden. — Um nun anderen Nachteilen von Stampfbetonaußenwänden, 
wie die leicht mögliche Bildung von Schwitzwasser, schlechte Benagelbarkeit 
und Wärmeschutz zu begegnen, ging man dazu über, die Innenseiten der 
Umfassungswände mit einer 5 biB 10cm starken, vorsatzbetonartig hergestellten 
Bimsbetonschicht zu versehen. Abgesehen von der Vermeidung obengenannter 
Nachteile dürfte auch dieses Mittel teilweise zur Schallisolierung soloher 
Umfassungswände durch Schwingungsbrechung beitragen. 

„Zum Schluß sei es mir nach Besprechung der Schalldämpfungsfaktoren 
noch gestattet, kurz auf die Arbeiten einzugehen, welche die theoretischen 
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und experimentellen Grundlagen zu den obengenannten Leitsätzen gegeben 
haben. 

„Die ältesten Versuche des österreichischen Ingenieur- und Architekten¬ 
vereins, die Versuche von Kress an der Berliner Hochbahn, die erste Ver¬ 
suchseinrichtung von Berger, sowie die vielen von privater Seite angestellten 
praktischen Versuche beruhen auf subjektiven Grundlagen. Sie wurden 
mit Hilfe des Reizschwellenverfabrens gemessen. Sie beschränken sich 
daher auf die Vergleiche der Intensitäten jener Schall Wirkungen, welche bei 
der einen oder anderen Konstruktion gerade nooh wahrnehmbar sind. 
Daß dieses Verfahren nur einen geringen Grad von Genauigkeit zuläßt und 
Beobachtungszufälligkeiten stark ausgesetzt ist, liegt auf der Hand. — Als 
wesentlicher Fortschritt ist deshalb das objektive Versuchsverfahren der 
Herren Sieveking und Behm und dasjenige von Berger zu bezeichnen. Diese 
Verfahren beruhen auf der Messung der Ausschläge elektrischer Geber- und 
EmpfängerBtimmgabeln, welche durch bekannte Spiegelübersetzungen auf 
einer Mattscheibe durch die Spiegeldrehung hervorgerufen werden. Wenngleich 
das Verfahren von Berger schon die wichtigen obengenannten Grundsätze 
bezüglich der Schalldurchlässigkeit aufgestellt hat, so wären meines Erachtens 
mit diesem Verfahren noch wichtige Resultate über die Funktion des 
Spannungszustandes auf die Schalldurchlässigkeit zu gewinnen, welche 
Abhängigkeit auf subjektivem Wege bereits konstatiert wurde. — Ebenso 
wären solche Versuche anstatt mit Probeplatten an weiter begrenzten 
Bauteilen und Räumen mit den gewöhnlich angewendeten Wand- und Decken¬ 
konstruktionen sehr erwünscht, wenn auch hierfür die Versuchseinrichtung 
eine wesentlich kompliziertere würde. 

„Meine gesamten Ausführungen zusammenfassend, wiederhole ich, daß 
bei den neuzeitlichen Konstruktionen ausgiebiger Schallschutz durch die 
tragende Konstruktion selbst, schwer oder gar nicht erreichbar ist. 
Durch die Anwendung der obengenannten Hilfskonstruktionen hin¬ 
gegen ist man jedoch sehr wohl in der Lage, auch die hoch beanspruchten 
Bauwerksteile schalldämpfend auszubilden und dabei die Grenzen, welche die 
Wirtschaftlichkeit und die statischen Anforderungen, die Feuersicherheit und 
auch andere Anforderungen der Gesundheitspflege stellen, wie Wärmeundurch¬ 
lässigkeit, nicht zu überschreiten.“ 

Hierauf eröffnet der Vorsitzende die Diskussion: 

Geheimer Medizinalrat Professor Dr. Roth (Potsdam): „Meine 
Herren! Ich möchte zunächst meiner Freude Ausdruck geben, daß dieses 
Thema, das auch für Ärzte und Medizinalbeamte von außerordentlicher 
Wichtigkeit ist, hier heute eine so erschöpfende Darstellung und Behandlung 
gefunden hat. Ich hatte mir erlaubt, vor einigen Jahren dieses Thema dem 
Ausschuß zu empfehlen, und freue mich, daß heute diesem Wunsche nach¬ 
gekommen ist. Wer in der Praxis steht, der weiß, daß die Frage der Sch&ll- 
verhütung und Schalldämpfung für unsere Häuser und Wohnungen mit der 
Zunahme der Industrie und dem zunehmenden Straßenlärm eine immer größere 
Bedeutung gewinnt. Dies gilt in noch höherem Maße für Sanatorien und 
Krankenhäuser. Mir ist von Nerven- und Geisteskranken wiederholt geklagt 
worden, daß sie in den Sanatorien durch die Geräusche vom Korridor und den 
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Nachbarräumen mit aufgeregten Kranken gestört würden, und daß sich 
namentlich in der Zeit der Qenesung diese Störungen außerordentlich schäd¬ 
lich bemerkbar gemacht hätten. Deshalb lassen es sich bei uns die Bezirks¬ 
ausschüsse angelegen sein, bei der Genehmigungserteilung für Privatkranken- 
anstalten der Forderung ausreichender Schalldämpfung nach Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, während in der Allgemeinen Anordnung über Bau und 
Einrichtung von Krankenanstalten die Frage der Schalldämpfung bisher nicht 
besondere Berücksichtigung gefunden hat. Um so mehr wird es Aufgabe 
der hier in Frage kommenden Behörden sein, dieser Frage im Genehmigungs¬ 
verfahren besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Außer den Wänden — 
hauptsächlich werden Doppelwände mit geeigneter Zwischenfüllung in Frage 
kommen — erfordern auch die Türen besondere Berücksichtigung. Von 
besonderer Wichtigkeit würde es auch sein, wenn die Ärzte und Bausach¬ 
verständigen von vornherein schon bei der Aufstellung der Bauprojekte 
darauf Rücksicht nehmen würden. Nach dieser Richtung eine Anregung za 
geben, war der Zweck meiner Ausführungen/ 

Stadtbaurat Wagner (Glogau): „Meine Herren! Der Herr Vortragende 
hat in durchaus eingehender Weise dargelegt, welches die Ursachen der Schall¬ 
übertragungen sind, er hat zugleich die Wege angegeben, sie zu beseitigen. 
Die Mittel, die er vorgeschlagen hat, erscheinen mir jedoch für die Praxis 
zum großen Teil etwas sehr kostspielig, und ich glaube, daß man in der Praxis 
sehr wenig in die Lage kommen wird, diese Mittel durchzuführen. Ins¬ 
besondere ist die vorgeschlagene Isolierung der Zwischenwände außerordentlich 
teuer; man wird im Privatbau und auch beim Bau öffentlicher Gebäude davon 
zumeist der hohen Kosten wegen absehen müssen. Ganz besonders aber ver¬ 
teuern sich die Bauten durch die vorgeschlagene Isolierung der Decken dadurch, 
daß die Konstruktionshöhe wächst, da man außer dem Konstruktionsmaterial 
besonderes Füllisolierungsmaterial verwenden muß. 

„Ich glaube daher, daß man in der Praxis sehr viel einfacher vorgehen 
kann, und ich habe durch zahlreiche Bauten auch nachgewiesen, daß es geht. 
Der Herr Vortragende hat besonders betont, daß die stark gespannten Kon¬ 
struktionsteile, die Decken und Wände, in der Hauptsache den Schall über¬ 
tragen. Ich habe nun die Erfahrung gemacht, daß weniger die Decken, als 
vielmehr die Wände in erster Linie den Schall übertragen. Die Decken 
haben nicht solch hohe Belastungsspannungen aufzunehmen wie die Wände, 
die außer ihrem Eigengewicht das darüber ruhende Mauerwerk und die Nutz- 
und Dachlast zu tragen haben. Ich habe infolgedessen, um die Gleichartigkeit 
des Materials (Homogenität der Struktur), die schallfördernd wirkt, aufzuheben, 
bei meinen Bauten, insbesondere bei Schulbauten ein einfaches Mittel ver¬ 
wendet, indem ich das Mauerwerk unter der Decke mit gewöhnlicher Dach¬ 
pappe als durchgehende Isolierschicht abdecken ließ. Ich habe dabei die Beob¬ 
achtung gemacht, daß dann in diesen Schulbauten auch nicht die geringste 
Schallstörung eintrat. Ich glaube, mit der Anwendung dieses Mittels wird 
man Gutes wirken können/ 

Hiermit wird die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent, Dr. Mautner (Düsseldorf-Aachen): „MeineHerren! Ich habe 
bereits eingangs meiner Ausführungen hervorgehoben, daß die von mir an- 
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gegebenen Mittel zur Schalldämpfung sich in den Grenzen der Wirtschaft¬ 
lichkeit bewegen sollen. 

„Als Mittel, welche einen nicht zu großen Kostenaufwand erforderlich 
machen und mit Sicherheit die gewünschte Wirkung hervorbringen, habe ich 
die Verwendung von spannunglosen, billiger herzustellenden Konstruktions- 
teilen (Zwischenfüllung, Auffüllung) im Gegensatz zu den eigentlichen Wand- 
und Deckenbaustoffen bervorgehoben. Ferner habe ich die Erreichung größerer 
Bauhöhen und die damit verbundene Spannungsverminderung empfohlen. 

„Bezüglich der Kostenfrage glaube ich von meinem Herrn Vorredner 
nicht gut verstanden worden zu sein. Ohne Anwendung von Mitteln ist eine 
ausgiebige Schallsicherung nicht zu erreichen. Sie ist eine der kostspieligsten 
Aufgaben. Wenn der Herr Vorredner glaubt, durch Isolierung über den 
Decken allein, durch Einlegung einer dürchgehenden Pappschicht, die ich auch 
erwähnte, schon eine gute Isolierung erzielen zu können, so kann ich ihm 
nicht beistimmen. Auch ist es nur zum kleinsten Teile richtig, daß die 
Wände die Schalleitung mehr begünstigen, als die Decken. — Die spezifische 
Leistungsfähigkeit des Betons, der Deckensteine und des Steinmaterials der 
Wände ist für gleichen Spannungszustand wohl dieselbe. Da jedoch der 
Spannungszustand des Deckenmaterials gewöhnlich weit höher ist (30 kg/qcm) 
als das Wandmaterial (7 bis 12 kg/qcm), so ist nicht einzusehen, warum die 
Wände sich an der Schalleitung (der Herr Vorredner hat die Bodenschall¬ 
leitung wohl ins Auge gefaßt) mehr beteiligen sollten. 

„Ich glaube dies noch richtig stellen zu müssen. 

„Schließlich möchte ich der Versammlung meinen herzlichsten Dank aus¬ 
sprechen für die Aufmerksamkeit, die sie meinen mehr technischen Aus¬ 
führungen gewidmet hat.“ 

Vorsitzender, Geheimer Baurat Peters: „Ich glaube, wir haben 
alle Veranlassung, Herrn Dr. Mautner außerordentlich dankbar zu sein für 
seinen sehr vorzüglichen Vortrag, der ein zeitgemäßes, modernes, für unsere 
Wohn Verhältnisse in den Großstädten so überaus wichtiges Thema von solcher 
schwerwiegenden Tragweite berührt hat.“ 

Pause von 12 bis 12 1 /a Uhr. 

Nach Wiedereröffnung der Sitzung stellt der Vorsitzende den vierten 
Gegenstand der Tagesordnung zur Verhandlung: 


Die Mückenplage und ihre Bekämpfung. 


Es lauten die von dem Referenten Prof. Dr. Bruno Hey mann (Berlin) 


aufgestellten 


Leitsätze: 


I. Die Stechmücken (Genus Culex und Anopheles) sind auch in Deutschland 
außerordentlich verbreitet und scheinen in der Zunahme begriffen. 

II. Sie verursachen durch die juckenden Quaddeln, die häufig durch Sekundär¬ 
infektionen vereitern, durch Behinderung des erfrischenden Aufenthaltes im 
Freien namentlich am Abend und durch Beeinträchtigung der Nachtruhe 
empfindliche Gesundheitsstörungen und verbreiten sogar in einzelnen Gegenden 
Deutschlands auch das Wechselfieber. Ferner führen sie dadurch, daß von 
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ihnen heimgesuchte Orte trotz aller landschaftlichen, klimatischen oder bal- 
neologischen Vorzüge gemieden werden, zu schweren wirtschaftlichen Einbußen. 
HL Es ist daher geboten, daß durchgreifende Maßregeln zur Bekämpfung der 
Mückenplage getroffen werden. 

IV. Diese Maßregeln müssen sich auf möglichst gründliche Kenntnisse der Ent- 
wickelungs- und Lebensbedingungen der Mücken, auf die Ergebnisse einwand¬ 
freier Versuche unter natürlichen und künstlichen Verhältnissen und auf die 
kritische Beurteilung des praktischen Bekämpfungseffektes stützen. 

V. Hiernach zerfällt die Bekämpfung in 

1. die Maßregeln zur Verhütung neuer Müokenentwickelung in den warmen 
Monaten, die „Sommerbekämpfung“, 

2. die Maßregeln zur Vernichtung der überwinternden Mücken, die „Winter- 
bekämpf ung“. 

VI. Die Sommerbekämpfung umfaßt 

1. Maßregeln gegen die Eier, Larven und Puppen: 

a) Beseitigung von Brutplätzen 

a) durch Regulierung stagnierender größerer Gewässer, 
ß) durch künstliche Bewegung, Bedeckung oder Entfernung kleinerer 
Wasserbehälter. 

b) Vernichtung der Larven und Puppen in vorhandenen Brutplätzen 
a) durch chemische Zusätze, 

ß) durch Begünstigung bzw. Züchtung mückenfeindlicher Wassertiere 
und -pflanzen. 

2. Maßregeln gegen die ausgebildeten Insekten: 

a) Errichtung von Mückenfangapparaten, 

b) Begünstigung mückenfeindlicher Landtiere und -pflanzen. 

VII. Die Winterbekämpfung umfaßt 

1. Die Vernichtung der in geschlossenen Bäumen überwinternden Mücken 

a) durch Bespritzen mit Chemikalien, 

b) durch Ausräuchern, 

c) durch Abbrennen. 

2. Die Verfolgung der im Freien überwinternden 

a) ausgebildeten Insekten durch Auf9töbern oder Abtötung in ihren 
Schlupfwinkeln, 

b) EieT durch Beseitigung des vertorften Laubes aus den eingetrockneten 
Tümpeln. 

VIII. Diese Maßregeln bzw. die Durchführung eines nach den jeweiligen Verhält¬ 
nissen ausgewählten Teiles von ihnen hat bereits in einigen Orten zweifellose 
Erfolge gehabt. 

IX. Zur erfolgversprechenden Durchführung der Bekämpfungsmaßnahmen sind 
folgende Bedingungen erforderlich: 

1. Die Organisation sachverständiger und zuverlässiger Mann¬ 
schaften unter der Oberleitung einer mit Land und Leuten vertrauten, 
zur Aufstellung eines detaillierten Bekämpfungsplanes, zur Unterweisung 
und Kontrolle der ausführenden Organe sowie zu eigenen Beobachtungen 
und zur Berichterstattung befähigten und geneigten Persönlichkeit. Zur 
Ausführung der Arbeiten sind vorzugsweise Gemeindebeamte heranzu¬ 
ziehen, in erster Beihe die im Haupt- oder Nebenamt angestellten, staatlich 
geprüften Desinfektoren, ferner Feuerwehrleute, Promenaden-, Feld- und 
Forstpersonal u. a. m. 

2. Unterstützung seitens des Publikums 

a) durch Entgegenkommen bei den Arbeiten der Mannschaften und durch 
eigene Mitwirkung, 

b) durch etwaige Beisteuerung zu den erforderlichen Aufwendungen. 

Das hierfür erforderliche Interesse und Verständnis weiterer Kreise 
für die Mückenbekämpfung muß durch die Presse, durch Flug- und 
Merkblätter, Vorträge usw. erweckt und erhalten werden. 
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3. Unterstützung seitens der Behörden 

a) duroh Anordnungen behufs möglichst ausgedehnter und ausnahmsloser 

Durchführung der Maßregeln, 

b) durch Bereitstellung geeigneter Hilfskräfte, 

c) durch Bewilligung von Geldmitteln. 

4. Ausreichende Geldmittel. 

Die Kostenberechnung der Bekämpfung läßt sich schwer in eine all¬ 
gemein gültige Formel bringen. Sie hängt im wesentlichen von den für 
die Arbeitskräfte erforderlichen Aufwendungen ab, wobei zu berücksich¬ 
tigen ist, daß die Hilfskräfte etwa zwei Winter- und vier Sommermonate, 
d. h. an etwa 200 Arbeitstagen tätig sein müssen. Die Kosten für die 
(einmalige) Beschaffung der Ausrüstungsgegenstände ebenso wie die für 
die Keller- und Tümpelbehandlung nötigen Verbrauchsmaterialien sind 
relativ gering. 

Die Aufbringung der Mittel dürfte am besten aus öffentlichen Mitteln 
erfolgen. Kann dies nicht oder nur in unzureichendem Maße geschehen, 
so empfiehlt sich die Bestreitung der Aufwendungen durch Privatinter¬ 
essenten eventuell unter Zusammenschluß zu einem Verein, durch Ver¬ 
schönerungs- und Fremdenverkehrsvereine u. dgl. m. Dagegen ist es nicht 
ratsam, von den Grundstücksbesitzern irgend welche Beisteuer zwangsweise 
zu erheben. 

5. Jahrelange Fortführung der Maßregeln. 

X. Persönlicher Schutz gegen die Mückenplage 

1. durch Schleier, Netze u. dgl., 

2. durch riechende Einreibungen, Salben u. dgl., 

3. durch Bäucherungen, 

4. durch Ventilatoren, 

5. durch Immunisierungsmethoden. 

Referent, Prof. Dr. Hey mann (Berlin): 

„Meine Damen und Herren! Die Anregungen zu einer systematischen 
Bekämpfung der einheimischen Mückenplage, die vor bereits acht Jahren 
unter der Ägide Flügges gerade von hier, von Breslau, ausgingen, fielen 
zunächst auf wenig fruchtbaren Boden. Die meisten belächelten solche Be¬ 
mühungen von vornherein als aussichtslos; manche hielten sie gar für über¬ 
trieben: »Was ist denn so ein Mückenstich?! Lohnt es denn, davon so viel 
Aufhebens zu machen?« — 

„Allmählich ist das nun anders geworden. Zwar gibt es der Zweifler auch 
heute noch genug. Aber es läßt sich nicht verkennen: In immer weiteren 
Kreisen tritt die Auffassung hervor, daß die Bekämpfung wenigstens versucht 
werden müsse, und wenn mir seitens des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege der ehrenvolle Auftrag geworden ist, Ihnen heute über die 
Mückenplage zu berichten, so dürfen wir dies als ein Zeichen dafür begrüßen, 
daß auch von den maßgebenden Männern jene Auffassung geteilt und die 
Lösung der Frage als eine ernste, der Hygiene würdige Aufgabe betrachtet 
wird. Und damit, meine Damen und Herren, ist schon sehr viel gewonnen; 
denn wo ein Wille ist, da ist a^ch ein Weg. 

„Gestatten Sie mir zunächst einige kurze zoologische Vorbemerkungen: 

„Die Mücken gehören in die Insektenordnung der Zweiflügler oder Fliegen; 
sie haben nämlich nicht zwei Paar Flügel, wie zahlreiche andere Insekten, 
sondern nur ein einziges, äußerst zartes, glashelles, mit Schüppchen und feinen 
Härchen besetztes Flügelpaar und an Stelle des zweiten Paares zwei kleine, 
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gestielte Knöpfchen, die »Schwingkölbchen«, die wegen ihres Nervenreichtums 
als Sinnes-, wahrscheinlich Gleichgewichtsorgane angesprochen werden. 

„Unter den Mücken unterscheidet man die Stech-, die Büschel- und die 
Zuckmücken, von denen fast ausschließlich die ersteren als unsere Quälgeister 
in Frage kommen, während die beiden letzteren nicht stechen und höchst 
selten einmal durch allzu häufiges Auftreten lästig fallen. 

„Die Stechmücken, auch Schnaken, Gelsen, in südlichen Ländern mit 
dem spanischen Worte Mosquitos benannt, sind durch einen eigenartigen, 
sehr langen Rüssel ausgezeichnet, der bei den Männchen lediglich der harm¬ 
losen Aufnahme von Pflanzensäften dient, bei den Weibchen aber die ver¬ 
hornte, spitze, röhrenförmige Zunge umgibt, die wie eine, von sägeartigen 
Hilfswerkzeugen unterstützte, haarscharfe Hohlnadel den Lederkoller der 
gewaltigsten Dickhäuter durchdringt und so die Aufnahme von Blut aus dem 
Opfer ermöglicht. Beim Einsenken des Stachels entleert sich durch das 
zentrale Kanälchen in die Wunde eine reizende, die bekannten Rötungen und 
Schwellungen hervorrufende Flüssigkeit aus den Speicheldrüsen. Neben dem 
Rüssel befinden sich zwei Paar feingefiederte Tast- und Witterungsorgane, 
die Taster und die Fühler, die bei den Männchen wesentlich stärker aus¬ 
gebildet sind und daher schon bei oberflächlicher Betrachtung leicht ihre 
Unterscheidung von dem gefahrdrohenden Weibchen gestatten. 

„Von dieser unholden Gesellschaft gibt es nun vier große Familien, die 
in etwa 1000 verschiedenen Arten den ganzen Erdball bevölkern: Die Familie 
der Culicinen, d. h. der Stecher, dann der Anophelinen, auf deutsch der 
Taugenichtse, drittens der Aedininen oder Störenfriede und schließlich der 
Megarrhininen, d. h. der Großrüssel. 

„Die weiteste Verbreitung haben die Culicinen, besonders die Gattung 
Culex. An Tropenhitze wie Polarkälte akklimatisiert sind sie in Wahrheit 
Kosmopoliten. Peary fand sie noch jenseits Spitzbergen unter 80° n. Br. auf 
dem Eise; Bes sei mußte in der Davisstraße, westlich der grönländischen Küste, 
unter 72° n.Br. seine Beobachtungen infolge der Belästigung durch ungeheure 
Mückenschwärme abbrechen; in Lappland müssen die Eskimos nicht selten 
mit ihren Renntierherden vor den Blutsaugern flüchten, und in Sibirien herrscht 
— nach freundlichen privaten Mitteilungen von Herrn Prof. Laschtschenko 
in Tomsk — während des kurzen Sommers oft eine so entsetzliche Mückenplage» 
daß die Bauern nur durch Entfachung meilenweiter Waldbrände sich und 
ihr Vieh retten können. 

„Auch bei uns ist die Gattung Culex in zahlreichen — etwa 20 — Arten 
vertreten, unter denen der Culex pipiens, d. h. der (beim Fluge) pfeifende, 
summende, am häufigsten ist, unsere allbekannte Mücke oder Singschnake. 
Sie tritt in vielen Gegenden jahraus jahrein in ungeheurer Zahl auf. Besonders 
sind es die tief gelegenen Niederungen längs unserer großen, häufig aus- 
ufernden Ströme, z. B. der Oder, des Rheins u. a., die von ihr heimgesucht 
sind, ferner die sumpf- und seenreichen Gegenden Norddeutschlands, manche 
Seebäder, zahlreiche wiesen- und waldumgebene Städte Mittel-und Süddeutsch¬ 
lands, — kurz, es dürfte nur wenige Orte geben, die von ihr gänzlich 
verschont sind. Aber auch diese wenigen bisher begünstigten werden, wie 
zuverlässige Beobachter berichten, allmählich in Mitleidenschaft gezogen, und 
allen denen, die daran zweifeln, daß wir wirklich eine Mückenplage haben. 
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will ich gern meine Korrespondenz zur Verfügung stellen; sie enthält Schreiben 
von Hunderten von Gemeinden und Privaten, die oft in den bewegtesten 
Worten ihre Not schildern und Rat und Hilfe suchen. 

„Und in der Tat, die Belästigungen und Schädigungen durch die 
Mücken sind keineswegs gering! Tausenden und Abertausenden von Groß¬ 
städtern, die namentlich zur kühleren Abendzeit aus den sonnendurchglühten 
Mauern ins Freie flüchten, wird die ersehnte Erholung von ihnen verkümmert, 
ja sehr vielen die Lust benommen, diese so notwendige Erfrischung auch nur 
zu suchen. Kehrt man dem Häusermeer auf längere Zeit den Rücken, so 
verfolgt uns in zahlreichen Sommerfrischen und Badeorten dieselbe Plage, nur 
daß wir hier noch die leidige Wahl haben zwischen dem Verzicht auf Ab¬ 
kühlung durch die geöffneten Fenster oder einer durch das Summen und die 
Stiche der ungebetenen Gäste verstörten Nacht. Und wer beschreibt weiter¬ 
hin das Martyrium der Kranken in Waldsanatorien, Lungenheilstätten und 
ähnlichen Kuranstalten, die sich auf ärztliche Verordnung hin ruhig verhalten 
müssen oder durch ihr Leiden an der Abwehr der Quälgeister verhindert sindV 
Sind es doch nicht die Stiche allein, die beunruhigen und schmerzhaft sind, 
sondern auch ihre Folgen. Bei empfindlichen Menschen oder bei starker Häufung 
der Stiche entstehen in ihrer Umgebung oft hochrote Quaddeln, die zu dicken, 
schmerzhaften, heftig juckenden Polstern anschwellen können, unter denen 
namentlich Kinder, die ja durch ihre Kleidung den Stichen besonders aus¬ 
gesetzt sind, sehr leiden können. In seinem lesenswerten Schriftchen über 
die Schnaken berichtet Hecker aus seiner Tätigkeit als Stabsarzt, daß er bei 
Einquartierung der Truppen in Schnakengegenden während des Manövers 
mehrfach Soldaten dem Lazarett überweisen mußte, weil sie über Nacht durch 
Mückenstiche so übel zugerichtet waren, daß sie infolge von Lidschwellungen 
die Augen nicht öffnen konnten. Nicht selten treten auch durch Verunreini¬ 
gungen der Kratzwunden heftige Entzündungen ein, die eine sorgfältige 
Behandlung erheischen. — Daß unsere einheimischen Mitglieder der Culex- 
familie unmittelbar Krankheiten auf den Menschen übertragen, ist zwar bisher 
noch nicht nachgewiesen worden, jedoch durchaus nicht von der Hand zu 
weisen. Ist es doch sicher, daß sie unter unseren Vögeln schwere Krank¬ 
heiten, die verschiedenen Formen der sog. Vogelmalaria, verbreiten, und daß 
ferner nahe, tropische und subtropische Verwandte unserer gemeinen Schnake 
die Blutwürmchen-Krankheit und das Gelbfieber übertragen, das in Mittel¬ 
und Südamerika unzählige Opfer fordert und sogar, nach der Annahme einiger 
Arzte, in der, besonders in mückenreichen Küstengegenden beobachteten, epide¬ 
mischen Gelbsucht, dem »Insekten-Ikterus“, ein auch bei uns einheimisches, 
wenn auch weniger gefährliches Analogon, haben soll. 

„Aber es gibt auch bei uns ganz unzweifelhafte, direkte Krankheits¬ 
überträger unter den Stechmücken, nämlich unter den Anophelinen, der 
zweiten Familie. Diese ist offenbar wesentlich temperaturempfindlicher als 
die Culicinen. Sie findet sich zumeist in den Tropen und Subtropen und ist 
in Deutschland nur in drei Arten und im großen und ganzen spärlich ver¬ 
treten. So konnte ich hier in Breslau unter 6000 überwinternden Weibchen 
nur eine Anophelesmücke finden und im Sommer nur einmal einen Herd mit 
etwas größerer Häufung auf einem in der Nähe gelegenen Dominium. Immer¬ 
hin verlangt ihr Vorkommen ein besonders aufmerksames Interesse. Wie 

Vierteljahreschrift für Gesundheitspflege, 1913 . S 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



114 XXXVII. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Breslau. 


Digitized by 


nämlich die Forschungen des letzten Jahrzehntes ergeben haben, findet die 
Übertragung des Wechselfiebers durch die Anopheliden, auch durch die bei 
uns heimischen, statt. Dies geht so vor sich, daß die Mücke beim Saugen an 
einem Wechselfieberkranken die Krankheitskeime in sich aufnimmt, in ihrem 
Körper zur Reifung bringt und sie bei einem neuen Stich zusammen mit 
ihrem Speichel in ansteckungsfähigem Zustande einem Gesunden wieder ein¬ 
impft. Nun haben wir ja allerdings gegenwärtig in Deutschland nur wenige 
Wechselfieberherde, z. B. in den Marschen Nordwestdeutschlands, bei Wilhelms¬ 
haven und Emden; die Gefahr, daß bei uns ein Anopheles Krankheitskeime 
in sich auf nimmt und weiterträgt, ist somit gering, aber sie besteht und 
zwingt uns zur Wachsamkeit. 

„Bei dieser bedeutsamen Rolle, welche die Anophelesmücke spielt, wird 
es Sie, meine Damen und Herren, gewiß auch interessieren, wie man sie 
von der Culexmücke unterscheiden kann. Das Auffälligste ist die ganz ver¬ 
schiedene Haltung der beiden beim ruhigen Sitzen an der Decke oder der Wand. 
Die Culexmücke sitzt »mit gekrümmtem Rücken« da, die Anophelesmücke mit 
steif nach oben gerichtetem Hinterleib, »wie ein schief eingeschlagener Nagel**. 
Ferner zeigt eine genauere Betrachtung der Kopforgane, daß bei den Culex- 
arten die Taster ganz kurz sind, bei den Anopheliden aber so lang wie der 
Rüssel. Die bei uns besonders häufige Art der Anopheliden, der Anopheles 
maculipennis, hat vier T-förmig gestellte dunkle Flecken auf seinen Flügeln, 
die jedoch auch bei einer gewissen einheimischen Culexart auftreten. 

„Die beiden anderen Familien haben für uns keine Bedeutung; die Familie 
Aedes kommt bei uns nur sehr selten, die Megarrhinusfamilie gar nicht vor. 

„Die Schilderung der durch die Schnaken verursachten Mißstände wäre 
unvollständig, wenn ich nicht auch kurz einen Blick auf die wirtschaftliche n 
Schäden werfen wollte, die sie verschulden. Über die unberechenbaren Verluste, 
die Malaria- und Gelbfiebergegenden durch die Krankheitsüberträger erleiden, 
brauche ich kaum zu sprechen. Mußte doch z. B. der Bau des Panamakanals, 
der schon vor Jahren von französischen Unternehmern begonnen war, wegen 
dieser beiden Krankheiten aufgegeben werden. In Indien erkranken alljährlich 
100 Millionen Menschen an Malaria, von denen 1908 2 Millionen, d.h. 1 Proz. 
der Bevölkerung, starben, so daß bei Eröffnung einer Malariakonferenz im 
Jahre 1909 der Vizekönig von Indien mit Recht hervorhob, daß die Malaria allein 
mehr wirtschaftlichen Schaden verursache, als die Cholera und Pest zusammen. 

„Jedoch auch da, wo diese schweren Krankheiten nicht in Frage kommen, 
kann ein außerordentlicher Schaden durch die Mücken angerichtet werden. 
Pausanias berichtet, daß die Einwohner blühender griechischer Städte in¬ 
folge der Mückenplage zur Auswanderung genötigt waren, und ähnliches 
habe ich Ihnen auch aus nordischen Gegenden bereits mitgeteilt. Bekannt 
sind auch die entsetzlichen Verheerungen, die die Columbaczermücke, eine 
kleine, sehr blutdürstige Culexart, oft binnen weniger Stunden in den süd¬ 
lichen Donauländern unter dem Vieh anrichtet, das unter ihren zahllosen 
Stichen förmlich zur Raserei getrieben wird. Auch bei uns stehen erhebliche 
Werte auf dem Spiel. Zahlreiche Ausflugsorte, Sommerfrischen und Bäder 
werden trotz aller landschaftlichen, klimatischen und balneologischen Vorzüge 
gemieden, weil sie durch die Mückenplage in Verruf geraten sind, erleiden 
schwere Einbuße oder befinden sich geradezu in Sorgen um ihre Existenz. 
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Soll es auch bei uns so weit kommen wie in Nordamerika, wo z. B. der Staat 
New-Jersey 2 Millionen Dollars für eine erfolgreiche Bekämpfung der Mücken 
&us8etzte y um sich nur vor dem gänzlichen Ruin zu retten? — 

„Meine Damen und Herren! Ich glaube, mit der Schilderung der durch 
die Mückenplage verursachten Mißstände enden zu dürfen. Angesichts all 
dieser gesundheitlichen und wirtschaftlichen Schädigungen dürfte sich wohl 
niemand der Einsicht verschließen, daß durchgreifende Maßregeln zur Be¬ 
kämpfung der Plage getroffen werden müssen. 

„Wie aber soll dies geschehen? 

„Wie im Kampfe gegen die Infektionskrankheiten nur duroh recht genaue 
Studien über die Lebensbedingungen der unsichtbaren Krankheitserreger 
Erfolge erzielt wurden, so dürfen wir auch in diesem Kampfe nur dann auf 
den Sieg hoffen, wenn sich unsere Maßregeln auf möglichst gründliche Kennt¬ 
nisse der Entwickelungs- und Lebensbedingungen der Stechmücken, auf die 
Ergebnisse einwandfreier Versuche unter natürlichen und künstlichen Ver¬ 
hältnissen und auf die kritische Beurteilung des Bekämpfungseffektes stützen. 

„Nach Feststellung der verhängnisvollen Rolle, welche die Mücken für die 
Verbreitung der Malaria spielen, sind ihre Entwickelungs- und Lebens¬ 
bedingungen sehr genau erforscht worden. Gestatten Sie, meine Damen 
und Herren, daß ich Ihnen in möglichster Kürze das für unser Thema Bedeut¬ 
same zusammenfasse: 

„Die Stechmücken sind »Saisontiere». Ihre Entwickelung und Aktivität 
ist an höhere Temperatur gebunden: Nur in der wärmeren Jahreszeit schwärmen 
und vermehren sie sich, während im Herbst die Männchen zugrunde gehen, 
und nur die befruchteten Weibchen in einer Art Kältestarre oder Winter¬ 
schlaf ihr Leben weiter fristen. Nach Eysells Untersuchungen ist dies sogar 
nur bei Culex pipiens und dem bei uns gleichfalls sehr häufigen Culex annu- 
latus, sowie dem Anopheles maculipennis der Fall; alle unsere anderen Culex- 
und Anophelesarten gehen in ihrer vollentwickelten Form völlig zugrunde 
und erhalten sich nur in ihren Eiern und, in milden Wintern, vielleicht auch 
in ihren Larven und Puppen. 

„Als Schlupfwinkel suchen die winterfesten Weibchen vorzugsweise wind¬ 
geschützte und etwas feuchte Höhlen, Grotten, Erdlöcher von Kaninchen oder 
anderen Tieren, dichte Laubhaufen u. dgl. auf. Haben sie hierzu Gelegenheit, 
so bevorzugen sie Schuppen und Ställe oder Keller, schattige Veranden, 
Treppenflure in Wohnhäusern u. dgl. Besonders in nach Norden gelegene, 
feuchte und kühle Räume isolierter Grundstücke, welche an Gärten, Wiesen, 
Wäldern und Parks liegen, flüchten sie massenhaft hinein, während warme 
Kellerräume, z. B. solche mit Zentralheizung, Häuser in Straßenfronten usw. 
weit weniger aufgesucht werden. Demgemäß finden sich Mücken namentlich 
in den Häusern der peripheren Stadtteile, während sie bei Annäherung an 
das Stadtinnere immer spärlicher werden. Wichtig ist, daß man nicht selten 
größere Mengen auch in den Gullies, Einsteigschächten und Kanälen von 
Abwässeranlagen antrifft. In den Verstecken wenden sie sich mit Vorliebe den 
feuchten und dunkeln Ecken und Wandflächen zu, wo sie, die Köpfe in einer 
Richtung, oft zu Tausenden in dichter Schicht ganz ruhig nebeneinander sitzen. 
Aus diesem Schlafe sind sie relativ schwer aufzustören und lassen sich, auf¬ 
gescheucht, nach kurzem, schwerfälligem Fluge alsbald wieder irgendwo nieder. 

8 * 
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Sie überdäuern so ohne Nahrung viele Monate und sind offenbar auch gegen 
zeitweilige erhebliche Kältegrade wenig empfindlich. So habe ich einmal 
Mücken, die, wie ihre prähistorischen Ahnen in Bernstein, in einer dicken Eis¬ 
schicht eingeschlossen waren, vorsichtig herausgetaut und noch völlig lebens- 
frisch befunden. Gelegentlich können aus dem Winterschlaf aufgestörte Tiere 
in die Wohnräume gelangen und, wenn auch ihre Blutgier, wie alle Lebens¬ 
funktionen, zu dieser Jahreszeit nicht gerade besonders groß ist, doch einmal 
die Bewohner durch Stiche mitten im Winter in Erstaunen versetzen. 

„Sobald die Frühlingssonne ihre ersten wärmeren Strahlen hernieder¬ 
sendet, kommt neues Leben in die Schläfer. Sie strecken ihre Flügel und 
streben aus ihrem Winterversteck wieder hinaus ins Freie, um alsbald an 
Menschen oder Tieren ihren Hunger zu stillen und sich — bei warmer Witte¬ 
rung — ihrer Eier zu entledigen. Beim Aufsuchen der Brutplätze sind sie 
nicht wählerisch; jede kleinste Ansammlung stehenden Wassers ist ihnen recht 
dazu. Gemieden werden nur fließende oder von Wellenschlag häufig bewegte 
Wässer, weil die Eiablage nur bei ganz ruhiger Oberfläche vor sich gehen 
kann, sowie größere, tiefe Teiche und Tümpel mit eigener Fauna, unter 
welcher sich stets auch zahlreiche Tiere befinden, die Mückenlarven und 
-puppen fressen. Sonst aber genügt ihnen jede Pfütze selbst jauchigen, 
brackigen, stark salzhaltigen oder eisenrosterfüllten Wassers. Besonders 
beliebte Brutstätten sind auch Wasserreste in Felsspalten und hohlen Baum¬ 
stümpfen, in Wagenspuren und Dachrinnen, in Tonnen, in achtlos bei¬ 
seite gestellten Blumentöpfen, Konservenbüchsen, Flaschen und Scherben, 
unter den Tropen in den Blattachseln gewisser Pflanzen. Manche Beobach¬ 
tungen sprechen ferner dafür, daß gelegentlich die Eiablage auch in nur 
feuchtes Material geschieht, und die Eier selbst im Trocknen längere Zeit 
entwickelungsfähig bleiben. Daß dies auch bei niedrigen Temperaturen der 
Fall ist, habe ich bereits erwähnt. Jedes Culexweibchen legt 200 bis 300 
schwarze, tönnchenartige Eier, bei C. pipiens und einigen anderen Arten 
in Form von auf der Oberfläche schwimmenden Kähnchen; die Anopheles¬ 
weibchen, übrigens etwas wählerischer in bezug auf die Reinheit ihrer Brut¬ 
plätze wie jene, legen weniger Eier, oft in radiärer oder sternartiger An¬ 
ordnung. Ist die Witterung warm, so springt nach zwei bis vier Tagen 
an den Eitönnchen ein kleiner Deckel auf und entläßt ein winziges, nur 
etwa 1 mm langes, würmchenartiges Tier, die Larve. Sie besitzt an der 
Rückenseite des achten Hinterleibringes zwei feine Öffnungen, die in die 
verzweigten Atmungsorgane führen und unter normalen Verhältnissen zur 
Aufnahme der für das Leben des Tieres unentbehrlichen Luft dienen. Bei 
den Culexarten stehen diese Öffnungen an der Spitze eines kegelförmigen 
Fortsatzes, der bei den Anopheliden fehlt. Hieraus ergibt sich eine ver¬ 
schiedene Stellung der beiden Larven, wenn sie an die Oberfläche kommen, 
um frische Luft einzuatmen. Die Culexlarven hängen, mit dem Atem¬ 
rohr nach oben, kopfabwärts an der Oberfläche, während die Anopheliden- 
larven horizontal auf ihr ruhen. Bei Beschattung oder bei geringsten 
Erschütterungen verschwinden sie mit eigentümlichen schleudernden Be¬ 
wegungen blitzartig in die Tiefe, aus der sie schon nach kurzem wieder an 
die Oberfläche zurückkehren. Zur Atmung bedürfen sie ruhigen Wassers; 
eine stärkere Strömung würde sie hieran verhindern und die zarten Tiere 
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überhaupt mit fortreißen. Auch die Larven können wahrscheinlich milde 
Winter überstehen, tagelang im kühlen, sauerstoffreichen Wasser völlig zu¬ 
gefrorener Tümpel vermöge einer eigentümlichen Haut-, Kiemen- und Darm¬ 
atmung ihr Leben fristen, ja sogar in feuchtem Schlamm längere Zeit lebensfähig 
bleiben. Nach mehrfachen Häutungen, im Verlaufe derer sie an Größe erheblich 
zunehmen, gehen sie in das Stadium der dickköpfigen, mit zwei vorderen 
Atemrohren luftschöpfenden Puppe über. Während das Larvenstadium ziem¬ 
lich lange, je nach der Witterung zwei bis drei Wochen dauert, hält sich die 
Puppe nur zwei bis vier Tage. Dann platzt die Puppenhaut am Kopfende, 
und es entsteigt ihr, zuerst mit den Vorderbeinen vorsichtig sich erhebend, 
das fertige Insekt. Diese Geburt aus der Puppenhülle ist ein kritischer 
Moment im Leben des Tieres. Denn werden hierbei seine zarten, jungen 
Flügel benetzt, so kann es ins Wasser fallen und ertrinken. Also auch hier 
ist wieder ruhiges Wasser eine Vorbedingung für ungestörte Entwickelung. 
Ist die Entfaltung aus der Puppenhülle erfolgt, so erhebt sich das Insekt aus 
seinem Heimatstümpel, um, je nach seinem Geschlecht, Pflanzensäfte oder 
Blutnahrung zu suchen. 

„Die ausgebildeten Tiere sind lichtscheue Dämmerungstiere. Am Tage 
unter Blättern im Waldesschatten, zwischen Felsen, in dunklen Ecken von 
Wohnhäusern und Ställen (besonders von Schweinen und Kühen), in Maul¬ 
wurfs-, Kaninchen-, Krabbenlöchern u. dgl. der Ruhe pflegend, beginnen sie 
am Abend ihr Spiel und suchen, durch Gerüche, Geräusche, Licht und gewisse, 
nach Nuttall namentlich dunkel rote oder -blaue Farben angelockt, ihr 
Opfer. Hierbei sind sie aber nicht etwa imstande, weit zu fliegen. Genaue 
Beobachtungen haben ergeben, daß eine freiwillige horizontale Bewegung 
der Stechmücken über mehr als 1 km kaum vorkommt. Dagegen deuten 
manche Erfahrungen darauf hin, daß gelegentlich heftige, andauernd gleich¬ 
gerichtete, kalte Winde die temperaturempfindlichen Tiere zum etappenweisen 
Vorrücken über größere Strecken zwingen. Doch wird auch dies nur aus¬ 
nahmsweise der Fall sein. Denn im allgemeinen werden die windscheuen, 
flugschwachen Tiere rechtzeitig Verstecke auf suchen und lieber hungernd 
günstigere Zeiten abwarten, als sich den Unbilden kühler Winde aussetzen. 
Eher wird es Vorkommen, daß sie passiv durch Verkehrsmittel, Dampfer, 
Eisenbahnen, Frachtkähne, Ernte- und Heuwagen u. dgl. in eine Gegend ver¬ 
schleppt werden, wo sie bisher fehlten. Noch viel geringer als ihre horizontale 
Bewegung ist ihre Flughöhe. Schon im Altertum war es bekannt, daß man 
sich in Malariagegenden durch hochgelegene Schlafräume vor Erkrankungen 
schützen könnte. Die Erhebung der Stechmücken in vertikaler Richtung 
wird auf 25 bis 50 m, nur ausnahmsweise, vielleicht bei geeigneten Zwischen¬ 
stationen auf Bäumen, Kletterpflanzen usw., auf 100 m angegeben. 

„Schon nach zwei bis drei Wochen ist das Weibchen wiederum fort¬ 
pflanzungsfähig. Der ganze Entwickelungskreislauf von Eierablage zur Eier¬ 
ablage dauert demnach nur etwa sechs Wochen. Hieraus ergibt sich die wichtige 
Tatsache, daß wir es bei mittlerer Sommertemperatur mit wenigstens vier 
Generationen aufzunehmen haben, nicht selten, bei warmer Witterung, 
mit fünf bis sechs. Rechnen wir auf jedes Mückenweibchen nur 200 Eier, 
von denen sich die Hälfte zu Männchen, die andere Hälfte zu Weibchen ent¬ 
wickelt, so ergibt die vierte Generation einer einzigen Mücke, die — sagen 
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wir — im Winter 1911 überwintert hat, die stattliche Zahl von 200 Millionen 
neuer Individuen am Ende des Sommers 1912, von denen 100 Millionen 
wiederum überwintern! — 

„Aus diesem eigentümlichen Sommer- und Winterdasein der Stechmücken 
und ihren Entwickelungsbedingungen ergeben sich die wichtigsten Richtungs¬ 
linien für ihre Bekämpfung. Wir können hiernach eine Sommer- und 
Winterbekämpfung unterscheiden. 

„Der Sommerfeldzug bezweckt hauptsächlich die Verhütung neuer 
Mückenentwickelung. Dies läßt sich auf verschiedene Weise erzielen. Das 
Nächstliegende ist, dafür Sorge zu tragen, daß die geeigneten Brutstätten 
der Mücken möglichst beseitigt werden. Größere stagnierende oder träge 
fließende Gewässer sind derart zu regulieren, daß ihre Strömung wenigstens 15 
bis 20 cm pro Sekunde beträgt. Auch künstliche Teiche, Zierbassins u. dgL, 
kann man durch Springbrunnen, Mühlräder u. ä. in Bewegung halten und so 
vor Mückenbrut bewahren. Die Ränder der Gewässer sind von Schilf und 
Strauchwerk möglichst zu befreien. In vielen Fällen, namentlich da, wo es 
sich um kleinere Wasseransammlungen handelt, wird es möglich sein, die 
Bodenvertiefungen, die sich bei jedem Regen, bei jeder Ausuferung des be¬ 
nachbarten Flusses mit Wasser füllen und dann bevorzugte Brutstätten ab¬ 
geben, durch Zuschütten ganz zu beseitigen oder ihre Abflüsse so zu regeln, 
daß sich kein Wasser in ihnen halten kann. Des weiteren aber muß auf alle 
im Freien absichtlich aufgestellten Gefäße oder achtlos fortgeworfenen Gegen¬ 
stände, in denen sich Wasser sammeln kann, Flaschen, Scherben, Gläser, 
Konservenbüchsen usw., aufmerksam geachtet werden. Unnützes muß beseitigt, 
Notwendiges durch Bedecken vor Mückenzutritt gesichert werden. Besonders 
beachtenswert erscheinen mir in dieser Hinsicht die Laubenkolonien (Schreber¬ 
gärten), deren Wasserversorgung nicht selten mit Schwierigkeiten verknüpft 
ist, so daß jede einzelne von den zahlreichen kleinen Parzellen auf ihre 
eigene Tonne mit sorgfältig gehegtem Wasservorrat angewiesen ist. 

„Selbstverständlich aber wird es bei aller Sorgfalt aus pekuniären oder 
anderen Gründen nie möglich sein, alle Brutstätten zu beseitigen oder die 
Bildung neuer zu verhindern. Es wird also die weitere Aufgabe an uns 
herantreten, die Entwickelung der Tiere in den Brutstätten zu verhüten, sie 
im Larven- oder Puppenstadium zu töten. Hierfür sind eine große 
Reihe chemischer Mittel empfohlen, die entweder an sich indifferent sind, aber 
durch ihre ölige Beschaffenheit die Oberfläche des Wassers abschließen, die 
Atemöffnungen der Larven und Puppen verstopfen und sie so durch Ersticken 
töten, oder solche, die sich im Wasser lösen und die Tiere durch chemische 
Einwirkung schädigen, oder schließlich solche, die eine aus beiden Momenten 
kombinierte Wirkung entfalten. Zu den erstgenannten Mitteln gehören u. a. 
Oliven- und Erdnußöl, zu der zweiten Kategorie Larvicid u. a., zu der dritten 
Petroleum, Larviol, Saprol, Reol u. a. 

„Gegen diese Tümpelbehandlung mit Chemikalien haben besonders die 
Fischereiinteressenten und Vogelfreunde erregten Einspruch erhoben. Wie 
ich glaube, mit Unrecht. Zunächst werden wir überall da, wo überhaupt Fische 
und größere Tiere in Betracht kommen, nur für diese unschädliche Zusätze 
anwenden. Dazu gehören nach denVersuchen Teichmanns auch Petroleum 
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und Larviol in den zur Benutzung kommenden Verdünnungen, sowie das 
Saprol und Reol. Alsdann aber kommen die Fische mit den Chemikalien kaum 
unmittelbar in Berührung. Wie erwähnt, werden Gewässer, die Fischen, ins¬ 
besondere Nutzfischen, quantitativ und qualitativ günstige Bedingungen bieten, 
nur selten gleichzeitig geeignete Brutstätten für die Mücken sein. Es wird 
sich dann allenfalls um die flachen, den Fischen nicht zugänglichen Rand¬ 
partien handeln, an denen häufig noch durch Schilf u. dgl. geschützte, für 
die Mückenentwickelung allerdings besonders günstige Verstecke entstehen. 
Daß aber wirklich durch die schieier artig dünne Bedeckung dieser peripheren 
Partien mit ölen der Fischzucht geschadet werden könnte, ist gewiß nicht 
wahrscheinlich. Eine weitere Ausdehnung braucht aber die ölschicht nicht 
zu haben; denn verirrt sich eine Larve oder Puppe in tieferes Wasser, so 
wird sie von den Fischen gefressen. 

„Noch weniger tatsächlichen Boden hat die besonders vom Deutschen 
Bunde für Vogelschutz ausgehende Opposition der Vogelfreunde. Hiernach 
sollen die Zusätze, besonders das Petroleum, für die Vögel sehr giftig sein, so 
daß schon die bloße Benetzung des Schnabels mit ihm den Tod herbeiführt, 
— eine durchaus unbegründete Behauptung. Ferner soll die Vogelwelt durch 
Entziehung der Trinkstellen geschädigt werden. Auch diese Befürchtung geht 
ganz gewiß zu weit. Zunächst hält ja die Öldecke nur kurze Zeit dicht; 
schon nach 24 bis 48 Stunden ist sie zerrissen und durch Wind u. a. bei¬ 
seite getrieben. Alsdann werden in der Nähe menschlicher Wohnungen 
stets auch für die Vögel genug Trinkstellen vorhanden sein; weitab von 
Häusern aber, in Feldern und Wäldern, wird die chemische Behandlung 
jedes einzelnen Tümpels weit weniger in Frage kommen, als, schon im 
Interesse der Vegetation, die sachgemäße Regulierung der Bewässerungs¬ 
verhältnisse. Sollte aber wirklich einmal unter ganz besonderen Bedingungen 
eine völlige Entziehung von Trinkwasser für die Vögel zu besorgen sein, so 
könnte man einzelne Tümpel anderweitig behandeln, z. B. durch Herausfischen 
der Larven und Puppen mittels Netzen, ein Verfahren, das natürlich im Großen 
nicht zu empfehlen, aber auf kleinerem Terrain, z. B. in Lübeck mit Hilfe von 
Schulkindern, mit Erfolg versucht worden ist. Oder man könnte, worauf ich 
sogleich noch zu sprechen komme, Mückenfeinde, z. B. Stichlinge, in die 
Tümpel setzen. Auch an die Errichtung künstlicher Vogeltränken mit öfters 
gewechseltem Wasser wäre zu denken u. a. m. Nicht unsere Gegner, sondern 
unsere Bundesgenossen im Kampfe gegen die Mücken müßten die Vogelfreunde 
sein; denn durch unsere Bestrebungen wird auch die Vogelmalaria, die gegen¬ 
wärtig in erheblichem Maße unter unseren einheimischen Nesthockern verbreitet 
ist, vermindert werden. 

„Auszuschließen sind von der Behandlung mit Chemikalien alle auf 
Weideland befindlichen Tümpel, sowie alle für den menschlichen Haushalt und 
zur Viehtränke dienenden Wässer. Nach alledem darf die chemische Tümpel¬ 
behandlung nicht wahllos vorgenommen werden, sondern erheischt eine ge¬ 
wisse Umsicht und Rücksichtnahme auf etwa vorhandene, gegen die Zusätze 
sprechende Interessen. 

„Die Technik der chemischen Tümpelbehandlung hat des weiteren zwei 
wichtige Punkte zu berücksichtigen, nämlich die Zeit und die Art des Vor¬ 
gehens. Schon an den ersten warmen Frühlingstagen, in denen nicht nur die 
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überwinterten Mücken ausschwärmen und Eier legen, sondern sich auch die 
überwinterten Eier zu entwickeln anfangen, muß sie beginnen und ist alsdann, 
je nach der Witterung, in Zwischenräumen von 14 Tagen bis höchstens drei 
Wochen zu wiederholen. 

„Über die Wahl des Mittels entscheidet am besten die leitende Persönlich¬ 
keit. Reines Petroleum allein verteilt sich nicht so gut auf der Oberfläche 
wie seine Mischungen mit Saprol (»Schnaken-Saprol« Noerdlinger) oder Larviol 
(»Floria-Larviol« Noerdlinger). Nach Teichmann ist namentlich das letztere, 
im Gegensatz zum Saprol geruchlose Präparat, als Zusatz zum Petroleum sehr 
empfehlenswert. Werden von einer Mischung von 9 Teilen Petroleum und 
lTeil Larviol 15 ccm pro Quadratmeter Wasseroberfläche aufgegossen, so sind 
die meisten Larven und Puppen bereits nach 6 Stunden, der Rest spätestens 
nach 24 Stunden abgetötet. Fische, Salamander, Schnecken sowie Pflanzen 
weisen dabei keinerlei Zeichen von Schädigung auf. Gleich gute Resultate 
erzielte Teichmann mit dem »Deutschen Gasöl« in einer Menge von 2 bis 
3 ccm pro Quadratmeter Wasseroberfläche. 

„Die Aufbringung der Flüssigkeiten kann mit einer einfachen Blumen¬ 
spritze vorgenommen werden. An manchen Orten bedienen sich die Mann¬ 
schaften besonderer Druckspritzen, die, nach sehr gründlicher Reinigung, auch 
bei der Winterbekämpfung Verwendung finden können. Einen Apparat zur 
leichteren Verteilung der Flüssigkeit mittels eines über die Wasserfläche 
schleifenden Leinwandfähnchens haben Galli-Valerio und Rochaz de 
Jongh angegeben, ferner E. u. H. Ross einen einfachen Apparat, der nach 
Füllung mit 37a Liter Petroleum in die Tümpel versenkt wird und fast zwei 
Monate lang täglich etwa 50 ccm seines Inhaltes entleert, während schließlich 
der letzte Rest von etwa s / 4 Liter auf einmal zur Abtötung etwa noch vor¬ 
handener Larven ausströmt. 

„Wie ausdrücklich betont, erheischt die Tümpelbehandlung individuali¬ 
sierende Auswahl und Ausschaltung gewisser Wässer. In letzteren kann nun 
aber auch ohne Anwendung von Chemikalien noch viel zur Verhinderung der 
Mückenentwickelung geschehen, und zwar mit Hilfe ihrer natürlichen 
Feinde. Es gibt zahlreiche'Tiere, die mit Vorliebe die Stechmückenlarven 
und -puppen fressen, z. B. Larven von anderen Mückenarten und von Käfern, 
Fische, Salamander, Vögel, z. B. Wildenten, und viele andere. So liegt denn 
der Gedanke nahe, diese als Bundesgenossen an unserem Kampfe teilnehmen 
zu lassen. Besonders empfehlenswert und praktisch erprobt ist das Aussetzen 
von Stichlingen, die mit größter Gier die Mückenlarven vertilgen und in ihren 
Lebensbedingungen sehr anspruchslos sind. Allerdings ist ihre Züchtung da 
nicht angebracht, wo Nutzfische gehalten werden. Aber auch unter diesen 
fressen viele, z. B. die Karpfen, die Larven gern. Für Zierbassins eignen 
sich sehr die Goldfische. In Südamerika hat bei der Bekämpfung der Gelb¬ 
fiebermücke eine kleine Karpfenart, der Barrigo, die wertvollsten Dienste 
geleistet, auf der Insel Barbados die in den dortigen Gewässern zahllos vor¬ 
handenen »Millionenfischchen« bei der Fernhaltung der Malaria. 

„Auch larvenfeindliche Pflanzen sind bekannt. Ihre Wirkungsweise ist 
verschieden: Teils beruht dieselbe, wie die der indifferenten öle, auf der dichten 
Bedeckung der Oberfläche, teils wirken sie durch ihren Geruch abstoßend oder 
durch ihre Sekrete toxisch, teils bilden sie Fallen, in denen hineingeratene 
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Larven und Puppen gefangen und durch ausgeschiedene Säfte verdaut werden. 
Im großen und ganzen aber ist ihre Wirkung unvollkommen und wird nur ge¬ 
legentlich zur Unterstützung anderer Maßnahmen herangezogen werden können. 

„Während wir demnach, meine Damen und Herren, über eine große Zahl 
verschiedenartiger Mittel verfügen, um die Jugendforinen unserer Plagegeister 
zu vernichten, ist es überaus schwierig, sie nach vollendeter Entwickelung 
selbst zu fassen. In den geschlossenen Wohnräumen kann man einzelne mit 
Fliegenklappen töten. In China sind kleine Lampen in Gebrauch, in deren 
grelles Licht sie mit größter Sicherheit hineinfliegen sollen; auch sind auf einem 
Stock angebrachte Petroleumgefäße, Lampen u. dgl., eventuell mit klebrigen 
Überzügen, empfohlen worden. Von anderer Seite sind Kästen mit innerer 
Austapezierung in dunklen Farben oder mit grünem Wollstoff, ferner die Auf¬ 
stellung von Schalen mit 10 proz. Formol oder mit Fonnolmilch als Mücken¬ 
fallen verwendet worden. Alle diese Vorkehrungen sind jedoch nur als 
Notbehelfe anzusehen, die gegen die später zu besprechenden persönlichen 
Schutz maßregeln zurücktreten. 

„Noch viel schwerer wie in geschlossenen Räumen ist aber der Fang der 
Imagines im Freien. Ich habe mich vielfach bemüht, die Insekten während 
ihrer Ruhe am Tage im dichten Unterholz oder im Rasen abzutöten oder 
während ihres Schwärmens am Abend anzulocken und unschädlich zu machen. 
Keine einzige von den versuchten Maßnahmen (Behandlung von großen, mit 
klebrigen Netzen oder Tüchern bespannten Rasenflächen oder Sträuchern mit 
heißem Wasser, mit Dampf, mit flüssigen oder gasförmigen Chemikalien, mit 
Räuchermitteln, Aufstellung von klebrigen Glas- oder Papierwänden um 
Laternen, um allerhand Riechstoffe oder um schweißdurchtränkte Kleidungs¬ 
stücke u.a.m.) hatte quantitativ befriedigende Ergebnisse oder war praktisch 
durchführbar. Die besten Erfolge hatten noch die auf Beseitigung der Mücken¬ 
schlupfwinkel gerichteten Bestrebungen, insbesondere die Fortschaffung von 
dichtem Unterholz, hohem Gras usw. Andererseits kann man versuchen, wie 
in den Zimmern auch im Freien Fallen herzurichten, um sie in ihnen zu 
vernichten. Nach diesem Prinzip ist man besonders in den französischen 
westafrikanischen Kolonien vorgegangen. Die Beobachtung, daß sich am 
Meeresstrande die Mücken tagsüber massenhaft in die Seekrabbenlöcher zurück¬ 
ziehen, brachte Bl in auf den Gedanken, künstlich solche »trous-piöges« in 
großer Zahl herstellen und täglich zwischen zwei und drei Uhr nachmittags 
ausbrennen zu lassen, eine Maßregel, die sich sehr bewährt haben soll. Es 
würde sich empfehlen, mit ähnlichen Erdlöchern, die unter sehr spitzem Winkel 
zur Oberfläche und mit der Mündung an schattiger, windgeschützter Stelle 
anzulegen sind, auch bei uns Versuche anzustellen. 

„Vor etwa einem Jahre hat ferner Abresch einen als »Lichtfalle« be- 
zeichneten Apparat angegeben, bei dem durch eine an ultravioletten Strahlen 
reiche Lichtquelle die Insekten angelockt, mittels eines Flügelventilators in 
eine Röhre hineingetrieben und hier mit heißem Wasser oder elektrisch ge¬ 
heiztem Drahtnetz usw. vernichtet werden. Auf diese Weise lassen sich un¬ 
zählige Insekten, darunter auch Mücken, in relativ kurzer Zeit fangen, doch 
bleibt die Entscheidung, ob die quantitative Leistung des komplizierten und 
kostspieligen Apparates gerade den Stechmücken gegenüber befriedigend 
ist, noch weiteren Prüfungen Vorbehalten. 
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„Bei den erheblichen Schwierigkeiten, welche demnach die Bekämpfung 
des fliegenden Insektes bietet, darf auch die Möglichkeit, unsere Maßregeln 
durch die natürlichen Mückenfeinde zu unterstützen, nicht gering an¬ 
geschlagen werden. Zahlreiche Vögel, namentlich Schwalben, sind eifrige 
Mückenjäger. Auch wir haben demnach das größte Interesse am Schutz und 
der Begünstigung unserer Vogel weit und können in diesem Bestreben dem 
Deutschen Bund der Vogelfreunde nur die Hand zu gemeinsamem Vorgehen 
reichen. Außer den Vögeln stellen auch Fledermäuse, Frösche, besonders die 
Laubfrösche, den Mücken nach. Es ist daher durchaus wünschenswert, daß 
man auch diese Tiere vor Verfolgungen zu schützen sucht. Auch der Anbau 
gewisser Pflanzen, Eukalyptus, Rizinus u. a., die teils durch starkes Wasser¬ 
bedürfnis die Trockenlegung des Bodens begünstigen, teils durch ihren Geruch 
die Tiere abschrecken sollen, ist mehrfach empfohlen worden. 

„Eine Möglichkeit besteht nun aber doch, auch die Imagines in großer 
Zahl zu vernichten: Wie schon erwähnt, ziehen sich die Weibchen mehrerer 
Arten zum Winterschlaf mit Vorliebe in Keller, Ställe usw. zurück. Hier sind 
sie leicht abzutöten. Diese Winterbekämpfung wurde zuerst von Flügge 
als eine für unsere Klimate besonders bedeutsame Maßregel erkannt und ist 
neuerdings auch für die Trockenzeit des Tropenklimas zur Anwendung in den 
Eingeborenenhütten von Steudel empfohlen worden. 

„Zur Vernichtung der überwinternden Mücken können verschiedene 
Verfahren dienen: 

„Besondere Verbreitung gewinnt neuerdings das Bespritzen der Mücken 
mit abtötenden Flüssigkeiten. Diese Methode, die bereits 1908 von Malinin 
in Tiflis empfohlen wurde, jedoch unbeachtet geblieben war, wurde in Deutsch¬ 
land zuerst — nach freundlicher brieflicher Mitteilung von Herrn Geheimrat 
Hecker — vor zwei Jahren von dem Vorsteher der Mittelschule in Erstein, 
Latour (mit Carbolineum), geübt und hat seitdem, namentlich durch Giemsa, 
eine weitgehende Vervollkommnung erfahren. Als Sprengflüssigkeiten werden 
verschiedene, fast geruchlose Präparate empfohlen, die unter dem Namen 
»Floria-Insecticid 1912«, »Insecthan« und »Mikrothan« (sämtlich bei Noerd- 
linger in Flörsheim a. M., pro Kilogramm 1 bis 2 Jft), »Mückenfluid«, eine 
nach Giemsa8 Vorschrift bereitete Mischung von Pyrethrumtinktur, grüner 
Kaliseife und Glyzerin (bei Kade, Berlin SO. 26 oder J. D. Riedel, A.-G., 
Berlin N. 39, pro Kilogramm etwa 2 t Al) erhältlich Bind. Sie werden in 3- bis 
5proz. Lösungen benutzt, sind in diesen Verdünnungen ungiftig und ver¬ 
ursachen keinerlei Beschädigungen. Abdichtung der Räume ist nicht erforder¬ 
lich. Die Ver spray ung findet mittels Hand- oder einer, gleichfalls von Giemsa 
angegebenen, automatisch wirksamen Spritze statt (beide erhältlich bei Holder, 
Metzingen, Württemberg, und Leonhard Schmidt, Hamburg, Gr.-Burstah 46). 
Es empfiehlt sich nicht, dieselben Spritzen zur Tümpelbehandlung zu be¬ 
nutzen, da der Geruch von Petroleum, Saprol oder dergleichen sehr stark 
anhaftet und daher mit den Spraymitteln leicht auf die Kellerräume und be¬ 
sonders auf dort lagernde Nahrungsmittel übertragen werden kann. 

„In stark gefüllten Kellern, deren Wände und Decken von dem Spray¬ 
regen nicht leicht erreichbar sind, empfiehlt sich mehr das Ausräuchern. 
Räucherungen mit den verschiedensten Hölzern, Wurzeln, Blättern usw. sind 
seit langer Zeit zur Vertreibung bzw. Abtötung von Insekten aller Art in 
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Gebrauch. Besonders ist z. B. Tabaksqualm gegen allerhand Gartenschädlinge 
gerühmt und auch gegen die Mücken empfohlen worden, hat sich diesen 
gegenüber jedoch nicht bewährt. Bessere Erfolge versprachen, nach früheren 
Erfahrungen Cellis und Kerschbaumers, Räucherungen mit Insekten¬ 
pulver , eventuell unter Mischung mit Baldrian wurzel. In der Tat hat sich 
schon die Verbrennung von reinem Insektenpulver (guter Qualität, z. B. von 
Riedel, Berlin N. 39, pro Kilogramm 6 bis 6 Jtt) in einer Menge von 2 g 
(Schilling) oder von 4 bis 8 g (Mühlens) pro Kubikmeter Luftinhalt als 
sehr brauchbar erwiesen. Allerdings muß man den Rauch viele Stunden ein¬ 
wirken lassen. Zur Abkürzung dieser Frist auf zwei bis drei Stunden habe 
ich den Zusatz von spanischem Pfeffer (Paprika), Baldrianwurzel und 
Salpeter in folgender Zusammenstellung empfohlen: 

Pulv. Fruct. Capsic. (gepulverter spanischer Pfeffer) . . 400,0 (= 2 Tie.) 

Pulv. Flor. Chrysanth, einerariaefoi. occlus. Dalmat. 

(frisches Dalmatiner Insektenpulver). 200,0 (= 1 TI.) 

Pulv. Rad. Val. off. (gepulverte Baldrianwurzel) .... 200,0 (= 1 TI.) 

Pulv. Kal. nitric. (gepulverter Salpeter). 200,0 (= 1 TI.) 

M. exactissime. (Gut mischen und trocken aufbewahren 1) 

„Am besten verfährt man so, daß man die erforderliche Menge Pulver 
(1 bis 2 g pro Kubikmeter) in Häufchen von je zwei hochgefüllten Eßlöffeln 
(= etwa 25g) auf flachen, etwas erhöht gestellten, im Raume möglichst 
gleichmäßig verteilten Schalen (Blumentopfuntersätzen), Blechtellern oder dgl. 
verbrennt. Zur leichteren Verbrennung des reinen Dalmatiner-Insekten¬ 
pulvers ist eine Unterlage von entfetteter Watte empfohlen worden, was mir 
jedoch nicht ungefährlich erscheint; das Pfeffergemisch brennt infolge seines 
Salpetergehaltes ohne weiteres ab. Beide Pulver, besonders das zweite, ent¬ 
wickeln einen stark riechenden, hustenreizenden Nebel und erfordern eine 
sorgfältige Abdichtung der Kellerräume. Schädigungen von Gegenständen, 
Kartoffeln, Gemüsen u. dgl., die während der Räucherung in den Kellerräumen 
bleiben, erfolgen nicht; dagegen ist die Entfernung empfindlicher Nahrungs¬ 
mittel, wie Milch, Eier, feinere Obstarten, anzuraten. Durch Zugluft ver¬ 
schwindet der Geruch wieder in ziemlich kurzer Zeit. Nach der Räucherung 
findet man die Mücken fast sämtlich tot am Boden, wo man sie zur Sicherheit 
zusammenfegt und verbrennt. Die wenigen, die etwa noch an den Wänden 
sitzen, sind fast unbeweglich und lassen sich mit Kerzen oder Lötlampen leicht 
abbrennen. Auch habe ich mich durch Kontrollmücken, die in kleinen, an 
verschiedenen Stellen des Kellers angebrachten Drahtkäfigen dem Rauche 
ausgesetzt wurden, überzeugt, daß die wenigen Überlebenden offenbar auch 
schwer geschädigt sind und trotz Überführung in frische Luft nach Ablauf 
weniger Stunden gleichfalls noch zugrunde gehen. — Das Pulver kann in 
jeder Apotheke oder Drogerie hergestellt werden; sein Preis beträgt 2 bis 
3 t M pro Kilogramm. 

„Finden sich in einem Raume die Mücken nur in mäßiger Zahl, oder 
macht die Abdichtung Schwierigkeiten, wie in Treppenhäusern, so kann man 
sie mit Kerzen, Lampen, Lötflammen oder Fackeln (»Schnakenfackeln«, Boos, 
Schwetzingen) abbrennen. Dieses Verfahren hat den Vorzug schnellster 
und sicherster Vernichtung. Leider stößt es vielfach auf Bedenken wegen 
der Feuersgefahr. In Wirklichkeit besteht diese aber kaum, wenn die 
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Mückenkolonnen geübt und vorsichtig sind, oder, wenn gar, wie in Breslau, 
Feuerwehrleute mit der Ausführung beauftragt werden können. 

„Handelt es sich nur um sehr wenige Mücken, so wird man sie schließlich 
auch, wie gelegentlich empfohlen wurde, mit feuchten Tüchern zerdrücken 
oder mit der Fliegenklappe totschlagen können. 

„Diese Säuberung der Keller usw. von Mücken hat spätestens nach Neu¬ 
jahr zu beginnen; nach ihrer Erledigung erfolgt eine nochmalige Revision aller 
Grundstücke und Vernichtung etwa noch vorhandener überlebender Mücken. 

„Viel schwieriger als in geschlossenen Räumen gestaltet sich naturgemäß 
die Vernichtung der im Freien überwinternden Formen. Jedem, der im Freien 
nach überwinternden Mücken sucht, muß es auffallen, wie schwer man welche 
zu sehen bekommt. Zwar finden sich gelegentlich unter Laub- und Reisig¬ 
haufen, in Erdlöchern u. dgl., auch in künstlich angelegten Fallen, einige, aber 
ihre Anzahl schien stets schon zu gering, als daß sie die alleinigen Vorfahren 
der ungeheueren Nachkommenschaft sein sollten, die wir dann oft im Sommer 
antreffen, und drängte zu der Annahme, daß im Freien noch eine Über¬ 
winterung anderer Entwickelungsstufen Vorkommen müsse. Diese Vermutung 
fand ihre Bestätigung besonders durch Eysells schon erwähnte Beobach¬ 
tungen, nach denen die Fortdauer im Freien hauptsächlich durch die 
Eier vermittelt wird, die, in kleine Tümpel u. dgl. abgelegt, unter welkem 
faulendem Laub und Schnee monatelang lebensfähig bleiben und bei Eintritt 
von Tauwetter ihre Entwickelung beginnen. Demnach werden unsere Maß¬ 
regeln nach zwei Richtungen zu gehen haben: Einmal wird es sich empfehlen y 
Reisig-, Blätterhaufen u. dgL bei starker Kälte wenden zu lassen, dadurch die 
dort versteckten Mücken aufzustöbern und sie dem Erfrieren preiszugeben. 
Sodann aber ist Eysells Vorschlag sehr beachtenswert, im Spätherbst (etwa 
Anfang November) die schwarzen vertorften Blätter, welche den Boden aus¬ 
getrockneter Tümpel bedecken, auszuheben und zu verbrennen, oder sie, wo das 
nicht angeht, an benachbarten, höher gelegenen Orten so zu lagern, daß sie 
durch Wind und Regen nicht wieder in die Tiefe zurückgeführt werden können. 

„Sie sehen, meine Damen und Herren, daß wir keineswegs machtlos der 
Mückenplage gegenüberstehen, sondern über eine ganze Reihe verschiedenartiger 
Bekämpfungsmittel verfügen. Natürlich lassen sich nicht alle an demselben Orte 
durchführen. Das ist aber auch gar nicht nötig. Es muß vielmehr eine 
wohldurchdachte, den jeweiligenörtlichenV erhältnissen an gepaßte 
Auswahl unter ihnen getroffen werden. An einer ganzenReihe von Orten, 
wo dies geschehen ist, sind bereits unzweifelhafte Erfolge erzielt 
worden. Dieselben treten besonders deutlich in den Gegenden hervor, wo die 
Mücken Krankheiten verbreiten. In Havanna z. B. gelang es, durch Bekämpfung 
der Moskitos das Gelbfieber binnen weniger Monate gänzlich auszurotten und 
die Malariafälle um die Hälfte zu vermindern. In Italien und Griechenland, 
in Freetown, in Sierra Leone, bei New York, in Ismailia u. a. 0. sind gleichfalls 
sehr günstige Erfahrungen mit diesen Maßregeln gemacht worden. Auch aus 
einigen deutschen Ortschaften, z. B. aus Bad Dürkheim in der Pfalz, wo viel¬ 
leicht am frühesten, seit 1891, gegen die Mücken vorgegangen worden ist, 
aus Wohlsdorf bei Hamburg, aus Westend bei Berlin, aus Leipzig u. a. liegen 
bereits ermutigende Berichte vor. Natürlich muß bei der Beurteilung des 
Bekämpfungseffektes strengste Kritik walten. Insbesondere sind die Witte- 
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rungsverhältnisse darauf zu prüfen, inwieweit sie etwa Anteil an einer 
Besserung gehabt haben können. Kühles, nasses Wetter beeinträchtigt die 
Mückenentwickelung ebenso wie anhaltende Hitze und Trockenheit. Am 
günstigsten für die Entwickelung ist warme, von gelegentlichen, stärkeren 
Niederschlägen begleitete Witterung. Besteht trotz dieser in sonst mücken¬ 
reicher Gegend keine erhebliche Plage, so darf man die Besserung auf 
die Bekämpfungsmaßregeln zurückführen. Andererseits darf man sie auch 
nicht als ganz zwecklos verwerfen, wenn einmal auf einem vielleicht wochen¬ 
lang freigehaltenen Bekämpfungsgebiet plötzlich, unter dem Einfluß von 
Winden oder aus anderen Gründen, ein Einbruch von Mückenschwärmen aus 
der Nachbarschaft erfolgt und stellenweise lästig wird. Wenn es gelingt, ihre 
Vermehrung auf dem Bekämpfungsgebiet zu verhindern, bo wird die Plage 
keine größere Ausdehnung gewinnen und nur kurze Zeit anhalten. 

„Sollen nun die Bekämpfungsmaßregeln Erfolg haben, so müssen folgende 
Bedingungen erfüllt sein: 

„Das erste Erfordernis ist die Organisation sachverständiger und 
zuverlässiger Mannschaften (Mückenkolonnen) unter der Leitung 
einer mit Land und Leuten wohl vertrauten, zur Aufstellung eines 
detaillierten Bekämpfungsplanes, zur Unterweisung undKontrolle 
der ausführenden Organe sowie zu eigenen Beobachtungen und zur 
Berichterstattung befähigten und geeigeneten Persönlichkeit. Sie 
sehen, meine Damen und Herren, es wird viel von ihr verlangt, und dies wo¬ 
möglich alles noch ehrenamtlich oder doch mindestens nebenamtlich. Aber ich 
habe aus publizierten Berichten wie aus privaten Mitteilungen die zuversichtliche 
Überzeugung gewonnen, daß es überall Persönlichkeiten gibt, die diese Eigen¬ 
schaften in sich vereinigen und in dankenswertester Weise in den Dienst der 
allgemeinen Sache stellen. Besonderes Interesse findet, wie Sie bereits mehr¬ 
fach gehört haben, die Frage der Mückenbekämpfung bei den Lehrern. 

„Zur Ausführung der Arbeiten bedarf man umsichtiger, zuverlässiger 
Leute von entgegenkommendem Wesen und einiger Beobachtungsgabe. Es 
ist ratsam, vorzugsweise Gemeindebeamte heranzuziehen, vor allem die im 
Haupt- oder Nebenamt angestellten, staatlich geprüften Desinfektoren, ferner 
Feuerwehrleute, Promenaden-, Feld-, Forstpersonal u. a. in. Es dürfte 
sich empfehlen, die Teilnehmer der Desinfektorenkurse auch in der Mücken¬ 
bekämpfung zu unterweisen und allen geprüften Desinfektoren kurzgefaßte 
Anleitungen mit dem Hinweis zugehen zu lassen, künftig auch der Mücken¬ 
bekämpfung als einem neuen, wichtigen Feld der Betätigung ihre Aufmerk¬ 
samkeit zuzuwenden. Die Ausbildung der anderen Hilfskräfte kann am 
schnellsten und einfachsten durch Unterrichtsexkursionen geschehen, wie sie 
schon seit einigen Jahren der um die Mückenbekämpfung sehr verdiente Haupt¬ 
lehrer Glaser in Mannheim in zahlreichen badischen Städten mit bestem Er¬ 
folge abgehalten hat, oder durch besondere Kurse, wie sie von Professor Max 
Neisser am städtischen Hygienischen Institut zu Frankfurt a. M. eingerichtet 
sind. Von großer Bedeutung ist es, daß die einzelnen Kolonnen bei der Sommer- 
wie bei der Winterbekämpfung möglichst stationär bleiben: Jede Kolonne 
soll innerhalb des Bekämpfungsgebietes einen gewissen Bezirk zugewiesen 
erhalten, auf ihm genaue Orientierung gewinnen und im folgenden Jahre auf 
dem gleichen Terrain Verwendung finden. Über ihre Arbeiten haben die 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



126 XXXVII. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Breslau. 

Kolonnen Tagebuch zu führen und kurze Notizen über die Fundorte, Menge 
der Insekten u. a. beizufügen. 

„Aber auch die bestausgebildeten Mannschaften können nur dann volle 
Wirksamkeit entfalten, wenn sie vom Publikum unterstützt werden. Da 
wir unsere Bekämpfungskolonnen nicht in die Hunderte steigern können, wie 
es allerdings in Südamerika zur Bekämpfung der Gelbflebermücke geschehen 
ist, sondern immer nur über eine beschränkte Zahl von Hilfskräften verfügen, 
so ist es höchst wünschenswert, daß die Hausbesitzer auf ihren Grundstücken 
selbst nach Möglichkeit auf die Beseitigung und Verhütung von Sommerbrut¬ 
stätten achten, Winterverstecken nachspüren und den Kolonnen das Absuchen 
des Grundstückes möglichst erleichtern. Auch dabei wird die Wiederkehr 
immer der gleichen Kolonne eine gewichtige Rolle spielen, die Durchführung 
der Maßnahmen fördern und allmählich populär machen. 

„Des Weiteren aber kann das Publikum außerordentlich viel durch Bei¬ 
steuerung zu den erforderlichen Aufwendungen tun, wenn diese nicht auf 
andere Weise gedeckt werden, worüber ich alsbald noch sprechen werde. 

„Vorbedingung für diese Mitwirkung des Publikums ist sein Interesse 
und Verständnis für die Mückenbekämpfung. Wie in Malaria- und Gelbfieber¬ 
gegenden muß auch bei uns durch gemeinverständliche Belehrungen, wie das 
vom Kaiserlichen Gesundheitsamt herausgegebene Büchlein »Die Mückenplage 
und ihre Bekämpfung«, durch Bekanntmachungen der Behörden, durch Flug- 
und Merkblätter, durch öffentliche Plakate und durch die Presse, durch Vor¬ 
träge, eventuell in Verbindung mit einem Wandermuseum, und in der Schule, 
durch Ansichtskarten und Wohlfahrtsmarken, kurz auf jede erdenkliche Weise 
die gesamte Bevölkerung über die Ursachen der Mückenplage aufgeklärt und 
jeder an seinem Teil zu ihrer Bekämpfung aufgerufen werden. Auch bei uns 
muß die Mückenplage allgemein als ein vermeidbares Übel erkannt und 
ihre Abstellung als eine Forderung moderner Hygiene betrachtet werden. — 

„Allein bis dahin hat es wohl noch gute Weile; zudem wird es auch hier 
niemals gelingen, alle ohne Ausnahme für die Sache zu gewinnen. Nun hängt 
aber der Erfolg unserer Maßnahmen ganz wesentlich davon ab, daß sie auf 
dem Bekämpfungsgebiet lückenlos durchgeführt werden: Bleiben da und 
dort Mückeninseln bestehen, so können sie den Erfolg gänzlich vereiteln. Es 
muß daher seitens der Lokalbehörden nachdrücklich darauf gehalten werden 
daß die Anlieger ausnahmslos auf ihren Grundstücken die notwendigen Maß¬ 
regeln zulassen bzw. selbst vornehmen. Dieses Erfordernis ist an einigen 
Orten schon vor längerer Zeit anerkannt und in amtlichen Verfügungen, in 
Leipzig sogar unter Strafandrohung, zum Ausdruck gebracht worden. Der¬ 
artige Anordnungen sind ja keineswegs neu. Es existieren strenge Vor¬ 
schriften zur Bekämpfung der Wein- und Obstschädlinge, insbesondere der 
Reblaus, der Waldverwüster, wie der Nonne, der Ratten, Feldmäuse, Ziesel 
und wilden Kaninchen, der Schlangen und Raubvögel u. a. m. Es scheint 
mir demnach gerechtfertigt, wenn jedem Grundbesitzer auch die Beteiligung 
an der Mückenbekämpfung zur Pflicht gemacht wird. Aber damit ist noch 
nicht genug geschehen. Das Bekämpfungsgelände muß nicht nur vor inneren 
Müokenherden, sondern nach Möglichkeit auch vor dem Einbruch neuer 
Schwärme aus den Nachbar gebieten gesichert sein. Dies ist nur möglich, 
wenn auch dort in gleich energischer Weise vorgegangen wird. Die Bestim- 
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mungen der Lokalbehörden müssen also durch weitergeheude Erlasse der 
Zentralbehörden unterstützt werden, so daß sich ganze Kreise, Regierungs¬ 
bezirke, ja Provinzen zu planvollem Vorgehen vereinigen. Auch hierin ist in 
den letzten zwei Jahren schon ein wesentlicher Fortschritt zu verzeichnen. 
Nachdem in Preußen und Baden schon im Jahre 1910 durch Erlasse der zu¬ 
ständigen Ministerien auf die Bekämpfung der Mückenplage hingewiesen war, 
hat der Herr Reichskanzler unter Bezugnahme »auf vielfache Rufe um Abhilfe« 
und mehrfache Verhandlungen hierüber im Reichstage durch Rundschreiben 
vom 26. Mai 1911 die Bundesregierungen zur Teilnahme an den Bekämpfungs¬ 
maßregeln aufgefordert. Infolgedessen haben bereits eine Anzahl Zentral¬ 
behörden für ihre Bezirke Verfügungen erlassen, nach denen die Bekämpfungs¬ 
maßregeln auf dem ganzen, ihnen unterstellten Gebiete durchgeführt werden 
müssen. So werden noch zögernde Lokalbehörden der Bewegung zugeführt, 
bereitwillige in ihren Bestrebungen gestützt und gefördert werden. Vor allem 
aber wird der Erfolg der Maßregeln um so weniger durch neuen Zuzug von 
außen gefährdet sein, je weitere Ausdehnung die Bekämpfungsgebiete gewinnen. 
Ferner können die Behörden durch Bereitstellung geeigneter und billiger Hilfs¬ 
kräfte, sowie durch Bewilligung von Geldmitteln außerordentlich viel im Kampfe 
gegen die Mücken tun, worauf ich sogleich noch zurückkomme. 

„Die Kostenberechnung läßt sich Bchwer in eine allgemein gültige 
Formel fassen. Sie schwankt naturgemäß nach der Größe des Bekämpfungs¬ 
gebietes, nach der Organisation und Methodik der Maßregeln usw. Immerhin 
dürften die nachstehenden Zahlen einen gewissen Anhalt für Voranschläge bieten. 

„Die erforderlichen Aufwendungen setzen sich aus den einmaligen Aus¬ 
gaben für die Ausrüstung der Kolonnen und die laufenden Ausgaben für Löhne, 
Materialien, Reparaturen u. dgl. zusammen. Die Ausrüstung einer Kolonne 
habe ich in einem leicht tragbaren Kasten von der Deutschen Desinfektions¬ 
zentrale, Berlin, zusammenstellen lassen. Er enthält alle für die Tümpel- wie 
Kellerbehandlung nach den verschiedenen Methoden erforderlichen Gegenstände 
einschließlich einer Handspritze. j3ein Preis stellt sich auf 40 bis 60 Stehen 
größere Mittel zur Verfügung, so würde die Beschaffung einer automatischen 
Spritze nach Giernsa zu empfehlen sein, die allerdings etwa 60*^ kostet, so 
daß 9ich alsdann die Gesamtausrüstung auf etwa 100 jft belaufen würde. 

„Von den laufenden Ausgaben spielen die Materialien keine erhebliche 
Rolle. Am billigsten ist das Abbrennen mit Lötlampen. Etwas größere 
Kosten verursacht das Ausräuchern oder Ausspritzen. Rechnet man einen 
Keller mittlerer Größe zu 50 cbm, so beanspruchen diese beim: 

Räuchern mit reinem Dalmatinerpulver etwa 100 g . . etwa 50^ 

„ * dem Pfeffergemisch etwa 75g.= „ 15 n 

Ausspritzen mit Mückenfluid, 5 Proz., 1 bis 1% Liter . = „ 15 „ 

„ * Floriainsekticid, 3 Proz., 1 % Liter . . = „ 7 „ 

„ „ Mikrothan, 3 Proz., 1% Liter . . . . = „ 7 „ 

„Für einen Tümpel mittlerer Größe von 10 qm Wasserfläche sind zu 


rechnen bei Behandlung mit: 

Petroleum etwa 200 ccm.= etwa 4 $ 

Saprol etwa 200 ccm.— „ 5 „ 

Petroie um-Larviol (9:1) etwa 150 ccm.= , 5 „ 

Reol 200 ccm.= „ 9 „ 

Venol 1000 bis 1250 ccm. = 17 bis 20 , 
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„Es lassen «ich demnach mit einem Kostenaufwand von nur 250^bereits 
über 1500 Keller von je 50 cbm und mit weiteren 250 Jtl 50 000 qm Tümpel- 
flache behandeln. 

„Schwerer als der Materialien verbrauch fallen die Löhne der Mücken¬ 
kolonnen ins Gewicht. Hierbei kommt viel auf das Entgegenkommen gewisser 
städtischer Betriebe an. Werden seitens der Desinfektionsanstalten, der 
Feuerwehr-, der Promenaden-, Marstall- und anderer Verwaltungen Leute 
während ihrer Dienststunden (in gleichzeitiger Erledigung anderer Obliegen¬ 
heiten oder nach Maßgabe ihrer leichteren Abkömmlichkeit im Sommer bzw. 
Winter) oder außerdienstlich gegen geringe Entschädigung zur Verfügung ge¬ 
stellt, so wird auch diese Schwierigkeit relativ leicht zu überwinden sein. Muß 
aber den Kolonnen voller Tageslohn gezahlt werden, so ergeben sich pro Tag 
und Mann 3 bis 4, für zwei Mann also 6 bis 8 JC, und da auf einem größeren 
Bekämpfungsgebiet mit etwa 200 Arbeitstagen zu rechnen ist, für eine einmalige 
Sommer- und Winterkampagne mit zwei Mann 1200 bis 1600 c/Ä. 

„Wer soll nun diese Kosten tragen? Meines Erachtens ist es das beste, 
wenn die Kommunalbehörden die ganze Bekämpfung organisieren und dem¬ 
entsprechend auch die Kosten aus Gemeindefonds decken. Wird aber die 
Bewilligung ganz oder in der erforderlichen Höhe versagt, so müssen sich 
Privatinteressenten, eventuell unter Zusammenschluß zu einem Verein, wie 
einer in Süddeutschland unter dem Namen »Aktionskomitee zur Bekämpfung 
der Schnakenplage« seit vielen Jahren besteht, sowie andere, gleichfalls an 
der Bekämpfung der Plage interessierten Vereine, wie Haus- und Grundbesitzer-, 
Verkehrs-, Verschönerungs-, Wald-, Jagd-, Sport- und Geselligkeitsvereine, an 
der Aufbringung der Mittel beteiligen. Eine zwangsweise Heranziehung 
der einzelnen Anlieger zur Deckung der Kosten aber möchte ich als einen 
Ausweg betrachten, der nur im Notfälle beschritten werden sollte. Wer die 
Maßregeln nur widerwillig bezahlt, wird meist geneigt sein, ungerechte Kritik 
an ihnen zu üben, um erneuten Ausgaben vorzubeugen. Maßregeln dagegen, 
die den einzelnen nichts kosten, werden viel williger unterstützt oder min¬ 
destens ohne Widerrede geduldet werden. 

„Denn Geduld, meine Damen und Herren, ist die letzte, aber nicht die 
geringste Vorbedingung zu einer erfolgversprechenden Durchführung der Maß¬ 
regeln. Auf Jahre, für manche Gegenden vielleicht für immer müssen sie in 
Aussicht genommen und, trotz gelegentlicher Mißerfolge, unter Benutzung 
anderer und eigener Erfahrungen mit Beharrlichkeit fortgesetzt werden. Dann 
werden auch die Erfolge nicht ausbleiben. 

„Unterdessen aber haben wir alle den begreiflichen Wunsch, uns nach 
Möglichkeit vor den Stichen zu schützen. Persönliche Schutzmaßregeln 
gegen die Mücken sind namentlich in den wärmeren Ländern seit uralter 
Zeit bekannt. Die einfachste Maßnahme ist die Entfernung aus ihrem Flug¬ 
bereich. So berichtet Herodot, daß die Ägypter, welche oberhalb der Sümpfe 
wohnten, Türme bestiegen, deren Höhe die Kovconeg, die Mücken, nicht 
erreichen konnten. Auch heute noch bevorzugt man in Malariagegenden als 
Schlaf räume die höher gelegenen Stockwerke, und in den Waldregionen der 
berüchtigten Pontinischen Sümpfe verlassen viele Bewohner abends ihre arm¬ 
seligen, mosquitoerfüllten Kapannen und nächtigen in Schlafstätten, die sie 
sich hoch oben in den Wipfeln der Bäume aus Ästen und Laubwerk zurecht 
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machen. In manchen Gegenden hat man gute Erfahrungen mit der Ein¬ 
zäunung der schlimmsten Mückenbrutstätten gemacht. Eine allbekannte 
Vorschrift für Tropenreisende ist es auch, sein Nachtquartier möglichst weit 
von Eingeborenenhütten, den Hauptsammelorten der Stechmücken, aufzu¬ 
schlagen. Natürlich muß man sich auch hüten, sie etwa besonders anzulocken, 
z. B. durch Lampenlicht bei geöffneten Fenstern, durch lautes Sprechen u. dgl. 

„Die primitivste Form der Fernhaltung ist das Verscheuchen mit der 
Hand, mit Tüchern oder Fächern. Dieses einfache Prinzip, dessen Wirksamkeit 
auf der großen Empfindlichkeit der Mücken gegen stärkere Luftbewegung 
beruht, läßt sich noch erheblich ausbauen. So sind Tischventilatoren mit 
Feder- oder elektrischem Antrieb zu mäßigen Preisen erhältlich, die nicht nur 
zur Abkühlung, sondern auch als Mückenschutz sehr zu empfehlen sind, und 
in ganz gleichem Sinne hat Boss die Einführung der in Indien seit jeher 
allgemein gebräuchlichen Punkahs, großer, mit Stoff überzogener, von Ein¬ 
geborenen dauernd bewegter Rahmen, auch in den afrikanischen Malaria¬ 
gegenden aufs dringendste angeraten. 

„Eine gleichfalls sehr alte Schutzmaßregel ist ferner die Anbringung von 
engmaschigen, dichtschließenden Schleiern rings um die Betten. Solche 
’»Moskitonetze« sind in südlichen Ländern überall in Gebrauch und verdienen 
auch für unsere Gegenden eine größere Beachtung, als man ihnen bisher 
geschenkt hat. In ganz ähnlicher Weise kann man durch Draht- oder 
Gazefenster, durch Verkleidung aller Ventilationsöffnungen und Schornsteine, 
durch Doppeltüren usw. das Eindringen der Mücken in Häusern oder Schiffen 
verhindern und hat damit in Gelbfieber- und Malariagegenden ausgezeichnete 
Erfolge erzielt. Ebenso gut hat sich dort auch die peinliche Achtsamkeit auf 
recht dichten Abschluß der Kleidung mittels Gesichts- und Nackenschleiern, 
Halstüchern, Handschuhen, hochschäftigen Stiefeln u. dgl. bewährt. 

„Freilich wird bei diesen mechanischen Vorkehrungen zum Teil auch über 
Belästigungen durch Behinderung der erforderlichen Ventilation und Wärme¬ 
abgabe geklagt. Man hat daher schon immer versucht, sie durch andere Maß¬ 
regeln zu ersetzen. Zur Vertreibung von Stechmücken in Schlafräumen werden 
vielfach die italienischen Räucherkerzchen benutzt, deren Qualm aber die Tiere 
nur auf kurze Zeit betäubt, nicht tötet, so daß sie alsbald wieder lästig werden. 
Dagegen sind sie zur Abschreckung der Insekten im Freien recht gut ver¬ 
wertbar. Eine energische Abwehr leistet ferner Tabaksrauch und der Qualm 
gewisser Hölzer und Wurzeln, sowie, nach Berichten aus Sibirien und Nord¬ 
amerika, Birkenschwamm. Allerdings hält die Wirkung aller dieser Räuche¬ 
rungen nur so lange vor, als noch der Rauch in erheblicher Dichte vorhanden ist. 
Bei stärkerer Verdünnung finden sich die Plagegeister alsbald wieder ein. Ebenso 
gewähren auch die zahlreichen, zur Abschreckung der Mücken empfohlenen 
Hautsalben und -einreibungen im günstigsten Falle nur so lange Schutz, als 
sie noch stark riechen. Besonders empfohlen ist das Öl von Eucalyptus 
globulus, dessen Bäume, ebenso wie die von den Hindus in Indien als Gottheit 
verehrte Tulsit- oder Mosquitopflanze,' Mücken fernhalten sollen, Lorbeer- und 
Anisöl, Knoblauch, Perubalsam, Terpentin, Kampfer, Thymol (2:100 50 Proz. 
Spiritus), allerhand Ätheröle, Streupulver aus den Dalmatiner oder Perser 
Pyrethrumblüten usw. Viele von den empfohlenen Mitteln riechen so un¬ 
angenehm oder reizen die Haut so heftig, daß sie keine allgemeine praktische 
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Verwendung finden können. An andere scheinen sich die Mücken zu ge¬ 
wöhnen, so daß sie sich nach kurzem durch sie nicht mehr am Stechen 
stören lassen. 

„Wie zur Fernhaltung der Mücken von der Haut, so sind auch zur 
Linderung des Schmerzes und der anderen Folgeerscheinungen des Stiches 
die mannigfachsten Mittel empfohlen worden. In der Tat kann man schon 
durch Betupfen mit kaltem Wasser oder mit Spiritus, z. B. in der Form der 
Eau de Gologne, den Schmerz etwas lindern. Noch besser gelingt dies mit 
gewissen Chemikalien, besonders mit Salmiakgeist (wässeriger Lösung von 
Ammoniak), Salmiak (salzsaurem Ammoniak), Hirschhornsalz (kohlensaurem 
Ammoniak), Soda (kohlensaurem Natron) und anderen Salzen (auch dem 
gewöhnlichen Kochsalz), welche die scharfe Ameisensäure, die beim Stich mit 
dem Speichel in die Wunde gespritzt wird, durch Neutralisation abstumpfen. 
Man kann diese Mittel als Lösungen auftragen oder nach Anfeuchtung der 
Haut in Pulver oder in Stiftforra aufstreichen. Auch Zigarrenasche läßt sich 
infolge ihres Gehaltes an kohlensauren Alkalien hierzu verwenden. Erfolgt 
die Behandlung kurz nach dem Stich, so pflegt die Wirkung meist schnell 
einzutreten. 

„Diese Fragen über die persönliche Prophylaxe und Therapie führen 
uns noch zu einigen neuen interessanten Ausblicken. Zunächst ist es eine 
bekannte Tatsache, daß manche Menschen von Mücken gar nicht oder nur 
wenig, andere dagegen besonders heftig angegriffen werden. Es müssen also 
Unterschiede in der Beschaffenheit der Haut und ihrer Sekrete vorhanden 
sein, die die Mücken einmal vom Stich abhalten, im anderen Falle aber an¬ 
locken und den Stich befördern. Was hierbei die ausschlaggebende Rolle spielt, 
ist unbekannt. Die Aufklärung der Ursachen wäre zweifellos von großem 
Interesse, ja Boerschmann sieht darin sogar »den Schlüssel zur Lösung 
der Mückenfrage«. Allein dieser Ansicht wird man sich nicht bedingungslos 
anschließen können; denn es ist sehr fraglich, ob wir imstande wären, die zum 
Stiche reizenden Momente auszuschalten, selbst wenn sie uns bekannt wären. 

„Eine günstigere Prognose darf man vielleicht einem anderen Plane 
stellen. Derselbe geht von der Erfahrung aus, daß manche Menschen auf die 
Stiche mit sehr heftigen Erscheinungen, andere dagegen sehr wenig reagieren; 
ja es gibt Menschen, an denen selbst zahllose Stiche gewissermaßen abprallen. 
Diese Eigenschaft ist indes fast stets nur mit schweren Opfern erkauft; es 
handelt sich zumeist um Menschen, die erst durch unzählige schmerzhafte 
und reagierende Stiche ihre »Immunität“ erworben haben. Offenbar wird, 
ganz ähnlich wie bei anderen tierischen und bakteriellen Giften, durch das 
»Mückengift« der Körper zur Produktion von Gegengiften angeregt, die all¬ 
mählich eine solche Höhe erreichen, daß sie der Einfuhr großer neuer Gift¬ 
mengen die Spitze bieten können. Tatsächlich ist es Bruck gelungen, aus 
Preßsäften von Culexmücken ein Präparat, das »Culicin«, zu gewinnen, welches 
bei Einverleibung in die Haut von Menschen Juckreiz und Quaddeln erzeugte, 
die von »echten« Mückenstichen nicht zu unterscheiden waren. Für die Er¬ 
zeugung eines Anticulicins scheinen allerdings nach den bisherigen Tierver¬ 
suchen die Bedingungen nicht günstig zu liegen. Immerhin bleiben weitere 
Experimente darüber abzuwarten; vielleicht gelingt es doch, auf diesem Wege 
Schutzsera herzustellen, die uns mit einem Schlage und auf längere Zeit jene 
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Unempfindlichkeit verleihen, welche jetzt nur langsam durch zahlreiche 
Mückenstiche erworben wird. 

„So sehen Sie denn, meine Damen und Herren, daß sich unendlich vieles 
zur Milderung der Mückenplage tun läßt. Möchten meine Ausführungen 
dazu beitragen, daß mehr wie bisher von den Bekämpfungsmitteln gebraucht 
wird. In seinem Werke über »die blutsaugenden Dipteren« hat Grünberg 
den Ausspruch getan, daß »die Menge der ein Land bewohnenden Guliciden 
geradezu einen Maßstab für seine kulturelle Höhe bietet«. Möge unser 
deutsches Vaterland auch in dieser Beziehung einen Platz unter den ersten 
Staaten einnehmend 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Besprechung: 

Stabsarzt Dr. Mayer (München): „Meine Damen und Herren! Wenn 
ich mir eine ganz kurze Bemerkung zu dem interessanten Vortrage erlaube, 
so besteht sie darin, daß ich auf Grund von Versuchen t die wir in der letzten 
Zeit auch über dieses Thema in der bayerischen Heeresverwaltung angestellt 
haben, Ihnen einen Apparat empfehlen möchte, den der Herr Kollege nicht 
erwähnt hat. Der Schwerpunkt in der Mückenbekämpfung ist ja, wie der 
Herr Vortragende sehr richtig betont hat, nicht nur bei uns, sondern auch 
in den Tropen die Bekämpfung in derjenigen Zeit, wo man das reife Insekt 
bekommt, also bei uns in Deutschland die Winterbekämpfung. Nun, ich 
glaube, ich gehe nicht zu weit, wenn ich sage: die Maßnahmen, die der Herr 
Vortragende vorgeschlagen hat, sind teilweise nicht ganz ungefährlich, und sie 
sind, was wir beim Publikum besonders berücksichtigen müssen, teilweise 
etwas belästigend für das Publikum. Nun ist von Dresden ein Apparat in 
den Handel gebracht worden von der chemischen Industrie- und Handels¬ 
gesellschaft: der Schwefeldesinfektor Hya. Der Apparat wurde uns angeboten 
als ein Vernichtungsapparat für Ungeziefer, speziell für Wanzen und auch 
für Mücken. Wir traten dieser Sache etwas skeptisch entgegen. Ich hatte 
aber gerade in den letzten Tagen Gelegenheit, in einem Baum, der in der 
intensivsten Weise von Wanzen bevölkert war und auch so lag, daß es eine 
ganze Menge von Mücken gab, einen Versuch zu machen. Wir haben im 
Bett, in den Ritzen der Wände Hunderte von Wanzen gefunden, bei Ent¬ 
fernung der Holzsockel der Wände waren sie massenhaft zu sehen. Wir 
haben zunächst eine Desinfektion gemacht mit gewöhnlichem Stangenschwefel, 
den man im Handel kauft. Es hat sich ein dicker, schwarzer Rauch entwickelt, 
aber keine Insektenvernichtung; dann haben wir chemisch reinen Stangen¬ 
schwefel verwendet, der etwas mit Spiritus übergossen war und einfach an¬ 
gezündet wird. Es entwickelte sich reichlich weißer Dampf von schwefliger 
Säure, so intensiv, daß er nach oben in den ersten Stock weiter sich ver¬ 
breitete, ebenso längs der Dampfheizungsröhren in andere Räume; als wir 
das Lokal wieder betraten, waren sämtliche Wanzen tot. Die Wanzen 
schienen herausgekrochen zu sein aus den Ritzen, lagen alle auf dem Boden 
umher. Ich muß sagen, daß dieser Schwefeldesinfektor Hya der erste solcher 
Insektenvernichtungsapparate ist, der — ich habe viele geprüft — den 
Angaben entsprochen hat und keine Belästigung des Publikums bringt. Nach 
drei Stunden öffnet man den Raum und er ist wieder betretbar. Ich glaube, 
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diesen Apparat, obwohl er ein Reichspatent ist, ich also gewissermaßen 
Reklame mache, empfehlen zu können.“ 

Professor Max Nei88er (Frankfurt a. M.): „Meine Herren! Ich 
möchte ganz kurz über unsere Erfahrungen in Frankfurt berichten und voraus- 
schicken, daß Frankfurt bis vor drei Jahren eine Schnakenplage nicht kannte, 
daß aber, als die ersten Belästigungen allgemein auftraten, sofort mit der Be¬ 
kämpfung begonnen wurde. Die Schnakenbekämpfung kostet natürlich Geld, sie 
erfordert ferner Polizeiverordnungen oder vielmehr Vorschriften des Regierungs¬ 
präsidenten, die, auch wenn die Strafbestimmungen fast nie in Anwendung 
kommen, doch recht wirksam sind. Hauptsächlich braucht man aber sach¬ 
verständiges Personal. Bei uns hat die Direktion der Wasserwerke zwei An¬ 
gestellte ausschließlich für diesen Zweck jahrein jahraus zur Verfügung gestellt. 
Es ist selbstverständlich, daß niemand in Frankfurt die eigentlichen Herde, die 
für Sommer- oder Winterbekämpfung in Betracht kommen, so genau kennt, wie 
diese Angestellten und ihre unmittelbaren Vorgesetzten. Ich muß auf Grund 
unserer Erfahrung ferner sagen, daß wir ohne die Sommerbekämpfung nicht aus- 
kommen, denn es gibt z. B. eine größere Zahl von schmalen aber langen Gräben, 
welche wahre Brutstätten der Schnaken sind. Um übrigens die Interessen 
der Aquariumsliebhaber zu schützen, hat die Stadt einen besonderen Tümpel 
anlegen lassen. Auch der Vogelschutz braucht unter der Schnakenbekämpfung 
nicht zu leiden. Zur Winterbekämpfung muß ich sagen, daß das Abbrennen 
der Keller zur Vernichtung der überwinternden Schnaken nach unseren Ver¬ 
hältnissen ungefährlich ist, wenn es sachgemäß ausgeführt wird. Das man 
Scheunen u. dgl. nicht durch Abbrennen schnakenfrei machen kann, versteht 
sich wohl von selbst.“ 


Professor Dr. Czaplewskl (Cöln a. Rh.): „Meine Herren! Sie wollen 
natürlich einige praktische Resultate betreffend Mückenbekämpfung wissen. 
Aus Cöln können wir Ihnen dazu auch einige Mitteilungen machen. Aller¬ 
dings ist das Material verhältnismäßig klein, aber doch in mancher Beziehung 
ganz lehrreich. 

„Als im Jahre 1910 auch in Cöln von den verschiedensten Seiten Klagen 
über das Auftreten der Schnakenplage erhoben wurden, zeigte sich, daß die 
Bekämpfung bei der großen Fläche von Cöln außerordentlich schwierig sein 
würde. Infolgedessen wollten wir zunächst einmal sehen, an welchen Stellen 
von Cöln sich die Mücken fänden und inwieweit man überhaupt in Cöln von 
einer Mückenplage reden könnte. Zuerst wurden die eingegangenen Klagen 
berücksichtigt, um festzustellen, ob an den betreffenden Stellen wirklich 
Mücken in der geschilderten Weise nachweisbar waren. Wegen der vor¬ 
gerückten Zeit mußten wir dann sofort mit der Winterbekämpfung beginnen, 
und erst im Februar (vom 6. Februar bis 8. April) wurden im ganzen 202 Räume 
behandelt. Davon waren 20 Zimmer, 135 Keller und 1 Speicher ausgeräuchert 
worden, ein Teil wurde abgeflammt (4 Zimmer, 27 Keller, 15 Treppenflure). 

„Zur Ausräucherung bedienten wir uns des Breslauer Räucherpulvers. 
Das von anderer Seite empfohlene Tabakpulvergemisch hatte sich uns nicht 
bewährt; denn wir konnten es nicht zu einem genügenden Brande bringen. 
An einzelnen Stellen wurden nun außerordentlich viel Mücken gefunden. An 
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ganz wenigen Orten waren sie in Schwärmen vorhanden. Es zeigte sich 
dabei, daß die Mückenplage hauptsächlich auf die Gegend von Marienburg 
(einem Villenvorort Cölns) und die benachbarte Gemeinde Rodenkirchen 
beschränkt war, ferner in der Nähe des Stadtwaldes auftrat. 

„Überall ließ sich nachweisen, daß die Schuld für diese lokale Mücken¬ 
ansammlung in einer Mückenvermehrung in dort befindlichen Brutplätzen zu 
suchen war. Rodenkirchen z. B. war besonders dadurch bedroht, daß der 
Rhein hier eine starke Ausuferung zeigte, die in dem zurückbleibenden Wasser 
ganz ausgezeichnete Mückenbrutplätze ergab. 

„Die Bekämpfungsmaßregeln wurden nicht gratis ausgeführt, sondern 
für die Stunde 1 tM und außerdem die Selbstkosten des Materials berechnet. 
Das Räucherpulver wurde durch die Armenapotheke zum Preise von 2 Jfl das 
Kilo gestellt. Ausgegeben wurden 103,50 %/ft für Arbeiterlöhne und 102 t/# 
für Räucherpulver, Summa 205,50 t/#; die Einnahmen betrugen 403 t/#, so 
daß wir einen Überschuß von 197,50 t/# erzielten. Außerdem wurde von der 
Gartenverwaltung eine Sommerbekämpfung inszeniert, einmal durch Regelung 
von Gräben usw. Dabei wurden für Petroleum 140 vH ausgegeben, für Saprol 
45 t/# und für Arbeitslöhne etwa 80 dt, im ganzen etwa 225t#, so daß unsere 
gesamten Ausgaben schließlich auf 27,50 M reduziert waren. 

„Von Mückenarten wurden hauptsächlich Culex nachgewiesen; Ano¬ 
pheles habe ich in und um Cöln noch nicht gefunden. Dagegen habe ich 
Anophelenlarven an der Mosel gleich bei den ersten Schöpfversuchen, die 
ich an den Laichplätzen anstellte, nachweisen können. 

„Die Mückenbekämpfung wurde in Cöln durch Desinfektoren ausgeführt 
(2 Mann). Für Rodenkirchen gaben wir zunächst zum Anlernen einen Des¬ 
infektor ab, und dann haben die Gesundheitspolizisten, die darin ausgebildet 
waren, die Bekämpfung ausgeführt. Rodenkirchen hatte 1910 darunter so 
zu leiden gehabt, daß die ganze Uferstrecke zu gewissen Tageszeiten gar 
nicht mehr zu begehen war. Der Erfolg ist in Cöln sowohl wie auch in 
Rodenkirchen ausgezeichnet gewesen; denn 1911 waren die Mücken im Sommer 
so gut wie gar nicht mehr zu sehen. Wir sind aber weit davon entfernt, das 
anscheinend so günstige Resultat auf unsere Tätigkeit allein zurückführen zu 
wollen. Wir sind vielmehr der Ansicht, daß das außerordentlich heiße, trockene 
Sommerwetter, bei welchem alle Tümpel austrockneten und Ausuferungen 
des Rheins fehlten, das Brutgeschäft und damit die Mückenvermehrung ver¬ 
hindert hat. In Rodenkirchen wurden 23 Keller und 3 Lagerräume aus- 
geräuchert, 3 Keller ausgeflammt. Die Kosten betrugen im ganzen 250« //, 
also eine sehr geringe Ausgabe. 

„Was nun die Bekämpfung anlangt, so stehe ich selbstverständlich auf 
dem Standpunkt, daß eine gute Organisation und gemeinsame Oberleitung 
dazu unbedingt erforderlich ist, und daß in Gegenden, wo wirklich eine 
Mückenplage besteht, auch ein gut organisierter Feldzug gegen dieselbe aus¬ 
geführt werden muß. Aber man muß unterscheiden zwischen Orten, wo 
wirklich Mückenplage vorhanden ist, und anderen, wo die Mücken nur 
sporadisch auftreten. Wenn eine Stadt wie Havanna oder Rio de Janeiro 
oder Santos eine großartige Mückenbekämpfung inszeniert, so handelt es 
sich bei diesen Städten geradezu um ihr Leben; denn tun sie es nicht, so 
werden sie vom Gelben Fieber heimgesucht. Das ist für sie aber der Ruin, 
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und die Verwaltung von Rio de Janeiro hat deshalb die allergrößten um¬ 
fassenden Maßnahmen getroffen und in mustergültiger Weise mit Hilfe der 
Desinfektionsanstalt die Bekämpfung geregelt. Etwas anderes ist es aber, 
wenn in einer Stadt wie Cöln sich die Mücken überhaupt nur an einzelnen 
Stellen finden, weil man aus Unkenntnis oder Nachlässigkeit die Entstehung 
von Mückenbrutplätzen begünstigt hat Übrigens haben die Mücken noch 
andere Schlupfwinkel als von den Herren Vorrednern erwähnt wurde. Das 
sind hauptsächlich die Kanäle, und da haben die Brasilianer ausgezeichnete 
Erfolge erzielt, in dem sie diese Kanäle mit Hilfe von Clay ton -Gasapparaten 
&u8geräuchert haben. Wenn Wohnungen undicht waren, so daß man sie nicht 
ausräuchern konnte, haben sie die ganzen Hütten mit dichten Plantüchern 
bedeckt, so daß ein luftdichter Abschluß für das Abräuchern garantiert war. 

„Ich möchte nun für unsere Gegenden zunächst der Winterbekämpfung 
im Keller besonders das Wort reden. Mit Absicht haben wir überall das 
Ausräuchern vorgezogen wegen der möglichen Brandgefahr beim Abflammen, 
aber in einzelnen Fällen, wo keine Abdichtung möglich ist, sind auch wir zur 
Abdämmung übergegangen, ohne davon Schaden zu sehen. Vor allem aber 
kommt es darauf an, dichte Mückengazefenster an den Kellerfenstern recht¬ 
zeitig im Herbst anzubringen, damit die zur Überwinterung sich anschickenden 
befruchteten Mückenweibchen nicht in die schützenden warmen Keller einzu¬ 
dringen vermögen, da sie draußen bei nasser, kalter Witterung viel eher zu¬ 
grunde gehen.“ 

Medizinalrat Dr. Riedel (Lübeck): „Meine Herren! In den letzten 
Jahren waren auch in den Waldungen in der Umgebung Lübecks auffallend 
viele Mücken, so daß sie den Aufenthalt verleiden konnten. Darauf ist 
namentlich auf Anregung des Professors Dr. Friedrich eine planmäßige 
Mückenbekämpfung eingeleitet worden. Die Winterbekämpfung erfolgte durch 
Abbrennen der Mücken Weibchen in den Kellern durch Organe des Polizei¬ 
amtes, welches durch Zustellung von Druckblättern die Hausbesitzer der 
betreffenden Vorstädte von dem Kommen des Beamten verständigt hatte. Die 
Mücken wurden dabei in verschiedener Menge meist an den Decken und 
den oberen Wandteilen und in den Ecken festgestellt und durch Abflammen 
mit dem Spiritusbausch vernichtet. Weniger zweckmäßig erscheint das 
Räuchern, das sich nur bewährt, wenn man die nur betäubten Mücken nach¬ 
her auskehren und dann vernichten kann, also nicht in Räumen, in denen 
Kohlen oder Kartoffeln lagern. Wir haben jetzt die Absicht, eventuell auch 
das Spritzverfahren mit der Giemsaschen Lösung anzuwenden. Für die 
Sommerbekämpfung waren die Waldungen in der Umgebung von Lübeck in 
verschiedene kleine Bezirke geteilt worden. Jeder zur Mitwirkung bereite 
Schüler erhielt einen Bezirk zugeteilt und wurde mit einem Kätscher aus¬ 
gerüstet, um festzustellen, welche Tümpel mit Mückenlarven bevölkert waren. 
Die Mückenlarven wurden dann durch Auskätschern beseitigt. An einzelnen 
Stellen, wo es mit Rücksicht auf die Vogelwelt und die Wasserfauna zulässig 
erschien, wurde auch Saprol angewandt. Es ist im letzten Sommer gegen die 
Vorjahre eine Abnahme der Mücken zu konstatieren gewesen. Ein gründlicher 
und dauernder Erfolg wird allerdings nur erwartet werden können, wenn 
auch in den Nachbargebieten in ähnlicher Weise vorgegangen wird.“ 
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Oberbürgermeister Dr. Ebeling (Dessau): „Meine Herren! In der 
Umgegend der Stadt Dessau sind meilenweite Auen vorhanden mit vielen 
großen und kleinen Tümpeln, wo Mücken sich leicht festsetzen. Besonders 
beim Eintritt von Hochwasser bleiben viele Tümpel zurück, die Brutstätte 
für viele Mücken. Der Versuch, den wir mit der Sommerbekämpfung durch 
Pflanzen gemacht haben, ist nicht geglückt. Die Regierung hatte uns sogar 
Geld zur Verfügung gestellt, um derartige Pflanzen anzusiedeln. Sie sind 
restlos eingegangen. Dann haben wir in einem Tümpel einen Versuch mit 
kleinen Fischen und Stichlingen gemacht, sie haben sofort aufgeräumt, nicht 
eine einzige Larve war mehr zu finden. Ferner haben wir unser Augenmerk 
auf gleiche Maßnahmen, wie es in Frankfurt geschehen ist, gelenkt. Wir 
haben durch Sachverständige das ganze Terrain durchforschen lassen und die 
kleinen Lachen, die überflüssig sind, besonders an solchen Stellen, wo das 
Wasser allmählich versickert und im warmen Schlamm Tausende von Larven 
zu finden waren, zugeschüttet. Solcher kleinen Tümpel gibt es recht viele. 
Die Behandlung mit Petroleum und Saprol hat doch etwas Bedenkliches. 
Schon der Vorredner äußerte Besorgnis wegen der Vogelwelt, die darunter 
leiden könnte. Auch bei uns haben die Vogelschutzvereine sehr energischen 
Widerstand gegen das Verfahren erhoben. Wir hatten bereits begonnen, 
einen großen Feldzug in Szene zu setzen, und hatten Schulknaben nach dem 
Beispiel des Professors Friedrich in Lübeck ausrüsten wollen; da kam der 
Protest von den Vogelschutz vereinen, die sagten, daß die kleinen Vögel doch 
durch Saprol und Petroleum vernichtet würden. Als ästhetisches Bedenken 
möchte ich den unschönen Anblick erwähnen, welchen eine mit Petroleum 
übergossene Wasserfläche mit dem in allen Farben schillernden Fettglanz 
darbietet. Ich kann also dieses Verfahren auch nicht empfehlen, sondern 
halte die Zuschüttung der kleinen Tümpel und Einsetzung von Stichlingen 
und Karauschen in die größeren Tümpel für zweckmäßig. 

„Das Ausbrennen der Keller wird hoffentlich noch eine größere Bedeutung 
für die Zukunft gewinnen. Nur darf man nicht von der Bürgerschaft verlangen, 
daß sie aus eigenem Interesse etwas tut. Wir haben hierbei schon Erfahrungen 
gesammelt. Da bei uns die Mulde in die Elbe fließt, haben wir Wasser, einen 
Flußlauf und damit auch Rattenplage. Wir haben alles Mögliche versucht. 
Dann haben wir regelmäßig zweimal im Jahre unentgeltlich Rattengift geliefert 
und uns durch Kontrolle davon überzeugt, ob der Eigentümer eines Hauses, 
wo Ratten sich zeigten, auch das Gift legte. Nach mehreren Jahren haben 
wir einen vollen Erfolg. So wird es auch bei den Mücken werden. Eine 
Bekanntmachung hat wenig Zweck. Freundliche Artikel in der Presse nützen 
auch nicht viel. Wir lassen jetzt von städtischen Arbeitern Haus bei Haus 
mit der Fackel anfragen, ob sie in den Keller dürfen, und vernichten so in 
jedem Winter unzählige Tausende von Mücken. Ich habe mir selber einmal 
einen solchen Keller angesehen und habe gefunden, daß eine Feuersgefahr 
nicht existiert, denn die Mücken überwintern da, wo es feucht ist, und nicht, 
wo es trocken ist. Natürlich muß man die Leute beauftragen, zu einer Zeit 
in die Keller herunterzugehen, wo es der Hausfrau gerade paßt; dann wird 
die Sache sich sehr bald einführen. Ich hoffe, daß wir in Dessau mit unseren 
Maßnahmen Erfolg haben werden. Wenn es erst einmal Mode geworden ist 
und viele Gemeinden sich anschließen, so wird es bei den billigen Mitteln, 
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die Erfolg versprechen, sicher gelingen, eine so furchtbare Plage wenigstens 
zu mildern, vielleicht sogar später zu beseitigen . 14 

Fabrikbesitzer Dr. Noerdlinger (Flörsheim a. M.): „Meine Herren! 
Ich spreche nicht, um für Saprol Reklame zu machen, sondern möchte nur 
gegenüber dem Herrn Vorredner hervorheben, daß wir im vorigen Jahre eine 
Umfrage bei den Gemeinden usw., die Saprol zur Mückenbekämpfung von 
uns bezogen hatten, veranstaltet haben. Auf die Frage, ob Schädigungen 
von Vögeln beobachtet seien, bekamen wir durchweg die Antwort, Vogel¬ 
schädigungen seien nicht beobachtet worden. Das stimmt auch mit meinen 
Erfahrungen überein. Nur von einem Orte am Main (Obernburg) wurde ge¬ 
schrieben, es seien im Jahre zuvor Schädigungen von Fischen beobachtet 
worden. Das komme aber daher, daß zuviel Saprol angewandt worden sei. 
Im letzten Jahre, als Saprol vorschriftsmäßig angewandt worden sei, sei aber 
kein Schaden beobachtet worden. Ähnlich verhielt es sich auch in einem 
zweiten Falle. In den Gebrauchsanweisungen für Schnakensaprol steht außer¬ 
dem zu lesen, daß in Gewässern, in denen Fische, Salamander, Frösche usw. 
leben, Saprol nicht angewandt werden soll, weil diese Tiere die Schnakenbrut 
vertilgen. Prof. Neisser hat sodann mit Recht für eine Stadt wie Frankfurt 
das Abbrennen der Schnaken empfohlen. In einer Großstadt mit hohen 
massiven Kellern ist keine Brandgefahr, da geht das Abflammen ganz gut. 
Auf dem Lande dagegen ist es anders, hier kann man kaum mit einer offenen 
Flamme in den Keller kommen. Da empfiehlt sich das Bespritzen.“ 

Stabsarzt Dr. Mayer (München): „Meine Herren! Noch eine ganz 
kurze Bemerkung. Es ist gesagt, es tritt keine Schädigung der Vogelwelt 
ein. Eine direkte Schädigung der Vogelwelt kann ich Ihnen nicht berichten, 
wohl aber eine andere Tatsache. Wir haben im Lager Hammelburg, wo 
eine ganz außerordentliche Insektenbelästigung war, Petroleum angewandt, 
nach jener Zeit, wo die zur Wiesenbewässerung geübte Überflutung das ganze 
Saaletal unter Wasser gesetzt hat und zahlreiche Tümpel zurückblieben. 
Bezirksarzt Dr.Maler jetzt inKissingen, und die Kommandantur führten die 
Petrolisierung aus. Im nächsten Jahre waren allerdings fast keine Mücken 
da, aber auch keine Singvögel. Im übernächsten Jahre waren Mücken und 
Singvögel wiedergekommen.“ 

Professor Max Neisser (Frankfurt a. M.): „Meine Herren! Wir 
kommen ohne das Petrolisieren in der Sommerbekämpfung nicht vollständig 
aus. Es gibt ja auch genug Herde, die auf diese Weise getroffen werden, 
ohne das irgendwelche Schädigungen eintreten, z. B. die Regentonnen der 
Gärtner, die Wasseransammlungen in Treibhäusern, die Jauchegruben usw. 
Mit dem Einsetzen von Stichlingen hat die Stadt die Erfahrung gemacht, daß 
sie wieder auf dem Markte erschienen, da sie herausgefangen und wieder zum 
Verkauf angeboten wurden. Trotzdem wird hier und da bei uns von diesem 
guten Mittel Gebrauch gemacht. Zur Lehrtätigkeit möchte ich bemerken, 
daß ich in der mir unterstehenden staatlichen Desinfektorenschule für den 
Regierungsbezirk Wiesbaden den Versuch gemacht habe, einen besonderen 
Tag für die Unterweisung anzufiigen. Das hat sich ganz gut bewährt, und 
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es haben bisher 52 Leute aus dem Regierungsbezirk teilgenommen. Außerdem 
sind dann noch kurze Unterweisungen für die städtischen Feldhüter und 
Förster abgehalten worden, die sich nur auf die Erkennung, nicht auf die 
Bekämpfung erstreckten; denn es war wichtig, durch diese Angestellten die 
Brutstätten kennen zu lernen, und es zeigte sich, daß die Larven und Puppen 
von ihnen für Würmchen angesehen wurden. Jeder Feldhüter wurde mit 
einem entsprechenden kleinen Netz ausgerüstete 

Damit ist die Dikussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent, Professor Dr. B. Heymann (Berlin): „Meine Herren! 
Ich danke den Herren Diskussionsrednern für ihre interessanten Mitteilungen. 

„Der von Herrn Stabsarzt Mayer erwähnte Apparat, der Schwefel¬ 
desinfektor *Hya«, war mir bisher nicht bekannt; nach dem, was wir über 
seine Wirkungen gehört haben, wird es sich gewiß verlohnen, auch bei der 
Mückenbekämpfung seine Verwendbarkeit zu prüfen. 

„Von Herrn Professor Neisser bin ich betreffs Bewertung der Winter¬ 
bekämpfung wohl etwas mißverstanden worden. Ich stehe keineswegs auf 
dem Standpunkt, daß es mit der Winterbekämpfung allein gehen müsse. 
Als wir hier in Breslau an die Mückenbekämpfung herantraten, haben wir 
von Anfang an auch die Tümpelbehandlung nachdrücklich betrieben, und auch 
in diesem Sommer läßt die Stadt Breslau, wie ich zu meiner Freude gehört 
habe, wieder mit zahlreichen Kolonnen und im ganzen Stadtgebiet die er¬ 
forderlichen Arbeiten ausführen. Audi ich bin also durchaus, wie Herr 
Professor Neisser, der Meinung, daß wir die Tümpelbehandlung nicht ent¬ 
behren können. 

„Ebenso stimme ich mit ihm darin überein, daß für die Vernichtung der 
Mücken in den Kellern das Abbrennen sehr geeignet sei. Es ist zweifellos 
verständlich das radikalste und schnellste Verfahren. Aber einmal ist es da 
nicht anwendbar, wo die Mücken sehr dicht beieinander sitzen, und zweitens muß 
man, wenn man es ausführen läßt, der Zuverlässigkeit seiner Leute sicher sein. 
Aber selbst wenn man das Abbrennen von Feuerwehrleuten vornehmen lassen 
kann, wird es noch immer ängstliche Gemüter geben, die die Gefahr fürchten, 
und es empfiehlt sich nicht, auf die Anwendung einer Methode besonders zu 
drängen, die von Anfang an auf Antipathien stößt. 

„Den ästhetischen Bedenken gegen die Behandlung der Tümpel mit 
öligen Stoffen kann ich in ihrer Verallgemeinerung nicht beistimmen. 
Es handelt sich doch meist um kleine Tümpel, die nur selten in größerer 
Zahl grade an den Spazierwegen liegen und besonders ins Auge fallen 
werden. Scheut man aber bei einzelnen den unschönen Eindruck, so wird 
man sie leicht auf andere Weise unschädlich machen können. 

„Über Beeinträchtigungen der Vogelwelt durch die Behandlung der 
Tümpel mit Chemikalien liegen, wie ich schon betont habe, keinerlei über¬ 
zeugende Beobachtungen vor. Ich habe den Deutschen Bund für Vogelschutz 
um Mitteilung derartiger Erfahrungen oder Versuche gebeten, aber bisher 
keine Antwort erhalten. Es würde mich sehr freuen, wenn nach meinen 
heutigen Ausführungen unsere Bestrebungen auch bei den Vogelfreunden 
eine günstigere Beurteilung und wohlwollenderes Interesse wie bisher finden 
würden.“ 
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Im Anschluß an dieses Schlußwort führt der Referent zahlreiche Licht¬ 
bilder vor. 

Vorsitzender, Geh. B&nr&t Peters: „Die außerordentlich lebhafte 
Debatte hat doch bewiesen, daß es sich tatsächlich um ein recht zeitgemäßes 
Thema handelt. Alle unsere Kommunen sind ja im Kampfe gegen diese 
schlimme Plage. Wir nehmen gern Veranlassung, dem Herrn Referenten für 
seine sehr eingehenden und interessanten Darlegungen unseren wärmsten Dank 
auszusprechen. tt 


Schluß der Sitzung 2 Uhr. 
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Dritte Sitzung*. 

Donnerstag, den 5. September 1912, vormittags 9 Uhr. 


Vorsitzender, Geh. B&UX&t Peters: „Die königliche Regierung hat 
mit Rücksicht auf die besondere Wichtigkeit des heutigen Verhandlungsgegen- 
standes die Entsendung einiger Herren Vertreter für erforderlich erachtet. 
Wir begrüßen die Herren mit lebhaftem Dank für ihr freundliches und uns 
ehrendes Erscheinen.“ 

Sodann erfolgte gemäß § 7 der Satzungen die 

Neuwahl des Ausschusses« 

Auf Antrag des Herrn Oberbürgermeisters Dr. Scholz (Cassel) werden 
durch Zuruf folgende Herren gewählt: 

Geh. Obermedizinalrat Dr. Abel (Berlin), 

Oberbürgermeister Funck (Elberfeld), 

Oberbürgermeister Dr. Fuss (Kiel), 

Geb. Hofrat Professor Dr. Heim (Erlangen), 

Oberbaurat Schwiening (München), 

Oberingenieur Sperber (Hamburg), 
welche in Gemeinschaft mit dem ständigen Sekretär 
Professor Dr. Pröbsting (Cöln) 
den Ausschuß für das Geschäftsjahr 1912/13 bilden. 

Nach Schluß der Versammlung wählte der Ausschuß gemäß § 7, Abs. 3 
der Satzungen Herrn Oberbürgermeister Dr. Fuss zum Vorsitzenden für das 
nächste Jahr. 

Der Vorsitzende stellte hierauf den letzten Gegenstand der Tagesordnung 
zur Verhandlung: 

Die Frage der Wasserversorgung vom hygien. Standpunkt 

unter Berücksichtigung des preuß. Wassergesetzentwurfes« 

Referent Stadtrat Dr. Luther (Magdeburg): 

„Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie werden sich vielleicht 
wundern, daß bei diesem hygienischen Thema sich der Jurist einmal wieder 
in den Vordergrund schiebt. Sie werden mir aber hoffentlich mildernde Um¬ 
stände zubilligen, wenn ich Ihnen mitteile, daß die Anregung zu dieser Reihen¬ 
folge von Herrn Geheimrat Dr. Gärtner ausgegangen ist. 

„Deutschland ist ein Land köstlichen Wasserreichtums. Die Not um 
Wasser, an die andere Bezirke der Erde leiden, etwa Südafrika, kennen wir nicht. 
Wir mögen uns kaum vorstellen, daß es Städte gibt, wo der Wasserzapfhahn 
in jeder Wohnung amtlich verschlossen ist, wo nur einmal am Tage ein 
Beamter erscheint und die behördlich bewilligte Menge Wasser für den Haus- 
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halt abläßt. Gewiß haben schlimme Trockensommer wie 1904 und 1911 
auch uns an manchen Orten Wassermangel gebracht; aber so schlimm war 
es doch noch nicht, und besonders: es ist nicht immer so. 

„Dennoch sind auch bei uns die Zeiten vorüber, wo der Wasserschatz, 
den die Natur Deutschland beschert hat, alles leistete, was man ihm zumutete. 
Das enge Zusammen wohnen der Menschen und die hunderterlei Formen, in 
denen die Technik sich jetzt die natürlichen Kräfte dienstbar macht, haben 
auch die verfügbare Menge des Wasserschatzes beschränkt. Das Wasser 
muß deshalb aufgeteilt werden. Da melden sich alle, die daran teil haben 
wollen. Darum muß auch die öffentliche Gesundheitspflege ihre Forderungen 
erheben. Diese Forderungen sollen aber nicht die Forderungen eines Träumers 
sein, der überall und schlechthin »Rückkehr zur Natur« ersehnt. Es gibt 
neben der Hygiene noch andere Lebensmächte. Sondern die Hygiene muß 
ihr Ziel erstreben auf der Grundlage des Gewordenen und im Einklang mit 
all dem anderen Werdenden. Wir wollen auch das nicht vergessen, daß 
vieles, was die öffentliche Fürsorge für die Gesundheit heute leistet, nur 
möglich geworden ist durch die ungeheure moderne Gesamtentwickelung, so 
etwa in der Seuchenbekämpfung. Aber freilich wollen wir auch nicht dem 
Dichter gleichen, der zu spät kam bei der Teilung der Erde. Auch unser 
ist die Erde! 

„Die Aufgabe, das beschränkte Gut des Wassers allen Zwecken dienst¬ 
bar zu machen, kann nach Menschenart nur durch die Gesetzgebung gelöst 
werden. 

„Wo im Ausland ähnliche Verhältnisse wie im Deutschen Reiche sind, 
ist das neue Recht teilweise schon geschaffen. Auch in Deutschland haben 
manche Bundesstaaten schon ihr neues Wasserrecht, neben kleineren besonders 
Baden (Wassergesetz vom 26. Juni 1899), Württemberg (Wassergesetz vom 
1. Dezember 1900), Bayern (Wassergesetz vom 23. März 1907) und Sachsen 
(Wassergesetz vom 12. März 1909). Preußen bisher nicht. Ich brauche 
kaum hervorzuheben, daß alle Staaten zahlreiche Einzelgebiete des Wasser¬ 
rechtes schon längst geregelt haben. Schon unser altes deutsches Recht kennt 
wasserrechtliche Vorschriften, und ebenso das römische Recht, das ja vielfach 
in Deutschland gilt oder gegolten hat. Aber das lösende Wort des Gesetz¬ 
gebers für die neuen Aufgaben der Wasserwirtschaft fehlt in manchen 
Staaten noch, so auch in Preußen. 

„Unter diesen Aufgaben ist freilich eine, die durch ein örtliches Recht, 
also z. B. durch ein sächsisches oder durch ein preußisches Gesetz überhaupt 
nicht gelöst werden kann. Das Wasser kommt vom Oberlieger. Es braucht 
also weder in natürlicher Menge, noch in natürlichem Zustand in das Gebiet 
eines unterliegenden Staates, etwa von Österreich nach Sachsen, von Sachsen 
nach Preußen, von Preußen nach Hamburg, einzutreten. Gegen Schwierig¬ 
keiten, die hier entstehen, können nur zwischenstaatliche Abmachungen helfen, 
wo außerdeutsche Staaten beteiligt sind. Für die Arten der Wassernutzung, 
bei denen schon früher größere Schwierigkeiten sich gezeigt haben, gibt es 
solche zwischenstaatlichen Regelungen auch, nämlich für Schiffahrt und 
Flößerei in den sogenannten Schiffahrtsakten für Elbe und Rhein. Auch für 
die neuen Aufgaben der Wasserwirtschaft wird der Druck der Tatsachen 
allmählich ein Zusammengehen der Staaten herbeiführen. Immerhin ist die 
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Aufgabe für das zwischenstaatliche Recht nicht leicht. Für das Recht inner¬ 
halb Deutschlands sollte sie leichter sein. Aber auch die enge Rechtsgemein¬ 
schaft des Deutschen Reiches versagt leider. Auch die Reichsverfassung 
unterwirft der Gesetzgebung durch das Reich nur die Flößerei und den 
SchiCahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstraßen. Im 
übrigen haben wir nur einzelstaatliche Wassergesetze, und auch der neue 
preußische Wassergesetzentwurf kann nur preußisches Recht bieten. Doch 
ich will schon hier zu Anfang meines Vortrages als meine feste Meinung 
und Hoffnung aussprechen: Die Gesetze der Einzelstaaten sollen uns nur 
Bausteine liefern zum deutschen Wasserrecht der Zukunft. Das Gebäude 
des deutschen Wasserrechtes selbst kann nur durch ein Reichsgesetz erbaut 
werden. 

„Inzwischen werden wir die Bausteine, die der größte Bundesstaat 
Preußen beitragen will, auf ihre Güte prüfen müssen. Sind die Bausteine 
gut, so wird auch das zukünftige Gebäude des deutschen Reichsgesetzes 
haltbar sein. 

„Die Vorgeschichte des preußischen Wassergesetzentwurfes und eine 
systematische Übersicht seines Inhaltes bitte ich mir zu erlassen. Nur das 
muß ich mitteilen, daß die Kommission des Abgeordnetenhauses die erste 
Lesung bereits beendet und dabei schwerwiegende Änderungen vorgenommen 
hat, die uns zum Teil noch beschäftigen werden. Auch das eigentlich 
Juristische und Verwaltungstechnische des Entwurfes dränge ich möglichst 
zurück; allgemein nur so viel, daß ich in diesen Beziehungen ernste Bedenken 
hege, die ich an anderer Stelle mitgeteilt habe. 

„Die Überschrift meines heutigen Vortrages begrenzt mich auf die 
Wasserversorgung der Gemeinden, also der Städte und Landgemeinden. Der 
selbstverständliche Wunsch für Wasserversorgung lautet, daß das Gesetz den 
Gemeinden die Möglichkeit hinreichender Wasserversorgung verschaffen möge. 
Das soll besagen, daß der natürliche Wasserschatz, der teils als Oberflächen¬ 
wasser, teils als Grundwasser vorhanden ist, den Gemeinden zugänglich 
sein möge. Das soll weiter besagen, daß das den Gemeinden zugängliche 
Wasser sowohl der Menge wie der Güte nach für alle Zwecke geeignet 
sein möge, für welche Wasser aus der Wasserleitung entnommen wird. 

„Wenn man von öffentlicher Gesundheitspflege spricht, so ist man zu¬ 
nächst versucht, nur an die Trinkwasserversorgung zu denken. Wasser 
dient aber auch in anderer Weise der öffentlichen Gesundheit, besonders als 
Badewasser, Wasser zur Reinhaltung von Haüs und Straße, Wasser zur Be¬ 
wässerung der Gärten. Diese Benutzungsarten sind ebenso wie die Ver¬ 
wendung als Trinkwasser ein unmittelbarer Dienst des Wassers für die 
öffentliche Gesundheit. Die zahlreichen Formen, in denen das Wasser, das 
aus den städtischen Wasserleitungen entnommen wird, mittelbar der öffent¬ 
lichen Gesundheit dient, z. B. als Kesselspeisewasser für Betriebe aller Art, 
etwa für Warmwasserbereitung in Häusern und Krankenanstalten, versuche 
ich nicht aufzuzählen. Sondern ich will durch die Andeutung nur vor Augen 
führen, daß nicht nur die Güte des Wassers als Trinkwasser oder seine Ge¬ 
eignetheit für bestimmte andere Zwecke maßgebend ist. Vielmehr ist die 
Menge des Wassers auch von hoher Bedeutung; der Trockensommer 1911 
hat das an vielen Orten gelehrt. Nach dieser Richtung ist das Bestreben des 
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preußischen Wassergesetzentwurfes unverkennbar, Fürsorge zu treffen, daß 
kein Wasser verschwendet oder ohne genügende Sicherung der natürlichen 
Benutzer aus seinem natürlichen Lauf abgelenkt wird. Ein allgemeines Ver¬ 
schwendungsverbot, wie es das sächsische Gesetz (£ 21) hat, findet sich frei¬ 
lich nicht, ist aber auch überflüssig, weil die Regelung der Einzelfälle im 
preußischen Entwurf genügt. Ich komme später auf einzelne Punkte, bei 
denen die Lösung der Mengenfrage im Gesetzentwurf von besonderer Be¬ 
deutung für die Gemeinde sein wird. 

„Die allgemeinen Grundlagen des Entwurfes, die für die Wasserversorgung 
der Gemeinde von Wichtigkeit sein werden, möchte ich an der Frage nach 
der Güte des Wassers entwickeln. Dabei gehe ich, dem Aufbau des Gesetzes 
folgend, von der Wasserversorgung aus oberirdisch fließenden Gewässern aus. 
Bei den fließenden Gewässern finden sich, wie in jedem Wasserrecht, zwei 
grundsätzlich verschiedene Arten der Wassernutzung. Erstens eine Wasser¬ 
nutzung, die jedermann ausüben kann, ohne ein juristisches Recht darauf zu 
haben, der sogenannte Gemeingebrauch; im Gemeingebrauch sind solche 
Nutzungsformen beschlossen, bei denen, wenigstens der Absicht des Gesetz¬ 
gebers nach, der eine Nutzer dem anderen nie hinderlich sein soll. Die zweite 
Nutzungsart besteht in der Berechtigung einzelner Personen, worunter im 
Rechtssinn auch Gemeinden zu verstehen sind, das Wasser in einer Weise zu 
benutzen, die über den Gemeingebrauch hinausgeht. Durch solche Benutzung 
kann und wird oft die sonstige Benutzung des Wassers geschmälert werden. 
Ein Vergleich sei angedeutet: Bei den öffentlichen Straßen findet sich eine 
ähnliche Doppelnutzung. Auf der einen Seite der Gemeingebrauch durch 
Fußgänger, Fuhrwerk usw., auf der anderen Seite die bevorrechtigte Nutzung 
durch ein Straßenbahnunternehmen oder durch die Anlieger. 

„Wie weit der Gemeingebrauch an Wasserläufen sich erstrecken soll, 
darüber enthalten die neueren Gesetze verschiedene Vorschriften. Überall 
aber ist die gleiche Absicht, daß ein Benutzer dem anderen nicht im Wege 
sein soll. Der preußische Entwurf zählt als Arten des Gemeingebrauches 
auf: Baden, Waschen, Viehtränken, Schwimmen, Entnahme von Wasser für 
die eigene Haushaltung und Wirtschaft, Einleitung der in der Haushaltung 
und Wirtschaft entstehenden Abwässer, diese Einleitung aber nicht mittels 
gemeinsamer Anlage, alles unter der dem Gemeingebrauch selbstverständlichen 
Beschränkung, daß andere nicht benachteiligt werden dürfen. Die Kom¬ 
mission des Abgeordnetenhauses hat noch hinzugesetzt: Kahnfahren, Eisläufen 
und Entnahme von Eis für die* eigene Haushaltung und Wirtschaft. 

„Für unsere Erörterung folgt aus dieser Umschreibung des Gemein¬ 
gebrauches, daß auf keinen Fall die Wasserentnahme der Gemeinde für ihre 
Wasserversorgung unter den Gemeingebrauch fällt, und daß durch die ge¬ 
ringen Nutzungen des Gemeingebrauches die Wasserversorgung auch kaum 
irgendwo behindert werden wird. 

„Alles was die Wasserversorgung der Gemeinden aus den Wasserläufen 
angeht, gehört also in das Gebiet der zweiten Benutzungsart, in das Gebiet der 
besonderen, über den Gemeingebrauch binausgehenden Berechtigungen. Das 
ist bei der Menge des Wassers, um die es sich stets handelt, auch nur richtig. 

„Solches Hinausgehen über den Gemeingebrauch ist in zweierlei Weise 
denkbar. Entweder so, daß andere nicht geschädigt werden, obwohl der 
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Gemeingebrauch überschritten wird, oder so, daß andere benachteiligt werden. 
Eine Überschreitung des Gemeingebrauches in der ersten Form steht dem 
Eigentümer des Flußlaufes zu. Eigentümer sind nach der Rechtskonstruk¬ 
tion, die der Gesetzentwurf wählt, bei den Wasserläufen geringerer Bedeutung, 
den nicht schiffbaren, — der Entwurf nennt sie Wasserläufe zweiter und 
dritter Ordnung — in der Regel die Anlieger, bei den schiffbaren Wasser- 
läufen dagegen, den Strömen oder Wasserläufen erster Ordnung, ist Eigen¬ 
tümer in der Regel der Staat — eine viel angefochtene Bestimmung. Diese 
Eigentümer dürfen das Wasser verbrauchen, also Wasserwerke anlegen, sie 
dürfen auch Abwässer einleiten, aber alles nur, wenn dadurch für andere 
kein Nachteil entsteht. Trotz dieser Beschränkung bedürfen auch sie zur 
Einleitung von Abwässern über den Gemeingebrauch hinaus einer besonderen 
polizeilichen Genehmigung. Mit dieser polizeilichen Genehmigung können 
aber auch andere Leute als die Eigentümer Abwässer einleiten. Die polizei¬ 
liche Genehmigung ist zu versagen, wenn Nachteile für andere drohen. Das 
Eigentümerrecht und die polizeiliche Genehmigung betrifft also grundsätzlich 
nur den Fall, daß die Überschreitungen des Einzelrechtes aus den besonderen 
Gründen des Einzelfalles für andere unschädlich sind. 

„Weit wichtiger ist an vielen Flüssen Deutschlands leider der andere 
Fall, daß Wassernutzungen erstrebt werden, deren Ausübung anderen Schaden 
bringen kann. Solche Wassernutzungen überhaupt zu verbieten, wäre selbst¬ 
verständlich ein Unding, wenn der Wasserschatz nicht brach liegen soll. 
Hier heißt es mitmachen, die Interessen nach ihrer Wichtigkeit für das Volks¬ 
ganze abwägen. Dieser Abwägung soll das nun eingeführte Verleihungs¬ 
verfahren dienen. Wer künftig an einen Wasserlauf irgend ein Recht haben 
will, das über den Gemeingebrauch und das Eigentümerrecht oder die 
polizeiliche Genehmigungsbefugnis hinausgebt, muß die Verleihung des 
Rechtes nachsuchen. 

„Wir werden also in Zukunft, soweit die Möglichkeit besteht, daß der 
eine unter der Wassernutzung des anderen leidet, nur noch mit ordnungs¬ 
mäßig begründeten Rechten, den verliehenen Rechten, zu rechnen haben. Die 
verliehenen Rechte werden Privatrecht sein, wie das Eigentum ein Privat¬ 
recht sei. Das ist ein ungeheurer Rechtsfortschritt, weil die über den 
Gemeingebrauch hinausgehenden und nicht auf Eigentumsrecht beruhenden 
Nutzungsrechte am Wasser, die heute bestehen, soweit sie nicht auf soge¬ 
nannten besonderen Titeln beruhen, oft recht schwache Füße haben; ich kann 
das einzelne, das fast durchweg streitig ist, hier übergehen. 

„Was wird denn nun aber überhaupt aus diesen alten Rechten? Hier 
kommt die große Störung in das Idealbild, das ich selber gezeichnet habe. 
Es ist natürlich unrichtig, daß wir in Zukunft nur noch mit verliehenen 
Rechten zu rechnen haben werden. Denn das Idealbild ist schon untermalt 
durch die alten Rechte. Unser Wasserschatz ist nicht mehr jungfräulich. 
Theoretisch könnte der Gesetzgeber von vorn anfangen und alle alten Rechte 
aufheben. Solche Forderungen sind besonders gegenüber den bestehenden 
Abwässerberechtigungen auch tatsächlich erhoben worden. Aus älterer Zeit 
führe ich den Juristen Baron an, der im Jahre 1881 geschrieben hat: 
»Auch bestehende gesundheitsschädliche Anlagen müßten weichen, wo die 
Gefährdung des Lebens von Menschen und Vieh besteht, und zwar ohne 
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Entschädigung; damit geschehe ihnen kein Unrecht, es werde vielmehr bloß 
demjenigen Unrecht, welches in ihren Bestehen liege, ein Ende gemacht.« 
In neuester Zeit dürfte in der Wassergesetzkommission des Abgeordneten¬ 
hauses immer wieder von »übel erworbenen« Rechten gesprochen werden. 
Das wäre dann also eine seltsame Umkehrung der uns Juristen so bekannten 
Schrift der rechterworbenen Rechte, d. h. derjenigen Rechte, die durch die 
Gesetze, die zur Zeit ihrer Entstehung herrschten, wohl begründet sind. Da 
der Gesetzgeber alles kann, so kann er natürlich auch wohlerworbene Rechte 
aufheben. Aber wenn er alles kann, so darf er doch nicht alles. Eine 
Regularschrift, wonach die alten Rechte schlechthin aufgehoben würden, 
würde deshalb meines Erachtens eine Erschütterung des Vertrauens in die 
Rechtsordnung einschließen, die auch wir Hygieniker nicht befürworten dürfen. 
Gewiß gibt es Verhältnisse, unter denen auch in bestehende Rechte ein¬ 
gegriffen werden muß; ich komme darauf zurück. Aber die allgemeine 
Rechtsregel kann nur lauten, daß die wohlerworbenen Rechte aufrecht erhalten 
bleiben; diese Vorschrift findet sich denn auch im Gesetzentwurf. Hinzu¬ 
gefügt ist von der Kommission die Klausel, daß eine über das Gemeinübliche 
hinausgehende Verunreinigung des Wassers unzulässig bleibt. Man könnte 
die Vorschrift für selbstverständlich halten. In einer aus Regierungskreisen 
stammenden Schrift ist aber betont worden, daß die Vorschrift dazu da sei, 
um das Maß des Gemeinüblichen in jedem Einzelfall auf der Höhe fest¬ 
zuhalten, wo es sich beim Inkrafttreten des Wassergesetzes gerade befindet. 
Die Ähnlichkeit der Gemeinüblichkeit mit einem Schneeball, nämlich, daß sie 
bei jeder Umdrehung dicker wird, wird dann also für die Zukunft fortfallen. 

„Hält der Gesetzgeber nun aber auch alle alten Rechte aufrecht? Die 
Fassung der Gesetz Vorschrift gibt zu vielen Bedenken Veranlassung, bei 
denen aber der Jurist mehr aufmerken muß, als der Hygieniker. Unter¬ 
schieden werden vom Gesetzgeber die titulierten Rechte, die schlechthin auf¬ 
recht erhalten werden, und die nicht titulierten Rechte, für die einige Voraus¬ 
setzungen über die Dauer des Bestehens und die Art der Ausübung aufgestellt 
werden. Für die Herren Nichtjuristen darf ich hier einschalten, daß man 
tituliert alle solche Rechte nennt, die nicht unmittelbar aus dem Gesetz 
fließen, sondern auf einen besonderen Rechtstitel beruhen; das werden also 
in Zukunft besonders die verliehenen Rechte sein, und sind jetzt Rechte, die 
z. B. durch ein besonderes Privileg begründet sind, was bei städtischen Fluß¬ 
wasserwerken häufig der Fall sein wird. Nicht tituliert sind umgekehrt etwa 
die Rechte der Anlieger als Eigentümer des Flußlaufes. Was bisher nicht 
hinreichend klargestellt ist, ist die Frage, wie die strompolizeilichen Erlaub¬ 
nisse und die gewerbepolizeilichen Genehmigungen nach dem neuen Gesetz 
zu behandeln sind. Wichtig ist noch, daß man alten Rechten, die nicht tituliert 
sind, einen Titel soll verschaffen können, indem mau sie einem Sicherstellungs¬ 
verfahren unterwirft, das dem Verleihuugsverfahren nachgebildet ist. 

„Wir werden also in Zukunft da, wo der Wasserschatz nicht ausreicht, 
um alles zu leisten, nicht nur verliehene Rechte haben, sondern oft auch alte 
Rechte. Wo ein altes Wasserwerk und eine alte Abwässerberechtigung ein¬ 
ander gegenüberstehen, bleibt alles, wie es war. Wenn ein Flußwasserwerk 
neu angelegt werden soll, und die Verleihung betreibt , so wird es einer alten 
Abwässerberechtigung gegenüber keine Vorteile erzielen können. Nur wenu 
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eine neue Abwässerberechtigung beantragt wird, dann kann ein schon bestehen¬ 
des Wasserwerk — bestehend aus altem Recht oder durch eine neue, aber schon 
rechtskräftig erworbene Verleihung — im Verleihungsverfahren für die Ab¬ 
wässerberechtigung Einspruch einlegen. 

„Damit komme ich zu den Einzelheiten des Verleihungsverfahrens. Es 
ist äußerlich zunächst dem gewerbepolizeilichen Genehmigungsverfahren 
ähnlich. Ein Antrag mit Unterlagen muß eingereicht werden. Derselbe 
wird bekannt gemacht, und zwar recht weitgehend, indem alle nach dem Ei> 
messen der Behörde beteiligten Personen ausdrücklich darauf hinzuweisen 
sind. Die Einsprüche sind dann binnen einer bestimmten Frist zu erheben. 
Dann folgt die Entscheidung, und dagegen gibt es natürlich Rechtsmittel. 
Ist die Entscheidung dann rechtskräftig geworden, so hat der Inhaber der 
Verleihung ein ganz bestimmtes Recht erworben, und zwar ein Recht, das 
erheblich weiter geht, als das durch eine gewerbepolizeiliche Genehmigung 
erworbene Recht. Denn die gewerbepolizeiliche Genehmigung schützt den 
Berechtigten zwar vor Ansprüchen auf Einstellung des Betriebes, nur in sehr 
beschränkter Weise aber vor Schadenersatzansprüchen. Durch die Verleihung 
eines Wassernutzungsrechtes dagegen wird der Berechtigte zunächst gegen 
alle solche Schadenersatzansprüche, deren Ursache zur Zeit des Verleihungs¬ 
antrages vorauszusehen war, und die gleichwohl im Verfahren nicht geltend 
gemacht worden sind, völlig gesichert. Außerdem aber wollte wenigstens der 
Regierungsentwurf auch Ansprüche, die sich auf nicht vorhersehbare Wir¬ 
kungen stützen, dann ausschließen, wenn seit Ablauf des Jahres, in dem die 
Ausübung des verliehenen Rechtes begonnen hat, fünf Jahre verflossen sind. 
Die Kommission des Abgeordnetenhauses hat diese zweite Schutz Vorschrift 
gestrichen. Man wird auch nicht verkennen können, daß der Zeitraum von 
fünf Jahren sehr kurz ist. Wesentliche Nachteile einer neuen Unternehmung 
werden in diesem Zeiträume vielleicht nicht in Erscheinung treten. Besonders 
ist der Zeitraum zu kurz, um mit Bestimmtheit die niedrigen Wasserstände 
zu bringen, die ja oft erst vorhandene Nachteile zeigen. Auf der anderen 
Seite wird bei völliger Streichung der Ausschlußfrist die Rechtslage einer 
neuen Unternehmung, sei es nun ein Wasserwerk, sei es eine Anlage mit Ab¬ 
wässern, niemals gesichert. Diese Sicherheit aber ist von größter Bedeutung. 
Ich würde deshalb trotz der gewissen Gefahren, die Abwässerungsanlagen 
gegenüber damit verbunden sein können, die Wiedereinführung einer Aus- 
schlußfrist empfehlen, doch sie auf zehn Jahre erstrecken. 

„Dies der Rahmen für das neue Verleihungsrecht. Ich komme nun zum 
Bild selbst. Nach welchen Grundsätzen werden bei der Verleihung die 
widerstreitenden Privatinteressen ausgeglichen, und wie wird das öffentliche 
Interesse gewahrt? 

„Voran interessiert hier wieder die Reinhaltung der Flußläufe. Dazu 
ist der Erwägung wert, ob das Gesetz nicht bestimmte Normen über die 
Reinhaltung der Gewässer auf stellen und so die Beschlußfassung der Ver¬ 
leihungsbehörden binden könnte. Gewiß wird die Praxis auch ohne ge¬ 
setzliche Normen sich bestimmte Grundsätze bilden, wie sie ja heute schon 
solche Grundsätze hat. Aber solche nur von der Praxis geschaffenen Grund¬ 
sätze sind in jedem Augenblick veränderlich. Daran ändert auch die Mit¬ 
wirkung wissenschaftlicher Behörden nichts. Es ist bekannt, wie z. B. die 
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Anforderungen des Reichsgesundheitsrats in der Klärung städtischer Abwässer 
vor Einleitung in die Flußläufe — man denke auch an die Rieselfeldfrage — 
gewechselt haben. Die Verleihungsbehörden sind auch an die wissenschaft¬ 
lichen Gutachten nicht gebunden und haben sich auch, bald strenger, bald 
milder urteilend, oft über sie hinweggesetzt. Gerade dieses Wechseln der 
wissenschaftlichen Anschauungen und der Verwaltungsgrundsätze zeigt aber, 
daß wir uns im Fluten einer Entwickelung befinden. Deshalb halte ich die 
Aufstellung von bestimmten Normen über die Reinhaltung der Flußläufe für 
abwegig, ja für unmöglich. Der preußische Entwurf von 1894 hatte aller¬ 
dings einen halben Versuch gemacht, aber einen Versuch, der die Unzuläng¬ 
lichkeit des Gesetzgebers eingestand, indem er die Schaffung solcher Normen 
den Oberpräsidenten überließ. Ich glaube, daß auch mit solcher örtlichen 
Beschränkung die Aufstellung richtiger Normen nicht möglich ist. Nur das 
englische Flußreinigungsgesetz von 1886 enthält eine allgemeine Formel über 
die Verunreinigung der Gewässer. Leider kann ich weder die natürlichen 
und wirtschaftlichen Voraussetzungen noch den praktischen Erfolg dieses 
Gesetzes beurteilen; jedenfalls sind die tatsächlichen Grundlagen ganz andere 
als bei uns. 

„Lehnt man bestimmte Normen ab, so kann das Gesetz nur ganz allge¬ 
meine Regeln aufstellen. Das tut der preußische Entwurf denn auch. Unter 
diesen Regeln findet sich nicht die theoretisch denkbare Regel, daß gesundheits¬ 
schädliche Verunreinigungen unter allen Umständen verboten sind. Der 
Begriff gesundheitsschädlich ist in den Vorschriften über die Verleihung über¬ 
haupt nicht anzutreffen. Er kommt im Entwurf nur bei den Zwangsgenossen¬ 
schaften vor, von denen ich später spreche (§ 223). Andere deutsche Wasaer- 
gesetze kennen den Begriff der Gesundheitsschädlichkeit in größerem Umfang. 
So versagt das württembergische Recht jede Genehmigung, wo eine Schädigung 
der menschlichen Gesundheit zu besorgen ist, und in Sachsen darf die Er¬ 
laubnis zur Einführung gesundheitsschädlicher Stoffe nur auf Widerruf erteilt 
werden. 

„Die Regeln des preußischen Entwurfes dagegen umspannen nur die 
beiden Begriffe: »Das öffentliche Wohl verletzend« und »Verunreinigung zum 
Nachteil anderer«. Diese beiden Begriffe werden in folgender Weise als 
Grenzpfähle für Verleihungsmöglichkeiten hingestellt: Keine Verleihung darf 
erteilt werden, der überwiegende Rücksichten des öffentlichen Wohles ent¬ 
gegenstehen. Liegt dieses Bedenken nicht vor, so gelten folgende Gesichts¬ 
punkte für die Abwägung der privaten Interessen. Voran gilt die Regel: 
Überall, wo eine Verunreinigung zum Nachteil anderer zu erwarten ist, sind 
dem Unternehmer Einrichtungen zur Beseitigung des Nachteiles aufzuerlegen. 
Hierbei setze ich voraus, daß für die Bemessung des Nachteiles bei Ver¬ 
unreinigungen nicht die Einleitungsstelle maßgebend ist, sondern, wenigstens 
soweit die Selbstreinigung in Frage kommt, die Stelle, wo das Flußwasser¬ 
werk sein Wasser entnimmt. Man könnte im Interesse der Gesamtw r asser- 
wirtschaft auch wünschen, daß Klärungsmöglichkeiten innerhalb des Fluß¬ 
wasserwerkes, deren Kosten natürlich die neue Unternehmung zu tragen 
hätte, mit zu berücksichtigen wären; nachdem Wortlaut des Entwurfes ist mir 
aber fraglich, ob ein Flußwasserwerk sich solche Änderung gefallen zu lassen 
braucht. 
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„Wie aber, wo Einrichtungen zur Beseitigung der Nachteile technisch 
oder für das Unternehmen wirtschaftlich nicht möglich sind? Dann sind der 
Nutzen des Unternehmers und der Schaden des Benachteiligten abzuwägen. 
Übersteigt der Nutzen den Schaden »erheblich“, so ist die Verleihung zu 
erteilen und der Benachteiligte auf Schadenersatzansprüche zu verweisen. 
Diese Abwägungsregel gilt aber wieder nicht, wenn die Benachteiligten titu¬ 
lierte Rechte vorzuweisen haben, gilt also nicht gegenüber den alten titulierten 
Rechten, die aufrecht erhalten sind, und nicht gegenüber verliehenen Rechten. 
Zum Nachteil solcher titulierten Rechte kann eine neue Verleihung nicht 
schon erteilt werden, wenn der Nutzen den Schaden erheblich überwiegt, 
sondern nur dann, wenn Gründe des öffentlichen Wohles für die neue Ver¬ 
leihung sprechen. Anmerken will ich noch, daß auch der Gemeingebrauch, 
allerdings erst infolge der Beschlüsse der Wassergesetzkommission, im Ver¬ 
leihungsverfahren von Amts wegen zu schützen ist; natürlich kann wegen 
Verletzung des Gemeingebrauches nie jemand einen Anspruch auf Schaden¬ 
ersatz gewinnen. 

„Diese Regeln, die übrigens allgemein und nicht nur für Verunreinigungen 
gelten, sind der Natur der Sache nach kautschukhaft. Der einzige scharfe 
Begriff ist »zum Nachteil anderer«. Sobald die Wörtchen »erheblich« »über¬ 
wiegend« mitspielen, hört jede Klarheit auf; das ist aber im gesamten Rechts¬ 
gebiet nicht anders. Die ernstesten Schwierigkeiten kann der Begriff »öffent¬ 
liches Wohl« veranlassen. Sicher gehört ja die Trinkwasserversorgung da 
hinein. Wie steht es aber auf der anderen Seite mit einer großen indu¬ 
striellen Unternehmung, von der vielleicht Tausende leben? Der Gesetzentwurf 
stellt mehrfach »öffentliches Wohl« und »wirtschaftliche Bedeutung« einer 
»Unternehmung« als durchaus andersartige Werte scharf gegenüber; icli 
nehme aber nicht an, daß die Begriffe sich ausschließen sollen (z. B. $ 58). 
Weiter ist zu fragen: Wohin gehört die Versorgung der Gemeinden mit 
Nutzwasser? Hier spielt die Frage nach der Menge des Wassers mit; ist die 
Beschaffung von Wasser zur Straßenbesprengung in dürren Sommern eine 
Forderung des öffentlichen Wohles? Besonders: Liegen »überwiegende« Rück¬ 
sichten des öffentlichen Wohles vor? Wie steht es mit Badewasser? Und 
endlich die Frage nach der Geeignetheit des Wassers für Nutzzwecke. 

„Ich beanstande trotz dieser Zweifel den Begriff »öffentliches Wohl« 
nicht, weil er umfassender und doch handlicher als »gesundheitsschädlich« 
ist. Allerdings gehe ich davon aus, daß, wo Gesundheitsschädlichkeit in 
Frage kommt, regelmäßig angenommen werden wird, daß »überwiegende 
Rücksichten des öffentlichen Wohles« gegen die Verleihung sprechen. 

„Die praktische Ausgestaltung des Gesetzes, die Feststellung, wie nun 
wirklich unser Wasserschatz verteilt werden soll, wird nach alledem in der 
Hand der Verleihungsbehörden liegen. Da wird nicht zu vermeiden sein, daß 
die Verleihungsbehörden in einzelnen Fällen aus mangelnder Voraussicht oder 
auch gelegentlich mangelnder Sachkunde Fehler begehen. Diese Gefahr 
würde aber auch bestehen, wenn das Gesetz selbst bestimmte Normen auf- 
stellen würde. Einen Schutz hiergegen gewährt nur die freie Widerruflich¬ 
keit der Verleihung. Württemberg (Art. 31, Abs. V, 23) geht allerdings noch 
weiter. Dort kann ein privates Recht zur Einleitung »übelriechender, ekel¬ 
hafter oder schädlicher Flüssigkeiten« überhaupt nicht envorben werden ; zu 
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solchen Einleitungen gibt es nur eine polizeiliche Erlaubnis mit all ihrer 
Rechtlosigkeit, die aber auch zu versagen ist, wenn eine Schädigung der 
menschlichen Gesundheit zu besorgen ist. In Bayern (Art. 37, Abs. II) kann 
das Recht zur Einleitung von Flüssigkeiten, »die eine schädliche Veränderung 
der Eigenschaften des Wassers zur Folge haben«, stets nur widerruflich 
erworben werden. Baden erleichtert die Aufhebung gegen Entschädigung, 
übrigens bei Wassernutzungsrechten jeder Art, indem es die Entschädigung 
stark beschränkt; außerdem kann, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, 
die Einleitung von Flüssigkeiten stets ohne Entschädigung untersagt werden 
(§§ 44, 48, Abs.V). In Sachsen wird, wie schon erwähnt, die Genehmigung 
zur Einführung gesundheitsschädlicher Stoffe nur auf Widerruf erteilt; im 
übrigen, also bei den nur schädlichen Stoffen, gilt nur die Zulässigkeit von 
Bedingungen (§§ 28, Abs. III, 27, Abs. I.) 

„Der preußische Entwurf kehrt hier die hygienischen Gesichtspunkte viel 
weniger in den Vordergrund. Er hat keinerlei Widerruflichkeit der Ver¬ 
leihung vorgesehen, wie mir scheint, mit gutem Grund. Soll das verliehene 
Recht ein wirkliches Recht sein, auf das sich eine wirtschaftliche Unternehmung 
gründen läßt, so kann es nicht jeden Augenblick widerruf bar sein. Die 
Hygiene muß hier zurücktreten vor den wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
Selbstverständlich ist, daß auch nach dem preußischen Entwurf jedes Wasser¬ 
nutzungsrecht im öffentlichen Interesse gegen volle Entschädigung aufgehoben 
werden kann. Das ist aber eine schwer zu führende Waffe. Deshalb ist 
Preußen noch einen anderen Weg gegangen, um nicht für alle Zukunft über 
den Wasserschatz zu verfügen. Es hat neben der dauernden Verleihung die 
Verleihung auf Zeit, will sagen auf einen von vornherein fest bestimmten 
Zeitraum, vorgesehen. Auch hiergegen sind von industrieller Seite schwer¬ 
wiegende Bedenken erhoben, und auch für die Gemeinde, die oft Millionen in 
ihre Wasserwerke und Kanalisationsanlagen gesteckt hat, sind Bedenken wohl 
begründet. Immerhin wird die Verleihung auf Zeit leichter zu ertragen sein, 
als die Möglichkeit jederzeitigen Widerrufes. 

„Eine weitere Abschwächung zugunsten der Wassernutzer hat die Kom¬ 
mission des Abgeordnetenhauses im Anschluß an das österreichische Wasser¬ 
gesetz dahin vor ge schlagen, daß der Inhaber einer Verleihung auf Zeit nach 
Ablauf der Frist eine Verlängerung unter »den den Zeitverhältnissen ent¬ 
sprechenden« Bedingungen verlangen kann, wofern nicht überragende Inter¬ 
essen des öffentlichen Wohles entgegen stehen oder andere Interessen von 
überwiegender wirtschaftlicher Bedeutung vorliegen. Verwaltungsmäßig habe 
ich gegen die Fassung des Kommissionsbeschlusses einiges einzuwenden; der 
Grundgedanke aber ist gut. 

„Bestimmte Normen darüber, unter welchen Voraussetzungen die Ver¬ 
leihung dauernd, unter welchen anderen sie auf Zeit und dann auf welchen 
Zeitraum sie zu erteilen ist, gibt es aber auch hier nicht. Auch hier ent¬ 
scheidet die Verleihungsbehörde. Nur eine bestimmte Norm hat die Kom¬ 
mission des Abgeordnetenhauses hinzugefügt, die für Flußwasserwerke einen 
wichtigen Schutz darstellt: »Wo eine Verunreinigung des Wasserlaufes von 
der beabsichtigten Benutzung zu erwarten ist, soll die Verleihung nur auf 
Zeit erteilt werden«. Außerdem kann die Verleihung an Bedingungen ge¬ 
knüpft werden. Diese Bedingungen werden zumeist technischer Art sein. 
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„Wir werden dem preußischen Verleihungsrecht in seinen Grundzügen 
zustimmen können, obgleich andere Bundesstaaten die Interessen der Hygiene 
schärfer betont haben. Wir wollen aber nicht nur an die Hygiene denken, 
sondern die Gesamtwasserwirtschaft im Auge behalten. Dabei setze ich 
allerdings voraus, daß die Wasserversorgung der Gemeinde, und zwar nicht 
nur für das Trinkwasser, durchweg als eine hervorragende Angelegenheit des 
öffentlichen Wohles betrachtet werde. 

„Diese Voraussetzung und Hoffnung richtet sich, da das Gesetz selbst 
bestimmte Normen ja kaum gibt, an die Behörde, die das Verleihungsrecht 
handhaben soll. Von ihrem Geschick wird die Zukunft der deutschen Wasser¬ 
wirtschaft abhängen. Deshalb ist die Frage der Organisation dieser Behörden 
von höchster Bedeutung. Der Regierungsvorschlag, der die Ministerialinstanz 
in den wichtigeren Fragen zur höchsten Entscheidung beruft, befriedigt hier 
in keiner Weise. Nach den bisherigen Erörterungen im Abgeordnetenhause 
wird dieser Vorschlag aber auch kaum Gesetz werden. Freilich sind durch 
einen Eommissionsbeschluß für die sogenannten Großschiffahrtswege die 
Minister als entscheidende Instanz durch eine Hintertür wieder eingelassen. 
Im übrigen werden wir aber voraussichtlich entweder für jede Provinz oder 
für jedes der großen Stromgebiete einen besonderen Stromausschuß, oder 
aber für den ganzen Staat ein neu zu schaffendes Oberwasseramt bekommen. 
Ich halte für die richtige Lösung: die besonderen Stromausschüsse für jedes 
Stromgebiet. Durch sie werden gewisse Grundsätze auf gestellt werden können, 
die fest genug sind, um Sicherheit zu gewähren, und doch beweglich genug, 
um den Fortschritten von Wirtschaft und Technik zu folgen. Für einheit¬ 
liche Anwendung des eigentlich Rechtlichen muß eine Mitwirkung des Ober¬ 
verwaltungsgerichts sorgen. Durch ein Oberwasseramt für den ganzen Staat 
werden gute Grundsätze viel schwerer zu schaffen sein, weil die Verhältnisse 
der einzelnen Stromgebiete wirtschaftlich viel zu verschieden sind; da werden 
am Ende nur abstrakte Formeln herauskommen, wie sie das Gesetz schon 
selbst hat. 

„Bisher haben wir uns mit schöner Selbstverständlichkeit im Gebiet des 
Erlaubten oder künftig zu Erlaubenden bewegt. Im Menschenleben spielt aber 
das Unerlaubte leider auch seine Rolle, und unerlaubte Einleitung von Ab¬ 
wässern in die Flüsse wird es auch in Zukunft geben, sei es, daß die Ein¬ 
leitung überhaupt nicht erlaubt sei, sei es, daß die erlaubte Grenze über¬ 
schritten wird. Die Beschlüsse der Kommission wollen hier weitgehendsten 
Schutz gewähren, indem sie für jeden Nachteil haften lassen, der nicht durch 
höhere Gewalt entstanden ist, also wie ich für die Herren Nichtjuristen hin¬ 
zusetzen darf, auch wo kein Verschulden vorliegt, für gewöhnlichen Zufall. 
Haften soll neben dem etwa schuldigen Betriebsbeamten der Unternehmer 
der Anlage. Ferner sollen mehrere Verunreiniger als Gesamtschuldner haften. 
Endlich soll den vorsätzlichen Verunreiniger eine Geldstrafe bis zu 3000 JC 
oder gar eine Gefängnisstrafe bis zu einem Jahr treffen. Man wird gewiß 
wünschen müssen, daß im Wasserlauf Ordnung herrscht, besonders nachdem 
das neue Gesetz die Grundlage dazu geschaffen hat. Aber die vorgesehene 
Gefängnisstrafe übersteigt doch jedenfalls das vernünftige Maß. Aus Regie- 
ningskreisen selbst ist in einer allgemein zugänglichen Schrift erklärt, daß 
hier der Bogen erheblich überspannt sei. 
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„Noch eine letzte Vorschrift aus dem Recht an den Wasserläufen muß 
ich erwähnen. Sie betrifft das meist erörterte Thema des Gesetzentwurfes, 
den Wasserzius. Dieser Wasserzins soll erhoben werden können für die Ver¬ 
leihung von Rechten an Strömen oder, wie der Entwurf sagt, Wasserläufen 
erster Ordnung; an den Strömen ist nämlich der Staat Eigentümer. Dies 
trifft auch die Wasserwerke. Die Wasserwerke der Gemeinden können sich 
aber gegen den Wasserzins schützen, wenn sie auf jeglichen Gewinn ver¬ 
zichten; denn bei gemeinnützigen Unternehmungen, die bestimmungsgemäß 
nicht auf die Erzielung eines Gewinnes gerichtet sind, soll ein Wasserzins 
nicht erhoben werden. So gut die Absicht hierbei sein mag, so werden die 
Verwaltungen der Gemeinden doch unter der Beschränkung leiden, weil die 
Ansicht darüber, wo der Gewinn anfängt, recht verschieden sein dürfte. Der 
Wasserzins, dessen Höhe übrigens völlig in das Belieben der Minister gestellt 
wird, soll auch nicht nur von neuen Unternehmungen, sondern auch von be¬ 
stehenden Werken erhoben werden, bei diesen aber erst nach Ablauf von 
fünf Jahren, wie die Kommission des Abgeordnetenhauses beschlossen hat. 

„Bis hierher, meine Herren, habe ich Ihnen das neue Recht der Wasser¬ 
läufe vortragen dürfen. Das Bild, das ich gezeichnet habe, war für unsere 
gesundheitlichen Interessen im Grundton hell. Gewiß habe ich gerade in 
meinen letzten Ausführungen einige dunkle Streifen einzeichnen müssen. 
Gewiß reifen nicht alle Blüten träume. Aber wir dürfen zufrieden sein. 

„ Leider muß diese Zufriedenheit jetzt aber aufhören. Sie muß leider 
auf hören an dem für die Wasserversorgung der Gemeinden wichtigsten 
Punkte, beim Grundwasserrecht. Die Gemeinden werden zwar niemals vom 
Flußwasser völlig loskommen. Schon das Bedürfnis nach viel Wasser, das 
die Hygiene fordern muß, wird viele Gemeinden stets mit einem Teil ihres 
Bedarfes an Flußwasser festhalten. Andere Gemeinden können aus örtlichen 
oder geldlichen Gründen nicht übergehen zum Grundwasser. Ferner beein¬ 
flussen sich Oberflächenwasser und Grundwasser in mancherlei Weise gegen¬ 
seitig, was der preußische Entwurf auch anerkennt, indem er diese Beein¬ 
flussungen regelt. Endlich kann aber auch das Grundwasser, ebenso wie 
das Oberflächenwasser, heimtückische Eigenschaften haben, was ich in Breslau 
wohl nur anzudeuten brauche. 

„Und dennoch hat die Hygiene bisher nicht gez weif eit, daß im Regelfall 
der Übergang vom Flußwasser zum Grundwasser ein Fortschritt ist, wenig¬ 
stens ein Fortschritt vom Guten zum Besseren; darum ist es hart, daß der 
Gesetzentwurf, besonders in der Gestalt der Kommissionsbeschlüsse, uns Vor¬ 
schriften bringen will, die dieser Entwickelung Halt gebieten werden. 

„Der jetzt für das Grundwasser geltende Rechtszustand, wonach jeder¬ 
mann aus seinem Grundstück so viel Wasser entnehmen kann, wie er be¬ 
kommt, ohne Rücksicht auf die Nachteile für die Nachbarn, ist allerdings 
kaum haltbar für die Dauer. Deshalb haben auch die anderen deutschen 
Bundesstaaten das Grundwasserrecht geregelt, obwohl große Schwierigkeiten 
auf tatsächlichem Gebiet bestehen; denn wir wissen bis heute herzlich wenig 
von den tatsächlichen Verhältnissen des Grundwassers. Diese Erkenntnis 
müßte aber eigentlich der rechtlichen Regelung vorhergehen. 

„Der Weg der Regelung in den einzelnen Bundesstaaten ist verschieden. 
Württemberg (Art. 3, Abs. II f.) beschneidet grundsätzlich das Recht der 
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Grundstückseigentümer auf Wasserentnahme nicht, sondern gibt nur, wenn 
ein erhebliches öffentliches Interesse vorliegt, den Behörden die Möglichkeit, 
die Wasserentnahme nachträglich einzuschränken oder zu untersagen, während 
der Grundstückseigentümer in geeigneten Fällen diese Eingriffe durch Ersatz¬ 
leistung an die Geschädigten abwenden kann. Bayern (Art. 19) und Sachsen 
(§§ 40, 41) dagegen begrenzen das Recht des Grundstückseigentümers auf 
Wasserentnahme positiv dahin, daß größere Wassermengen oder Wasser für 
bestimmte Zwecke nur mit vorheriger Erlaubnis der Behörde entnommen 
werden darf. Sachsen nennt hierbei ausdrücklich »Wasser zur Versorgung 
einer Gemeinde mit Wasser«. Die Erlaubnis kann in beiden Staaten an Be¬ 
dingungen geknüpft werden, durch die Geschädigte schadlos gehalten werden. 

„Während bo Württemberg, Bayern und Sachsen den Geschädigten nur 
im Einzelfall durch die besonderen Bedingungen der Erlaubnis einen Anspruch 
auf Entschädigung gewähren, geht der preußische Entwurf erheblich weiter. 
Er räumt nämlich den Nachbarn und sonstigen Personen, die durch eine 
Wasserentnahme — genauer durch eine dauernde Wasserentnahme, die über 
den Gebrauch für den eigenen Haushalt oder die eigene Wirtschaft hinaus¬ 
geht — geschädigt sind, im scharfen Gegensatz zum bisherigen Recht einen 
unmittelbaren Anspruch gegen die Wasserentzieher auf Herstellung von Ein¬ 
richtungen zur Verhütung des Schadens oder auf Schadenersatz ein; es wird 
also hier ein neuer Rechtsanspruch privatrechtlicher Art geschaffen. Aller¬ 
dings soll nur solcher Nachteil ausgeglichen werden, der gegenüber der bis¬ 
herigen Benutzungsart des geschädigten Grundstückes ein tritt. Das wird 
als ausnahmslose Regel aber oft auch schon genügen, um die Kosten von 
Grundwasserversorgungsanlagen unerschwinglich zu machen. Der Vorschlag 
der Regierung, den Entschädigungsanspruch nur insoweit eintreten zu lassen, 
als die Billigkeit nach den Umständen eine Entschädigung erfordert, ist von 
der Kommission des Abgeordnetenhauses abgelehnt worden. Die Regierung 
wollte durch ihren Vorschlag ermöglichen, daß auch mittelbare Vorteile, die 
die Grundstückseigentümer durch die Anlegung eines Grundwasserwerkes 
haben, sollten mitgerechnet werden können, etwa dadurch, daß ihr Acker zu 
Bauland für Arbeiterwohnungen wird. Die Kommission des Abgeordneten¬ 
hauses hat diese Milderung nicht beliebt, und zwar, wie mitgeteilt wird, auf 
einen Antrag, der nicht von agrarischer Seite stammt, dem aber von agrari¬ 
scher Seite auch nicht widersprochen ist. Es soll also künftig den Nachbarn 
nur Schadenersatzanspruch zustehen, der durch keine Billigkeitserwägung 
und durch keine Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse gemäßigt ist. 

„Daß man durchaus nicht so weit zu gehen braucht, zeigt das bayerische 
Gesetz (Art. 19, Abs. HI); danach werden Grundstückseigentümer, die durch 
Spiegelabsenkung des Grundwassers in der Güte ihrer Ländereien Schaden 
erlitten haben, überhaupt nicht entschädigt, sondern nur solche Grundstücks¬ 
eigentümer werden entschädigt, die das Wasser tatsächlich benutzt haben, 
durch Brunnenanlagen oder zur Bewässerung ihrer Wiesen, aber auch diese 
nur dann, wenn sie das Wasser seit mindestens 30 Jahren selbst oder durch 
ihre Rechtsvorgänger ununterbrochen benutzt haben; ebenso werden die Be¬ 
sitzer von Wasserbenutzungsanlagen behandelt. Daneben hat Bayern freilich 
die allgemeine Vorschrift, daß, wo Rücksichten des Gemeinwohles es erfordern, 
die Genehmigung an Bedingungen geknüpft werden, kann (Art. 19, Abs. II). 
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Diese Bedingungen können auch eine EntschädigungBfestsetzung enthalten. 
In den Materialien des bayerischen Wassergesetzes findet sich dazu die Be¬ 
merkung, daß Gründe des Gemeinwohles gegen eine Ableitung schon dann 
sprechen könnten, wenn hierdurch zahlreiche Familien in ihrem Ernährungs¬ 
zustand gefährdet oder eine größere Anzahl von Landwirten in der erforder¬ 
lichen WiesenbewäsBerung gehindert werden. (Bericht des besonderen Aus¬ 
schusses der Kammer der Abgeordneten, S. 162.) 

„Mit der Wasserentnahme allein ist es aber nicht getan. Die Gemeinden 
müssen das Grundwasser auch noch in ihr Weichbild befördern. Der preußische 
Entwurf steht der Anlage von Wasserleitungen im ganzen freundlich gegen¬ 
über. Jedermann, der irgendwohin Wasser haben will, kann von den Eigen¬ 
tümern der zwischenliegenden Grundstücke die Duldung der Anlage einer 
Wasserleitung verlangen, natürlich gegen eine Entschädigung, die nach Ent¬ 
eignungsgrundsätzen zu bemessen ist. Will aber ein Grundstückseigentümer 
sein eigenes Grundwasser weiterleiten, so bedarf er dazu noch einer beson¬ 
deren polizeilichen Erlaubnis. Diese polizeiliche Erlaubnis ist nur dann 
überflüssig, wenn der Grundstückseigentümer, also in unserem Falle die Ge¬ 
meinde, sich das Recht zur Zutageförderung des Grundwassers im Verleihungs¬ 
verfahren erworben hat. 

„Der preußische Entwurf will also zunächst — abweichend von den 
übrigen deutschen Wasserrechten — das bestehende Privatrecht verändern, 
indem es den, der Grundwasser entnimmt, weitgehenden Schadenersatz¬ 
ansprüchen wegen Wasserentziehung aussetzt. Das genügt aber dem preußi¬ 
schen Gesetzgeber nicht. Er legt noch ein zweites Eisen ins Feuer, indem 
er zu der Weiterleitung des entnommenen Grundwassers eine besondere poli¬ 
zeiliche Genehmigung oder die Verleihung erfordert. Diese Vorschrift richtet 
sich unmittelbar gegen die Wasserversorgungsanlage der Gemeinden. Denn 
während industrielle Unternehmungen das auf ihren Grundstücken zutage 
geförderte Grundwasser oft an Ort und Stelle benutzen werden — das ge¬ 
brauchte Wasser ableiten dürfen sie ohne polizeiliche Genehmigung —, 
werden die Gemeinden das Wasser stets weiterleiten müssen. Nun ist auch 
das Verleihungsverfahren durchaus nicht nur eine Formalität. Besonders 
störend wird im Bereich des Grund wasserrechtes die schon erwähnte Vorschrift 
wirken, daß der Verleihungsantrag nicht nur, wie allgemein üblich, öffentlich 
bekannt zu machen, sondern allen Personen, die nach Ermessen der Behörde 
beteiligt sein können, besonders mitzuteilen ist. Dadurch werden Einsprüche 
künstlich gezüchtet werden. 

„Nun kommt aber das Schlimmste, etwas fast Unglaubliches. Wir haben 
gehört, daß die alten Rechte, die wohlerworbenen Rechte an den Wasserläufen 
aufrecht erhalten werden sollen, und wir haben dem zugestimmt trotz mancher 
Bedenken vom hygienischen Standpunkt. Im geraden Gegensatz zu dieser 
allein billigen Regelung hat die Kommission des Abgeordnetenhauses einen 
Beschluß gefaßt, durch den praktisch ein tiefer Eingriff in die Rechte der 
Grundwasserwerke, die auch wohlerworben sind, verübt wird. Zwar werden 
dem Wortlaut nach auch diese Rechte aufrecht erhalten. Dann aber heißt 
es weiter: 

»Die durch die Ausübung der Rechte und durch Ableitung von 
Wasser nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Benachteiligten können 
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zunächst nur die Herstellung von Einrichtungen fordern, durch die der 
Schaden verhütet oder ausgeglichen wird. Soweit solche Einrichtungen 
mit dem Unternehmen nicht vereinbar oder wirtschaftlich nicht gerecht¬ 
fertigt sind, ist unter Abwägung aller in Betracht kommenden Verhält¬ 
nisse nach billigem Ermessen Schadenersatz zu leisten.« 

„Das heißt auf gut Deutsch: Der durch die Entziehung von Grundwasser 
entstehende Schaden ist kein einmaliger, sondern fortdauernd. Er wird des¬ 
halb auch nach dem Inkrafttreten des Gesetzes in Erscheinung treten. Solcher 
Schaden nun soll entweder durch neue Einrichtungen — man hat besonders 
an Anschlußwasserleitungen gedacht — oder durch Zahlung eines Betrages 
ausgeglichen werden. Und das, obwohl das Recht des Wasserwerkes auf 
'Wasserentnahme wohlerworben ist, obwohl in vielen Fällen die Schadenersatz¬ 
ansprüche der Nachbarn rechtskräftig abgewiesen sind! 

„Nicht verschweigen darf ich, daß das so geplante Ausnahmerecht sich 
nach den Ausführungen in der Wasserrechtskommission unzweideutig gegen 
die Grundwasserwerke der Städte richtet. Ich mag aber noch nicht glauben, 
daß dieser Beschluß der Kommission Gesetz wird, ich mag es nicht glauben, 
obwohl ich dem Kommissionsbericht habe glauben müssen, daß der Beschluß 
in der Kommission einstimmig gefaßt ist. 

„Aber auch wenn dieser Beschluß über die alten Rechte am Gr und wasser 
nicht Gesetz wird, so ist die ganze Regelung des Grundwasserrechtes für die 
Wasserversorgung der Gemeinden doch so ungünstig wie möglich. Jede 
Erschwerung in der Wasserentnahme wird aber hier um so lebhafter gefühlt, 
als die Menge des erforderlichen Grundwassers eine große Rolle spielt. Ich 
würde es sehr bedauern, wenn die Gemeinden durch das harte neue Grund¬ 
wasserrecht gezwungen würden, sich Beschränkungen in der Menge ihres 
Wassers aufzuerlegen. Die Menge ist gesundheitlich ebenso wertvoll wie die 
Güte, und Flußwasser ist zur Ergänzung nicht immer da. 

„Ich neige zu der Annahme, daß unsere Zeit zu einer umfassenden Rege¬ 
lung des Grundwasserrechtes überhaupt nicht reif ist. Das zeigt auch die 
Zurückhaltung, die sich die übrigen Wassergesetze auferlegt haben. Der 
Grund liegt, wie ich wiederhole, in unserer mangelnden Einsicht in die tat¬ 
sächlichen Verhältnisse des Grundwassers. Es sind ja auch genügend Fälle 
bekannt, wo Schadenansprüche wegen Spiegelabsenkung geltend gemacht 
und sogar mit Erfolg geltend gemacht sind, während später mit Bestimmtheit 
nacbgewiesen werden konnte, daß ein ursächlicher Zusammenhang zwischen 
der Wasserentnahme und der Spiegelabsenkung überhaupt nicht bestand. Wenn 
heute irgendwo an Grundwasser gepumpt wird, so wird im weitesten Umkreis 
jede Versiegung eines Brunnens darauf zurückgeführt. Selbstverständlich 
ist ein solcher Zusammenhang möglich. Ebenso kann aber auch durch eine 
Wasserentnahme der Wert großer Ländereien, die zu naß sind, gesteigert 
werden; aus Wiesen kann hochwertiger Ackerboden werden. Dieser Gesichts¬ 
punkt ist im neuen Grundwasserrecht für den Fall, daß verschiedene Eigen¬ 
tümer beteiligt sind, gar nicht berücksichtigt. 

„Angesichts aller dieser Zweifel und Schwierigkeiten sollte ich meinen, 
daß es genügt haben würde, wenn der Wassergesetzetftwurf offenbare Miß¬ 
stande abgestellt hätte. So müßte besonders irgend eine Fürsorge getroffen 
werden, daß aus Anlagen, die zur Wasserentnahme eingerichtet worden sind, 
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nicht vom Nachbargrundstück aus das Wasser weggepumpt wird, und daß 
Schädigungen, die das öffentliche Wohl berühren, nicht eintreten. Mit einigen 
Änderungen könnte das bayerische Recht vielleicht als Vorbild dienen. Da¬ 
gegen ist es falscher Ehrgeiz, wenn Preußen das Grund wasserrecht schon 
jetzt nach allen Richtungen regeln und es gar zum Teil mit neuen privat¬ 
rechtlichen Ansprüchen ausstatten will. 

„Was ich Ihnen bisher vorgetragen habe, bezog sich auf die Entstehung 
neuer Rechte, sei es an einem Wasserlauf, sei es am Grundwasser, und es 
wurde daher gefragt, in welcher Weise auf die bestehenden Rechte bei der 
Einräumung eines neuen Rechtes Rücksicht zu nehmen ist. Nun kann es aber 
sehr wohl kommen, daß ein Konflikt zwischen bestehenden Rechten eintritt. 
Das kann geschehen infolge von Mißgriffen, die bei Verleihung von Rechten 
Vorkommen können, oder dadurch, daß die natürlichen Verhältnisse des Wasser¬ 
laufes sich verändern, oder drittens dadurch — und das ist der allerwichtigste 
Punkt —, daß über den Wasserschatz heute schon in weitgehendem Maße 
verfügt ist, und wir heute Bchon an sehr vielen Stellen Verhältnisse haben, 
wo man sich fragt, ob das so weiter gehen darf oder ob man für Abhilfe 
sorgen muß. 

„Der Gesetzgeber schafft zwei Rechtsinstitute, um solche Konflikte zwischen 
bestehenden Rechten aus der Welt zu schaffen. Das eine, das Institut der 
sogenannten Ausgleichung, und das zweite, die Wassergenossenschaft, besonders 
in der Form der Zwangsgenossenschaft. 

„Der Staat hat aus allgemeinen Mitteln in der Wasserwirtschaft oft und 
von altersher Großes geleistet. Ich brauche nur zu erinnern, wie die einst 
wild und regellos abfließenden Ströme in ein festes Bett gezwungen worden 
sind. In neuerer Zeit hat der Staat die Form der Wassergenossenschaft als 
Lösung bevorzugt. Wir haben ein Wassergenossenschaftsgesetz von 1879 
und daneben eine Reihe von Wassergenossenschaften, die durch Sondergesetze 
eingeführt sind. Dieses ganze Genossenschaftsrecht wird nun vom neuen 
Entwurf übernommen und erheblich ausgebaut. 

„Die Wassergenossenschaft soll in drei verschiedenen Formen möglich 
sein: entweder als freiwillige Genossenschaft, d. h. sie entsteht durch frei¬ 
willigen Zusammenschluß aller Genossen. Dagegen ist selbstverständlich nicht 
das geringste zu sagen; einen solchen Zusammenschluß wird man überall mit 
Freude begrüßen. Neben diesen freiwilligen Genossenschaften soll es aber 
auch unfreiwillige geben, und zwar wieder in zwei Formen: entweder Ge¬ 
nossenschaften mit Zulässigkeit des Beitrittszwanges gegen Minderheiten oder 
Zwangsgenossenschaften, die die Staatsbehörde gegen den Willen sämtlicher 
Beteiligter bilden kann. 

„Zunächst die Genossenschaften mit Zulassung des Beitrittszwanges. 
Der Grundgedanke ist der, daß eine große wirtschaftliche Unternehmung nicht 
durch Widerspruch einzelner Querköpfe soll gehemmt werden können. Der 
Grundsatz ist richtig. Wir haben solchen Beitrittszwang auch in anderen 
deutschen Wassergesetzen, und erhebliche Nachteile sind mir nicht bekannt 
geworden, sofern die einzelnen Vorschriften richtig gewählt sind. Nur könnte 
man vielleicht statt der einfachen Mehrheit eine Zweidrittelmehrheit einsetzen, 
wie in Baden. Jedenfalls muß aber dagegen Vorsorge getroffen werden, daß 
nicht von zwei ganz verschiedenen Interessentengruppen die eine die andere 
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überstimmen kann. Der preußische Entwurf hat diesen letzten Gesichtspunkt 
leider in höchst einseitiger Weise beachtet. Er hat im allgemeinen nur 
eine Mehrheit sämtlicher Beteiligter gefordert. Nur wo Grundstücke be¬ 
teiligt sind, da muß noch eine besondere Mehrheit dieser Grundstücke vor¬ 
handen sein, wenn Grundstücke zum Beitritt gezwungen werden sollen. Das 
wirkt zweifellos nur zugunsten der landwirtschaftlichen Beteiligten. 

„Ich komme zur eigentlichen Zwangsgenossenschaft. Hier ist die eine 
Stelle, von der ich vorher sprach, wo die »Gesundheitsschädlichkeit« im Ent¬ 
wurf vorkommt. Diese eigentlichen Zwangsgenossenschaften sind in anderen 
deutschen Gesetzen unbekannt. Preußen will sie einführen für die Beseitigung 
von Hindernissen des Hochwasserflusses und für die Reinhaltung von Fluß¬ 
läufen. Man wird bei Zwangsgenossenschaften sich klarmachen müssen, daß 
ein wirkliches Genossenschaftsleben in solchen Kunstgebilden kaum herrschen 
kann. Dann aber bestehen auch sehr erhebliche Zweifel, ob man überhaupt 
wird zustimmen können, daß der Verwaltungsbehörde ein Recht zu derartig 
schweren Eingriffen eingeräumt wird. Wir haben heute schon Zwangs¬ 
genossenschaften, aber die sind im Wege der Sondergesetzgebung zustande 
gekommen. Man hat gesagt, Sondergesetze sind ein Übel. Das gebe ich zu, 
solange an Stelle der Sondergesetze objektive Rechtsnormen gesetzt werden 
können. Wenn man aber statt der Sondergesetze Vollmachtsgesetze schafft, 
dann möchte ich doch bei derartig weittragenden Dingen, wo es sich um 
Objekte von ungezählten Millionen handeln kann, den Weg der Sondergesetz¬ 
gebung unbedingt für das geringere Übel halten. 

„Und nun der springendste Punkt. Ich habe vorhin hervorgehoben, daß 
die Regel gelten muß, daß wohlerworbene Rechte aufrecht zu erhalten sind. 
Gewiß, es wird Ausnahmen geben müssen. Aber diese Ausnahmen auf¬ 
zustellen, muß Sache des Gesetzgebers selber sein. Durch die Zwangs¬ 
genossenschaft aber kommt es dahin, daß der Verwaltungsbehörde das Recht 
gegeben wird, die Ausübung wohlerworbener Rechte durch Errichtung einer 
Zwangsgenossenschaft aufzuheben. Daß das der Zweck der Zwangsgenossen¬ 
schaften ist, darüber ist kein Zweifel. Immer wieder hat die Regierung in 
der Kommission des Abgeordnetenhauses darauf hingewiesen. Das Zwangs- 
genossenBchaftsrecht heißt also Ausschaltung der allgemeinen Rechtsregel von 
der Aufrechterhaltung wohlerworbener Rechte durch die Staatsverwaltungs¬ 
behörden zugunsten oder zuungunsten einzelner. Das dürfen wir selbst im 
hygienischen Interesse nicht gutheißen. Ich glaube, auch die Regierung selbst 
wird sich später über dieses Danaergeschenk nicht freuen. Sie hat vor 1879, 
wo sie schon einmal solche Vollmachten in der Hand hatte, selbst betont, daß 
diese Vollmachten zu weit gingen und von ihr kaum angewendet würden. 
Darum begreife ich nicht, wie die Regierung den gleichen Zwang jetzt wieder 
Vorschlägen kann. 

„Ich bin mit den letzten Ausführungen etwas stark auf das verwaltungs- 
technische Gebiet abgebogen. Deshalb will ich nochmals betonen, daß ich in 
verwaltungstechnischer Beziehung noch eine ganze Reihe von Bedenken gegen 
den Gesetzentwurf habe. In hygienischer Beziehung aber kann ich zusammen- 
fassend sagen: Das Recht an den Wasserläufen ist so geregelt, daß wir uns 
im allgemeinen als befriedigt erklären können, das Recht am Grundwasser 
aber so, daß wir lebhafte Einsprache erheben müssen. 
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„Und nun noch einmal zum Schluß: Wir wollen nicht vergessen, daß 
auch das beste preußische Wassergesetz nichts sein darf als die Vorstufe für 
ein Reichs wassergesetz.“ 

Korreferent, Geh, Hofrat Professor Dr. A. Gärtner (Jena): 

„Meine Herren! Sie haben von uns verlangt, über die Wasserversorgung 
vom hygienischen Standpunkte unter Berücksichtigung des preußischen Wasser¬ 
gesetzentwurfes zu sprechen. 

„Der Herr Vorredner hat in ausgezeichneter Weise nachgewiesen, wie 
vor allem vom verwaltungstechnischen Standpunkte aus die Hygiene der 
Wasserversorgung durch den preußischen Wassergesetzentwurf beeinflußt 
wird. Nach dieser verwaltungstechnischen Seite hin liegt der Schwerpunkt, 
und deshalb haben wir unseren Vorstand gebeten, daß der Verwaltungsbeamte 
an die erste Stelle trete. Mir, dem berufsmäßigen Hygieniker, fiel der ge¬ 
ringere Teil zu, denn ich habe nur das zu erwähnen, was auf die gesundheit¬ 
lichen Verhältnisse der Wasserversorgung einen direkten Einfluß ausübt, ich 
habe also hauptsächlich zu erörtern, wie die hygienische Beschaffenheit des 
Wassers und seine Menge durch das neue Gesetz beeinflußt wird. 

„Wie der verehrte Vorredner, unterscheide auch ich zwischen Ober¬ 
flächen- und zwischen GrundwaBser. 

„Vom gesundheitlichen Standpunkte aus müssen wir sagen: »Oberflächen- 
wasser ist kein Trinkwasser». Von diesem allgemeinen Grundsatz sind jedoch 
mit Notwendigkeit verschiedene Ausnahmen zu machen, ln Deutschland und 
Preußen gibt es eine Reihe von großen Städten, die ohne Benutzung von 
Oberflächenwasser nicht auskommen können. Wohin wäre Berlin gekommen, 
wenn es nicht im vorigen und diesem Jahre das Wasser seiner Durchlaufseen 
zur Verfügung gehabt hätte? Hamburg, Magdeburg, Bremen können des 
Flußwassers zurzeit nicht entraten. Ob es überhaupt für diese Städte möglich 
sein wird, sich ganz von den Flüssen frei zu machen, steht dabin. 

„Andererseits gibt es eine Reihe kleiner Gemeinden, die auf Flußwasser 
angewiesen sind, weil das umliegende Gebirge entweder wegen seiner schweren 
Bodenbeschaffenheit kein Wasser aufnimmt, oder wegen seiner leichten das 
auffallende Regenwasser sofort versinken läßt. 

„Wo Oberflächenwasser als Trinkwasser nicht vermieden werden kann, 
da muß es für den Gebrauch tunlichst geeignet gemacht werden. Das 
geschieht dadurch, daß man einerseits von dem Wasser die Krankheitskeime 
soviel wie möglich fernhält und andererseits die in das Wasser hineingelangten 
durch Filtration oder Sterilisation entweder vollständig oder bis auf einen 
nicht mehr in Betracht kommenden Rest beseitigt. 

„Die Fernhaltung geschieht vor allem dadurch, daß man sich bestrebt, 
die durch Wasser übertragbaren Krankheiten, also in erster Linie Typhus, 
Ruhr und Cholera, raschest zu erkennen und dann die bazillenhaltigen Ab¬ 
gänge der Kranken zu desinfizieren. Zweifellos gelingt es so, einen sehr 
großen Teil der Krankheitserreger unschädlich zu machen, aber man muß 
auch unumwunden zugestehen, daß da, wo die häuslichen Abwässer durch 
Kanäle den Wasserläufen zugeführt werden, eine nicht ganz unbeträchtliche 
Zahl von pathogenen Keimen, besonders zu Zeiten von Epidemien, mit ihnen 
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in die Flüsse gelangt. Eine Desinfektion der gesamten Abwässer einer Stadt 
ist untunlich, denn einerseits sterben durch die Desinfektion durchaus nicht* 
alle pathogenen Keime ab, und andererseits ist das Verfahren viel zu teuer, 
als daß es dauernd oder auch nur für längere Zeit durchgeführt werden 
könnte; darum ist man mit nur seltenen Ausnahmen von der Desinfektion 
der gesamten Abwässer abgekommen. 

„Die Wasserläufe sind die natürlichen Rezipienten für viele Schmutz- 
stoffe. Gewiß können einzelne Kommunen durch Rieselung ihre Abwässer 
beseitigen, bei anderen aber ist das ausgeschlossen. Da die Fernhaltung der 
pathogenen Bakterien vom Oberflächenwasser nur in beschränktem Maße 
angängig ist, so müssen die Städte mit diesem Faktor rechnen, sie richten 
Anlagen ein, um die im Wasser vorhandenen Keime ihrerseits abzufangen 
oder abzutöten. 

„Mit diesem Mittel wurde ein ausreichender Erfolg erzielt. Die kleinen 
Gemeinden allerdings, welche Bachwasser benutzen, sind nicht imstande, im 
Wasser vielleicht vorhandene Krankheitserreger herauszuholen. Allerdings 
kommen auch in den Dörfern mit ihrer geringeren Einwohnerzahl nur wenig 
durch Wasser verbreitbare Krankheiten vor, andererseits lassen sie fast niemals 
Fäkalien in die Bäche abfließen. 

„Flußwasser ist auch aus dem Grunde eigentlich kein Trinkwasser, weil 
es unappetitlich zu sein pflegt durch gelöste und aufgeschwemmte Substanzen, 
durch welche es auch nicht selten einen unangenehmen Geruch und Geschmack 
bekommt. Gegen die Suspensa, welche durch die Ortschaften und die 
Industrie in das Wasser gelangen, läßt sich in der Weise Vorgehen, daß man 
sie, soweit das möglich ist, aus den Abwässern herausnimmt und erst das 
geklärte, das gereinigte Wasser dem Wasserlauf übergibt; den Gemeinden 
bleibt dann übrig, die zurückgebliebenen durch Sedimentation und Filtration 
aus dem Wasser wegzunehmen. 

„Ein Teil der gelösten Substanzen verschwindet dadurch aus dem 
Wasser, daß er sich zu unlöslichen oder indifferenten Stoffen verbindet. Ein 
anderer Teil bleibt im Wasser und kann sich in ihm unangenehm bemerkbar 
machen, es sei z. B. an Kochsalz, Calcium und besonders Magnesiumchlorid 
erinnert. 

„Das sind in kurzen Zügen die Ihnen bekannten Prinzipien, nach welchen 
die Versorgung mit Oberflächenwasser eingerichtet wird. 

„Es fragt sich, wie weit diesen Richtlinien im Gesetz bis jetzt Rechnung 
getragen ist, und wie sich der neue preußische Entwurf zu ihnen stellt. 

„Die Verhältnisse liegen zurzeit so, daß für die Einleitung von Ab¬ 
wässern bei der Genehmigung der Industrien entsprechend der Gewerbe¬ 
ordnung eine Konzession gegeben werden muß. Die älteren Konzessionen 
sind nach verschiedenen Richtungen hin nicht präzis genug, und oft hat sich 
der Wunsch geltend gemacht, an ihnen ändern zu können. »Die General¬ 
klausel» ist das Ventil geworden, um nachträglich zu mildern oder zu ver¬ 
schärfen. Allerdings ist ihre Anwendung in vielen Fällen nicht leicht und 
in vielen alten Konzessionen fehlt die Klausel völlig. 

„Neben der Konzessionierung steht die polizeiliche Erlaubnis, welche 
für ältere industrielle Anlagen und für das Einleiten der Abwässer ganzer 
Städte eine große Rolle gespielt hat und noch spielt. 
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„Außer diesen beiden Berechtigungen kommen dann die titulierten Rechte, 
z. B. Privileg oder ersessenes Recht, von welchen mein Herr Vorredner aus¬ 
giebig gesprochen hat, in Betracht. Es läßt sich also nicht verkennen, daß 
betreffs der Einleitung infektiöser und verschmutzender Stoffe eine gewiss© 
ungleichmäßige, zum Teil auch eine etwas lockere Praxis geherrscht hat, 
naturgemäß, denn die Industrie und das Anwachsen der Städte, sowie die 
Stadthygiene, einschließlich der der Wasserversorgung sind neueren Datums. 
Man hat auch viel unwissentlich gesündigt, da man die Folgen der Einleitung 
nicht zu übersehen vermochte. 

„Gesetzliche Bestimmungen, wie die Kommunen sich betreffs der Wasser - 
gewinnung zu verhalten haben, finden sich im preußischen Landrechte des 
Inhaltes, daß die Leitungen aus öffentlichen Flüssen unter Aufsicht der Polizei 
stehen. Sie sind nicht von wesentlichem Belang gewesen und fallen durch 
das neue Gesetz fort. Die übrigen sanitären Bestimmungen, so der § 35 des 
Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
vom 30. Juni 1900, die Anleitung des Bundesrates »über die Einrichtung, 
den Betrieb und die Überwachung von Wasserversorgungsanlagen usw. vom 
16. Juni 1906« und .die preußische Anweisung zur Ausführung vom 23. April 
1907, sowie die »Grundsätze für die Reinigung der Oberflächenwasser durch 
Sandfiltration vom 13. Januar 1899« werden als neben dem Wassergesetz 
und dem neuen Wassergesetzentwurf stehend nicht berührt. Für unser© 
heutige Besprechung sind sie also bedeutungslos. 

„Nach dem neuen Entwurf sollen die Verhältnisse betreffs der Ein¬ 
leitung fremder Stoffe in die Wasserläufe andere werden. Nach § 20 ist 
das Einbringen von festen Stoffen verboten; Ausnahmen können von der 
Wasserpolizeibehörde zugelassen werden, sofern aus dem Einbringen eine für 
andere nachteilige Veränderung der Vorflut oder eine schädliche Verunreinigung 
des Wassers nicht zu erwarten ist. Wer Wasser oder andere flüssige Stoffe 
(§24) in einen Wasserlauf über den Gemeingebrauch einleiten will, hat vorher 
der Wasserpolizeibehörde Anzeige zu machen. Fürchtet letztere, daß durch die 
Verunreinigung andere benachteiligt werden könnten, so hat sie die Einleitung 
zu untersagen oder Vorkehrungen anzugeben, durch die Benachteiligungen 
beseitigt werden. Anderenfalls hat sie die Erlaubnis zur Einleitung zu geben. 
Der Oberpräsident kann nach Anhörung der Schauämter oder des Wasser« 
beirates bestimmte Arten und Mengen von Flüssigkeiten von der Anmeldung 
ausnehmen. Der Entwurf bestimmt (§ 25), daß als ein Teil des sogenannten 
Gemeingebrauches in die natürlichen Wasserläufe Wasser der Einzelhaus¬ 
haltungen und Wirtschaften ohne weiteres eingelassen werden darf, sofern 
dadurch andere nicht benachteiligt werden. Hierunter fällt jedoch nicht di© 
Einleitung von Abwässern mittels gemeinsamer Anlagen. Die Bestimmungen 
erscheinen günstig; nach ihnen wird eine früh, d. h. sofort einsetzende behörd¬ 
liche Überwachung ermöglicht, und sofort noch vor der ersten Einleitung ist 
ein Einschreiten angängig. 

„Der Eigentümer eines Flusses darf Abwässer und andere flüssige Stoffe 
nur einleiten, sofern zum Nachteile anderer weder die Vorflut verändert, noch 
das Wasser verunreinigt wird. Hierbei kommen eine Beeinträchtigung — nicht 
Aufhebung — des Gemeingebrauches oder, wie die Kommission in erster 
Lesung beschlossen hat, geringfügige Nachteile nicht in Betracht. 
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„Soll das Wasser über die vorgezeichnete Grenze hinaus verschmutzt 
werden, so kann das Recht hierzu durch die Verleihung erworben werden. 
Hiermit wird also eine Art Konzessionierung eingeführt, jedoch ist die Methode 
der Verleihung viel präziser und daher für die Industrie zwar zunächst 
unbequemer, für die Benutzer des Wassers aber besser. Die Verleihung kann 
dauernd oder auf Zeit oder unter Bedingungen und nicht generell, sondern 
nur für bestimmte Projekte erteilt werden. Auf Zeit soll die Verleihung er¬ 
teilt werden, wenn eine Verunreinigung des Wasserlaufes zu erwarten steht, 
was bei den allermeisten der hier in Betracht kommenden Industrien und der 
Einleitung städtischer Abwässer der Fall sein dürfte. Die Verleihung ist zu 
versagen, wenn der beabsichtigten Benutzung des Wasserlaufes überwiegende 
Interessen des öffentlichen Wohles entgegenstehen. Der Begriff des öffent¬ 
lichen Wohles ist nicht festgelegt, daß aber die Trinkwasserversorgung dazu 
gehört, unterliegt keinem Zweifel. 

„Sind Beeinträchtigungen der Rechte anderer zu fürchten, so kann die 
verleihende Behörde die Verleihung an vorher zu erfüllende Bedingungen 
knüpfen. Sie kann z. B. Sammelbecken, Reinigungsanlagen u. dgl. verlangen 
bzw. einen Anschluß an solche fordern. Sind solche Einrichtungen nicht 
möglich, so soll die Verleihung nicht erfolgen, wenn derjenige, der von der 
benachteiligenden Wirkung betroffen werden würde, widerspricht. Der Ein¬ 
spruch ist indes zurückzuweisen, sofern einerseits das Unternehmen anders 
nicht zweckmäßig oder doch nur mit erheblichen Mehrkosten durchgeführt 
werden kann, und andererseits der aus dem Unternehmen zu erwartende Nutzen 
den Schaden des Widersprechenden erheblich übersteigt. Hat aber der 
Widersprechende ein auf besonderem Titel beruhendes Recht zur Benutzung 
des Wasserlaufes, so ist seinem Einspruch Folge zu leisten, es sei denn, daß 
Gründe des öffentlichen Wohles vorliegen. 

„Wollen mehrere den Fluß in der gleichen Richtung benutzen, oder wird 
bei verschiedenen Benutzungsarten die eine durch die andere beeinträchtigt, 
so muß ein Ausgleich eingeleitet werden. Die Regelung ist in einer den 
Interessen der Beteiligten entsprechenden Weise unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse des Gemeingebrauches vorzunehmen. Der hierbei entstehende 
Schaden ist dem Beteiligten insoweit zu ersetzen, als er nicht durch den 
sich für ihn ergebenden Nutzen aufgewogen wird (§ 82). 

„Überblickt man das Vorstehende, welches sich auf die Einleitung von 
Wasser und Ähnlichem, also in erster Linie von Abwässern in die Flüsse, 
bezieht, so tritt für die Trinkwasser entnehmenden Gemeinwesen zweifellos 
eine nicht unwesentliche Besserung ein. Schon die Mitteilung über die Ein¬ 
leitung von Wässern an die Polizeibehörde ist von Bedeutung. 

„Sehr gut ist auch die Bestimmung, daß durch das Einleiten die Be¬ 
einträchtigung anderer nicht statthaben darf und daß bestimmte Maßnahmen 
zur Verhinderung der Verschmutzung vorgeschrieben werden können. Das 
ist zwar schon bei der Konzessionierung nach der Gewerbeordnung möglich, 
aber hier kommt der Faktor der zeitigen Konzessionierung als neu und wichtig 
hinzu. Waren früher die Konzessionen oder für die Kommunen die Erlaubnis 
zur Einleitung der Abwässer erteilt, so wurden sie vielfach in rücksichtslosester 
Weise auBgenutzt, weil eine Konzessions- oder Erlaubnisentziehung nicht oder 
doch sehr schwer möglich war. Wird nur auf Zeit konzessioniert, dann ist 
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eine vorsichtigere Ausnutzung des Gestatteten bei weitem besser garantiert, 
als bei der jetzigen Rechtslage. Auch ist ein rascheres und kräftigeres Ein¬ 
greifen nach Einrichtung der Schauämter eher möglich, als jetzt. 

„Nicht unwichtig ist die Bestimmung über den Ausgleich. In dieser 
Richtung ist früher, als man noch nicht über so reiche Erfahrungen verfügte, 
viel gesündigt worden. Man konzessionierte eine Anlage und ging mit det 
Zulassung der Abwässer im berechtigten Interesse der Industrie und der 
Kommunen ziemlich hoch, dann kam eine zweite, der man auch soweit als 
angängig entgegenkam, es kam die dritte und vierte usw. Die Folge war, 
daß man trotz der für die einzelne Anlage nicht zu weit gehenden Konzession 
doch zuletzt zu einer enormen Überlastung des Wasserlaufes gelangte, welche 
für die anderen Benutzer, also auch für die Wasserleitungen, unerträglich war. 
Es sei erinnert an die Industrien, welche viel Salze in den Wasserlauf schicken, 
und die zusammen den Fluß so versalzen können, daß sein Wasser als 
ein gutes Trink- und Hausgebrauchswasser nicht mehr anzusehen ist 
Dadurch, daß man jetzt zahlreiche Konzessionen nur auf Zeit erteilt, ist eine 
bessere Rücksichtnahme auf das Ganze zweifellos möglich. Hierdurch kommt 
in die Industrie eine gewisse Unsicherheit; aber einerseits läßt sich das nicht 
ganz vermeiden, und andererseits hat das industrielle Unternehmen die Be¬ 
rechtigung, nach Ablauf der Frist eine Verlängerung zu verlangen, sofern 
nicht überragende Interessen des öffentlichen Wohles oder andere Rücksichten 
von überwiegender wirtschaftlicher Bedeutung entgegenstehen, aber doch nur 
unter den den Zeitverhältnissen entsprechenden Bedingungen, d. h. man kann 
dann dem Petenten, gleichgültig ob Werk ob Stadt, Auflagen machen, welche 
dem derzeitigen Stande der Wissenschaft und der Erfahrung entsprechen. 

„Für die Verleihung ist die Zusammensetzung der Verleihungsbehörde 
von der größten Bedeutung. Ihre Form läßt sich vorläufig noch nicht genau 
übersehen. Die Kommission des Abgeordnetenhauses denkt darüber noch 
anders als die Regierung. Aber wie auch immer der Entscheid fallen mag, 
wir müssen als eine Versammlung, die das öffentliche gesundheitliche Wohl auf 
ihre Fahne geschrieben hat, die Forderung stellen, daß mindestens ein Mit¬ 
glied der verleihenden Behörde und ebenso der beaufsichtigenden Behörde 
die sanitären Verhältnisse vertritt, also ein Sanitätsbeamter sei. Wir müssen 
das um so mehr, als überall bei den verschieden einzurichtenden Behörden 
Wert darauf gelegt wird, daß in ihr Vertreter der verschiedenen Interessenten¬ 
gruppen vorhanden seien. Bis jetzt ist aber auf das gesundheitliche Interesse 
und auf den Sanitätsbeamten im ganzen Gesetz mit kaum einem Wort Rück¬ 
sicht genommen; im § 345 hat man des Kreisarztes einmal gedacht Die 
Kommission hat ihn hier gestrichen, da seine Mitarbeit selbstverständlich sei. 
Zwei Paragraphen weiter weist sie die Kosten, die für Beine und der anderen 
technischen Beamten Hinzuziehung entstehen, der Staatskasse zu. Mein Herr 
Vorredner hat mit Recht hervorgehoben, daß in dem ganzen Gesetz von einer 
Gesundheits8chädigung nicht die Rede sei, bis auf den Fall der Zwangs- 
genossenschaft. Überhaupt hat man in dem Gesetz das Wort gesundheit¬ 
liches Wohl mit großer Vorsicht vermieden. Es ist immer nur vom öffent¬ 
lichen Wohl die Rede; in der Hauptsache aber dient das Gesetz dem juristischen 
Schutz der Wassernehmer und Wassergeber und einer weitgehenden Aus¬ 
nutzung der Wasserkräfte. 
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„Ob es notwendig war, so ängstlich jeden Hinweis auf die gesundheit¬ 
lichen Verhältnisse zu vermeiden, wo man sogar der Förderung der Gewässer¬ 
kunde und des Heimatschutzes (Kommission) gedacht hat, bezweifle ich. 
Unser großer aus Verwaltungsbeamten, Ärzten und Technikern bestehende 
Verein darf aber beanspruchen, daß im konkreten Fall jemand vorhanden ist, 
welcher die gesundheitlichen Verhältnisse zu wahren imstande ist. Nach der 
jetzigen Fassung scheint das nicht überall in ausreichendem Maße geschehen 
zu sein; sofern allerdings eine Polizeiverordnung erlassen wird, hat nach der 
preußischen Dienstanweisung für die Kreisärzte der Landrat den Kreisarzt 
zu hören (§12 der Dienstanweisung). Bei der Konzessionierung gewerblicher 
Anlagen hat der Kreisarzt die ihm mitzuteilenden Vorlagen zu prüfen und 
zu begutachten (§ 91 der Dienstanweisung). Wenn aber der Entwurf Gesetz 
geworden sein wird, so werden in sehr vielen Fällen für die Einleitung der 
Abwässer Verleihungen nachgesucht werden und damit wäre, wenn ich die 
Entwurfsbestimmungen richtig auffasse, der Sanitätsbeamte nach der jetzigen 
Fassung des Entwurfes ausgeschaltet, denn die Verleihungen werden in den 
meisten Fällen durch den Bezirksausschuß gemacht. Die Kreis-, Stadt- und 
Bezirksausschüsse sind aber wohl berechtigt, den Kreisarzt zu hören, indessen 
dazu nicht verpflichtet (§15 der Dienstanweisung). Nun heißt es in § 64, 2, 
die Verleihungsbehörde soll die Wasserpolizeibehörde hören; mir will es jedoch 
richtiger, besser und sicherer erscheinen, wenn der für das gesundheitliche 
Wohl interessierte Herr von vornherein zu diesen so wichtigen Verhandlungen 
hinzugezogen würde. 

„In seiner Stellung zum Landrat und der Ortspolizeibehörde — jedoch 
meines Erachtens nicht ohne weiteres zum Begierungspräsidenten — ist der 
Kreisarzt ein Mitglied der Wasserpolizeibehörde. Sollte meine Annahme 
betreffs des Regierungspräsidenten zutreffen, so würde es notwendig werden, 
den § 327 dahin umzuändern, daß er heißt: Als Berater der Wasserpolizei¬ 
behörden werden Beamte des Ingenieurbaufaches und ein Medizinalbeamter be¬ 
stellt. Mitglied der einzurichtenden Schauämter iBt der Medizinalbeamte nicht, er 
kann nur hinzugezogen werden. Sofern Stromausschüsse oder Wasserbeiräte 
gebildet werden, so müssen zu diesen als Mitglied genommen werden Beamte, 
welche von dem Minister der öffentlichen Arbeiten im Einvernehmen mit dem 
Minister der Landwirtschaft und dem Minister für Handel und Gewerbe zur 
Verfügung gestellt werden. Mir scheint es unerläßlich, daß auch der Minister 
des Innern für diese Zwecke einen Beamten, und zwar einen Sanitätsbeamten 
in den Ausschuß bzw. Beirat entsende. Man könnte meinen, es sei ausreichend, 
wenn man die Mitwirkung der Sanitätsbehörde durch die Ausführungs¬ 
bestimmungen ermöglicht, aber diese Einordnung erscheint mir doch nicht 
der Wichtigkeit der Sache entsprechend. Der für das nicht bloß öffentliche, 
sondern gesundheitliche Wohl sorgende Mann muß durch das Gesetz selbst 
an die richtige Stelle gebracht werden, er hat über die Haupttreppe in das 
Haus hineinzugehen und nicht über die rückwärtsliegende Stiege der Aus- 
führungsvorschriften. 

„Bis jetzt ist nur gesprochen worden von den Abwässern, insofern sie 
einen Einfluß auf die Wasserversorgung haben können. Die Entnahme des 
für die Versorgung erforderlichen Wassers fällt hauptsächlich unter den § 40 
und 41 c: Das Wasser darf ober- oder unterirdisch abgeleitet und verbraucht 
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werden, sofern die Vorflut nicht verändert und der Wasserstand nicht derart 
verändert wird, daß andere in der Ausübung ihrer Rechte am Wasserlauf 
nicht beeinträchtigt werden. Die Kommission hat hinzugefügt: »Geringfügige 
Nachteile kommen nicht in Betracht.» Mit dieser Bestimmung kann man 
auskommen, um so mehr, als auch hier das Verleihungsverfahren statthaft ist 
und Ausgleichbestimmungen getroffen werden können. Letztere sind besonders 
da notwendig, wo mehrere bzw. viele Wasserversorgungen an einem Fluß 
beteiligt sind. Da9 ist z. B. in ausgesprochenstem Maße bei der Ruhr der Fall. 
Sie stellt in der Tat einen Trink- und Nutzwasserfluß in strengstem Wort- 
verstande dar. Aus ihm werden jährlich 275 Mill. cbm Wasser von 
87 Wasserversorgungen für diese Zwecke entnommen. Im Herbst 1911 
traten an der unteren Ruhr wüste Zustände zutage, die vermieden werden, 
wenn die großen Talsperren in Funktion getreten sind, und wenn im Aus¬ 
gleichverfahren die Rechte der einzelnen Versorgungen festgelegt sein werden. 

„Viel wichtiger als die Versorgung mit Flußwasser ist die mit unter¬ 
irdischem Wasser, worunter Grund- und Quellwasser, die hygienisch so streng 
wie möglich auseinander zu halten sind, zusammen gefaßt werden. Unter Grund¬ 
wasser versteht man das im Boden stagnierende oder sich langsam bewegende 
Wasser, welches im fein zerriebenen Material, vor allem in den Kiesen und Sanden 
sich findet, dort bis zu einer gewissen Höhenlage alle Hohlräume ausfüllend. 

„Quellwasser ist dasjenige Wasser, welches in weiteren und weiten 
Kanälen sich im Boden rasch bewegt und einem Ausfluß zuströmt. Hierbei 
ist nicht gesagt, daß es alle Poren, Hohlräume ausfüllt; es fließt Bahnen, die 
sogar nicht selten wechseln. Während dem Grundwasser der Charakter 
großer Beständigkeit zukommt, fehlt dieser bis zu einer gewissen Grenze dem 
Quellwasser. Beide aber, Grund- und Quellwasser, sind in ihrem ganzen 
Wesen viel beständiger als das Oberflächenwasser, und zwar sowohl in ihrer 
chemischen als in ihrer bakteriologischen Beschaffenheit; sind auch bei weitem 
nicht so leicht infizierbar, das eigentliche tiefstehende Grundwasser ist über¬ 
haupt kaum infizierbar. 

„Eine Verschmutzung des Grund- und Quellwassers ist in solcher Aus¬ 
dehnung wie bei dem Oberflächenwasser ausgeschlossen. An letzter Stelle aber 
nicht zuletzt sei erwähnt, daß die Temperatur des Untergrundwassers eine 
wesentlich gleichmäßigere, eine angenehmere ist als die des Oberflächenwassers. 

„Es bat also das Untergrundwasser vor dem Oberflächenwasser gewaltige 
Vorzüge, die auch durch einzelne Ausnahmen, es sei an Breslau erinnert — 
übrigens ein Unikum und völlig unverschuldet —, nicht erschüttert werden, 
im Gegenteil die Ausnahme bestätigt die Regel. Die bei weitem größte An¬ 
zahl der großen und kleinen Gemeinden ist auf unterirdische Wasser an¬ 
gewiesen, und die Hygiene hat das größte Interesse daran, daß die Verwendung 
von Grundwasser möglichst ausgedehnt zur Anwendung komme, weil es nach 
den verschiedensten Richtungen hin dem Quell- und Oberflächenwasser vor- 
zuziehen ist. 

„Wo unterirdisches Wasser vorhanden war, stand bis jetzt seiner freien Ver¬ 
wendung gesetzlich wenig im Wege. Es konnte ohne Rücksicht auf die Umlieger 
geschöpft, gebraucht und verbraucht, also abgeführt werden. Dabei machte 
es für die Entnehmer nichts aus, ob das Grundwasser in der Umgebung 
gesenkt wurde, ob Brunnen versiegten und Quellen versagten. 
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„Mir scheint, daß dieser Rechtszustand nicht der richtige war. Der 
vorliegende Entwurf will ihn ändern. 

„Nach ihm darf unterirdisches Wasser nur dann frei benutzt werden, wenn 
nicht Rechte Dritter entgegenstehen, oder die Wasserläufe schädigend beeinflußt 
werden. Der Eigentümer eines Grundstückes darf das unterirdische Wasser 
zum Gebrauch oder Verbrauch nicht dauernd im weiteren Umfange für die 
eigene Haushaltung und Wirtschaft zutage fördern, wenn dadurch der 
Wassergewinnungsanlage oder der benutzten Quelle eines anderen das Wasser 
entzogen, oder wesentlich geschmälert, oder die bisherige Benutzung des Grund¬ 
stückes eines anderen erheblich beeinträchtigt, oder der Wasserstand eines 
WaBserlaufes oder Sees derart verändert wird, daß andere in der Ausübung 
ihrer Rechte daran beeinträchtigt werden. Den Geschädigten steht ein An¬ 
spruch auf Unterlassung nicht zu, wenn der aus der Zutageförderung zu er¬ 
wartende Nutzen den ihm erwachsenden Schaden erheblich übersteigt, oder 
wenn das Unternehmen dem öffentlichen Wohl dient. Sie können jedoch die 
Einrichtungen fordern, durch die der Schaden verhindert wird. Für den nicht 
verhüteten oder nicht ausgeglichenen Schaden ist Ersatz zu leisten. 

„Durch diese Bestimmung ist das Recht der Umlieger in zweckentsprechen¬ 
der W'eise gewahrt. Für die Fortleitung des unterirdischen Wassers über die 
Grenze des Grundbesitzes hinaus ist eine polizeiliche Genehmigung erforderlich. 
Letzteres wird verlangt, um eine schnellere Entscheidung als unter Beschreitung 
des Rechtsweges zu ermöglichen. 

„Der Eigentümer eines Grundstückes ist nicht befugt, Stoffe in den Boden 
einzuleiten, durch die das unterirdische Wasser zum Nachteil anderer ver¬ 
unreinigt wird; ausgenommen ist jedoch die Düngung der Grundstücke, die 
stets statthaben darf, ln dem letzten Satz wird ein bestehendes Recht erneut 
anerkannt. In den Motiven zu dem Gesetz heißt es, daß durch die Düngung 
von Grundstücken Schädigungen kaum zu fürchten seien, da in den geordneten 
landwirtschaftlichen Betrieben weder natürlicher noch künstlicher Dünger in 
solchem Maße auf die Grundstücke gebracht wird, daß eine nachteilige Be¬ 
einflussung des Wassers eintritt. Diese Fassung schließt schon ein, daß in 
ungeordneten landwirtschaftlichen Betrieben nachteilige Beeinflussungen möglich 
sind. Dem soll nicht widersprochen werden. Aber auch in geordneten Be¬ 
trieben ist es möglich, sofern nur der Boden durchlässig genug ist, also die 
Dungstoffe nicht genügend zurückhält. Das ist im Gebirge beinahe die Regel. 

„Wiederholt ist vorgekommen, daß Quellen von oberhalb liegenden Grund¬ 
stücken infiziert, oder in hohem Maße verschmutzt wurden. Schon das Hinauf¬ 
lassen von Jauche auf eine Wiese kann eine intensive Verschmutzung und 
eine schlimme Infektion des Wassers bewirken. Gewiß ist zuzugeben, daß 
die Gefahr dort nicht besteht, wo im tiefgründigen Boden, tief unter der 
Oberfläche ein eigentliches Grundwasser steht. Wo jedoch die Quelläufe dicht 
unter der Erdoberfläche fließen, da ist eine solche Gefahr zweifellos vorhanden. 
Auf sie nimmt auch die Erläuterung zum § 11 der »Anleitung für die Ein¬ 
richtung, den Betrieb und die Überwachung der Wasserversorgungsanlagen, 
die nicht ausschließlich technischen Zwecken dienen“, entsprechende Rücksicht. 

„Es bleibt den Kommunen, deren Wasser so bedroht ist, nur übrig, 
das gefährdende Gelände freihändig oder im Enteignungsverfahren zu er¬ 
werben. 

11 * 
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„Für die Städte kommen als ungünstig in Betracht die weitgehenden Ent¬ 
schädigungen für eventuell uneingetretene oder supponierte Schädigungen 
der Umlieger. Wenn irgendwo regelmäßig aus dem Boden Grundwasser 
entnommen wird, so tritt dadurch zuweilen eine dauernde, nicht unerhebliche 
Senkung des Grundwasserspiegels ein. Werden die Paragraphen, die sich 
auf das unterirdische Wasser beziehen, besonders in der Fassung der Kommission, 
die überall zunutzen der Umlieger, zuungunsten der Entnehmer verschärft 
worden ist, angenommen, so werden bei jeder Wasserversorgungsanlage, die 
eingerichtet wird, Klagen über Klagen auftreten. Jeder einzelne, der im¬ 
stande ist, das Sinken des Grundwassers nachzuweisen, wird daraus die Be¬ 
rechtigung ableiten, Ersatzansprüche zu stellen; allerdings, wie man annehmen 
muß, meistens zu Unrecht, denn das Sinken des Grundwassers bedeutet noch 
keine Schädigung. Zuzugeben ist, daß eine Anzahl Pflanzen ihr Wasser nur 
bis zu einer bestimmten Tiefe nehmen können. Ist das Wasser in dieser 
Tiefe nicht vorhanden, so gehen sie zugrunde, aber andere Pflanzen, die nicht 
so anspruchsvoll sind, treten ohne weiteres an ihre Stelle. Zuzugeben ist 
weiter, daß ältere Baumbestände, denen man das Grundwasser entzogen hat, 
in ihrem Wachstum für einige Zeit stehen bleiben, oder auch absterben können. 
Weiterhin ist zuzugeben, daß durch die Fortnahme des Wassers ein Wiesen¬ 
ertrag geringer werden kann. Aber alles das sind noch nicht ohne weiteres 
Schädigungen. Man muß bedenken, daß der Grundwasserstand in den ver¬ 
schiedensten Höhen liegt und trotzdem wird überall mit Erfolg Ackerbau 
getrieben; die Pflanzen passen sich eben dem Wasserstande in bester Weise 
an. Nur da, wo das Grundwasser recht hoch steht, ist der Ackerbau behindert. 
Dort finden sich die sauren Wiesen. 

„Wenn der Entwurf in seinen Motiven sagt, daß notorisch an vielen Stellen 
große Schädigungen durch Absenkung des Wasserbestandes entstanden seien, so 
wäre es meiner Ansicht nach bei einem so wichtigen Gesetz Pflicht gewesen, diese 
Schädigungen einzeln, und so, daß sie kontrolliert werden können, anzuführeu. 
Die Klagen über Schäden durch Senkung des Grundwassers sind alt, aber 
nichtsdestoweniger zu einem großen Teil mangelhaft begründet. Im Jahre 1903 
ist von seiten der Schriftleitung des Journals für Gasbeleuchtung und Wasser¬ 
versorgung (R. Oldenbourg-München) eine Umfrage gemacht über die Schäden 
der Grundwassersenkung, und dabei hat sich sehr wenig Positives ergeben. 

„Es kommt aber auch das Gegenteil vor; durch die Fortnahme des 
Wassers wird die Fruchtbarkeit erhöht. So kenne ich weite Wiesenflächen, 
die nur saures Gras lieferten, und die durch konstante Wasserentnahme zu 
gut tragenden Weizenfeldern geworden sind. Mir ist eine Stadt Nord¬ 
deutschlands bekannt, die vor 40 Jahren eine Wasserleitung einrichtete. Sie 
hatte dem damaligen Stande der Wissenschaft entsprechend nur ein Servitut 
auf einen Streifen Land von 6 m Breite erworben, um immer an ihre Rohre 
heran zu können. Damals hätte sie das ganze Gelände für ein paar tausend 
Mark erwerben können. Durch die künstliche Entwässerung wurden aus den 
sauren Wiesen gute Wiesen und aus den guten Wiesen Ackerland. Wiese 
und Acker wurden reichlich gedüngt. Hinzu kam, daß auf dem betreffenden 
Gelände nach Findlingen gesucht wurde, da andere Steine in der Nähe fehlten. 
So war es kein Wunder, daß Trübungen und hohe Keimzahlen, bedingt durch 
das Wühlen und die Düngung, sich im Wasser bemerkbar machten. Die 
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Stadt mußte daher das Land, das sie selbst in so hervorragender Weise ver¬ 
bessert hatte, nun für schweres Geld kaufen. 

„Wenn Wiesen durch die Wasserentnahme zugrunde gehen, und da¬ 
durch sogar der Wirtschaftsbetrieb ein anderer werden kann, so liegt darin 
noch durchaus nicht immer eine Schädigung. Diese tritt erst dann ein, wenn 
trotz der Anpassung an die Verhältnisse nicht der gleiche Geldertrag wie 
vorher erzielt wird. Um das zu erkennen, sind lange Zeiträume notwendig. 
Wo wirklich Schädigungen eintreten, da muß ohne Frage der Wasserentnehmer 
den Schaden tragen. 

„Wenn durch die Spiegelabsenkung des Grundwassers die Brunnen 
trocken werden, so ist es selbstverständlich Pflicht der Wasserentnehmer, Ein¬ 
richtungen zu treffen, die dieses verhüten, oder es ist von ihnen ein entsprechen¬ 
der Schadenersatz zu leisten. Meistens wird man sich in der Weise helfen, 
daß man die geschädigten Brunnenbesitzer an die Wasserleitung anschließt. 

„Unser verehrter Herr Referent hat bereits klar und deutlich darauf 
hingewiesen, daß es für die Städte von Belang sei, Wasser billig zu bekommen, 
weil billiges Wasser einen reichlichen Wasserverbrauch bedeutet, und der vom 
gesundheitlichen Standpunkte aus anzustreben sei. Leider wird jedoch das 
Wasser nach dem Entwurf versteuert. 

„Da der Staat Eigentümer der Flüsse ist, so wird ihm das Recht zu¬ 
geschrieben, für die Entnahme von Wasser ein Entgelt zu verlangen; dasselbe 
soll jedoch bei gemeinnützigen Unternehmungen, die bestimmungsgemäß nicht 
auf die Erzielung eines Gewinnes gerichtet sind, in der Regel nicht erhoben 
werden. Man darf wohl annehmen, daß das bei Wasserversorgungen nie der 
Fall sein wird. Man muß auch sagen, daß eine Besteuerung des Wassers, 
denn das würde es zuletzt doch sein, dem Geiste der Zeit nicht entsprechen 
würde. Nebenbei sei erwähnt, daß es eigentümlich anmutet, wenn die Land¬ 
wirtschaft für die Bewässerung ihrer Grundstücke nicht zu zahlen braucht, 
während die Industrie für das entnommene Wasser zahlen soll. Die Bestimmung 
ist eine derjenigen, aus welchen trotz des offenbar vorhandenen besten Be¬ 
strebens, Licht und Schatten möglichst gleichmäßig zu verteilen, die innige 
Liebe des Entwurfes zur angestammten notleidenden Landwirtschaft und die 
Bevorzugung dieses erstgeborenen Kindes deutlich hervortritt. 

„Bei der Versorgung mit unterirdischem Wasser sind die Städte schon 
durch den erwähnten Bundesratsbeschluß vom 16. Juni 1906 ermahnt, Schutz¬ 
zonen zu schaffen, d. h. das Land anzukaufen, dessen Bewirtschaftung nach 
irgend einer Seite hin der Wasserversorgung schädlich werden könnte. Zu 
fürchten ist, daß mit Rücksicht auf die entstehenden Entschädigungsansprüche 
einerseits die Städte zu größeren Erwerbungen, als notwendig sind, angeregt 
werden, und daß sie andererseits mit Rücksicht auf die hohen Kosten, die 
nach dem Entwurf in dem Schutz des Dritten liegen, sich von der Einrichtung 
oder Vergrößerung der Wasserbezüge abhalten lassen werden. Die Kommission 
hätte besser getan, die § 175 bis 183 nicht zu verschärfen zunutzen des 
bäuerlichen Gewinnes, sondern sie abzumildern zunutzen des öffentlichen 
Wohles, welches hier bei den Städten liegt. 

„Eine wesentliche Verbesserung gegen früher ist darin zu erblicken, daß 
nunmehr die Durchleitung von Wasserleitungsrohren durch Grundstücke von 
dem Eigentümer geduldet werden muß, sofern ein anderer Weg nicht zweck- 
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mäßig oder nur mit erheblichen Mehrkosten benutzt werden kann. Für die 
Durchleitung und die Unterhaltung der Leitung ist ein Entgelt zu zahlen. 

„Der Entwurf hatte vorgesehen, die beim Inkrafttreten des neuen Ge¬ 
setzes bereits bestehenden Rechte betreffs der unterirdischen Wässer zu er¬ 
halten, auch über die im § 177 bis 180 gezogenen Schranken hinaus. Die 
Kommission stimmt dem zu, fügt jedoch den Zusatz bei, daß die durch das 
Inkrafttreten des Gesetzes zunächst Benachteiligten die Herstellungen von Ein¬ 
richtungen fordern könnten, durch die der Schaden verhütet oder ausgeglichen 
werde. Wo das nicht angängig sei, wäre unter Abwägung aller in Betracht 
kommenden Verhältnisse nach billigem Ermessen Schadenersatz zu leisten. 

„Über die verwaltungstechnische Seite dieser Frage kann ich mich nicht 
äußern, ich bin nicht Jurist, aber nachträglich den Städten, die in gutem 
Glauben gehandelt haben, noch eine solche Auflage zu machen, erscheint vom 
gesundheitlichen Standpunkte aus bedenklich, da die Wasserversorgungs- 
aiilagen vielfach so erhebliche Kosten verursachten, daß die Kommunen damit 
an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt sind. Würden sie diese 
Bestimmungen geahnt haben, so würden sie jedenfalls anders gehandelt haben, 
und manche Kommunen wären der Aufforderung der Aufsichtsbehörde, eine 
Zentralversorgung einzurichten, nicht nachgekommen. 

„Im großen ganzen liegt in dem Entwurf des neuen Wassergesetzes eine 
hygienische Verbesserung gegenüber den jetzigen Verhältnissen; aber es sind 
in ihm auch Schwächen. Vor allem ist zu wünschen, daß an den begut¬ 
achtenden und entscheidenden Stellen auch Leute stehen, welche das gesundheit¬ 
liche Wohl gemäß ihrer Vorbildung zu vertreten imstande sind. Sodann 
darf der Benutzung des Grundwassers für die Zwecke der Wasserversorgung 
der Kommunen trotz der anzuerkennenden Rechte der Anlieger kein so 
starker Riegel vorgeschoben werden, wie das in dem Grundwasserparagraphen 
des Entwurfes geschieht. Insbesondere ist erwünscht, daß die von der 
Kommission in diese Paragraphen hineingebrachten Änderungen als dem 
öffentlichen Wohl entgegenstehend wieder beseitigt werden.“ 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Besprechung: 

Justizrat Dr # Baumert (Spandau): „Meine geehrten Herren! Ich 
möchte, anknüpfend an das Schlußwort des ersten Berichterstatters, der 
preußische Wassergesetzentwurf möchte ein Vorbild für ein deutsches Wasser¬ 
gesetz werden, eine Bitte aussprechen. Wir sind doch hier nicht bloß Preußen, 
wir sind doch Männer deutscher Zunge, auch aus Österreich und der Schweiz. 
Ehe der preußische Wassergesetzentwurf erschien, war der österreichische 
mindestens schon einen Monat laug veröffentlicht worden, und einige Monate, 
nachdem der preußische Entwurf erschienen war, veröffentlichte die Schweiz 
einen Wassergesetzentwurf. Warum ist nicht die Möglichkeit gegeben, die 
fast gleichzeitig erscheinenden Gesetzentwürfe von Österreich und der Schweiz 
dabei zu berücksichtigen? Das wäre nicht nur eine höfliche Rücksichtnahme 
gewesen, sondern es würde auch der Sache gedient und sie gefördert haben. 
Nämlich was das Grundwasser betrifft, so regelt der österreichische Entwurf 
auch das Grundwasser, und zwar im großen und ganzen im Sinne des preußi¬ 
schen Entwurfes, obwohl man den preußischen Entwurf in Österreich nicht 
gekannt hat, und ich glaube, daß der erste Berichterstatter sich günstiger 
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über die Bestimmungen des preußischen Entwurfes, betreffend das Grund¬ 
wasser, ausgesprochen hätte, wenn er die österreichischen Bestimmungen hätte 
mitteilen können. Was die Verleihung auf Zeit betrifft, so hat der erste Herr 
Berichterstatter vorgetragen, daß, wenn es sich um Verunreinigung eines 
Wasserlaufe8 handelt, die Kommission die Bestimmung hineingebracht hat, 
daß diese Berechtigung hierzu nur auf Zeit verliehen werden darf. Der 
österreichische Entwurf hat nun die Vorschrift, daß derjenige, dem ein Wasser¬ 
recht auf Zeit verliehen ist, berechtigt ist, fünf Jahre vor Ablauf der Frist 
wieder um neue Verleihung einzukommen, und nun führte der erste Bericht¬ 
erstatter aus, daß diese Bestimmung die Kommission angenommen habe. Das 
ist leider nicht ganz zutreffend. Nach den Kommissionsbeschlüssen heißt es 
nur: Nach Ablauf der Zeit kann wieder um die Verleihung eingekommen 
werden. Sachentsprechend ist es jedoch, wenn dies schon mehrere Jahre 
vorher geschehen darf. Der österreichische Gesetzentwurf hat auch sonst 
besser, zutreffender und eingehender die Frage der Verleihung auf Zeit 
entschieden als der preußische. 

„Der österreichische Entwurf enthält die Bestimmung: Ein Triebwerk 
dürfe nicht auf kürzere Zeit als 60 Jahre verliehen werden. Dies ist der 
Mindestzeitraum, weil ein 40 jähriger Zeitraum in Österreich sich als ungenügend 
erwiesen habe. Es sollte auch sonst bei uns ein Mindestzeitraum bei der Ver¬ 
leihung auf Zeit vorgeschrieben werden, damit doch wenigstens ein Anhalt für 
die Behörde gegeben wird. Sonst erscheint die Zeitbegrenzung allzu willkürlich. 

„Dann ist bezüglich des Wasserzinses vorgetragen worden, daß von 
diesem auch die Gemeinden getroffen werden. Nach den Entwürfen vielleicht, 
nach den Beschlüssen der Kommission sicher nicht. Es lautet nämlich § 106e 
des Entwurfes wie folgt: 

„Bei gemeinnützigen Unternehmungen, die bestimmungsgemäß nicht auf 
die Erzielung eines Gewinnes gerichtet sind, wird eine Gebühr in der Regel 
nicht erhoben. 

„Sind denn die Wasserwerke der Gemeinden nicht gemeinnützig? Ich 
erkläre alle wasserwirtschaftlichen Anlagen einer Gemeinde für gemeinnützig. 
Anderenfalls muß die Bestimmung hinzugefügt werden, daß alle wasserwirt¬ 
schaftlichen Einrichtungen einer Gemeinde als gemeinnützige zu betrachten sind. 

„Also einen Wasserzins dürfen und sollen die Gemeinden nicht zahlen, und 
wenn es irgendwo in der Fassung nicht klar ist, so müßte es noch besonders 
gesagt werden. In dieser Beziehung hätte uns auch der österreichische Entwurf 
vorbildlich sein können, welcher die Gemeinden in vielen Beziehungen bevorzugt. 

„Nun sind die Beschlüsse der Kommission von beiden Berichterstattern, 
am meisten aber vom ersten, getadelt worden. Ich stehe auf dem Standpunkt, 
daß die Beschlüsse der Kommission im allgemeinen als wirkliche Verbesserungen 
anzuerkennen sind bis auf einige Kleinigkeiten. So hat z. B. die Kommission 
den Notwasserweg zum Fluß gestrichen (§ 310), meines Erachtens mit Unrecht. 
Da stehe ich im Gegensatz zum ersten Redner. 

„In bezug auf die Schadenersatzfrage halte ich die Beschlüsse der 
Kommission für wesentliche Verbesserungen. So hat bezüglich der wider¬ 
rechtlichen Verunreinigung der Flüsse die Kommission den Unternehmer der 
Anlage für schadenersatzpflichtig erklärt, wenn er nicht beweist, daß höhere 
Gewalt den Schaden herbeigeführt hat, während man bisher den besonderen 
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Nachweis eines Verschuldens erforderte. Das Reichsgericht hat allerdings 
diesen Nachweis dann nicht als erforderlich erklärt, wenn der Beschädigte 
kein Recht hatte, der schadenbringenden Anlage zu widersprechen und ihre 
Beseitigung nicht fordern kann. Der Ausführung eines verliehenen Rechtes 
kann man aber nicht widersprechen.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort: 

Referent, Stadrat Dr. Luther (Magdeburg): „Meine sehr geehrten 
Herren! Meine Voraussage, daß in der Debatte, wie es auch bei den Vor¬ 
trägen der Fall war, das juristische Moment im Vordergrund stehen würde, 
hat sich in der, meiner Meinung nach, viel zu kurzen Diskussion als richtig 
bewährt. Denn es sind nur juristische Fragen, die behandelt worden sind; 
sehr interessante Fragen, die Herr Dr. Baumert erörtert hat. Den öster¬ 
reichischen Entwurf mit heranzuziehen, war für mich eine Versuchung; ich 
habe ihr aber widerstanden, weil ich mir sagte: Wir kommen damit zu sehr 
in die Breite. Wenn ich schon vorgetragen habe, was in den übrigen größeren 
deutschen Bundesstaaten gilt, da würde ich durch die Heranziehung Österreichs 
zu vielseitig geworden sein. 

„Was die Verlängerung der auf Zeit erteilten Verleihungen anbetrifft, 
so habe auch ich angedeutet, daß ich mit der Lösung der Kommission in 
verwaltungstechnischer Beziehung nicht ganz einverstanden bin. Ich kann 
hinzufügen, daß ich genau dasselbe Bedenken hege wie Herr Dr. Baumert 
Darüber, ob die Festsetzung einer Mindestfrist sich empfiehlt, kann man ver¬ 
schiedener Meinung sein. In Österreich hat man 60 Jahre gewählt, Herr 
Dr. Baumert hat von der Möglichkeit gesprochen, bis auf 10 Jahre herab¬ 
zugehen. Wir werden, wie wir die ganze Gestaltung der Wasserordnung in 
die Hände der Verleihungsbehörde legen müssen, auch diese Frage mit einem 
gewissen Vertrauen in ihre Hand legen können. 

„Die Schwierigkeiten beim Wasserzins liegen nicht in dem Begriff der 
Gemeinnützlichkeit; den lege ich genau so aus wie Herr Baumert. Ich habe 
vielmehr darauf hingewiesen, daß darüber, wo der Gewinn anfängt, zwischen 
der Aufsicht führenden Staatsbehörde und den einzelnen Städten Differenzen 
entstehen können. Diese Befürchtung gründet sich auf praktische Erfahrungen, 
die ich als Verwaltungsbeamter gemacht habe. 

„Dann ist mir nicht eingefallen, die Beschlüsse der Kommission allgemein 
zu tadeln. Ich habe mich wohlweislich gehütet, eine allgemeine Zensur zu 
erteilen, ich habe nur widersprochen, wo es nötig ist. 

„Und endlich noch die Frage der Schadenersatzansprüche. Da bin ich 
mißverstanden. Ich habe nicht gesagt, daß man die Verunreinigung nicht 
unter ein scharfes Schadenersatzrecht stellen sollte. Ich habe gesagt: Nach¬ 
dem das preußische Wassergesetz Ordnung geschaffen hat, muß es auch dafür 
sorgen, daß ernstlich Ordnung herrscht. Aber ich habe hinzugesetzt: Es ist 
ein bißchen viel zusammengehäuft. Zivilrechtliche HaftungsVorschriften mögen 
eingeführt werden. Aber die Gefängnisstrafe scheint mir über die Grenzen 
hinauszugehen, und ich habe mit dieser Ansicht den Geheimen Oberregierungs¬ 
rat Holtz vom preußischen Landwirtschaftsministerium auf meiner Seite/ 

Korreferent, Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner (Jena) verzichtet auf das 
Schlußwort. 
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Vorsitzender: Gohoimer Baurat Pütürs : Meine Herren! Damit wäre 
auch dieser Punkt der Tagesordnung erledigt. Es ist ja zwar bedauerlich, 
daß die Diskussion nicht größere Dimensionen angenommen hat, als es tat¬ 
sächlich der Fall gewesen ist. Ich glaube aber, und es werden alle mit mir 
darin übereinstimmen, daß die ganze Versammlung mit den Ausführungen 
der beiden Herren Berichterstatter grundsätzlich einverstanden gewesen ist. 
Es ist ja vielleicht auch richtiger, daß wir bei dieser überaus schwierigen 
Materie hier nicht weiter auf Einzelheiten eingegangen sind. Ich glaube, 
das ist sogar ein Vorzug, denn dieses ganze Gebiet und die einschlägigen, 
zumal juristischen Fragen sind so schwieriger Natur, daß uns tatsächlich mit 
dem weiteren Eingehen darauf kaum gedient gewesen wäre! 

„Meine hochverehrten Herren! Daß wir vortreffliche Referate von den 
beiden Berichterstattern zu erwarten haben würden, das haben wir alle voraus- 
gesezt; aber ich glaube, beide Herren haben durch ihre Referate unsere Er¬ 
wartungen noch übertroffen. 

„Und nun, meine verehrten Damen und Herren, stehen wir am Schlüsse 
unserer diesjährigen Tagung. Wenn wir auf ihren Verlauf zurückblicken, 
so glaube ich, kann es nur mit einem Gefühle der Genugtuung geschehen! In 
erster Linie haben wir das den außerordentlich trefflichen, mit Meisterschaft 
vorgetragenen, mit außerordentlichem Fleiß ausgearbeiteten Referaten zu 
verdanken, ferner den Herren, die sich so rege an der Diskussion beteiligt 
haben; ihnen allen den herzlichsten Dank unseres Vereins. Aber noch weiter 
haben wir auch wohl den Erfolg der diesjährigen Tagung zu verdanken 
den auf die Tagesordnung gesetzten Vorhandlungsstoffen selbst, denen jeden¬ 
falls eine zeitgemäße Bedeutung von eminenter Wichtigkeit, zumal für alle 
städtischen Verwaltungen beizumessen gewesen ist. Gestatten Sie mir, in 
dieser letzteren Beziehung noch einige wenige Bemerkungen zu machen. 

„Man hat ja in der letzten Zeit öfter von einem gewissen Ab wirtschaften 
der hygienischen Fragen gehört, das sich auch in unserem Verein bemerkbar 
gemacht habe und erklärlich erscheine, weil die großen bedeutenden Fragen 
der Städtehygiene, der Kanalisation, der Wasserversorgung, der Verhütung 
und Bekämpfung der epidemischen Krankheiten usw., so gut wie erledigt 
seien. Hiernach wäre so weit aufgearbeitet, daß auch unserem Deutschen 
Verein für öffentliche Gesundheitspflege kaum noch Wesentliches zu tun übrig 
geblieben sei. Nun, meine hochverehrten Herren, daß dem nicht so ist, das 
beweist der Verlauf unserer diesjährigen Tagung! Nichtsdestoweniger 
erschienen die Mahnungen der Herren Oberbürgermeister von Borscht und 
Geheimen Medizinalrat Professor Dr. Roth durchaus beherzigenswert, welche, 
wie Ihnen vielleicht noch in Erinnerung sein wird, gelegentlich der Tagungen 
von Elberfeld 1910 und Dresden 1911 uns zugerufen sind und darauf 
ausgingen, daß es dringend erwünscht wäre, wenn alle zur öffentlichen 
Gesundheitspflege berufenen und bewährten Kräfte sich fester , inniger 
Zusammenschlüssen, und zwar das unter dem einenden und schützenden 
Dach des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. Meine ver¬ 
ehrten Damen und Herren! Ich und wahrscheinlich Sie allesamt befinden uns 
sicherlich auf demselben Standpunkt, um so mehr, als wir noch unter den 
gewaltigen Eindrücken stehen, die wir von der glänzenden Hygieneausstellung 
von Dresden vorigen Jahres mit ihren außerordentlichen Errungenschaften 
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empfangen haben. Sie hat uns einen Ausblick auf das weite Gebiet der Hygiene 
erschlossen, das uns tatsächlich als unbegrenzt, unermeßlich und unerschöpflich 
erschienen ist. Wir Vertreter der Hygiene danken das aufrichtig der Dresdener 
Ausstellung von 1911, und Sie werden mir zugestehen, daß durch diese groß¬ 
artige Hygieneschau insbesondere dem Deutschen Verein für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege in seinen Zielen ein ganz wesentlicher Vorschub geleistet worden ist! 

„Meine hochverehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir können ohne 
Sorge in die Zukunft des Vereins blicken, sofern wir uns nur alle selbst getreu 
bleiben! Halten wir fest an den bisherigen Tendenzen des Vereins und den 
alten Traditionen, die sich in fast vier Jahrzehnten so glänzend bewährt haben! 
Das kann uns nicht schwer werden, denn schließlich ist uns doch allen unser 
Deutscher Verein für öffentl. Gesundheitspflege nachgerade ans Herz gewachsen! 

„Ich habe schließlich noch die besonders angenehme Pflicht, dem Herrn 
Oberbürgermeister Dr. Bender herzlich zu danken, der mit solch regem 
Interesse an unseren Verhandlungen, noch dazu an sämtlichen Sitzungstagen 
teilgenommen hat. Ich habe ihm zu danken für die liebenswürdige Auf¬ 
nahme in den gastlichen Mauern Breslaus; ich habe zugleich zu danken den 
städtischen Behörden von Breslau für die vortreffliche Festschrift, die uns 
eingehändigt ist und bei der die volle Würdigung des gediegenen wissen¬ 
schaftlichen Inhalts natürlich uns Vorbehalten bleiben muß, bis wir an unseren 
stillen heimatlichen Herd zurückgekehrt sind. Ich habe weiterhin den Herren 
vom Ortsausschuß und den Damen des Damenausschusses dafür zu danken, 
daß sie sich der liebenswürdigen Mühe der Vorbereitung und Führung 
während der jetzigen Tagung unterzogen haben. 

„Und damit wären wir am Schlüsse der Verhandlungen, vor deren Schluß 
ich noch Herrn Geheimrat Professor Dr. Roth das Wort erteile.“ 

Geheimer Medizinalrat Prof. Dr. Roth (Potsdam): „Meine Damen 
und Herren! Bevor wir auseinandergehen, haben wir noch eine Dankespflicht 
zu erfüllen. Daß die diesjährige Tagung einen so harmonischen und glänzenden 
Verlauf genommen hat, verdanken wir einmal dem Ausschüsse des Vereins, 
der die Aufgabe hat, die Themata und die geeigneten Referenten auszuwählen, 
Daß er diesmal eine besondere glückliche Hand gehabt hat, beweist der Verlauf 
der Verhandlungen. Wir haben aber weiter zu danken dem Vorstand, und zwar 
in erster Linie dem Herrn Präsidenten für seine jederzeit sachliche und ruhige 
Geschäftsführung und weiter dem Herrn Generalsekretär Professor Dr. Pröb¬ 
sting, dessen Arbeit überwiegend hinter den Kulissen sich abspielt und die 
nur der voll zu würdigen weiß, der selber einmal im Ausschüsse tätig war. 
Endlich gebührt unser Dank dem weiteren Vorstand. Allen diesen Faktoren 
verdanken wir es, daß die 37. Versammlung unseres Vereins einen so schönen 
und harmonischen Verlauf genommen hat. Ich bitte, diesen unseren Dank 
durch Erheben von den Plätzen zum Ausdruck zu bringen.“ 

Vorsitzender, Geheimer Raurat Peters: „Meine Damen und 
Herren! Ich danke Ihnen im Namen des Vorstandes aufs herzlichste für 
die freundliche Anerkennung und wünsche fröhliche Heimkehr und frohes 
Wiedersehn auf dem nächsten Kongreß. Damit schließe ich die Versammlung.“ 

Schluß nach 2 Uhr. 
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Naturwissenschaft!.-Techn. Volksbücherei der Deutschen 
Naturwissenschaftlichen Gesellschaft E. V. Herausgegeben 
von Dr. Bastian Schmid. Leipzig, Theod. Thomas, Geschäftsstelle 
der Deutschen Naturwissenschaftlichen Gesellschaft E. V. 

Nr. 1. Die Bakterien. Von Dr. Hugo Fischer-Berlin. 48 S. Mit 
Abbildungen. Preis 0,20 Jft. 

Nr.2. Wie unsere Ackererde geworden ist. Von Dr. E. Blanck, 
Geolog. Institut der Universität Breslau. 48 S. Preis 0,20 tM. 

Nr. 3 bis 5. Die Eisenbahn. Von Universitätsprof. Dr. K. Schreber- 
Greifswald. 132 S. Mit Abbildungen. Preis 0,60 e/#. 

Nr. 6. Wetterkunde. Von Gymnasialoberlehrer Wernicke - Marien¬ 
werder. 42 S. Mit Abbildungen. Preis 0,20 JL. 

Nr. 7 bis 9. Bilder aus dem Vogelleben. Von Dr. J. Gengier- 
Erlangen. 160 S. Mit Abbildungen. Preis 0,60*^. 

Nr. 10 bis 12. Die Elektrizität im täglichen Leben. Von Ober¬ 
lehrer L. Wunder-Sendelbach. 142 S. Mit Abbildungen. Preis 
0,60 iAL, 

Nr. 26 bis 28. Die Chemie der menschlichen Nahrungsmittel. Von 
Dr. H. Bauer, Privatdozent an der Kgl. Technischen Hochschule 
in Stuttgart. 120 S. Mit Abbildungen. Preis 0,60 
Die Büchlein verdanken ihr Entstehen dem Bestreben der Deutschen 
Naturwissenschaft!. Gesellschaft, „die Errungenschaften der Naturforschung 
in gediegener und zugleich gemeinverständlicher Weise in die weitesten 
Kreise zu tragen“. Dieser Zweck dürfte mit ihrer Verbreitung, welcher 
besonders der billige Preis der Büchlein zugute kommt, erfüllt werden. In 
wissenschaftlich einwandfreier und doch leicht verständlicher Weise wird 
dem Laien in den bisher vorliegenden einzelnen Heften das wichtigste von 
der Kenntnis der Bakterien, der Beziehungen derselben zur Gärung und 
Fäulnis, ihrer Rolle in der Natur und als Krankheitserreger, sowie die Mittel 
ihrer Bekämpfung vermittelt; die Entstehung des Bodens, die Verwitterungs¬ 
vorgänge, die Beschaffenheit der Ackererde und ihre Bestandteile geschildert. 
In das Gebiet der Technik führt uns die Beschreibung der Eisenbahn, bei 
welcher in großen Zügen ein Bild ihrer Geschichte entworfen wird, die 
festen und rollenden Betriebsmittel, sowie der Eisenbahnbetrieb selbst Dar¬ 
stellung findet. Zur Beobachtung der Natur, besonders des Wetters, finden 
wir Anleitung in der Wetterkunde, in welcher wir mit den meteorologischen 
Erscheinungen, dem amtlichen Wetterdienste, der Wetterkarte bekannt ge¬ 
macht werden und zur Vorausbestimmung des Wetters Anleitung erhalten. 
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In Wald und Flur werden wir durch die Bilder aus der Vogelwelt geführt 
und lernen die Vögel, nicht in trockener systematischer Aufzählung, sondern 
in ihrem Tun und Treiben kennen, wie sie uns in der freien Natur entgegen¬ 
treten. ln leicht faßlicher Form von Kede und Gegenrede wird uns die 
Kenntnis der Elektrizität vermittelt und werden uns die im täglichen Leben 
vorkommenden Fragen auf diesem Gebiete klargelegt Durch die Chemie 
der menschlichen Nahrungsmittel lernen wir die einzelnen Nährstoffe, ihre 
Bedeutung für die Ernährung, den Nährwert der Nahrungsmittel und das 
wichtigste von der Herstellung oder Gewinnung und Beschaffenheit der tieri¬ 
schen und pflanzlichen Nahrungsmittel kennen. 

Der kurze Überblick über die erschienenen Bändchen zeigt bereits die 
Vielseitigkeit der naturwissenschaftlich - technischen Volksbücherei, welche 
noch durch weitere in Vorbereitung befindliche zusammenfassende Arbeiten 
aus der Naturwissenschaft, Medizin und Technik ergänzt wird. Die Bändchen, 
deren Anschaffung für Volks- und Fortbildungsschulen behördlich empfohlen 
wurde, verdienen die weiteste Verbreitung. (S. Merkel-Nürnberg.) 


J. Tilmans: Wasserreinigung und Abwasserbeseitigung. Mono¬ 
graphien über chemisch-technische Fabrikationsmethoden. Bd. 29. 
157 S. mit 21 Abbildungen. Halle a. S., Wilh. Knapp, 1912. Preis 
7,50 fM y in Ganzleinenband 8,25 JH. 

Bei der großen Wichtigkeit der Fragen der Wasserreinigung und Ab- 
wasBerbeseitigung ist jedes neue Buch zu begrüßen, das Aussicht hat, in die 
Praxis einzudringen. Dem vorliegenden Buche kommt diese Eigenschaft in 
hohem Maße zu, da es die Fragen der Ursache der durch Wasser und Ab¬ 
wasser entstehenden Schädigungen relativ kurz behandelt und sich ganz 
überwiegend auf die Methoden ihrer Beseitigung beschränkt. Damit soll 
aber nicht gesagt sein, daß es nur für den Wert besitzt, der selbst eine der 
angeführten Methoden anzuwenden hat, im Gegenteil, auch der Hygieniker 
und Medizinalbeamte wird es gern zur Hand nehmen, um sich über wichtige, 
besonders technische Fragen zu informieren. Es ist alles in allem eine sehr 
vollständige Zusammenstellung der üblichen Methoden mit einem ausführ¬ 
lichen Literaturverzeichnis, so daß da, wo die Darstellung notgedrungen 
kurz sein mußte, Gelegenheit zum weiteren Nachsuchen gegeben ist. Besonders 
ausführlich sind die gewerblichen Abwässer behandelt. Die Darstellung ißt 
präzis und klar und wird durch Abbildungen in wünschenswerter Weise 
ergänzt. Das Buch kann warm empfohlen werden. 

(Kisskalt - Königsberg.) 
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(136. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 40. Bd. 4. (Schluß*)Heft. (IV u. S. 357—536 mit 
8 Tafeln.) Lex.-8°. 12 JC. — 42. Bd. (IV, 622 S.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 
1912. 22 jH. Die Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheits¬ 
amtes erhalten die Arbeiten zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. Bd. 41 
ist noch nicht erschienen. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 16. Bd. 
Jahrg. 1912. Beihefte. gr.-8 § . Leipzig, J. A. Barth. 6. Beiheft. Stabsarzt Dr. 
Otto Peiper: Uber den Infektionsmodus der Ankylostomiasis in Deutsch- 
Ostafrika. Auf Grund amtlichen Materials bearbeitet. (34 S.) 1912. 1 
Subskr.-Pr. bar 0,80 Ji. — 7. Beiheft. Drs. W. Schüffner und W. A. Kuenen: 
Über den Einfluß der Behandlung des Reises auf die Beriberi und die daraus 
entstehenden Fehlerquellen bei der Beobachtung. Nach einem Vortrag von 
Dr. W. Schüffner. (30S.) 1912. 1 Jh\ Subskr.-Pr. bar 0,80 Ji. — 8. Beiheft. 
Dr. E. Paschen: Bericht über die Reise zur Erforschung und Bekämpfung 
der Pocken in Togo im Aufträge des Reichs-Kolonialamtes. (35 S.) 1912. 1 JH\ 
Subskr.-Pr. bar 0,80 Jk. — 9. Beiheft. Prof. Assist. Dr. M. Löhlein: Beiträge 
zur Pathologie der Eingeborenen von Kamerun. (110 S. m. Abbild, und 
4 [3 färb.] Tafeln.) 1912. 4 M>\ Subskr.-Pr. bar 3,20 Jt. 

Festschrift, gewidmet den Teilnehmern der 84. Versammlung Deutscher Natur¬ 
forscher und Ärzte in Münster in Westf. von der Medizinisch-naturwissen¬ 
schaftlichen Gesellschaft in Münster. Eine Sammlung wissenschaftlicher Ab¬ 
handlungen. (VIII, 413 S. mit Tafeln.) Lex.-8°. Münster, Universitätsbuoh- 
handlung F. Coppenrath, 1912. 8,60 JL; geb. in Halbperg. 10 JL. 

Handbuch der Hygiene. Unter Mitwirkung von Geh. Ob.-Med.-R. Dr. R. Abel, 
Baur, J. Boethke, Geh. Med.-R. Prof. Dr. C. Fränken u. a., herausgegeben 
von Proff. Drs. Geh. Med.-R. M. Rubner, Ob.-Med.-R. M. v. Gruber und 
M. Ficker. IV. Bd., 1 Abteil. (VI, 484 S. mit 92 Abbild.) Lex.*8°. 11,1 und 
III sind noch nicht erschienen. Leipzig, S. Hirzel, 1912. 15^4; geb. 18 J4. 

Handwörterbuch der sozialen Hygiene. HerauBgegeben von Drs. A. Grotjahn 
und Prof. J. Kaup,mit Beiträgen von Drs. W. Abelsdorff, Kreisarzt L. Ascher, 
Gewerber. A. Bender u. a. 2 Bde. Mit 379 teils mehrfarb. Abbild., 4 Taf. 
und 2 (färb.) Übersichtskarten. (VIII, 703 u. 943 S.) Lex.-8°. Leipzig, F. C. 
W. Vogel, 1912. 90 Ji; geb. 97,50 Ji. 

Btatutory Hulea and Orders } 1912. No. 1147. National Insurance—National 
Health Insurance. The National Health Insurance (Sanatorium Benefit, etc.) 
Order, 1912, August 3, 1912, made under Section 78 of the National Insurance 
Act, 1911. 1 d. — No.650. Public Health, Ireland. The Rag Flock (Ireland) 
Regulations, dated August 12, 1912. 1 d. — No. 1260. Port Sanitary Authority, 
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England. The Port Sanitary Authorities (Assignment of Powers) Order dated 
August 20, 1912. 1 d. 

Fractitioners Encyolopaedia of Medicine and Surgery (The). In All Their Branchen 
Edited by J. Keogh Murphy. 4to, pp. 1444. H. Frowde. net 35/. 
Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalyerwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal- 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 11. Heft. 
San.-R. Dr. Rumpe: Der Gesundheitsunterricht in den Frauen-Fortbildungs- 
anstalten. (28S.) 1912. 0,80 Jt. — 12. Heft. Prof. Dr. Landsberg: Beitrage 
zur Statistik der Kindersterblichkeit in der Provinz Sachsen in den Jahren 
1910 und 1911. (45 S.) 1912. 1,30 Jl. — 13. Heft. Reg.- u. Geh. Med.-R. Dr. 
J. Borntraeger: Der Geburtenrückgang in Deutschland, seine Bewertung und 
Bekämpfung. Auf Grund amtlichen und außeramtlichen Materials. (168 S.) 
1912. 3,75 Jil. 

2. Statistik und Jahresberichte. 

Beiträge zur Statistik der Stadt Karlsruhe. Im Aufträge des Stadtrates heraus¬ 
gegeben vom Statistischen Amt. Nr. 29. (8 S.) Lex.-8°. Karlsruhe, G. Brauns che 
Hofbuchdr. 1912. 0,75 Jt. 

Bericht über die medizinische Statistik des hamburgischen Staates für das Jahr 
1911. Mit 5 Abbild, im Text und 9 Taf. nebst Anhang: Schulärztliche Unter¬ 
suchungen in den Volksschulen im Schuljahr 1911/12. (III, 103 u. 28 S.) Lex.-8*. 
Hamburg 1912. Leipzig, L. Voß. 7 M* 

Jahrbuch der Fürsorge. Herausgegeben im Aufträge des Instituts für Gemein¬ 
wohl und der Zentrale für private Fürsorge in Frankfurt a. M. vom Archiv 
deutscher Berufs Vormünder Prof. Dr. Kl um k er. 6. Jahrg. (III, 367 S.) Berlin, 
J. Springer, 1912. 12 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, der Stadt Nürnberg. Herausgegeben vom Statistischen 
Amt. 3. Jahrg. Für 1911. (VI, 194 S). Lex.-8°. Nürnberg, (J. L. Schräg), 1912. 
Geb. in Halbleinw. 1,50 jH. 

Jahrbuch, Statistisches, für die Königl. Haupt- und Residenzstadt Königsberg, Pr. 

4. Jahrg. Kalender- oder Rechnungsjahr 1911. Im Aufträge des Magistrats 
herausgegeben vom Städtischen Statistischen Amt. (VHI, 81 S.) gr.-8°. Königs¬ 
berg, Hartung, 1912. 0,60 Jk* 

Jahresübersichten. Statistische, der Stadt Karlsruhe für das Jahr 1911. 4. Jahrg. 

♦ Herausgegeben vom Statistischen Amt der Stadt. (103 S.) gr.-8°. Karlsruhe, 
G. Braunsche Hofbuchdr., 1912. 1 JK>. 

Mitteilungen, Medizinal-statistische, aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 16. Bd. 1. Heft. 

5. 1 bis 140 mit 1 färb. Karte.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1912. 4 jH. Die 
Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die 
Mitteilungen zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Mitteilungen, Statistische, über Steiermark. Herausgegeben vom Statistischen 
Landesamt de9 Herzogt. Steiermark. Lex.-8°. Graz, Leuschner <fc Lubensky. 
25. Heft. Handbuch, Statistisches, für das Herzogtum Steiermark. Bearbeitet im 
Statistischen Landesamt für Steiermark. 1. Jahrg. (XII, 203 S.) 1912. 5 jH- 
Statistik, Preußische. (Amtliches Quellenwerk.) Herausgegeben in zwangslosen 
Heften vom Königl. Preußischen Statistischen Landesamt in Berlin. 33,5 x 24,5 cm. 
Berlin, Verlag des Königl. Statistischen Landesamts. 231. Heft, II. TI. Schul¬ 
wesen, Das niedere, in Preußen, 1911. II. TI. Die öffentlichen \ olksschulen 
nach Kreisen. Im Aufträge des Herrn Ministers der geistl. Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten bearbeitet vom Königl. Statistischen Landesamt. (V, 
674 S.) 1912. 17,20 M. 
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Taschenbuch des Statistischen Amts der Stadt Düsseldorf. Hauptziffern aus der 
Reichs-, Staats- und Stadtstatistik. 4., verm. Aufl. (VIII, 162 S.) kl.-8°. Düssel¬ 
dorf, L. Voß & Co. 1912. 0,75 M,. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Füller, M. L. Domestic Water Supplies for the Farm. 8vo. Chapman <fe Hall, 
net 6/6. 

Housden, C. E. Water Supply and Drainage Systematised and Simplified. Cr. 
8vo. Longmans. 1/6. 

Schmidt, Ferd.: Die Talsperren an der Thaya. [Aus: „österr. polytechn. Zeitschr.“] 
(33 S. mit Abbild., Tafeln und eingedruckten Karten.) 8°. Wien, R. Lechners 
Sort.), 1912. 1,60 JH. 

4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Baupolizei Verordnungen für die Stadtgemeinde Frankfurt a. M., mit 1 (färb.) 
Bauzonenplan, sowie einige einschlägige Bestimmungen. (Amtliche Ausgabe.) 
(118 S.) Lex.-8°. Frankfurt a. M., Gebr. Knauer, 1912. Bar nn 2,60 JL. 

Drigalski, Stadtarzt Prof., und Schularzt Peters, Drs.: Ergebnisse der städtischen 
Gesundheitspflege 1911/12. (Aus dem stadtärztl. Amt zu Halle a. S.) (62 S. 
mit eingedruckten Kurven.) Lex.-8\ Halle, Lippert, 1912. 1,60 Jt. 

Ohmes, Arth. K.: Heizungs-, Lüftungs- und Dampfkraftanlagen in denVereinigten 
Staaten von Amerika. (VIH, 182 S. mit 119 Abbild, und 8 Tafeln.) gr.-8°. 
München, R. Oldenbourg, 1912. geb. in Leinw. 6 Ms. 

Polizeiverordnung betreffend das Bauen in der Außenstadt Frankfurt a. M. Mit 
(färb.) Bauzonenplan. (Amtliche Ausgabe.) (12 S.) Lex.-8°. Frankfurt a. M., 
Gebr. Knauer, 1912. Bar nn 1,15 Ms. 

Schmidt, Geh. Baurat L. F. Karl: Ländliche und städtische Kleinwohnungen. 
Herausgegeben vom Landes verein sächsischen Heimatschutz. Dresden. 2., verb. 
u. verm. Aufl. (56 Tafeln mit 111 S. Text u. 36 S. Text mit 36 Abbild, in 
Lex.-8°.) Dresden, H. v. Keller, 1913. In Halbleinw.-Mappe u. geh. 30 Ufc. 

Schriften des badischen Landeswohnungs vereine. gr.-8°. Karlsruhe, G. Braun sehe 
Hofbuchdr. Heft 1 bildet: Wohnung und Frau. Heft 2: Stadtrechtsrat Dr. 
Otto Moericke: Die Bedeutung der Kleingärten für die Bewohner unserer 
Städte. Nach einem Vortrage. (32 S.) (1912.) 0,50^6. 

Schriften des bayerischen Landesvereins zur Förderung des Wohnungswesens 
(e. V.) gr.-8°. München, E. Reinhardt. 7. Heft. Bericht über die 3. Haupt¬ 
versammlung des bayerischen Landesvereins zur Förderung des Wohnungs¬ 
wesens (e. V.) in München, 24. Juni 1912. Mit zahlreichen Abbildungen und 
Plänen. (175 S.) 1912. 2 M. — 8. Heft. Dr. S. Graf zu Toerring-Jetten - 
bach und J. Knauth: Zwei Vorträge über die Gartenstadtbewegung. (53 S. 
mit Abbildungen.) 1912. 0,50 M- 

Scott, M. H. Baillie: Häuser und Gärten. Deutsch von Prof. Wilh. Sch öl er¬ 
mann. (Umschlag: Houses and gardens. Deutsche Ausgabe.) (XII, 132 S. 
mit Abbild, und 14 zum Teil färb. Tafeln.) 31,5 X 22 cm. Berlin, E. Wasmuth, 
1912. 12,50 Mb. 

Snow, W. G. PrinCiples of Heating. 8vo. Spon. net 9/. 

Wo hnh äuser, Kleine, Arbeiterhäuser und Villen. Herausgegeben von Architekt 
R. Gebhardt. (I. Serie.) 5 Hefte. (Je 8 Tafeln mit 1 Bl. Text.) 41 v30cm. 
Ravensburg, O. Maier, 1912. In Mappe 20,#; einzelne Hefte 4 M. 1. Heft. 
Prof. Hugo Eberhardt, Direktor der techn. Lehranstalten Offenbach a. M. — 
2. Heft. Prof. Paul Schraobl, Direktor der Königl. Baugewerkschule Stutt¬ 
gart. — 3. Heft. Beutinger & Steiner, Architekten, lleilbronn und Stutt- 
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gart. — 4. Heft. Architekten Richard Gebhardt und Karl Eberhard, 
Stuttgart. — 5. Heft. Prof. Arthur Wienkoop, Direktor der Großh. Landes- 
Baugewerkschule Darmstadt. 


5. Schulhygiene. 

Arzt, Der, ah Erzieher. gr.-8°. München, Verlag der ärztl. Rundschau. 36. Heft. 
Dr. Sa mosch: Schule und Haus. Die Notwendigkeit ihres Zusammenwirkens, 
vom ärztlichen Standpunkt aus betrachtet. Erweiterte Fassung eines Vortrages. 
(76 S.) 1912. 2 X. 

Bahnson, Pastor 0.: Zehn Jahre Kinderschutz und Jugend Wohlfahrt. (31S. mit 
Abbild.) gr.-8°. Hamburg, Verlag KinderBchutz und Jugendwohlfahrt. 1912. 
(Nur direkt) 0,60 X- 

Bockendahl, Kreisarzt Med.-R. Dr.: Die Schule und ihr Einfluß auf die natür¬ 
lichen Schutzeinrichtungen des menschlichen Körpers gegen die Tuberkulose. 
Ein Vortrag. (29 S.) gr.-8°. Kiel, W. G. Mühlau, 1912. 0,50 X. 

Doernberger, Schularzt Dr. Eug.: Schularztfragen. Schulärzte auf dem Lande. 
2 Vorträge. (47S.) gr.-8°. München, Verlag der ärztl. Rundschau, 1912. IX 

Fuchs, Arno: Schwachsinnige Kinder, ihre sittlich-religiöse, intellektuelle und 
wirtschaftliche Rettung. Versuch einer Hilfsschulpädagogik. 2., völlig um- 
gearb. Aufl. (XVI, 626 S.) 8°. Gütersloh, C. Bertelsmann, 1912. 9 X; geb. 10 X 

Timm, Paul: Was kann die Volksschule zur Förderung der Jugendpflege bei¬ 
tragen? (23 S.) gr.-8°. Potsdam, Gropius, 1912. 0,75 X. 

Zeitschrift für Schulgesundheitspflege. Beiheft Verhandlungen der XII. Jahres¬ 
versammlung des deutschen Vereins für Schulgesundheitspflege und der IV. Ver¬ 
sammlung der Vereinigung der Schulärzte Deutschlands, vom 28. bis 30. Mai 
1912 in Berlin, im Aufträge der beiden Vorstände herausgegeben von Schrift¬ 
führern Drs. Priv.-Doz. Prof. Selter und Stadtschularzt Stephani. (234S. 
mit 17 Abbild., 1 Taf. u. 1. Tab.) gr.-8°. Leipzig, L. Voß, 1912. 4 X. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Cantliö, James: British Red Cross Society Nursing Manual. No. 2. With 89 
Illustrations and 4 Charts. 12mo, pp. xv —207. Cassell. net 1/. 

Dietrich, vortr. Rat Geh. Ob.-Med.-R. Prof. Dr. E.: Die Vorschriften über die 
staatliche Prüfung der Krankenpflegepersonen. 2., umgeänd. Aufl. (24 S.) 
Lex.-8°. Leipzig, G. Thieme, 1912. 1,20 X 

G&bbett, P. C.: Manual for Women’s Voluntary Aid Detachments. 16mo, limp. 
Simpkin. net 1/. 

Hart, David Berry: Guide to Midwifery. Illust. 8vo, pp.790. Rebman. net 26/. 

Krankenhaus, Das allgemeine, St. Georg in Hamburg nach seiner baulichen 
Neugestaltung. Festschrift, anläßlich des Abschlusses der Neubauten den 
Förderern und Mitarbeitern an der völligen Erneuerung des Krankenhauses, 
den früheren und jetzigen Angehörigen der Anstalt gewidmet von H. Albers- 
Schönberg, Ed. Arning, A. Bornstein u. a. und den übrigen Ärzten der 
Anstalt unter Redaktion von Th. Deneke. (VIII, 384 S. mit 1 Titelbild und 
71 Abbild.) gr.-8°. Leipzig, L. Voß, 1912. Geb. in Pappbd. 15X; in Leinw. 
16 X 

Mtüler, W. J.: Leitfaden zur Gesundheitslehre, Krankenpflege und ersten Hilfe 
bei Unglücksfällen für Haushaltungsschülerinnen, Krankenschwestern und 
Helferinnen. (79 S.) 8°. Bühl, Konkordia, 1912. Geb. 0,75 X. 

Osius, Landesrat a. D. Geb. Reg.-R. Dr. Rud.: Unterrichtsstunden (ethischer 
Unterricht) für die Schwestern vom Roten Kreuz. (Verband deutscher Kranken- 
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pflegeanstalten vom Roten Kreuz.) 2., verm. und verb. Aufl., 4. und 5. Taus« 
(125 S.) 8°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1913. 1,50 JL. (Partiepreise.) 
Parier, Dr. Ch.: Accidentes, medecins, assureurs, in-16, 3 fr. Asselin et Houzeau. 
Rath mann. Reg.- u. Med.-R. Dr.: Die berufliche und freiwillige Krankenpflege 
der Frau. Ein Überblick über die zurzeit bestehenden Einrichtungen in 
beruflicher und freiwilliger Krankenpflege und die modernen Bestrebungen für 
ein Frauendienstjahr in der Kranken- und Gemeindepflege. (XI, 133 8.) 8°. 
Leipzig, F. Leineweber, 1913. 2,50; geb. in Halbleinw. n 3 JL. 

Wightinan, C. F. Home Nursing. 16mo, bds. G. Gill, net 9<L 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militär-Sanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des KönigL preuß. Kriegsministeriums. gr.-8°. 
Berlin, A. Hirschwald. 53. Heft. Otto Holbeck: Die Schuß Verletzungen des 
Schädels im Kriege. Beobachtungen und Erfahrungen während des russisch- 
japanischen Krieges 1904 bis 1905. Mit 13 schematischen Figuren im Text, 
59 Temperatur- und Pulskurven und 12 Tafeln mit photographischen Ab¬ 
bildungen. (VII, 479 S.) 1912. 12 Ji. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Aus dem Institute für Krebsforschung in Heidelberg. Dir.: Geh.-R Prof. Dr. 
V. Czerny. Lex.-8°. Tübingen, K. Laupp. Bisher unter Einzeltitel auf- 
genommen. Czerny, Wirkl. Geh.-R Prof. Dr. Vinzenz: Das Heidelberger 
Institut für experimentelle Krebsforschung. 1. TI. Geschichte, Baubeschreibung, 
wirtschaftliche Verhältnisse, Leistungen des Instituts, Aktensammlung. (III, 
120 S. mit 30 Abbild, und 12 Plänen.) 1912. 9 JL. 

Beiträge zur Klinik der Infektionskrankheiten und zur Immunitätsforschung (mit 
Ausschluß der Tuberkulose). Herausgegeben vom Krankenhaus-Direktor Prof. 
Dr. L. Brauer. Red.: Für die Originale: Drs. H. Schottmüller (klinischer 
und bakteriologischer Teil), H. Much (immunitätswissenschaftlioher Teil). Für 
die Ergebnisse: Dr. H. Lüdke, I. Bd. (1. Heft. 227 S. mit eingedruckten 
Kurven u. Figuren u. 15 Taf.) Lex.-8*. Würzburg, C. Kabitzsch, 1912. 20 JL. 
Braun, Hugo, und Ernst Teichmann: Versuche zur Immunisierung gegen 
Trypanosomen. (Aus dem städtischen Hygienischen Institut zu Frankfurt a. M. 
Dir. Prof. Dr. M. Neisser.) (V, 108 8.) Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. 3,50 JUL. 
Bresler, Ob.-Arzt Dr. Johs.: Ruhr, Typhus, Paratyphus sowie Bacterium coli- 
Infektion nach neuerer Forschung. Nebst einem Anhang: Abdruck der „Rat¬ 
schläge für Arzte bei Typhus und Ruhr“. Bearbeitet im Kaiserl. Gesundheits¬ 
amt (Ausg. 1912. (HI, 132 S. mit 1 Abbild.) 8°. Halle, Marhold, 1912. 2 JL. 
Clemesha, W. W. The Baoteriology of Su^face Waters in the Tropics. 8vo. 
Thacker. net 10/6. 

Emery, W. D’Este. Clinical Baoteriology and Haematology for Practitioners. 4th 
Ed. 8vo, pp. 284, and plates. H. K. Lewis, net 7/6. 

Borniert, Bruno: Alcuni scritti di medici trentini sull apeste. [Aus: „Atti dell’ i. r. 
accad. di scienze in Rovereto“.] (1 S.) gr.-8°. Rovereto 1912. Innsbruck 
(Weiherburggas8e 11), D. Emmert. 0,20 JL. 

Fuchs- Wolfring, S.: Zur Bekämpfung der Volkstuberkulose, Heilstätten¬ 
oder spezifische Therapie? [Aus: „Gesundheit“.] (31S.) 8°. Leipzig, F. Leine¬ 
weber, 1912. 1 JL- 

Cteddes, G. Statistics of Puerperal Fever and Applied Infectious Diseases. Cr. 
8vo, pp. 119. Wright. net 6/. 

Viert«lj*JirB»chrift für Gesundheitspflege, 1913. 12 
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Hamburger, Abteilungsvorstand Priv.-Doz. Prof. Dr. Frz.: Die Tuberkulose des 
Kindesalter. (VII, 233 S.) Lex.-8°. Wien, F. Deuticke, 1912. 6 JL. 

Handbuch der pathogenen Mikroorganismen. Unter Mitwirkung von Drs. Geh. 
Ob.-Med.-R. Rud. Abel, Proff. Apolant, Geh. Hofrat Th. Axenfeld u. a. 
Herausgegeben von Proff. Drs. Dir. W. Kolle und Geh. Med.-R. A. v. Waser- 
mann. 2. verm. Aufl. 1. Bd. (X, 1067 S. mit 154 Abbild, und 3 Tafeln.) 
Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. 33,50 A; geb. 36,50 

HofFm&nn, Marine-Stabsarzt Dr.: Über Wesen und Ursache der afrikanischen 
Schlafkrankheit. Aus: [„Ergebnisse der allgemeinen Pathologie und pathologi¬ 
schen Anatomie.“] (115 S.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1912. 4 JL 

Jahresbericht über die Ergebnisse der Tuberkuloseforschung 1911. Von Chefarzt 
Dr. F. Köhler. [Aus: „Klin. Jahrb.“] (194 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 
1912. 6 Jt. 

Jahresbericht über die Fortschritte in der Lehre von den pathogenen Mikro¬ 
organismen, umfassend Bakterien, Pilze und Protozoen. Unter Mitwirkung von 
Fachgenossen bearbeitet und herausgegeben von Drs. Prof. Paul v. Baum¬ 
garten und Priv.-Doz. Walt. Dibbelt. 25. Jahrg., 1909. (XII, 1169 6.) gr.«8*. 
Leipzig, S. Hirzel, 1912. 44 Jk. 

Laveran, A. et F. Mesnil. — Trypanosomes et trypanosomiases, 2° edit. ref., 
198 fig., 1 pl., in-8°. Masson et Cie. 25 fr. 

Singer, Dr. Emil: Schwindsucht und Krebs, ihre Erkennung und ärztliche Be¬ 
handlung. (168 S.) gr.-8°. Leipzig, Helios-Verlag, 1912. b 3 JL; geb. 4 jli. 

Sticker, Geo.: Abhandlungen aus der Seuchengeschichte und Seuchenlehre. II. Bd.: 
Die Cholera. (IV, 592 S. mit 4 Abbild.) Lex.-8°. Gießen, A. Töpelmann, 
1912. 30 Jt. 

Statutory Rules and Ordres, 1912. Nr. 1226. The Public Health (Cerebro-Spinal 
Fever and Acute Poliomyelitis) Regulations. Dated August 15, 1912. 1 d. — 
No. 1226.* Circular—16th August 1912, to Councils of Boroughs, and Urban 
and Rural Districts. The Public Health (Cerebro-Spinal Fever and Acute Polio¬ 
myelitis) Regulations, 1912. 1 d. 

9. Hygiene des Kindes. 

Arendt, Polizei-Assistentin Schwester Henriette: Kinderhändler. Recherchen 
und Fürsorgetätigkeit vom 1. Sept. 1911 bis 1. Sept. 1912. 2. Aufl. (23 S.) 8°. 
Stuttgart, H. Clausnitzer, 1912. 0,25 JL. 

Bonnaud, D.: Elements d’hygiene infantile (premiere enfance), notions indispen¬ 
sables aux meres de famille, in-8°. A. Maloine. 1 fr. 50. 

Bruns, Hauptlehrer J., und Lehrerin Helene Fimmen: Hilfsschulkunde. Ein 
Handbuch für Lehrer und Behörden (HI, 235 S.) gr.-8°. Oldenburg, Schulze, 
1912. Geb. in Leinw. 5 Jt. 

Beiträge zur Kinderforschung und Heilerziehung. Beihefte zur „Zeitschrift für 
Kinderforschung“. Im Verein mit Geh. Med.-R. G. Anton, E. Martinak, 
Proff. Drs., Mädchensch.-Rekt. Chr. Ufer und Dr. Karl Wilker herausgegeben 
von Dir. J. Trüper. gr.-8°. Langensalza, H. Beyer & Söhne. Heft 86, 90 u 
100 sind noch nicht erschienen. — 83. Heft. Schulkindergärten-Leiterin 
M. Damrow: Verfassung und Erziehungsplan des Kindergartens. (IV, 72S.) 
1912. 1,60 Jh, — 89. Heft. Kreisschulinspektor Karl König: Die Waldschule. 
(VII, 124 S.) 1912. 2,20 Jk. — 96. Heft. Marx Lobsien: Über den Einfluß 
des Antikenotoxins auf die Hauptkomponenten der Arbeitskurve. Einige 
experimentelle Beobachtungen. (28 S.) 1912. 0,45 JH». — 98. Heft. Rieh. 

Schauer: Beobachtungen über die typischen Einwirkungen des Alkoholismus 
auf unsere Schüler. (27 S.) 1912. 0,45 Ms- — 99. Heft. Geh. Med.-R. Prof. Dr. 
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G. Anton: Über die Formen der krankhaften moralischen Abartung. Vortrag. 
(Vortragsreihe für Richter und Staatsanwälte im Bezirk des Königl. Kammer¬ 
gerichtes.) (18S.) 1912. 0,80.4. — 101. Heft. Priv.-Doz. Prof. Dr. Adolphe 
Ferriere: Biogenetik und Arbeitsschule. Ein Programm zur Ausgestaltung 
der Volksschule. (72 S.) 1912. 1,60 *4. — 102. Heft. Johs. Delitsch: 

Soziale Fürsorge für die aus der Hilfsschule Entlassenen. (20 8.) 1912. 0,35.4. 

Frau und Mutter, Die: Zeitschrift für Kinderpflege, Erziehung und Gesundheit 
in Haus und Familie. Herausgegeben von Carla P. Pehm, Julie Loewy 
und Gertrude v. Woysky-Wittendorff. Red.: Julie Lachner. Oktober 
1912 bis September 1913. 12 Nummern. (Nr. 1. 24 S.) gr.-8°. Wien (Verlag 
Neue Bibliothek), b 4 *4. 

Hochsinger, Priv.-Doz. Dir. Dr. Carl: Gesundheitspflege des Kindes im Eltern¬ 
hause. 3. verm. und vielfach veränderte Auflage. (XVI, 263 S. mit 21 Abbild.) 
gr.-8°. Wien, F. Deuticke, 1912. 4*4. 

Hübner, Oberlehrer Dr. Theo: Jugendpflege. Was geschieht, kann und maß 
geschehen für den Aufenthalt unserer Jugend im Freien? (76S.) 8°. Pader¬ 
born, F. Schöningh, 1912. 0,60 «4. 

Jahrbuch von Kinderschutz und Jugendwohlfahrt E. V. Hamburg-Altona 1911. 
(55 S.) 8°. Hamburg, Verlag Kinderschutz und Jugendwohlfahrt, 1912. (Nur 
direkt.) 1 *4- 

Jahresberichte aus der Hamburger privaten Jugendfürsorge, herausgegeben vom 
Verein Kinderschutz und Jugendwohlfahrt E. V. (VII, 154 S.) 8°. Hamburg, 
Verlag Kinderschutz und Jugendwohlfahrt, 1912. (Nur direkt.) 1 Ji. 

Klinik, Berliner. Begründet von Geh. Räten Proff. Drs. E. Hahnf und P. Für¬ 
bringer. Herausgegeben von Dr. Rieh. Rosen. 24. Jahrg. 1912. gr.-8°. 
Berlin, Fischers medizinische Buchhandlung. 292. Heft. Priv.-Doz. Dr. Rud. 
Th. Jaschke: Neuere Erfahrungen in der Pflege und Ernährung des Neu¬ 
geborenen. (17 S.) 1912. 0,60. 

Knabenbündler, Der: Monatsschrift für Jugendpflege und Wandersport. Organ 
des deutschen KnabenbundeB, Bund für Jugend Wanderungen. (Red.: Geo. 
Rietsch.) 2. Jahrg. Oktober 1912 bis September 1913. 12 Nummern. Nr. 1 
u. 2. 20 S. mit Abbild, u. 1 Tafel.) Lex.-8°. Hamburg (22, Volksdorferstr. 5), 
Geo. Rietsch. Vierteljährlich postfrei b 0,50*4; einzelne Nummern 0,15*4. 

Marcus, leit. Arzt Dr.: Die orthopädische Fürsorge für Kinder. Eine gemein¬ 
verständliche Darstellung dieser die Behandlung und Verhütung von Ver¬ 
krüppelungen bezweckenden Fürsorge unter besonderer Berücksichtigung der 
den Eltern und Pflegern, Lehrern und Erziehern darin zufallenden Aufgaben. 
Vorschläge zur Schaffung von Fürsorgeorganisationen. [Aus: Archiv f. Ortho¬ 
pädie.] (VI, 76 S.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1912. 1,20*4. 

Pescatore, Dr. M.: Pflege und Ernährung des Säuglings. Ein Leitfaden für 
Pflegerinnen und Mütter. 5. erweit. Aufl., bearbeitet von Dir. Prof. Dr. Leo 
Langstein. (88S.) 8 f . Berlin, J. Springer, 1912. Geb. in Halbleinw. 1*4. 

Potpeschnig, Doz. Dr. Karl: Die Pflege und Ernährung des Säuglings. Vortrag. 
(30 S. mit 1 eingedruckten Kurve.) 8°. Graz. (1912.) (Wien, Wiener Volks- 
buchh.) 0,20*4. 

S&uglingsfürsorge und Kinderschutz in den europäischen Staaten. Ein Hand¬ 
buch für Ärzte, Richter, Vormünder, Verwaltungsbeamte und Sozialpolitiker, 
für Behörden, Verwaltungen und Vereine. Herausgegeben von Proff. Dr. Arth. 
Keller, Chr. J. Klumker. 1. Bd. Spezieller Teil. Bearbeitet von I. An der sson, 
E. AuBset, E. Basenau u. a. 2 Hälften. (XI, 1548S. mit 79 Abbild.) Lex.-8°. 
Berlin, J. Springer, 1912. 62*4; geb. in Halbldr. 67*4. 

Schriften, Kleine, des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugend¬ 
spiele in Deutschland. kl.-8°. Leipzig, B. G. Teubner. 11. Bd. Lehrer Frdr. 
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Reinberg: Anleitung für Ballspiele, Schlagball ohne Einschenker, Fausthall 
Tamburinball. Ein Handbuch für Lehrer, Turnwarte, Spielleiter und Jugend¬ 
pfleger. (IX, 123 S. mit 81 Abbild.) 1912. Geb. 1,50 jg. 

Seher, Dr. Carl: Die sexuelle Jugendsünde (Selbstbefleckung). Warnung, Rat 
und Hilfe eines Jugendfreundes. 2. Aufl. (57 S.) kl.-8°. Chemnitz, G. Koezle, 
1912. Geb. 0,80 und 1 Jt. 

Veröffentlichungen des Vereins für Säuglingsfürsorge im Regierungsbezirk Düssel¬ 
dorf. Herausgegeben von Drs. Prof. A. Schloßmann und Marie Baum. 
gr.-8°. Berlin, C. Heymann. 7. Heft. Drs. dir. Ob.-Arzt H. Rietschel und 
Rechtsanwalt F. Tiersch: Die Unterbringung syphilitischer Ziehkinder vom 
Standpunkt des Arztes und der Juristen. (23 S.) 1912. 0,60 JL. 

Zeitschrift für Kinderpflege. Ein Blatt für Mütter. Unter Mitwirkung von 
Geh. Med.-R. Baginsky, Czerny, Proff. Drs., Schriftsteller Otto Ernst u. a. 
und vielen Ärzten, Pädagogen und Frauen. Herausgeber: Mart. Brandus. 
Red.: Dr. Eug. Net er. 7. Jahrg. Oktober 1912 bis September 1913. 12 Hefte. 
(l.Heft. 20 S. mit Abbild.) gr.-8°. Berlin, Brandus. 3 Jt ; einzelne Hefte 0,30 Jt. 

10. Variola und Vaccination. 

Collie, Alexander. Small-Pox and its Diffusion. 8vo, pp. 58, bds. Simpkin. net 2/. 

11. Geschlechtskrankheiten und Sexualhygiene. 

Büoherei der Gesundheitspflege. Neue Auflage. kl.-8°. Stuttgart, E. H. Moritz. 
13. Bd. Prof. Dr. Max v. Gruber: Hygiene des Geschlechtslebens. 5. verm. 
u. verb. Aufl. 19. bis 25. Tausend. (96 S. mit 2 färb. Tafeln.) 1912. 1,40 Jk\ 
geb. in Leinw. 1,80 .Ä. 

Brennecke, Geh. San.-R. Dr.: Quousque tandem! Kritische Bemerkungen zum 
Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten. Vortrag. (32 S.) 8°. Marburg, 
Verlag der christl. Welt, 1912. 0,50. 

Chdry, Dr. Syphilis, maladies väneriennes et prostitution, in-8°. M. Riviere et Cie. 
10 fr. 

Flugschriften der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. Neue Aufl. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 12. Heft. Dr. E. Meirowsky: 
Geschlechtsleben der Jugend, Schule und Elternhaus. Mit einer Beilage: Eltern¬ 
merkblatt der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. 2. erweit Aufl. (SOS.) 1912. 0,90 Jt. 

Leonhard, Prosekt. Dr. Steph.: Die Prostitution, ihre hygienische, sanitäre, 
sittenpolizeiliche und gesetzliche Bekämpfung. (VIII, 307 S.) gr.-8°. München, 
E. Reinhardt, 1912. 4 geb. in Leinw. 5 Jt. 

Stern, Dir. Dr. Karl: Die Bekämpfung der Syphilis in der Vergangenheit und 
Gegenwart. (32 S.) 8°. Düsseldorf, Schmitz <fc Olbertz, 1912. 0,60 jH. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Arbeiten, Wiener, aus dem Gebiete der sozialen Medizin, herausgegeben von 
Priv.-Doz. Dr. Ludw. Teleky. gr.-8®. Wien, A. Holder, 1912. 3. Heft. Priv.- 
Doz. Dr. Ernst Brezina: Internationale Übersicht über Gewerbekrankheiten. 
(Als Fortsetzung von J. Neissers internationaler Übersicht über Gewerbe¬ 
hygiene.) Nach den Berichten der Gewerbeinspektoren der Kulturländer über 
das Jahr 1909. Unter Mitwirkung von Leo Kann bearbeitet [Aus: „Österr. 
Sanitätswesen, Beiheft“.] (VIII, 122 S.) 1912. nn 2,40 Jt. 

Curwen, Maud and Ethel Herbert. Simple Health Rules and Health Exercises 
for Busy Women and Girls. Cr. 8vo, pp. 54, bds. Simpkin. net 1/. 
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Hanauer, Dr. W.: Gewerbekrankheiten und Reichsversicherungsordnung. [Aus: 
„Arbeiter-Versorgung“.] (9 S.) Lex.-8°. Berlin -Lichterfelde, A. Troschel, 
1912. 0,60 Ji. 

Lindenmayr, Dr. Jos.: Das Gifttrias Arsen, Blei und Quecksilber, die Erwiirger 
der gewerblichen Arbeiter. Eine Flugschrift technischen und sozialpolitischen 
Inhalts. Mit einem Vorwort von Hofrat Dr. Geo. v. Schulpe. (XYI, 42S.) 
8°. Dresden, Globus, 1912. 1 M- 

Ohm, Dr. Jobs.: Das Augenzittern der Bergleute. Sein Krankheitsbild und seine 
Entstehung, dargestellt an mehr als 500 selbst beobachteten Fällen. [Aus: 
„v. Graefes Archiv f. Ophthalmol.“] (V u. S. 2—98 mit 9 Figuren.) Lex.-8°. 
Leipzig, W. Engelmann, 1912. 2,40 Jt. 

Schriften des Instituts für Gewerbehygiene zu Frankfurt a. Main. gr.-8°. Berlin, 
Polytechn. Buchh. A. Seydel. Protokoll der Sitzung des Großen Rates des 
Instituts für Gewerbehygiene am 4. Mai 1912 nachmittags 4 Uhr im Hörsaal 
der Senkenbergischen Bibliothek, Viktoria-Allee 9. (57 S.) 1912. b 160 Jt; 
geb. in Leinw. u. 2,50 JL. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 14. Heft. Kreis¬ 
arzt Dr. Frey: Die Hygiene des Bergbaues und Hüttenwesens, insbesondere 
die Tätigkeit des beamteten Arztes auf diesem Gebiete. (51 S.) 1912. 1,50 Jf,. 

13. Nahrungsmittel 

Christen, Doz. Dr. Th.: Unsere großen Ernährungstorheiten. Eine gemeinfaß¬ 
liche Darlegung der modernen Forschungsergebnisse über Ernährungs- und 
Diätfragen. (70 S.) 8°. Dresden, Holze & Pahl, 1912. 1 Jt. 

Fiessinger, Ch.: Vingt regimes alimentaires en clientöle, in-8°. A. Maloine. 4 fr. 
Lehmann, Prof. Dr. Karl Bernh.: Zur Psychologie und Hygiene der Genuß¬ 
mittel. Festrede. (37 S.) Lex.-8°. Würzburg, Königl. Universität, 1912. (Nur 
direkt) bf 0,60 Jk. 

Maurel, D. K: Traite de l’alimentation et de la nutrition ä l’etat normal et ä 
l’etat pathologique. T. IV. Alimentation pendant les maladies, in-8°. 0. Doin 
et fils. 18 fr. Ouvr. complet, 50 fr. 

Spühler, Ida: Reformkochbuch oder: Wie koche ich ohne Fleisch und Alkohol? 
1450 Rezepte. 3. verm. u. verb. Aufl. (VI, 442 S.) 8°. Zürich, Beer & Co., 

1912. Geb. in Leinw. 4,20 Jk. 

Zeitschrift für Fleisch- und Milchhygiene. Herausgegeben und redigiert von Dr. 
R. Ostertag. 23. Jahrg. Oktober 1912 bis September 1913. 12 Hefte. (1. Heft. 
24 S. mit Abbild.) Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz. Vierteljährlich b 5Ji. 

14. Alkoholismus. 

Alkoholismus, Der: Seine Wirkungen und seine Bekämpfung. Herausgegeben 
vom Berliner Zentralverband zur Bekämpfung des Alkoholismus. 8. TL (Neue 
Folge.) (152S.) 8®. Berlin, Verlag für Sozialpolitik, 1912. In Pappbd. 2Jt. 
Alkoholgegner, Der: Monatsschrift zur Bekämpfung der Trinksitten. Organ 
des „Mimir“, Bund deutscher Alkoholgegner in Österreich usw. Herausgeber 
und Schriftleiter: Dr. Adf. Daum. 10. Jahrg. Oktober 1912 bis September 

1913. 12 Nummern nebst Beiblatt: „Blätter zum Weitergeben“. (Nr. 1. 12S.) 
Lex.-8°. Wien (I, Spiegelgasse 19), Verwaltung des Alkoholgegner, b 2,50 jH. 

Bericht über den 2. österreichischen Alkoholgegnertag, abgehalten in Graz, am 
8. und 9. Oktober 1911 unter dem Protektorate Sr. Exz. des Herrn Statt¬ 
halters Graf Manfred Clary und Aldringen. Herausgegeben vom Zentral¬ 
verband österreichischer Alkoholgegner-Vereine in Wien, zusammengestellt vom 
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Geschäftsführer Dr. Frdr. Neuraann. (X, 172 S. mit 23 zum Teil färb. Taf.) 
Lex.-8°. Wien, A. Holder, 1912. 3,40 .46. 

Dicke, Geh. San.-R., und Knappschaftsarzt Kohlmetz, Drs.: Die Schädlichkeit 
des Mißbrauchs geistiger Getränke. Ein Lehr- und Lesebuch für Schüler der 
Volksschulen und der höheren Lehranstalten. 3. Aufl.; verb. durch Geh. 
San.-R. Dr. Dicke. (82 S. mit 15 Abbildungen auf 5 färb. Taf.) 8°. Leipzig, 
F. Schneider, 1912. 0,60.46. 

Koch, Benefiz. Otto: Die Alkoholfrage. 11. bis 20. Tausend. 3. Aufl. (227S.) 
gr.-8°. Heidenhausen-Ruhr (St. Kamillushaus), 1912. (Nur direkt.) 0,65 JL. 

Metzger, Dr. Max: Abstinenz oder Mäßigkeit? Ein Vortrag. (16 S.) kl.-8°. 
Heidenhausen-Ruhr (St. Kamillushaus), 1912. (Nur direkt.) 0,10.46 (Partie¬ 
preise). 

Rudolf, Pfr. Fritz: Das Alkoholverbot in Amerika. Seine Erfolge und seine 
Grenzen. (IV, 112 S. mit 7 eingedruckten Kartenskizzen.) gr.-8°. Basel, 
F. Reinhardt, 1912. (Umschlag: 1913). 2 .46. 

SoharfFenberg, Joh.: Der Einfluß des Alkoholverbotes an Sonn- und Feiertagen 
auf die Trunkenheit und die Körperverletzungen. (24 S. mit 3 Fig.) gr.-8*. 
Basel, F. Reinhardt, 1912. 0,50.46. 

Wurm, Eman.: Die Alkoholgefahr, ihre Ursachen und ihre Bekämpfung. Nebst: 
Die alkoholischen Getränke und ihre Besteuerung. (160 S.) 8°. Hamburg, 

(Hamburger Buohdr. und Verlagsanstalt Auer & Co.), 1912. 0,60.46. 

15. Populäre Hygiene und Verschiedenes. 

Bigoteau, L., et R. Bissauge: Hygiene et maladies du mouton, pref. du prof. 
Leclainche, in-8°. Asselin et Houzeau. Cart., 7 fr. 

Blumm, Dr. Rieh.: Gesundheits-Brevier für Mütter und Töchter. (95S.) 8°. 
Bayreuth (Maxstr. 60), L. Ellwanger, 1912. nn 0,90.46. 

Cheaser, Elizabeth Sloan: Perfect Health for Women and Children. Cr. 8vo, 
pp. 288. Methuen. net 3/6. 

Congröa international d’hydrologie, de climatologie, de gäologie et de therapie 
par les agents physiques. 8© session, Alger, 1909. Comptes rendus des seances, 
volume cartonne toile, in-8°. O. Doin et fils. 12 fr. 

Dawson, Grace: What is Health? 12mo, pp.72. W. Rider, net 1/. 

Drebber’s, Emil: Diätschule für Ernährungskunst, Atmungskunst und Gedanken¬ 
schulung. 8°. Elberfeld, J. Faßbender. Nr. 1, 2, 8, 9, 11, 12, 16, 17 und 20 
sind noch nicht erschienen. Nr. 5. Der Reinigungs- und der Aufbauungsatem. 
(16 Bl.) 1912. 1.46. — Nr. 7. Das sogenannte Taubwerden oder Einschlafen 
der Glieder und die wahren Grundursachen der kalten Hände und Füße, sowie 
Frostbeulen. (16 Bl.) i912. 1,20 M- — Nr. 10. Haben die Gemüse wirklich 
gesundheitlichen Wert? (8 Bl.) 1912. 0,35.46. — Nr.21. Gesundheit und 
Schicksal? (8 Bl.) 1912. 0,35.46. 

Frosaard, Henri: Entrainement et hygiene pratique de la voix, ä Pusage des 
chanteurs, orateurs, professeurs, officiers, etc. in-12. Berger - Levrault et Cie. 
1 fr. 

Galtier-Boiasiöre, Dr.: La femme, conformation, fonctions, maladies et hygiene 
speciales, 10 pl. 55 grav., nouv. edit. rev. et corr., in-8°. Schleicher freres. 10 fr. 

Goliner, Dr.: Die Gefahren und Krankheiten des Alters. Gemeinverständlich 
dargestellt. (VII, 94 S.) 8°. Trier, Kunst- und Verlagsanstalt Schaar & Dathe, 
1912. 1,25 jH- 

Grimahaw, J.: The People’s Medical Guide. 8vo, pp. 839. Churchill, net 3>/6. 

Hahn, Prof. Mart.: Grenzen und Ziele der Sozialhygiene, öffentliche Antritts¬ 
rede. (23 S.) gr.-8°. Freiburg i. B., Speyer & Kaeraer, 1912. 0,90 .46. 


Digitized by Gougle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Neu erschienene Schriften. 


183 


Hartung, Otto: Die Zähne und ihre Pflege. 85x60cm. Farbdr. Nebst Begleit¬ 
wort. (7S. mit Abbild.) 8°. Dresden, C. C. Meinhold <fc Söhne, 1912. 2Jk; 
Text allein 0,15 Jt. 

Hesses, Max, Bücherei des modernen Wissens. Sammlung gemeinverständlicher 
Darstellungen. (Abt. A.) Hausbücher zur Erhaltung der Gesundheit. Im 
Aufträge des Verbandes der Ärzte Deutschlands zur Wahrung ihrer wirtschaft¬ 
lichen Interessen herausgegeben von San.-Räten Drs. K. Beerwald und 
H. Dippe. kl.-8°. Leipzig, M. Hesses Verlag. Geb. in Leinw. je nn 1,35 Jk. 
Bd. 2, 4 bis 9, 12 bis 14 und 16 sind noch nicht erschienen. — 1. Bd. Prof. 
Dr. Kurt Wolf: öffentliche und persönliche Gesundheitspflege in ihrer Be¬ 
deutung für den Einzelnen. (128S.) 1912. — 3. Bd. Dr. Hugo Dippe: Die 
wichtigsten angeborenen Krankheitsanlagen, ihre Bedeutung und Bekämpfung. 
(IX, 102 S.) 1912. — 10. Bd. Priv.-Doz. Prof. Pet. Bergeil: Chemische 
Probleme in der Gesundheitslehre. (114 S.) 1912. — 11. Bd. Hofzahnarzt 
Hofrat Prof. Dr. 0. Walkhoff: Zahn- und Mundpflege. (91 S. mit 30 Abbild.) 
1912. — 15. Bd. Prof. Dr. Heinr. Rosin: Das Blut und seine Bedeutung 
für Gesundheit und Krankheit. (VI, 91 S. mit 16 Abbild.) 1912. — 17. Bd. 
Dir. Prof. Dr. H. Strauß: Die Stoffwechselkrankheiten: Fettsucht, Zucker¬ 
krankheit, Gicht und ihre Verhütung, in Verbindung mit Dr. L. Bamberger. 
(V, 99 S.) 1912. 

Hutt, C. W. Hygiene for Health Visitors, School Nurses, and Social Workers. 
Demy 8vo, pp. xvi—416. P. S. King, net 7/6. 

Jubil&ums-Kalender des deutschen Frauen-Vereins vom Roten Kreuz für die 
Kolonien. (1888 bis 1913.) Mit 1 Vollbild in Vierfarbendruck, 1 (färb.) geogr. 
Karte, 100 Porträts (im Text u. auf 4 Taf.) u. 81 Abbild. Mit Genehmigung 
des Vorstandes herausgegeben von Anna Hagen, geh. Treichel. (208S.) 8°. 
Frankfurt a. M., H. Minjon, 1913. 1,50 jH. 

Keith, Arthur: The Human Body. (Home University Library.) 12mo, pp. 256. 
Williams & N. net 1/. 

Marshall, J. S.: Mouth Hygiene and Mouth Sepsis. Cr. 8vo. Lippincott. net 6/. 

Niemeyer, Dr. Paul: Die Lunge, ihre Pflege und Behandlung im gesunden und 
kranken Zustande. 10. umgearb. Aufl. von Dr. Geo. Liebe. (IX, 226S. mit 
37 Abbild.) kl.-8°. Leipzig, J. J. Weber, 1913. Geb. in Leinw. 3 JL. 

Praxis, Soziale, und Archiv für Volks Wohlfahrt. Herausgeber: Drs. Prof. 
E. Francke u. W. Zimmermann. Red.: Priv.-Doz. Dr. Wäldern. Zimmer¬ 
mann. 22. Jahrg. Oktober 1912 bis September 1913. 52 Nummern. (Nr. 1. 
32 Sp.) 31,5 X 23,5 cm. München, Duncker & Humblot. Vierteljährlich b 4 Jh\ 
einzelne Nummern nn 0,35 Ji. 

Profö, Dr. Alice: Die Ertüchtigung unserer Frauen. Vortrag. [Aus: „Körper 
und Geist“.] (13 S.) Lex.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1912. 0,50 .Ä. 

Raynaud, Dr.: Congres international d’hydrologie, de climatologie, de geologie et 
de therapie par les agents physiques, 8« session, Alger 1909. Comptes rendus 
des söances, fig., in-8°, cart. O. Doin et Als. 12 fr. 

Riedlin, Dr. G., und W. Spark: Grundursachen der Krankheiten und wahre 
Heilmittel, auf Grund der neuen Atomenlehre dargestellt für Ärzte und ge¬ 
bildete Laien. (IV, 226 S.) gr.-8°. Freiburg i. B., F. Funcke, 1912. 5 Jk\ geb. 
in Leinw. 6,50 M>. 

Rigier, Chefarzt Dr. Otto: Landkolonieu für Unfallverletzte und Invalide und 
ihre innere Organisation. (51 S.) 8*. Leipzig, J. A. Barth, 1912. 1 

Rowlands, R. Alun: Hygiene for Teachers. Cr. 8vo. pp. 3G8. E. Arnold, net 3/6. 

Schall, Dr. Herrn.: Der menschliche Körper und seine Krankheiten. Eine 
populäre Darstellung für den gebildeten Laien und Einführung für Mediziner 
und Krankenpfleger. Mit 8 färb. Tafeln und zahlreichen, zum Teil mehrfarb. 
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Abbild, im Text. (XII, 562 S.) 8°. Stuttgart, J. B. Metzler, 1912. Geb. in 
Leinw. 10 JL. 

Schwarz, Dr. 0.: Bau, Einrichtung und Betrieb öffentlicher Schlacht- und Vieh- 
höfe. Ein Handbuch für Schlachthofleiter, Schlachthoftierarzte und Sanitäts- 
und Verwaltungsbeamte. 4. verm. Aufl. Neubearb. von Schlachthofdirektor 
H. A. Hei8s. Mit 499 Abbild, und zahlr. Tabellen. (XVI, 1065 S.) Lex.-8*. 
Berlin, J. Springer, 1912. Geb. in Leinw. 32 Jfc. 

Steiner, Dr. Heinr.: Die Lungentuberkulose, Wesen, Entstehung, Verhütung und 
Heilung nebst Anleitung zu einer gesundheitsgemäßen Lebensweise. Volks¬ 
tümlich dargestellt. (V, 67 S.) 8°. Wien, M. Perles, 1912. 1 Jk. 

Veröffentlichungen des deutschen Vereins für Volkshygiene. Im Aufträge des 
Zentralvorstandes in zwangslosen Heften herausgegeben von San.-R. Dr. Beer¬ 
wald. Neue Aufl. 8°. München, R. Oldenbourg. (Partiepreise.) 

Villier, H., et A. Larbaletrier. Tratte pratique d’exterieur, d’anatomie, d’hygiene 
et de mödecine vetörinaire, concernant le cheval, l’äne, le mulet, le boeuf, Ie 
mouton, le porc et le chien, rev. par A. Montoux, ilL, in-18. Garnier freres. 
3 fr. 50. 

Vogel, K. Heinr.: Anthropologie und Gesundheitslehre. Wiederholungsbuch für 
mehrklassige Volks- und Mädchenschulen. 21. Aufl. (171. bis 160. Tausend.) 
(48 S. mit 14 Abbild.) 8°. Leipzig, E. Peter, 1913. nn 0,25 Jk. 

Willst du gesund werden? De mm es Haus- und Volksbibliothek hygienischer 
Schriften. 8°. Leipzig, E. Demme. Nr. 88. Dr. Carl Struch: Die Hämor¬ 
rhoiden, ihre Ursachen,Verhütung und naturgemäße Heilung. Gemeinverständlich 
dargestellt. (43 S.) 1912. 0,80 Jk- 
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Seuchenstatistische Probleme. 

Von Sanitätsrat Dr. Wilhelm Weinberg, Stuttgart. 


In seinem Beitrag zu Tugendreich und Mosse, „Krankheit und soziale 
Lage“, bespricht Reiche die Notwendigkeit einer eingehenderen statistischen 
Untersuchung über die Beziehungen zwischen sozialer Lage und Infektions¬ 
krankheiten. Insbesondere betont er, daß auf diesem Gebiete die Mortalitäts¬ 
ziffer allein, d. h. das Verhältnis der Gestorbenen zur Zahl der gleichzeitig 
Lebenden einer Bevölkerung kein ausreichendes Bild der Verhältnisse zu 
geben vermag, und daß sie durch Feststellungen über die Erkrankungsziffer 
(Morbidität) und Verlaufsziffer (Letalität) zu ergänzen ist. 

Tatsächlich ist auf diesem Gebiete noch sehr viel, und ich möchte sagen 
weit mehr zu tun, als nach den Ausführungen von Reiche für den nicht 
bereits in dieses Gebiet Eingearbeiteten auf den ersten Blick hervorgehen dürfte. 

Im folgenden soll auf einige der wichtigsten Probleme hingewiesen und 
die Methode ihrer Lösung an einigen Beispielen erwiesen werden. 

Wir haben zunächst auszugehen von der Frage, warum eigentlich bis 
jetzt bei Vergleichen zwischen verschiedenen Ländern, Landesteilen und Stadt¬ 
bezirken fast ausschließlich die Sterbeziffer in Anwendung kam. Wir werden 
allerdings diese Frage ohne weiteres dahin beantworten, daß einerseits die 
Mortalität der Seuchen ziemlich sichere, wohl die sichersten Zahlen in der 
ganzen Todesursachenstatistik zu liefern vermag, und daß eine Erkrankungs¬ 
statistik überhaupt nicht überall eingeführt und wo vorhanden, auf so ver¬ 
schiedenen Grundlagen beruht, daß ihr Vergleichs wert dadurch erheblich 
beeinträchtigt wird und sie bis jetzt nur für verschiedene Bezirke eines und 
desselben Landes oder Ortes einigermaßen in Betracht kommen kann. Aber 
auch bei dieser Beschränkung fragt es sich, ob ihre Fehlerquellen nicht noch 
derart beschaffen sind, daß auch dieser beschränkte Vergleichs wert in Frage 
gestellt wird. 

Eine Erkrankungs- und Letalitätsstatistik ist nur möglich auf der Grund¬ 
lage von Meldungen an eine gemeinsame Zentralstelle, als welche entweder 
statistische Ämter oder Polizeibehörden in Betracht kommen, je nach dem 
Zweck, dem die Anzeigen dienen sollen. Denn es kann sich bei solchen An¬ 
zeigen sowohl um rein statistische, wie um praktische seuchenpolizeiliche 
Zwecke handeln, und es ist nebenbei eine noch ungelöste Frage, ob sich die 
Erfüllung beider Zwecke unter allen Umständen verbinden läßt. 

Solche Meldungen können sowohl freiwilliger wie zwangsweiser Art sein 
und es kann endlich der Kreis der damit betrauten oder beauftragten Personen 
verschieden weit ausgedehnt sein. Hauptsächlich kommen neben dem ganzen 
approbierten und nicht approbierten Heilpersonal Leichenbeschauer, Familien¬ 
vorstände, Anstaltsvorstände, Lehrer und Hausbesitzer in Betracht, und es 

Viertaljahnschrift für Gesundheitspflege, 1913. ] 2 * 
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Sanitätsrat Dr. Wilhelm Weinberg, 


kann die Meldung der einzelnen Krankheiten verschiedenen Kategorien auf¬ 
erlegt werden, und zwar je nachdem mit günstigem oder ungünstigem Erfolg. 
So habe ich selbst an anderer Stelle angesichts der großen Unvollständig¬ 
keiten der Meldungen von Kindbettfieber eine Beschränkung der Anzeige¬ 
pflicht auf die Hebammen und auf die nicht an Abortus sich anschließenden 
Fälle befürwortet. Andererseits ergibt eine Übertragung der Anzeigepflicht 
der Masern an die Lehrer eine sehr unvollständige Statistik. Dies ergibt 
sich daraus, daß in London 1909 auf 2349 Maserntodesfälle nur 16 986 Mel¬ 
dungen von Masernerkrankungen kamen, was einer Letalität von 14 Proz. 
entspricht, also einer fast dreimal höheren Ziffer, als sich 1885 bis 1905 trotz 
zweifellos unvollständiger Zahl der Meldungen in Berlin ergab (5,3 Proz. nach 
Korrektur). 

Von allen diesen Faktoren und ihrer speziellen Vergesellschaftung im 
einzelnen Lande ist nun die relative Vollständigkeit der Meldungen abhängig, 
und sie muß sich dementsprechend verschieden groß gestalten. 

Zweifellos ruht nun tatsächlich die Hauptlast und somit auch der Erfolg 
der Anzeigepflicht auf den Schultern der Ärzte, und es ist daher notwendig, 
daß sie so unabhängig gestellt sind, daß sie diese Pflicht ohne Schwierigkeiten 
zu tragen in der Lage sind. Außerdem kommt es aber auch darauf an, daß 
ein möglichst großer Prozentsatz von Krankheiten zur Kenntnis des Arztes 
und damit zu einer genügend großen Wahrscheinlichkeit der Meldung gelangt, 
und daß nicht Umstände geschaffen werden, welche die Beiziehung von Ärzten 
künstlich erschweren, wie es ja bei zu strengen Bestimmungen über das Er¬ 
mittelungsverfahren gegenüber den Hebammen zweifellos geschieht. Man 
wird nun nicht behaupten können, daß freiwillige Anzeigen unter allen 
Umständen eine größere UnVollständigkeit der erfaßbaren Fälle zur Folge 
haben müssen, als zwangsweise auferlegte. Dies geht z. B. aus einer Erhebung 
des württembergischen Landeskomitees für Krebsforschung hervor, über 
welche Prinzing demnächst berichten wird, nach welcher es gelang, alle 
Ärzte zweier großer Bezirke bis auf zwei zur Anzeige ihrer Krebsfälle zu 
bewegen. Ebenso ergaben die früheren freiwilligen Meldungen von Infektions¬ 
krankheiten in München, die lediglich der Verärgerung der Ärzte über die 
Schädigung ihrer berechtigten Interessen durch die soziale Gesetzgebung ihr 
jähes Ende verdanken, geringere Letalitätsziffern der gemeldeten Infektions¬ 
krankheiten als in Berlin, und als jetzt unter dem Zwange zur Anzeige. 

Es kamen nämlich Todesfälle auf je 100 Erkrankungen 1896 bis 1900 an 



Masern 

Scharlach 

Diphtherie 

Typhus 

München. 

4,9 

3,4 

9,1 

16,9 

Berlin. 

16,4 

20,0 j 

16,1 

21,4 


Wir sehen gleichzeitig, daß mit der Gefährlichkeit der Krankheit die 
Unterschiede geringer werden. 

Das ist auch durchaus verständlich. Denn das einzige Hindernis der 
freiwilligen Anzeige ist Überbeschäftigung und Indolenz eines Teiles der 
Ärzte, und deren Wirkung kann durch gelegentliche Bevorzugung von regel¬ 
mäßig anzeigenden Ärzten erheblich eingeengt werden. 
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Auf eine genügende Vollständigkeit der Meldungen bei Zwang zur 
Anzeige für rein statistische Zwecke kann allerdings nicht gerechnet werden. 
Aber auch die gewöhnliche Art der zwangsweisen Verpflichtung zur An¬ 
zeige ohne oder ohne genügende Gegenleistung im Interesse der Seuchen¬ 
bekämpfung führt nicht zur erwünschten Vollständigkeit ihrer Meldungen. 
Denn ihre Einführung bringt ein weiteres Hindernis in Gestalt der Furcht 
yor wirtschaftlichen Nachteilen sowohl bei einem Teile der Arzte, als besonders 
bei dem Publikum mit sich, welche zur Unterlassung der Anzeige bei voraus¬ 
sichtlich leicht verlaufenden Fällen und zur Unterlassung der Zuziehung des 
einzig sachverständigen,Arztes führt. Wie dieses Moment wirkt, geht aus 
der Berliner Statistik hervor, nach welcher ein nicht unbeträchtlicher Anteil 
der Infektionskrankheiten mit tödlichem Verlauf erst mit dem Totenschein 
zur Kenntnis gelangt. Dieser Prozentsatz betrug für 
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1885—1905 

66,4 Proz. 
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1885—1907 
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Diphtherie. 
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Typhus abdominalis. . . 

1885—1907 

34,8 


1906—1908 noch 

21 Proz. 


Leider haben bis jetzt in Berlin keine Ermittelungen darüber statt- 
gefunden, wie sich diese nachträglichen Meldungen von Infektionskrankheiten 
sozial, bzw. in Bezirken mit verschiedenem Wohlstand verteilen. Wenn diese 
leicht durchführbare Ermittelung erfolgen würde, so wäre es möglich, damit 
ein Bild der Unvollständigkeit der Meldungen in verschiedenen sozialen 
Schichten und damit auch ein genaueres Bild der sozialen Verteilung der 
Seuchen zu erlangen. 

Je vollständiger unter sonst gleichen Umständen die Meldungen der 
Erkrankungen sind, eine um so geringere Letalitätsziffer muß man erwarten, 
und umgekehrt kann diese einen Gradmesser der Vollständigkeit der Meldungen 
darstellen, wenn nicht anzunehmen ist, daß Verschiedenheiten des Verlaufes 
oder des Erfolges der ärztlichen Behandlung den Verlauf beeinflussen. 

Vergleichen wir nun für die Jahre 1904 bis 1908 die Verhältnisse in 
Berlin und London, so erhalten wir folgendes Ergebnis. Es betrug die 
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Bei nicht sehr großen Unterschieden der Mortalität sehen wir erhebliche 
Unterschiede der Morbidität und der Letalität, erstere ist in London durchweg 
größer, letztere ebenda durchweg erheblich kleiner als in Berlin, und wir 
können diesen Unterschied nur auf einen Unterschied in der Vollständigkeit 
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der Meldungen zurückführen, wobei nicht behauptet werden soll, daß die 
Meldungen in London nun durchaus vollständig seien. 

Wir dürfen aber doch wohl die Ursache dieses insbesondere bei Scharlach 
ganz auffallenden Unterschiedes in dem System der Erhebung der Anzeigen 
suchen. In Berlin erfolgen die Anzeigen ohne Bezahlung, während in London 
eine Vergütung von 2 l / 2 8 h pro Anzeige erfolgt. Es ist auch ganz begreiflich, 
daß sich solche Unterschiede in der Vollständigkeit der Anzeigen besonders 
bei den Krankheiten geltend machen, bei welchen vermöge ihres meist gün¬ 
stigen Verlaufes die Verantwortung der Unterlassung der Anzeigen am ge¬ 
ringsten und die Wirkung der seuchenhygienischen «Maßregeln am meisten 
problematisch erschien, wie hier beim Scharlach, und damit hängt es auch 
zusammen, daß die Anzeigepflicht der Masern in Berlin und Stuttgart, wohl 
auch anderswo, wieder aufgehoben wurde, weil es sich als absolut unmöglich 
herausstellte, eine auch nur einigermaßen befriedigende Zahl von Meldungen 
zu erzielen. Betrug doch z. B. in Berlin 1885 bis 1905 das Verhältnis aller 
Todesfälle an Masern zur Zahl der gemeldeten Erkrankungen 14 Proz., 1905 
sogar 50 Proz., während die tatsächliche Morbidität, aus der Zahl der zeitig 
gemeldeten Todesfälle berechnet, mit 5,3 Proz. sicher noch zu hoch erscheint. 

Wir sehen also in der Einführung einer Gebühr für die ärztliche Meldung 
ein Mittel zu einer größeren Vollständigkeit der Meldungen und sofern sich 
daran wirksame Verhütungsmaßregeln anzuschließen vermögen, auch zu einer 
wirksameren Reduktion der Erkrankungen und der Todesfälle an Infektions¬ 
krankheiten. 

Außer diesem Mittel kommt allerdings noch ein anderes in Betracht, 
nämlich die Sorge für eine ausreichende Entschädigung der von den seuchen- 
hygienischen Wirkungen der Anzeigepflicht Betroffenen. Diese Wirkungen 
können unter Umständen für das einzelne Individuum sehr eingreifender Art 
sein und seine wirtschaftliche Existenz geradezu vernichten. Die Gewährung 
des ortsüblichen Tagelohnes an Bazillenträger und andere Verdächtige stellt 
in vielen Fällen eine durchaus unzureichende Entschädigung dar und sollte 
durch Vergütung des tatsächlich erlittenen Schadens ersetzt werden. Es ist ja 
schön und gut, wenn man an die Pflichten des Individuums gegen die Gesell¬ 
schaft erinnert, aber diese Pflichten beruhen doch nur auf Gegenseitigkeit und 
namentlich in einem Staate, dessen soziale Gesetzgebung sonst die Pflichten der 
Gesamtheit gegenüber dem einzelnen in einer manchmal etwas zu weitgehenden 
Weise betont, sollte auch in seuchenhygienischer Richtung die richtige Kon¬ 
sequenz gezogen werden. Die Kosten einer ausreichenden Entschädigung des 
Publikums und der Ärzte bei der Seuchenbekämpfung dürfen bei dem mög¬ 
licherweise erreichbaren Gewinn an Menschenleben und Arbeitskräften keine 
Bedenken erregen. Denn wenn man in Indolenz und Furcht vor wirtschaft¬ 
lichen Schädigungen die Ursache der Unvollständigkeit der Meldungen der 
Seuchen erkennt, so ist die logische Konsequenz die Ergreifung derjenigen 
Mittel, welche bei größtmöglichster Vermeidung von Härte, die unter Um¬ 
ständen durchaus nicht die erwünschte Wirkung haben kann, eine Besserung 
herbeizuführen vermögen. Nur auf diese Weise ist auch die Wahrung des 
rein wissenschaftlichen Interesses an der möglichst vollständigen Erfassung 
der Infektionskrankheiten möglich, mit dem wir uns hier vorwiegend zu be¬ 
schäftigen haben. 
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Wenn wir nämlich erkennen, daß die Vollständigkeit der Meldungen von 
Erkrankungen an Infektionskrankheiten vielfach zweifellos noch in hohem 
Grade brachliegt, so ist die Frage berechtigt, ob wir derzeit überhaupt be¬ 
rechtigt sind, uns bestimmte Vorstellungen von der sozialen Verteilung der 
Infektionskrankheiten auf Grund der Morbiditätsstatistik zu machen. 

Wir wissen, daß die Mortalität an den verschiedenen Infektionskrank¬ 
heiten des Kindesalters in den armen Bezirken größer ist als in den reichen, 
daß aber die Unterschiede bei beiden Kategorien sehr verschieden groß sind. 
Am größten ist der Unterschied bei den Masern, während Scharlach und 
Diphtherie teilweise erheblich geringere Unterschiede aufweisen. In diesen 
Beziehungen stimmen die Statistiken von Körösi, Kaiser, Neefe, Reiche 
und Rosenfeld überein. Es wäre nun von Interesse zu wissen, ob diese 
Unterschiede lediglich durch Unterschiede des Verlaufes oder auch durch 
solche der Erkrankungshäufigkeit bedingt sind. Bis jetzt haben wir nur die 
Statistik von Flügge über die Verbreitung der Diphtherie in Breslau, die 
beim Vergleich mit der kindlichen Gesamtbevölkerung eine erhöhte Morbidität 
bei Diphtherie in den armen Bezirken ergibt. Hingegen läßt sowohl die 
Hamburger wie die Wiener Statistik eine Erhöhung der Erkrankungsziffer 
nur bei den Masern erkennen, und wenn die Erkrankungen statt auf die 
Gesamteinwohnerzahl auf die Gesamtheit der Kinder bezogen wären, was 
zweifellos ein richtigeres Bild liefert, so würde sich sowohl in Wien wie in 
Hamburg eine geringere Morbidität an Diphtherie und Scharlach in den 
armen Bezirken ergeben. Dabei weist allerdings besonders Hamburg derartige 
Unterschiede der Letalität auf, daß ein Ausgleich derselben durch eine exaktere 
Morbiditätsstatistik nicht wahrscheinlich erscheint. 

Wenn man die Hamburger Zahlen nach den Angaben Reiches auf die 
unter 15 Jahre alte Bevölkerung umrechnet, so erhalten wir folgendes Bild: 
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aber gerade bei der Untersuchung sozialer Unterschiede nicht imstande, die 
Größe des wahren Unterschiedes der Morbidität mit Hilfe der Betrachtung 
der Letalität richtig zu erfassen, und es wäre daher sehr wünschenswert, 
durch Feststellung der verspäteten Meldungen nach Berliner Muster in den 
verschiedenen Stadtteilen ein richtigeres Bild der notwendigen Ergänzungen 
der gemeldeten Erkrankungen in den einzelnen Bezirken zu gewinnen. Diese 
Ausführungen zeigen zur Genüge, wie sehr durch die UnVollständigkeit der 
Meldungen das Bild der sozialen Verteilung der Morbidität und Letalität 
verschleiert wird. 

Wir müssen also, um genauere Einblicke zu gewinnen, die Statistik von 
Orten bearbeiten, die sich durch eine größere Vollständigkeit der Meldungen 
auszeichnen, wie dies für London gilt, und wir müssen erwarten, daß ein 
ungünstiger Einfluß der sozialen Lage hier prägnanter hervortritt und gleich¬ 
zeitig zu einer Reduktion des Unterschiedes der Letalität in armen und 
reichen Bezirken führt. 

Ich habe zu diesem Zwecke die Erfahrungen Londons im Jahre 1909 
verwertet. Dabei war ich allerdings gezwungen, die Erkrankungen und 
Todesfälle auf die Gesamtbevölkerung zu beziehen, konnte aber durch gleich¬ 
zeitige Anführung der Geburtenziffern die Richtung und ungefähre Größe 
der notwendigen Korrektur nachweisen. 

Die Londoner Sanitätsbezirke sind in sozialer Hinsicht durch die Häufigkeit 
der überfüllten Wohnungen gekennzeichnet und zu fünf Gruppen zusammen¬ 
gefaßt. Ich stelle hier nur für 1909 die günstigste und ungünstigste soziale 
Gruppe gegenüber, indem ich mir eine eingehendere Untersuchung bis zum 
Empfang der neuesten englischen Volkszählung Vorbehalte. 

Ich finde nun (a in den günstigen, b in den ungünstigen Bezirken) für 



Morbidität Mortalität 

Letalität 



auf 10 000 

Einwohner 


auf 100 Kranke 


a 

b 

a 

b 

a 

b 

Scharlach .... 

44,8 
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Masern. 

45,3 

41,1 

2,5 

8,3 

5,5 

20,4 

Diphtherie .... 

14,9 

15,6 

1,09 

1,59 

7,4 

9,3 


Die Geburtenzahl betrug in den günstigen Bezirken 22,8, in den un¬ 
günstigen 30,7 Promille. Wenn wir diese berücksichtigen, so ergibt sich 
durchweg eine ungünstigere Morbidität in den sozial günstigeren Bezirken. 
Dabei ist aber zu bemerken, daß die Morbiditätszahlen der Masern sehr un¬ 
sicher sind. 

Wir finden wiederum die charakteristischen Unterschiede in der sozialen 
Verteilung der Mortalität an Masern einerseits und Scharlach und Diphtherie 
andererseits. Die Letalität endlich ist in den armen Bezirken durchweg, am 
wenigsten bei Diphtherie, am stärksten bei Masern, erhöht, aber lange nicht 
in dem Maße wie in Hamburg. 

Es ist nun allerdings keineswegs sicher, daß eine allgemeine Erhöhung 
der Vollständigkeit der Meldungen gerade den ungünstiger sozial gestellten 
Bezirken unbedingt in viel stärkerem Maße zugute kommt, aber doch nach 
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den Letalitätszahlen sehr wahrscheinlich. Die Größe der Bezirke in London 
ist außerdem aber teilweise so enorm, daß innerhalb derselben doch noch 
erhebliche Unterschiede einzelner Teile möglich sind, und es wäre daher eine 
noch weitere topographische Differenzierung der Sanitätsbezirke nach sozialen 
Gesichtspunkten erwünscht. Immerhin scheinen diese Zahlen doch darauf 
hinzuweisen, daß tatsächlich eine so starke Differenzierung der untersuchten 
Infektionskrankheiten, wie etwa bei Tuberkulose, nicht vorkommt, und daß 
sie tatsächlich, wenigstens bei Scharlach und Diphtherie, recht gering ist. 

Was bis jetzt über die soziale Verteilung der Infektionskrankheiten vor¬ 
liegt, wurde nur mit Hilfe der indirekten topographischen Methode gewonnen. 
Weitere Einblicke darf man von einer genügenden sozialen Charakteristik 
der einzelnen Individuen bei Anzeige und Volkszählung erwarten und es muß 
daher eine weitergehende Differenzierung der Volks- bzw. Berufszählungs¬ 
ergebnisse in sozialer Hinsicht unter gleichzeitiger weitgehender Berück¬ 
sichtigung der Altersdifferenzierung als eine unabweisliche Forderung be¬ 
zeichnet werden 1 ). 

Diese Retardation der Wirkung des sozialen Faktors auf die Morbidität 
und Mortalität an Scharlach und Diphtherie kann also wohl als erwiesen 


*) Auch die wenigen Statistiken, die auf Grund der bis jetzt vorliegenden 
Nachweise eine erhöhte Morbidität der ärmeren Bevölkerung % an Diphtherie zu 
beweisen scheinen, können nicht durchweg der Kritik standhalten. 

So hat insbesondere Flügge für Breslau eine erhöhte Gefährdung der Bezirke 
mit großer Kinderzahl in den heizbaren Zimmern zu finden geglaubt, weil in der 
Mehrzahl der untersuchten Bezirke die Note für Kindersterblichkeit und Wohn¬ 
dichte der Kinder übereinstimmte. Allein er hat dabei die Unterschiede der Größe 
der einzelnen Bezirke nicht berücksichtigt, so daß großen und kleinen Bezirken 
dasselbe Gewicht zukommt. 

Wenn man hingegen die Erfahrungen aller Bezirke mit gleicher Wohndichte 
zusammenfaßt, erhält man ein ganz anderes Ergebnis. Danach erkrankten jährlich 
in den Bezirken mit 
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der unter 15 Jahre alten Kinder. 

Diese Betrachtungsweise ergibt also keinen Einfluß der Wohndichte, und wenn 
man in Betracht zieht, daß nach Neefe im selben Breslau auch kein Einfluß der 
Wohlhabenheit auf die Mortalität an Diphtherie sich ergab (s. Reiche, 1. c., 8. 544), 
so müssen wir also für Breslau mit der Möglichkeit rechnen, daß mit dem an¬ 
gesichts dieses gleichartigen Verhaltens von Morbidität und Mortalität problematischen 
Einfluß der sozialen Lage es auch problematisch wird, ob tatsächlich gerade in 
den armen Bezirken die Meldungen der Erkrankungen besonders unvollständig sind. 
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betrachtet werden. Sie steht in einem auffallenden Gegensatz zu der Beob¬ 
achtung, daß auf dem Lande die Sterblichkeit an Diphtherie und Scharlach 
erheblich höher ist als in den Städten. Wenn man nun diesen letzteren 
Unterschied auf Unterschiede in der Pflege und auf die ungünstigen Wohnungs- 
verhältnisse auf dem Lande zurückzuführen geneigt ist, so müßte sich dieselbe 
Erscheinung auch in den armen Bezirken geltend machen. Es spielen hier 
also offenbar noch andere Faktoren als etwa die Wohndichte allein eine Bolle. 

Ich habe nun kürzlich eine ähnliche Erscheinung bei einer Untersuchung 
der Sterblichkeit der Kinder Tuberkulöser festgestellt 1 ). Hier fand ich ganz 
im Gegensatz zu den Vorstellungen, welche man von der Wirkung der Kon¬ 
stitution oder der latenten Tuberkulose bei solchen Kindern zu haben pflegt, 
eine verminderte Sterblichkeit an Scharlach und Diphtherie, gleichzeitig aller¬ 
dings eine nur annähernd normale Sterblichkeit an Masern. 

Ich habe nun diese Erscheinung zunächst darauf zurückführen zu können 
geglaubt, daß die Familien der Tuberkulösen ärmer an gleichzeitig lebenden 
Kindern sind als die nicht Tuberkulösen, und daß mit der Geschwisterzahl 
auch die Gefährdung durch Infektionskrankheiten parallel geht. Auf dem 
Lande ist nun ebenfalls die Kinderzahl größer als in der Stadt, und speziell 
auch in den sich durch große Kindersterblichkeit auszeichnenden Arbeiter¬ 
vierteln. Hierin wäre also wenigstens eine teilweise Erklärung der auffallenden 
Retardationserscheinungen gegeben. Ob sie ausreicht, vermag ich nicht zu 
sagen. Ich habe daher auch noch eine andere Möglichkeit in Betracht ge¬ 
zogen, deren Zutreffen vielleicht experimentell geprüft werden kann. Sollten 
nicht in einem latent tuberkulösem Individuum die Bedingungen für die An¬ 
siedelung der Scharlach- und Diphtheriekeime ungünstiger sein und der Aus¬ 
bruch der Krankheit häufig erschwert sein? Das würde ja den Verlauf der 
einmal ausgebrochenen Krankheit nicht notwendigerweise ebenfalls günstig 
gestalten müssen. Zweifellos ist bei der armen Bevölkerung der Prozentsatz 
der Kinder mit latenter Tuberkulose ein erheblich höherer als im Durchschnitt. 
Der Statistiker kann dieses Problem nur auf werfen, seine Lösung ist Sache 
einer anderen Disziplin. 

Da das Überstehen einer Infektionskrankheit einen mehr oder minder 
langen dauernden Schutz gegen Wiedererkrankung darstellt, so wird die 
Erkrankungsziffer auch von dem mehr oder minder hohen Grad der Durch¬ 
seuchung einer Bevölkerung abhängen. Hierin liegt eine Erklärung der zeit¬ 
lichen Wandlungen der Erkrankungs- und Sterbeziffer der Infektionskrank¬ 
heiten, aber auch ihrer Verteilung nach dem Alter. Masern, Scharlach und 
Diphtherie sind wesentlich deshalb Kinderkrankheiten, weil in nicht vom 
Verkehr abgeschlossenen Bezirken die Durchseuchung der Erwachsenen eine 
sehr hohe ist. 

Zahlenmäßige Nachweise über den Grad der Durchseuchung liegen mit 
Ausnahme der Pocken nicht vor. 

Man könnte nun daran denken, durch Übertragung der Erkrankungs¬ 
ziffern der einzelnen Altersklassen auf eine Sterbetafel den Grad des Durch¬ 
seuchungsstandes einer Bevölkerung in verschiedenem Alter zu berechnen. 
Ich habe eine solche Berechnung für eine Sterbetafel durchgeführt, die ich 


l ) Weinberg, Die Kinder der Tuberkulösen. Leipzig, 8. Hirzel, 1913. 
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unter Aaiiahme einer Seiaalpruportum aller Gebm*eimi von 3 Ob8 Knaben 
auf 1000 Mädchen aus den ßerimbr. Sterbetafeln beider Geschleehfcer ge- 
wr»anen habe. 
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194 Sanitätsrst Dr. Wilhelm Weinbarg, 

Die Anwendung dieses Verfahrens läßt sich nun auch bei anderen 
Infektionskrankheiten in fruchtbarer Weise verwerten, so insbesondere bei 
der Tuberkulose. * 

Wenn wir, sobald die nötigen Zahlenunterlagen beschafft werden können, 
in dem Ausfall der Pirquet sehen Cut&nreaktion ein Kriterium bereits vor¬ 
handen gewesener erfolgreicher Infektion sehen dürfen, und die Prozentsätze 
der Pirquetreaktion auf eine Sterbetafel übertragen, wozu wiederum die 
obige Berliner Tafel dienen möge, so erhalten wir folgendes Bild: Von 
10000 Lebendgeborenen sind 

mit Tuberkulose noch nicht 

infiziert infiziert 

am Ende de« 1. Lebensjahres 363 = 5 Proz. der in diesem Alter Lebenden, 6992 

, . . 5- „ 2524 = 40 . „ „ „ * 3782 

n , n 15. n 4483 = 75 n „ „ „ * 1494 

„ „ u 20. „ 5270 = 92 „ , „ * „ 585 

Der Zuwachs an Tuberkuloseinfizierten von Alter zu Alter ist aber 
größer als aus diesen Zahlen hervorgeht, da nicht nur eine nicht unbeträcht¬ 
liche Zahl von Kindern an Tuberkulose direkt stirbt, sondern auch beim Tode 
latent Tuberkulose aufweist. Nehmen wir unter den Gestorbenen jeden Alters 
einen doppelt so hohen Prozentsatz mit Tuberkulose Infizierter an, wie unter 
den Liebenden, so erhalten wir folgendes Bild: Auf 10000 Lebendgeborene 
kommen Gestorbene im Alter von 


i 1 Jahre 

2640, 

darunter tuberkuloseinfiziert 2 ( 0-j- 5) : 2 = 5 Proz. 132 

5 Jahren 

1050, 


A 

2 ( 5 4- 40) : 2 = 45 „ 473 

15 » 

333, 

» 

A 

2(40 -|- 75): 2 = 100 „ 333 

20 . 

122, 

tj 


2(75 4- 92): 2 = 100 „ 122 


Somit sind von 10 000 Lebendgeborenen infiziert 


am Ende des 1. Lebensjahres 

E, 

» n n Um fl 

n » » 15 - n 


B fl 


fl 


20 . 


b 


368 132 = 500 

2524 4- 132 -|- 473 = 3129 

4483 4- 132 -1- 473 -1- 333 = 5421 

5270 4- 132 4- 473 -f 333 -f- 122 = 6330 


Aus diesen Zahlen ergibt sich nun ferner, daß 


im Alter von 0 bis 1 Jahre noch nicht infiziert sind. 8496 

, » .1.5 Jahren „ „ „ , 5389 

. . . 5 , 15 , „ „ , „ 2640 

, . , 15 . 20 „ „ , „ » 1040 

„ . „ 0 r 1 Jahre erstmals infiziert werden 500 oder jährlich . . 6 Proz. 

. ,1.5 Jahren „ „ „ 2629 „ , • • 12 „ 

. » „ 5 „ 15 , „ „ , 2292 . . . . 9 , 

, , „ 15 B 20 . , „ „ 909 „ , . . 9 B 

der gleichzeitig Lebenden 


Die Gefährdung durch Neninfektion würde also nach diesen Zahlen bis 
zum 20. Jahre nicht erheblich abnehmen, wenn diese Zahlen den Tatsachen 
einigermaßen entsprechen, und der jeweilige Durchseuchungszustand würde 
sich auch hier nicht als ein Maß der tatsächlichen Gefährdung der einzelnen 
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Alter herausstellen. Der Zahl der Neuinfektionen würde aber auch eine 
gleiche Gefährdung durch Reinfektionen von außen her entsprechen und man 
ist somit nicht berechtigt, alle Erkrankungen Erwachsener lediglich auf Re¬ 
infektion von älteren, in der Kindheit erworbenen Herden zurückzuführen. 
Ehe man also zu einem endgültigen Urteil über dieses in praktischer Hinsicht 
nicht unwichtige Problem gelangt, wird es nötig sein, durch Feststellungen an 
ganzen Bevölkerungen den jeweiligen Durchseuchungszustand der Lebenden 
wie der Toten mit Tuberkulose noch genauer festzustellen. 

Die angeführten Beispiele mögen beweisen, daß zu einem vollständigen 
Einblick in die Bedingungen der Entstehung der Seuchen eine weitgehende 
Differenzierung des Materials und eine Bearbeitung desselben nach exakten 
Methoden notwendig ist, und daß in dieser Beziehung noch viel der Zukunft 
Vorbehalten bleibt. 
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Wohl die meisten der Theoretiker und Praktiker, die sich mit der Woh¬ 
nungsfrage befassen, sind diesem Problem zunächst durch Erörterungen über 
die bei den großstädtischen Kleinwohnungen immer mehr zur Erscheinung 
kommenden hygienischen Mängel nähergetreten. 

Die statistischen Ermittelungen, daß in den wichtigsten Groß- und 
Industriestädten bis zu s / 4 der Bevölkerung in Kleinwohnungen, d. h. in den 
Ein- und Zweizimmerwohnungen eine in jeder Hinsicht wenig befriedigende 
Unterkunft gefunden haben; die Feststellungen, daß 90 Proz. aller Todes¬ 
fälle auf diese Kleinwohnungen entfallen; die Tatsache, daß ein erheblicher 
Prozentsatz — in Berlin über 10 Proz. — der in diesen Wohnungen auf¬ 
wachsenden Kinder beim Eintritt in das schulpflichtige Alter wegen körper¬ 
licher und geistiger Schulunfähigkeit nicht eingeschult werden kann und 
andere mehr oder minder sichtbare Mißstände zwingen alle denkenden Kreise 
der Bevölkerung, sich mit dieser Materie zu befassen. Kriminalfälle, die die 
sittlichen und sanitären Mängel dieser Wohnungen hier und da besonders 
kraß an das Tageslicht zerren, rücken die Wohnungsfrage, wenn auch nur 
vorübergehend, in den Gesichtskreis der Massen, die sonst den genannten 
wissenschaftlichen Erhebungen ziemlich gedanken- und verständnislos gegen¬ 
überstehen. 

Zumeist sind es aber nur humanitäre Gefühle und Bestrebungen, die 
durch die genannten wissenschaftlichen oder kriminellen Ermittelungen aus¬ 
gelöst werden. 

Man kommt dann mit Vorschlägen, die lediglich als Unterstützungen, 
ja als Almosen angesprochen werden können, oder mit technischen Verbesse¬ 
rungen, die die Mängel höchstens überkleistern oder vertuschen, kurzum mit 
Vorschlägen, die wohl vorübergehende humanitäre Wallungen glätten, aber 
das Übel in der Wurzel nicht fassen, also nicht dauernd helfen können. 

Aus dem Ruf, der bisher am stoßkräftigst gewesenen Bewegung in der 
Wohnungsfrage, des Propagandaausschusses für Groß-Berlin: „In Berlin 
wohnen 600000 Menschen in Wohnungen, in denen jedes Zimmer mit fünf 
und mehr Personen besetzt ist, und Hunderttausende von Kindern sind ohne 
Spielplatz u haben die Massen, an die er gerichtet war, gleichfalls nur den 
humanitären Grundton heraushören können. 

Die Wirtschaftsgeschichte aller Zeiten lehrt uns jedoch, daß solch humani¬ 
tären Gefühlen und Bewegungen, selbst der größten Massen, kein allzu 
großer Erfolg beschieden sein kann. Die Ausreden der Kreise, deren Ge¬ 
schäftsgebahrungen bei einer Wohnungsreform in erster Linie gefährdet 
erscheinen, daß der Großstadtbewohner für die etwaigen Wohnungsmängel 
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andere Vorteile hätte, der Trost, daß die in der Großstadt durch die etwa 
schlechteren Wohnverhältnisse schneller zugrunde gehenden Elemente durch 
das reiche Reservoir unserer Landbewohner ohne Schwierigkeiten wieder 
ersetzt werden könnten; endlich das geflissentliche Hervorheben, daß ja auch 
auf dem Lande zum Teil erhebliche Wohnungsmißstände beständen 1 ), gewähren 
den meisten der durch eine solche Bewegung zeitweise mitgerissenen Per¬ 
sonen ein sicher wirkendes Beruhigungs- und Schlafmittel. Man läßt sich 
dabei zu leicht und zu gerne davon überzeugen, daß sich die vorliegenden 
Verhältnisse nun einmal so herausgebildet hätten und daß man dieselben, um 
andere — d. h. die die Bodenrente hochtreibenden Klassen — in ihrer ge¬ 
wohnten Betätigung nicht zu stören, als unabänderlichen Faktor in Rechnung 
stellen müsse. 

Die Wahrung der Interessen der Personen, die den vaterländischen 
Grund und Boden, die Existenzgrundlage jeder wirtschaftlichen Betätigung 
der Bevölkerung zu einer Handelsware herabgewürdigt haben, wird als 
Hauptsache und die Wohlfahrt und das Gedeihen des Ganzen, der Bevölke¬ 
rung und des Staates wird als Nebensache behandelt oder bei den Betrach¬ 
tungen überhaupt nicht gewürdigt. 

Ich stimme Prof. Dr. Gemünd in seiner Abhandlung: „Neuere Bestre¬ 
bungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene“ 2 ) zu, daß man 
bei der Berücksichtigung oder Nichtberücksichtigung der bestehenden Ver¬ 
hältnisse — d. h. der Bodenwerte, die sich nun einmal herausgebildet haben — 
zu sehr verschiedenen Auffassungen und zu scharfen Gegensätzen in der 
Wohnungsfrage kommen muß. Die Beurteilung der Frage wäre aber eine 
einseitige, ja eine unbegreifliche, wenn man die Unantastbarkeit der einmal 
bestehenden Verhältnisse, trotz ihrer für jedermann sichtbaren, ja fühlbaren 
Mängel und Schäden, lediglich zum Schutz der Geschäftsgebahrungen einer 
kleineren Wirtschaftsklasse proklamieren und dabei die hygienischen, sitt¬ 
lichen und wirtschaftlichen Existenzbedingungen der Allgemeinheit, des Ge¬ 
samtstaates vernachlässigen wollte. Solche einseitige Stellungnahme und 
Wirtschaftspolitik kann nur zur Katastrophe führen, zu einer Katastrophe, 
bei welcher die Wirtschaftsklasse, die man schützen will, in erster Linie zu¬ 
sammenbrechen müßte! 

Sind denn die Schäden und Mängel auf dem Gebiete der Wohnungs¬ 
frage heute wirklich schon derart, daß hier mit der Parole „laissez faire, 
laissez passer“ gebrochen werden muß, wie mit dieser Parole in unserem 
übrigen Wirtschaftsleben, durch die Zollschutzgesetzgebung, Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, Wuchergesetz usw., längst zum Segen des Ganzen und der Ein¬ 
zelnen gebrochen worden ist? 

Betrachten wir die Wohnungs- und Bodenfrage in allererster Linie vom 
wichtigsten, vom wirtschaftlichen Standpunkt aus und untersuchen wir, wie 
die Abgaben, die die Allgemeinheit für das direkte und indirekte Wohn- 
bedürfnis opfern muß, auf die Möglichkeit der wirtschaftlichen Betätigung 
aller und auf den Ertrag dieser Betätigung — den Erwerb — einwirkt. 

l ) Vgl. u. a. die Ausführungen von Prof. Dr. Wilhelm Gemünd in seiner 
Abhandlung: „Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städte- 
hygiene“. Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1912. 

*) Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1912, Heft 3. 
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Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten unter einem bedeuten¬ 
den wirtschaftlichen Aufschwung von einem Agrarstaat zu einem Industrie¬ 
staat entwickelt; zu einem Industriestaat, der auf sehr vielen Gebieten hinsicht¬ 
lich der Beschaffung der Rohprodukte und hinsichtlich des Absatzes der 
Halb- und Ganzfabrikate auf das Ausland angewiesen ist. Die meisten der 
Rohprodukte — namentlich die der ausgedehnten Textil- und Bekleidungs¬ 
industrie, der elektrischen Industrie u. a. — müssen unter Aufwendung 
bedeutender Frachtkosten vom Ausland eingeführt werden. Ein großer Teil 
der aus diesen Rohprodukten hergestellten Waren, die dann in das Ausland 
— vielfach wieder in die betreffenden Rohproduktländer — zurückgehen, 
muß dann nochmals Frachtkosten und zumeist noch erhebliche Einfuhrzölle 
tragen. 

Wie ist es möglich, daß wir trotz der bedeutenden Frachtkosten und 
Zölle noch mit der Industrie der Länder in Wettbewerb treten können, die 
die hier in Frage kommenden Rohprodukte selbst gewinnen? Die zur An¬ 
wendung kommenden Produktionsmethoden sind nicht geschützt, weder die 
Maschinen noch die Erbauer derselben, die Ingenieure, können einem Aus¬ 
fuhrverbot unterworfen werden und die technische und körperliche Fähigkeit 
der Arbeiter anderer Industrieländer — namentlich von unseren Haupt¬ 
konkurrenten — kann sich doch wohl in jeder Hinsicht mit der unserer 
Arbeiter messen. Die Möglichkeit des Wettbewerbes, ja das Übergewicht 
der Deutschen bei demselben kann somit doch nur in unseren billigen Arbeits¬ 
kräften, d. h. in den trotz aller Ausgaben für die Arbeiterschutzgesetz¬ 
gebung usw. verhältnismäßig doch noch geringen Löhnen liegen! 

Wie lange wird diese Differenz in den Werbungskosten, die Deutschland 
zu seinen Gunsten buchen kann und die uns jetzt zum Sieger auf dem Welt¬ 
markt macht, mit Sicherheit bestehen bleiben? 

Deutschland ist umschlossen von drei mächtigen, im Güteraustausch 
durchaus unabhängigen oder in nicht allzu ferner Zeit unabhängig werdenden 
wirtschaftlichen Gebieten; Gebiete, auf denen die hauptsächlichsten Roh¬ 
produkte gewonnen und auch alle hauptsächlichen Fabrikate, gegebenenfalls 
unter Anwendung von Prohibitivzöllen, abgesetzt werden können: England 
mit seinem unermeßlichen Kolonialreich; Rußland mit seinem großen und an 
Schätzen reichen asiatischen Hinterland, und Frankreich mit seinem nur 
durch das schmale Mittelländische Meer getrennten großen, jetzt nach der 
Marokkoaffäre auch in sich abgeschlossenen afrikanischen Kolonialreich. 
Weiter haben wir auf allen Weltmärkten mit den immer mehr zur Entwicke¬ 
lung kommenden, rücksichtslosen Vereinigten Staaten zu rechnen, deren 
Macht erst nach Fertigstellung des Panamakanals, durch die dann in Erschei¬ 
nung tretende gewaltige Abkürzung der Exportwege, richtig zur Geltung 
kommen wird. Und endlich wird im fernen Asien das zielbewußt vorgehende, 
in den Lebensbedürfnissen anspruchslose Japan immer mehr ein beachtens¬ 
werter Konkurrent werden. 

Es würde hier zu weit führen, die einzelnen Gebiete zu zergliedern, wo, 
ganz abgesehen von den politischen Rivalitäten, Deutschlands Welthandel in 
hohem Maße gefährdet ist; der kurze Hinweis auf unsere Konkurrenten wird 
für jedermann die Gewißheit bringen, daß wir unsere gegenwärtige Stellung 
im Weltwirtschaftskampf nur dann behaupten und für unsere wachsende Be- 
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völkerungsziifer nur dann neue Erwerbs- und Absatzgebiete gewinnen können, 
wenn unsere Werbungskosten zu den Werbungskosten anderer Länder min¬ 
destens in dem jetzigen Verhältnis bleiben, und wenn wir alle Begünstigungen, 
die Handel und Industrie unserer Konkurrenzländer — durch Zollschutz, 
Einsparung von Frachten, Nutzbarmachung der Naturkräfte usw. — erfahren 
werden, durch ein Herabsetzen unserer Werbungskosten Ausgleichen können. 

Diese Möglichkeiten sind in der Hauptsache abhängig von den Schwan¬ 
kungen der Summen, die Deutschland und die anderen Länder in der Zukunft 
für die Befriedigung des Wohnbedürfnisses aufwenden müssen, d. h. von 
den Summen, die bei den WerbungBkoBten auf die Verzinsung der Sich 
in dem betreffenden Staat gebildeten Grund- und Bodenwerte zurückzu¬ 
führen sind. 

Untersuchungen an anderer Stelle 1 ) haben ergeben, daß die Hälfte 
unserer gesamten städtischen Bevölkerung — d. i. etwa x / 4 der Gesamtbevölke¬ 
rung des Reiches — bis 33 Proz. ihres Einkommens allein der Miete für 
die eigene Wohnung opfern müssen. Außerdem liegt noch auf jeder Aus¬ 
gabe für die Ernährung, die Bekleidung, die Bildung und die Vergnügungen, 
sowie für alle sonstigen Bedürfnisse ein gewisser Prozentsatz für Miete, z. B. 
Fabrikmiete *— in Berliner Betrieben entfallen auf einen Arbeiter oft 150 
bis 200 tM Werkstattmiete, insgesamt verschlingen die Werkstattmieten selbst 
bei gutgehenden großstädtischen Betrieben schon 40 Proz. des Reingewinns —, 
Ladenmiete, Miete der Wohnungen der Arbeiter usw., die bei der Her¬ 
stellung und dem Verkauf der betreffenden Artikel mitwirken usw., so daß 
insgesamt mit einer Gesamtmietbelastung bis zu über 40 Proz. des Ein¬ 
kommens gerechnet werden muß 1 ). 

Diese Mietbelastung ist bei uns, bei der gegenwärtigen Lage der boden- 
und hausbesitzenden Klassen in Bteter Aufwärtsbewegung begriffen. 

Hinsichtlich des Bodenbesitzes kann z. B. für Groß-Berlin der Nachweis 
erbracht werden, daß ein Gelände, auf welchem eine Bevölkerungsziffer von 
weiteren 12 Millionen Seelen Unterkunft finden könnte, mit Bebauungsplänen 
überzogen ist, also der Spekulation als Handelsware dient. —- Zum Teil werden 
noch viel höhere Zahlen errechnet; bei den anderen Groß- und Industrie¬ 
städten sind ähnliche Feststellungen möglich. — 12 Millionen Seelen ergeben 
bei sechs Köpfen für eine Familie 2 Millionen Wohnungen. Für die kleinste 
Wohnungsgröße — die Einzimmerwohnung — wird in Groß-Berlin eine 
Miete von rund 300 Jft gezahlt, davon entfallen rund */ 8 auf die baulichen 
Aufwendungen und Vs, also rund 100 tM, auf den Grund und Boden 2 ). Nimmt 
man durchweg nur diese einzimmerigen Kleinwohnungen und einen Boden¬ 
zins von 5 Proz. an, Und bringt man dieses unbebaute Gelände im Durch¬ 
schnitt nur mit l / 4 des durch die Bebauung realisierbaren Wertes in Ansatz, 
dann ergibt sich immerhin für das Berliner unbebaute Gelände schon ein 
Wert — der fast ganz durch hypothekarische Belastungen festgelegt ist, 
also stetig verzinst werden muß — von mindestens 1 Milliarde Mark, der 
erst durch die spätere Bebauung ertragsfähig werden kann. 

l ) Vgl. A. Weiß, Strauch-Preisschrift: „Können die in den heutigen groß¬ 
städtischen Wohnverhältnissen liegenden Mängel und Schäden behoben werden?“ 
Berlin, Karl Heymann, 1912. 

*) Vgl. unsere Strauch-Preisschrift. 
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Deutschland hat trotz des bereits erörterten gewaltigen wirtschaftlichen 
Aufschwungs über 50 Jahre zu einer Verdoppelung seiner Einwohnerzahl 
gebraucht, und selbst in Charlottenburg waren bei der ungewöhnlichen, weit 
über den Durchschnitt gehenden Entwickelung fast 15 Jahre zu einer Ver¬ 
doppelung nötig. London und Paris zeigen, daß, wenn erst eine gewisse 
Größe erreicht ist, die Steigerung erheblich langsamer vor sich geht. Dazu 
kommt bei uns, daß die geplanten Kanalanlagen mit den billigeren Fracht¬ 
sätzen und Bodenpreisen höchstwahrscheinlich eine Abwanderung der In¬ 
dustrie von den Großstädten auf das Land mit sich bringen werden. Bei 
einer Vermehrung von 12 Millionen handelt es sich um eine Vervielfachung 
der jetzigen Einwohnerziffer. Angenommen, diese Bevölkerungsvermehrung 
wäre wirklich angängig — aus wirtschaftlichen Gründen ist sie nicht denk¬ 
bar —, dann würden doch allermindestens 100 Jahre notwendig sein, um 
diese Vermehrung zu erreichen. Das in Spekulationshänden befindliche Ge¬ 
lände wirft keinen Ertrag ab, wenigstens im Durchschnitt keineswegs einen 
höheren als die steuerlichen Belastungen. Unter Berücksichtigung von Zinses¬ 
zins würde ein Bodenpreis von 1 jft für 1 qm in 100 Jahren allein schon 
einen Endpreis von 150 *M für 1 qm ergeben. Da bei den durchschnittlichen 
jetzigen Berliner Mietsätzen kein höherer Bodenpreis als rund 120 *Al für 
1 qm zulässig ist, so würde das jetzt im Handel befindliche Gelände höchstens 
mit 1 für lqm bewertet werden dürfen, wenn die gesamten Werte 

später einmal ohne Verlust realisiert werden sollten J ). 

Da aber dieses Gelände jetzt im Durchschnitt wohl mit mindestens 20 
bis 30für lqm gehandelt wird, so ist, namentlich auch unter Berück¬ 
sichtigung der unmöglichen BevölkerungsVermehrung um 12 Millionen leicht 
zu ermessen, welche ungeheuren Werte allein an dem Berliner vermeintlichen 
Baugelände nach und nach verloren gehen und wie diese Verluste preis¬ 
treibend auf die wirklich noch bebaut werdenden Flächen und dann auf die 
Mieten der dort entstehenden Häuser einwirken müssen! — Ganz ähnliche 
Verhältnisse findet man in den übrigen deutschen Groß- und Industriestädten. 

Zu noch viel trostloseren Ergebnissen kommt man bei der Betrachtung 
des großstädtischen Hausbesitzes. , 

Der Preis, der für ein großstädtisches Hausgrundstück in Frage kommt, 
wird beim Kauf durch Kapitalisierung der Mieten festgelegt. Die Haus¬ 
besitzer können, bei dem großen Wert, der für ein solches Grundstück in 
Frage kommt, meist nur 5 bis 10 Proz. des Wertes der Gebäude ihr Eigen 
nennen. Der übrige Wert ist hypothekarisch belastet. Bei den Hauskäufen 
wird stets mit einem Überschuß von rund 1 Proz. des Kapitals gerechnet; 
bei diesem Überschuß, der der eigentliche Lockvogel beim Hauskauf ist, 
handelt es sich aber lediglich um die Amortisationsquote des Anlagekapitals. 
An eine Amortisation wird durchweg nicht gedacht, d. h. zu einer Abtragung 
der Hypothekenschulden wird nicht oder doch nur in den allerseltensten 
Fällen geschritten, weil allgemein die Ansicht vertreten ist, daß in Berlin und 
auch in anderen Orten der Preis des Grund und Bodens so stark steige, wie 
der Wert des Gebäudes falle. 


l ) Ähnliche Berechnungen hat zuerst Reg.-Baumeister Laugen in den Ham¬ 
burger Nachrichten vom 5. Mai 1912 gebracht. 
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In Berlin und allen anderen Städten, wo die Mietkaserne vorherrscht, 
kann man nach weisen, daß die besseren Wohnungen derselben nur etwa 
30 Jahre der Wirtschaftsklasse dienen, für die sie ehemals gebaut waren. — 
Die Mietkaserne wird wenig gut behandelt. Die einzelnen Teile — Fuß¬ 
böden, Fenster, Türen, Öfen und alles andere, auch die jetzt allgemein ge¬ 
wählten modernen Putzfassaden — werden nach zwei bis drei Jahrzehnten stark 
angegriffen und völlig unansehnlich. Dazu kommt, daß bei der immer wieder 
nötig werdenden Wiederherrichtung der Wohnungen bei den zahllosen Um¬ 
zügen — in Berlin wechseln z. B. die gesamten Mieter alle drei bis vier 
Jahre ihre Wohnungen — die Auffrischung oft in sehr unverstandenerWeise 
und nicht im Geist der ursprünglichen Ausführung erfolgt. Auch hierdurch 
tritt eine weitere Herabminderung ein. Eine solche 30 Jahre alte Wohnung 
muß bei der Vermietung in Konkurrenz treten mit Wohnungen in neueren 
Häusern, bei denen alle neueren Bedürfnisse und der neueste Geschmack 
berücksichtigt sind. Wie z. B. jetzt die Häuser des alten Berliner Westens, 
zwischen Königgrätzer Straße und Landwehrkanal, gegenüber den Häusern 
des neuen Westens — des bayerischen Viertels und des Heerstraßenbezirks — 
abstechen, so werden diese heute neuesten Häuser nach 30 Jahren von den 
Neubauten von 1940 übertrumpft werden. Wer hat vor 30 Jahren an 
Zentralheizung, elektrisches Licht, elektrische Fahrstühle, Warmwasserversor¬ 
gung, Müllschlucker, Staubsaugeapparate, Dachgärten u. dgl. gedacht? So 
wird es nach 30 Jahren Einrichtungen geben, von denen wir uns heute noch 
keine Vorstellung machen, die dann aber die Mieter von 1940 wohl glauben 
nicht entbehren zu können. Es wird also selbst für das bestgebaute und 
eingerichtete Haus eine Zeit kommen, wo es ein ebenbürtiger Konkurrent 
auf dem Wohnungsmarkt nicht mehr sein wird! Bisher hat man sich in 
solchen Fällen oft mit der Einrichtung von kleinen W T ohnungen an Stelle 
der ursprünglich größeren beholfen, d. h. man hat dann kleinere, wenig ver¬ 
wöhnte Mieter aufgenommen, wenn die größeren, besseren Mieter nicht mehr 
kamen. Sobald eine solche Umwandlung eintritt, d. h. ein Geschoß den 
kleineren Mietern eingeräumt wird, dann folgen kurze Zeit darauf auch die 
übrigen Geschosse. Das Gefühl, mit kleineren Leuten und deren Begleit¬ 
erscheinungen — Schlafgänger zweifelhafter Art u. dgl. — nicht an einer 
Treppe wohnen zu können, die größere Unruhe im Hause u. a. tun dann das 
Weitere, um aus einem besseren Hause bald ein reines Arbeiterquartier und 
aus einer besseren Wohngegend eine weniger gute zu machen. In Berlin, 
Breslau, Königsberg, Leipzig, Frankfurt a. M., Hannover und vielen anderen 
Städten kann man diese Umwandlung an zahllosen Beispielen verfolgen. 

Ein so umgestaltetes Haus geht mit Riesenschritten seiner Auflösung 
entgegen. Die Abnutzung durch die kleinen Mietparteien ist schon an und 
für sich eine viel größere, sie wird stark vermehrt, wenn sie sich um Ein¬ 
richtungen handelt, die nur für die besseren Wirtschaftsklassen bestimmt 
waren. Aus einem einmal abgewohnten und in der Qualität seiner Bewohner 
heruntergegangenen Hause kann man nie wieder ein besseres W'ohnquartier 
machen, selbst wenn man große Aufwendungen für neue Öfen oder Heizung, 
Fußböden, Fenster, Türen und Treppen usw. machen wollte und würde — 
was oft fast den Kosten eines Neubaues gleichkäme —, so würde man damit 
keineswegs bessere Mieter in das einmal deklassierte Haus bringen. Nach 
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längstens 60 Jahren wird deshalb für jede normale Mietkaserne der Groß- 
und größeren Städte die Stunde des Abbruohs geschlagen haben! Wie stellt sich 
dann die Bebauungs- und Verwertungsmöglichkeit bei einem Grundstück, das 
unter Zugrundelegung der gegenwärtigen Miete, d. h., wie allgemein üblich, für 
den Nutzungswert abzüglich Abgaben -f- 1 Proz. Überschuß erstanden worden 
ist? — Wir nehmen dabei eine Wohngegend an, d. h. eine Gegend, wo sich teure 
Läden und Schankstätten, Büro- u. dgL Räume nicht bilden können. Schon jetzt 
entfallen von der gesamten bebauten Fläche von Groß-Berlin mindestens 8 / 5 
auf diese reinen Wohnstraßen; schon jetzt stehen rund 1600 Läden leer. 
Die immer weitere Ausdehnung der Warenhäuser und die Antialkohol¬ 
bewegung werden bestimmt zu einer prozentualen Verminderung und nicht 
zu einer Vermehrung der Läden und Schankstätten führen. Es wird des¬ 
halb für die Rentabilität der Neubauten in diesen Wohnstraßen, später wie 
jetzt, lediglich der Preis der Mietwohnung in Frage kommen. 

Gegenwärtig wird in Groß-Berlin gelöst, bei 120 Jft Bodenkosten und 
200 vH anteiligen Baukosten, also 320 für 1 qm, für normale Bauten ein 
Zimmerpreis von rund 300 vfC. Wie oben hervorgehoben wurde, wird von 
den Kosten der jetzigen Bauten nichts amortisiert. Der Quadratmeter Bau¬ 
stelle kostet somit nach Abbruch des Gebäudes — der Wert der Abbruchs¬ 
materialien deckt in den meisten Fällen nur die Kosten des Abbruchs — 
= 320 JC. 

Nehmen wir an, daß die Baukosten in 60 Jahren nur um 30 Proz. 
steigen und nehmen wir ferner an, daß in 60 Jahren schon aus sanitären 
Gründen keine engere Bebauung als die jetzige zugelassen wird, dann würden 
die Anlagekosten des Neubaues für 1 qm allermindestens 320 -f- 200.1,30 
= 580 betragen. Bei den jetzigen Ausführungen mit Zentralheizung 
und besserer Ausstattung würde der Quadratmeterpreis noch ganz erheblich 
höher steigen. Nehmen wir weiter an, daß sich Zinsfuß und Geldverkehr 
in den 60 Jahren nicht verschlechtern, dann müßte für den Neubau, wenn 
ein solcher überhaupt denkbar sein sollte, ungefähr eine Verdoppelung der 
jetzigen Mieten eintreten. 

Verschärfend tritt hierbei noch in vielen Großstädten, namentlich in 
Berlin, die große Überproduktion an Wohnungen hinzu. In Groß-Berlin 
sollen jetzt schon 60- bis 80000 Wohnungen leerstehen. Bei vier Millionen 
Einwohnern und sechs Köpfen für eine Familie und bei der Annahme, daß 
der Berliner Durchschnittshausbesitzer nur 10 Proz. des Wertes sein Eigen 
nennen kann, würde ja der gesamte eigene Hausbesitzerbesitz jetzt schon 
durch die Mietausfälle ertraglos sein! — Da die große Belastung auf dem 
unbebauten Boden überdies zu immer weiteren Neubauten zwingt, wird, wenn 
ein völliger Zusammenbruch der haus- und bodenbesitzenden Klassen ver¬ 
mieden werden soll, also auch hier nur eine weitere Steigerung der Mieten 
die Rettung sein können. 

Die Erhöhung der Mieten für Wohnungen, Läden und Werkstätten 
überträgt sich auf den Preis aller Waren im Groß- und Kleinhandel. Jeder 
muß beim Einkauf seiner Bedürfnisse auch die Mieterhöhung aller anderen 
decken helfen. Der einzig mögliche Weg, diese Mieterhöhung auszugleichen, 
ist die Lohnerhöhung; diese wird aber bald wieder durch neue Erhöhung der 
Mieten verschlungen. Die Spekulation gewährt und kann ihren Opfern 
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höchstens Erholungspausen gewähren, dann beginnt der Druck von neuem. In 
der Arbeiter- und Beamtenschaft, überhaupt bei allen Angestellten, hört die 
Lohnbewegung deshalb nicht auf, unser Wirtschaftsleben kommt nicht zur 
Buhe. Unser städtisches Besiedelungssystem belastet so durch steigende 
Festlegung ungeheurer Kapitalien im städtischen Boden, durch höheren Zins¬ 
fuß und Bankdiskont, durch ununterbrochene Lohnbewegung unser ganzes 
Wirtschaftsleben. Das Ende ist immer wieder eine weitere Steigerung der 
Kosten des sonstigen Lebensunterhalts. 

Da die Wohnungsgrößen bei der überwiegenden Mehrzahl der in Frage 
kommenden Erwerbsklassen schon jetzt auf das denkbar geringste Maß ein¬ 
geschränkt sind, also nicht weiter eingeschränkt werden können, so würden 
wir es nach den genannten Ziffern in 60 Jahren, wenn die in den bebauten 
Grundstücken festgelegten Werte ohne Verlust wieder realisiert werden sollen, 
ungefähr mit einer Verdoppelung der Kosten unseres gesamten Wirtschafts¬ 
lebens zu tun haben. 

Die jetzigen Einkommen der hauptsächlichsten Wirtschaftsklassen — 
der körperlichen und der geistigen Arbeiter — sind auf das „Existenz- 
minimum u abgestimmt ; wenn die vorerörterten doppelten Ausgaben möglich 
sein sollen, dann müßte also notgedrungen auch eine Verdoppelung der Be¬ 
züge dieser Wirtschaftsklassen eintreten! Ist es überhaupt nur denkbar, 
daß der Staat in 60 Jahren in der Lage sein würde, einem Richter, Lehrer 
oder Techniker in der Anfangsstellung eine Besoldung von rund 8000 c At zu 
gewähren, oder daß unser Handel und unsere Industrie eine Verdoppelung 
ihrer Produktionskosten ertragen könnte? 

Untersucht man die gleichen Verhältnisse in unseren Konkurrenzländern 
und stellt dabei fest, daß die Durchschnittsbevölkerung dortselbst einen ganz 
erheblich geringeren Prozentsatz ihres Arbeitsverdienstes der Wohnungs¬ 
miete — in England kostet z. B. bei der sonst hohen Lebenshaltung die fünf- 
zimmerige Arbeiterwohnung nicht mehr als die einzimmerige Berliner Miets- 
kasernenwohnng — und auch der auf den übrigen Lebensbedürfnissen lie¬ 
genden Mietsquote opfern muß; sieht man weiter, daß dortselbst die sich 
gebildeten Bodenpreise auf dem Vorortgelände der Großstädte ganz erheb¬ 
lich niedriger sind als bei uns — in den Außenbezirken von London wird 
z. B. 1 qm Bauland als „Freehold“ 1 ) nur mit 5 bis 10sh, in den übrigen 
englischen Großstädten mit 3 sh bewertet, bei uns mit 120 und mehr Mark 
—, also dort die bei uns geschilderten bedeutenden Mietpreistreibungen durch 
den Boden nicht eintreten können; bedenkt man endlich, daß die den werk¬ 
tätigen Massen zur Verfügung stehenden Wohnungen in den Konkurrenz¬ 
ländern erheblich weiträumiger sind — z. B. verfügen in England 52,2 Proz. 
der Bevölkerung über Wohnungen von fünf Räumen, fast durchweg in Einzel¬ 
häusern, unsere Großstadtbevölkerung muß sich zu etwa 75 Proz. mit Ein- 
und Zweizimmerwohnungen der Mietkaserne begnügen — und daß die Be¬ 
völkerungsdichte eine bedeutend geringere, also die Bebauung dort eine 
erheblich weiträumigere ist als bei uns, daß also dortselbst eine weitere Ein¬ 
schränkung der Wohnungen in Größe und bebauter Fläche unter Umständen 

*) Die oft in Erscheinung tretende Annahme, daß in ganz England nur „Lease- 
hold“-Bauten in Frage kämen, ist durchaus irrig. Vgl. unsere weiter oben genannte 
Strauch- Preisschrift. 
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wohl möglich sein würde, wir jedoch bereits längst auf einem, für die Dauer 
kaum beibehaltbaren Minimum angelangt sind, dann wird und muß uns klar 
werden, daß unsere Wohnungs- und Bodenverhältnisse bei den jetzigen Richt¬ 
linien in nicht allzuferner Zeit die Differenz in den Werbungskosten, die 
wir jetzt im Weltwirtschaftskampf noch zu unseren Gunsten buchen können, 
die uns jetzt zum Sieger auf dem Weltmarkt macht, aufgezehrt haben werden! 

Wir würden dann notgedrungen von der Arena des Weltwirtschafts¬ 
kampfes abtreten müssen oder zu einer Katastrophe im Inneren kommen, die 
die Wirtschaftskrisen aller Zeiten weit in den Schatten stellen und uns im 
Wirtschafts- und politischen Leben zu einer kaum je wohl wieder heilbaren 
Ohnmacht verdammen müßte! 

Die Bedeutung, welche das Wohnwesen einer Nation für dessen Wett¬ 
bewerb auf dem Weltmarkt hat, ist bei uns den meisten, auch der deutschen 
Großindustrie noch nicht durchweg zum Bewußtsein gekommen. So klagt z. B. 
auf der Generalversammlung des Zentralverbands deutscher Industrieller am 
9. Dezember 1910 zu Berlin Generalsekretär Dr. Bück: „Die Belastung von 
Handel und Industrie durch die soziale Gesetzgebung, in Verbindung mit den 
anderen Steuern und Lasten, haben eine Höhe erreicht, die zu tragen heute 
bereits die größten Anstrengungen erfordere, die Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem Weltmarkt in Frage stelle und in Zeiten von wirtschaftlichen Krisen 
zu verhängnisvollen Katastrophen führen könne 1 ). u Hier wird übersehen, daß, 
in höherem Maße als die soziale Gesetzgebung, die ungesunde Bodenaufteilung, 
die Mietkaserne, und die, wie wir sahen, daraus resultierende, jetzt unauf¬ 
haltsam fortschreitende Mietbelastung der Großindustrie den Wettbewerb 
mit den Ländern des Einfamilienhauses erschweren. Die von Bück be¬ 
mängelte soziale Gesetzgebung macht den Arbeiterstand körperlich und geistig 
rüstiger, er wird auch gegenüber der Industrie kaufkräftiger, während das 
Wohnungselend ihn körperlich und sittlich herabdrückt und seine Kaufkraft 
gegenüber der Industrie sehr schwächt. 

Daß Deutschlands Niederlage im Weltwirtschaftskampf heutzutage die 
politische Ohnmacht, ja der Verfall des Reiches für alle Zeiten auf dem Fuße 
folgen würde, bedarf bei der jetzigen Mächtegruppierung wohl keiner weiteren 
Auseinandersetzung. Bei Erörterungen über diese Frage stimmen deshalb 
auch alle, die Denkenden ebenso wie die nur vorübergehend Mitgerissenen 
darin überein, daß sich die Verhältnisse im Inneren des Reiches den weltwirt¬ 
schaftlichen Bedingungen anpassen und daß die bodenbesitzenden Klassen 
dann die Opfer bringen müßten, die das Wohl und das Gedeihen des Ganzen 
erfordern würden. Man vertröstet sich dabei gerne mit der Ausrede: „Die 
Kreise, die sich mit den Bodenspekulationen befaßt haben, haben bisher so 
große Gewinne eingeheimst, daß sie auch einmal bluten können. 4 

Haben die Kreise, die jetzt in der Hauptsache zur Opferung gezwungen 
werden müßten, bisher wirklich so große Gewinne erzielt und sind dieselben 
imstande, die nötigen Opfer zu bringen? 

Bei dem Hausbesitzerstand der Großstädte, dem man, in Verkennung 
der ganzen Sachlage, als „Hausagrarier 4 einen Hauptteil der Mißstände zu¬ 
zuschreiben geneigt ist, haben wir es mit einer zum allergrößten Teil ab- 


l ) Ygl. Dr. E. Jäger, Grundriß der Wohnungsfrage und Bodenpolitik. 
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hängigen, nicht emporsteigenden, sondern in der Hauptsache mit einer in 
steter Abwärtsbewegung befindlichen Wirtschaftsklasse zu tun. Eine Klasse, 
die in ihrer überwiegenden Zahl die Hausgrundstücke zum vollen Mietswert 
übernommen hat und die, bei dem großen Wert der Grundstücke und der 
hohen hypothekarischen Belastung derselben, lediglich als Grundstücks¬ 
verwalter angesprochen werden kann, der, um mit R. Eberstadt zu reden, 
nur die Bewachung der von anderen Leuten gemachten Spekulationsgewinne 
und die Abwälzung der Verzinsung derselben auf die Mieter obliegt; die 
bei den, wieder in Verkennung der ganzen Verhältnisse, entstandenen hohen 
steuerlichen und sonstigen Belastungen und den immer mehr und mehr 
drohenden und auch in Erscheinung tretenden Mietausfällen einen stetigen 
schweren Wirtschaftskampf durchfechten muß. 

Wechselnden Preisschwankungen, wie bei den anderen Gewerben, ist 
das Vermietungsgewerbe auch nicht im geringsten wirtschaftlich gewachsen. 
Wenn ein Hausbesitzer in einer erzwungenen Lage des Wohnungsmarktes seine 
Wohnung billiger vermietet, so fällt der Wert seines Anwesens entsprechend 
der geringeren Bodenrente. Deshalb läßt man lieber die Wohnung meist 
gänzlich leer stehen, als daß man durch eine billigere Vermietung den Wert 
und damit die Spekulationsaussichten schmälert. Die Katastrophe ist die 
einzige Art, auf die unter den heutigen Verhältnissen des Vermietungsgewerbes 
die Mietpreise zurückgehen können. Wie hoch auch an und für sich die er¬ 
zielten Mieten einer Stadt sein mögen, jeder Rückgang ist nur ermöglicht und 
begleitet von Konkursen, Zwangsverkäufen, von ungeheuren Verlusten an 
Hypothekendarlehen, mit einem Wort, von einer Krisis auf dem Grundstücks¬ 
markt 3 ). 

Nach der weiter oben erörterten starken Abnutzung der jetzigen Miet¬ 
kasernen, die, wie wir sahen, in längstens 60 Jahren einen Neubau erfordern, 
werden überdies die jetzigen mit durchweg über 90 Proz. hypothekarisch 
belasteten und nur mit höchstens 10 Proz. den Hausbesitzern gehörigen be¬ 
bauten Grundstücke der Groß- und größeren Städte nur dann einer neuen 
Verwertung, d. h. einer neuen Bebauung zugeführt werden können, wenn die 
Grundstücke zu einem den weltwirtschaftlichen Anforderungen angepaßten 
Wert, d. h. weit unter dem jetzigen Wert zur Verfügung gestellt werden. 
Mit kurzen Worten: der Hausbesitzer verliert bei der Wiederbebauung nicht 
allein sein ganzes eigenes Vermögen, nein, es muß und wird auch ein großer 
Teil der Hypotheken ausfallen. Daß diese Entwickelung auch durch Schutz¬ 
versicherungen aller Art nicht aufgehalten werden kann, dürfte schon der 
erst in.den letzten Tagen in Erscheinung getretene völlige Zusammenbruch 
der Mietsausfallversicherung klar zeigen 2 ). 

Die dafür geplante Hypothekenversicherung wird schon in kurzer Zeit 
bestimmt ebenso an den erforderlichen zu hohen Beiträgen scheitern! 

So wenig wie der großstädtische Hausbesitzer imstande ist Opfer zu 
bringen, ebensowenig kann heutzutage die größere Zahl der bei der Boden¬ 
spekulation wirkenden, noch erreichbaren Personen den Aderlaß, der bei der 


l ) Kurt Baschwitz, Die Organisation der städtischen Hausbesitzer. 

*) Bauwelt 1913, Nr. 4 und Tägliche Rundschau vom 5. Februar 1913, Abend¬ 
ausgabe. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



206 


Albert Weiß, 

Beibehaltung der jetzigen Bichtlinien des Bodengeschäfts zu einer Über¬ 
windung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten nötig ist, anshalten. 

Die erste Wertsteigerung, d. h. die erste spekulative — künstliche — 
Bodenrente bildet sich beim Übergang des Bodens aus den Händen des Ur- 
beeitzers — der den Boden landwirtschaftlich bewirtschaftete und dabei durch 
Arbeit eine dem landwirtschaftlichen Nutzungswert entsprechende Rente, die 
„natürliche“ Bodenrente erzielte — in die Hände der Großspekulanten. Die 
Gewinne, die dabei erzielt werden oder erzielt worden sind, sind schon erheb¬ 
liche. An anderer Stelle ist ermittelt worden l ), daß es sich bei den Boden¬ 
flächen der Großstädte, die eine Vermehrung von rund 33 Proz. dieser Be¬ 
völkerung aufnehmen könnten, um eine Summe von mindestens 3,5 Milliarden 
Mark handeln wird. Da das in absehbarer Zeit zur Bebauung kommende 
Gelände der Groß- und größeren Städte, sich fast durchweg längst nicht mehr 
in der Hand jjer Urbesitzer, sondern in Spekulationshänden befindet und die 
beim Verkauf vom Urbesitzer gemachten Gewinne meist schon in Sicherheit 
gebracht sind, d. h. nicht mehr als Hypothek auf diesem Baugelände ruhen, 
so werden die Kreise, die in allererster Linie zur Tragung eines Opfers für 
die zufällig in den Schoß gefallenen erheblichen Gewinne wohl fähig wären, 
bei dem Aderlaß gar nicht mehr betroffen! 

Da mit der Überführung des Bodens in die Hand des Großspekulanten 
die landwirtschaftliche Weiternutzung in den allermeisten Fällen untunlich 
ist, das teuer erstandene Gelände also fast ausnahmslos ertragsunfähig wird 2 * ), 
so zwingen die Zinsen und sonstigen Belastungen bald zu einer — wenigstens 
teilweisen — baulichen Ausnutzung. Der Wetteifer, ja man kann sagen die 
Manie der einzelnen Vorortsgemeinden, überall die breitesten und mit den 
besten Baustoffen ausgestatteten Straßen zu erhalten, der Zwang, im Interesse 
des GemeindeBäckels — Kanalisationsbeiträge, Wasserzins usw. — überall die 
vollkommenste Wasserversorgung und Kanalisation, Lichtleitung u. a. durch¬ 
zuführen, bringen dabei eine so erhebliche Verteuerung des Geländes und so 
bedeutende sonstige Abgaben — für Bahnanschlüsse, Schul- und Kirchen¬ 
anlagen usw. —, daß der Großspekulant das Gelände bald abstoßen muß. 
Die Verwaltungsgeschäfte, die die einzelnen Baustellen bis zur Bebauung 
erfordern, d. h. die Verhandlungen und Handlungen, die nötig sind, bis man 
die geeignetste Bebauung erreicht, sind überdies zum Teil so schwierig und 
so zeitraubend, ja sie erfordern eine so intensive Einzelkontrolle, also die 
Tätigkeit so vieler genau unterrichteter und stark interessierter Einzelpersonen, 
daß die Gesamtabwickelung durch eine Stelle auch praktisch kaum denkbar 
ist. Da weiter zur völligen Bebauung eines größeren Geländes meist Jahr¬ 
zehnte nötig sind, so würde der Großspekulation, die mit Gewinnen Zug um 
Zug rechnet und rechnen muß, auch die Langwierigkeit viel zu hinderlich sein. 

Bei diesem Parzellierungsgeschäft sind früher, wie an anderer Stelle 
eingehender nachgewiesen worden ist 8 ), von der Großspekulation gleichfalls 
ganz erhebliche Gewinne erzielt worden. Nach Paul Voigt 4 ) ergaben sich 

l ) Vgl. unsere Strauch-Preisschrift. 

*) Vgl. die verschiedenen Jahresberichte der Terraingesellschaften in den Tages¬ 
zeitungen. 

*) Vgl. unsere Strauch-Preisschrift. 

4 ) Grundrente und Wohnungsfrage. 
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& 8. bei der Anlage des Kurfürstendammes und der Kolonie Grunew&ld bei 
einem Aktienkapital von 8 Millionen JC , in 10 Jahren 3 1 / 2 Millionen Jl Gründer¬ 
gewinn, 11 Vs Millionen Gewinn der Aktionäre, 2 Millionen Tantiemen 
und 700000t/Ä Steuern. Bei dem jetzigen Umfang der Bodenspekulation, 
bei der, wie wir sahen, maßlosen Überproduktion an Baugelände sind die 
Zeiten solcher Gewinne für die Großspekulation jedoch längBt vorbei. 

Auf der vorjährigen Städteausstellung zu Düsseldorf hatte der erst im 
Vorjahr gebildete Verband zum Schutze des deutschen Grundbesitzes und 
Realkredits eine sehr bemerkenswerte Tafel über die preistreibenden Faktoren 
bei der Überführung von Ackerland in Bauland, an einem 15 km von Berlin 
entfernt liegenden, in guter Entwickelung befindlichen Gelände zur Ausstellung 
gebracht. Es wurde dabei gezeigt, daß Ackerparzellen, die landwirtschaftlich 
600 Jt wert — I. Hand — waren und von der Spekulation — II. Hand — 
für 2500 Jft gekauft wurden, in wenigen Jahren durch Gerichts-und Notariats¬ 
gebühren, öffentliche Abgaben, Straßenbaukosten und Zinsverlusten auf 
13 200 — IV. Hand — im Wert stiegen, ohne daß ein Spekulationsgewinn 

vorlag x ). Auch die Tafeln der Rheinischen Bahngesellschaft über Baublöcke 
in Oberkassel zeigten ganz ähnliche Erscheinungen. 

Durch die Art der zulässigen Bebauung ist für jedes Gelände ein ge¬ 
wisser Grenzwert gegeben; hat das Grundstück durch die verschiedenen 
Zwischenkäufe und die Zinsanhäufungen, der durch den Ertrag nicht ge¬ 
deckten Schuldsummen, diesen Grenzwert nahezu erreicht, dann muß, wenn 
der Baustellenbesitzer nicht sicheren Verlust erleiden will, zur Bebauung 
geschritten werden. Der Zeitpunkt der Bebauung ist also meistens nicht von 
einem Wohnungsbedürfnis, sondern fast ausschließlich von dem Gewinn oder 
Verlust der Spekulation abhängig. Hiernach ist es verständlich, daß gegen¬ 
wärtig, obwohl, wie wir oben ausführten, in Groß-Berlin 60- bis 80 000 
Wohnungen und 1600 Läden leerstehen, an allen Ecken eine ziemlich rege 
Bautätigkeit herrscht und daß man sich bei dieser Fülle von leerstehenden 
Wohnungen sogar noch anschickt auf dem Aufmarschgelände, dem Tempel¬ 
hofer Feld, dem Scheunen viertel und an anderen Orten ganz neue große 
Stadtteile zu errichten. 

Die Preise der Baustellen bestimmen sich in fast allen Fällen nicht nach 
Angebot und Nachfrage, nicht nach dem Wohnungsbedürfnis und der Zahl 
der leerstehenden Wohnungen, sondern sie werden und müssen von den 
Terrainverkäufern, durch die bei den großen Belastungen natürlichen Preis¬ 
steigerungen, oft in solcher Höhe festgelegt werden, daß dadurch eine reelle 
Durchführung des Baues und eine Verzinsung der Baukosten unmöglich wird. 
Die meist viel zu hohen Restkaufgelder werden hypothekarisch eingetragen 
und erringen hierdurch den Vorrang vor den späteren Baukosten. Anderer¬ 
seits decken die Baugelder in der Regel etwa nur 8 / 4 der wirklichen Bau¬ 
kosten. Die Forderungen der Lieferanten und der Handwerker ermangeln 
so jedweder tatsächlichen und rechtlichen Sicherheit. Die zu hohen Preise 
der Baustellen hält die Mehrzahl der zahlungsfähigen und soliden Unter¬ 
nehmer von dem Risiko der Bautätigkeit ab. Die Terrainverkäufer arbeiten 


l ) Der Handel mit dem vaterländischen Grund und Boden dient hiernach 
lediglich dazu, den Rechtsanwälten usw. entsprechende Einnahmen zu verschaffen!!! 
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deshalb vielfach mit unvermögenden Unternehmern, die weder die zur Leitung 
eines Neubaues erforderlichen fachmännischen noch die nötigen kaufmännischen 
Kenntnisse besitzen. Es werden vielfach Baugelderverträge abgeschlossen, 
die den guten Sitten zuwiderlaufen, so daß Verluste für die Lieferanten und 
Handwerker — die sich jährlich auf viele Millionen Mark belaufen — durch 
die ganze Konstruktion dieser Verträge unausbleiblich sind. 

Die weiter oben ausgesprochene Selbstverständlichkeit der Opfer, die 
die bodenbesitzenden Klassen im Interesse des Ganzen bringen sollen und 
müssen, scheitern somit, sowohl bei den Hausbesitzern als auch bei der Mehr¬ 
zahl der Bodenspekulanten am besten, „am Können“ ! 

Jeder Zwang, das Unmögliche möglich zu machen, kann deshalb, d. h. 
bei den jetzigen Richtlinien unserer Boden- und Wohnverhältnisse, nur eine 
Katastrophe zur Folge haben, eine Katastrophe, die bei den großen gefährdeten 
Werten, die hier in Frage kommen 1 ), namentlich auch bei der sorgfältig aus¬ 
gebildeten Organisation des Bodenkredits mit dem Pf andbriefsystem, durch 
welches die Ersparnisse der Nation aus den entferntesten Winkeln des Reiches 
der großstädtischen Bodenspekulation dienstbar gemacht worden sind, unser 
ganzes Wirtschaftsleben bis in seine Grundlage hinein erschüttern, ja ver¬ 
nichten müßte 2 ). 

Diese Zeichen der Zeit sind für die zunächst Beteiligten natürlich nicht 
unsichtbar geblieben. Bodenbesitz, Hausbesitz und Realkredit haben sich zu 
einem Verband zum „Schutze“ des deutschen Grundbesitzes und Realkredits 
zusammengetan und suchen durch Stellungnahme in der Presse und in der 
Öffentlichkeit sowie durch Vorschläge und Versuche aller Art die immer näher 
rückende Katastrophe, das Rollen des Würfels der Zeit aufzuhalten. 

Ein vielseitiger Verband. — Die Mitglieder werden durch Forderungen, 
wie Steuerermäßigungen, Sicherung der II. Hypotheken durch Staat und 
Kommunen usw. gefesselt; dem heutzutage vom Boden und Kapital völlig 
abhängigen Baugewerbe wird durch Schließung von Interessengemeinschaften 
ein entsprechender Bauhandwerkerschutz in Aussicht gestellt, an welchem 
bisher alle Versuche der Bauhandwerker selbst, wegen der Machtstellung des 
Bodens und des dabei gefährdeten eigenen Seins, scheiterten. Und selbst die 
Regierung und die Allgemeinheit hofft man durch Maßnahmen, wie durch 
das so verlockend klingende Preisausschreiben „Wie verschafft man der 
minder bemittelten Bevölkerung die billigste und zweckmäßigste Wohngelegen- 
heit“, für sich zu gewinnen. 

Trotz der erheblichen Mittel, über die der Verband anscheinend gebietet, 
und trotz der anerkannt hervorragenden Leitung, die demselben zur Ver¬ 
tagung steht, werden die Bestrebungen desselben doch noch nicht einmal für 
seine Mitglieder, geschweige denn für die Allgemeinheit von Nutzen sein 
können. 

Die in dem Verband zusammengeschlossenen Haus- und Grundbesitzer 
sind in ihrem innersten Kern die größten Gegner; der Selbsterhaltungstrieb 
muß sie am Ende feindlich gegen über stellen, ob sie wollen oder nicht. Der 
Grundstücksmarkt kann sich bei seiner geschilderten Übersättigung nur Luft 

l ) Vgl. die Ermittelungen in unserer Strauch-Preisschrift. 

*) Vgl. „Der Baumeister“ 1913, Heft 5. „Die Wohnungsfrage“ von $r.*3ng. 
Albert Weiß. 
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machen durch Maßnahmen, die den Hausbesitz schädigen, d. h. eine Reali¬ 
sierung der im Grund und Boden festliegenden bedeutenden Werte — die 
unbebaut, namentlich in Anbetracht der Besteuerung usw. ertraglos sind, ja, 
große Zinsaufwendungen erfordern — kann nur durch eine Bebauung dieser 
Flächen erfolgen. Dadurch wird die geschilderte in vielen Großstädten — 
namentlich in Berlin, wo der Verband in der B[auptsache wirken will und 
soll — vorherrschende Überfülle von leerstehenden Wohnungen nur noch 
vergrößert und die Lage der Hausbesitzer immer unhaltbarer. Durch die 
geforderte Aufhebung der Wertzuwachssteuer und die angestrebte behörd¬ 
liche Sicherung der II. Hypotheken könnte, wenn die Erfüllung erreicht würde, 
lediglich der Bodenbesitz aus seiner jetzt völlig stagnierenden Lage — aber 
auch nur vorübergehend — befreit werden. Auch die durch die Inter¬ 
essengemeinschaft mit dem Baugewerbe angestrebten Änderungen können und 
sollen lediglich Auswüchse beseitigen, die bisher nur auf die Realisierung 
unbebauten Bodens hemmend wirkten. Und endlich das Preisausschreiben — 
wenn man demselben ein wirklich ernsthaftes Besserungsbestreben beimessen 
soll — schließt ja in seiner Forderung „Wie verschafft man die billigste und 
zweckentsprechendste Wohngelegenheit u , d. h. wie bebaut man die Freiflächen 
für den Absatz am vorteilhaftesten! den jetzigen Hausbesitz — die bebauten 
Flächen — von dem zu erwartenden Erfolg schon von vornherein aus« 

Solch einseitige Begünstigung der Bodenspekulation, solch starke wirt¬ 
schaftliche Gegensätze lassen sich für die Dauer selbst von der befähigsten 
Leitung nicht überbrücken und hinwegdisputieren. Die bestehenden Schwierig¬ 
keiten werden und müssen sich daher in kürzester Zeit um so stärker geltend 
machen, und das Gespenst des Ausgeschaltetwerdens vom Wettkampf auf dem 
Weltmarkt wird immer eindringlicher in Erscheinung treten und dann viel¬ 
leicht — weil die richtige Zeit verpaßt ist — überhaupt nicht mehr ver¬ 
scheucht werden können! 

Nach all diesen Erörterungen werden sich alle klar Denkenden — auch 
die Regierung und die gesetzgebenden Körperschaften — der Notwendigkeit 
einer Wohnungsreform, der Notwendigkeit des Einschreitens des Staates, in 
allererster Linie aus wirtschaftlichen Gründen, aus Gründen der Selbsterhaltung, 
nicht verschließen können. Aber nicht das wirtschaftliche Sein oder Nichtsein 
allein, sondern auch das Gedeihen des Vaterlandes in hygienischer, kultureller 
und politischer Hinsicht gebietet eine Abwendung von den Schäden und 
Mängeln, die unseren jetzigen großstädtischen Wohn- und Bodenverhältnissen 
anhaften. 

Die Beschränktheit der den werktätigen Massen in den Großstädten zur 
Verfügung Btehenden Wohnungen, die Überfüllung der einzelnen Räume, die 
große Sterblichkeitsziffer und die Ungeeignetheit dieser Räume, einen körper¬ 
lich und geistig gleich kräftigen Bevölkerungsnachwuchs dort entstehen zu 
lassen, ist bereits am Beginn der Abhandlung gestreift worden. 

Nach den Grundforderungen der bestehenden städtischen und staat¬ 
lichen Wohnungsämter soll jede Wohnung so benutzt werden, daß mindestens 
jedes Ehepaar für sich und seine noch nicht 12 jährigen Kinder einen be¬ 
sonderen Schlafraum haben und daß für die übrigen, über 12 Jahre alten 
Personen nach dem Geschlecht getrennte Schlafräume vorhanden sind. Küchen 
sollen nicht als Schlafräume benutzt werden. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1918. [4 
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Wie sieht es gegenüber solchen Forderungen in den großstädtischen 
Wohnungen in Wirklichkeit aus? 

In Berlin waren am 1. Dezember 1905 vorhanden: 

4452 Wohnungen, bestehend aus nur einer Küche mit 7295 Bewohnern, 
darunter 143 mit einer Belegschaft von 5 bis 12 Köpfen. 

2119 Wohnungen, bestehend aus nur einem unheizbaren Zimmer mit 
5696 Bewohnern, darunter 187 mit 5 bis 11 Köpfen. 

34 254 Wohnungen, bestehend aus einer Stube ohne irgend welche Neben¬ 
räume mit 53 963 Bewohnern, darunter 654 mit 5 bis 10 Köpfen und endlich 

189 018 Wohnungen, bestehend aus einer Stube und Küche mit 
620138 Bewohnern, darunter 41346 mit 5 bis 13 Köpfen. 

Im ersten Jahresbericht des Charlottenburger Wohnungsamtes (1912), 
einer der neuesten und reichsten Städte Deutschlands, heißt es unter anderem: 

In einem Falle schlief eine Witwe mit ihrem 14 jährigen Sohn in einem 
Bett, der Sohn am Fußende des Bettes; in der Küche schlief eine Schlaf¬ 
gängerin. — In einer zweifenstrigen Stube von 27,14 qm schliefen in zwei 
großen Betten und einem Kinderbett die Eheleute, 4 Töchter von 18, 16, 11 
und 7 Jahren und ein Junge von 13 Jahren sowie ein Kind der 18 jährigen 
Tochter von einem Jahr, in der Küche der Bräutigam der 18 jährigen Tochter 
und Vater des Kindes. — In einem Falle waren zwei Stuben vermietet. Die 
Familie, bestehend aus den Eheleuten und 3 Söhnen von 22, 16 und 12 Jahren 
schlief in drei Betten in der 13,5 qm großen Küche. — In einem Zimmer 
wohnte eine Frauensperson mit ihrem V 9 jährigen Kinde und zwei Negern 
zusammen; in der Küche schlief die Vermieterin mit ihrem 12 jährigen Sohn. 
— In einer vollständig dunklen 7,5 qm großen Kammer schliefen in 2 Betten 
zwei erwachsene Söhne, eine 13 jährige Tochter und die Vermieterin. — Ein 
alleinstehender Invalide nahm in einer aus drei Räumen bestehenden Wohnung 
vier Schlafgänger auf, ohne irgend welche Möbel zu besitzen. Vermieter 
und Schlafgänger schliefen auf Lumpen und Hobelspänen auf dem Boden 
und deckten sich mit alten Säcken zu usw., usw. 

Und im Jahresbericht der Ortskrankenkasse für den gewerblichen Betrieb 
der Kaufleute wurde festgestellt, daß im Jahre 1907 bei den in Frage 
kommenden Betrieben 7549 Kranken ein geringerer Luftraum zur Verfügung 
stand als den Gefangenen (20 cbm), 2591 hatten noch nicht 10 cbm und 313 
noch nicht einmal 5 cbm. 

1901 bis 1907 wurden 9378 Schwindsüchtige gezählt, die keinen 
alleinigen Schlafraum hatten, 502 davon hausten in Räumen ohne Ofen, 
1778 Kranke, davon 315 Schwindsüchtige hatten noch nicht einmal ein Bett 
zur alleinigen Benutzung usw. usw. Dieses alles bei einer einzigen Kasse. 
Welch trostloses, ja erschreckendes Bild würde sich erst bei einer umfassenden 
und gründlichen Betrachtung aller Betriebe ergeben! — So starben z. B. im 
Jahre 1900 in Preußen 70602 Personen an Tuberkulose, davon aber nur 
10 767 in Heilanstalten, die übrigen rund 60 000 blieben bei ihren Familien. 
Wie oft schläft ein Tuberkulosekranker mit den übrigen Familienmitgliedern 
in einem Zimmer und überträgt die Krankheit auf die noch gesunden Mit¬ 
glieder der Familie. 

Weiter wird an anderer Stelle nachgewiesen, daß in Berlin in 25 Jahren 
22 000 Paralytiker, 23 000 Epileptiker und 13 000 an Säuferwahnsinn leidende 
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Personen aus den Arbeiterkreisen von Berlin an die Irrenanstalten abgeliefert 
wurden. 

Solche Einzelfeststellungen zeigen klar, daß die Wohnungs- und Raumnot 
der Großstädte das erschreckendste Symptom der spezifisch modernen, sozialen 
Notstände ist. Gewiß kommt der Einzelne nur um seiner selbst willen nach 
diesen Kampfplätzen gesteigerter Möglichkeiten, aber um des Reiches willen 
sind sie da, diese Kampfplätze, die Bedürfnisse des Reiches haben sie ge¬ 
schaffen, seinen Bedürfnissen dienen sie und sind sie unentbehrlich. Es 
handelt sich hier nicht, wie man in manchen Ministerien und agrarischen 
Kreisen anniramt, um städtische Fragen; es handelt sich letzten Endes um 
die Sicherheit des ganzen Landes, um die höchsten ethischen Werte, um die 
schwersten ethischen Gefahren, zu deren Hüter, zu deren Bekämpfer der Staat 
berufen ist. Denn was soll dem Land aus solchen Brutstätten sozialer Nott 
sozialen Hasses, sozialer Unmöglichkeiten auf die Dauer anderes aufgehen 
als noch mehr Not und Haß. Und eines Tages — möge er fern sein — wenn 
in diesen übervölkerten Gassen der Aufruhr auf stände: gibt es eine Phantasie, 
die sich die Greuel ausdenken kann, die von diesen Hunderttausenden, ja 
Millionen der Luft und Licht Beraubten ausgehen würden ?*). 

Bei dieser Einpferchung der Massen haben wir es nicht, wie Professor 
Dr. Gemünd in seiner Abhandlung „Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete 
der Wohnungs- und Städtehygiene“ 2 ) nachzuweisen sucht, mit einer natür¬ 
lichen, sondern mit einer künstlichen Entwickelung zu tun. 

Bei den früheren beschränkten, zeitraubenden und auch teueren Be¬ 
förderungsmöglichkeiten war ein engeres Aneinanderschließen und Zusammen¬ 
wohnen der Stadtbevölkerung begreiflich. Allzu weiträumige Siedelungen 
hätten die Kosten und die Zeit, die zur Überwindung der Entfernungen 
zwischen den Wohn- und Arbeitsstätten der Bevölkerung erforderlich waren, 
auf ein für die Produktions- und Konkurrenzmöglichkeit unzulässiges Maß 
gesteigert. Hierbei wurden die hygienischen Anforderungen zuweilen stark 
in den Hintergrund gedrängt, ja oft ganz unbeachtet gelassen. Nachdem 
die Beförderungsmittel in bezug auf Kosten und Zeit erheblich verbessert 
worden waren, hätte nach den natürlichen Gesetzen eigentlich eine weit¬ 
räumigere Bebauung eintreten und die vernachlässigten gesundheitlichen An¬ 
forderungen mehr und mehr zur Geltung kommen müssen. Das gerade 
Gegenteil trat aber ein. In Berlin stieg z. B. die Behausungsziffer in der 
heutigen Zeit des billigen Schnellverkehrs ungefähr auf das Vierfache der 
Ziffer der Zeit, wo von einer Personenbeförderung kaum noch gesprochen 
werden konnte, und fast auf das Doppelte der Ziffer der Zeit, wo sich nach 
den großen Kriegen der verhältnismäßig größte und zunächst kaum vorauszu¬ 
sehende Menschenstrom nach der Hauptstadt lenkte und wo der sehr be¬ 
schränkte und teure Verkehr aber eine Ansiedelung der Großstadtbevölkerung 
in den Vororten noch so gut wie unmöglich machte. Diese direkt wider¬ 
sinnige Entwickelung kann doch gewiß nicht als eine natürliche angesprochen 
werden; nein, sie ist in der Hauptsache durch die fehlerhaften Bebauungs¬ 
pläne der 50er und 60er Jahre herbeigeführt worden. Die älteren Stadt- 


l ) Vgl. Heinrich Rippler, Tägl. Rundschau vom 31. März 1910. 

*) Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1912. 
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anlagen, auch das Berlin noch um die Wende des 18. Jahrhunderts, zeigen 
fast überall eine Differenzierung oder eine Staffelung in der Bebauung; um 
einen enger bebauten Kern schlangen sich die weiter bebauten Bezirke. Auch 
Warenverkehr- und Wohnstraßen in den Innen- und Außenbezirken sichtbar 
geschieden. Die Einsparungen an Straßenflächen bei den schmäleren Wohn¬ 
straßen kamen den Bewohnern fast überall in Gestalt von Gartenanlagen, die 
sich unmittelbar an die Wohnung anschlossen, mit all ihren mannigfachen 
Vorteilen zugute. Die schachbrettartige Geländeaufteilung mit den breiten 
Straßen und den hinsichtlich der Bebauungsdichte im ganzen Stadtgebiet fast 
gleichbewerteten großen Blocktiefen, die die schematischen Berliner Bebauungs¬ 
pläne der 50er und 60er Jahre zeigten, und die dann, lediglich im Inter¬ 
esse der Bodenspekulation, fast überall im ganzen Reich verständnislos 
abgekupfert oder nachgeahmt wurden, forderten direkt zu der Zerstörung 
der weiträumigen Einzelbesitzungen mit ihren Gartenanlagen innerhalb der 
Städte heraus und erzwangen dabei die Schaffung der Mietkasernen, der 
Massenpferche, mit ihren zahllosen heimatlos machenden öden Hof-, Keller¬ 
und Dachwohnungen. 

An anderer Stelle ist nachgewiesen worden 1 ), daß in der Familie eines 
gelernten Berliner Arbeiters nach Abzug der Wohnungsmiete, der normalen 
Steuern und Abgaben und der sehr erheblichen Fuhrkosten, die zur Über¬ 
windung der großen Wege zwischen Wohn- und Arbeitsstelle erforderlich 
werden, für das Essen und die Bekleidung und alle sonstigen Bedürfnisse 
des Leibes und des Geistes 39 Pfg. für den Kopf und den Tag verbleiben. 

Neununddreißig Pfennige — in vielen Fällen noch weniger — in einer 
Stadt, wo jede Kleinigkeit teuer bezahlt werden muß und wo in den aller¬ 
meisten Fällen auch nicht die geringste eigene Naturalwirtschaft möglich ist! 
Treten in einem solchen Haushalt auch nur die geringsten Verschiebungen 
ein durch Arbeitslosigkeit, Krankheit oder auch nur durch die Geburt eines 
weiteren Kindes usw., dann ist das Elend groß. Die Frau muß dann 
mitarbeiten, um das Gleichgewicht wieder herzustellen. Zucht und Ordnung 
schwinden dabei in dem Haushalt. In solchen Familien blüht der Weizen 
der Ausbeuter der Heimarbeit, gegen die humanitäre Kreise dann durch 
Ausstellungen und Kongresse mobil zu machen suchen. Was soll bei solcher 
Not denn mit gesetzlichen Maßregeln erreicht werden ? Diese Heimarbeiter 
nehmen doch diese Hungerlohnarbeit nur an, um sich die beschränkte 
und dürftige Wohnung wenigstens noch als eigenes, alleiniges Heim retten 
zu können. Fällt diese Heimarbeit, dann ist der völlige wirtschaftliche Zu¬ 
sammenbruch der Familie nur durch noch viel größere Mißstände, d. i. durch 
die Aufnahme von Schlafgängern — bei denen sich eine große Zahl von 
Dirnen und Zuhältern befinden — zu umgehen. Die Zahl dieser Schlafgänger 
in den Kleinwohnungen — fast 100000 in Berlin und fast eine Million in 
den Großstädten 2 ) — kennzeichnet schon zur Genüge den hier bereits herr¬ 
schenden Notstand. 

Die ganze Familie ist dann gezwungen, wie wir an den weiter oben ge¬ 
nannten Zahlenbeispielen sahen, Tag und Nacht zusammen in der kleinen, in 


l ) Vgl. unsere Strauch-Preisschrift. 

*) Vgl. die Ermittelungen in unserer Strauch-Preisschrift. 
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den seltensten Fällen mehr als 10 qm großen Kflche zu hausen; oder was 
noch weit schlimmer ist, die armen Kinder müssen das Wohnzimmer mit den 
oft sehr zweifelhaften Elementen der Schlafgänger verschiedenerlei Geschlechts 
und deren meist unehelichen Kindern teilen. Hierbei entstehen dann die haar¬ 
sträubenden sittlichen Schäden — Mißbrauch, Schwängerung und Geschlechts¬ 
krankheiten der Kinder — von denen Eberstadt in seinem „Handbuch des 
Wohnungswesens 14 eine ganze Reihe aus Zeitungsnotizen zusammen stellt, oder 
die unglaubliche Verderbtheit der durch die Umwelt des Massenmiethauses ver¬ 
führten Kinder, die Albert Südekum in seinem „Großstädtischen Wohnungs¬ 
elend 44 schildert. 

Professor Dr. Gemünd schreibt in seiner Abhandlung „Neuere Bestre¬ 
bungen auf dem Gebiete der Wohnungs- und Städtehygiene u unter anderem 1 ): 
„Wenn z. B. in irgend einem Vorstadttheater von der Bühne herabgesungen 
wird: »Du hast ja keine Ahnung, wie schön du bist Berlin», und das Publi¬ 
kum begeistert mitsingt, so spricht sich darin weit mehr als die Freude 
an dem an sich herzlich unbedeutenden Liede aus; es gibt eben mit wenig 
Worten die Empfindung eines großen Teiles (sic) der großstädtischen Be¬ 
völkerung treffend (sic) wieder. Für viele Großstadtkinder ist eben die Groß¬ 
stadt mit all ihren Leiden und Freuden die Luft, in der allein sie leben 
können, das, was dem Landmann die heimatliche Scholle ist; ein weiterer 
Beweis für die Anpassungsfähigkeit des Menschen an seine Umgebung und 
Lebensbedingungen (sic). Mit dieser Psychologie des Großstädters muß ge¬ 
rechnet werden, auch bei der Lösung der Wohnungsfrage! 14 — 

Wie soll man eine solche Stellungnahme mit den geschilderten, für jeder¬ 
mann offen zutage tretenden Mißständen in Übereinstimmung bringen können ? 
Verständlich ist es, wenn die in den geschilderten Wohnstätten, die weder 
den Begriff Vaterhaus, Heimat und Vaterland aufkommen lassen, hausende 
Bevölkerung zu den von Prof. Dr. Gemünd genannten Bühnen eilen, um 
sich wenigstens für wenige Stunden all dies Elend hinwegtäuschen und hin¬ 
wegsingen zu lassen. Die Reaktion folgt dann aber meist auf dem Fuße, und 
die Unbehaglichkeit in den umgebenden Verhältnissen wird immer größer 
und größer. 

Kann man sich bei diesen Zuständen nicht wundern, wenn die Bevölkerung 
aus solchen Wohnstätten, die man wirklich, wie H. Rippler, nur Brutstätten 
sozialer Not nennen kann, in großen Scharen in die Kneipen und in die Fang¬ 
arme der Umsturzpartei getrieben wird? Die Opfer, die hierbei dem 
Alkohol und den Parteikassen gebracht werden müssen, verschlechtern die 
wirtschaftlichen Verhältnisse noch mehr und mehr. Systematisch wird diesen 
Massen dann klar gemacht, daß sie das „Existenzminimum 44 mindestens be¬ 
halten werden, ganz gleich, ob Berlin heute russisch, morgen französisch 
oder republikanisch wäre. Dadurch wird nach und nach jedes Bewußt¬ 
sein der Zugehörigkeit zum staatlichen Gemeinwesen zerstört. 

Was soll aber erst aus der nachkommenden Generation werden, wenn 
die jetzigen Wohnverhältnisse bestehen bleiben? Welche Saat soll aus dem 
jetzigen Samen aufgehen? Braucht man sich zu wundern, wenn die in solchen 
Wohnungen aufwachsende Jugend immer mehr verroht und wenn dieselbe 


l ) Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1912, Heft 3. 
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jede Achtung vor der religiösen und weltlichen Ordnung verliert und sich 
nach und nach zu noch extremeren Elementen auswächst als ihre Erzeuger 1 ) ? 
Glaubt man wirklich, daß man diesen Nachwuchs durch die jetzt auf der 
Tagesordnung erscheinende Jugendfürsorge oder Jugendpflege bessern könnte? 
Sonst wird doch immer hervorgehoben: die Schule kann bei Eiindern nichts 
leisten, wenn die Familie nicht mit wirkt. Hier glaubt man mit erwachsenen 
Kindern gegen das Wollen der Familie etwas zu erreichen! Welch eitles 
Beginnen! 

Welche Gefahr liegt in solchen Verhältnissen für das ganze Vaterland? 
Die hier emporwachsenden Elemente sollen doch in den Stunden der Gefahr 
das Vaterland als Soldaten verteidigen. Die Aushebungen in den Städten 
sind in den letzten Jahrzehnten sowohl in der Zahl, als auch prozentual ge¬ 
stiegen , und sie werden weiter steigen mit der weiteren Zunahme der städti¬ 
schen Bevölkerung. Wird es möglich sein, für die Dauer Herr zu bleiben 
über diesen sich stets vermehrenden und mit Haß gegen die staatliche Ord¬ 
nung immer mehr gesättigten und in der Seele vergifteten städtischen Zu¬ 
wachs? Wie wird es im Falle einer Niederlage, die doch selbst die best- 
ausgebildete und geleitete Armee erleiden kann, werden? 

Wie ganz anders würde man denken können, wenn wenigstens ein Teil 
dieser städtischen Bevölkerung einen, wenn auch nur kleinen Besitzteil am 
Vaterland hätte, wenn wenigstens für die besseren Elemente dieser Bevölke¬ 
rung das in der Mietkaserne verloren gegangene „Vaterhaus“, diese poesie- 
umwobene Erinnerungsstätte glücklicher Jugend und diese ersehnte Ruhestätte 
des im Welt- und Wirtschaftskampf erlahmten Alters wiedergewonnen werden 
könnte! Den Strom der Arbeiterbewegung wird kein Gesetz der Welt mehr 
eindämmen können; diesen Strom in die richtigen nationalen Bahnen zu 
lenken ist und kann jetzt nur die einzige Lösung sein. Fesseln wir den 
Arbeiter durch Besitz an das Land, in dem er lebt, lassen wir ihn an der 
Wert Steigerung des Besitzes, die er mit hervorbringt — wenn auch nur in 
bescheidenem Maße —, teilnehmen, dann werden sich bald die revolutionären 
Wallungen dieses Arbeiterstromes glätten, Regierung und Staat werden dann 
mit dieser Arbeiterschaft paktieren und sie entsprechend lenken und führen 
können, und in den Stunden der Gefahr, sei es von außen oder innen, werden 
auch diese jetzt revolutionär sich gebärdenden Massen national denken und 
ihre Pflicht erfüllen, denn es gilt dann doch das wirkliche Vaterland, das 
Land, unter dessem Schutz sie sich eines kleinen eigenen Besitzes erfreuen, 
und das eigene Heim, das Vaterhaus und die Heimat selbst zu schützen! 

Nicht unerwähnt darf hier bleiben, daß mit der Abnahme der Bevölkerung 
auf dem Lande und der Zunahme in den Städten, d. h. mit der Anhäufung 
der Bewohner in den in jeder Hinsicht unbefriedigenden Mietkasernen, sich 
auch die Militärtauglichkeit der Bevölkerung, unsere politische Machtziffer, 
verringert. Nach der Zeitschrift des Königl. Statistischen Landesamts 1908 
verhält sich die Sollaushebung zur Istausbebung: Auf dem Lande, in Orten 
mit weniger als 2000 Einwohnern, wie 100 zu 114, in Städten von 20000 

l ) Die jetzige Berliner Bevölkerung ist noch zu über 40 Proz. nicht in Berlin 
geboren; die schädigenden Wirkungen der Mietkaserne müssen sich mehr und 
mehr vergrößern, sobald der von außerhalb, vom Lande kommende Prozentsatz 
geringer wird. 
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biß 100 000 Einwohnern wie 100 zu 83, und in den Städten von mehr als 
100000 Einwohnern nur wie 100 zu 66. In Berlin waren 1902 bis 1907 
sogar nur 36,4 Proz. tauglich, während die Ziffer in der Provinz Brandenburg 
ohne Berlin auf 63 Proz. stieg. 

Weiter wirkt der Umstand, daß kinderreiche Familien keine gern ge¬ 
sehene Mieter sind und zum Teil nur sehr schwer, oft unter den drückendsten 
Bedingungen Wohnung finden, und endlich die Tatsache y daß mit jedem Kind 
die Einschränkungen und Entbehrungen einer solchen Familie wachsen, schon 
ganz erheblich nachteilig auf die Vermehrungen der Arbeiterbevölkerung der 
Großstädte, d. h. auf die Rekrutierungsziffer für unsere Landesverteidigung 
und auf die Zukunftsziffer unserer produktiven Arbeit ein. ln Berlin ist 
z. B. die eheliche Fruchtbarkeit von 217 auf 1000 verheiratete Frauen im 
Zeitraum von 1853 bis 1862 auf 111 im Jahre 1904 gefallen und sie fällt 
weiter und weiter. Mit welchen Mitteln und mit welchen Protektionen werden 
Säuglingsheime u. dgL geschaffen, um einige Tausend unehelich Geborene für 
die Wehrkraft und als Arbeitsnachwuchs zu erhalten, und hier, an den Wohn¬ 
verhältnissen, die zur Unterbindung des Bevölkerungszuwachses geradezu 
zwingen, geht man achtlos vorüber! 

Nicht viel besser steht es bei den sogenannten Arbeitern des Geistes, 
sowohl den mittleren, als auch den besseren. 

Viele der mittleren Familien sind bei den hohen Wohnungsmieten und 
den auf dieselben zurückzuführenden hohen Kosten der sonstigen Lebens¬ 
haltung gezwungen, ihre schon an und für sich beschränkte Wohnung mit 
Chambregarnisten zu teilen. Die Ungemütlichkeit eines solchen beschränkten 
Heims, wo in jedem Zimmer Betten stehen, und von welchen noch das beste 
Zimmer an einen Fremden abgegeben werden muß, der vielfach den zum Teil 
einzigen Besitz der Familie, die Möbel, durch möglichst rohe Behandlung 
bald wertlos macht, löst auch hier fast immer jedes Heimgefühl und bringt 
die große Übervölkerung unserer Kneipen mit sich, die man in anderen 
Ländern — namentlich in England — nicht kennt. Die durch die Bierbank¬ 
politik mehr und mehr gesteigerte Unzufriedenheit und die Bestrebungen, 
den Kindersegen einzudämmen, finden in diesen Verhältnissen ihren besten 
Nährboden, und bei den Kindern, die in solchen Verhältnissen groß werden, 
kann man, da auch hier der Begriff Vaterhaus und Heimat fast ganz fehlt, 
unmöglich viel Bewußtsein der Zugehörigkeit zum staatlichen Gemeinwesen 
erwarten. 

Ist bei den besseren Familien kein Privatvermögen vorhanden, dann ist 
das Leben in einer solchen, die nach außen, auch in bezug auf Wohnung und 
Kleidung, ihre Stellung wahren soll und muß, in Anbetracht der hohen auf die 
Mietsteile zurückzuführenden Lasten, lediglich eine Reihe von Einschränkungen 
und Entbehrungen, ein — nach außen vielleicht glänzendes — soziales Elend, 
wie es nirgends schärfer hervortreten kann. Wir dürfen uns bei dieser Sach¬ 
lage nicht wundern, wenn die Junggesellen dieser Wirtschaftsklasse mehr und 
mehr den Mut verlieren, einen Herzensbund zu schließen, der solche Ent¬ 
sagungen mit sich bringt. Wir müssen ferner verstehen lernen, daß die 
Töchter dieser Kreise nicht zum Vergnügen, sondern aus bitterer Not immer 
mehr direkt gezwungen werden, sich einen eigenen Erwerb zu suchen. Sie 
werden dabei von der Familie in den rücksichtslosen Wirtschaftskampf des 
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Lebens getrieben und nehmen dort, namentlich im Verkehr mit den aus den 
Arbeiterkreisen entstammenden Mitarbeitern, demokratische Gesinnung auf, 
die dann, in die eigene Familie zurückgetragen, bei der jetzt allgemein vor¬ 
herrschenden maßlosen Überschätzung des Individuums und bei der Abneigung 
gegen die Elinordnung in das Ganze, mehr und mehr die ganzen gesellschaft¬ 
lichen Schichtungen des Staates zersetzen müssen. 

Die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse der sogenannten Arbeiter 
des Geistes — der mittleren sowohl als der besseren — sind, wie wir nach 
alledem sehen, durch die hohen Kosten der WohnungBbeschaffung und der 
durch diese beeinflußten hohen Kosten der sonstigen Lebenshaltung durchaus 
nicht besser als bei den Arbeitern selbst. Alle Schichten der Mieter arbeiten 
und darben täglich, um den an die Bodenspekulation zu zahlenden Tribut 
erschwingen zu können. 

Wie der Mensch wohnt, danach fragt der Ethnologe und beurteilt danach 
am treffendsten den Höhen- und Tiefenwert eines Volkes. Wie wohnen wir? 

Wenn wir schon die äußere Gestaltung unserer deutschen Großstädte 
vergleichen 1 ), so muß es für jeden klar werden, in wie unverantwortlicher 
Weise in unserem deutschen Städtebau gewirtschaftet worden ist. Auf die 
Gesamtheit der Bevölkerung, die ihr wirtschaftliches, kulturelles und politisches 
Dasein in den Städten findet, ist in den meisten unserer Großstädte nicht die 
geringste Rücksicht genommen. Gleichviel, ob wir innere oder äußere Mo¬ 
mente, die Bodenbesitzverhältnisse, die Straßenanlage, die Grundstücksver- 
teilung oder den Häuserbau betrachten, nirgends gelangen die tatsächlichen 
Voraussetzungen zu ihrem Recht und dem notwendigen Ausdruck. Es müßte 
wunderbar zugehen, wenn diese städtische Bevölkerung dem Staat anders als 
unbefriedigt und feindlich gegenüberstehen sollte. Denn sie ist dem Gemein¬ 
wesen in ihren vornehmsten und täglich fühlbaren Beziehungen entfremdet. 
Die Kraft des bodenständigen Bürgertums geht, wie dem Städtebau, so dem 
Gemeinwesen verloren. Unsere städtische Bodenentwickelung erweckt den 
Anschein, als ob das Wachsen unserer Städte keinen anderen Zweck hätte 
als den Gegenstand des gewinnbringenden Geschäftsbetriebs einiger weniger 
Personen zu bilden. 

Die Selbstverwaltung der Städte erhält bei der wachsenden Zunahme 
der Stadtbevölkerung eine immer größere Bedeutung für das Wohlergehen 
des Volkes. Die Städte schwellen zu mächtigen Republiken an, sind Staaten 
im Staat und werden von einer kleinen Minderheit beherrscht, die nicht ein¬ 
mal, wie die Geschlechterherrschaft der mittelalterlichen Städte, als Aristo¬ 
kratie angesprochen werden kann. Denn der spekulative Hausbesitzer als 
Strohmann seines Hypothekengläubigers oder der jede wirtschaftliche Betätigung 
durch Belastungen erschwerende Bodenspekulant hat gar keine Berechtigung 
zum privilegierten Stadtregenten 2 ). Das alte seßhafte Bürgertum, welches 
ein Interesse an der Entwickelung und dem Wohlergehen der Stadt selbst 
hatte, ist spurlos vorübergegangen, dafür ist eine, an Zahl fast verschwindend 
kleine, schnell wechselnde spekulative Besitzer- oder richtiger Kapitalisten¬ 
klasse gekommen, die an der Stadt nur ein ausbeutendes Interesse hat und 


*) Vgl. R. Eberstard, Handbuch des Wohnungswesens. 

*) Vgl. Dr. F. Jäger, Grundriß der Wohnungsfrage und Bodenpolitik. 
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haben kann and somit die größere Mehrheit der städtischen Bevölkerung, die 
Mieter, von Stufe zu Stufe direkt vergewaltigt. 

Richard R. von Schneider führt in seinen drei Predigten an das 
Großstadtvolk unter anderem mit Recht aus 1 ): 

„Wie soll der Besitzlose, der Mieter, dem nichts eigen, der überall ver¬ 
drängt ist, heute hier, morgen dort sein Bündel hinträgt, den keine Erinnerung, 
kein Erleben mit der Scholle, worauf er steht und ringt, verbindet, tieferes 
Interesse für das Staatswohl empfinden? Selbst der mäßig begüterte, ja der 
besser gestellte Mieter fühlt sich heimatlos, herumgetrieben und pilgert nach 
ganz abseits gelegenen Wohngegenden, die er niemals vorher betreten, die 
nicht die geringsten Beziehungen zu seinem inneren und äußeren Erleben 
haben. Nach 2 bis 3 Jahren droht ihm das gleiche Geschick der Wander¬ 
schaft, wenn er der neueren Mietsteigerung nicht gewachsen ist. Bei dem 
ständigen Wohnungswechsel, bei der Verschiedenartigkeit der wechselnden 
Räume müssen die ererbten Möbelstücke, in welchen sich oft unersetzbare 
Stimmungswerte verkörpern, zum Trödler wandern, um den gleißenden, durch 
die Mietwohnungen entstandenen Fabrikwaren, die jedem das gleiche — d. h. 
nichts — sagen, Platz zu machen/ 

Auch in seinen Mußestunden findet der Mieter daheim nicht mehr An¬ 
regung und Zerstreuung; seiner kleinen überkommenen Handbibliothek mangelt 
Platz. Bücher sind schwer und hindern die Bewegungsfreiheit. Die Leih¬ 
handbücherei stillt Bildungshunger, Gier und Sensation, die das Tageblatt 
nur in ein paar Zeilen auftischt. Das Buch, das heute gelesen, morgen schon 
verworfen wird, bedeutet wenig. Ganz anders das Buch, das dem Vater, ja 
dem Großahn trauter Förderer war. Davon wissen die wenigsten Städter zu 
berichten. So verarmt der Mensch, jeder Halt entschwindet, jeder Zusammen¬ 
hang mit der Vergangenheit, mit der Tradition, die den sicheren Boden des 
Zusammengehörigkeitsgedankens, des Staates bildet, geht verloren. Die Familie 
steht mitten im Gedränge und ist schaurig vereinsamt. Im rastlosen Betriebe 
wird alles Sinnen und Ringen draußen festgehalten, für die Seele zu sorgen 
fehlt die Zeit. Der Großstädter ist nur noch Mittel und Werkzeug eines nie 
rastenden Arbeitsprozesses; er teilt sein leeres, manchmal ja gut, vielleicht 
sogar glänzend bezahltes Dasein zwischen Taglöhnerar beit und einem blöden 
Tingeltangel, wohin ihn die Ode seiner Stube in langen Abendstunden, un¬ 
fähig für geistigen Genuß, treibt. Wo er sich zuweilen auch die von Prof. 
Dr. Gemünd genannten Lieder 2 ) Vorsingen läßt und vielleicht auch sogar 
mitsingt, dabei aber zu einer inneren Befriedigung, zu einer Versöhnung mit 
den ihn umgebenden Verhältnissen nicht kommt und nicht kommen kann. 

An anderer Stelle ist erörtert worden 8 ), daß auch die geringen Erfolge, 
die das Deutschtum bisher in der Ostmarkenfrage, namentlich in den Städten 
erzielt hat, in dor Hauptsache gleichfalls auf die Wohnungsfrage zurückzu¬ 
führen sind. Wie kann der dort in den Mietkasernen der ostdeutschen 
Städte — die meist noch schlimmere Zustände als die Berliner Massenpferche 
aufzuweisen haben und die vielfach noch einem Polen gehören — unter¬ 
gebrachte und aui steter Wanderschaft befindliche Deutsche, der sich bei der 

l ) Tägliche Rundschau, Unterhaltungsbeilage vom 30. Mai 1912 u. ff. 

*) Vgl. Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1912. 

“) Vgl. unsere Strauch-Preisschrift. 
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Unmöglichkeit der Seßhaftmachung in die Verhältnisse nicht einpassen und 
einleben kann, erfolgreich sein gegenüber dem Polen, dessen höchstes Ziel 
die Seßhaftmachung, der Erwerb eines, wenn auch kleinen eigenen Besitzes 
ist, der dann als Besitzer seine Heimat, die Existenzgrundlage seiner Nach¬ 
kommen verteidigt oder gegen das Deutschtum verteidigen zu müssen glaubt, 
und in diesem Streben bei seinen Volksgenossen die tatkräftigste Unterstützung 
findet. 

Die Entfremdung der Deutschen von den umgebenden Verhältnissen bringt 
so hier das Polentum zur Herrschaft, in unseren Großstädten letzten Endes 
den Pöbel! Will der Staat nicht dem Pöbel auf der Straße ausgeliefert werden, 
so muß er für eine Wohnungsreform sorgen, eine Reform, die wenigstens 
einem Teil der großstädtischen Bevölkerung den Grundpfeiler des deutschen 
Familienlebens, das eigene Heim, das Vaterhaus, die Quelle deutscher Eigen¬ 
art und Gesittung, Vaterlandsliebe und Gottesfurcht wiedergibt. 

„Alle, die eingepfercht zwischen fremden prahlenden Mauern ein rast- 
und freudeloses Dasein verhauchen, sehnen sich nach der Glut der Sonne, 
nach dem Blütenduft unserer Waldsäume, nach dem Harzgeruch unserer 
Tannen, Kiefern und Föhren. Ihre matten, betrübten Augen, gewöhnt an Staub, 
an grelle Blendung, an die feuchten, frostigen Nebel ihrer nüchternen endlosen 
Straßen, blitzen und blinken vor Freude auf, wenn ihr Blick endlich über 
Wald und Tal, über Halden und Wiesen nach verträumten Fernen wieder 
einmal sich ausweiten darf. Diese Liebe zur Scholle ist das Vermächtnis 
unserer Ur- und Altvorderen. In unserem Blut wallt friedfertige Seßhaftig¬ 
keit, nicht abenteuerlicher Nomadensinn!“ 

Ja die Wiedergewinnung einer eigenen, wenn auch nur kleinen Scholle 
für wenigstens den besseren Teil unserer großstädtischen werktätigen Massen, 
die Wiedergewinnung des in der Mietkaserne verloren gegangenen Vater¬ 
hauses, mit seinen, selbst bei der mäßigsten Ausstattung lauschigen, trauten 
Ecken und Winkeln, mit seinen Erinnerungs- und Zukunftsträumen, ist und 
kann nur das einzige Heilmittel sein. Nur hierdurch kann eine Wieder¬ 
gewinnung der vom Vaterland entfremdeten Massen, eine neue Stärkung der 
Volkskraft und des Nationalbewußtseins, eine Gesundung unserer durch die 
Bierbankpolitik zerfahrenen, eine nationale Politik mehr und mehr hemmenden 
Parteihaders, eine Stütze der Regierung für alle Gefahren im Inneren und 
von außen erreicht werden. Dieser Eigenbesitz allein kann die jetzige Über¬ 
macht, die schädigenden Wirkungen der Bodenspekulation nach und nach 
unschädlich machen. Er allein kann bewirken, daß sich die unsere Pro¬ 
duktionskosten mehr und mehr belastende Bodenrente in annehmbaren, den 
Forderungen des Weltwirtschaftskampfes angepaßten Grenzen hält. Er allein 
kann die sonst drohende Gefahr der wirtschaftlichen Ohnmacht von uns nehmen 
und uns die Hoffnung, die Kraft für ein weiteres wirtschaftliches und damit 
auch politisches und kulturelles Aufsteigen geben. — 

Alle geschilderten Verhältnisse gebieten eine Reform Bei dem Umfang 
und der Art der Mißstände, die für unser ganzes wirtschaftliches und soziales 
Leben bestehen, ist natürlich mit kleinen Mitteln, wie sie das soeben in dem 
Reichsanzeiger publizierte preußische Wohnungsgesetz vorsieht, nichts getan 1 ). 


l ) Vgl. u. a. „Bauwelt 0 1913, Nr. 10ff. Urteile von 2)r.'3ng. Weiß u. A. 
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Groß sind die Mängel, die für jedermann sichtbar unser wirtschaftliches, 
soziales und nationales Gedeihen zu zerstören drohen, da kann nur eine große 
Tat des Staates Rettung und Ordnung schaffen. Das Geschrei der sich ge¬ 
fährdet glaubenden Interessenten, die die Spekulation mit unserem vater¬ 
ländischen Grund und Boden, mit der Existenzgrundlage jeder menschlichen 
Betätigung, trotz aller aufgetretenen und auch anerkannten Mißstände, noch 
als eine gesunde und wirtschaftsfördernde Handelsspekulation, die bedeutsame 
Aufgaben für die Volkswirtschaft und den Städtebau erfülle, ansehen 1 ), darf 
uns nicht abhalten, das zu tun, was der Gesundung aller, des Ganzen, des 
Reiches, dienen kann und muß. Die Mißstände, die sich während 5 bis 
6 Jahrzehnten gebildet, können natürlich nicht mit einem Schlag behoben 
werden, deshalb ist neben großen Maßnahmen selbstredend auch die plan¬ 
mäßige, den jetzigen Verhältnissen angepaßte Kleinarbeit nicht zu entbehren. 

Wie dieses Ziel ohne wesentliche Störungen unseres Wirtschaftslebens 
zu erreichen ist, das soll in einem weiteren Artikel erörtert werden. 

*) Vgl. Professor Dr. Gemünd, Neuere Bestrebungen auf dem Gebiete der 
Woknungs- und Städtehygiene. 
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Die Gesundheitsyerhältnisse der Arbeiter 
in Zementfabriken. 

Von Schultze, Königlicher Gewerbeinspektor zu Fulda. 


Difitized by 


Unter den Sonderberichten der königlichen preußischen Regierungs- und 
Gewerberäte für das Jahr 1911 ist ein Bericht über die Verhältnisse in Zement¬ 
fabriken enthalten. Die Ergebnisse des Berichtes sind entsprechend der An¬ 
ordnung der Jahresberichte zerstreut angegeben und deshalb im folgenden 
im Zusammenhang bearbeitet. Dabei ist es nicht unterlassen worden, an 
verschiedenen Stellen, wo es für erforderlich gehalten wurde, die Berichte zu 
ergänzen. 

Die Sonderberichte umfassen die Jahre 1908, 1909 und 1910 und sind 
in zwei Hauptabschnitte geteilt. Der erste umfaßt die allgemeinen Verhält¬ 
nisse, der zweite die gesundheitlichen Verhältnisse in Zementfabriken. Die 
Mitteilungen über die allgemeinen Verhältnisse erstrecken sich auf die Zahlen 
der Zementfabriken, die Art des Arbeitsverfahrens, die Zahl der darin be¬ 
schäftigten Arbeiter, die Zahl der regelmäßig in Tag- und Nachtschicht be¬ 
schäftigten Personen, die regelmäßige Arbeitszeit der Arbeiter ohne und mit 
Wechselschicht, die Größe des Arbeitswechsels in den letzten drei Jahren 
und die Betriebseinschränkungen, sowie die damit im Zusammenhang stehenden 
Entlassungen von Arbeitern. 

In Preußen bestehen im ganzen 91 Zementfabriken. Von ihnen arbeiten 
fünf nach dem Ringofen-, 39 nach dem Schacht- oder Etagenofen-, 35 nach 
dem Drehofen- und 12 nach dem gemischten Ofensystem. 

Die Zahl der überhaupt beschäftigten Arbeiter betrug in den Jahren 
1908, 1909 und 1910 durchschnittlich 18 272. Von ihnen sind 1006 in 
Betrieben mit Ringöfen, 6029 in Betrieben mit Schacht- oder Etagenöfen, 
6684 in Betrieben mit D ehöfen und 4653 — für zwei Fabriken sind die 
Zahlen nicht angegeben — in Betrieben mit gemischten Öfen beschäftigt. 
Von den Arbeitern waren 17 597 erwachsene und 675 jugendliche Arbeiter 
von 14 bis 16 Jahren. Die Zahl der weiblichen Arbeiter betrug 581, davon 
waren 62 unter 16 Jahren. Von den Arbeitern waren bei der Gewinnung 
der Rohmaterialien und ihrer Beförderung zur Zementfabrik 2862, und 
zwar 138 in Betrieben mit Ringöfen, 880 in Betrieben mit Schacht- oder 
Etagenöfen, 1309 in Betrieben mit Drehöfen und 535 in Betrieben mit ge¬ 
mischten Ofensystemen beschäftigt. Bei der weiteren Verarbeitung der Roh¬ 
materialien (Brechen, Mahlen, Schlemmen, Mischen, Pressen usw.) und ihrer 
Beförderung zu den Brennöfen fanden 4248 Arbeiter, davon 205 in Betrieben 
mit Ringöfen, 1491 in Betrieben mit Schacht- oder Etagenöfen, 1184 in Be¬ 
trieben mit Drehöfen und 1368 in Betrieben mit gemischten Ofensystemen 
Verwendung. An den Brennöfen und beim Ausräumen und Transport des 
gebrannten Materials waren 3179 Arbeiter, unter diesen 207 in Betrieben 
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mit Ringöfen, 1422 in Betrieben mit Schacht- oder Et&genöfen, 660 in Be¬ 
trieben mit Drehöfen and 908 in Betrieben mit gemischten Ofensystemen 
tätig. An den Zementmühlen und beim Verpacken des Zements werden 
naturgemäß die wenigsten Arbeiter, 2744, und zwar 162 in Betrieben mit 
Ringöfen, 782 in Betrieben mit Schacht- oder Etagenöfen, 1137 in Betrieben 
mit Drehöfen und 663 in Betrieben mit gemischten Ofensystemen beschäftigt. 
Bei allen sonstigen Arbeiten, einschließlich der Kohlenmüllerei, waren 5221, 
davon 294 in Betrieben mit Ringöfen, 1464 in Betrieben mit Schacht- oder 
Et&genöfen, 2294 in Betrieben mit Drehöfen und 1179 in Betrieben mit 
gemischten Ofensystemen angestellt. 

Die Zahl der regelmäßig abwechselnd in Tag- und Nachtschicht be¬ 
schäftigten Personen betrug 8702. Von ihnen entfallen 544 auf Betriebe 
mit Ringöfen, 2104 auf Betriebe mit Schacht- oder Etagenöfen, 3954 auf 
Betriebe mit Drehöfen und 2100 auf Betriebe mit gemischten Ofensystemen, 
ln allen Fabriken wird der Betrieb während der Nacht eingeschränkt. Z. B. 
fallen alle Transportarbeiten, die nicht für den weiteren Betrieb dringend 
notwendig sind, weg; die Packerei und die Rohmaterialien werden zum größten 
Teil stillgelegt. 

Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit ohne Wechselschicht, abzüglich der 
festgesetzten Betriebspausen, war sehr verschieden. 

Nur 95 Arbeiter, und zwar 0 in Betrieben mit Ringöfen, 68 in Betrieben 
mit Schacht- oder Etagenöfen, 19 in Betrieben mit Drehöfen und 8 in Be¬ 
trieben mit gemischten Ofensystemen, hatten eine Arbeitszeit von 8 Stunden 
und weniger. Mehr als 8, einschließlich 9 Stunden täglich, arbeiteten 
nur 30 Arbeiter. Von ihnen verteilen sich 0 auf Betriebe mit Ringöfen, 2 
auf Betriebe mit Schacht- oder Etagenöfen, 9 auf Betriebe mit Drehöfen und 
19 auf Betriebe mit gemischten Ofensystemen. Die vorwiegende Arbeitszeit 
schwankt zwischen 9 bis 10 Stunden. In dieser Weise waren 15901 Arbeiter, 
davon 952 in Betrieben mit Ringöfen, 5239 in Betrieben mit Schacht- oder 
Etagenöfen, 4401 in Betrieben mit Drehöfen und 5255 in Betrieben mit ge¬ 
mischten Ofensystemen angestellt. In einer Arbeitszeit von mehr als 10 bis 
einschließlich 11 Stunden wurden 2504 Personen, und zwar 42 in Betrieben 
mit Ringöfen, 591 in Betrieben mit Schacht- oder Etagenöfen, 1679 in Be¬ 
trieben mit Drehöfen und 192 in Betrieben mit gemischten Ofensystemen 
verwandt. 684 Arbeiter, davon 22 in Betrieben mit Ringöfen, 71 in Be¬ 
trieben mit Schacht- oder Etagenöfen, 476 in Betrieben mit Drehöfen und 
115 in Betrieben mit gemischten Ofensystemen, arbeiten länger als 11 Stunden. 

Die Arbeitszeit, einschließlich Pausen, der in regelmäßigen Wechsel schichten 
beschäftigten Arbeiter, schwankt ebenfalls sehr. Sie betrug 16 Stunden und 
weniger bei 859 Arbeitern, und zwar bei 0 Arbeitern in Betrieben mit Ring¬ 
öfen, bei 225 Arbeitern in Betrieben mit Schacht- oder Etagenöfen, bei 
430 Arbeitern mit Drehöfen und bei 204 Arbeitern mit gemischten Ofen¬ 
systemen. Eine Wechselschicht von mehr als 16 bis einschließlich 18 Stunden 
hatten 868 Arbeiter, davon 10 in Betrieben mit Ringöfen, 220 in Betrieben 
mit Schacht- oder Etagenöfen, 108 in Betrieben mit Drehöfen und 530 in 
Betrieben mit gemischten Ofensystemen. Die verbreitetste Wechselschicht 
schwankt zwischen 18 bis einschließlich 24 Stunden. In solchen Schichten 
waren 3005 Arbeiter, und zwar 134 in Betrieben mit Ringöfen, 875 in 
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Betrieben mit Schacht- oder Etagenöfen, 1370 in Betrieben mit Drehöfen und 
626 in Betrieben mit gemischten Ofensystemen tätig. 

Eine genaue und weitergehende Übersicht über diese statistischen An¬ 
gaben geben die am Schluß angefügten Nachweisungen. 

Nicht alle Berichte enthalten nähere Angaben über den Wechsel der 
Arbeiter. Die zerstreuten zahlenmäßigen Angaben hierüber sind in der am 
Schluß angefügten Übersicht über den Arbeiterwechsel (vgl. Tabelle a. S. 260) 
zuBammengestellt. Sie gibt einen näheren Aufschluß. Nur in dem Regierungs¬ 
bezirk Danzig ist der Arbeiterwechsel nach den Angaben einer Fabrikleitung 
ein sehr geringer, weil die Fabriken dort über einen festen Arbeiterstamm 
verfügen. Aus den Regierungsbezirken Stettin, Oppeln, Hannover, Hildesheim, 
Magdeburg und Lüneburg ist von einem recht bedeutenden Arbeiterwechsel 
berichtet, ln dem letzteren Bezirk gehörte die dreifache Zahl des durch¬ 
schnittlichen Arbeiterstammes alljährlich den Betriebskrankenkassen als ver¬ 
sicherte Personen an, aber nur die Hälfte der durchschnittlichen Zahl kann 
als ständige Arbeiterschaft angesehen werden. Daraus ergibt sich für die 
andere Hälfte im Jahresdurchschnitt ein sechsfacher Wechsel. 

Einen sogar doppelt so hohen Arbeiter Wechsel hatte schon im Jahre 1904 
eine Zementfabrik im Bezirk Liegnitz. Dort haben in dem genannten Jahre 
sämtliche 160 Arbeiter sechsmal gewechselt, weil die Staubbeseitigung nicht 
in der vorgeschriebenen Weise erfolgt war. Trotzdem verfügen jetzt fast 
alle Fabriken über einen guten Arbeiterstamm. Er betrug im Regierungs¬ 
bezirk Oppeln 50 bis 70 Proz. der gesamten Belegschaft, so daß im letzteren 
Bezirk von 2800 Arbeitern 1700 als seßhaft angesehen werden können. Im 
allgemeinen richtet sich der Wechsel nach der Lage der Fabrik. Liegt sie 
auf dem Lande, wo die Arbeiter durch Pachtland oder eigenen Besitz an das 
Land gebunden sind, und andere bessere Arbeitsgelegenheiten fehlen, so ist 
die Arbeiterschaft seßhafter. Dagegen ist in Industriegegenden, wo sich 
jederzeit anderweite mannigfache Arbeitsgelegenheit findet, ein häufiger 
Wechsel der Arbeiter an der Tagesordnung. Dieser pflegt besonders dann 
zu steigen, wenn es sich um neuerrichtete Fabriken handelt, denen es anfangs 
an dem nötigen Arbeiterstamm fehlt. Diese trübe Erfahrung mußte eine 
neuerbaute Zementfabrik in der Nähe eines größeren Kaliwerks, das ebenfalls 
neu errichtet war, stark empfinden. Die Arbeiter wanderten immer wieder 
zu dem Kaliwerk ab. Manche Arbeiter, die etwas Landwirtschaft betrieben, 
kommen und gehen mehrere Male im Jahr, desgleichen die wanderlustigen 
Kroaten und die in verschiedenen Zementfabriken während des Winters tätigen 
Maurer. Sie ziehen im Sommer die lohnende Beschäftigung als Maurer der 
Arbeit in Zementfabriken vor. Im Regierungsbezirk Oppeln haben die in 
nächster Nähe der Stadt Oppeln gelegenen Zementfabriken sehr stark unter 
dem häufigen Arbeiterwechsel zu leiden. In der dort konzentrierten Industrie¬ 
gegend finden auch die ungelernten Arbeiter in Zementfabriken ohne besondere 
Schwierigkeit eine andere, ebensogut gelohnte Arbeit. Der Vorstand einer 
dortigen Zementfabrik machte auf die eigentümliche Erscheinung aufmerksam, 
daß die Arbeiter alljährlich im Frühjahr zu den Ziegeleien am Unterlauf der 
Oder abwandern und im Herbst ebenso pünktlich wieder in die Zement¬ 
industrie zurückkehren. Dadurch wird den Fabriken besonders in der 
arbeitsreicheren Sommerzeit ein Teil der eingearbeiteten Personen entzogen. 
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Von einem guten Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
und einem geringen Arbeiterwechsel zeugt der Arbeiterstamm der Portland- 
Zementfabrik Stern von Toeppfer, Geranwitz & Co. in Finkenwalde. Dort 
haben von 338 Arbeitern der Fabrik 118 das 26 jährige Jubiläum auf dem 
Werke gefeiert. Arbeiter erhielten bei dieser Gelegenheit ein Geschenk von 
26t>Ä, Meister und Aufseher von 150 tJC. Die Waisenkinder erhalten zu 
Weihnachten außer Süßigkeiten einen vollständigen Anzug. Von den Meistern 
und Aufsehern sind sechs ältere pensioniert. Sie erhalten die Hälfte ihres 
früheren Lohnes als Pension. Von diesen Pensionären sind zwei frühere 
Meister in dem für die Fabrikarbeiter errichteten Warenhause beschäftigt. 
Die vier anderen Arbeiter und einige Meister blicken auf eine 40 jährige 
Tätigkeit zurück. 

Sehr beachtenswert ist der im Bezirk Liegnitz festgestellte Einfluß der 
Verbesserung der Betriebsverhältnisse auf die Seßhaftigkeit der Arbeiterschaft. 
Während dieser im Jahre 1904 das 5,6 fache der Belegschaft betrug, sank er 
im Jahre 1910 auf das 2,1 fache der durchschnittlichen Arbeiterzahl. Zum 
Teil wird dieses günstige Ergebnis auf die Verbesserung der Betriebs verhältnisse 
zurückgeführt. Zur Seßhaftmachung der Arbeiter verpachten verschiedene 
Fabriken ihr Land zu billigen Preisen an die Arbeiter oder geben zinslose 
Vorschüsse zum Ankauf von Ländern und errichten Wohnhäuser. Um sich 
einen tüchtigen Arbeiterstamm dauernd zu erhalten, zahlt eine Zementfabrik 
am 15. November jeden Jahres jedem an diesem Tage bei ihr im Dienst 
stehenden Fabrikarbeiter 10 Proz. von dem seit dem 15. November des Vor¬ 
jahres verdienten Lohne als Vergütung aus. Diese Vergütung erreichte in 
einem Jahre die Höhe von 10000 t M. Das Verfahren hat Aufnahme in die 
Arbeitsordnung gefunden und bewährt sich vorzüglich. Es hat den Arbeiter¬ 
stamm so verbessert, daß die Aufwendungen durch den besseren Gang des 
Betriebes reichlich wieder ein gebracht worden sind. Auf diese Weise gewinnt 
die Fabrikleitung und schafft gleichzeitig dem Arbeiter die Möglichkeit, sich 
einen kleinen Grundbesitz zu erwerben. Ferner verläßt ein großer Teil der 
Arbeiter die Fabrik nicht mehr beim Eintritt milder Witterung, um eine an¬ 
genehmere und leichtere Beschäftigung aufzusuchen. Endlich haben die Löhne 
durch das Prämiensystem für Winter und Sommer eine gewisse Stetigkeit 
erfahren. Es entstehen dadurch geregelte Verhältnisse auch in den Familien 
der Arbeiter. 

Zu den regelmäßig wiederkehrenden Betriebseinschränkungen kann nur 
die Stillegung des Betriebes für die notwendigen Reparaturarbeiten gerechnet 
werden. Ob eine solche eintritt oder nicht, darüber entscheidet die Art des 
Ofensystems. Die Betriebe, welche mit Schachtöfen arbeiten, haben keine 
regelmäßig wiederkehrende größere Ausbesserungsarbeit nötig, da laufende 
Arbeiten während des Betriebes ausgeführt werden. Dagegen legen fast alle 
Fabriken mit Drehöfen den Betrieb regelmäßig alljährlich während der stillen 
Wintermonate für einige Wochen still, um Ausbesserungsarbeiten an den 
Drehöfen und den Getrieben vorzunehmen. Die Stillegung fällt fast allgemein 
in die Monate Dezember, Januar oder Februar. Sehr beliebt ist hierfür 
die Zeit von Weihnachten an. Die Außerbetriebsetzung dauert meistens eine 
bis drei, in manchen Fällen fünf Wochen. Nur im Bezirk Lüneburg soll sie 
von Mitte Dezember bis Ende Februar dauern. Arbeiterentlassungen finden, 
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mit Ausnahme einiger Ausländer hierbei selten statt. Sie sind ausgeschlossen 
in guten Geschäftszeiten, wo die Unternehmer danach streben, die Fabrik 
möglichst schnell wieder in vollen Betrieb nehmen zu können und deshalb 
alle verfügbaren Arbeiter zu den Ausbesserungsarbeiten verwenden. Ist die 
Konjunktur schlecht, so kommt es vor, daß die Reparaturarbeiten nur mit 
dem Arbeiterstamm ausgeführt und ein Teil der Arbeiter entlassen wird. Sie 
werden vor der Kündigung meistens rechtzeitig davon benachrichtigt, damit 
sie Gelegenheit haben, sich nach einer anderen Arbeit umzusehen und später 
nach Ausführung der Reparaturarbeiten ohne weiteres wieder eingestellt. 
Regelmäßig und auf ihren Wunsch werden die Ausländer während der 
Reparaturarbeiten entlassen. So reisen z. B. die Italiener aus den Zement¬ 
fabriken in der Umgegend von Hildesheim und Cöln und die Ruthenen aus 
den Zeraentfabriken in Stade alljährlich während der Betriebseinschränkungen 
zur Ausführung der notwendigen Ausbesserungsarbeiten in ihre Heimat und 
kehren später wieder zurück. Sind die Fabriken infolge schlechter Lage 
gezwungen, ihren Betrieb entsprechend ihrem Syndikatskontingent ein¬ 
zuschränken, so wählen sie hierzu nach Möglichkeit die Zeit, in welcher die 
Arbeiter in der Umgebung eine andere Beschäftigung vorübergehend erhalten 
können. Da die Fabriken bestrebt sind, sich einen möglichst großen Arbeiter¬ 
stamm zu erziehen, so werden von der Entlassung meist nur die nicht ständigen 
Arbeiter betroffen. Sie werden nach Wiederaufnahme des vollen Betriebes 
durch andere Arbeitskräfte ersetzt. 

Der zweite Hauptteil der Sonderberichte umgreift die gesundheitlichen 
Verhältnisse in den Zementfabriken. Er gibt unter Benutzung eines be¬ 
stimmten Vordruckes je für die Betriebs- und Ortskrankenkassen zunächst 
einen Überblick über die Zahl der Erkrankungsfälle und Erkrankungstage in 
den letzten drei Jahren im ganzen und eine Erkrankung der Atmungsorgane 
und an Lungentuberkulose im besonderen. Im Anschluß daran sind bemerkens¬ 
werte Beobachtungen über besondere Erkrankungen, die im Zusammenhang 
mit der Beschäftigung stehen können (Durchlöcherung der Nasenscheidewand, 
Hauterkrankungen, Zementkrätze usw.), sowie Urteile und Ansichten von 
sachverständiger Seite über den Gesundheitszustand der Arbeiterschaft der 
Zementfabriken im Vergleich zu dem einiger wirtschaftlich ähnlich gestellter 
Handarbeiter gebracht. Gemäß dem einschlägigen Erlaß des Herrn Reichs¬ 
kanzlers waren ferner folgende Fragen für die Erhebungen zu erörtern: 

Welche Verrichtungen und Arbeiten geben zu besonderen Bedenken 
Anlaß? 

An welchen Stellen oder an welchen Maschinen findet eine starke Staub¬ 
entwickelung statt? 

Sind Einrichtungen zur Beseitigung des Staubes vorhanden? 

Welcher Art? 

Wie haben sie sich bewährt? 

Wie findet das Verpacken statt? 

Sind Silos zur Aufnahme des fertigen Zements vorhanden? Werden 
Packmaschinen oder andere mechanische Einrichtungen benutzt? 

An welchen Stellen oder bei welchen Arbeiten sind die Arbeiter regel¬ 
mäßig starker Hitze ausgesetzt? 

Welche Temperaturen sind dabei fest gestellt? 
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Sind besondere Einrichtungen oder Maßnahmen zur Herabminderung der 
Temperatur getroffen und welcher Art? 

Haben sie sich bewährt? 

An welchen Stellen oder bei welchen Arbeiten sind die Arbeiter schroffem 
Temperaturwechsel oder Zugluft ausgesetzt? 

Etwaige Maßnahmen dagegen? 

Sind Umkleideräume, Aufenthalts- und Speiseräume, Wascheinrichtungen 
und Bäder von genügender Größe und Zahl und zweckentsprechender Ein¬ 
richtung vorhanden? 

Steht den Arbeitern während der Arbeitszeit Trinkwasser in ausreichender 
Menge und einwandfreier Beschaffenheit zur Verfügung? 

Findet unter der Arbeiterschaft ein übermäßiger Genuß von alkoholischen 
Getränken statt? 

Sind zu dessen Bekämpfung Maßnahmen getroffen und welche? 

Die statistischen Nach Weisungen über die Erkrankungen in den Zement - 
fabriken sind nach Art der Kassen, Orts- und Fabrikkrankenkassen, und 
nach den Jahren 1908, 1909 und 1910 geordnet, in den am Schluß angefügten 
Nach Weisungen zusammengetragen. Sie enthalten die näheren Angaben für 
ein weiteres Studium. Im einzelnen sei nur auf die Erkrankungen überhaupt 
in den drei Jahren der Ermittelungen eingegangen. In den Fabrikkranken¬ 
kassen waren im ganzen 78165 Personen versichert. Von ihnen waren 
76 045 erwachsen und 2120 unter 16 Jahre alt. Weiblich waren 2165 Per¬ 
sonen. 

Erkrankungsfälle wurden beobachtet überhaupt 25 862 mit 423 254 Krank¬ 
heitstagen, an Erkrankungen der Atmungsorgane 2843 mit 57 683 Krankheits¬ 
tagen, darunter an Lungentuberkulose 202 mit 1997 Krankheitstagen. Todes¬ 
fälle wurden im ganzen 438, darunter an Lungentuberkulose 49 festgestellt. 
Von den an Lungentuberkulose verstorbenen waren 2 erblich belastet. 

Unter den übrigen Todesfällen war einer durch Wassersucht, zwei durch 
tödliche Verunglückung und einer durch Selbstmord herbeigeführt. 

Im Zusammenhang hiermit verdienen die Feststellungen des Regierungs¬ 
und Gewerberats zu Merseburg aus dem Jahre 1903 Erwähnung. In diesem 
Jahre waren in einer Fabrikkrankenkasse 308 Arbeiter versichert. Von ihnen 
erkrankten 271 mit 2361 Krankheitstagen. Danach kamen auf je 100 Ar¬ 
beiter 87,98 erkrankte Arbeiter. Durchschnittlich entfielen auf den Kopf der 
erkrankten Arbeiter 8,71 Krankheitstage. 

Die Angaben der Ortskrankenkassen sind niedriger als die der Betriebs¬ 
krankenkassen , sie sind zum Teil unvollständig und geben ein falsches Bild 
zugunsten der Gesundheitsverhältnisse in den Zementfabriken. Die Ab¬ 
weichung beruht wahrscheinlich auf dem Umstand, daß die Ortskranken¬ 
kassen viele Mitglieder aus den verschiedensten Gewerben haben. Es macht 
daher große Schwierigkeiten, aus dem gesamten Zahlenmaterial für viele 
verschiedene Betriebe die Erkrankungen einer bestimmten Industriegruppe 
vollständig herauszuschälen. Unter diesem Gesichtswinkel ist auch die Tat¬ 
sache, welche sich aus der Nach Weisung einer der Ortskrankenkassen ergibt, 
zu betrachten, daß die Zementarbeiter fast doppelt so häufig erkranken, 
daß aber die einzelne Krankheitsdauer kürzer ist als bei den übrigen Ver¬ 
sicherten. 

Vierteljahrtschrift für Gesundheit*pflege, 1913. 15 
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Die Krankheitszahlen der Ortskrankenkassen, welche den oben an¬ 
gegebenen Zahlen der Fabrikkrankenkassen entsprechen, sind folgende: In 
den drei Ermittelungsjahren waren bei den Ortskrankenkassen im ganzen nur 
8467 Personen versichert. Von ihnen waren 8436 erwachsen und 238 unter 

16 Jahre alt. Weiblich waren 187. Erkrankungsfälle wurden ermittelt 
überhaupt 3952 mit 56 830 Krankheitstagen, an Erkrankungen der Atmungs¬ 
organe 576 Fälle mit 10 635 Krankheitstaget), darunter an Lungentuberkulose 

17 mit 1483 Krankheitstagen. Todesfälle ergaben sich im ganzen 47, 
darunter an Lungentuberkulose 8, sowie an Altersschwäche und an Rheuma¬ 
tismus je einer. 

Ein Vergleich der Statistik der einzelnen Krankenkassen untereinander 
ist nicht angängig, weil die einzelnen Fabriken außer der Zementfabrikation 
mehrere Nebenbetriebe, wie Mörteltrocknerei, Zementsteinziegelei usw. unter¬ 
halten, deren Arbeiter in derselben Krankenkasse versichert sind, und weil 
die Krankheitsfälle nicht immer nach den Beschäftigungsarten getrennt ge¬ 
bracht sind. So sind z B. die Krankenziffern einer Fabrik durch 19 Fälle 
an Typhus ungünstig beeinflußt worden. 

Von Einfluß auf die Gesundheitsverhältnisse im allgemeinen ist die Art 
des Verfahrens für die Gewinnung des Zements. Ein Regierungs- und Ge¬ 
werberat hat für seinen Bezirk berechnet, daß bei dem Ringofenbetrieb 
jährlich 45,4 Erkrankungsfälle mit 607 Krankheitstagen, bei dem Schacht¬ 
ofenbetrieb jährlich 57,1 Erkrankungsfälle mit 616 Krankheitstagen und hei 
dem Drehofenbetrieb 32,3 Erkrankungsfälle mit 525 Krankheitstagen auf 100 
versicherte Personen entfallen. Daraus ergibt sich, daß der Drehofenbetrieb 
der Gesundheit der Arbeiter am wenigsten schädlich ist. Diese Tatsache war 
von vornherein zu erwarten. Nicht aufgeklärt ist aber, daß der Schachtofen¬ 
betrieb der Gesundheit der Arbeiter schädlicher sein soll als der Ringofen¬ 
betrieb. Der Regierungs- und Gewerberat kommt zu dem Schluß, daß dieser 
Unterschied ausgeglichen wäre, wenn mehr Zahlenmaterial über Ringofen¬ 
betriebe für den Vergleich Vorgelegen hätte. 

Die Arbeiter an den Dietzeöfen sollen nach den Beobachtungen eines 
Arztes eine auffallend graue Gesichtsfarbe und faltige Züge als Anzeichen 
von beeinträchtigtem körperlichen Wohlbefinden zeigen. 

Unter den Erkrankungen nehmen die Unfälle eine hervorragende Stelle 
ein. Nach den Ermittelungen eines Regierungs- und Gewerberats sind 
ungefähr 25 bis 30 Proz. der Erkrankungen und nach anderen Feststellungen 
die Hälfte der Krankheitstage durch Unfälle veranlaßt worden. Ihre Auf¬ 
klärung findet diese Erscheinung durch die Tatsache, daß in den Zement¬ 
fabriken eine ausgedehnte Anwendung von Maschinen und Transporteinrich¬ 
tungen stattfindet und eine große Zahl ungelernter und unständiger Arbeiter 
verwendet wird. 

Von den besonderen Erkrankungen, die im Zusammenhang mit der Be¬ 
schäftigung stehen können, sind von den inneren Krankheiten die Erkrankungen 
an Influenza und Rheuma, dann die Erkrankungen der Luftwege und Lunge, 
die Nasensteinkrankheit (Rhinolithiasis), Erkrankungen der Augen und Ohren, 
des Darmes, Durchlöcherung der Nasenscheidewand, und von den äußeren 
Krankheiten die Hautausschläge (Zementkrätze) erwähnt. 
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Die erste Stelle unter den Erkrankungen nehmen die Erkältungskrank¬ 
heiten, Influenza, die Grippe und Rheumatismus ein. Über eine Fabrik sind 
hier folgende Zahlen ermittelt: 


Jahr 

Influenza und Grippe 

Rheumat ismus 

Fälle 

Krankheitstage 

Fälle 

Krankheitstage 

1908 

17 

193 

5 

114 

1909 

16 

177 

3 

45 

1910 

13 

137 

6 

76 

1911 

2 

8 

i 

1 

7 


In einem anderen Bezirk belief sich die Zahl der ermittelten Erkrankungen 
an Rheuma im Jahre 1908 auf 15, 1909 auf 17, 1910 auf 13 Fälle. Leider 
ist hierbei nicht die Zahl der in den Fabriken überhaupt beschäftigten Arbeiter 
angegeben. Im allgemeinen wird die hohe Zahl dieser Erkrankungsarten 
durch den schroffen Temperaturwechsel, verbunden mit Zugluft, welchem die 
Arbeiter ausgesetzt sind, im besonderen z. B. durch die eigentümliche Betriebs¬ 
weise einer Fabrik erklärt. Sie verarbeitet ein schlammiges Material, Wiesen¬ 
kalk, das aus einem sumpfigen Gelände herausbefördert wird. Diese Art 
der Gewinnung des Rohmaterials ist die Ursache für die zahlreichen und 
überwiegenden Erkrankungen an Influenza, Grippe und vor allem Rheuma. 
Ähnlich ungünstig liegen die Verhältnisse in technischer Beziehung in einer 
Gräberei und Schlemmerei einer zweiten Fabrik. Die Arbeiter sind hier 
außer den Unbilden des Wetters auch der Nässe von unten ausgesetzt. 
Trotzdem kommt eine Erkrankung der Arbeiter an Rheuma in dieser Betriebs¬ 
abteilung verhältnismäßig selten vor, weil in ihr nur einheimische Arbeiter, 
welche von Jugend auf an das naßkalte und stürmische Klima der dortigen 
Gegend gewöhnt sind, beschäftigt werden. Sie erhalten zum Schutz gegen 
die Nässe von unten Holzschuhe mit Lederschäften. Die ihnen zum Schutz 
gegen den Regen zur Verfügung gestellten Ölmäntel benutzen sie ungern. 
Sie ziehen es vor, wenn erforderlich, sich alte Zementsäcke umzuhängen. 

Nach ärztlicher Auskunft in den Bezirken Minden und Lüneburg haben 
die Arbeiter sehr stark unter Entzündungen der oberen Luftwege, die einmal 
auf Erkältungen und ferner auf eingeatmeten Staub zurückzuführen sind, 
zu leiden. Letzterer soll nicht in die tieferen Lungenteile eindringen, sondern 
vorher von den feuchten Schleimhäuten festgehalten werden. 

Die Zahl der Erkrankungen der sonstigen Atmungsorgane war in einer 
Fabrik im Bezirk Lüneburg in den Jahren 1908 und 1909 besonders groß. 
Sie betrug 19 und 22 Fälle mit 355 und 510 Krankheitstagen, und wird 
von den Kassenärzten damit erklärt, daß es sich um Katarrhe von älteren, 
teilweise seit 25 und mehr Jahren in den Fabriken beschäftigten Arbeitern 
handelte. Im Alter neigen alle Menschen mehr zu Katarrhen der Atmungs¬ 
organe, was in gewissem Sinne als eine Alterserscheinung angesehen wird, 
ln dem Regierungsbezirk Stade und Coblenz betrug die Zahl der Erkrankungen 
der Atmungsorgane 20 bis 25 Proz. aller Erkrankungen, und in einer Fabrik 
des Bezirks Cöln sogar die Hälfte der Krankheitsfälle. Diese hohe Zahl 
wurde im Jahre 1909 zum Teil durch drei Asthmatiker mit 486 Krankheits- 
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tagen hervorgerufen. Sie gingen als Invaliden ab. Demgegenüber sind 
besondere Schädigungen der Atmungsorgane durch Zementstaub in einem 
anderen Bezirk nicht bekannt geworden. 

Die Zahl der Erkrankungen der Atmungsorgane wäre voraussichtlich 
noch größer, wenn nicht die Arbeiter so ausgebildet wären, daß sie in allen 
Betriebsabteilungen verwendet werden können. Es sollen diejenigen Leute, 
welche schon nach kurzer Zeit die ihnen zugemessenen Arbeiten wegen 
Gesundheitsschädigungen aufgeben müssen, im Interesse des Arbeiters und 
Gewerbetreibenden zu anderen Beschäftigungen herangezogen werden können. 
Eine Kontrolle über den Umfang dieser Einwirkung ist sehr schwer. Sie 
wird im Osten der Monarchie durch das Arbeitermaterial noch erschwert. 
Dort strömen junge Arbeiter aus Russisch-Polen und Galizien in großen 
Scharen zur Arbeit herbei und gehen zu Beginn des Winters über die Grenze 
zurück. Sind doch in einem Bezirk mit drei Zementfabriken in einem Jahre 
durch Russen und Galizier 7500 Arbeitsschichten geleistet worden. 

Über die Erkrankungen der Lunge wird in vielen Berichten angegeben, 
daß der Steinzementstaub sich bei jüngeren und älteren Leuten, die ihn jahr¬ 
aus, jahrein einatmen, in den Lungen ablagert, Atembeschwerden und Neigung 
zu Entzündungen, Affektionen der Lunge (Lungenentzündung) mit blutigem 
Auswurf bewirkt. Lungenschwindsucht ist nach einer kassenärztlichen Angabe 
besonders im Anfangsstadium sehr schwer erkenntlich. Über ihre Entstehung 
können nur in den seltensten Fällen zuverlässige Angaben gemacht werden. 
Sie ist in stärkerem Maße als unter anderen Arbeitern nicht festgestellt 
worden. In einer Fabrik im Bezirk Minden erkrankten an Lungentuberkulose 
im Jahre 1908 14, 1909 4 und 1910 0 Arbeiter. Unter den 18 erkrankten 
Arbeitern befanden sich 6 Steinbrucharbeiter, 6 Böttcher, 1 Packer, 4 Hof¬ 
arbeiter und 1 Schlosser. 14 von ihnen waren ältere Arbeiter, die in der 
Mehrzahl 25 bis 30 Jahre in der Fabrik tätig waren. Von den übrigen 4 
waren 3 jüngeren Alters und einer ein vorübergehend beschäftigter Wander¬ 
arbeiter. Für lungenschwache und lungenkranke Personen ist die Arbeit in 
Zementfabriken bedenklich. Das ergeben die Mitteilungen des Kreisarztes 
zu Wetzlar und die Berechnung des Regierungs- und Gewerberats zu Minden 
für seinen Bezirk. Auf je 100 ähnlicher in den Krankenkassen versicherter 
Arbeiter entfielen im Laufe dreier Jahre 42 Erkrankung9fälle überhaupt, 
darunter 6 Fälle von Krankheiten der Atmungsorgane und 0,84 Fälle von 
Lungentuberkulose. Von je 100 dieser Arbeiter sind in dem gleichen Zeit¬ 
raum nicht mehr als 6, darunter 0,73 an Lungentuberkulose gestorben. Bei 
der Beurteilung dieser Zahlen darf nicht außer acht gelassen werden, daß in 
den Zementfabriken ein sehr großer Arbeiterwecbsel stattfindet, und daß 
jeder aufzunehmende Arbeiter vom Kassenarzt vorher untersucht wird. 
Schwächere und zur Erkrankung der Atmungsorgane neigende Personen 
werden nicht eingestellt. 

Nasensteinkrankheiten (Rhinolithiasis) sind im Bezirk Stade häufig vor¬ 
gekommen. Sie haben mit zunehmender Größe Atmungs- und Druckbeschwerden 
hervorgerufen, ließen sich aber, da sie in den Schleimhäuten eingebettet waren, 
durch ärztliches Eingreifen leicht entfernen. In wesentlich geringerem Umfang, 
und zwar in drei Fällen, ist die Krankheit nur noch im Bezirk Münster 
festgestellt worden. Ein Arzt entfernte im Jahre 1911 bei einem Zement- 
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Arbeiter einen ziemlich großen Nasenstdin. Er lag schräg in der Nase. Die 
Scheidewand der Nase war durchbohrt. Ein zweiter Arzt hat vor längeren 
Jahren zwei Arbeitern je einen ebenfalls ziemlich großen Nasenstein entfernt. 
Die Steine reichten verhältnismäßig weit nach hinten. Die NasenBcheidewand 
war nicht durchbohrt. 

Entzündungen der Augen sind bei Arbeitern, die den Brennprozeß zu 
überwachen haben und mit Zementstaub dauernd in Berührung kommen, in 
den Bezirken Stade und Schleswig wiederholt festgestellt worden. Kleine Teile 
des Kohlen- und Zementstaubes sollen sich in die Horn- oder Bindehaut ein¬ 
bohren und langwierige Entzündungen hervorrufen. Auch Augenverätzungen 
durch heißen Zementstaub sind verschiedentlich ärztlich behandelt worden.- 

Das mehrfache Auftreten von Zementpfropfen im äußeren Gehörgang 
wird aus dem Bezirk Schleswig berichtet. Es soll ein schmerzhaftes Erkranken 
des OhreB verursachen, aber leicht heilbar sein, wenn der Arbeiter aus der 
staubigen Zementluft entfernt wird. 

Darmkatarrhe treten ziemlich häufig in den Sommermonaten in dem 
Bezirk Stade auf. Sie sind, obgleich den Arbeitern kostenlos kalter Kaffee 
in dieser Jahreszeit zur Verfügung gestellt wird, auf den übermäßigen Genuß 
von kaltem Wasser zurückzuführen. 

Zum Schluß bleiben noch die Mitteilungen über die Durchlöcherung der 
Nasenscheidewand und die Zementkrätze, die als typische Krankheiten der 
Zementarbeiter so oft in der Literatur erwähnt werden, zu besprechen. Ab¬ 
gesehen von dem schon mitgeteilten Fall über eine Durchlöcherung der 
Nasenscheidewand aus dem Bezirk Münster, welche anläßlich der Steinzement¬ 
krankheit festgestellt wurde, ist das Vorkommen der durchlöcherten Nasen¬ 
scheidewand fast nie beobachtet worden. Nur die Berichte aus den Bezirken 
Stade und Hannover enthalten die übereinstimmenden Angaben, daß sie dort 
wohl, aber nur selten beobachtet worden ist. Ihr Vorkommen ist nach dem 
letzten Bericht auf eine ungenügende und ungeeignete Reinigung der Nasen¬ 
löcher zurückzuführen. Der anhaftende Staub erzeugt einen Juckreiz in der 
Nase und veranlaßt die Arbeiter zum Bohren in derselben. Je mehr sie 
bohren, um so stärker wird der Juckreiz, und um so mehr wird die Nasen¬ 
scheidewand angegriffen, bis sie schließlich ein Loch aufweist. 

Besonders zahlreiche Erkrankungen an Zementkrätze sind aus keinem 
Bezirk mitgeteilt. Mehrere Berichte enthalten die Angaben, daß sie nie 
beobachtet worden sei. Ganz vereinzelt wurde sie im Bezirk Schleswig 
behandelt. Sie war durchaus ungefährlich und leicht heilbar, sobald der 
Erkrankte mit einer anderen Arbeit in guter frischer Luft beschäftigt wurde. 
Von den verschiedenen Fällen der Hautkrankheiten in den Bezirken Liegnitz 
und Potsdam konnte nicht mit Bestimmtheit ausgesprochen werden, ob sie 
sich auf die Einwirkung des Zementstaubes zurückführen ließen. Die 
Beschäftigungsart und die Person der Betroffenen gestatteten diese Rück¬ 
schlüsse nicht. Die Betroffenen waren meist Packer oder ausländische Arbeiter 
(Polen und Galizier), die im Steinbruch tätig waren. 

Dagegen ließen die im Bezirk Merseburg stellenweise aufgetretenen 
Hauterkrankungen, besonders an den Unterarmen, Händen und Füßen, nach 
dem Urteil des behandelnden Arztes als Ursache das Eindringen feinen 
Zementstaubes erkennen. Zu dieser Krankheitsart rechneten auch die Zellen- 
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gewebsentzündungen und die Bildung von Geschwüren, die im Jahre 1908 
in 10, 1909 und 1910 in je 4 Fällen dort beobachtet worden sind. Die 
Heilung erfolgte in allen Fällen ohne besondere Störung. 

Elin Arzt im Bezirk Münster hat angegeben, daß besonders in der Über¬ 
gangszeit vom Frühjahr zum Sommer und Herbst häufiger Arbeiter erschienen 
seien, die über stark juckende und gerötete Hautausschläge, besonders in 
den Beugeflächen, jedoch auch am ganzen Körper und im Gesicht klagten. 
Meistens arbeiteten die Personen vor den Brennöfen oder im Packraum. 

Über die Entzündungen der Haut in den Fingergelenken in vereinzelten 
Fällen berichtet der Regierungs- und Gewerberat zu Coblenz. 

Zu einer ähnlichen, aber bedenklicheren Erscheinung als die Ätzung der 
Haut rechnet das Rissigwerden der Hände, besonders auf der inneren Hand¬ 
fläche. Es ist nach Berichten aus den Bezirken Stade und Schleswig häufiger 
dort vorgekommen. Es wird durch die wasseranziehende Wirkung des 
Zementstaubes, und zwar durch das Zusammenwirken von Zementstaub und 
Schweiß erzeugt. Es kann schmerzhafte Unterzellengewebsentzündungen 
her vorrufen und bis zum Blutkreislauf reichen. Vornehmlich werden Leute 
mit empfindlicher Haut von der Krankheit befallen. Ab Vorbeugungs- und 
Heilungsmittel steht den Arbeitern im Bezirk Stade eine vaselinehaltige Salbe 
kostenlos zur Verfügung. Sie wird gern und mit Elrfolg benutzt. Am besten 
geschieht die Heilung durch eine anderweite passende Beschäftigung des 
Erkrankten. 

Zum Vergleich des Gesundheitszustandes der Zementarbeiter mit den 
wirtschaftlich ähnlich gestellten Arbeitern und mit den Arbeitern im all¬ 
gemeinen führt der Regierungs- und Gewerberat zu Stade folgende Tabelle an: 


Krankenkasse 


einer Qeestemünder Werft. 

einer anderen Geestemünder Werft. 

der vereinigten Gewerke in Geestemünde. 

der hiesigen Zementfabrik (1910). 

Durchschnitt aller Ortskrankenkassen in Preußen (1909) 


Auf 100 Arbeiter kommen 


Erkrankungs¬ 

fälle 

Krankheit: 

tage 

li 

63 

1077 

63 

1000 

43,2 

823 

41,7 

639 

i ^1,3 

|i 

838 


Danach und nach ärztlicher Ansicht sind die Gesundheitsverhältnisse 
der dortigen Zementarbeiter im Vergleich zu denjenigen anderer Arbeiter der 
dortigen Gegend als günstig zu bezeichnen. Dabei darf aber nicht unbeachtet 
bleiben, daß der Stamm der Arbeiterschaft der dortigen Zementfabriken sich 
aus der heimischen gesunden und kräftigen Bevölkerung zusammensetzt. 

Zur Erhärtung der gleichen Tatsache ist ein Vergleich zwischen den 
statistischen Nachweisungen der Festschrift des Internationalen Kongresses 
für Hygiene und Demographie vom Jahre 1907 und den Ermittelungen des 
Bezirks Potsdam gezogen. Nach dieser Festschrift starben von 1000 Personen 
im Alter von 15 bis 60 Jahren jährlich 8,4, darunter 2,4 an Lungentuberkulose. 
Auch entfielen bei einem zwanzigjährigen Durchschnitt auf je 1000 der in 
den Krankenkassen des Reiches versicherten Personen 374 Erkrankungen 
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mit €467 Kfarikkeitstä-gen«. In fern UegierungBbezirk Piltsd&iEt st^rb«n von 
d*n ver^fcbelrtwn Fortunen in den drei »fahren 1908 b\a 1910 30, da« sind 

jährlich 6,7, darunter an t<bngüntuberfailose von je 
1000 Arbeite?** *\47. Auf je Idö der io Bet^ietekrünkeufeaa^en daö Bezirks 
Potsdam versicherten Arbeiter entfielen: 


Jahr 

3 

, EritÄoJiangeß 

[ KHokheitÄUjg« 

1008 

:i 

■ >7}* 


35» | 



15h)9 

&eiü 

-35 


^| r - ;' m 

1910 


_ _ 



**S :•; ^ 


Du mhechtiitt?fofcf 41 

'' : ü4 


«4« 


Daraus folgt» daß die Gesuudbuiitfverh&ltinsse ia deti ZementfibrikÄß 
de? Bezirks nicht als ungünstig angesehen werden können, ■•'vh'-L 

Im Zü«anamenhaDg mit. dieser Tatsache wird auf die Entdeckung. $4>r 
Doktoren Cabolot und Strebei in Hemmoor hin ge wiefleu- Si^ haben fest- 
.gestellt, da-S alle Portiandzeniaote . durch. Schütteln mit Wasser in mihm& 
^uei]uu.gs'2ufjia,«d übergeführt werden können. .Jodes e.mxeln& Statibl^tlrhen 
muhallt Ach aUauitilioh mit einer immer dicker werdooden, weichlhb 
aosen Schiclif und vergrößert sieh dabei unter AufLebruDg de» ftr&tetV Stau $>7 
^rnoh^na ein me kr huri de rt f a c h e 0 Volumen. wird gefolgert, daß 

dm Annahme uitdit unberei/btigf aei* die bis in dte Lunge de? ZeßlmiiarMiter 
v vlu74gt^r 8t*ttMedcheu werden Infolge der ständigen Bewegung da* hTimtaer* 
eyi MnUmrme ukd der Alkalischen Beanhaäeulieil der S<dtMtöaafte 

Sä|j^elb^ 0 og ij.merlieg»nh 

Eine fctndU Zu^ammen^teUung zmn Vergleich iib*r die allgemeinen. 

(i etrundWt ir^rb^hufeae in Zemwifabrikeu gibt der Ifegieruoga- unii Öewerbemt 
zu Cöln. 
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Werden die unter 5. bis 6. angegebenen und aus der amtlichen Statistik 
der Stadt Cöln für das Jahr 1910 entnommenen Zahlen mit den unter 1. bis 
4. für Siementfabriken ermittelten Zahlen verglichen, so erscheinen die Gesund- 
heitBverhältnisse der Zementarbeiter doppelt so günstig wie diejenigen der 
Handwerker und Fabrikarbeiter der Stadt Cöln. 

Das Urteil der Ärzte über den Gesundheitszustand der Arbeiter in 
Zementfabriken — die nächste zu erörternde Frage — ist ein einheitliches. 
Es geht ganz gleichlautend dahin, daß der Gesundheitszustand der Zement¬ 
arbeiter trotz des an sich weniger widerstandsfähigen Arbeitermaterials nicht 
ungünstiger sei, als derjenige der wirtschaftlich ähnlich gestellten Handwerker 
der gleichen Gegend. Beachtenswert ist, daß auch der Fabrikarzt der am 
schlechtesten eingerichteten Zementfabik im Bezirk Potsdam die gleiche 
Ansicht vertritt. Er teilte dem dortigen Regierungs- und Gewerberat schrift¬ 
lich mit, es sei ihm bei seiner vierjährigen Tätigkeit nicht aufgefallen, daß 
die Arbeiter der Zementfabriken mehr Erkrankungen aufzuweisen hätten als 
die übrigen Arbeiter des Ortes, daß der Gesundheitszustand durchweg günstig 
sei, und daß er spezifische Erkrankungen nicht gesehen habe. 

Ein von ärztlicher Seite über die Gesundheitsgefahren der Arbeiter auf 
Grund gemachter Erfahrungen abgegebenes anderes Urteil lautet: „Ent¬ 
schieden wirkt der Staub in der Zementfabrik gesundheitsschädigend. Nament¬ 
lich werden die Atmungsorgane angegriffen. Es stellen sich bei diesen 
Arbeitern ein: Schnupfen, zeitweilig Nasenbluten, Luftröhrenkatarrhe. Der 
Zementstaub soll sich nach Aussage der Arbeiter schwer auf die Lunge legen 
und mehr asthmatische Beschwerden verursachen, während der Kalkstaub 
mehr zum Husten reizt. Hin und wieder habe ich bei den Arbeitern einen 
trockenen Ausschlag an den Vorderarmen und im Gesicht beobachtet. Schwere 
Schädigungen der Atmungsorgane, die auf Zementstaub zurückzuführen sind, 
habe ich nicht konstatieren können. Das hat wohl seinen Grund darin, daß 
das Arbeitermaterial jung und nicht hereditär belastet ist. Dazu kommt, 
daß die Arbeiter in diesem Betrieb oft wechseln; „lange halten wir es in der 
Zementfabrik nicht aus“, erklären sie mir oft, „bei der ersten besten Gelegen¬ 
heit suchen wir uns andere Arbeit“. 

Die sonst gleichlautenden und günstigen Urteile der Ärzte werden durch 
die statistischen Ergebnisse der Betriebskrankenkassen und die vielen über 
20 bis 30 Jahre in einzelnen Fabriken beschäftigten Arbeiter bestätigt. 
Erklärt wird die Erscheinung zum Teil schon dadurch, daß die Arbeiter des¬ 
selben Betriebes nicht dauernd derselben Beschäftigung überwiesen sind. Je 
nach Bedarf werden sie im Steinbruch, beim Transport, bei den Pressen, an 
den Öfen oder beim Verpacken verwendet. 

Die nächste zu erörternde Frage betraf alle Arbeiten, die zu besonderen 
Bedenken Anlaß geben. Hierher gehören alle Verrichtungen, mit denen 
Staubentwickelung, Hitze oder Zugluft verbunden sind, also alle Arbeiten, 
welche mit den aufgetretenen Krankheitserscheinungen in Verbindung stehen. 
Das sind vor allem die Verbrennungen an den Dietzeöfen. Das in den Öfen 
verarbeitete Rohmaterial backt bisweilen in den Brennöfen so fest zusammen, 
dali es nicht mehr zum langsamen Nachsinken gebracht werden kann, sondern 
sich gewölbeartig in dem Ofen anstaut. Es muß von mehreren Arbeitern 
gewaltsam mit großen eisernen Stangen losgebrochen werden, wobei ein 
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Zusammenstürzen des Gewölbes eintritt. Gleichzeitig wird die ganze Menge 
der unter dem Gewölbe befindlichen glühenden Masse in einer mehrere Meter 
langen Stichflamme zur Arbeitsöffnung des Ofens herausgetrieben. Diese 
Erscheinung tritt so plötzlich und unerwartet auf, daß die Arbeiter sich nicht 
dagegen schützen können. In einem Jahre geschahen in einer einzigen 
Fabrik zehn solcher Unfälle. 

Zunächst müssen die Arbeitsbühnen dieser Öfen so eingerichtet werden, 
daß die Arbeiter im Augenblick des Herausschlagens der Flamme sich mit 
Leichtigkeit an einen geschützten Ort begeben können. Ferner empfiehlt es 
sich, die gefährliche Arbeit stets unter Aufsicht zuverlässiger Meister aus¬ 
führen zu lassen. Sodann ist es zweckmäßiger, die Zementcharge jeweils in 
zwei Abschnitten abzuziehen und beim erstenmal nur soviel nachzulassen, 
als erforderlich ist, die oben erwähnte Erscheinung festzustellen und zu 
beseitigen und dann erst das Abziehen des Zementes zu vollenden. Auf diese 
Weise wird die Bildung größerer Hohlräume vermieden und die Stärke der 
herausschlagenden Flamme ganz wesentlich geschwächt. Diese Maßnahmen 
wurden in einer Fabrik durchgeführt. Trotzdem kamen in dem darauf¬ 
folgenden Jahre mehrere Verbrennungen vor. In zwei Fällen wurde durch 
das HerausBchlagen der Flamme aus den Schürlöchern der Tod zweier Arbeiter 
herbeigeführt. Die Unfälle ereigneten sich in früheren Jahren im Bezirk 
Oppeln. Um weitere Maßnahmen zu ergreifen, berief der Regierungs- und 
Gewerberat die Direktoren und Betriebsleiter der fünf größten Zementfabriken 
des Bezirks unter Heranziehung der Beamten der Gewerbeinspektionen Beuthen 
und Oppeln. Es wurde als Veranlassung des explosionsartigen Heraus¬ 
schlagens der Flamme die Eigenartigkeit des bisher üblichen Ofenganges 
festgestellt. Die Flamme allein würde die hervorgebrachte Wirkung nicht 
hervorrufen können. Es müssen sich in der gesonderten Masse noch Ansamm¬ 
lungen von ungenügend verbrannter Kohle bilden, die beim plötzlichen Nieder¬ 
gang eine Art Explosion hervorrufen. Die Annahme wird durch die Tatsache 
bekräftigt, daß die Flamme in vielen Fällen ein dunkles, rußiges Aussehen hatte, 
und daß die Erscheinung besonders bei der Verbrennung von geringwertigem 
Material auftrat. In früheren Jahren, als die Verwendung von Koks zum 
Brennen des Zementes vorgeschrieben war, sind solche heftige Entwickelungen 
der Flamme nicht vorgekommen. Den Fabriken den Koksbrand wieder auf¬ 
zugeben, hieße sie konkurrenzunfähig machen. Ferner wurde festgestellt, 
daß die Körperwunden durch die in Brand geratene ausgetrocknete Kleidung 
der Arbeiter verursacht waren. Es wurde den Leitern der Werke daher auf¬ 
gegeben, für je zwei Öfen auf jeder Seite derselben einen großen Bottich mit 
Wasser aufzustellen, in dem die Leute ihre Arbeitskleider anfeuchten oder 
im Falle der Not hineinspringen könnten. Sodann müßte die Erweiterung 
der Arbeitsbühne gefordert werden, um den Arbeitern das Entweichen im 
Falle der Not zu ermöglichen. Auch wurden einige Fabriken aufgefordert, 
den Arbeitern feuerfeste Kleidungsstücke zu verabfolgen und den Ofengang 
zu ändern. Die Erweiterung der Bühne und die Aufstellung der Wasser¬ 
bottiche hat sich in der Praxis sehr bewährt. Dagegen weigerten sich die 
Arbeiter, die Schutzkleidung aus Asbest und Gesichtsmasken zu gebrauchen. 
Sie erschweren die Bewegung bei der an sich schon mühevollen Arbeit, ver¬ 
hindern die Ausdünstungen und bewirken eine erschlaffende Erhitzung der 
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Arbeiter. Als bestes Schutzmittel bewährte sich, das Ziehen des Ofens durch 
die Aufseher Btreng überwachen zu lassen und die Arbeiter dauernd zur 
Vorsicht zu mahnen. Eine andere Fabrik hat ihre Brenner mit zweckmäßigen 
Helmen ausgerüstet. 

Sehr beachtenswerte Vorschläge zum Schutz gegen das Herausschlagen 
der Flamme an den Dietzeöfen gibt der Direktor der Stettiner Portlandzement¬ 
fabrik, Dr. Goslich. Er führt an: „Der Ofen muß dauernd im Gange sein, 
d. h. er muß alle l ! /a Stunden gezogen werden, um das Anbacken der Masse 
zu verhindern. Bilden sich trotzdem Gewölbe in der gebrannten Masse, so 
sind diese durch eingeworfene kalte Klinkerstücke teilweise auszufüllen und 
dadurch zu kühlen. Muß gestemmt werden, so darf dieses nur auf einer 
Seite erfolgen, damit die Leute auf der anderen Seite nicht überrascht werden 
können; dort müssen die Schürlöcher geöffnet werden. Wird in dem oberen 
Schürloch gearbeitet, so müssen die unteren geschlossen werden. Sehr 
zweckmäßig ist ferner, die Aufsicht über die Öfen einem Oberbrenner in 
jeder Schicht zu übertragen, der das Kommando besonders über Neulinge 
hat, den Fußboden der Kühletage glatt und eben zu gestalten und frei von 
umherliegenden Stücken zu halten weiß, und schließlich den Schürlöchern 
möglichst unmittelbar gegenüber große Fensteröffnungen anzulegen, damit 
die Flamme nicht von der gegenüberliegenden Mauer zurückgeworfen wird 
und die Arbeiter einhüllt.“ 

Ferner kann die Fortschaßung und Lagerung der gebrannten Zement¬ 
klinker zu beanstanden sein. In den Klinkerhallen ist ein kräftiger Luft¬ 
wechsel erwünscht, um durch innige Berührung der Luft mit frisch gebrannten 
Klinkern ihren Zerfall herbeizuführen. Sie weisen deshalb zahlreiche seitliche 
Öffnungen, und für die Arbeiter die bedenkliche Zugluft auf. Sie ist um so 
gefährlicher, als die Fortschaffung der Klinker zur Klinkerhalle und ihre 
weitere Beförderung zu den Zementmühlen häufig von Hand mittels Schaufeln 
und Karren erfolgt, und die Arbeiter wegen der anstrengenden Tätigkeit 
leicht transpirieren. Häufige Erkältungserscheinungen sind die Folge. Auch 
die Staubentwickelung bei der Arbeit ist nicht gering, da die Klinker los¬ 
gehackt und aufgeladen werden müssen. Am zweckmäßigsten ist es deshalb, 
die Handarbeit zu beseitigen. Zu diesem Zwecke kann der abgekühlte 
Klinker im Rutschen nach staubdicht geschlossenen Elevatoren fallen, die 
ihn heben und dem Vorratssilo zuführen. Der beim Ausschütten der Eleva¬ 
toren auftretende Staub kann durch kräftig wirkende Saugrohre, die mit den 
Heißluftleitungen in Verbindung stehen, unschädlich gemacht werden, und 
wird dann noch Wasserberieselung eingeschaltet, so kann der Staub voll¬ 
kommen niedergeschlagen werden. Aus den Silos kann der Klinker in Eleva¬ 
toren fallen, durch welche er in die Bunker über den Kugelmühlen gefördert 
wird. Der hier erzeugte Grus kann in die Behälter der Rohmühlen durch 
Rutschen geführt werden. Hier findet eine völlige Vermahlung des Zementes statt. 

Vereinzelt wird eine Entwickelung von schwefelsauren Dämpfen an den 
Drehöfen festgestellt. Am oberen Ofenkopf entweichen an der Stelle, an 
welcher der Ofenkörper in die Mauer hineinragt, zuweilen aus dem Einlaßrohr 
für das Rohmehl Verbrennungsgase. In einem Falle hatten diese Gase den 
an der Mischschnecke für Rohmehl tätigen Arbeiter betäubt. Derselbe war 
mit seinem Arm in das Getriebe der Schnecke gekommen, wobei ihm der 
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Arm gebrochen wurde. Eine der größten Zementfabriken der Provinz 
Schlesien bat diese Gase durch einfache Rohre durch das Dach des Ofen* 
hauses und durch den Schornstein abgeführt. Das eine Rohr wurde über 
dem Ofenkopf, das andere an dem Einlaufrohr für das Rohmehl angesetzt. 

Ein anderer Nachteil des Drehofens besteht darin, daß die glühenden 
Zementklinker aus dem Drehofen auf ein Transportband, das zugleich als 
Kühlvorrichtung dient, und zuweilen unterhalb des Standortes des Brenners, 
dem die Bedienung des Ofens obliegt, fallen. Ist der Fußboden nicht genügend 
isoliert, so wird er durch die Wärmestrahlung der glühenden Klinker sehr 
heiß und droht den Brenner zu verbrennen. Dem Übelstand kann gesteuert 
werden, wenn Asbestplatten oder Lattenroste an den Standort des Brenners 
gelegt werden. Die Firma F. L. Smith & Co. in Kopenhagen läßt solche 
Lattenroste oder Isolierschichten in den Fußboden am Kopfe des Bodens 
einfügen. 

In unfalltechnischer Beziehung sind die Antriebsteile der Drehöfen ein¬ 
zukapseln und die Bedienungsgänge für den Maschinisten zu umwehren. 
Zweckmäßig wird auch über den Lagern der Trag- und Führungsrollen ein 
Blech angeordnet. 

In einigen Fabriken ist die Einladestelle, an der die aus dem Steinbruch 
kommenden beladenen Hängebahn wagen abgenommen werden, an mehreren 
Seiten offen angelegt. Die dort beschäftigten Arbeiter sind den Unbilden 
der Witterung oft stark ausgesetzt. 

Sehr gesundheitsschädigend für die Arbeiter einer Fabrik war die Her¬ 
stellung von gemahlenem und gelöschtem Kalk (Kalkhydratpulver). Das 
Löschen des Stückkalkes geschah mittels veralteter Einrichtungen ohne 
genügende Staubabführung. Der Übelstand ist jetzt beseitigt. Die Fabrik¬ 
leitung bezieht das Kalkpulver aus einer in der Nähe gelegenen, gut ein¬ 
gerichteten Kalkbrennerei. 

Ganz außerordentlich bedenklich war die im Jahre 1902 im Bezirk 
Pommern gemachte Feststellung, wo eine Anzahl minderjähriger, schwächlich 
aussehender Arbeiter beim Beschicken von Schachtöfen angetroffen wurde. 
Da die Temperatur hier ganz besonders hoch und die Luft von den Dünsten 
der im Betrieb befindlichen Öfen schlecht und gesundheitsschädigend war, 
wurden die Arbeiter auf das schnellste entfernt. 

Von den sonstigen Arbeiten, die zu Bedenken Anlaß geben und in allen 
Zementfabriken Vorkommen, seien die Bedienung der Mischschnecken für die 
Zuführung des Rohmaterials zu den Drehöfen und der Roulettemühlen und 
die Beschäftigung an den Preßmaschinen genannt. Das hierher gehörige 
Verpacken des Zementes wird später eingehend besprochen werden. 

Für die Beurteilung der Staubfrage ist, abgesehen von der Zusammen¬ 
setzung des Staubes (er ist stark kieselsäurehaltig und hygroskopisch), das 
Verfahren der Zementgewinnung in erster Linie maßgebend. Bei dem 
Trockenverfahren wird eine gewisse Staubmenge immer vorhanden sein. Sie 
ist bei der Verarbeitung nach dem Naß- oder Schlemmverfahren wesentlich 
geringer. Sie kommt hier bei der Zerkleinerung der Rohmaterialien nicht 
in Betracht, und kann im allgemeinen nur in der Zement- und Kohlenmüllerei, 
beim Absacken und Verpacken des Zements und beim Reinigen und Flicken 
der Sacke entstehen. 
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Entscheidend ist ferner das Ofen9ystem. Bei den Schachtöfen müssen 
die an der unteren Ziehöffnung gewonnenen Klinker fast in allen Fällen von 
Hand gezogen und mit Schaufeln in die bereitgestellten Wagen geschaufelt 
werden, weil sich mechanische Transporteinrichtungen wegen der Bauart der 
Öfen schwer anschließen lassen. Die beim Ziehen und Transport der 
gewonnenen Klinker entstehenden Staubmengen sind recht erheblich und 
lassen sich vorläufig wirksam nur schwer und unter Aufwendung größerer 
Barmittel durchführen. Dies lohnt sich aber nicht mehr. Es handelt sich 
in solchen Fabriken um ältere Anlagen, die nach nicht zu langer Zeit vor 
die Frage gestellt sind, ihr Ofensystem durch ein anderes zu ersetzen, um 
den Wettbewerb mit den modern eingerichteten Zementfabriken aufnehmen 
zu können. 

Ungleich günstiger liegen die Verhältnisse bei dem Drehofensystem. 
Durch die Verkürzung des Arbeitsverfahrens infolge weitgehender Verwendung 
von mechanischen Beförderungsvorrichtungen, durch den Fortfall der Schlag¬ 
ziegelpressen, durch die selbsttätige Zuführung des Rohmaterials und selbst¬ 
tätige Abführung der Zementklinker, durch die Neuerung, daß sich Trocknung, 
Roh- und Zementmahlung und die ganze Verarbeitung der Kohlen in Trommeln 
abspielen, sind vielfache Staub- und Krankheitsgefahren beseitigt. Die 
moderne und gedrängte Bauart, die eine reichliche Belichtung und Belüftung 
sowie kurze und geschützte Verbindungswege aus einer Abteilung zur anderen 
gestattet, beseitigt längere Leitungen für das zu befördernde Material. Die 
mit jeder Leitung verbundenen Undichtigkeiten können leichter vermieden 
werden. Auch sind die Leitungen selbst besser unter einem gleichmäßigen 
Saugwind zu stellen. Abgesehen von diesen sanitären Vorzügen haben die 
Drehöfen im Interesse der Arbeiter eine wesentliche Herabsetzung der zu 
verfahrenden Sonntagswechselschicht gebracht und, zum Vorteil des Unter¬ 
nehmers, eine bedeutende Verminderung der Bedienungsmannschaft herbei¬ 
geführt. In einem Falle sind durch Einführung des Drehofens die zum 
Brennen von 1200 Faß Zement in 24 Stunden erforderlichen Arbeiter von 
88 auf 40 herabgesetzt worden. Zwölf weitere Arbeiter sind dann nach 
Einrichtung einer mechanischen Weiterbeförderung des Arbeitsgutes erspart 
worden. 

Zu den stauberzeugenden Arbeitsvorgängen rechnet in erster Linie das 
Aufgeben des trockenen Zusatzes zu der geschlemmten Masse. Dieser macht 
zwar einen Absatzprozeß in Teichen durch, doch kann der Wassergehalt 
dadurch nicht so weit herabgesetzt werden, daß die Masse zum Pressen 
geeignet wäre. Der trockene Zusatz wird durch Trocknen auf Darren und 
in Trockentrommeln, sowie durch Mahlen in Staubform gewonnen. Er wird 
mittels einer mechanischen Transporteinrichtung vor die Einwurfsöffnungen 
der Presse geschafft und mit Schaufeln beim Aufgeben dem Dickschlamm 
zugeführt. Hierbei ist eine nicht unbedeutende Staubentwickelung zu beob¬ 
achten, die schwer zu beseitigen ist. Bei dem Drehofen fällt diese Staub¬ 
quelle fort, weil ihm die Zementmasse als Dünnschlamm zugeführt wird. 

Ferner spielen die älteren Fabriken in der Frage der Staubbelästigung 
eine größere Rolle als die neueren Anlagen. Sie haben infolge der im Laufe 
der Jahre vorgenommenen Erweiterungs- und Umbauten größere Transport¬ 
wege für den gemahlenen Zement, und hierdurch ist eine Staubbelästigung 
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für die Arbeiter leichter möglich als in den neuen Fabriken, in denen das 
Material auf kürzestem Wege befördert wird* 

Die Staubentwickelung in der Kohlenmüllerei ist ähnlich wie diejenige 
der Roh- und Zementmüllerei zu beurteilen. Jedoch ist ihre Bedeutung in¬ 
sofern unwesentlicher, als die Arbeitsräume nur selten betreten werden. 

Bedenklich ist in denjenigen Anlagen, in denen die gewöhnlichen Mühl¬ 
steine benutzt werden, das Aufhauen der Mühlsteine, die sich rasch abnutzen. 
Hierbei entsteht ein sehr scharfkantiger und besonders gefährlicher Staub. 
Die Mühlen verschwinden aber immer mehr und werden durch Rohr- und andere 
Mühlen ersetzt. 

Im übrigen hat das Vorgehen der Gewerbeaufsichtsbeamten und die 
technische und wirtschaftliehe Entwickelung der Betriebe dahin geführt, daß 
übermäßige Staubentwickelungen im allgemeinen nicht mehr Vorkommen. 
Die Aufbereitung der Rohmaterialien und das Mahlen des Zements erfolgen in 
dicht geschlossenen Apparaten, die mit wirksamen Staubabsaugevorrichtungen 
versehen sind. Auch die Fortbewegung des halbfertigen und fertigen Materials 
vollzieht sich im weitgehendsten Maße in geschlossenen Hebevorrichtungen 
und Förderrinnen, die ebenfalls unter der Einwirkung von vorhandenen 
Staubabsaugevorrichtungen stehen. Aus den Zementmühlen, die ähnlich ent¬ 
staubt werden wie die Rohrmühlen, wandert der Zement auf mechanischem 
Wege meistens direkt nach den automatischen Absack- oder Faßpackmaschinen, 
die der Einwirkung einer Entlüftung ausgesetzt sind. Daneben werden 
Zementsilos gehalten, die später näher zu betrachten sein werden. Wird 
von den Staubquellen, die selbstverständlich durch Undichtigkeiten in den 
Apparaten und beim Transport der trockenen Materialien mittels Kippwagen, 
an den Elevatoren und Transporteinrichtungen, sowie beim Niederfallen der 
beförderten Materialien auf die Lagerstätte auftreten, oder durch die Unacht¬ 
samkeit der Arbeiter veranlaßt werden, abgesehen, so blieben hinsichtlich der 
Staubentwickelung im allgemeinen nur diejenigen Betriebsabteilungen übrig, 
in denen die neuzeitliche Umgestaltung des Werkes noch nicht ganz durch¬ 
geführt ist. Dieses sind in erster Linie die Lagerei und Packerei des Zementes. 

Um den erwähnten staubfreien Zustand zu erreichen und die Staub¬ 
belästigung möglichst zu vermeiden, wird von den Gewerbeaufsichtsbeamten 
unter anderem gefordert, daß alle Stauberreger in den Teilen, an denen der 
Staub entsteht, mit dichten Hüllen umgeben werden. Zu den Stauberregern 
rechnen alle Zerkleinerungsmaschinen, Transport- und Abfüllvorrichtungen 
und in nicht geringem Maße die Elevatoren. Infolge unzweckmäßiger Form 
der Becher oder falschen Tourenzahl werfen sie häufig einen Teil des be¬ 
förderten Materials zurück und geben dadurch sehr große Staubmengen in 
die Arbeitsräume ab. Hierfür sind besonders sorgfältige und solid gebaute 
Vorrichtungen am Platze. Die Apparate dürfen das Mahlgut während des 
Arbeitsprozesses nicht frei in die Arbeitsräume ausschütten und sind, sofern 
sie nicht völlig abgedichtet sind, mit Armaturen in Verbindung zu bringen. 
Die schweren, zur Verwendung kommenden Maschinen müssen mit künst¬ 
licher Staubabeaugung ausgerüstet sein. Alle Türen, Füll- und Einsteig¬ 
öffnungen müssen staubdicht schließen. Die Verschlüsse sind so auszubilden, 
daß sie bei Nichtbenutzung durch ihr Eigengewicht sich schließen, damit 
keine Abhängigkeit von dem Bedienungspersonal besteht. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



238 Königlicher Gewerbeinspektor Schnitze, 

Die durch Exhaustoren abgesaugte Luft muß in Staubsammlern gereinigt 
und darf nur staubfrei abgeblasen werden. Zum Filtrieren der Luft werden 
sehr häufig Staubbeseitiger von W. F. L. Beth in Lübeck und Amme, 
Giesecke & Konegen in Braunschweig benutzt. Haben sich die Staub¬ 
absaugungen auch im großen und ganzen bewährt, so werden sie doch den 
Staub aus den Arbeitsräumen nicht vollkommen fernhalten können. Un¬ 
dichtigkeiten in der Apparatur, Schadhaftigkeit der Leitungen, Nachlässig¬ 
keit der Arbeiter, und verschiedene andere Umstände lassen Bich nicht ver¬ 
meiden und tragen dazu bei, daß mit einer gewiesen Staubentwickelung in 
den Arbeitsräumen zu rechnen ist. 

Als erläuterndes Beispiel für die Unachtsamkeit des Personals in der 
Bedienung der Staubabsaugung sei folgendes angeführt: Die Bedienung der 
Staubabsaugung einer Zementfabrik lag dem Müller ob. Trotz des Hin¬ 
weises der Fabrikleitung und trotz eines besonders eingeführten Prämien- 
und Sparsystems, war es wegen der Nachlässigkeit der Arbeiter lange Zeit 
nicht möglich, die Staubabsaugung wirksam durchzuführen. In neuerer Zeit 
werden deshalb die Schmierer mit der Wartung der Anlage betraut, und in 
gleicher Weise wie früher Belohnungen und Strafen festgesetzt. Diese Maß¬ 
regel hat endlich Erfolg gehabt, wenn auch einzelne Verstöße noch immer 
Vorkommen. Werden diese in einzelnen Fällen in der Praxis nie ausbleiben, 
so ist es andererseits doch ohne allen Zweifel, daß ein aufmerksamer Betriebs¬ 
leiter die Entstaubungsanlage ohne besondere Schwierigkeiten in einem ord¬ 
nungsmäßigen Zustand erhalten und das Entströmen des Zementstaubes in 
die Arbeitsräume verhindern kaDn. 

Über die Kostenverhältnisse der mechanischen Staubabsaugung seien 
zwei Beispiele angegeben: Die Staubabsaugung einer Zementfabrik kostete 
15500 1 41. Täglich wurden in zwei Schichten etwa 10 Faß Zement auf¬ 
gefangen. Berechnet man den Preis pro Faß zu 4,50 <M y so gibt die Ab¬ 
saugung einen täglichen Gewinn von 45 JH . Dadurch macht sich die Ein¬ 
richtung bald bezahlt. Der Kostenaufwand für die Absaugung, der sich 
aus den Kosten der erforderlichen Betriebskraft (ungefähr 50 PS), aus den 
Verzinsungs-, Amortisations-, Reparatur- und Schmierkosten berechnet, wird 
von einer anderen Zementfabrik auf 6 ^ pro Faß berechnet. Hiervon ist 
der durch die Sammlung des Staubes erzielte Gewinn nicht in Abzug ge¬ 
bracht. 

Eine Besserung der Staubverhältnisse in den Fabriken ist auch dadurch 
erzielt worden, daß die früher üblichen Zerkleinerungsmaschinen für Ton, 
Mergel und Kalkstein, welche den meisten Staub verursachen, zum Teil auch 
durch neuzeitliche Mühlen, wie Griffith, Füller und andere Mühlen, sowie 
durch Walzenstühle ersetzt wurden. Auch die Benutzung der Siebmaschine 
der Firma Amme, Giesecke und Konegen in Braunschweig und die Ein¬ 
führung der SiloB haben eine Verminderung des Staubes zur Folge gehabt. 

Bei den Drehöfen werden die Abgase neuerdings durch die Trocken¬ 
trommeln geführt. Hierbei lassen sie den Staub zurück und geben außerdem 
ihre Gase nutzbar ab. Einzelne Mühleneinrichtungen sind leider veraltet. 
Die nachträgliche Einrichtung einer Staubabsaugung kann hier einen vollen 
Erfolg nicht bringen, weil ein dichter Abschluß der Mahl- und Kollergänge 
erheblichen Schwierigkeiten begegnet. 


Digitized by 


Go .gle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Gesundheitsverhältnisse der Arbeiter in Zementfabriken. 


239 


Die Leute, die sich in stauberfüllter Luft aufhalten müssen, schützen 
sich durch Tücher, welche sie über Mund und Nase binden, weniger durch 
Respiratoren. Bekannt ist, daß die Unternehmer und Arbeiter vor der Ver¬ 
wendung der Respiratoren zurückschrecken, weil sie mit ungeeigneten Appa¬ 
raten schlechte Erfahrungen gemacht haben. 

Von den Einzeleinrichtungen zur Staubbeseitigung in den Fabriken 
seien zwei beschrieben. In der ersteren handelt es sich darum, die ge¬ 
brannten Zementklinker aus der Klinkerhalle einer größeren Zementfabrik 
in das dritte Stockwerk zu befördern. Vön hier aus fällt das Material auf 
die Brecheranlage in das darunter liegende Stockwerk. Die Anordnung ist 
sehr sinnreich und verhindert jede Staubbelästigung der Arbeiter. Im Erd¬ 
geschoß wird das Material mit Kippwagen vor eine Öffnung gefahren. In 
dieser hängt ein dem Kippwagen gleicbgeformter und unten aufklappbarer 
Behälter. Er wird durch Kippen mit elektrischem Antrieb hochgezogen. 
Das Bedienungspersonal für fünf solcher Aufzüge sitzt in einem Glashäuschen. 
Durch zweckmäßige Einzelanordnung ist für eine leichte und automatische 
Bedienung Sorge getragen. Eine empfehlenswerte Entstaubung hat eine 
andere Fabrik durch Anwendung des Prinzips, den Staub durch Druckwasser 
niederzuschlagen, erreicht. Der Staub wird durch einen Exhaustor in eine 
Kammer gesaugt und durch fein zerstäubtes Wasser niedergeschlagen. Der 
Staub wird durch drei Rohre von oben in die Kammer eingeführt und in der 
Richtung des Wassers durch die Kammer gesaugt. Die Wasserzerstäubungs¬ 
brausen bestreichen den gesamten Durchschnitt der Kammer mit Wasser. 
Der im unteren Teil der Kammer gesammelte Schlamm wird einer Grube 
zugeführt und gelangt in den Betrieb zurück. Die Einrichtung eignet sich 
nur für die Rohmaterialien, nicht für den Zement selbst. 

Ehe die Betrachtungen über die Staubbelästigungen im allgemeinen ab¬ 
geschlossen werden, ist es erforderlich, einen kurzen Blick auf die modernste 
Fabrikationsweise der Zementfabriken zu werfen. Abgesehen von der wich¬ 
tigsten Neuerung in der Zementindustrie, den Drehöfen, welche an den geeig¬ 
neten Stellen der gegenwärtigen Betrachtung ihre Würdigung finden, ist der 
Selektor von bedeutendem Einfluß auf die hygienischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse in den Zementfabriken. Der vor etwa 20 Jahren eingeführte 
Munford und Moodiesche Windseparator vermochte trotz seiner Voll¬ 
kommenheit einem Bedürfnis nicht zu genügen. Er gestattete nicht die 
Herstellung der allerfeinsten Mehle in großen Mengen. Er scheidet von den 
zu behandelnden Materialien vorzugsweise die feinsten Teile ab, führt aber 
mehr oder weniger gröbere Teile mit, je nachdem der Luftstrom verstärkt 
oder abgeschwächt wird. Der Separator besteht aus zwei Haupträumen, dem 
Staubsättigungs- oder Aufnahmeraum und dem Abscheideraum. Ein im 
Separator angebrachter Ventilator bewirkt den staubigen Umlauf der Luft, 
die den Staub in dem einen Raume aufnimmt und im zweiten wieder abgibt, 
um das gleiche Spiel von neuem zu beginnen. Der Selektor besitzt außer 
diesen Räumen ein System von Scheiben oder Tellern, die in geringen Ab¬ 
ständen so voneinander angeordnet sind, daß der Staubluftstrom sie auf dem 
Wege vom Sättigungs- nach dem Abscheideraum passieren muß. Die Teller 
oder Ringe sind mit dem Ventilator und der Tragvorrichtung verbunden und 
werden mit dieser in Umdrehung versetzt. Der von unten ankommende 
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Staubluftstrom wird durch die Schleuderteller in viele dünne Schichten oder 
Strahlen zerlegt. Auf dem wagerechten Wege durch die Zwischenräume 
sinken die größeren und schwereren Teilchen jeder Schicht nach unten. Sie 
kommen in Berührung mit den schnellen umlaufenden Tellern, werden durch 
die Zentrifugalkraft nach außen geschleudert, wo der Luftstrom weniger 
stark ist, und fallen wieder in den Kreistrichter. Die feinsten Teilchen unter¬ 
liegen dem Einfluß der Zentrifugalkraft nicht, sondern werden durch die 
Teller in den Staubabscheideraum geführt Die Regelung der Feinheit kann 
durch den Luftstrom wie durch die Einstellung der Teller auf größere oder 
geringere Abstände geschehen. Der Selektor arbeitet so, daß der im Apparat 
kreisende Luftstrom aus dem regenartig verteilten Sichtgut zunächst ein 
Mehl normaler Feinheit abscheidet, aus dem dann das System der drehenden 
Sichtscheiben ein fast unfühlbares Mehl aussondert. 

Das Wichtigste hinsichtlich der Staubbelästigung der Arbeiter ist für 
den Hygieniker das Verpacken des fertigen Zements. Der fertige Zement 
wird mittels Transportschnecke nach den hintereinander zu ebener Erde 
liegenden Lagerräumen geschafft, und fällt große Staubentwickelung je nach 
Freigabe der Öffnungen in den Raum. Ist dieser genügend mit Zement 
gefüllt, so wird der Transport in den nächsten geleitet. Die Arbeiter be¬ 
ginnen das Verpacken aus dem ersten Lagerraum. Dieses geschieht auch 
heute noch in einer Reihe von Zementfabriken, z. B. in den Bezirken Potsdam, 
Oppeln, Lüneburg, Aurich, Minden und Trier in der alten üblichen Weise von 
Hand. Die Arbeiter füllen den Zement mit Schaufeln in bereit gehaltene 
Säcke, während andere die gefüllten Säcke, nachdem sie zugenäht sind, mittels 
kleiner Handkarren nach den Eisenbahn Waggons schaffen. Die Arbeiter sind 
hierbei ganz bedeutenden Staubbelästigungen unterworfen. Der Fußboden 
der Packräume ist trotz aller Vorsichtsmaßregeln mit dickem Staub bedeckt, 
der immer wieder aufgewirbelt wird. Außerdem besteht die Unsitte, das 
Material unten fortzunehmen und es dann oben nachfüllen zu lassen. Ist 
der Zement frisch, so fällt er beständig nach und kann mit weit geringerer 
Staubbelästigung verpackt werden. Nach längerer Lagerung und hoher 
Aufschüttung aber setzt er sich fester zusammen und bildet bei der Ent¬ 
nahme steile Wände, die oft mit großer Geschwindigkeit herabstürzen und 
einen gewaltigen Staub verbreiten. Außerdem sind Arbeiter durch die herab¬ 
fallenden Massen wiederholt verschüttet worden und erstickt. 

Zur Besserung der hygienischen Verhältnisse in diesen Betriebsabteilungen 
lassen einzelne Fabriken die Arbeiter die Fässer selbst herbeiholen, damit 
diese zuweilen ins Freie kommen. Außerdem wechseln die Arbeiter häufig. 
Andere Fabriken lassen die Packerei auf der einen Seite offen. Dieses hat 
den Nachteil gezeitigt, daß die Arbeiter den Unbilden der Witterung stark 
ausgesetzt sind. Sie suchen sich dann dadurch zu schützen, daß sie den 
offenen Teil des Raumes mit Tüchern verhängen. 

Das allgemeine Bestreben zur Verminderung der Staubbelästigung in 
der Packerei geht dahin, selbsttätig arbeitende Faßpack- oder Absack¬ 
maschinen zu verwenden. Leider besitzen auch sie verschiedene Nachteile. 
Die Wagen wiegen nicht immer so genau, daß nicht noch ein Nachwiegen und 
meist ein Nachfüllen der Säcke oder Fässer erforderlich wäre. Hierbei läßt 
sich ebenso wie beim Verladen eine Staubentwickelung nicht völlig vermeiden. 
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Handelt es sich ferner um einen Versand von Fässern über See, so muß der 
Zement besonders fest verpackt werden. Die bisherigen Systeme sollen zu 
langsam oder nicht fest genug gepackt haben. Schließlich kann auch die 
Packmaschine selbst mit Staubabsaugung die Staubbelästigung nicht völlig 
vermeiden. Man hat deshalb auch den Fülltrichter an die Staubabsaugung 
angeschlossen und dadurch gute Erfolge erzielt. Wegen der genannten 
Nachteile hat eine Zementfabrik des Bezirks Schleswig, welche in der Haupt¬ 
sache überseeischen Versand hatte, wieder die Handpackerei eingeführt und 
läßt zur festen Packung der Fässer diese mit besonderen hölzernen Schlägern 
zuschlagen. Eine andere Zementfabrik hat eine Packmaschine nach ihren 
eigenen Angaben bauen lassen. 

Um die Staubbelästigung beim Verpacken nach Möglichkeit einzu¬ 
schränken, sollten für die Aufspeicherung und das Verpacken des Zements 
möglichst Silos eingerichtet werden. Bei ihnen können alle Arbeitsvorgänge 
mit ganz bedeutend geringerer Staubbelästigung vorgenommen werden. Sind 
die Silos in größeren Zementfabriken besonders in Westfalen und Schlesien 
allgemein vorhanden, so fehlen sie in kleineren Fabriken noch vielfach. 
Da wo sie in solchen Anlagen vorhanden sind, ermangeln sie häufig einer 
geeigneten Einrichtung. Sie sind z. B. in einfachster Art gehalten, daß 
die Arbeiter zur Entleerung in die Silos steigen und das Mehl in eine 
Transportschnecke hineindrücken, oder an Ort und Stelle in die Fässer 
verpacken. Diese Arbeit, die nicht häufig vorkommt, ist mit Rücksicht auf 
die gewaltige Staubbelästigung die schlimmste, welche die Zementfabriken 
aufweisen. 

Im Bezirk Oppeln haben die neueren großen Zementfabriken neben den 
Lagersilos kleinere Packsilos. Hier wird der Zement in Säcke oder Fässer 
verpackt. Bis auf einen Fall geschieht die Packung automatisch unter 
ständiger Absaugung des Staubes. 

Zur Beseitigung der Staubquellen beim Reinigen der gebrauchten Säcke 
waren in einzelnen Fabriken recht unvollkommene Einrichtungen vorhanden. 
Die Säcke wurden in umlaufenden, aus Holzlatten hergestellten Trommeln, 
die sich in einem kleinen, dichten Holzverschlag befanden, geklopft. Da eine 
Absaugung aus diesen Kammern nur wenig erfolgte, und die Arbeiterinnen 
die Räume meist zu früh betraten, weil sie im Akkord standen, wurde die 
Beseitigung dieses Übelstandes gefordert. Viele Zementfabriken klopfen die 
Säcke in besonderen Sackklopfmaschinen, die unter Absaugung stehen. Für 
die Zementfabriken des Bezirks Münster ist eine besondere Sackzentrale in 
Beckum hergerichtet worden. Alle zu reinigenden Säcke, welche früher in 
den einzelnen Fabriken unter arger Belästigung der Arbeiterinnen gereinigt 
wurden, werden von den betreffenden Werken nach der Zentrale gesandt, von 
welcher sie in Sackklopfmaschinen künstlich entstaubt, gereinigt, ausgebessert 
und den einzelnen Fabriken zurückgesandt werden. Nicht unerwähnt soll 
bleiben, daß zwei Fabriken des Bezirks Schleswig die Sackklopfmaschine 
wieder beseitigt haben, weil der Ventilator sich durch mitgerissene Teilchen 
bald verstopfte. Wahrscheinlich hat hier ein Fehler in der Bauart der 
Maschinen Vorgelegen. Die Frage des Reinigens der gebrauchten Säcke hat 
an Bedeutung verloren, weil die neueren Zementfabriken dazu übergegangen 
sind, nur neue Säcke zu verwenden. 

Viertelj&hrsschrift für Gesundheitspflege. 1D13. iß 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



242 


Königlicher Gewerbeinspektor Schnitze, 


Difitized by 


Ferner war über die Belästigung der Arbeiter durch Hitze zu berichten* 
Unter großer Hitze leiden in den Zementfabriken alle an den Brennöfen be¬ 
schäftigten Arbeiter, ganz besonders aber die beim Entleeren der Ringöfen 
beschäftigten Leute. Die Ringöfen haben mehrfach 18 Kammern, welche mit 
einem Feuer abgebrannt werden. Die schwere Arbeit beim Loshacken deB zu 
großen Stücken zusammengesinterten Steinmaterials bei den hohen Tempe¬ 
raturen und das Heraustreten in die zugige Luft müssen zu zahlreichen Er¬ 
kältungen führen. 

Eine regelmäßige starke Hitzeentwickelung findet an der unteren Öffnung 
der Schachtöfen beim Abziehen statt. Die hier entstehenden Wärmegrade 
werden durch die Anordnung der Öfen beeinflußt. Die Öfen stehen meistens 
hintereinander und sind im unteren Teile U-förmig vom Mauerwerk um¬ 
schlossen. Der Zwischenraum zwischen Mauerwerk und Ofen muß so be¬ 
messen sein, daß ein genügend breiter Raum für den Transport des gesin¬ 
terten Zementes mittels Schubkarrens nach den an der schmalen Seite 
befindlichen Elevatoren bleibt. In wirtschaftlich technischer Hinsicht wird 
ferner von dem Mauerwerk gefordert, daß es durch Öffnungen unterbrochen 
ist, um der Verbrennungsluft den Zutritt zu gestatten. Diese Maueröffnungen 
befinden sich fast in allen Fällen nur auf der einen Seite gegenüber dem 
Ofenloch. Die so gelüftete Ofenseite macht dem Arbeiter den Aufenthalt um 
den Ofen wesentlich erträglicher als die andere. Das Krücken erfordert 
außerdem eine große Kraftanstrengung und setzt die dabei beschäftigten 
Arbeiter unter gewissen Bedingungen der starken Einatmung von Rauch¬ 
gasen aus. Auch die Ofenzieher haben eine schwere Arbeit und sind ferner 
den Verbrennungen durch Stichflammen ausgesetzt, sofern die Zementmasse 
bei unregelmäßigem Ofengang sich festsetzt und gelöst werden muß. Anderer¬ 
seits bringen diese Arbeiten längere Ruhepausen mit sich. 

An der oberen Beschickungsöffnung der Schachtöfen ist die Hitzestrah¬ 
lung während der Bedienung des Ofens ebenfalls nicht unbedeutend. Die 
Preßsteine müssen, damit nicht zuviel Bruch erhalten wird, über die ganze 
Fläche des Ofens verteilt werden. Hierbei können die Arbeiter der strahlenden 
Hitze des Ofeninhaltes sich nicht entziehen. Die Beschickung des Ofens 
erfolgt in 12 ständiger Arbeitszeit etwa achtmal und dauert jedesmal sieben 
bis zehn Minuten. Bei jeder Beschickung werden ungefähr 450 bis 600 Steine 
mittels langer Schaufeln dem Ofen zugeführt. Auch die Blechhauben über 
dem Ofen, welche zur Abführung der Hitze dienen, strahlen große Hitze aus. 
Hier ist durch eine passende Ausbildung des Ofenhauses und Brennerstandes 
eine Milderung der Verhältnisse geschaffen. Die einzelnen Stockwerke des 
Ofengebäudes sind fast stets hoch und mit zahlreichen Luftöffnungen und 
Fenstern versehen. Auch ist der Brennerstand sehr geräumig ausgebildet, 
so daß für Kühlung nach Möglichkeit Sorge getragen ist. Hinzu kommt 
außerdem, daß die Brenner durchschnittlich während drei Stunden nur 
l 2 / 4 Stunde beschäftigt sind. Dadurch werden die Gesundheitsschädigungen 
wesentlich herabgemindert. 

Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse bei den Dietze-Öfen. Die Schürer 
auf der Ofen bühne haben etwa alle zwei Stunden l 1 / a Stunde lang durch die 
Schürlöcher Kohlen einzuschütten, mit schweren eisernen Haken die in der 
Vorwärmungszone herabgegangene Masse zusammenzuschieben und darüber 
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die ganze Fläche des Schmelzraumes zu verebnen. Bei den alten Öfen tritt 
noch der erschwerende Umstand hinzu, daß die Treppen innerhalb des Ofen¬ 
gebäudes die schlechte heiße Luft durch die Öffnungen der Treppe von Stock¬ 
werk zu Stockwerk leiten, so daß nicht nur der Schürer, sondern auch alle 
anderen am Ofen tätigen Arbeiter darunter zu leiden haben. 

Weit günstiger als bei allen diesen Ofensystemen liegen die Verhältnisse 
beim Drehofen. Die Beschickung geschieht auf mechanische Weise, und die 
Zahl der Arbeiter ist ganz wesentlich geringer. Sie beschränkt sich auf den 
einen Brenner, dessen Tätigkeit eine rein beobachtende ist. Er beobachtet 
etwa alle vier Minuten für kurze Zeit das Innere des Ofens durch ein Schau¬ 
loch und regelt den Schieber für das Ein blasen des Kohlenstaubes. Während 
der Beobachtung hält er sich ein gefärbtes Glas zum Schutz vor die Augen. 
Da diese Öfen außerdem in großen Hallen mit vorzüglicher Entlüftung unter¬ 
gebracht sind, oder sogar völlig im Freien liegen und nur der Wärterstand 
umbaut ist, so sind die Hitzebelästigungen hier ganz bedeutend geringer. 
Es findet ein regelmäßiger Luftwechsel statt, der die Arbeiter vor über¬ 
mäßiger Hitze bewahrt. Zu Bedenken kann der Wärterstand dann Anlaß 
geben, wenn er auf der dem Ofen abgekehrten Seite offen ist. Bei starkem 
Wind sind die Arbeiter dann leicht Erkältungsgefahren ausgesetzt. Einer 
größeren Hitze ist nur der Schmierer der Drehöfen unterworfen. Er muß 
häufig zwischen die in Abständen von 2 bis 3 m gelagerten Drehöfen hinab¬ 
steigen, um an die Schroierstellen zu gelangen. Indessen ist der Aufenthalt 
an diesen Stellen nur kurz und dadurch etwas erträglicher. 

Zur Beseitigung und Herabminderung der Hitzebelästigungen gilt als 
oberster Grundsatz, daß die Ofenräume ausreichend gelüftet werden. Dieses 
muß aber so eingerichtet sein, daß die Arbeiter nicht der Zugluft aus¬ 
gesetzt sind. Beim Entleeren der Ringöfen ist zur Herabminderung der 
Temperatur darauf zu achten, daß die Arbeiter beim Herausschaffen des 
gebrannten Materials nicht zu dicht hinter dem Feuer arbeiten. Dieses läßt 
sich um so schwerer durchführen, je mehr die Arbeitswoche zur Neige geht. 
An den Sonntagen ist ein Entleeren der Ringöfen nicht gestattet. Es muß 
deshalb, um einen wirtschaftlichen Ofenbetrieb zu erzielen, an den Sonnabenden 
näher am Feuer ausgefahren werden. Daraus erklärt sich, daß an den 
Sonnabenden die höchsten Temperaturen an den Ringöfen gemessen worden 
sind. Ein durchgreifender Wandel wird geschaffen, wenn die Ringöfen durch 
die Drehöfen ersetzt werden. Dieses dürfte nur noch eine Frage der 
Zeit sein. 

Die Schachtöfen sollen möglichst im Freien und so aufgestellt werden, 
daß die Gichtbühne überdacht und mit einer Umwehrung versehen wird. 
Der Zwischenraum zwischen Umwehrung und Dach soll je nach der Belich¬ 
tung zugesetzt werden können. Dadurch wird für gute Entlüftung bei 
gleichzeitiger Vermeidung von Zugluft Sorge getragen. Der Ofenschacht 
soll eine Haube tragen, damit die Arbeiter gegen Hitze und Rauchgase ge¬ 
schützt sind. Wird die Haube aus Blech ausgefübrt, so strahlt sie viele 
Hitze aus. Es ist deshalb besser, sie in Mauerwerk aufzuführen. 

Sind, was häufig vorkommt, die Dietze-Öfen in einem Ofengebäude auf¬ 
gestellt, so empfiehlt es sich, das Treppenhaus außerhalb des Ofens besonders 
aufzuführen, und mit reichlicher Entlüftung zu versehen. 
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Die Fenster sind in großer Zahl anzubringen und bis dicht unter das 
Dach zu führen. Ist letzteres nicht möglich, so kann eine künstliche Ent¬ 
lüftung des Ofenhauses nicht nachgelassen werden. 

Die Drehöfen sollen in großen offenen Hallen oder möglichst im Freien 
aufgestellt werden. Fallen die glühenden Zementklinker aus dem Ofen auf 
eine Kühltrommel, die unterhalb des Standortes des Brenners liegt, so ist der 
Fußboden durch Auflegen von Asbestmatten oder Lattenrosten zu isolieren. 

Des Weiteren sollte über die beobachteten Temperaturen berichtet 
werden. Sie sind sehr verschieden und richten sich nach dem Ofensystem., 
In den Ringofenkammern sind beim Ausleeren Hitzegrade zwischen 40 bis 
48°C festgestellt worden. Sie steigen an den Sonnabenden, wo näher an 
das Feuer herangearbeitet werden muß, sogar auf 50 bis 52° C. 

Über die an den Schachtöfen herrschenden Temperaturen sind die An¬ 
gaben aus dem Bezirk Schleswig am eingehendsten (s. Tabelle auf S. 245). 

Die Messungen sind in den Zeiträumen vom 26. Juni bis 9. September 
vorgenommen worden, und haben ergeben, daß die Temperatur an der Süd¬ 
seite wesentlich höher war als an der Nordseite. Während an der Südseite 
vor den Feuerlöchern eine Temperatur von 46 bis 50° C und vor den Schau¬ 
löchern in Höhe der ersten Zone eine solche von 52 bis 70° C herrschte, 
betrug sie an der Nordseite durchschnittlich 10 Proz. weniger. Gemessen 
sind die Temperaturen in einer Entfernung von 2 m vom Ofen in Kopfhöhe 
und durchschnittlich um 2 Uhr. Die Lufttemperatur schwankte während 
der Messungen zwischen 17 bis 32° C. Die Tätigkeit des Arbeiters währt 
vor den Schaulöchern jedesmal 5 bis 10 Minuten, während des Feuerns 15 
bis 20 Minuten für jeden Schachtofen. Da sie durch reichliche Ruhepausen 
unterbrochen wird, so wird sie von den Arbeitern lieber als dauernde Akkord¬ 
arbeit übernommen. In einzelnen Bezirken erhalten die Brenner zum Schutze 
gegen die Hitze Masken, die sie aber wegen der behinderten Ausdünstung 
wenig und höchstens als Schutz gegen den Staub beim Ziehen der Öfen 
benutzen. 

An den Schneider-Öfen wurden die Temperaturen auf der Gichtbühne an 
der Stelle gemessen, wo der Arbeiter die Steine durch eine auf dem Ofen 
sitzende Blechhaube in den Ofen wirft Es ergab sich eine Höchsttemperatur 
von 35°C. Leider ist nicht angegeben, ob der Ofen im Freien stand, und 
wie die Gichtbühne beschaffen war. 

Nach anderen Messungen betrug die Temperatur an den freistehenden 
Dietze-Öfen 5 bis 6°C über der Außenwärme und im Sommer dauernd etwa 
35° C. Beim Schüren sind wiederholt 40 bis 50° C festgestellt worden. Wird 
berücksichtigt, daß sehr häufig große, weißglühende Blöcke gezogen werden, 
welche die Hitzestrahlung wesentlich erhöhen, so darf die Durchschnitts¬ 
temperatur an den Schaulöchern mit Bestimmtheit um einige Grade höher 
angenommen werden. Irgend welche Maßnahmen zur wirksamen Herab¬ 
minderung der Temperatur an den Schachtöfen durch Absaugung der ver¬ 
brauchten und gleichzeitigen Zuführung frischer Luft sind in den aller¬ 
seltensten Fällen vorhanden. 

An den Drehöfen sind die Temperaturen am Brennerstande und im Ofen¬ 
hause gemessen worden. Die Beobachtungen am Brennerstande ergeben bei 
einer Außentemperatur von 12°C in einem Abstande von 2 m vom Ofen und 
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Temperaturmessungen an den Dietzeschen Öfen einer Zementfabrik. 
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in einer Höhe von 1,50m 30°C, bei einer Außentemperatur von 15°C 35 
bis 40° C. In beiden Fällen waren die Öfen in großen und luftigen Hallen 
untergebracht. Fast das gleiche Ergebnis ergaben die Messungen an einem 
im Freien gelegenen Ofen mit überdachtem Brennerstande in einer Ent¬ 
fernung von 1,25 m vom Ofen. In zwei anderen Fabriken wurden im Hoch¬ 
sommer 38 biB 40° C am Brennerstand gemessen. Die Beobachtungen zeigten 
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die selbstverständliche Tatsache, daß die Wärme bedeutend größer ist, wenn 
die Öfen in ganz gedeckten Hallen als in offenen Gebäuden oder ganz frei¬ 
stehend erbaut sind. Die in den Ofengebäuden gemessenen Temperaturen 
waren in einem Falle 12 bis 13°C, in einem anderen 15 bis 20° C höher als 
die Außentemperaturen. Der Unterschied der beiden Ergebnisse dürfte sich 
durch die Art der Ausführung der Gebäude erklären. 

Ganz wesentlich höheren Hitzegraden sind die Schmierer der Drehöfen 
ausgesetzt. Sie haben die Lager fast ständig zu schmieren und kommen in 
die größte Nähe der heißen Öfen. Sie sollen nach ausgeführten Messungen 
einer Temperatur von etwa 80° C vorübergehend unterworfen sein. 

Die Wärmeausstrahlung eines Glühofens pflanzte sich auch auf die 
Mischschneckenanlagen für das Rohroehl, welche in niedrigen, schlecht ge¬ 
lüfteten Räumen aufgestellt waren, fort. 33° C wurden am Stande der Arbeiter 
für die Bedienung der Mischschnecke gemessen. 

Die nächste zu behandelnde Frage betraf den schroffen Temperatur- 
wechsel. Einem solchen sind an den Ringöfen die Ausfahrer, an den 
Schachtöfen die Schürer und Auslader und schließlich fast alle Transport¬ 
arbeiter ausgesetzt. Alle diese Arbeiter unterliegen deshalb häufigen Er¬ 
kältungsgefahren. Besonders gefährdet sind die Schürer an den Etagen¬ 
öfen dann, wenn sie gleichzeitig das Ziehen des Ofens zu besorgen haben. 
Sie gehen häufig von der Bühne zum Fuß des Ofens und kommen hierbei 
an vielen zugigen Stellen vorbei. Am ungünstigsten sind die Verhältnisse 
bei den Ausladern der Schachtöfen, weil ihr Standort an den Abziehstellen 
offen liegt, um dem Staub einen schnelleren Abzug zu gewähren. Ist der 
Ofen umbaut, so können die Luftzutrittsöffnungen während des Transportes 
nicht geschlossen werden. Eine häufige Zugluft in der Ummauerung ist 
die Folge. Außerdem herrschen an der anderen, nicht nach außen ab¬ 
geschlossenen Seite große Hitzegrade. Dort müssen die Arbeiter die Karren 
beladen, geraten durch die anstrengende Arbeit in starken Schweiß und fahren 
das Gut auf Karren oder offenen Hängewagen zu den Elevatoren. Hierbei 
sind sie auf dem freien Hof raum allen Unbilden der Witterung unterlegen. 
In einem solchen Falle wurden auf Betreiben der Gewerbeaufsichtsbeamten für 
den Weitertransport des Materials Hilfsarbeiter eingestellt. Die Auslader 
besorgen nur das Ziehen und Einladen des Materials und wechseln zu ihrer 
Erleichterung häufig ab. Bei den Drehöfen sind die Schmierer einem häufigen 
Temperaturwechsel und der Zugluft besonders dann unterworfen, wenn die 
Ofen im Freien liegen. Der Brenner kann der Zugluft unterworfen sein, 
wenn der Brennerstand nur überdacht oder an einer Seite offen ist. 

Irgend welche Maßnahmen zur Herabsetzung des schroffen Temperatur¬ 
wechsels an den verschiedenen Stellen sind sonst nicht mitgeteilt. 

Genügende Umkleideräume sind in allen Fabriken vorhanden. Da, wo 
sie gefehlt haben, sind sie auf Veranlassung des Gewerbeinspektors ein¬ 
gerichtet worden. Für die in Kasernen untergebrachten Arbeiter erübrigen 
sie sich bei der nahen Lage der Schlafräuine. 

Aufenthalts- und Speiseräume stehen den Arbeitern in allen Werken 
zum Teil in der Nähe der Arbeitsplätze zur Verfügung. Sie werden aber 
vielfach nur wenig benutzt. Wo die Arbeiter in den Arbeiterhäusern der 
Werke oder in der Nachbarschaft wohnen, ziehen sie es vor, zum Einnehmen 
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der Mahlzeiten während der Mittags*, Frühstücks- und Vesperpausen nach 
Hause zu gehen. Ein Teil der Arbeiter, welcher die Fabrik während der 
Pausen verläßt, setzt sich im Sommer lieber ins Freie« Hierfür sind von den 
vielen Werksverwaltungen Tische und Bänke auf dem Fabrikhof angebracht. 
Im Winter bleiben viele Arbeiter, die in warmen Räumen zu tun haben, vor¬ 
nehmlich die Ofenarbeiter, während der Pausen an ihrem Platz. 

Gegen eine Unsitte ist in allen Betrieben zu kämpfen, nämlich die ängst¬ 
liche Absperrung der frischen Luftzufuhr in den Arbeiteraufenthaltsräumen. 
Die Arbeiter lassen sich mit den überzeugendsten Worten nicht dahin bringen, 
daß es nicht gesundheitsfördernd ist, sich längere Zeit mit mehreren Personen 
in einem engen Raume ohne frische Luftzufuhr aufzuhalten. In den aller¬ 
meisten Fällen ist der Grund darin zu suchen, daß die Leute glauben, es 
ginge ihnen zu viel Wärme verloren, wenn ein Fenster oder eine Tür geöffnet 
wird. Sie lassen sich auch im Winter nicht überzeugen, daß sich frische 
Luft schneller erwärmen läßt als gebrauchte. Ferner wollen sie nicht 
glauben, daß sie sich den größten Erkältungsgefahren aussetzen, wenn sie in 
einem überhitzten Raume sitzen, ohne ihre Kleider oder Tücher um den Hals 
zu öffnen und vollständig überhitzt an die Arbeit gehen. 

Zweckentsprechende Wasch- und Badeeinrichtungen stehen den Arbeitern 
zur Verfügung. Während die Wascheinrichtungen zum größten Teil regel¬ 
mäßig benutzt werden, kann ein großer Teil der Arbeiterschaft an den Ge¬ 
brauch der Badeeinrichtungen nicht gewöhnt werden. Die Benutzung der 
Badeanstalten kann in den weitaus meisten Fällen unentgeltlich erfolgen. In 
wenigen Ausnahmefällen wird ein geringer Betrag für das Baden erhoben. 
In der Regel steht den Arbeitern das Baden nur außerhalb der Arbeitszeit 
oder während der Arbeitspausen frei. In einigen Fällen ist es ihnen auch 
während der Arbeitszeit gestattet. 

Brunnen mit einwandfreiem Trinkwasser oder Zapfhähne der Wasser¬ 
leitung stehen den Arbeitern in allen Fabriken ausreichend zur Verfügung. 

Die Mitteilungen über den Alkoholgenuß sind sehr verschieden. Im 
allgemeinen sind die Arbeiter einsichtig genug, den Alkohol zu meiden. Be¬ 
sonders in den letzten Jahren ist nicht zum mindesten auch durch das Ein¬ 
wirken der Arbeiterorganisationen ein merklicher Rückgang im Genuß alko¬ 
holischer Getränke festzustellen. Übertretungen kommen wohl noch vereinzelt 
an Lohntagen oder an Namens- und Geburtstagen vor. Auch soll in ein¬ 
zelnen Gegenden nicht während, sondern außerhalb der Arbeitszeit dem 
Alkohol in reichlicher Menge zugesprochen werden. 

Ferner wird z. B. in Westpreußen und im Bezirk Oppeln noch heute 
dem Schnapsgenuß von den nicht ständigen Arbeitern reichlich gehuldigt. 
Hier helfen auch Verwarnungen und Strafen zum Teil nicht. Das Bereit¬ 
stellen von alkoholfreien Getränken und einfachem Bier hat nur in seltensten 
Fällen und meist nur einen vorübergehenden Erfolg gehabt. 

Über eine fast als Züchtung des Alkoholgenusses zu bezeichnende Er¬ 
scheinung berichtet der Regierungs- und Gewerberat für den Bezirk Münster 
in einem seiner früheren Berichte wie folgt: „Infolge des raschen Aufblühens 
der Kalk- und Zementindustrie im Kreise Beckum entstand dort an vielen 
Stellen ein dauernder Mangel an Arbeitern, der mehrfach dazu führte, die 
Ausbeutung der Kalksteinbrüche besonderen Unternehmern zu übergeben. 
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Diese sammelten alle Arbeitskräfte, deren sie nur habhaft werden konnten, 
sozusagen von der Landstraße weg, und brachten diese zum Teil sehr frag¬ 
würdigen Personen in Kantinen unter. Hier lieferten sie ihnen außer Lebens¬ 
mitteln insbesondere Bier und Branntwein in so uneingeschränktem Maße, 
daß der übermäßige Alkoholgenuß mit allen seinen verderblichen Folgen 
unter diesen Leuten geradezu großgezogen wurde und die Unternehmer 
durch den Betrieb der Kantine einen namhaften Gewinn erzielten. Den 
Arbeitern wurde die Erlangung großer Mengen Branntwein dadurch erleich¬ 
tert, daß die Getränke nicht bar bezahlt, sondern gegen den Lohn auf¬ 
gerechnet wurden; infolgedessen blieben sie über ihre Forderungen immer 
im unklaren und suchten in möglichst reichlichem Alkoholgenuß den Lohn 
ihrer Arbeit zu erhalten. Nach mehrfachen Anstrengungen ist endlich 
durch wiederholt hohe Strafen und fortgesetztes unnachsichtiges Vorgehen 
gegen die Steinbruchsunternehmer die Beseitigung dieses unhaltbaren Zu¬ 
standes gelungen. Die Fabrikleitungen haben sich teilweise entschlossen, 
durch eigenen Betrieb der Kalksteinbrüche und Übernahme der Kantinen in 
die eigene Verwaltung den Alkoholgenuß auf ein bestimmtes Maß herab¬ 
zusetzen. Teilweise sind sie, und zwar mit befriedigendem Erfolge, dazu 
übergegangen, die deutschen Steinbruchsarbeiter durch die genügsameren 
Italiener zu ersetzen.“ 

Zur Bekämpfung des mißbräuchlichen Alkoholgenusses werden von den 
Arbeitgebern Mineralwässer, Limonaden, Fruchtsäfte (Zitronensäure-Hupertz- 
Trinkwasser-Korrigens), kalter oder warmer Kaffee oder Tee den Arbeitern 
zur Verfügung gestellt. Diese Ersatzgetränke werden von vielen Arbeitern 
gern genommen und haben zweifellos dazu beigetragen, den Alkohol aus den 
Zementfabriken mehr und mehr zu verdrängen. 

Das Mitbringen und der Genuß von Alkohol ist in fast allen Werken 
durch die Arbeitsordnung verboten. Zuwiderhandlungen werden zum Teil 
durch Entlassung bestraft. In einzelnen Werken wird den Arbeitern die 
Gefährlichkeit des Alkoholgenusses von Zeit zu Zeit durch Verteilung einer 
Schrift des Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke oder das 
Merkblatt des Reichsgesundheitsamtes über Alkoholmißbrauch vor Augen 
geführt. 

Als weiteres Mittel, die Arbeiter zur Ordnung zu erziehen und gleich¬ 
zeitig einen zuverlässigen Arbeiterstamm zu erhalten, sichert eine Firma 
sämtlichen Arbeitern, die an den Drehöfen, in der Kohlenmühle und beim 
Schmieren beschäftigt sind, ferner allen Schlammladern, Maschinenführern, 
Kesselheizern und Handwerkern eine Prämie von 6 bis 10 Proz. des Jahres- 
verdienstes zu, sofern sie vom 1. November bis zum 31. Oktober des 
nächsten Jahres nicht unentschuldigt gefehlt und ordnungsmäßig gearbeitet 
haben. 

Im Interesse der Gesundheit und Unfallverhütung ist es dringend ge¬ 
boten, daß der Genuß von Branntwein auf den Betriebsstätten überhaupt 
und das Trinken sonstiger alkoholischer Getränke während der Arbeitszeit 
untersagt wird, denn der Alkoholgenuß vermindert schon in mäßigen Mengen 
genossen die gegen Betriebsgefahren unumgänglich nötige Aufmerksamkeit 
und Rücksicht, sowie die rasche und sichere Entschlußfähigkeit bei unvorher¬ 
gesehenen Ereignissen. 
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Übersicht über den Arbeiterwechsel. 
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Untersuchungen über die Konservierung der Butter 

(speziell für Tropenversand). 

Von Dr. Hugo Kühl, Kiel. 


Unter den Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte im Jahre 
1905 beanspruchen die Untersuchungen von Dr. A. Kraus über den Einfluß 
der Herstellung, Verpackung und des Kochsalzgehaltes der Butter auf ihre 
Haltbarkeit mit besonderer Berücksichtigung des Versands in die Tropen 
unser Interesse, wenn wir der Frage naher treten wollen, ob es möglich ist, 
eine Butter selbst unter ungünstigen Bedingungen lange Zeit in einem Zustande 
zu erhalten, der es ermöglicht, ohne große Schwierigkeiten, das Butterschmalz 
wieder in Butter von der ursprünglichen Qualität zu verwandeln. Diese 
Frage hat zunächst Interesse für den Haushalt, es ist entschieden ökonomisch 
wichtig, ob die Hausfrau im Sommer für den Winter ihren Bedarf an Tafel¬ 
butter decken kann oder nicht. Von größter Bedeutung selbstverständlich 
wird die Frage für den Butterexport und noch mehr für die Ausrüstung der 
in tropischen Gewässern fahrenden Schiffe. 

Wohl sind die Anforderungen, die an feine Butter gestellt werden, nicht 
überall gleich infolge der verschiedenen Geschmacksrichtung, immerhin sind 
aber einige allgemeine Anforderungen zu erfüllen. Kirchner sagt in der 
fünften Auflage seiner Milchwirtschaft: Feine Butter soll neben einem be¬ 
stimmten Glanze einen gewissen Grad der Festigkeit, aber auch Geschmeidig¬ 
keit besitzen. Geschmack und Geruch sollen rein sein. Die aus gesäuertem 
Kahm hergestellte Butter muß das eigentümlich kräftige Aroma dieser Sorte, 
die Süßrahmbutter einen völlig milden Geschmack haben und endlich soll die 
Butter sich möglichst lange in diesem Zustande erhalten, möglichst haltbar sein. 

Die Haltbarkeit der Butter ist bekanntlich bei niederer Temperatur 
wesentlich größer als bei höherer Temperatur, die Ursache liegt darin, daß 
einmal die Zersetzung durch pflanzliche Kleinlebewesen wirklich sistiert wird, 
sodann enzymatische Reaktionen zurück gehalten werden. Sorgfältig her¬ 
gestellte Butter ist in sachgemäßer Verpackung bei niederer Temperatur 
geraume Zeit haltbar, von einer dauernden Haltbarkeit kann natürlich nicht 
die Rede sein. Handelt es sich um die Konservierung von Butter, die für 
den Verbrauch an Bord von Schiffen in heißen Gewässern, oder für den Ver¬ 
sand in heiße Länder bestimmt ist, so ist die Haltbarkeit sehr beschränkt, ja 
fast nicht vorhanden. 

Es ist natürlich, daß man seit längerer Zeit bestrebt ist, diesen Übel¬ 
stand zu beseitigen. Zwei Wege sind vor gezeichnet. Man hat festzustellen, 
welche Buttersorte die geeignetste Dauerbutter ist, wie diese aufbewahrt und 
gegen welche Einflüsse sie geschützt werden muß. Geht man von der Dauer¬ 
butter aus, so handelt es sich um die Konservierung der fertigen Butter. Der 
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zweite Weg führt zur „Renovated- oder Prozeßbutter a , dem Produkt, welches 
durch Schmelzen und Überarbeiten von Butter ohne Zusatz oder Gebrauch 
von Chemikalien oder anderen Stoffen als Milch, Rahm oder Salz gewonnen 
wird. Soll die Renovatedbutter als Tafelbutter verwendet werden, so muß sie 
selbstverständlich denselben gesetzlichen Anforderungen genügen wie diese. 

Betrachten wir zunächst die Dauerbutter. 

Entsprechend der Beschaffenheit der Milch und des Rahmes, aus dem 
die Butter gewonnen ist, unterscheidet man Milch-, Süßrahm-, und Sauerrahm¬ 
butter; die Butter wird gesalzen oder nicht; nach dem Zeitpunkt der Lakta¬ 
tion, in der sich die milchliefernden Kühe befinden, unterscheidet man Frisch¬ 
milch- und Altmilchbutter, nach der Jahreszeit und dem Futter Winter- und 
Sommerbutter, nach der Verwendungsart frische, Dauer- und präservierte 
Butter, nach der allgemeinen Beschaffenheit und dem Preise Tafel-, Tisch- 
und Backbutter. 

In Dänemark und Schweden, Länder, welche viel Butter exportieren, 
gilt die Stoppelbutter, die beim Weidegang der Kühe auf den Stoppeln, also 
im Herbst gewonnene, als die haltbarste, mithin als die beste Dauerbutter. 

Im Handel unterscheidet man zwei Sorten Dauerbutter, die Faß- oder 
Tonnenbutter und die Dosenbutter. Die beste Dauerbutter gelangt als Dosen¬ 
butter in den Handel, sie kommt allein für den Verbrauch in heißen Gegenden 
in Betracht, ihr gilt daher unser Interesse. Zunächst möchte ich kurz einige 
Erfahrungen, die man mit der Dosenbutter bisher machte, sowie Vorschläge, 
die gemacht wurden zu ihrer Konservierung, kurz mitteilen, um dann das 
Resultat der Kraus sehen Untersuchungen wiederzugeben. Über die Verpackung 
der Dauerbutter sagt Kraus 1 ): Gute Dauerbutter wird meistens in ver¬ 
zinnten Blechgefäßen verschiedenster Größe verschickt. In neuerer Zeit sind 
Blechdosen mit aufgelötetem oder aufgefalztem Blechdeckel, die mit einem 
angelöteteu Blechstreifen verschlossen sind und durch Abreißen desselben 
leicht geöffnet werden können, die gebräuchlichsten Versandgefäße. Durch 
Gummiringdichtung wird eine luftdichte Verpackung erzielt. Auf einer Ver¬ 
sammlung der Butterhändler in Chicago 2 ) wurden Blechgefäße für die beste 
Verpackungsart für Dauerbutter gehalten. Die Butterdosen werden derart in 
Kisten verpackt, daß man die Zwischenräume in der Kiste mit Reisschalen 
oder einem anderen, die Wärme schlecht leitenden Körper fest ausstopft. 
Gegen die Verpackung in Blechdosen lassen sich Einwände erheben, obwohl 
drei Jahre in Blechgefäßen aufbewahrt gewesene Butter der amerikanischen 
Marine keine Spur von Metallsalzen enthalten hatte. Man kennt drei Ur¬ 
sachen für das Auftreten des bitteren Geschmackes in der Butter, es kann 
sich handeln: 1. um Bitterstoffe aus dem Futter, die in die Milch und Butter 
übergingen, 2. um Umsetzungsprodukte von Mikroorganismen oder 3. um die 
Bildung von milchsaurem Eisen — in obigem Falle bei Verwendung mangel¬ 
haft verzinnter Versanddosen. Den Einfluß des Rostes auf die Qualität der 
Butter behandelte Marcas im Jahre 1905 in dem Milch wirtschaftlichen Zen¬ 
tralblatt und zwar stellte er fest, daß aus mit Rost in Berührung gewesenem 
Rahm eine Butter gewonnen wird, die einen herben bitteren Geschmack be¬ 
sitzt. Diese unangenehme, die Butter sehr entwertende Geschmacksverände¬ 
rung wird durch verhältnismäßig geringe Mengen milchsauren Eisens bedingt. 
Nach den bisher gemachten Erfahrungen ist selbst die sorgfältigst hergestellte 
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D&uerbutter durchaus unverändert nur kurze Zeit haltbar. Der in dieser 
Frage interpellierte Norddeutsche Lloyd hat folgende Erfahrungen gesammelt. 
Oute Tafelbutter mit 2 Proz. Salzgehalt hält sich, im Kühlraum oder Eiskeller 
des Schiffes aufbewahrt, durchschnittlich nicht länger als drei Monate tadellos. 
Eine Aufbewahrung im Kühlraum hat sich als unbedingt erforderlich erwiesen. 
Dr. Kraus sagt auf Grund seiner eingehenden praktischen Versuche 8 ): „Zum 
Beweis für den Einfluß der Verpackung auf die Qualität der nach gleichem 
Verfahren hergestellten und unter gleichen Temperaturverhältnissen ver¬ 
sandten Proben sei erwähnt, daß die der besten Probe entsprechende Butter¬ 
sorte, die in einer Blechbüchse versandt worden war, bei der Beurteilung 
nicht frisch schmeckte und einen etwas ranzigen Geruch angenommen hatte. 
An dem Deckel des verzinnten Gefäßes hatte sieb viel Rost gebildet. u Es 
ist hier nicht der Platz, über die Ursachen der Korrosion selbst gut ver¬ 
zinnter Blechgefäße Erwägungen anzustellen, wir begnügen uns mit der Mit¬ 
teilung des Befundes, daß Blechgefäße zur Konservierung von Tafelbutter, 
welche in heiße Länder verschickt wird, nicht geeignet sind. Bessere Erfolge 
erzielte der soeben zitierte Autor, wenn er Weinflaschen als Verpackungs¬ 
material wählte. Stets waren aber folgende Bedingungen zu erfüllen: 1. Auf¬ 
bewahrung im Kühlraum. 2. Luftdichter Verschluß. 3. Schutz vor der Ein¬ 
wirkung des Lichtes. 

Wenn es sich um die Aufbewahrung von Butter handelt, so sind in 
erster Linie zwei Einflüsse zu befürchten, die sich meistens gleichzeitig be¬ 
merkbar machen, die Einwirkung des Luftsauerstoffes auf das Butterfett und 
Hand in Hand gehend die Zersetzung durch Schimmelpilze und Bakterien, 
welche zuerst wohl die Eiweißstoffe, dann aber auch das Fett angreifen. Die 
Bedingungen, unter denen diese beiden Ursachen ihre Wirkung äußern, sind 
verschieden. Im Jahre 1885 teilte Soxhlet 4 ) mit, daß durch die Einwirkung 
des Tageslichtes, besonders der unmittelbaren Sonnenstrahlen die Sauerstoff¬ 
aufnahme des Butterfettes befördert, die Lebenstätigkeit der Bakterien dagegen 
nicht beeinflußt wird. 

Man hat selbstverständlich versucht,, die für Tropenversand bestimmte 
Butter besonders zu präparieren und mit Erfolg, wenn wir die Bereitung der 
Butter ins Auge fassen. Der schon öfter zitierte Autor Dr. Kraus 5 ) sagt: 
„Die beste Qualität besaß die aus zweimal pasteurisiertem, saurem Rahm 
hergestellte und mit 3 Proz. Kochsalz versetzte Probe, die in einem Glas¬ 
gefäß im Kühlraum des Schiffes versandt worden war.“ Die Beobachtung, 
daß zweckmäßig zweimal pasteurisierter, also so gut wie steriler Rahm ver¬ 
buttert wird, ist von anderer Seite auch gemacht und erhält somit eine Be¬ 
weiskraft. Es ist auch leicht erklärlich, da der eine Zersetzungen bedingende 
Faktor, die Lebenstätigkeit der Kleinlebewesen, ausgeschaltet wird. Nicht an¬ 
zuerkennen sind dagegen die Mittel, welche von anderer Seite vorgeschlagen sind. 
Crampton 6 ) fand, daß für Tropenversand bestimmte Butter mit Glukose 
versetzt war. In einer nach Guadeloupe bestimmten Butter fand der Autor 
2,95Proz. dieser Zuckerart. Toninetti (D. R.-P. Nr. 737) ließ sich ein Ver¬ 
fahren zum Konservieren von Milch, Rahm und Butter patentieren, nach dem 
ein Zusatz von Borax, borsaurem Natrium und Zucker vorgeschlagen wird. 
Bischof (D. R.-P. Nr. 8515) hielt die Luft ab, indem er die in einem Gefäße 
befindliche Butter mit einer Schicht mit Wasser getränkten schlammförmigen 
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metallischen Eisens bedeckte. — Wie der Zucker als Konservierungsmittel 
wirkt, erhellt wohl am besten daraus, daß zuckerhaltiges Pergamentpapier 
das Wachstum von Bakterien und Schimmelpilzen in der Butter wesentlich 
fördert, wenn es zum Einschlagen verwendet wird. Weiter möchte ich darauf 
hinweisen, daß Zucker haltende und zwar namentlich Traubenzucker haltende 
Nährböden zur Kultur pflanzlicher Kleinlebewesen Verwendung finden. Die 
Borsäure ist in jeder Form in Deutschland durch das Nahrungsmittelgesetz 
zur Konservierung von Butter verboten. Die Wirkung ist überdies eine sehr 
fragliche, da in 3proz. Lösungen noch Schimmelpilze gedeihen können, noch 
größere Mengen aber, abgesehen davon, daß sie gesundheitlich schädlich 
wirken, den Geschmack wesentlich beeinflussen. Die Verwertung des von 
Bischof gemachten Vorschlages endlich verbietet sich aus früher mit¬ 
geteilten Gründen von selbst. Es ist mir nicht bekannt, daß von den zuletzt 
genannten Verfahren, sich eines auch nur vorübergehend eingebürgert hat. 

Andere Verfahren zielen darauf hin, den Rahm zu konservieren, in ge¬ 
schlossenen Gefäßen zu verschicken und an Ort und Stelle zu verbuttern. 
Das ist natürlich nicht angängig, wenn es sich um die Ausrüstung eines 
Schiffes handelt, da es unmöglich ist, an Bord das Verbuttern vorzunehmen. 

Es ist nicht unsere Absicht, auf alle Versuche, die Butter zu konservieren, 
einzugehen. In bezug auf die Verfahren, welche den Zusatz chemischer Kon¬ 
servierungsmittel empfehlen, können wir nur betonen, daß die vorgeschlagenen 
Mittel entweder ihren Zweck nicht erfüllen, wie z. B. Zucker, oder als den 
Geschmack beeinflussend, wenn nicht gesundheitsschädlich zu verwerfen sind, 
wie z. B. Salizylsäure. 

Nach den in der Praxis bislang gemachten Erfahrungen wird die Halt¬ 
barkeit der Dauerbutter beeinflußt durch folgende Momente: 

1. Durch die Zeit der Gewinnung — in Dänemark und Schweden wird 
die Stoppelbutter (s. oben) am höchsten gewertet als Dauerbutter. 

2. Durch die Art der Herstellung. Aus sterilem sauren Rahm (zweimal 
pasteurisiert) hergestellte, mit 3 Proz. Kochsalz versetzte Butter besaß die 
größte Haltbarkeit. 

3. Durch die Verpackung. Die Butter muß vor Licht und Luftzutritt 
geschützt aufbewahrt werden. 

4. Durch die Temperaturverhältnisse während der Aufbewahrung. 

Nachdem wir die Dauerbutter würdigten, gilt unser Interesse dem Butter¬ 
schmalz. Es wurde schon erwähnt, daß man unter „Renovated oder Prozeß¬ 
butter“ das Produkt versteht, welches durch Schmelzen und Überarbeiten 
von Butter, ohne Zusatz oder Gebrauch von Chemikalien oder anderen Stoffen 
als Milch, Rahm oder Salz gewonnen wird. Die Fabrikation der Prozeß¬ 
butter ist dadurch mißkreditiert, daß man versucht hat, ranzige Butter in 
frische Butter zu verwandeln. Dieses ist trotz der auf diesem Gebiete vor¬ 
geschrittenen Technik nur stückweise möglich, man kann eine alte ranzige 
Butter nicht in feine Tafelbutter verwandeln, man kann ihr bestenfalls das 
Ungenießbare, den ranzigen Geschmack etwas nehmen, niemals aber ihr das 
verloren gegangene Aroma wiedergeben 7 ). Es handelt sich also nur um eine 
Qualitätsverbesserung, wenn sie mit frischem Wasser gut durchgearbeitet — 
gewaschen wird. Dasselbe betont Carlo Besana 8 ), der ein Waschen in der 
Wärme empfiehlt. Nicht so harmlos war Martiny 9 ), wenn er zur Wieder- 
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herstellung verdorbener Butter diese mit Chlorkalkwasser wusch. Der Vor¬ 
schlag stammt freilich schon aus dem großen Kriegsjahre. 

So ließen sich noch zahlreiche Methoden älteren und neueren Datums 
anf(ihren, für uns haben sie kein Interesse, da wir, ausgehend von guter 
Butter, die Frage beantworten möchten, wie es möglich ist, diese tropenfähig 
haltbar zu machen. Wir wollen keine Butter verbessern noch auffrischen, 
sondern gute Butter in möglichst gutem Zustande erhalten. 

Unter Benutzung der bisher gemachten Erfahrungen habe ich während 
des Sommers 1912, vom Juni bis Ende Oktober Versuche angestellt, über 
die ich nachfolgend berichten möchte. — Der bekannten Firma J. Weck in 
Öflingen, welche mir bereitwilligst Weckgläser verschiedener Form und Größe 
zur Verfügung stellte, spreche ich an dieser Stelle meinen Dank aus. 

Die Arbeiten begann ich am 29. Juni 1912 im Anschluß an die vierte 
milchwirtschaftliche Provinzialausstellung in Kiel. Für die nachfolgend zu 
beschreibenden Experimente wurde eine von der Ausstellung stammende feine 
Tafelbutter verwendet, keine Dauerbutter, obwohl diese selbstverständlich 
geeigneter gewesen wäre. Die Butter befand sich auf der Ausstellung in 
mit Pergamentpapier ausgekleideten hölzernen Kübeln, die mit einer Glas¬ 
platte gegen ein Verstäuben geschützt waren. In dieser Verpackung hatte 
die Butter drei Tage unter ungünstigen Temperaturverhältnissen und bei 
ungenügendem Luftabschluß gestanden. Der Geschmack war aber durchaus 
rein, der Geruch angenehm, die chemischen Daten wa^en normal. 

Verarbeitet wurden 28 Pfund Butter in folgender Weise: 

Erste Versuchsreihe: Zeit: 29. Juni bis 2. September 1912. Die Butter 
wurde in Weckgläser gefüllt und zwar so, daß eine gute Dichtung noch mög¬ 
lich war, dann wurde im Weckapparat bei 80° C pasteurisiert, 25 Minuten. 
Nach dem Pasteurisieren wurden die Gläser mit gut schließendem Deckel auf 
10° C gekühlt, um dann bei hoher Sommertemperatur aufbewahrt zu werden 
bis September. Das abgeschiedene Butterfett befand sich während der Ver¬ 
suchszeit in einem halbflüssigen Zustande. Da die Weckgläser das Licht 
durchlassen, dieses aber ungünstig auf die Haltbarkeit ein wirkt, wurden die 
Buttergläser vor Licht geschützt auf bewahrt. 

Am 2. September wurde der Versuch unterbrochen. Bei sämtlichen 
Dosen haftete der Deckel fest. Das Butterfett hatte eine grieselige, körnige 
Beschaffenheit angenommen. Der Geruch des Butterfettes war angenehm, 
wie der frischen Butterschmalzes, der Geschmack zuerst rein, nachher schwach 
ranzig. 

Die Verarbeitung des Butterschmalzes geschah in folgender Weise: 500 g 
Butterfett wurden in einem Wasserbade in geräumigem Steinguttopf bis 
zum völligen Schmelzen erwärmt, dann 125 g Vollmilch zugesetzt und die 
Masse jetzt kaltgerührt. Es resultierte eine etwas körnige Butter mit an¬ 
genehmem Geruch, aber etwas ranzigem Geschmack. Als feine Tafelbutter 
war sie nicht zu bezeichnen. Das körnige Gefüge ließ sich beseitigen, mit 
anderen Worten, die Butter ließ sich gut streichbar gewinnen, wenn das leicht 
geschmolzene Fett mit Milch in der Wärme angerührt und dann unter Kühlung 
durch Wasser schnell kaltgerührt wurde. 

Der Versuch muß als mißlungen bezeichnet werden, da eine Qualitäts- 
Verminderung stattgefunden hatte. 
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Zweite Versuchsreihe: Zeit: 29. Juni bis 25. Oktober 1912. Die in Weck¬ 
gläser gefüllte Butter wurde zweimal je 25 Minuten bei 80° C pasteurisiert. 
Die Aufbewahrung geschah unter genau denselben Bedingungen wie in der 
ersten Versuchsreihe. Am 25. Oktober wurde der Versuch unterbrochen. 
Das Butterfett wurde in derselben Weise verarbeitet wie zuletzt in der ersten 
Versuchsreihe. Es resultierte eine angenehm riechende und schmeckende 
Butter, sowohl ohne Zusatz von Kochsalz als bei Zusatz von 2 Proz. Die so 
hergestellte Butter war nicht lange in gleicher Qualität haltbar, nach einigen 
Tagen trat ein schwach ranziger Geschmack auf. Dieser Übelstand machte 
sich kaum noch bemerkbar bei der Butter, welche in der dritten Versuchs¬ 
reihe gewonnen wurde. 

Dritte Versuchsreihe: Zeit: 29. Juni bis 30. Oktober 1912. Die in Weck¬ 
gläser gefüllte und an zwei aufeinander folgenden Tagen 25 Minuten im 
Weckkessel pasteurisierte Butter wurde bei einer 15° C nicht überschreitenden 
Temperatur aufbewahrt und mit zweimal pasteurisierter Milch verarbeitet, 
wie in der ersten Versuchsreihe angegeben wurde. 

Es resultierte eine gute, eine Woche unverändert haltbare Butter von 
angenehmem Geschmack und Geruch. Etwas war die Qualität durch den 
Verarbeitungsprozeß herabgesetzt, so daß die Bezeichnung feine Tafelbutter 
nicht mehr angängig zu sein schien. 

Die besten Resultate erhielt ich in der vierten Versuchsreihe. 

Vierte Versuchsreihe: Zeit: 29. Juni bis 30. Oktober 1912. Die zur Ver¬ 
wendung gelangende Butter wurde zunächst bei Vermeidung einer Über¬ 
hitzung im Wasserbade (Kessel) geschmolzen, dann das Butterschmalz erstarren 
gelassen, das abgehobene Butterfett wurde nochmals bis zum Schmelzen er¬ 
wärmt und dann durchgeseiht durch dichte Gaze in die Weckgläser. Diese 
wurden an zwei aufeinander folgenden Tagen 25 Minuten bei 80° C pasteuri¬ 
siert. Aufbewahrt wurde dies Butterfett bei einer 12°C nicht merklich über¬ 
schreitenden Temperatur. 

Aufgearbeitet wurde das Butterfett mit 25 Proz. steriler Vollmilch — 
Fettgehalt 3,54 Proz. — in der schon genannten Weise. Das Abrühren des 
mit Milch verrührten Butterfettes fand unter Kühlung mit Eiswasser statt 
und ward so lange fortgesetzt, bis die Masse eine feste krümelige Beschaffen¬ 
heit angenommen hatte. Die fertige Butter besaß einen angehmen Geruch 
und Geschmack, war bei Zimmertemperatur streichbar wie frische Butter und 
hielt sich 10 Tage in durchaus gleicher Güte. Als Tafelbutter war sie vor¬ 
züglich geeignet. 

Fasse ich die für die Praxis wertvollen Ergebnisse meiner Versuche zu¬ 
sammen, so gelange ich zu folgenden Schlußsätzen: 

Es ist nicht möglich, durch Pasteurisieren eine Butter lange Zeit unter 
ungünstigen Temperaturverhältnissen in unveränderter Qualität zu erhalten, 
selbst dann nicht, wenn man pasteurisierte Milch zum Aufarbeiten des Butter¬ 
fettes verwendet. Die besten Erfolge mit pasteurisierter Butter wurden in 
der dritten Versuchsreihe erhalten. Die ungenügende Haltbarkeit des an sich 
guten Produktes (Versuch 2) führe ich darauf zurück, daß im Butterfett 
suspendierte Eiweißpartikelchen leicht der Zersetzung unterliegen, und zwar 
können biologische und rein chemische Ursachen vorliegen. So erklärt es 
sich, daß das durch Seihen von diesen Eiweißflocken befreite Butterschmalz 
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sich gut hielt. Nach meinen Versuchen scheint es das Richtige zu sein, nicht 
die Butter, sondern das reine Butterfett für den Versand zu pasteurisieren 
und nachfolgend wieder mit Milch und zwar am besten steriler Milch zu 
emulgieren. Dieses kann in der von mir angegebenen Weise geschehen, oder 
nach einem von Soxhlet 10 ) angegebenen Verfahren, welches darauf beruht, 
daß Butterschmalz mit 15 Proz. Magermilch, kräftig durchgeschüttelt, durch 
Eingießen in Eiswasser abgekühlt, von neuem emulgiert und soipit in Butter 
überführt wird. — Von Bedeutung ist ferner, daß die konservierte Butter, 
bzw. das Butterschmalz bei möglichst niedriger Temperatur, am besten also ira 
Kühlraum und vor Licht geschützt, aufbewahrt wird. Dieses gilt besonders von 
dem Butterfett, welches nach Angabe von Wacker 11 ) gegen das Sonnenlicht 
noch empfindlicher ist als die Butter selbst. Schon nach kurzer Zeit ver¬ 
wandelt sich das Butterschmalz oberflächlich, es nimmt einen talgigen Zustand 
an, ohne daß chemische Unterschiede gegenüber einer vor Licht geschützt 
aufbewahrten Butter nachweisbar sind. Es handelt sich entschieden um 
chemisch-physikalische, nicht um biologische Veränderungen. Wird nun ein 
solches, im Inneren völlig unverändertes, oberflächlich aber talgiges Butterfett 
geschmolzen, so nimmt in kurzer Zeit die ganze Masse einen gleichmäßig 
talgigen Geschmack an und büßt sehr an Wert ein. 
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Gesammelt und herausgegeben von Prof. Dr. E. Kisskalt. 

III. Vereinigte Staaten. (II. Teil.) 

Von Prof. Roger G. Perkins. 

Western Reserve University, Cleveland (Ohio). 


Staatliche Gesundheitsbehörden. 

Wie erwähnt, besitzt die Bundesregierung geringe Befugnisse in den 
einzelnen Staaten, und ebenso sind die Befugnisse der Staaten in den Städten 
oft nicht groß. Es ist daher nötig, im folgenden zuerst diejenigen der 
Regierung der einzelnen Staaten zu behandeln, dann die der Munizipal- und 
anderen Behörden, und hierauf die Kontrolle anderer Einrichtungen, wie 
Wasserversorgung usw., die einer gesonderten Besprechung bedürfen. Natür¬ 
lich kann nicht die Gesetzgebung aller Staaten besprochen, sondern nur ein 
Überblick gegeben werden, der vielleicht ein günstigeres Bild bieten wird, als 
es im Durchschnitt ist; dabei ist aber mit den ständig schnell fortschreitenden 
Verbesserungen zu rechnen. Als Beispiele sollen solche Staaten herangezogen 
werden, die in dem Registrationsdistrikt (vgl. letztes Kapitel des LTeiles) 
sind, so wie Louisiana, das wegen seiner schnellen Fortschritte und als sub¬ 
tropischer Staat beigefügt werden möge. Die anderen Staaten sind die dichter 
bevölkerten Gegenden im Osten und Westen und im Zentrum, so daß alle 
klimatischen und geologischen Unterschiede besprochen werden. Sie umfassen 
mehr als 40 Proz. der Gesamtbevölkerung der Vereinigten Staaten und bieten 
Lebensbedingungen, die denen in Europa ähnlich sind. Es sind das: New 
York, Pennsylvanien, New Jersey, Massachusetts, Ohio, Indiana, Michigan, 
Wisconsin, Kalifornien und Louisiana. 

ln acht dieser zehn Staaten besteht ein staatliches Gesundheitsamt, dessen 
Mitglieder vom Gouverneur ernannt werden, entweder allein oder unter Mit¬ 
wirkung des Staatssenates. In zwei Staaten ist an Stelle des Amtes der 
Kommissioner mit denselben Vollmachten. In New York ist er unabhängig, 
in Pennsylvanien unter Beihilfe eines beratenden Amtes, dessen Mitglieder in 
ähnlicher Weise wie vorher die des Gesundheitsamtes ernannt werden. 

Die gewöhnliche Zahl der Mitglieder des Amtes ist sieben, die Amts¬ 
dauer sieben Jahre; meist scheidet jedes Jahr ein Mitglied aus. In Michigan 
sind es sechs, in Indiana vier. Die Kommissioners sind auf vier Jahre ernannt. 

Wo ein Gesundheitsamt besteht, werden den Mitgliedern nur die Aus¬ 
lagen ersetzt. Die Kommissioners dagegen sind besoldet, da sie ihre ganze 
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Kraft dem Staate zu widmen haben. Die Gesundheitsämter haben einen 
ständig angestellten Sekretär, der vollbesoldet ist und die Tätigkeit des Amtes 
verkörpert. In einigen Fällen, wie in Louisiana, ist der Exekutivbeamte der 
Präsident mit denselben Rechten und Pflichten. 

In den Verfassungen aller dieser Staaten befindet sich der Satz, daß die 
staatlichen Gesundheitsbehörden für Gesundheit und Leben der Bürger zu 
sorgen haben; doch ist seine Auslegung recht verschieden. Ihre wichtigste 
Aufgabe ist im allgemeinen, die Ortsgesundheitsbehörden zu kontrollieren und 
einzuschreiten, wo sie lässig sind. Außer diesen allgemeinen Befugnissen 
haben sie spezielle; so haben in vier Staaten (Massachusetts, New Jersey, 
Michigan und Pennsylvanien) die staatlichen Inspektoren die gleichen Voll¬ 
machten wie die Ortsbehörden bei Infektionskrankheiten usw. In drei anderen 
(Wisconsin, Indiania, Louisiana) sind die Staatsbehörden die Vorgesetzten und 
dürfen praktisch nach Belieben einschreiten, während in New York, Penn¬ 
sylvanien und Kalifornien sie dies nur dürfen, wenn durch Mißstände in 
einem Distrikt auch andere in Gefahr geraten. Am weitesten sind die Befug¬ 
nisse in Louisiana, wo sie sich sogar bis auf die Inspektion der Ölquellen 
erstrecken. 

Es ist klar, daß in Staaten ohne Zollgrenzen die Frage der Quarantäne 
einschließlich des Transportes infektiöser Gegenstände Schwierigkeiten macht. 
In der Mehrzahl der Staaten kann sie fast unbegrenzt ausgesprochen werden, 
was jedoch nur in dringenden Ausnahmefällen geschehen dürfte. Den Orts¬ 
behörden ist sie in Ohio, Wisconsin, Michigan, Indiana und Louisiana über¬ 
lassen, wenigstens soweit sie lokale Angelegenheiten betrifft. In New Jersey 
kann sie nur für Gegenstände ausgesprochen werden, in New York überhaupt 
nicht, außer im höchsten Notfall. 

Auch der Transport von Leichen von einem Staat in einen anderen ist 
verschieden geregelt; einige Staaten gestatten sogar den Transport von Pest¬ 
leichen, wenn ein hermetisch verschlossener Metallsarg verwendet wird. Fast 
überall jedoch werden Erlaubnisscheine verlangt, wenn die Leiche einer an 
einer Infektionskrankheit verstorbenen Person an einem anderen Ort bestattet 
werden soll. Man sieht daraus, daß sogar unter dieser kleinen Zahl von 
Staaten große Unterschiede bestehen, und es muß zugegeben werden, daß in 
manchen von ihnen gute Gesetze zwar auf dem Papier stehen, daß es aber 
von der Tätigkeit der Staatsbehörden abhängt, wie sie ausgeführt werden. 
Vor allem sind sowohl für diese zehn wie auch für alle anderen Staaten der 
schwache Punkt die ländlichen Distrikte. Die Hauptämter der Staaten mögen 
gut verwaltet sein, die Städte gute Organisationen haben, aber in den dünn 
bevölkerten ländlichen Distrikten sind die Zustände oft so schlimm, daß die 
Zahl der Todesfälle an sogenannten vermeidbaren Krankheiten, wie Typhus, 
höher ist als in den Städten. Man strebt daher nach Anstellung von Graf¬ 
schaftbeamten oder ähnlichen, die vom Staate besoldet sind, und zwar hoch 
genug, daß sie ihre ganze Zeit der Gesundheitspflege widmen können, statt 
daß dies ein praktischer Arzt im Nebenamte tut. 

Abgesehen von den erwähnten Beamten haben die staatlichen Ge¬ 
sundheitsämter noch andere in ihren Unterabteilungen, da weder die Mit¬ 
glieder noch der Sekretär oder Exekutivbeamte sich um alle Einzelheiten 
kümmern können. 
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Die Abteilung für Medizinalstatistik wurde bereits oben besprochen; sie 
gibt das gesammelte Material an das Bundesamt weiter. 

Die Abteilung für übertragbare Krankheiten hat die Bekämpfung solcher, 
die den Staat bedrohen, wie Pocken, unter sich und wendet sich oft an den 
Epidemiologen zur Untersuchung von Seuchen, wie Typhus usw., auf Ersuchen 
des befallenen Ortes, oder wenn die Epidemie bedrohlich erscheint 

Die Abteilung für Gesundheitsingenieurwesen ist äußerst wertvoll, steht 
aber nur in wenigen Staaten, sieben oder aöht, unter den Gesundheitsbehörden. 
Sie hat dort sehr wichtige Funktionen bei der Beratung der Gemeinden, die 
Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung einrichten wollen, und hat zuerst 
die Pläne zu begutachten. Doch kann das Amt, mindestens in Ohio, die 
Ansicht des Ingenieurs verwerfen. Man achtet besonders darauf, daß der 
Ingenieur zwar sachverständiger Berater ist, aber nicht alle Einzelheiten 
übernimmt, sondern die verschiedenen Gemeinden sollen ihre eigenen Ingenieure 
verwenden, um die Arbeit auszuführen, die allerdings der Begutachtung des 
Amtes untersteht. 

Für die Arbeiten der verschiedenen Abteilungen ist ein Laboratorium 
unbedingt erforderlich. Mehr als die Hälfte der Staaten, speziell die älteren 
und dichter bevölkerten, haben ein solches bereits eingerichtet und die anderen 
folgen, entsprechend ihren Mitteln, nach. Es dient vor allem zur Diagnose. 
Überall von Orten, wo kein Laboratorium existiert, werden Proben von Material 
eingesandt, das auf Diphtherie, Typhus, Tuberkulose, Wut und andere Krank¬ 
heiten verdächtig ist. Die Versandgefäße sind in allgemein bekannten Orten 
des Staates verteilt, und die Diagnose wird so schnell als möglich gestellt, 
eventuell durch Telephon oder Telegraph auf Kosten des Absenders. Auf 
diese Weise kann die Antwort in zwei Tagen in den Staaten von mittlerer 
Größe und in drei Tagen in den großen Staaten erhalten werden. Außerdem 
werden dort Untersuchungen von Wasser, Milch, Desinfektionsmitteln usw. 
gemacht und mitgeteilt. Wo die Mittel es gestatten, werden systematisch 
Untersuchungen gemeinsam mit dem Epidemiologen angestellt. 

Auf diese Weise können die staatlichen Gesundheitsämter die not¬ 
wendigen Informationen erhalten und die Gesetze ausführen, sowie die not¬ 
wendigen Änderungen derselben erkennen. 

Städtische Gesundheitsbehörden. 

Wie die gesamten Medizinalgesetze der Staaten verschieden sind, so ist 
es auch die Aufsicht über die einzelnen Städte, so daß in der Medizinal¬ 
verwaltung dieser die größten Verschiedenheiten existieren. Ebenso sind die 
Verordnungen in ihnen je nach dem größeren oder geringeren Interesse sehr 
verschieden, so daß eine Besprechung des gegenwärtigen Zustandes in den 
Vereinigten Staaten unmöglich wäre und nur die Durchschnittsverhältnisse 
in den besser organisierten Städten hier besprochen werden können, indem 
eine Anzahl, ähnlich wie oben bei den Staaten, als Repräsentanten heraus¬ 
gegriffen werden soll. 

Die allgemeine Verwaltung entspricht der in den einzelnen Staaten. 
Gewöhnlich ist ein Gesundheitsamt vorhanden, dessen Mitglieder zum Teil 
Ärzte sein müssen, mit einem Exekutivbeamten, gewöhnlich dem Sekretär. 
Die Mitglieder werden vom Bürgermeister für eine Reihe von Jahren ernannt, 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Medizinalwesen und Medizinalgesetzgebung usw. 


271 


per Sekretär vom Amte oder ebenfalls vom Bürgermeister. In anderen Fällen 
ist der Exekutivbeamte direkt Magistratsbeamter und als Gesundheitsbeamter 
oder ähnlich bezeichnet. 

Die Hauptschwierigkeit liegt offen gesagt darin, daß die Ernennung der 
GeBundheitsexekutive praktisch überall von der Politik beeinflußt ist und 
wenn auch ein würdiger Mann oft lange und ehrenvoll auf seinem Posten 
gehalten wird, doch keine Sicherheit dafür ist, da die Anstellung nicht nach 
Verdienst, sondern nach politischen Anschauungen geschieht Deshalb, und 
weil sogar die Anstellung der Unterbeamten nach politischen Strömungen 
geschieht, ist es oft schwer, die besten Männer heranzuziehen. Allerdings 
gibt es auch bemerkenswerte Ausnahmen, aber der kürzlich erfolgte unfrei« 
willige Rücktritt des sehr fähigen Quarantänebeamten des Hafens von New York, 
nach einem unter mehreren Bürgermeistern ausgeführten Dienst, ist ein 
Beispiel für die ungenügende Festigkeit der Stellung. 

Um so mehr ist es zu verwundern, was für ausgezeichnete Erfolge in 
vielen der Städte erreicht wurden. In manchen Gemeinden dienten Männer 
von den höchsten Fähigkeiten dem Gesundheitsamte ohne Lohn, und andere 
haben die politischen Unannehmlichkeiten über sich ergehen lassen, um den 
Gesundheitszustand der Stadt zu verbessern. Hier wie dort entwickelte sich 
eine augenscheinlich dauernde Stellung, die allerdings auch oft unter politischen 
Ränken zu leiden hatte. 

Daß die Medizinalverwaltung der Städte im allgemeinen besser ist als 
die der Staaten, ergibt sich schon daraus, daß die ersteren meist in der 
RegUtration Area sind, auch wenn es der betreffende Staat nicht ist. 

Die Tätigkeit der amerikanischen Städte zerfällt im Durchschnitt in eine 
Anzahl Gruppen. Die Abteilung für Medizinalstatistik sammelt das Vor¬ 
material und gibt es weiter an das Staatenbureau, durch welches es an das 
Bundesbureau gelangt. Hauptsächlich handelt es sich um Todesfälle, be¬ 
sonders an Infektionskrankheiten, um Geburten und meist auch um Ehe¬ 
schließungen. 

Die Abteilung für ansteckende Krankheiten und meldepflichtige überhaupt 
hat die Meldungen, Isolierung und Desinfektion unter sich. Die Inspektoren 
haben Befugnisse zum Aufsuchen und zum Erzwingen der Durchführung der 
Verordnungen. In einigen größeren Städten sind ihnen auch Prostituierten¬ 
untersuchungen, Tierkrankheiten usw. unterstellt. Außerdem ist eine Anzahl 
Männer in den Schulen tätig, entweder mit den angestellten Ärzten des 
Erziehungsamtes zusammen oder unabhängig. 

Eine andere Abteilung ist die für Nahrungsmittel- und Milchuntersuchung, 
und in New York z. B. war sie so groß, daß sie in zwei geteilt werden mußte. 
Diese haben die Aufsicht über die Ausführung der Nahrungsmittelgesetze und 
die Fleischbeschau und inspizieren auch in den Orten, aus denen die Nahrungs¬ 
mittel importiert werden. Sie haben die übliche Vollmacht, Proben zu sammeln 
und sie untersuchen zu lassen. 

Zum Zwecke dieser Untersuchungen bestehen zwei Laboratorien, ein 
chemisches und ein bakteriologisches. In ersterem werden die von den In¬ 
spektoren überbrachten Proben analysiert ; bis zur Entwickelung der städtischen 
Wasserversorgung zu einem größeren Betrieb auch die Wasserproben. Sobald 
das Wasserwerk mit Filtern arbeitet oder aus sehr verschiedenen Quellen sein 
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Wasser bezieht, scheidet das Laboratorium aus dem Dienste des Gesundheits¬ 
amtes aus, doch bleiben enge Beziehungen bestehen. 

ln dem anderen Laboratorium werden die Proben infektiösen Materiales 
untersucht, ferner öfters auch die bakteriologische Milchuntersuchung vor- 
genommen und unter Umständen auch chemische Milchuntersuchungen. Auch 
Desinfektionsmittel werden geprüft, doch nur zu wissenschaftlichen Zwecken. 
Mit der Wasserversorgung verhält es sich ebenso wie beim chemischen 
Laboratorium. — Versandgefäße werden unentgeltlich abgegeben und zwar 
sind sie in der ganzen Stadt verteilt in Apotheken, Polizeiämtem usw. und 
werden in kurzen Zwischenräumen abgeholt, auf Wunsch nach telephonischem 
Anruf. — In größeren Orten, wie in New York, beschäftigt sich das Labora¬ 
torium auch mit Herstellung von Heilserum, mit Impfung gegen Pocken und 
Tollwut usw. 

Zum Sammeln von Informationen und zur Ausführung der Anordnungen, 
wie auch zum allgemeinen Berichte über Mißstände in der Stadt sind Sanitäts- 
inspektoren angestellt. Sie achten auf genügende Isolierung und Desinfektion, 
inspizieren Häuser und suchen dort Mißstände auf, und sorgen für gute 
Durchführung der Gesetze über das Wohnungswesen. Sie sind in der Tat Hand 
und Auge des Amtes und werden sobald als möglich in Zivildienst gestellt. 

Zu diesen Abteilungen kommen andere, entsprechend der weitergehenden 
Spezialisierung und der besonderen Tendenzen der Gemeinden. In manchen 
ist der Kampf gegen die Tuberkulose besonders heftig. In Cleveland z. B., 
wo er so planmäßig ins Werk gesetzt ist wie nur irgendwo im Lande, gibt 
es eine Anzahl von Beamten, die unter oder gemeinsam mit dem Gesundheits¬ 
amte arbeiten, welche die Tuberkulösen aufsuchen und individuell Vorgehen. 
Eine Anzahl Fürsorgeschwestern (district nurses) machen systematisch oder 
auf Ansuchen Besuche, und veranlassen die Kranken, die Dispensaries auf¬ 
zusuchen, die über die Stadt verstreut sind. Dort wird die Diagnose durch 
den vom Gesundheitsamts angestellten Arzt gestellt und die Behandlung ein¬ 
geleitet. Schwere Fälle werden in die Tuberkulosespitäler aufgenommen, 
leichtere anderswo behandelt. Weitere Einzelheiten werden später besprochen 
werden. 

Die Wohnungsangelegenheiten stehen in einigen Städten unter dem Ge¬ 
sundheitsamte, in anderen unter der Stadtverwaltung, wie in New York, wo 
die Wohnungen kontrolliert werden durch den „Tenement Commissioner“, 
wobei tenement jedes Haus bedeutet, das von mehr als einer Familie bewohnt 
ist. Außerdem ist oft eine Abteilung für Kinderhygiene vorhanden, meist 
für kleine Kinder, die die Mütter beratet; ferner beaufsichtigt sie das Zieh¬ 
kinderwesen und hat in einigen Städten auch die Wöchnerinnen in ihrer Obhut. 

Die eigentliche ärztliche Seite umfaßt noch zweierlei: erstens die Be¬ 
handlung der Armen mit besonderer Berücksichtigung der Verhütung über¬ 
tragbarer Krankheiten, und ferner die Tätigkeit in den Schulen. Letztere 
wird später behandelt werden. In ersterer besteht ein Stab von Ärzten, die 
halb- oder vollbesoldet sind und Diensträume in ihren Distrikten besitzen. 
Sie behandeln nicht nur übertragbare Krankheiten und können ihre Patienten 
den Spitälern überweisen. Übertragbare Krankheiten haben sie der Abteilung 
zu melden, was aber den behandelnden Arzt nicht von der Verantwortung 
entbindet. 
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Eine der neuesten Verbesserungen in manchen Städten, die sich zweifellos 
schnell ausbreiten wird, ist eine Inspektion in regelmäßigen Zwischenräumen. 
Ihre Befunde werden registriert und bilden einen Teil der laufenden Arbeiten 
der Abteilung, ähnlich dem „Casier sanitaire“ von Paris. Hierher gehören 
Ställe und andere Räume für Haustiere, Aborte, Senkgruben, und solche 
Brunnen, welche neben der allgemeinen Wasserversorgung noch gestattet sind. 

Aus den Gesetzen: Ohio. Der Rat jeder Stadt soll ein Gesundheitsamt 
einrichten, das aus fünf Mitgliedern besteht, die vom Bürgermeister ernannt 
und vom Rate bestätigt werden; sie sollen ohne Entschädigung arbeiten und 
beschlußfähig sein, wenn die Mehrzahl anwesend ist. 

In Dörfern kann der Rat nach Gutdünken einen Medizinalbeamten an¬ 
stellen, der vom staatlichen Gesundheitsamte bestätigt werden muß und bei 
Erlaß von Anordnungen und ihrer Durchführung an Stelle des Gesundheits¬ 
amtes tritt; er soll sein Gehalt und seine Pflichten festsetzen. Seine Anord¬ 
nungen sind vom staatlichen Gesundheitsamte zu bestätigen. 

Stellt eine Stadt keine solchen Beamten an, so kann dies von seiten des 
Staates auf Kosten der Stadt geschehen. 

Die Amtsdauer der Mitglieder beträgt 5 Jahre. 

Das Amt soll einen Medizinalbeamten ernennen, der Exekutivbeamter 
sein soll. Das Amt kann einen Assistenten ernennen und mit Einverständnis 
des Rates soviel Ärzte und Personal wie ihm nötig scheint. 

Das Amt kann auch mit Einverständnis des Rates Personen für hygienische 
Aufgaben ernennen, welche polizeiliche Vollmachten haben und als Sanitäts- 
polizei bezeichnet werden. (In Cleveland ist zur Erlangung einer solchen 
Stelle ein Examen nötig.) 

Die Dauer der Anstellung wird vom Amte bestimmt. 

Das Gesundheitsamt kann Verordnungen erlassen wie ihm nötig scheinen: 
für seine eigene Verwaltung, für die öffentliche Gesundheitspflege, die Ver¬ 
hütung und Unterdrückung von Krankheiten und die Abstellung von Miß¬ 
ständen. Seine Anordnungen haben dieselbe Wirksamkeit wie die der städti¬ 
schen Behörden. 

Das Gesundheitsamt kann nach einem genauen System die Geburten, 
Eheschließungen, Todesfälle u. a. registrieren. 

Dieser Auszug aus den Gesetzen von Ohio kann nur als Beispiel dienen, 
da jeder Staat einigermaßen verschiedene hat. 

Ländliche Gesundheitsbehörden. Wie erwähnt, unterstehen die 
kleineren Orte mehr den Staatsbehörden als die Städte. Die gewöhnliche 
Einheit ist die Grafschaft (county) oder die township; letztere besonders in 
den älteren Staaten. Ihre Beamten sind oft direkt vom Staate ernannt und 
haben entsprechende Titel, wie County Health Officer, District Health Officer usw. 
und sind in diesem Falle dem Staatsgesundheitsamte verantwortlich. In 
Pennsylvanien, New York, New Jersey, Massachusetts umfassen ihre Bezirke 
mehrere Grafschaften, was sich jedoch nicht als praktisch erwiesen hat, da 
sowohl nähere Beziehungen zu den Ortsbehörden als auch eine entsprechende 
Einheit in der Verwaltung fehlt. 

Mit Ausnahme von verhältnismäßig wenig Staaten, besonders Massa¬ 
chusetts, haben diese Ämter keine besonders günstigen Resultate ergeben, da 
sie zu gering besoldet sind. Auch hierin werden eben Verbesserungen getroffen. 

Vierteljahrsachrift für Gesundheitspflege, 1913. |g 
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In den kleinen Gemeinden besteht ebenfalls eine Art Gesundheitsamt, 
das sich meist aus Beamten des Ortes zusammensetzt; meist ist ein Medizinal¬ 
beamter vorhanden, selten vollbesoldet, meist zu gering und häufig von 
mangelhaften Fähigkeiten. Selten gibt der Staat den Gemeinden genügend 
finanzielle Unterstützungen, weshalb sie auch wenig Geld für hygienische 
Maßnahmen ausgeben; und die Erziehung des Landbewohners zur Erkenntnis 
der Tatsache, daß Vorbeugen besser ist als heilen, ist viel weniger weit fort¬ 
geschritten als beim Städter. Das Resultat ist, daß die Sterblichkeit an 
Typhus weit höher ist als in den Städten, und daß auch die Sterblichkeit an 
anderen vermeidbaren Krankheiten größer ist, als dem gesunden Landleben 
entspricht. Ziemlich alle Staaten haben Gesetze über die Errichtung von 
Ortsgesundheitsäratern, die Anstellung des entsprechenden Personals und 
seiner Obliegenheiten; doch nur in neun Staaten hat das Staatsgesundheitsamt 
Vollmacht, einzugreifen, abgesehen von den oben erwähnten gefährlichsten 
Zuständen. Das hohe Maß von Selbständigkeit und die mangelnde Initiative 
in vielen Staaten ersieht man daraus, daß nur wenige in die Registration Area 
aufgenommen sind. 

Alles in allem kann man sagen, daß die Medizinalverwaltung auf dem 
Lande sehr verbesserungsbedürftig ist, und das begrüßenswerteste Zeichen 
des Fortschrittes ist die Erziehung der ländlichen Bevölkerung, die zum Teil 
dadurch zustande kommt, daß die Elemente der Hygiene in den Schulen 
gelehrt werden, in die die bemittelten Bauern ihre Söhne senden; zum Teil 
auch dadurch, daß die Nachbarn Fortschritte sehen und sie nach und nach 
annehmen, wenn sie bemerken, daß dadurch tatsächlich Zeit gespart und die 
Gesundheit erhalten wird. 

Übersicht über die Gesetze der Staaten über Medizinalwesen 
auf dem Lande: Ohio: Vertrauensmänner der township bilden das Ge¬ 
sundheitsamt und ernennen einen Medizinal- (health officer) und mehrere 
Sanitätsbeamte (sanitary officers). Wo kein Medizinalbeamter angestellt wird, 
kann ihn der Staat ernennen. 

New Jersey: Die Mitglieder der „Township committee“ bilden das 
Gesundheitsamt. Diese stellen einen Arzt als Medizinalbeamten auf drei Jahre 
an. Wo dies nicht geschieht, kann es der Staat tun. 

Indiana: Das „Board of Commissioners“ bildet das Gesundheitsamt, 
das dem Staatsgesundheitsamte untergeordnet ist. 

Pennsylvania: Die „township commissioners tf ernennen fünf Männer, 
von denen einer ein Arzt sein muß. In kleineren Gemeinden obliegen den 
Schuldirektoren die Funktionen des Gesundheitsamtes. 

Louisiana: Das Pfarreigesundheitsamt wird von der „police jury“ 
gewählt; eines der Mitglieder muß praktischer Arzt sein; er ist der Medizinal¬ 
beamte. Sie stehen unter der Aufsicht des Staatsgesundheitsamtes. 

Michigan: Das „township board tt ist gleichzeitig Gesundheitsamt und 
ernennt einen Arzt als Medizinalbeamten. 

Wisconsin: Das „town or village board“ ist das Gesundheitsamt; bei 
Nachlässigkeiten kann das Staatsgesundheitsamt einschreiten. 

Massachusetts: Die „township“ kann ein Amt von drei Personen er¬ 
nennen, oder die Behörden haben seine Funktionen. In Orten über 5000 Ein¬ 
wohner soll eines der Mitglieder Arzt sein. 
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New York: In Dörfern sollen drei bis sieben Mitglieder ernannt werden. 
Ein sachverständiger Arzt soll als Medizinalbeamter ernannt werden; er 
braucht nicht im gleichen Ort, soll jedoch dann in einem nahegelegenen 
wohnen. 

Private Betätigungen. Zu den erwähnten Instanzen des Bundes, 
der Staaten, der Städte und der Dörfer kommen andere, die keine direkten 
Beziehungen zu ihnen haben, sie aber in wünschenswerter Weise ergänzen 
bei der Verbesserung der hygienischen Zustände des Landes. Ihre Entstehung 
stammt nicht von einem Mangel an Energie bei den bestehenden Behörden, 
sondern eher von den Komplikationen, die in der Einleitung erwähnt wurden. 
— Jeder Staat hat seine eigene Gesetzgebung und kann nur innerhalb seiner 
Grenzen Untersuchungen anstellen. Der Kongreß kann Untersuchungen der 
verschiedensten Art inaugurieren, tut dies aber nicht stets. Betrifft dasselbe 
Problem zwei anliegende Staaten, so zeigt vielleicht nur der eine Interesse 
und die Nachrichten sind unvollkommen. 

Wegen dieser Schwierigkeiten haben eine Anzahl Gesellschaften die 
Lücke auszufüllen gesucht in der Art, daß in jeder Gemeinde oder in jedem 
Staat für die Untersuchung Zeit und Geld geopfert wird. Die meisten 
Gesellschaften sind nationale, doch haben viele auch rein örtlichen Charakter. 

Im Prinzip ähnelt ihre Wirksamkeit der der Abteilung für Kinder¬ 
hygiene im Bureau of Education oder dem Bureau of Labor in der Abteilung 
für Handel und Arbeit, denn diese beiden haben vor allem das vorhandene 
Material zu sammeln. Doch ist zu bemerken, daß die inoffiziellen Gesell¬ 
schaften mehr Initiative besitzen, speziell zur Verbesserung der bestehenden 
Gesetze. Einige wünschen, daß ihre Arbeit verstaatlicht würde und sind 
gern bereit, die Führung abzugeben, wenn dies geschehen sollte. 

Die Geldfrage, die viele Staaten von Untersuchungen abschreckt, ist 
gewöhnlich auf philanthropischer Basis geregelt, und die nötigen Summen 
werden durch Subskriptionen und durch Mitgliedsbeiträge aufgebracht, indem 
die Mitgliedszahl oft hoch in die Tausende steigt. Von den gewöhnlichen 
philanthropischen Bestrebungen unterscheiden sie sich durch ihren großen 
Einfluß auf Staats- und Ortsbehörden. 

Ein bemerkenswertes Beispiel ist die Kommission für Wurmkrankheit, 
meist Rockefeller S&nitary Commission genannt, die in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1909 gegründet und von dem Manne finanziert wurde, dessen 
Namen sie trägt. Sie ist gut organisiert und hat schon viel erreicht. In 
jedem betroffenen Staate ist ein Direktor zur Bekämpfung ernannt, gemeinsam 
von der Kommission und dem Staatsgesundheitsamte. Unter ihm stehen 
Sanitätsinspektoren, die die ganze Zeit an den befallenen und bedrohten 
Orten sind. 

Das notwendige Laboratorium wurde vom Staatsgesundheitsamte gestellt, 
und in einigen Fällen, wo keines existierte, errichtet. 

Das Unternehmen wird mit Begeisterung betrieben; die täglichen Be¬ 
richte werden gesammelt und den Angestellten in anderen Staaten zugänglich 
gemacht. Charakteristisch ist das Zusammenarbeiten zwischen der staatlichen 
und der privaten Institution zu demselben Zwecke. 

Ähnlich ist die Beziehung zwischen dem schon erwähnten Kinderarbeits- 
komitee und der Verwaltung. Das Komitee erforscht die bestehenden Zu- 
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stände, schlägt Verbesserungen vor und hat den Erlaß wertvoller Gesetze 
veranlaßt, auch ein Mustergesetz aus den vorhandenen zusammengestellt. 

Der National verband zum Studium und zur Verhütung der Tuberkulose 
arbeitet ebenfalls mit den Behörden zusammen und hat große Erfolge erzielt. 

Auch sonst gibt es noch eine große Anzahl, die aber nicht einzeln be¬ 
sprochen werden können. Tatsache ist jedenfalls, daß diese Gesellschaften 
einen großen Einfluß bei der Besserung der hygienischen Zustände des Landes 
gehabt haben, indem sie eine in der Medizinalverwaltung besteheQde Lücke 
ausfüllen. Einige davon sind: das nationale Kinderarbeitskomitee, die amerika¬ 
nische Gesellschaft für Spielplätze und Erholungen, das Komitee der Hundert 
für nationale Gesundheit, der nationale Konsumverein, die amerikanische 
Vereinigung für Ar beiter gesetzgebung, das amerikanische Rote Kreuz, die 
amerikanische Gesellschaft zum Studium und zur Bekämpfung der Kinder¬ 
sterblichkeit. 

Zusammenfassung. Wie sich aus dem Gesagten ergibt, ist die 
Hygiene in dem Regierungsplane recht gut entwickelt, und zwar mehr mit 
Rücksicht auf die kommerzielle Seite als auf das Verlangen nach hygienischen 
Zuständen an sich. 

Der Anteil des Bundes ist zweifellos der am besten geordnete, obwohl 
auch hier einige Klagen erhoben werden könnten; aber andererseits liegt eine 
große Vergeudung an Arbeitskraft durch die Zersplitterung in den einzelnen 
Departements vor. So lange die Beziehungen zwischen ihnen gut sind und die 
Persönlichkeiten wissenschaftlich zu denken verstehen, kann diese Zer¬ 
splitterung mindestens einigermaßen vermieden werden; aber die Möglichkeit 
ist da, und der gegenwärtige Versuch, das gesamte Gesundheitswesen de9 
Bundes unter einem Haupte zu vereinigen, mit Ausnahme des Kriegs- und 
Marinedepartements, ist die einzige Lösung des Problems, das andernfalls sehr 
kompliziert werden könnte. Das neugeschaffene Kinderbureau muß mit Sorg¬ 
falt organisiert werden, da schon einige Bureaus und Abteilungen in der¬ 
selben Richtung arbeiten. Bestände z. B. ein einzelnes Departement zur An¬ 
stellung der Untersuchungen, die von Zeit zu Zeit vom Kongreß angeordnet 
werden, so würden dieselben bedeutend beschleunigt und verbilligt werden. 

Mit Ausnahme des Departements für Landwirtschaft, wo der kürzlich 
infolge der Aktion eines senilen Sekretärs unter Mitwirkung selbstinteressierter 
Unterbeamter erfolgte Rücktritt des Chefs des Bureaus für Chemie einen 
bisher fast unerhörten Sturm der Entrüstung hervorgerufen hat, ist die 
Bundesregierung auffallend frei geblieben von politischen oder anderen un¬ 
heilvollen Einflüssen, und wird es wahrscheinlich auch bleiben. 

In den anderen Ämtern ist ein hervorstechender Zug das hohe Maß von 
Verschiedenheit in der Verwaltung der einzelnen Staaten und Gemeinden. 

Nur in wenigen Staaten hat die Zentralbehörde einen wirklichen Einfluß 
und selbst in diesen ist er viel geringer, als wünschenswert wäre. Solange 
eine Gemeinde oder ein Staat nichts tut, was den angrenzenden direkt 
schädigen würde, läßt man alles dahingehen, und obwohl in der Hauptsache 
die Gesetze genügenden Anhalt zum Einschreiten geben, ist das Interesse der 
Gesundheitspflege meist kein hinreichender Anstoß dazu. Die größeren Gemein¬ 
wesen sind im allgemeinen wenigstens ziemlich gut organisiert und arbeiten 
vortrefflich, mit dem Resultat einer starken Verminderung der Sterblichkeit, 
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besonders an Infektionskrankheiten. Die kleinen tun, was ihre Mittel gestatten, 
und der schwächste Teil sind die verstreuten ländlichen Distrikte. Da sie 
außer ihren eigenen knappen keine Mittel haben 9 muß der ländliche Medizinal¬ 
beamte umsonst oder für ein so geringes Honorar arbeiten* daß er unmöglich 
genügend Zeit diesen Obliegenheiten widmen kann; dazu kommt, daß das 
Amt von politischen Faktoren ganz oder teilweise abhängig ist und daß 
dadurch die rechten Männer kaum für den Posten gewonnen werden können. 
Es scheint jedoch, daß darin bald eine Änderung eintreten wird und daß die 
Stellung der Wächter der Volksgesundheit dann soweit gesichert sein wird, 
daß dieser ernste Vorwurf gegen unsere öffentliche Gesundheitspflege ver¬ 
schwindet. 

Dann wird auch das Bedürfnis für viele der privaten Gesellschaften 
schwinden, obwohl wahrscheinlich niemals eine Zeit kommen wird,* wo ein 
Departement für Hygiene so gut finanziert und besetzt sein wird, daß es 
fähig ist, die ganze Arbeit allein und ohne Beihilfe auszuführen, sei es 
finanzielle oder andere. 


Infektionskrankheiten. 

Meldepflicht. Bei der Bekämpfung der Infektionskrankheiten treten 
die verschiedenen klimatischen Bedingungen des Landes besonders hervor. 
So ist es z. B. nicht notwendig, Gelbfieber anzeigepflichtig zu machen, wo die 
Stegomyia nicht vegetieren kann, oder Amöbendysenterie in Distrikten, wo die 
Amöben außerhalb des Körpers nicht zu leben vermögen. Daher kann man nicht 
erwarten, daß die sämtlichen Staaten dasselbe Verzeichnis anzeigepflichtiger 
Krankheiten haben, ja, nicht in zwei Staaten ist ob völlig identisch. Selbst wenn 
die Bundesregierung die Liste auf stellen würde, wäre mindestens in großem 
Umfange dasselbe der Fall. Der Gesundheits- und Marinespitaldienst hat 
kürzlich ein Bulletin herausgegeben, das von großem Werte ist, um so mehr 
als es die Bedingungen in den verschiedenen Staaten schildert. 

Die Zahl der anzeigepflichtigen Krankheiten variiert von einem Maximum 
von 33 in Pennsylvanien zu einem Minimum von keinen in vier wenig fort¬ 
geschrittenen Staaten; und es existieren zwei Ansichten über ihre Ausdehnung. 
Einerseits sagt man, daß je weniger auf der Liste stehen, desto größer die 
Aufmerksamkeit bei ihnen und desto vollkommener die Meldung ist; anderer¬ 
seits hält man es für besser, sämtliche übertragbare Krankheiten melden zu 
lassen, und das allgemeine Urteil neigt mehr und mehr dieser Meinung zu. 

Gewisse Schwierigkeiten haben mindestens in der Mehrzahl der Staaten 
bisher eine günstige Entwickelung verhindert. Mit wenigen Ausnahmen wird 
kein Honorar bezahlt, und tätige Ärzte erhalten sogar nur wenig Erleich¬ 
terungen. Vielleicht aus diesem Grunde und teilweise aus Unkenntnis des 
Wertes der Prophylaxe ist die Durchführung der Verordnungen über die 
Meldepflicht mehr oder weniger mangelhaft, wenigstens im Durchschnitt; in 
den besser organisierten Staaten dagegen recht gut. 

Über die einzelnen Krankheiten ist folgendes zu sagen: Cholera, Fleck¬ 
fieber, Pest, Gelbfieber (die sämtlich nicht endemisch sind) sind in den Staaten 
meldepflichtig, in die sie zunächst eingeschleppt werden können, z. B. Cholera 
in allen Küstenstaaten außer Delaware, Louisiana, Maryland, Rhode Island 
und Südkarolina. Pest ist meldepflichtig in allen Staaten der Westküste 
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und den bedeutendsten Seestaaten der Ostküste, außer Louisiana, Maryland, 
Südkarolina und Massachusetts, was mit der Eröffnung des Panamakanales 
sich wohl ändern wird. Fleckfieber ist meldepflichtig in den Küstenstaaten, 
außer Florida, Louisiana, Virginia und Südkarolina, und Gelbfieber in allen 
Staaten, wo sich die Stegomyia entwickeln kann, außer Arkansas und Süd¬ 
karolina. Dabei ist aber zu berücksichtigen, einerseits, was früher über den 
Bundesquarantänedienst gesagt wurde, andererseits, daß in Staaten, die als 
Staaten keine Anzeigepflicht besitzen, Verordnungen der Städte diese er¬ 
setzen. 

Masern sind meldepflichtig in etwa 50 Proz. der Staaten; Scharlach in 
75 Proz.; Pocken in 80 Proz.; Diphtherie in 75 Proz ; epidemische Genick¬ 
starre in etwa 50 Proz.; Poliomyelitis in etwa 50 Proz.; Tuberkulose in etwa 
60 Proz.; Typhus in 50 Proz.; Keuchhusten in 40 Proz.; Windpocken in 
30 Proz. Dazu kommt eine lange Liste von Krankheiten, die nur in einem 
kleinen Teile der Staaten angezeigt werden müssen: Aktinomykose, Milz¬ 
brand, Beriberi, Krebs, Chagresfieber, Dengue, Darmkatarrh, epidemische 
Dysenterie (Pennsylvanien, Porto Rico, Texas), Erysipel (Kalifornien, Penn¬ 
sylvanien, Wisconsin), Favus (nur in Washington), Röteln (Kalifornien, Idaho, 
Washington), Rotz, Gonokokkeninfektionen (nur Kalifornien), Aussatz (in den 
Staaten, wo er vorkommt, einschließlich Hawaii und Porto Rico), Malaria, 
Mumps, Ophthalmia Neonatorum, Pellagra (Kalifornien, New York, Pennsyl¬ 
vanien und Washington), Pneumonie, Puerperalfieber (Nebraska und Pennsyl¬ 
vanien), Rocky Mountain spotted fever (Montana), Syphilis (Porto Rico und 
Kalifornien), Tetanus, Trachom, Trichinose, Wurmkrankheit (Kalifornien, 
Porto Rico, Pennsylvanien, Virginia und Washington); doch ist es wahr¬ 
scheinlich, daß die gegenwärtige Beschäftigung mit der letzteren Krankheit 
die Anzeigepflicht in den betroffenen Staaten allgemein machen wird. 

Außerdem bestimmen fünf Staaten, daß „übertragbare Krankheiten“, 
zwölf andere „kontagiöse Krankheiten“, sieben andere „Krankheiten, die für 
die VolkBgesundbeit schädlich sind“, vier „epidemische Krankheiten“, elf 
„infektiöse Krankheiten“ und zwei „pestilenzielle Krankheiten“ gemeldet 
werden müssen. Diese könnten es also durchsetzen, daß alle möglichen In¬ 
fektionskrankheiten gemeldet werden. Wo aber keine anderen Bestimmungen 
bestehen, wird gewöhnlich so gut wie nichts gemeldet. Doch auch hier kann 
die Anzeigepflicht in einzelnen Städten vorzüglich durchgeführt sein. 

Dazu kommen noch einige wichtige Punkte. So hat die Bekämpfung 
der Ophthalmia neonatorum zu der Forderung geführt, daß allen Neugeborenen, 
gleichgiltig welcher Herkunft, die Augen mit Silberlösung behandelt werden. 
Diese Bekämpfung, die 1891 eingesetzt hat, hat dazu geführt, daß bisher 
30 Staaten entsprechende Gesetze erlassen haben. Doch sind die weiteren 
Maßnahmen noch verschieden: Einige Staaten fordern nur die Mitteilung der 
Krankheit, andere, daß auch die nötigen Mittel zur Behandlung beschafft 
werden; einige Staaten sind so weit fortgeschritten, daß alles Erforderliche 
unentgeltlich abgegeben wird, wie Diphtherieantitoxin, und in einer großen 
Anzahl von Unterstationen zu erhalten ist; dies ist für die genannte Krankheit 
auch das allgemeine Bestreben. 

Außerdem sucht man in neuerer Zeit auch gewisse Gewerbekrankheiten 
anzeigepflichtig zu machen. Während dieser Brauch in vielen der älteren 
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Nationen schon seit längerer Zeit besteht, ist die Entwickelung bei uns 
jüngsten Datums, und es läßt sich noch nicht sagen, wie sie weitergehen wird. 

In einigen Staaten sind, wie erwähnt, auch die Geschlechtskrankheiten 
xneldepflichtig. Dies ist neueren Datums und in einer Anzahl von Städten 
ebenfalls durchgeführt. Die Schwierigkeit liegt natürlich in der Furcht des 
Patienten, daß die Krankheit allgemein bekannt würde, und man hat auch die 
verschiedensten Mittel versucht, diese Schwierigkeit zu heben; doch befindet 
sich alles dieses noch im Versuchsstadium. 

Darüber, wer die Anzeige zu erstatten hat, bestimmen die Staaten Ver¬ 
schiedenes; doch ist es meist in erster Linie der Arzt, dann besonders der 
Haushaltungsvorstand. Ebenso ist die Art und Weise und die Behörde, an 
die sie zu geschehen hat, verschieden; im allgemeinen sucht man den Weg 
möglichst zu vereinfachen. 

Die weite Verbreitung der Broschüren des Marinehospitaldienstes über 
diese Punkte und ihre lebhafte Kommentierung in den medizinischen Zeit¬ 
schriften wird hoffentlich zu einer größeren Gleichmäßigkeit beitragen. 

Bekämpfung. Ist ein Fall gemeldet, für den das Gesetz Isolierung 
vorschreibt, so geht der Sanitätsbeamte nach dem Hause und befestigt ein 
Täfelchen (placard) an die Tür desselben oder der Wohnung oder des Teiles 
des Hauses, wo der Patient liegt. Ist das Täfelchen angebracht, so darf 
niemand außer dem Arzte aus- und eingehen, bis der Patient für gesund 
erklärt ist. Dann kommen die Sanitätsbeamten und desinfizieren das Haus 
oder den betreffenden Teil, ebenso Kleider und andere Gegenstände. Erst 
wenn alles dieses beendet ist, kann das Täfelchen entfernt werden und Aus- 
und Eingang sind freigegeben. 

An vielen Orten finden sich besondere Regeln. Einige erlauben den 
Durchgang für den Ernährer der Familie ohne Vorsichtsmaßregeln, andere 
machen keine Ausnahmen. Einige lassen die gelernte Pflegerin durch, während 
die Mutter im Hause bleiben muß; doch sind die meisten dieser Verordnungen 
Ausnahmen, und in der Regel macht man die Isolierung absolut, indem der 
Ernährer außer dem Hause bleibt und seiner Arbeit nachgeht. 

Das Täfelchensystem ist interessant, da es in Europa wenig eingeführt 
ist. Ernsthafte Einwendungen dagegen können nicht gemacht werden, wenn 
auch natürlich versucht wird, die Polizei zu veranlassen, sie an unauffälligen 
Orten anzuheften, was gesetzwidrig ist. Man hört niemals von Einsprüchen 
gegen ihre Anbringung, und dies ist um so interessanter, als ein Infektions¬ 
spital in der amerikanischen Durchschnittsstadt durch Abwesenheit glänzt, 
so daß die meisten Fälle in derartigen Häusern behandelt werden. 

Die Zahl der tatsächlich gemeldeten Fälle wechselt an den verschiedenen 
Orten und mit den Krankheiten. Bei den gefährlicheren Exanthemen werden 
fast alle Fälle gemeldet, vielleicht wegen der Unannehmlichkeiten, die sonst 
bei Todesfall entstehen. Bei wenigen ansteckenden Krankheiten, wie Typhus, 
ist es schwieriger, und sicher kommt besonders in der Mitte einer Epidemie 
nur ein relativ geringer Prozentsatz der nicht tödlich verlaufenen Fälle zur 
Kenntnis der Behörden. Dies kann man daraus schließen, daß die Totalität 
nach den offiziellen Angaben einige dreißig Prozent betragen würde, obwohl 
in Wirklichkeit die Fälle leicht verliefen. Außerdem wird bei zahlreichen 
Fällen nur der Tod gemeldet. 
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Krankenhäuser. In den großen Städten ist gewöhnlich ein Infektions- 
spital, aber schon bei einer kleinen Epidemie genügt es nicht. Mit Ausnahme 
von New York und ein oder zwei anderen Orten ist jedoch das Wohnungs¬ 
wesen so, daß viele Fälle unter den erwähnten Maßregeln im Hause isoliert 
werden können. Diese Spitäler, von ähnlichem Bau wie die in Europa, sind 
besonders für MaBern, Scharlach und Diphtherie, während Typhus im All¬ 
gemeinen Krankenhaus behandelt wird. Wo Fälle von Pocken Vorkommen, 
kommen sie in das Pockenspital, das meist mehr oder weniger auswärts liegt 
und den wohlklingenden Namen „Pesthaus“ führt, was zu einer Vermehrung 
seiner Beliebtheit bei der Bevölkerung nicht gerade beiträgt. Übrigens sind 
Pocken nirgends endemisch und es kann eine Periode von mehreren Jahren 
zwischen zwei Epidemien liegen. 

Während für die meisten Krankheiten kein Krankenhauszwang existiert, 
ist dies gewöhnlich bei Pocken der Fall. Auch bei Pest ist es so, ebenso 
bei Gelbfieber in den betreffenden Staaten, außer wenn die Behörde die 
getroffenen Maßnahmen für genügend hält. 

Wo solche Krankenhäuser existieren, ist die Einrichtung genügend, ebenso 
das ärztliche und Wärterpersonal, und die Maßnahmen gegen Verbreitung 
werden gründlich durchgeführt. Manchmal ist es schwierig, einen passenden 
Platz zu finden wegen des Vorurteiles der Bevölkerung, obwohl nichts für die 
stärkere Verbreitung von Krankheiten in der Nachbarschaft spricht. 

Bekämpfung der Tuberkulose. Die Anfänge der Bekämpfung dieser 
Krankheit datieren aus dem Jahre 1894, wo Dr. Trudeau das Saranac- 
Sanatorium errichtete, eine Institution, die seitdem immer im Vordergrund 
stand. Die offiziellen Bestrebungen begannen erst zehn Jahre später, als 
New York die Krankheit anzeigepflichtig machte. Wie sehr sie seither zu¬ 
genommen haben, zeigt der 1908 erschienene 500 Seiten dicke Band der 
Nationalen Gesellschaft zum Studium und zur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose. 

Die Bundesregierung als solche ist dabei nicht beteiligt, außer daß in 
den Bureaus für Arbeit und für Kinderfürsorge allgemein unhygienischen 
Bedingungen entgegengewirkt wird, die zur Krankheit disponieren. 

Dagegen haben 50 Proz. der Staaten die Krankheit anzeigepflichtig 
gemacht, und viele haben eine besondere Gesetzgebung dagegen. Ferner 
haben sie staatliche Krankenhäuser oder Sanatorien mit freier Behandlung 
errichtet; leider hat auch hier in einem oder zwei Fällen eine unglückliche 
Vermischung mit der Politik stattgefunden. 

Am intensivsten wird in den Städten gearbeitet, wo das Fehlen hygienischer 
Maßnahmen unter vielen der Einwanderer zur Verbreitung der Infektion am 
meisten beiträgt. Auch die Bekämpfung unter den Verbrechern und Irren 
verspricht Erfolge für die Allgemeinheit. 

In den Städten sind die Hauptmethoden: die Gesetzgebung, durch 
Meldepflicht, Spuckverbot und Desinfektion, und die Prophylaxe durch Er¬ 
ziehung und Behandlung der Kranken und Prätuberkulösen. Das Dispensary 
in Verbindung mit Fürsorge und diagnostischem Laboratorium hat in dieser 
Kombination wichtige Dienste geleistet für den doppelten Zweck der Er¬ 
langung von Informationen und der Fürsorge für Kranke und Tuberkulose¬ 
bedrohte. 
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Im einzelnen sind die Einrichtungen in den verschiedenen Städten ver¬ 
schieden, und es wird daher am besten sein, eine einzelne herauszugreifen, 
mit der der Verfasser besonders vertraut ist. 

Cleveland, Ohio, ist eine rasch wachsende Stadt von einigen 600000 Ein¬ 
wohnern. Sie liegt am Ufer der großen Seen und hat eine mindestens zur 
Hälfte eingewanderte Bevölkerung. Alle Nationalitäten der Welt sind dort 
vertreten, vorwiegend Germanen und Slawen mit einer großen Kolonie von 
Italienern. Diese Mischung, von der ein Teil die Landessprache gar nicht 
versteht und von der viele nicht von bester körperlicher Entwickelung sind, 
bietet ganz andere Probleme, als es in europäischen Städten der Fall ist. 

Von zwei Seiten wird gleichzeitig in gutem Einvernehmen gearbeitet, 
so daß ihre gemeinsame Arbeit größer ist, als die Summe der einzelnen sein 
würde. Die städtischen oder offiziellen Behörden wirken unter den Gesetzen 
des Staates und der Stadt; die privaten Vereinigungen haben ursprünglich 
keine Beziehungen zu ihnen und sind auf private Mittel angewiesen. Beide 
arbeiten aber in einerWeise zusammen, daß man meinen möchte, daß es drei 
Gruppen wären; einmal jede für sich und weiter die gemeinsame Arbeit. 

Die städtischen Behörden sind aus zwei Abteilungen der Stadtverwaltung: 
dem Departement für öffentliche Sicherheit, wozu auch Polizei und Feuerwehr 
gehören, und aus dem Departement (Amt) für öffentliche Gesundheitspflege. 
— Unter ersterem steht ein Krankenhaus für fortgeschrittene Fälle für 
102 Kranke und ein Sanatorium für leichte Fälle mit 87 Betten; außerdem 
wird gegenwärtig ein weiteres mit 250 Betten errichtet. Kein Fall kommt 
dort hinein außer durch die Dispenaries. Ein Übereinkommen mit der Graf¬ 
schaft, in der Cleveland liegt, bestimmt, daß die Stadt einen Dollar täglich 
pro Patienten zu bezahlen hat. 

Das Gesundheitsamt hat die meisten Aufgaben. Zunächst wurde 1910 
eine spezielle Tuberkuloseabteilung gegründet zur Registrierung aller ge¬ 
meldeten Fälle. Hier werden sie klassifiziert und nur die Lebenden weiter 
verfolgt; gegenwärtig sind es 5000. 

Die Fälle kommen auf verschiedenen Wegen zur Kenntnis. Zunächst 
ist die Krankheit anzeigepflichtig; doch macht das nur einen kleinen Teil der 
Fälle aus. Das Amt hat drei Dispensaries in der Stadt errichtet, zu denen 
die Patienten durch den Distriktsarzt, die Distriktsschwester, die Schul¬ 
schwester usw. verwiesen werden, oder welche sie freiwillig aufsuchen. Sie 
sind nach dem Muster eines privaten Dispensary errichtet, das noch existiert, 
aber bald von der Stadt übernommen werden wird. Jedes hat einen be¬ 
stimmten Distrikt und einen besoldeten Arzt und zwei oder drei Schwestern, 
sowie einen Beamten. Das Sputum wird unentgeltlich untersucht. 

Das private Unternehmen ist folgendermaßen organisiert: 

Die Anti-Tuberkulosis-League von Cleveland ist eine sehr rührige Gesell¬ 
schaft, die sich finanziell erhält teils durch Mitgliedsbeiträge, teils private 
Subskriptionen, teils durch Einnahmen aus dem jährlich um Weihnachten 
stattfindenden Verkauf der Roten Kreuzmarke. Außer dem erwähnten Dis¬ 
pensary hat es eine Fürsorgeschwester für die Arbeit des sogenannten Komitees 
für spezielle Fälle, die eher finanzielle Beihilfe für die Behandlung brauchen, 
sei es aus Mangel an Mitteln, oder weil der Ernährer selbst krank ist und 
seine Arbeit nicht aufgeben will. Es hat ferner eine Zeltkolonie für 31 tuber- 
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kulöse Kinder, die da9 ganze Jahr in Betrieb ist, obwohl die Temperatur 
oft unter — 20° C fällt. Außerdem liefert es durch andere Vereine Milch 
und Eier für die Bedürftigen und wirkt erzieherisch. Auch eine Ferien¬ 
kolonie (Camp) für 50 anämische Kinder soll in diesem Sommer eröffnet 
werden. 

Die gemeinsame Arbeit ist folgende: In Verbindung mit der Zeltkolonie 
ist eine Freiluftschule von der Liga errichtet mit Lehrern des Erziehungs¬ 
amtes; außerdem existieren fünf weitere Freiluftschulen durch ähnliches Zu¬ 
sammenarbeiten. Ferner ist eine Erholungsstätte vorhanden für 35 Patienten 
im ersten Stadium, die von den Dispensaries ausgewählt werden und täglich 
von 8 Uhr morgens bis V 2 6 Uhr abends draußen bleiben. 

Dazu kommt noch das Zusammenarbeiten anderer Instanzen und Vereine: 
des Schularztdepartements, der Säuglingsfürsorgestellen, der Vereinigung der 
Fürsorgeschwestern, der Beratungsstelle für Mütter am Lakeside- Hospital 
und der Western Reserve Medical School, der Heimgartengesellschaft u. v. a. 

1911 gab die Stadt 16000 Dollars (65000 Jt) aus, die Liga 14000 
(57000 t /ft) und die Associated Charities 2500 (10500 <jtl) und diese Summen 
werden 1912 wesentlich größer werden. Einer der interessantesten Punkte 
ist das ausgezeichnete Zusammenwirken zwischen öffentlicher und privater 
Tätigkeit, und daß die ganze Arbeit in großer Ausdehnung im Gesundheits¬ 
amte direkt oder indirekt zentralisiert ist. Die Ergebnisse sind sehr ermutigend, 
und auch außerhalb Clevelands wird sich die Arbeit ausdehnen. 

Schutzimpfung. In dieser Richtung sind die Maßnahmen in den 
Vereinigten Staaten sehr verschieden. Man kann sie dahin zusammenfassen, 
daß die Schutzpockenimpfung in einigen Orten obligatorisch, an anderen er¬ 
leichtert ist, und daß Wut- und Typhusschutzimpfungen an manchen Orten 
durch die Orts- oder Staatsbehörden besorgt werden. Der Gebrauch von 
Antitoxin durch die Städte und Staaten wird ermutigt und an manchen 
Orten wird es kostenlos geliefert; dasselbe ist der Fall bei Wut- und Typhus- 
schutzimpfungen. Die Zahl der Orte, an denen diese Behandlung oder 
wenigstens die Abgabe des Materials an den Arzt für Unbemittelte unentgelt¬ 
lich ist, ist ständig im Zunehmen, und kaum jemals kommt eine Nummer 
des Journal of the American Medical Association heraus ohne Vermehrung 
dieser Liste. 

Mit Ausnahme der Impfung gegen die Blattern ist jedoch diese Behand¬ 
lung durchaus freiwillig; bei dieser dagegen herrschen in der Gesetzgebung 
große Verschiedenheiten. Sie ist so kompliziert, daß die Gesundheits- und 
Marinespitalgesellschaft in ihrem Bulletin 52 die Sachlage in einer ähnlichen 
Weise besprechen konnte wie die Verschiedenheiten bei der Meldepflicht und 
der Ophthalmia neonatorum. 

Um mit der Vergangenheit zu beginnen, so ließ die Bundesregierung 1813 
allen, die e9 wünschten, durch die Post Vaccine übersenden; doch wurde 
dieses Gesetz 1822 aufgehoben. 1832 wurde gesetzlich bestimmt, daß die 
Indianer in den Reservationen damit versorgt werden sollten, und dieses 
Gesetz ist noch heute in Kraft. 

Das Bundesquarantänegesetz ordnet die Impfung aller Personen an, die 
aus dem Auslande unter bestimmten Bedingungen ankommen, und keine 
Staats- oder Ortsbehörde darf dies ändern. 
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Die Entwickelung der Staatengesetze darüber begann 1809, und heutzu¬ 
tage haben 31 Staaten Gesetze über die Impfung, d. L etwas weniger als 
dreiviertel von allen. 

Nur in drei Staaten oder Territorien existiert tatsächlich Zwangsimpfung, 
nämlich in Kentucky, New Mexico und Porto Rico. In Delaware hat der 
Staat Vollmacht, sie beim Auftreten der Pocken zu erzwingen und ebenso in 
Wyoming. In Arizona, Hawaii, Kentucky, Maryland, Nord-Dakota und Porto 
Rico werden Eltern und Vormünder aufgefordert, ihr Kinder vor einem ge¬ 
wissen Alter impfen zu lassen, was mit der Zeit zu einer Durchimpfung der 
Bevölkerung führen wird, wenn es tatsächlich ausgeführt wird. Einige 
Staaten verbieten die Zwangsimpfung, doch kann Isolierung in Fällen von 
Gefahr angeordnet werden. 

Kentucky hat die besten Bestimmungen und fordert die Impfung aller 
Erwachsenen, aller Personen, die in den Staat kommen, um sich dort nieder¬ 
zulassen, aller Insassen öffentlicher Anstalten und der Kinder innerhalb eines 
Jahres nach der Geburt. 

Im ganzen ist im Lande die Verschiedenheit der Bestimmungen so groß, 
daß sich kein Auszug aus der Zusammenfassung des erwähnten Berichtes 
geben läßt; doch sind zwei Arten der Behandlung der Frage erwähnenswert. 
In vielen Staaten wird verlangt, daß alle Schulkinder geimpft werden, und 
da alle Kinder eines bestimmten Alters schulpflichtig sind, werden auch ziem¬ 
lich alle geimpft. In vielen Städten ist eine ähnliche Verordnung erlassen in 
Ermangelung eines Staatengesetzes. In Utah dagegen ist es ausdrücklich 
verboten, Kinder aus der Schule auszuschließen wegen mangelnder Impfung, 
und in Süd-Dakota ist ein Zeugnis über Impfung innerhalb der letzten fünf 
Jahre genügend. In Minnesota ist Zwangsimpfung bei Schulkindern ver¬ 
boten. — In praxi wird Vaccine überall unentgeltlich geliefert, sei es durch 
den Staat, sei es durch die Stadt, und die Ausübung der Impfung wird ge¬ 
fördert, wo die Gesetze entsprechend sind. 

Das natürliche Ergebnis aller dieser Unstimmigkeiten ist, daß ständig 
einige Pockenfälle im Lande Vorkommen. Impfgegnerische Vereinigungen sind 
häufig und von dem gewohnten Maße von Aufrichtigkeit, und das Bestehen der 
Homöopathie in einigen Staaten kann man aus der in Jowa gefällten Entschei¬ 
dung ersehen, nach der die innerliche Darreichung von „Variolinum 14 als 
dem Gesetze genügender Ersatz für die Impfung erklärt wird. Glücklicher¬ 
weise ist dies der einzige Staat, welcher diese Art von Quacksalberei legalisiert. 

Kein Jahr vergeht, in dem nicht in dem einen oder anderen Staate Ge¬ 
setze, die die Impfung hindern wollen, und Gesetze gegen den Gebrauch von 
Diphtherieantitoxin eingebracht werden, und ständige Bemühungen sind nötig, 
um gegen die Flut von Lügen und Unverstand vorzugehen, die von den er¬ 
wähnten Vereinigungen ausgehen. Natürlich ist das gleiche auch bei anderen 
Ländern der Fall, aber die Schwierigkeiten werden vermehrt durch den 
leichten Verkehr zwischen den Staaten und den Mangel an Einheitlichkeit in 
der Gesetzgebung. 

Die einzigen Stellen, an denen Typhusschutzimpfungen obligatorisch sind, 
sind einige im Bundesdienst und bei einer Anzahl Privatgesellschaften, deren 
Angestellte der Krankheit besonders leicht ausgesetzt sind; doch können letz¬ 
tere jederzeit auf ihre Stellung verzichten. 
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Schutz der Wasserversorgung. 

Was die Frage der Trinkwasserversorgung für Haus und Gemeinde an¬ 
belangt, so sind die Vereinigten Staaten etwa in derselben Lage, wie Europa 
vor vielen Jahren, wegen der äußerst schnellen Entwickelung der Bevölkerung 
zu einer Zahl, die die Aufmerksamkeit besonders auf das Problem lenken muß» 

Wie es überall der Fall ist, wenn eine Gemeinde wächst, überwiegt das 
Streben nach Abwasserbeseitigung die Kenntnis der vom Wasser kommenden 
Gefahren, oder vielmehr von einem bestimmten Wasser, denn es ist allgemein 
bekannt, daß, wenn ein Brunnen lange in Gebrauch war, er „ipso facto 44 
gut ist. Das natürliche Resultat war, daß, wenn schließlich eine Verbesserung 
eingeführt werden mußte, die Geldfrage äußerst schwierig zu lösen war. Selbst 
wenn eine frühzeitige Agitation der Hygieniker die Aufmerksamkeit darauf 
lenkte, wurde der Fortschritt durch Indifferenz und Geldknappheit, sowie dem 
ständigen Wechsel der Beamten aus politischen Gründen verlangsamt. 

Das meiste Wasser, das in den Vereinigten Staaten verwendet wird, ist 
Oberflächenwasser aus Flüssen, Seen und künstlichen Staubecken. Wasser¬ 
versorgung der Gemeinden aus Tiefbrunnen ist weniger häufig; wo sie vor¬ 
kommt, ist sie im allgemeinen gut. In den ländlichen Distrikten ist die 
Quelle oder der Brunnen die Regel und die Obhut auf seine Umgebung ist 
gewöhnlich recht schlecht. 

Diese Tatsache, sowie die äußerste Rücksichtslosigkeit bei der Abwasser¬ 
beseitigung, mit wenigen Ausnahmen, machen die Frage der Verhütung der 
durch das Wasser übertragbaren Infektionskrankheiten zu einer äußerst 
wichtigen. 

Eine der Publikationen der Regierung zählt die Grundsätze auf und 
gibt folgende an: 

Jeder Ufereigentümer hat das Recht: 

1. das Wasser von Flüssen oder Strömen, die durch sein Grundstück 
oder daran vorbeifließen, für die gewöhnlichen Zwecke des häuslichen Lebens 
und der Landwirtschaft zu benutzen, einschließlich Viehtränken; 

2. dieses Wasser zu allen Kraft- oder Fabrikationszwecken zu verwenden, 
welche seine Menge nicht wesentlich vermindern oder seine Beschaffenheit 
nicht beträchtlich verändern, noch bei schiffbaren Flüssen der Schiffahrt 
Schwierigkeiten machen; 

3. sich den Zufluß des Wassers von weiter oben gelegenen Besitzungen 
weder vermindern oder ableiten oder durch landwirtschaftliche oder häusliche 
Abwasser, noch auch 

4. durch gewerbliche Abwasser verunreinigen zu lassen; 

5. das Wasser in seinem natürlichen Bett, nicht verunreinigt durch 
Ablagerungen fäulnisfähiger oder anderer Substanzen, die sich weiter oben im 
Bett oder Kanal befinden, zu erhalten. 

Für die letzten drei Punkte bestehen Ausnahmen in den trockenen 
Staaten des Westens nach dem Grundsatz der „prior appropriation“, der 
sagt, daß die Entnahme des Wassers nach Bedarf zu gemeinnützigen Zwecken 
jedem gestattet ist, der Zutritt zum Flusse hat 

Umgekehrt hat jeder Ufereigentümer die Pflicht: 
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1. das Wasser für häusliche und landwirtschaftliche Zwecke so zu ge¬ 
brauchen, daß keine Ableitung, Verminderung oder Verunreinigung eintritt; 

2. jede Benutzung zu Fabrikationszwecken zu vermeiden, durch die es 
abgeleitet oder seine Menge wesentlich verändert den weiter abwärts liegen¬ 
den Eigentümern zufließt oder in seiner Beschaffenheit beträchtlich verän¬ 
dert wird; 

3. keine fauligen oder andere Substanzen in das Bett in der Art oder 
Menge zu bringen, daß das Wasser den abwärts liegenden Eigentümern nicht 
in seinem natürlichen Bett oder irgendwie verunreinigt zufließt. 

Wo die „prior appropriation“ in Kraft ist, soll er nur das tatsächlich 
nötige entnehmen. 

Rechte und Pflichten der Gemeinden. Werden sie Eigentümer 
von Seen, Staubecken und natürlichen Flüssen, so haben sie dieselben Rechte 
wie die anderen Eigentümer. — Wird ihnen gestattet, Kanaleinläufe in die 
Flüsse anzulegen, so sind sie, außer in Indiana, nicht von den Bestimmungen 
über Flußverunreinigungen ausgenommen. Die Rechte der anderen Eigen¬ 
tümer, die unter 3., 4. und 5. angeführt sind, können diesen nicht entzogen 
werden, außer gegen Bezahlung einer entsprechenden Summe nach rechts¬ 
gültigem Urteilsspruch, und daher darf gesetzlich keine Verunreinigung statt- 
flnden, bis die Rechte aller Unterlieger abgelöst sind. 

Rechte und Pflichten des Publikums. Das Publikum, d. h. die 
Personen, die eine Wohnung in der Nachbarschaft inne haben, hat daB Recht 
auf natürlichen Zustand des Wassers, sowie der Luft über ihm in einem Zu¬ 
stand, der dem natürlichen so nahe kommt, daß Leben und Gesundheit nicht 
zerstört oder geschädigt wird. Umgekehrt hat das Publikum die Verpflich¬ 
tung, das Wasser in diesem Zustand zu erhalten. 

Die Rechte und Pflichten des Publikums wurden durch die Gesetzgebung 
in fast allen Staaten und Territorien (1905 in 38) befestigt. Die Bestim¬ 
mungen sind als Remedial bezeichnet und nicht verfassungswidrig, obwohl 
sie den präskriptiven Rechten zu widersprechen scheinen. Es wurde ent¬ 
schieden, daß niemand ein Recht erlangen kann, etwas zu tun, was die Ge¬ 
sundheit oder Behaglichkeit (comfort) des Publikums schädigt. 

Nach dieser Übersicht können die Einzelheiten in den Staaten besprochen 
werden. Es ist klar, daß, wenn alle diese Bestimmungen befolgt würden, die 
Gewässer ständig in .einem ausgezeichneten Zustande sich befänden; doch 
muß einiges besprochen werden, bevor man sich eine solche Meinung bilden 
könnte. 

Wie früher erwähnt, kam die Kenntnis der Gefährlichkeit schlechten 
Trinkwassers später als die der Notwendigkeit der Abwasserbeseitigung, und 
so findet sich in den meisten Gesetzen der Satz, daß schon vorhandene Ver¬ 
unreinigungen nicht darunter fallen. Außerdem herrscht die Gewohnheit, 
die Dinge gehen zu lassen, und wenn nicht von Ufereigentümern geklagt 
wird, wird die Frage gar nicht berührt, außer wenn die Staatsbehörden sehr 
tätig sind. 

In der erwähnten Zusammenfassung werden die Staaten in drei Gruppen 
eingeteilt, je nachdem sich Gesetze und Verordnungen nur gelegentlich mit der 
Frage befassen, oder sie allgemeine Bestimmungen ohne besondere Beziehungen 
auf das Wasser haben, oder strenge Bestimmungen. 
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Unter den Staaten, die hier besprochen werden, fallen alle, außer Indiana, 
unter die letzten beiden Klassen und mit der weiteren Ausnahme von Michigan 
kann man sagen, daß der Rest klare und strenge Bestimmungen hat. 

Die wichtigste Bestimmung, die in vielen der Staaten besteht, ist die, 
daß kein Plan für eine Wasserversorgungs- oder Abwasserbeseitigungsanlage 
für eine Gemeinde ausgeführt werden darf, ohne Bestätigung der Staats¬ 
behörden. Wird diese Bestimmung gründlich durchgeführt, so ist sie imstande, 
jede Zunahme der Flußverunreinigung durch neue Anlagen gänzlich zu ver¬ 
hindern. 

Die ersten Abschnitte der Staatengesetze sagen meist dies aus. Das 
Studium der Staatengesetze zeigt, daß, wenn auch ziemliche Verschiedenheiten 
sich darin befinden, doch die Notwendigkeit gewürdigt wird und die Haupt¬ 
schwierigkeiten liegen in den schon vorhandenen Verunreinigungen. Der 
einzige Staat, der auch diese an greift, ist Massachusetts, wo bestimmt ist, 
daß Schädigungen auch dann verhindert werden müssen, wenn sie schon vor 
Erlaß des Gesetzes bestanden haben. 

Die Städte befassen sich mit diesen Angelegenheiten nur insoweit, wie 
die Wasserversorgung direkt betroffen wird, wenn auch jetzt in Ohio die 
städtischen Behörden Jurisdiktion innerhalb 20 Meilen (34 km) über Fabrik¬ 
abwässer und Müllagerstätten haben. 

Der Erlaß der Gesetze versagt in vielen Staaten nicht, und manche sind 
ausgezeichnet, aber die Schwierigkeit liegt, wie erwähnt, in der Gleichgültig¬ 
keit der Bürger. Wo nicht gerade ein Typhusfall in der Familie vor¬ 
gekommen ist, ist es schwierig, ihnen die nötigen Kenntnisse und Bedürf¬ 
nisse beizubringen. 

Dazu kommt, daß ein Staat zwar über die Gewässer innerhalb seiner 
Grenzen verfügen kann, dagegen nicht über solche, die aus anderen Staaten 
kommen. Doch wurde auch diese Schwierigkeit durch Zusammenarbeiten 
überwunden, wie bei der Bildung der Ohioflußkommission, die aus den Ver¬ 
tretern von sechs Staaten besteht. Bisher hat sie allerdings wenig erreicht, zum 
Teil vielleicht, weil der Ohio normalerweise so trübe ist, daß eine besondere 
Art Filtration nötig ist, bevor das Wasser benutzt werden kann, und dem¬ 
entsprechend ist das Bedürfnis nicht so dringend. Vielleicht das komplizier¬ 
teste Problem von allen sind die Wasser der großen Seen, die international 
sind und deshalb mehr als die Staatengesetzgebung benötigen. Eine der 
freiwilligen Vereinigungen, die anderswo erwähnt wurde und den Namen 
„International Great Lakes Pure Water Association“ trägt, wurde kürzlich 
von den Behörden und anderen, die ein Interesse an den Seeufern haben, ge¬ 
gründet, um Material zu sammeln, das die kanadischen und amerikanischen 
Regierungen anregen soll. 

Das vielleicht am meisten durchgebildete aller Staatengesetze ist das 
sogenannte „Bense Law“ in Ohio. Dies ist von besonderem Interesse dadurch,, 
daß es bereits vor einiger Zeit durchgegangen und allgemein dort und anderswo 
begrüßt worden ist, kurz darauf aber als verfassungswidrig erklärt wurde. 
Im April 1912 dagegen hat der oberste Gerichtshof des Staates als höchste 
Instanz es für gültig erklärt, so daß es jetzt in Kraft ist. Besonders wichtig 
ist darin, daß keine Gemeinde pekuniäres Unvermögen vorschützen kann, 
wenn das staatliche Gesundheitsamt notwendige sanitäre Verbesserungen an- 
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ordnet, während sonst die Ausgaben der Gemeinde in einem gewissen Verhältnis 
zu ihren Einkünften stehen müssen, ist dies bei Ausgaben für hygienische 
Zwecke nicht der Fall. Die allgemeine Bestimmung des Gesundheitsamtes, 
daß keine neue Anlagen ohne Genehmigung errichtet werden sollen, ist 
bereits wirksam gewesen, und einer der wichtigsten Punkte ist sein Verhalten 
zu schon bestehenden unbefriedigenden Zuständen. In den meisten Staaten 
ist es sehr schwierig, diese zu ändern, wenn sie schon vor Erlaß des Gesetzes 
vorhanden waren; Massachusetts hat vielleicht die beste Lösung neben dem 
Bense Law, das die Frage eingehend behandelt. 

Wo die Zustände mit Rücksicht auf Wasserversorgung und Abwasser¬ 
beseitigung nicht befriedigend erscheinen, werden auf Beschwerden hin Unter¬ 
suchungen angestellt, und wenn jene für berechtigt erklärt werden, die nötigen 
Änderungen durch das Staatsgesundheitsamt angeordnet. 

Wollen die Ortsbehörden die Anordnungen nicht selbst ausführen, so 
können sie eine Kommission anrufen, die aus drei Gesundheitsingenieuren von 
Ruf besteht, von denen der eine vom staatlichen Amte, der andere von den 
Ortsbehörden ernannt ist und der dritte von den beiden anderen kooptiert 
wird. Die Entscheidung dieser Kommission ist endgültig. 

Im ganzen Lande bestehen Gesetze, die verbieten, daß die Gemeinden 
Anleihen über einen gewissen im Verhältnis zu ihren Einkünften stehenden 
Betrag aufnehmen, und einer der markantesten Züge des Gesetzes ist, daß 
es die Überschreitung dieser Summe um einen bestimmten Bruchteil gestattet 
und so den hervorragenden Wert der Gesundheitspflege für eine Gemeinde 
anzeigt. 

Außerdem werden nach einer endgültigen Entscheidung der Kommission 
die Ortsbeamten persönlich haftbar gemacht und bestraft, wenn sie die Be¬ 
stimmungen des Gesetzes nicht ausführen. 

Die letzteren Bestimmungen machen, daß das Gesetz durchgeführt wird, 
während in einigen Staaten die vorhandenen Gesetze über dieselbe Materie 
nicht ausgeführt werden können, außer wenn Mittel bereit stehen. 

Nahrungsmittel und Drogen. 

Diese beiden werden in den Vereinigten Staaten gewöhnlich durch die 
gleichen Gesetze umfaßt, und sowohl durch Bundes- als auch durch Staaten- 
und städtische Gesetze. 

Das Bundesgesetz (Pure Food and Drugs Act) wurde 1906 erlassen. 
Wie früher erwähnt, beziehen sich alle Bundesgesetze dieser Art nur auf 
Gegenstände, die von einem Staat in den anderen gebracht werden, so daß 
es für die einzelnen Staaten trotzdem nötig ist, Gesetze zur Kontrolle der 
Nahrungsmittel und Drogen zu erlassen, die in ihnen selbst hergestellt werden. 

In derselben Weise haben die Städte das Recht, Gesetze zu erlassen und 
durchzuführen, besonders wenn die der Staaten schlecht verfaßt oder kontrol¬ 
liert sind, unter der einzigen Bedingung, daß, wo ein Staatengesetz ist, die 
Gesetze der einzelnen Bezirke ihm nicht widersprechen dürfen. 

Das Bundesgesetz bestimmt zunächst, daß kein gesundheitsschädliches 
Material bei der Herstellung von Speisen und Getränken gebraucht werden 
darf, und daß jede Packung eine Aufschrift tragen muß, die deutlich und 
unmißverständlich den Inhalt angibt. Über Drogen für medizinische Ver- 
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Wendung ist eine Liste der verschiedenen Gefährlichkeit aufgestellt, und die 
betreffende Bemerkung muß in der Aufschrift enthalten sein, so daß der 
Konsument auf eigenes Risiko handelt. So muß das Vorhandensein von 
Kokain, Morphium usw. deklariert werden, ebenso der Prozentsatz an 
Alkohol, so daß der Konsument einen Begriff haben kann, ob die anregende 
Wirkung der Patentmedizinen durch den Alkohol oder die sonstigen Bestand¬ 
teile bedingt ist. 

Die Etikettierung muß nach genau vorgeschriebenen Methoden geschehen 
und sogar eine bestimmte Größe der Buchstaben muß eingehalten werden; 
der schwache Punkt liegt in dem Ausdruck der Garantie. Auf jeder Packung 
hat zu stehen: „Garantiert unter dem Nahrungsmittelgesetz; Nr.Die 
meisten Konsumenten sind nun der Meinung, daß dies eine regierungsseitige 
Garantie des Produktes ist, während der Satz in Wirklichkeit nur die Verant¬ 
wortung dem Hersteller zuschiebt, und daß, wenn der Inhalt nicht der Packung 
entspricht, der Verkäufer nicht verfolgt werden kann, sondern nur der Produ¬ 
zent. Der Ausdruck ist daher sehr unglücklich gewählt und soll demnächst 
abgeändert werden. 

Zur Ausführung des Gesetzes erscheinen von Zeit zu Zeit Ausführungs¬ 
bestimmungen, welche die verschiedenen Punkte erklären, und die Entschei¬ 
dungen der Gerichtshöfe werden publiziert und leicht zugänglich gemacht, 
so daß man wissen kann, was die Aussichten eines Prozesses in irgend einem 
Staate sein werden. 

Die Resultate des Gesetzes sind im allgemeinen sehr gut gewesen, obwohl 
das Departement die Tendenz hatte, die Wagschale zugunsten des Herstellers 
sinken zu lassen, während der Vorstand des Bureaus für Chemie stets ver¬ 
sucht hat, im Zweifelfaile dem Konsumenten recht zu geben. Dieses offen¬ 
kundige Bestreben eines Teiles seiner Vorgesetzten, die Anordnungen des 
Gesetzes ungültig zu machen, hat seinen Rücktritt herbeigeführt, der allgemein 
großes Bedauern hervorgerufen hat. 

Die letzten Berichte aus einigen Staaten mit Nahrungsmittelgesetzen be¬ 
sagen, daß angestellte Proben von Nahrungsmitteln und Drogen, die in den 
Staat importiert wurden, eine beträchtliche Zunahme der Genauigkeit der 
Herstellung ergeben haben. So wurde z. B. in einem Jodpräparat, bei dem 
vor einigen Jahren nur 50 Proz. des von der Pharmakopoe geforderten Jods 
gefunden wurden, jetzt keine Probe mit weniger als 90 Proz. ermittelt. 

Einige Staaten hatten schon vor Erlaß des Bundesgesetzes Vorschriften; 
viel mehr haben seitdem solche erlassen oder in einigen Fällen die bestehenden 
verbessert. 

Von Interesse ist, daß die Aufsicht über die Gesetze in vielen der Staaten 
nicht der Medizinalverwaltung zusteht. In Ohio hat sie der staatliche Molkerei- 
und Nahrungsmittelinspektor, ein zu wählender Beamter und als solcher poli¬ 
tischen Einflüssen unterworfen. In New York hat sie das Staatsdepartement 
für Landwirtschaft, ebenso in Pennsylvanien; in Michigan das staatliche 
Molkerei- und Nahrungsmitteldepartement unter einem Kommissionär. 

ln den Städten ist die Verschiedenheit der Verordnungen vielleicht noch 
größer als in den Staaten, und dementsprechend kann kein Versuch gemacht 
werden, sie zu besprechen. Es existieren auch Gesetze und Verordnungen, 
wie lange Nahrungsmittel in Kühlhäusern konserviert werden dürfen; das 
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Bestreben ist, die Grenze auf ein Jahr festzusetzen und Deklarierung zu ver¬ 
langen. In den Staaten, die solche Gesetze haben, scheint das Ergebnis ein 
fortschreitend günstiges zu sein, wenn auch der Großhandel starke Opposition 
macht. 

Es ist unmöglich, die spezielle Gesetzgebung gegen die einzelnen Formen 
der Verfälschung auch nur aufzuzählen, und es können nur einige Beispiele 
gebracht werden. Man hat es für nötig gefunden, bei der Fabrikation von 
Eiscreme gewisse Vorschriften zu machen, ebenso bei der von wohlschmecken¬ 
den Extrakten, wegen der Herstellungstechnik oder den ungenügenden Be¬ 
stimmungen im Hauptgesetz. 

Oleomargarine darf, wie in Europa, fast überall nur verkauft werden, 
wenn durch die Aufschrift zweifellos festgestellt ist, daß es nicht Butter ist. 
Die Größe der Buchstaben auf der Packung und auf dem Umschlag für den 
Einzelverkauf ist in einzelnen Staaten und Städten vorgeschrieben, während 
in anderen der Verkauf allgemein verboten ist. Dies geschieht zu doppeltem 
Zweck: einmal, um den butterverkaufenden Bauern vor Unterbietung durch 
ein billigeres Produkt zu schützen und andererseits, um den Konsumenten 
vor Kauf eines billigeren Artikels zu Butterpreisen zu bewahren. Die gegen¬ 
wärtige Sachlage hängt, wie überall in der Welt, von der Tätigkeit der lokalen 
Inspektion ab. 

Fleisch. Die Frage der Fleischbeschau wurde von der Abteilung für 
Fleischbeschau im Bureau für Vieh Verwertung des Departements für Land¬ 
wirtschaft inauguriert, doch haben die meisten Staaten Gesetze, die die Be¬ 
schaffenheit des Fleisches und seiner Produkte regeln; und wo diese fehlen 
oder man kein Vertrauen hat, daß der Staat die Möglichkeit hat, sie auszu¬ 
führen, erlassen die Städte entsprechende Verordnungen. Diese Gesetze der 
Staaten und der Städte bestimmen auch über die Einzelheiten der Beschaffen¬ 
heit von Schlachthäusern, Läden und anderen Plätzen, wo Fleisch verkauft 
wird. Im allgemeinen sind sie sehr ähnlich den Verordnungen über Bäcke¬ 
reien und andere Plätze zur Aufbewahrung von Lebensmitteln und bedürfen 
daher keiner besonderen Besprechung. 

Als Besonderheit unter den städtischen Gesetzen mag noch die Tatsache 
erwähnt werden, daß Chikago und einige andere Städte das Schlachten von 
Pferden zum Genuß und den Verkauf von Pferdefleisch verbieten. 

Milch und Molkereien. 

Für den Hygieniker ist die Hauptsache die Versorgung mit einer Milch, 
die frei von gesundheitsschädlichen Mikroorganismen, Konservierungsmitteln 
und Schmutz ist und den richtigen Fettgehalt hat. Um dies Resultat zu er¬ 
halten, muß jedoch mehr als ein Glied der Verwaltungsmaschine in Tätigkeit 
treten, und um eine Milch von ungewöhnlich guter Beschaffenheit zu haben, 
ist es oft nötig, andere Instanzen als die Gesundheitsbehörden anzurufen. 
Unter diesen Gesichtspunkten muß das Problem und was zu seiner Lösung 
in den Vereinigten Staaten geschieht, betrachtet werden. 

In erster Linie ist hier das Departement für Landwirtschaft, und zwar 
das Bureau für Viehverwertung zu betrachten, denn dieses hat Angestellte, 
die das zu Zuchtzwecken importierte Vieh untersuchen. Ebenso untersucht 
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es Seuchen unter dem Vieh und rottet sie aus, wo sie existieren. Diese Arbeit 
bezieht sich allerdings überwiegend auf die Aufzucht yon Vieh und hat nur 
indirekte Beziehungen zur Milchproduktion. — Die früher erwähnte Molkerei¬ 
abteilung ist ebenfalls von großer Wichtigkeit. Innerhalb der Staaten ist 
gewöhnlich ein staatlicher Molkereikommission&r oder entsprechender Beamter, 
der die allgemeine Aufsicht über Milch- und Molkereiprodukte hat. Dieser 
Beamte kann wählbar oder unter dem staatlichen Gesundheitsamt sein, und 
in vielen Fällen ist die Stellung eine politische und ungenügend ausgestattet. 
Die Städte, die gegenwärtig den größeren Teil der Milch - und Molkerei¬ 
produkte konsumieren, sind ohne direkte Gewalt über ihre Grenzen hinaus 
und müssen daher für ihr Bestes auf andere Weise sorgen. 

In den ländlichen Distrikten ist das Problem relativ einfach, denn die 
Milch ist stets zur Hand und Schwierigkeiten des Transportes fehlen; in den 
Städten jedoch, besonders in den größeren, können Milch und Rahm von 
1000 Meilen (mehr als 1500km) kommen, wozu es mehr als 24 Stunden 
Eisenbahntransport bedarf. Trotz dieser Schwierigkeiten, die die Produktion 
der Milch an einem Orte schwieriger machen als an anderen, ist es leider 
vielfach üblich, Milch als Milch zu betrachten und denselben Preis ohne Rück¬ 
sicht auf Herkunft und Beschaffenheit zu bezahlen. Die natürliche Folge 
war, daß man eine Milch zu produzieren suchte, die so billig als möglich und 
nicht so gut als möglich war. Erst in den allerletzten Jahren haben sich die 
Ansichten so geändert, daß man heute Milch verschiedener Grade zu ver¬ 
schiedenen Preisen in den Städten erwartet. Allerdings ist dabei eine neue 
Schwierigkeit entstanden, denn wenn die Forderung einer besonders guten 
Milch zu höheren Preisen den Bemittelteren entspricht, wird es schwieriger, 
eine Milch von guter Beschaffenheit zu mäßigen Preisen für die Ärmeren zu 
erhalten, und besonders dieses Problem beschäftigt die Verwaltung. 

Man unterscheidet drei Grade der Milch, nämlich folgende: 

1. „Certified“-Milch. Sie soll später besprochen werden, doch mag 
sie hier definiert werden als Milch von tuberkulingeprüften Kühen, die unter 
praktisch-aseptischen Bedingungen gewonnen und sofort gekühlt wird, und 
so den Konsumenten erreicht, sowie einen hohen Prozentgehalt an Butter und 
Trockenrückstand besitzt. Dies wird geprüft durch Instanzen, die unabhängig 
vom Produzenten sind. 

2. „Nursery“-Milch. Eine Zwischenstufe, gewöhnlich von tuberkulin¬ 
geprüften Kühen, aber weniger sorgfältig behandelt und vom Produzenten 
selbst, statt von unabhängigen Personen untersucht. 

3. Gewöhnliche Milch. Diese umfaßt alle Grade die nicht unter die 
beiden ersten fallen. — Modifizierte Milch, deren Zusammensetzung geändert 
ist, braucht nicht in Betracht gezogen zu werden, wenn sie auch aus Spezial¬ 
milchen hergestellt sind. 

Wir wollen zuerst die gewöhnliche Milch betrachten, sowie die Maß¬ 
nahmen die zwecks ßehaltung ihrer Reinheit und Beschaffenheit getroffen sind, 
und dann zu den Spezialmilchen übergehen. 

Wie bereits erwähnt, kann der Bezirk aus dem die Milch nach größeren 
Städten kommt, sehr groß und infolgedessen die Zeit des Transportes sehr 
lang sein, und selbst bis zu 18 Stunden betragen bis sie der Großhändler er¬ 
reicht. Es ist daher notwendiger, besonders in heißen Sommern, die in den 
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ganzen Vereinigten Staaten sehr häufig sind, die Produktion und den Transport 
so sorgfältig zu gestalten wie nur möglich. 

Die Methoden sind in den einzelnen Städten verschieden; wir wollen daher 
nur eine derselben besprechen, mit denen Verfasser besonders vertraut ist. 

Nach Cleveland kommt die Milch meist aus den anliegenden Graf¬ 
schaften; der Versorgungsbezirk reicht 100 Meilen (160 km) nach Osten, 
Süden und Westen. Die Stadt hat keine direkte Jurisdiktion über die Güter 
außerhalb ihrer Grenzen, und der vom Staate gebotene Schutz ist nicht 
entsprechend. Dagegen hat die Stadt das Recht, jede Milch zurückzuweisen, 
die sie nicht für passend hält, und auf diese Weise wird die Kontrolle ausgeübt. 

Wie bereits erwähnt, hat das Bureau für Vieh Verwertung ein Schema 
über den Betrieb der Milchproduktion und die Beschaffenheit des Produktes 
aufgestellt. Die Stadt hat dies übernommen und setzt es bei den Bauern 
durch, die Milch nach Cleveland verkaufen wollen. Jede Person, die Milch 
in die Stadt abliefern will, muß den städtischen Milchinspektor auf ihren Hof 
oder Molkerei oder Milchhaus zulassen, und wenn der Inspektor nicht mit 
dem Gebäude oder der Reinlichkeit darin oder der Methode der Milchgewinnung 
einverstanden ist, kann er die Zulassung der Milch in die Stadt verweigern. 
Für gewöhnlich wird ein Termin für Abstellung der Mißstände gesetzt, und 
wenn er nicht eingehalten wird, wird die Milch ausgeschlossen, bis der Pro¬ 
duzent den Inspektor durch Erfüllung aller Bedingungen zufriedengestellt hat. 

Ein Stab von Inspektoren bereist ständig den Distrikt, erscheint ohne 
Ankündigung und berichtet an den Vorstand des Department. Man hat dabei 
die interessante Beobachtung gemacht, daß zwar anfangs gegen die Inspektoren 
häufig selbst gewalttätig vorgegangen wurde, jetzt dagegen die Bauern ein¬ 
gesehen haben, daß jene ihre besten Freunde sind und sie entsprechend 
behandeln. Die Verbesserungen auf den Bauernhöfen während der Periode, 
in der Verfasser Belbst Gelegenheit hatte, Beobachtungen anzustellen, waren 
außerordentlich, so daß es jetzt eine Ausnahme ist, Ställe zu sehen in der alten 
Art mit schmutzigem Boden und Wänden, Dünger überall und auf einem 
Haufen vor der Tür, und Milcheimer und andere Geräte schmutzig und 
zerbrochen. 

Die erste Kontrolle der Milch, die häufig vorher durch die Hände des 
Zwischenhändlers und des Großhändlers gegangen ist, ist die Inspektion an 
der Bahnstation. Hier entnimmt der Inspektor unangesagt Proben, notiert 
die Temperatur und anderes und bringt die Proben nach dem städtischen 
bakteriologischen Laboratorium, wo sie auf Fett, Trockenrückstand, spezifisches 
Gewicht und Schmutzgehalt (Filtration durch Watte) untersucht werden. 
Wenn wünschenswert, wird die Keimzahl bestimmt und in besonderen Fällen 
Tierimpfungen auf Tuberkulose vorgenommen. Auf diese Weise wird der 
Großhandel überwacht. 

Um den Zustand zwischen Großhändler und Konsument zu kontrollieren, 
werden Proben in unregelmäßigen Zwischenräumen von den Milchwagen, den 
Kleinhändlern, den Restaurationen und von Läden entnommen, die vom 
Kleinhändler kaufen. Die Entnahme und Untersuchung geschieht in der 
gleichen Weise. Die Ergebnisse werden klassifiziert und katalogisiert, so 
daß jederzeit über jeden einzelnen Händler das Verzeichnis aufgefunden 
werden kann. 

lli* 
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Die Resultate sind ausgezeichnet gewesen, so daß in Cleveland sogar in 
den heißen Sommermonaten die Beschaffenheit sich wesentlich gebessert hat 
und ziemlich gut ist, weit besser als im Durchschnitt in den europäischen 
Städten. Auch hat das Publikum gelernt, sich an das Laboratorium um 
Auskunft über die bei dem Milcbhändler gefundenen Ergebnisse zu wenden, 
bei dem es kaufen wollte, so daß, abgesehen von Bestrafungen, ein wohl¬ 
tuender moralischer Effekt erzielt worden ist; denn alle Strafen werden in 
den Zeitungen veröffentlicht und schädigen den betreffenden Händler direkt. 

Die gewöhnliche Methode der Milchversorgung ist mehr oder weniger 
kompliziert. Der Bauer kann direkt an den Kleinhändler verkaufen, der die 
Milch in der Stadt verteilt, oder auch an einen Großhändler, der eine Molkerei 
im Zentrum des Distriktes hat. Dieser empfängt die Milch entweder durch 
einen Großhändler oder durch Vermittelung eines Zwischenhändlers. An der 
Zentrale wird die Milch in zwei Teile geteilt, deren einer zur Gewinnung von 
Rahm zentrifugiert, der andere als Vollmilch verkauft wird. Wo der Umsatz 
groß und der Transport lang ist, kann die Milch und der Rahm pasteurisiert 
werden. 

Nach der Ankunft in der Stadt wird die Milch entweder aus der Kanne 
an den Konsumenten abgegeben, oder wo das Ortsstatut Abfüllung in Flaschen 
vorschreibt, geschieht dies durch die Füllmaschine. Gewöhnlich wird vorher 
in einem schnell oder langsam arbeitenden Apparat pasteurisiert. Experi¬ 
mentelle Untersuchungen haben gezeigt, daß, wenn die Milch durch das alte 
Eintauchsystem oder durch Ausgießen aus der Kanne abgegeben wird, die 
Keimzahl viel größer ist als bei Abgabe aus Flaschen, und viele Städte haben 
bestimmt, daß die Abgabe von Quantitäten von weniger als einer Gallon (41) 
nur in gereinigten und geschlossenen Flaschen erfolgen darf. Natürlich muß 
dann gelegentlich untersucht werden, ob die Flaschen richtig gereinigt und 
sterilisiert werden; aber trotz dieser Komplikation hat sich die Beschaffenheit 
der Milch seit der Einführung der neueren Methoden bedeutend verbessert. 
Außerdem hat dieses System auch nach der Ablieferung für den Konsumenten 
große Vorzüge, da die Milch im Hause nicht so leicht verunreinigt und leichter 
kühl gehalten werden kann. 

Trotzdem zeigt sich im Sommer eine starke Zunahme der Keimzahl in 
der rohen Milch, und deshalb nimmt das Pasteurisieren immer mehr zu. Für 
beide Anschauungen lassen sich viele Gründe anführen; doch scheint die 
Mehrzahl für Pasteurisieren zu sprechen, mindestens in den Städten. Bisher 
wurden städtische Pasteurisieranlagen noch nicht eingeführt, obwohl die 
verschiedene Wirksamkeit der Typen einen solchen Schritt ratsam er¬ 
scheinen ließe. 

Certified Milch. Die erfolgreichste Methode, ein Produkt höchster 
chemischer und bakteriologischer Beschaffenheit zu erhalten, ist die Bildung 
sogenannter Milchkommissionen gewesen. 

Nach dem allgemeinen Plan dazu sollten Ärzte und Laien eine frei¬ 
willige Vereinigung bilden zum Zwecke der Verbesserung der Beschaffenheit 
der Milch in ihrem Distrikte. Sie wenden sich an eine oder mehrere Molkereien, 
die Milch zu produzieren beabsichtigen, die der Kontrolle der von der 
Kommission ernannten Sachverständigen unterworfen sein, ihren Anforderungen 
jederzeit entsprechen und unter ihrem Siegel und ihrer Garantie verkauft 
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werden soll. Dagegen hat das Produkt einen Preis, der einen entsprechenden 
Qewinn zuläßt. 

Auf diese Weise wurde die chemische und bakteriologische Untersuchung 
der Milch finanziell gesichert, und zwar war die einfachste Methode die 
folgende: 

Die Kommission verkauft an den Produzenten Verschlüsse, die in den 
Flaschenhals passen, zu einem bestimmten Preis. Aus dem so erhaltenen 
ßelde werden die Untersuchungen bezahlt. Diese geschehen gewöhnlich zwei¬ 
mal monatlich in unbestimmten Zwischenräumen, und wenn das Produkt 
unter das geforderte Maß hinuntergeht, wird sofort eine zweite Untersuchung 
gemacht, für die der Produzent zu bezahlen hat. Dies ist ein sehr wirksamer 
Ansporn, denn das so verlorene Geld wiegt den Verdienst von vielen Litern 
Milch auf. Im allgemeinen wird gefordert, daß die Tuberkulinprobe so oft 
vorgenommen wird, wie nötig ist, um Sicherheit zu haben, daß die Herde 
tuberkulosefrei ist; die Ställe müssen entsprechend den höchsten Anforderungen 
des Departments für Landwirtschaft gebaut sein; das Vieh muß entsprechend 
gefüttert werden; die Melker müssen sauber und gesund sein und zum Melken 
besondere Anzüge tragen und dabei sorgfältig sein; alle Gebrauchsgegenstände 
müssen absolut rein sein und Milch und Rahm sofort gökühlt werden und 
so bleiben bis zum Konsumenten. Gewöhnlich sind 3,75 Proz. Fett und 
3 bis 4 Proz. Eiweiß als Minimum gesetzt; die höchste Keimzahl soll 10000 
für Milch und 30 000 für Rahm pro ccm sein. 

Die erste dieser Kommissionen entstand in New Jersey 1893, und heut¬ 
zutage gibt es mehr als 30 in den Vereinigten Staaten, die in einer Gesell¬ 
schaft mit jährlichen Zusammenkünften vereinigt und bestrebt sind, die 
Methoden möglichst einheitlich zu gestalten. Die Nährböden, die Methode 
des Plattengießens, die Temperatur, die Dauer des Wachstums bis zur Zählung 
sind ebenso wie die Methoden der chemischen Untersuchung im ganzen Land 
fast völlig einheitlich geregelt. Die Untersuchungen sind dementsprechend 
dreifach: eine durch den Tierarzt auf allgemeinen Gesundheitszustand des 
Viehes, eine durch den Chemiker auf Beschaffenheit der Milch und Abwesen¬ 
heit von Konservierungsmitteln und eine durch den Bakteriologen auf die 
gesamte Keimzahl und Anwesenheit gefährlicher Bakterien. 

Einer der wichtigsten Züge ist, daß die Kommission nichts zu tun hat 
mit den städtischen Behörden, sondern eine rein private Angelegenheit ist, 
die ein geschäftliches Abkommen mit dem Milchproduzenten trifft und seine 
Produkte empfiehlt, wenn der geforderte Standard innegehalten wird. 

Diese Kommissionen kontrollieren allerdings nur einen geringen Prozent¬ 
satz des gesamten Milchkonsums, doch haben sie einen doppelten Zweck. 
Einerseits haben sie es in vielen Städten überhaupt erst möglich gemacht, 
eine völlig einwandfreie Milch zu erhalten, die sich bei einer Reise über 
48 Stunden hält, was bei Reisen mit Kindern von größter Wichtigkeit ist. 
Andererseits haben sie gezeigt, daß eine Milch wertvoller ist als andere, und 
dadurch den Durchschnitt gehoben, besonders aber zum Verkauf von Produkten 
geführt, die in der Mitte stehen und weit besser sind als die gewöhnliche 
Milch, aber weniger teuer als die zertifizierte. 

Gesetze über Milch und Milchprodukte. Im allgemeinen sind die 
Gesetze der fortgeschritteneren Staaten entsprechend den angeführten Grund- 
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Sätzen. Wo ein staatlicher Milchinspektor ist, sei es unter dem Gesundheits¬ 
amt, sei es unabhängig, sind die Gesetze den Bedürfnissen entsprechend. 
Ein Staat, Louisiana, ist so weit gegangen, Minima aufzustellen, und schließt 
alle Milch vom Verkauf aus, die sie nicht erreicht. Die Gesetze von Louisiana 
und Massachusetts sind vielleicht die am besten durchgebildeten unter dem 
staatlichen Gesundheitsamt, doch steht in der Regel die Inspektion unter 
einem anderen Department, wie unter dem für Landwirtschaft in New York, 
dem staatlichen Molkereikommissionar in Ohio usw., und in einigen von diesen 
sind die Gesetze ausgezeichnet. 

Wie beim Nahrungsmittelgesetz gibt es auch hier Vorschriften über die 
Reinlichkeit in den Milchräumen und Orten zur Aufbewahrung der Milch 
und ihrer Produkte. Im allgemeinen sind überall, wo gute Gesetze sind über 
Örtlichkeiten, wo Nahrungsmittel verkauft werden, auch gute Gesetze über 
solche, wo Milch verkauft wird. 

In den Städten sind die Gesetze, wie erwähnt, streng und behandeln nicht 
nur die Milch vom Augenblick an, wo sie die Stadt erreicht, sondern schon 
von der Gewinnung ab. Es besteht ein starkes Streben nach Pasteurisierung, 
und wenn auch keine Stadt sie direkt fordert, so wird sie eher befördert als 
Hindernisse gemacht. 

Gewerbehygiene. 

Erst seit wenig Jahren werden diese Fragen in weiten Kreisen der Ver¬ 
einigten Staaten behandelt. Fast das erste Werk, das die Bedingungen der 
Fabrikarbeiter zusammenstellt, war das von Kober (Bulletin 75, Department 
of Commerce and Labor). Seitdem haben jedoch die Bestrebungen sehr zu¬ 
genommen und große Fortschritte wurden gemacht. 

Wie erwähnt, hat das Bureau of Labor die Aufgabe, Material zu sammeln 
über die Lage der Fabrikarbeiter einschließlich der hygienischen Verhältnisse. 
Ähnliche Auskünfte wurden von Zeit zu Zeit erhalten durch Spezial- 
koromissionen, die vom Kongreß ernannt wurden, wie das soeben tätige 
Komitee über die Zustände in der Frauen- und Kinderarbeit in den Ver¬ 
einigten Staaten (Senats Document 645, 61. Congress, 2. Session). 

Die Abteilung für Kinderhygiene, die bereits geschildert wurde, hat Be¬ 
ziehungen besonders zu den Teilen, die mit dem Unterricht im Zusammenhang 
stehen, und das Bureau für Kinder, das Anfang April eingesetzt wurde, wird 
alle Fragen, die die Kinder als Nationalvermögen auffassen, mit anderen 
Bundesbehörden zusammen bearbeiten. 

Dazu kommen verschiedene staatliche Betätigungen in der Form von 
Kommissionen für spezielle Zwecke, wie die Untersuchungen über Bleivergiftung 
in Illinois (1911) und einige nicht offizielle Körperschaften, wie die American 
Association for Labor legislation, deren Tätigkeit sich auf die Verbesserung 
der hygienischen Bedingungen ebensogut bezieht, wie auf Lohnfragen und 
Arbeitszeit. 

Die Staaten beginnen sowohl die erwähnten Untersuchungen zu fördern 
als auch, wie erwähnt, einige Berufskrankheiten meldepflichtig zu machen, 
entsprechend der in anderen Staaten bereits erprobten Gesetzgebung. Ohne 
Information über das Vorkommen dieser Krankheiten ist es unmöglich gewesen, 
gegen sie vorzugehen, und dies muß daher vor allen anderen erfolgen. 
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Schon durch das Zusammenarbeiten der erwähnten Faktoren wurde viel 
wertvolles Material gesammelt, das für genügend genau gilt, um als Grund¬ 
lage für Forderungen über die Verbesserung der Gesetzgebung zu gelten, und 
man kann sagen, daß das neue Gesetz, das den Gebrauch von weißem 
Phosphor verbietet, ein Ergebnis dieser Untersuchungen ist. 

Es darf nicht vergessen werden, daß Bundesgesetze nicht für die Zu¬ 
stände in den Einzelstaaten gegeben werden können, und daß in Wirklichkeit 
der einzige Weg interstaatliche Verordnungen sein können, die tatsächlich den 
Transport eines Artikels aus einem Staat in einen anderen verhindern oder 
ihn so erschweren, daß er praktisch nicht mehr stattfinden kann. 

Die Bestrebungen der Gewerbehygiene zerfallen in mehrere Teile, wie 
die Beschränkung der Arbeitszeit für Männer und Frauen, Gewerbeinspektion, 
Schutz vor den Schädigungen in gefährlichen Berufen. Die Kinderarbeit 
wird später besprochen werden. 

Wenn es auch unmöglich ist, genaue Angaben über die verschiedenen 
Staaten zu machen, so kann man doch sagen, daß ein Streben herrscht nach 
einem 8 oder 9stündigen Arbeitstag, mit entsprechenden Beschränkungen 
der Überstunden und der Nachtarbeit. Auch nehmen die Verordnungen zu, 
die fordern, daß die Gesamtzahl der Arbeitsstunden pro Woche eine bestimmte 
Zahl nicht überschreiten soll, gewöhnlich 54 oder 60. Während man im 
allgemeinen gefunden hat, daß die Abnahme der Arbeitszeit bis zu einem 
gewissen Punkte keine Verminderung der Gesamtleistung zur Folge hat, 
versucht doch ein Teil der Fabrikanten eine Verkürzung des Arbeits¬ 
lohnes. Daraus entstand der letzte Streik in Lawrence, Massachusetts, der 
mit dem Siege der Streikenden endete. Im allgemeinen kann man sagen, 
daß die Gesetze in dieser Richtung in den letzten Jahren für den Arbeiter 
außerordentlich wohltätig gewesen sind, ohne den Arbeitgeber ernstlich zu 
schädigen, und es ist kein Zweifel, daß sie in vielen Betrieben leider sehr 
nötig waren. 

Die Gewerbeinspektion ist nicht annähernd so gleichförmig wie in den 
fortgeschritteneren europäischen Ländern, und ihre Ausführung ist an den 
einzelnen Orten sehr verschieden. 

So kann ein staatlicher Fabrikinspektor angestellt sein, der gewöhnlich 
vom Gouverneur ernannt ist, mit entsprechender Assistenz. Dieser Inspektor 
kann Jurisdiktion über alle Fabriken und Werkstätten im Staate haben, oder 
nur die in den Städten von einer bestimmten Größe an, oder in allen außer 
einigen besonders genannten Städten. Oder es besteht kein besonderer Staats¬ 
beamter, sondern das Gesundheitsamt oder der Commissioner sind damit 
beauftragt. Oder ein besonderes Department in der Staatsregierung kann 
die Aufsicht haben. Wo die staatliche Aufsicht beschränkt ist, können 
städtische Verordnungen und Beamte bestehen, oder die Vollmachten liegen 
bei der Ortsgesundheitsbehörde, so daß auch keine gekürzte Zusammenfassung 
hier gebracht werden kann. 

Doch sollen einige der besseren Gesetze besprochen werden, um die Ten¬ 
denzen anzuzeigen. Es scheint kaum ein Rückschritt bei der zunehmenden 
Genauigkeit der Überwachung der Arbeitsplätze gemacht zu werden, und in 
der Hauptsache stimmen die Arbeitgeber darin überein, daß jetzt ebensoviel 
oder mehr gearbeitet wird als vorher. 
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Viele anf Sanierung gerichtete Bestrebungen kamen nicht direkt aus dem 
Wunsche, dem Arbeiter zu helfen, sondern den Verzehrer von Nahrungsmitteln 
zu schützen; so wurden die Zustände in Fleischereien, Bäckereien und Kon¬ 
ditoreien verbessert. Andere sind aus anderen Ursachen entstanden; aber 
was auch der Grund sein mag, selten waren sie ein Rückschritt zu weniger 
hygienischen Zuständen. 

Eine der wichtigsten Anordnungen zugunsten der weiblichen Angestellten 
ist die, die sich jetzt in den Gesetzen einiger Staaten und vieler Städte be¬ 
findet, daß nämlich eine entsprechende Zahl von Sitzen für sie vorhanden 
sein soll und daß ihnen erlaubt werden muß, sie zu benutzen. Diese Maß¬ 
nahme ist zum großen Teile dem Einfluß des Käuferbundes zu verdanken, 
eine der wichtigsten philanthropischen Gesellschaften, die bereits oben erwähnt 
wurde. 

Der sogenannte „sweat Shop“, wo eine große Zahl Angestellte in einem 
kleinen, schlecht gelüfteten Orte tätig ist, verschwindet als Ergebnis einerseita 
der Aufklärung der Käufer über die von dort aus möglicherweise sich aus- 
breitenden Gefahren, andererseits der Gesetzgebung,* welche solche Forderungen 
bezüglich Licht, Luft, Temperatur, Wasserklosetts usw. stellt, daß er nicht 
mehr existieren kann. Das will nicht sagen, daß er völlig verschwunden 
ist, aber seine Zahl vermindert sich in den großen Städten mit ziemlicher 
Geschwindigkeit. 

Im allgemeinen kann man sagen, daß die Heimarbeit am wenigsten 
kontrolliert ist, wenn auch hier Verbesserungen häufig sind. Die Bekämpfung 
der Schädigungen geschieht hier hauptsächlich durch die später zu besprechenden 
Fortschritte in der Wohnungsfrage. 

Die diesbezüglichen Gesetze sind sehr verschieden in den einzelnen 
Staaten und Städten, und es kann daher nicht mehr als ein Versuch gemacht 
werden, sie zusammenzufassen, und einige der besten als Probe zu besprechen. 

Eine Komplikation ist es noch dazu, daß die Aufsichtsbehörden in den 
einzelnen Staaten verschiedene sind, und da die Gesetze vielfach noch nicht 
zusammen gefaßt wurden, kann man kaum eine Übersicht erhalten. 

Von den Staaten, in denen das Gesundheitsamt die Aufsicht hat, hat 
Massachusetts die besten Gesetze, aus denen ein Auszug hier wiedergegeben 
werden soll: 

Kein Gebäude, das mehr als zwei Stockwerke hoch ist und dazu bestimmt 
ist, oberhalb des zweiten Stockwerkes ganz oder teilweise als Fabrik oder 
zum Gewerbebetrieb mit mehr als zehn Personen zu dienen, soll errichtet 
werden, bevor ein Plan eingeliefert worden ist, auf dem auch die geplante 
Ventilation eingezeichnet ist. Es soll nicht ohne genügende Ausgänge für 
Feuersgefahr erbaut werden. 

Keine Leitung aus Holz für Heizungs- oder Ventilationszwecke soll in 
einem solchen Gebäude angelegt werden. 

Wenn es der Inspektor schriftlich verlangt, dürfen Frauen und Kinder 
nicht in Räumen oberhalb des zweiten Stockes mit nur einem Ausgang 
beschäftigt werden. Alle Türen müssen nach außen aufgehen. 

Jeder Gegenstand, der vor einen Notausgang gestellt wird, wird für 
gemeinschädlich erklärt, und es sind entsprechende Strafen vorgesehen. Jedes 
Treppenhaus jeden Gebäudes muß frei und unverbaut sein. 
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(Diese Bestimmungen werden durch die Fabrikinspektoren und die Polizei 
und nicht durch das Gesundheitsamt durchgeführt.) 

Wer weibliche Angestellte beschäftigt, hat genügende Sitzgelegenheit 
vorzusehen und muß den Gebrauch der Sitze gestatten. 

Das Gesundheitsamt kann nach entsprechender Untersuchung bestimmen, 
ob eine besondere Beschäftigung der Gesundheit der Jugendlichen unter 
18 Jahren so schädlich ist, um ein Verbot für sie zu rechtfertigen. (Strafen 
für Nichtbefolgung.) 

Es folgt eine Liste gesundheitsschädlicher Beschäftigungen, mit giftigem 
Staub oder Substanzen, reizendem Staub, giftige Gase und Dämpfe, außer¬ 
gewöhnliche Hitze und andere Umstände, welche die Empfänglichkeit für 
Krankheiten vermehren. 

Alle Betriebe sollen für frisches und reines Trinkwasser Sorge tragen, zu 
dem die Angestellten während der Arbeitsstunden freien Zugang haben sollen. 

Jede Fabrik, in der fünf und mehr Personen angestellt sind, und jeder 
Betrieb, in dem zwei oder mehr Frauen oder Kinder an gestellt sind, soll rein 
und frei von Effluvien aus Kanälen usw. gehalten werden, soll entsprechenden 
Zugang haben, ferner eine genügende Zahl von Wasserklosetts, Erdklosetts oder 
Aborten, und wo zwei oder mehr männliche und zwei oder mehr weibliche 
Personen angestellt sind, soll eine genügende Zahl davon für jedes Geschlecht 
vorhanden und entsprechend bezeichnet sein. 

Eine Fabrik mit fünf und mehr Angestellten und eine Werkstatt mit 
fünf und mehr Frauen oder Jugendlichen soll so ventiliert sein, daß keine 
Schädigung der Gesundheit entsteht. (Der staatliche Medizinalinspektor kann 
künstliche Ventilation anordnen.) 

Alle Schmirgelräder oder andere staubproduzierenden Maschinenteile 
sollen umkleidet sein und Absaugung usw. haben. 

Schächte und Triebwerke sollen umkleidet sein. Entsprechendes Licht, 
Lüftung und Reinlichkeit kann durch die Gesundheitsinspektoren angeordnet 
werden. 

Gießereien, die mehr als zehn Mann beschäftigen, sollen wo tunlich einen 
Waschraum mit heißem und kaltem Wasser und ein Wasserklosett getrennt 
von dem Waschraum haben. 

Jede Fabrik, in der Maschinen verwendet werden, soll einen Kasten mit 
Arzneimitteln und Verbandszeug haben, mit denen die Angestellten, die auf 
dem Grundstück erkrankt sind oder verletzt wurden, unentgeltlich behandelt 
werden. 

Ferner sind ausführliche Bestimmungen vorgesehen über Feuchtigkeit 
und Temperatur in den Textilfabriken, die im Staate zahlreich sind. 

Hygiene des Kindesalters. 

Die Hygiene des Kindesalters muß unter verschiedenen Kapiteln besprochen 
werden, einerseits die Kinderarbeit, andererseits die Schulhygiene. 

Die Frage der Kinderarbeit ist seit einigen Jahren in den Vereinigten 
Staaten brennend geworden, zum Teil durch die Tätigkeit einer der unoffiziellen 
Organisationen, die an anderer Stelle erwähnt werden, nämlich des Nationalen 
Kinderarbeitskomitees, das früh und spät gearbeitet und große Summen für 
Inspektionen und Untersuchungen ausgegeben hat, mit der leitenden Idee, 
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die Gesetze über Kinderarbeit im ganzen Lande gleichförmig zu machen. So 
groß auch die Schwierigkeiten gewesen sind, so hat doch jedes Jahr große 
Fortschritte gebracht. 

In Verbindung damit hat man auf die Errichtung eines Kinderbureaus 
in einem der Departements hingewirkt, das mindestens zum Teil die Arbeit 
der Komitees übernehmen sollte, und dies ist schließlich geglückt, indem das 
Gesetz angenommen wurde und im April 1912 die Unterschrift des Prä¬ 
sidenten erhalten hat. Das Bureau steht unter dem Departement für Handel 
und Arbeit und wird ziemlich in derselben Weise tätig sein wie das erwähnte 
Bureau of Labor. Es ist ein äußerst wichtiger Schritt, da damit von Bundes¬ 
seite die Wichtigkeit der Arbeit in Beziehung zum Kinde ebenso anerkannt 
wird wie in dem Bureau für Erziehung die Wichtigkeit des Unterrichtes. 

Vor einigen Jahren wurde eine Kommission eingesetzt zur Beratung und 
Anregung gleichförmiger Staatengesetze über alle möglichen Angelegenheiten, 
und das Nationale Kinderarbeitskomitee entwarf ein Gesetz, das nach Durch¬ 
sicht durch eine Nationale Vereinigung von Juristen der Kommission über¬ 
reicht wurde. 

Die einzelnen Teile des Gesetzes stützen sich auf die besten jeden Staates; 
doch hat noch kein Staat das Gesetz als ganzes angenommen. Die Kommission 
macht geltend, daß im Hinblick auf die Tatsache, daß wir nicht für mehr als 
einen Staat Gesetze erlassen können, der Erlaß einheitlicher Gesetze in allen 
Staaten die Dinge wesentlich vereinfachen würde. 

Das Gesetz behandelt nicht die Fragen der Fabrikinspektion oder des 
Schulzwanges oder der Verwendung Erwachsener, sondern bezieht sich nur 
auf die Umstände, unter denen Kinder beschäftigt werden dürfen oder nicht. 
Selbst wenn sich seine Annahme verzögert, ist es als Muster von Wert und 
als Angabe dessen, was am allernotwendigsten wäre. 

Man kann den Inhalt in wenigen Worten folgendermaßen zusammen¬ 
fassen: Die Beschäftigung von Kindern im Schulalter soll während der Schul¬ 
zeit und in manchen Betrieben gänzlich verboten sein. Nach dem Schulalter 
sind entsprechende Beschränkungen bis zum Alter als stimmfähige Bürger 
angebracht, die sich hauptsächlich gegen Gefahren wenden, die die körperliche 
Gesundheit oder die Moral schädigen könnten. Grenzlinien für erstere sind 
beim 16., 18. und 20. Lebensjahre, für letztere beim 21. angebracht. 

Der Stand der Gesetzgebung im März 1911 war etwa folgender: 

6 Staaten hatten ihre ersten Gesetze darüber gegeben; 11 Staaten führten 
den Achtstundenarbeitstag ein; 20 verboten die Nachtarbeit von Personen 
unter 16 Jahren; 18 setzten das 14. Lebensjahr als Grenze für die Verwendung 
in der Industrie; 13 richteten ein Departement für Fabrikinspektion ein; 
17 stellten das Alter der Kinder fest, die Arbeit suchten. 

Andererseits hatten 7 noch nicht die 14-Jahresgrenze festgesetzt; 8 ge¬ 
statten die Beschäftigung von Knaben in Bergwerken; 14 gestatten die Nacht¬ 
arbeit von unter 16 Jahren alten Personen; 36 lassen einen längeren Arbeits¬ 
tag als acht Stunden zu; 23 lassen nicht das Alter der Kinder bestimmen; 
22 fordern praktisch keinen Beweis für das angebliche Alter der Kinder; 
8 haben kein Departement, das mit der Ausführung ihrer Gesetze betraut ist. 

In einigen haben die Fabrikinspektoren nur in einem beschränkten Teile 
des Staates Jurisdiktion. 
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Es ist also klar, daß viele Verbesserungen möglich sind, und in der Tat 
bewegt sich die Gesetzgebung in vielen der Staaten in dieser Richtung, so daß 
gegen Ende der Legislaturperioden dieses Jahres die obige Liste sich ver¬ 
bessert haben wird. 

Das Komitee ist bereit, jedem, der sich für die Frage interessiert, Aus¬ 
kunft zu erteilen, und alle Teile des Problems können leicht studiert werden. 

Schulhygiene. Die Anfänge der ärztlichen Überwachung der Schule 
gehen auf 18 Jahre zurück, als in Boston wegen einer Anzahl von Epidemien 
die öffentlichen Schulen in 60 Distrikte geteilt wurden und ein Arzt in jedem 
angestellt wurde, um sie zu überwachen. Die Zunahme war zunächst langsam, 
so daß 1904, d. h. 10 Jahre später, nur 37 Städte ärztliche Schulaufsicht 
hatten. Seitdem zeigt sich eine rapide Zunahme mit 55, 77, 111, 167, 263, 
400 in den folgenden Jahren. 

Die Geschichte ist wiedergegeben in der Veröffentlichung der Russell 
Sage Foundation I, 101, und eine weitere Veröffentlichung (II, 99) gibt einen 
Überblick über die Gesetze. Sie umfassen über 90 Proz. der amerikanischen 
Städte, die ein organisiertes Schulsystem haben, und es muß erwähnt werden, 
daß der Unterricht unentgeltlich ist und Schulzwang existiert, wodurch 
praktisch alle Kinder unter die Aufsicht der Stadt kommen. — Anfang 1911 
gab es für 43 Proz. der Kinder irgend eine Art von Schulaufsicht, und der 
Prozentsatz hat sich seitdem noch vermehrt. 

Besprechen wir zunächst die Frage der Verwaltung. Drei Methoden 
sind hier möglich: Aufsicht durch das Gesundheitsamt, durch das Unterrichts¬ 
amt und durch eine Kombination der beiden. Die Ansichten sind verschieden, 
welche der drei am besten ist, doch bewährt sich wahrscheinlich am meisten 
eine Aufsicht durch das Erziehungsamt in enger Verbindung mit dem Gesund¬ 
heitsamt, so daß die Vollmachten beider vereinigt werden. In früherer Zeit 
befaßte man sich besonders mit den Infektionskrankheiten, dementsprechend 
fiel die Aufsicht dem Gesundheitsamte zu; doch mit den Fortschritten erhielten 
andere Teile mehr und mehr Gewicht. Gegenwärtig haben etwa dreimal 
so viele Städte Aufsicht durch das Unterrichts- als durch das Gesundheitsamt. 

Die Untersuchung geschieht nach drei Richtungen: einmal zur Entdeckung 
von ansteckenden Krankheiten, ferner von Gesichts- und Gehörsdefekten und 
schließlich von körperlichen Defekten und organischen Krankheiten. 

Die Untersuchung auf ansteckende Krankheiten geschieht in allen Städten, 
die organisierte Inspektion haben, und ist in vielen die einzige Methode, die 
ausgeführt wird. Dies ist besonders der Fall in den Städten, in denen sie 
unter dem Gesundheitsamte steht. Das gewöhnliche Vorgehen ist, daß die 
Inspizierenden täglich in die Schule kommen und die Kinder untersuchen, die 
ihnen vom Lehrer bezeichnet werden, einschließlich derer, die mit ungenügender 
Entschuldigung gefehlt haben. Dadurch wird ein großer Teil der Ver¬ 
antwortung dem Lehrer zugeschoben, doch ist der Erfolg in der Hauptsache gut. 

Die Untersuchung auf Defekte des Gesichts und Gehörs scheint für 
besser gehalten zu werden als die anderen, denn es haben sie mehr Städte 
eingeführt. Die Untersuchung geschieht gewöhnlich oder mindestens häufiger 
durch den Lehrer als durch den Inspektor, wenn auch natürlich der letztere 
das endgültige Urteil abzugeben hat. Man hat dieses Verfahren vorgezogen, 
weil die Kinder in Gegenwart des Lehrers weniger verängstigt sind. 
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Die dritte Untersuchung, die auf körperliche Defekte, ist weniger im 
Gebrauch als die beiden anderen, und weniger als die Hälfte der Städte 
berichtet über ihr Bestehen. Im allgemeinen haben sie die älteren Städte 
an der atlantischen Küste entwickelt, und von hier aus verbreitet sie sich 
schrittweise. Die Handhabung ist verschieden: einige Städte machen eine 
vollständige Untersuchung, andere untersuchen nur auf adenoide Vegetationen, 
vergrößerte Tonsillen, und in etwa einem Fünftel der Schulen werden auch 
die Zähne untersucht. 

Beabsichtigt ist, an den Schulen der besser organisierten Städte eine 
vollständige Untersuchung der Schüler jedes Jahr vorzunehmen, und dazu 
an Kindern, die irgendwelche Defekte haben, so oft als möglich. Besondere 
Aufmerksamkeit wird auf die Infektionskrankheiten nach den Ferien gerichtet, 
ferner auf Kinder, die hinter ihren Altersgenossen Zurückbleiben. Der Inspektor 
hat gewöhnlich eine Anzahl von Schulen unter sich und kann nicht täglich 
alle aufsuchen, außer wenn es dringend nötig ist wegen Infektionskrankheiten. 
Er untersucht mit Hilfe der Schulschwester die Schüler, die ihm zugeschickt 
werden, auf die ihm angegebenen Krankheiten, außer bei der ersten Unter* 
suchung, wo er so viel untersucht, wie die Bestimmungen ihm vorschreiben. 
Mundatmung führt zur Untersuchung auf adenoide Vegetationen und ver¬ 
größerte Tonsillen, und teilweise auf Mitteilung von seiten des Lehrers 
werden Augen und Ohren untersucht. Kopf, Haut und Kleider werden auf 
Parasiten und ansteckende Krankheiten hin besehen, ebenso oftmals die Zähne. 
In einigen Fällen wird auch Lunge, Herz und Rückgrat untersucht. Prüfung 
auf geistige Defekte kann bei der regelmäßigen Untersuchung vorgenommen 
werden oder die Kinder werden einem Sachverständigen zugesandt, wie es 
z. B. in Cleveland der Fall ist. 

Um Konflikte mit den praktischen Ärzten zu vermeiden, ist die Be¬ 
handlung verboten. Die Eltern der Kinder erhalten Mitteilung mit dem 
Ersuchen, sofort Abhilfe zu schaffen. Wo die Kinder zu arm sind, werden 
sie vom Stadtarzte behandelt, wenn Operationen nötig sind, in den Polikliniken. 
Handelt es sich aber um Unreinlichkeit oder Parasiten oder die häufigeren 
Infektionskrankheiten der Haut, so wird das Kind in vielen Fällen von der 
Schulschwester behandelt und verliert nichts von der Schulzeit. 

Gewöhnlich ist es die Pflicht des Schulinspektors, den gesamten Gesund¬ 
heitszustand zu überblicken, wenn es auch in vielen Städten nicht der Fall 
ist. Die erwähnten Veröffentlichungen bemerken nach Berichten der Schul¬ 
behörden, daß der Schularzt der betreffenden Schule entweder keine Aufsicht 
darüber hat oder keine ausübt. Das Bureau für Erziehung hat einige aus¬ 
gezeichnete Werke herausgegeben, die die besten Methoden für die Ver¬ 
besserung und den Bau von Schulhäusern beschreiben, und verbessert durch 
das Bureau für Kinderhygiene die allgemeinen Bedingungen. 

Eines der interessantesten Ergebnisse der ärztlichen Schulinspektion ist 
die Freiluftschule. Es gibt zwei Arten: solche für Kinder, die an Tuberkulose 
leiden, und solche für anämische und prätuberkulöse Kinder. Wo besondere 
Räume und Bauwerke errichtet werden können, werden sie auf die Dächer 
der Schulhäuser oder in die Schulhöfe gesetzt und sind nach zwei oder drei 
Seiten offen; die Kinder behalten ihre Überkleidung an, so daß sich keines 
erkältet. Die Schulen für Tuberkulöse sind gewöhnlich von einem Vereine 
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geleitet, manche aber anch vom Unterrichtsamt. Wo keine Mittel oder kein 
Platz vorhanden sind, hat man Erfolge gehabt, wenn man die Fenster während 
der ganzen Schalzeit offen ließ, wobei die Kinder dicker bekleidet blieben. In 
einigen Fällen erhielten ärmere Kinder Kleidungsstücke. Diese Maßnahmen 
haben sich verbreitet, und in einigen Schulen sind die Fenster die ganze Zeit 
offen; die Wirkung auf die Kinder ist sehr gut und äußert sich körperlich 
und geistig. 

Die Errichtung von Spezialklassen für Minderwertige steckt noch in den 
Kinderschuhen, doch ist sie nur eine Frage der Zeit, und wenige Jahre 
können darin große Änderungen bringen. 

Wie bereits erwähnt, ist eines der Probleme die Fürsorge für die Kinder 
der Armen. Wenn Behandlung oder Operation nötig scheinen, können sie 
leicht dieselben erhalten; schwer ist die Beschaffung von Brillen usw., und 
es ist oft nötig, die Hilfe eines wohltätigen Vereins anzurufen. Noch größere 
Schwierigkeiten macht die Speisung und Kleidung der Kinder. Die Schul¬ 
speisung wird gegenwärtig viel besprochen; doch geschieht sie gegenwärtig 
mit Ausnahme der Abgabe von Milch an prätuberkulöse Kinder in Freiluft- 
und anderen Schulen durch private Wohltätigkeit und nicht durch die Schul¬ 
behörden. Möglicherweise gibt es anderswo Ausnahmen, doch ist mir nichts 
davon bekannt. Die allgemeine Meinung scheint zu sein, daß es besser ist, 
nicht fühlen zu lassen, daß die Speisung ein Recht ist, das man von der 
Regierung erlangen kann, indem man sonst nicht weiß, wo die Grenze zu 
ziehen ist. Geschenke an Schuhen, Kleidern usw. können auf dieselbe Weise 
erhalten werden; nur in den Freiluftschulen, wo eine besondere Uniform ist, 
wird sie vom Unterrichtsamt gestellt und bleibt dessen Eigentum. 

Wenn auch diese Fragen nicht eigentlich unter die ärztliche Schul¬ 
aufsicht gehören, so werden sie doch hierher gerechnet und nirgends anders¬ 
wohin, da man erst mit ihrer Einrichtung Kenntnis davon erhielt. Es ist 
unmöglich, auch nur ungefähr aufzuzählen, was darin geschehen ist, da Aus¬ 
künfte von jeder einzelnen Gemeinde eingeholt werden müßten. 

Gesetze über ärztliche Schulaufsicht. Im Mai 1911 gab es sieben 
Staaten mit obligatorischen, zehn mit Permissionsgesetzen, und in zwei 
Staaten und dem Distrikt Columbia wurde die Inspektion ausgeübt unter 
den Verordnungen des Gesundheitsamtes, die Gesetzeskraft haben. Die 
übrigen Staaten haben nicht ausdrücklich Gesetze; doch gehört in vielen 
Städten die ärztliche Schulaufsicht zu den Vollmachten des Gesundheits- oder 
Unterrichtsamtes, so daß sie viel weiter verbreitet ist, als es nach dem 
Studium der Staatengesetze den Anschein haben könnte. 

Das erste Staatengesetz ging im Jahre 1899 in Connecticut durch, doch 
sollte nach ihm nur eine Untersuchung der Augen und Ohren alle drei Jahre 
vorgenommen werden; die erste Untersuchung auf körperliche Gebrechen 
geschah durch das Permissionsgesetz von New Jersey vom Jahre 1903. — 
1906 wurde das obligatorische Gesetz von Massachusetts erlassen, und dieses 
hat seither als Muster für die meisten Staatengesetze gedient. 

Sieben Bestimmungen sollte nach den bisherigen Mustern jedes neue 
Gesetz enthalten, nämlich folgende: 

1. Die Verwaltung liegt in den Händen der Schulbehörde, doch soll 
diese Vollmacht haben, ihre Rechte den Beamten des Gesundheitsamtes zu 
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überlassen, und bei Verfolgung der Fälle von ansteckenden Krankheiten 
sollen Schul- und Gesundheitsbehörden zusammen arbeiten. Diese Bestimmung 
findet sich genau nur in Ohio und Nord-Dakota. 

2. Inspektion durch Schulärzte zur Auffindung und Ausschließung von 
Fällen ansteckender Krankheiten muß vorgesehen sein. 

3. Jedes Jahr sollen alle Kinder auf körperliche Defekte untersucht und 
diese den Eltern mitgeteilt werden. 

4. Jedes Jahr sollen Gesichts- und Gehörprüfungen durch die Lehrer 
yorgenommen werden. Die9 ist durch Sachverständige empfohlen worden 
und hat sich gut bewährt; die endgültige Entscheidung trifft ein Schularzt, 
der spezialistisch vorgebildet ist. 

5. Die Schulärzte sollen auch die Lehrer und Schuldiener untersuchen 
und ebenso das Gebäude und das Wasser. 

6. Die Schüler der Normalschulen sollen Unterricht erhalten in der 
Ausführung von Gesichts- und Gehörsprüfungen. Dies hat sich gut bewährt 
in Massachusetts und Minnesota. 

7. Schulschwestern sollen angestellt werden. Dies ist in Connecticut, 
Ohio, Pennsylvanien und Westvirginien der FalL 

8. Das Gesetz soll Zwangsbestimmungen enthalten. Diese sind nicht 
gut entwickelt in Colorado, Indiana und New Jersey. 

Das Gesetz von Massachusetts sieht auch die Erteilung von Alters- und 
Schulzeugnissen für Jugendliche, die beruflich tätig sein wollen, in folgender 
Weise vor: Ein Alters- und Schulzeugnis soll nur durch den Vorsteher der 
Schule oder eine von ihm bevollmächtigte Person oder das Schulkomitee 
ausgestellt werden. Es darf nicht ausgestellt werden, bevor festgestellt ist, 
daß der Schüler imstande ist, einfache Sätze in englischer Sprache fließend 
zu lesen und leserlich zu schreiben, und bevor er ein ärztliches Zeugnis 
erhalten hat, das feststellt, daß er gesund und körperlich fähig ist, die 
betreffende Arbeit zu leisten. Doch kann das Alters- und Schulzeugnis auch 
ausgestellt werden ohne ein spezielles ärztliches Zeugnis, wenn in den Akten 
der Schule ein nicht mehr als ein Jahr alter Untersuchungsbefund ist und 
der Schulvorsteher nach dessen Prüfung bestätigt, daß nach seiner Meinung 
der Jugendliche imstande ist, die betreffende Arbeit zu leisten. 


Wohnungswesen. 

Wie das rapide Wachstum der amerikanischen Städte, so ist auch die 
Wohnungsfrage in ihnen neuesten Datums. Das Fehlen von Festungswerken 
und das Vorwiegen des Ackerbaues führte zur Bildung von Gemeinden mit 
einer ziemlich weit auseinander wohnenden Bevölkerung, und selbst durch 
die moderne Zusammendrängung in den Städten haben wenige eine solche 
Wohndichtigkeit, wie man sie in Europa oft findet. New York bildet eine 
Klasse für sich, und in einigen anderen Städten ist ebenfalls eine Tendenz 
nach größerer Wohndichtigkeit zu bemerken; doch sind im allgemeinen die 
Häuser niedrig, und selbst in großen Städten, wie Cleveland mit 600 000 Ein¬ 
wohnern und anderen von ähnlicher Größe, besteht der größte Teil, auch in 
ärmeren Distrikten, aus zweistöckigen Häusern, so daß jeder auf eigenem 
Grund und Boden sitzt und genügend Luftraum außen herum hat. Solange 
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dieser Typus beibehalten wird, scheint die Frage nicht akut; nur das Zentrum 
scheint eine Überfüllung zu zeigen, die vielen anderen Städten an die Seite 
zu setzen ist. Solche Untersuchungen sind jedoch neu, und einige Städte 
haben demgemäß das Problem bereits angefaßt. 

Eine der größten Schwierigkeiten kommt von den Einwanderern her, 
die zusammen in Mietkasernen hausen wollen, jede Nationalität für sich, 
und allen Bemühungen, ihre Umgebung zu verbessern, widerstreben. Da 
viele aus sehr geringen Verhältnissen entstammen, fehlt ihnen die Erziehung, 
die die Kinder der Vereinigten Staaten erhalten, und die Erfahrungen, die 
solche üble Verhältnisse überhaupt nicht aufkommen lassen. 

Die Fragen sind schwer zu lösen, da Bundesgesetze über Wohnungs¬ 
wesen fehlen aus denselben Gründen wie oben erwähnt, und da infolgedessen 
eine große Verschiedenheit in den Staaten- und Ortsgesetzen sich zeigt. 

Die Verschiedenheit dieser Gesetze und der Mittel zu ihrer Durchführung 
läßt eine ausführliche Besprechung derselben nicht zu; außerdem stehen 
gerade auf diesem Gebiete so große Änderungen bevor, daß in wenigen 
Jahren die Verhältnisse ganz anders sein könnten. Nur einige Besonder¬ 
heiten und die gegenwärtigen Absichten können hier dargestellt werden. 

Ein Teil der Frage wurde bereits früher besprochen, und zwar bei der 
Sanierung im allgemeinen, der Abwasse'rbeseitigung, der Wasserversorgung usw. 

Man kann sagen, daß zwei Gruppen von ungesunden Zuständen in 
Amerika existieren: Die eine wird repräsentiert durch New York, wo die hohen 
Grundstückspreise zum Bau von Häusern ohne Gleichen geführt haben, die 
andere durch die Mietkasernen von geringer Größe, aber unhygienischen 
Zuständen und mit einer sehr dichten Bevölkerung. Letztere können wieder 
eingeteilt werden in solche, welche eigens zu diesem Zwecke erbaut sind, und 
solche, welche ursprünglich von wenigen Personen der bemittelten Stände 
bewohnt waren, seither aber im Wert gesunken sind und in einer von dem 
Erbauer nicht beabsichtigten Weise verwendet werden. Die Probleme sind 
aber im ganzen die gleichen, und bei letzteren kommt noch die Gefahr hinzu, 
daß sie unverdächtig scheinen und daher leicht übersehen werden können. 
Die Gesetzgebung bewegt sich in zwei Richtungen: einerseits soll Leib und 
Leben der Einwohner geschützt werden, z. B. durch Vorschriften über Feuer¬ 
sicherheit, andererseits die hygienischen Zustände reguliert werden, wie Licht, 
Lüftung, Wasserversorgung, Abwässerbeseitigung, Müllabfuhr. Die New Yorker 
Gesetze, die im Ausfluß der erwähnten Überfüllung entstanden sind, wurden 
vielleicht am meisten kopiert, und leider oft ohne Rücksicht darauf, daß die 
Verhältnisse in der Stadt, die sie übernahm, ganz andere waren. Die 
schreienden Zustände führten 1902 zur Bildung der New York Tenement 
Commission, die viel Gutes gewirkt hat, trotzdem erst in den letzten Jahren 
Gelder bewilligt wurden. Für Einzelheiten sind die Berichte der Kommission 
höchst wertvoll. Der Commissioner ist durch den Bürgermeister angestellt 
und unabhängig von anderen Departments der Stadtverwaltung, nur das 
Gesundheitsamt hat einige Funktionen mit ihm gemeinsam, ln anderen 
Städten wird die Tätigkeit durch Commissioners oder entsprechende Beamte 
ausgeübt; in noch anderen durch das Gesundheitsamt. 

Die Absichten bezüglich der Gesetzgebung können am besten ersehen 
werden aus Veillers „Model Tenement House Law“, das in New York durch 
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die Charities Publishing Society herausgegeben wurde, da die neueren Gesetze 
sich meist dies zum Muster genommen haben. Das neueste Gesetz wird 
gegenwärtig von einer der größten amerikanischen Städte beraten und umfaßt 
die erwähnten Maßnahmen mit entsprechender Anpassung an die lokalen 
Verhältnisse. Es behandelt die Gebäude im allgemeinen mit besonderer 
Berücksichtigung der Mietkasernen. Dieser Ausdruck (tenement) ist definiert 
als „Gebäude, das ganz oder teilweise zur Wohnung für zwei oder mehr 
Familien dient, die unabhängig voneinander leben, auf dem Grundstück 
kochen und gemeinsames Anrecht auf Hausflur, Treppen, Keller, Wasser¬ 
versorgung, Aborte usw. haben“. Dies ist auch anzuwenden, wo eine Anzahl 
Parteien gemeinsamen Gebrauch hiervon macht. 

Das Gesetz ist eingeteilt in drei Abschnitte: die Errichtung neuer Gebäude, 
die freiwillige Abänderung alter Gebäude und die zwangsweise Verbesserung 
solcher, die nicht dem Gesetze entsprechen. 

Einige der wichtigsten Bestimmungen des ersten Abschnittes sind 
folgende: 

Eckhäuser dürfen nicht mehr als 75 Proz. des Bodens einnehmen; 
andere Gebäude nicht mehr als 40 Proz. (Dies ist die einschneidendste 
Bestimmung jedes neuen Gesetzes; doch hat man in diesem speziellen Fall 
gefunden, daß die Zahlen auch vorher selten überschritten wurden.) Hinter 
jedem Miethause muß ein Hof von der vollen Größe des Grundstückes vor¬ 
handen sein, und seine Tiefe muß 25 Fuß (7,62m) bei einem dreistöckigen 
Gebäude betragen; für jedes weitere Stockwerk sind 5 Fuß (1,52m) hinzu¬ 
zurechnen. Kein Hof darf weniger als 10 Fuß (3 m) tief sein. Der innere 
Hof einer Mietkaserne soll mindestens 10 Fuß (3 m) für ein Stockwerk, 
12 Fuß für zwei, 14 für drei, 18 für vier, 24 für fünf, 30 für sechs, 36 für 
sieben, 42 (etwa 13m) für acht betragen. Alle Höfe müssen oben so weit 
wie am Boden sein. Kein Miethaus soll höher sein, als die größte Straßenbreite, 
an der es liegt, und in keinem Fall höher als 100 Fuß (30,4 m). Alle Türen 
sollen nach außen aufgehen, alle Treppen, Flure und Ausgänge von genügender 
Größe sein und gegen den Ausgang zu nicht enger werden. Fenster von 
bestimmter Größe werden für jeden Flur und jede Treppe verlangt; ebenso 
entsprechende Notausgänge. Besondere Aborte für jede Wohnung werden 
absolut gefordert und genau vorgeschrieben, ebenso besondere Wasser¬ 
versorgung. 

ln den anderen Abschnitten des Gesetzes wird die Verbesserung, sei es 
freiwillig oder zwangsweise, behandelt, ferner die Schließung eines ganzen 
oder eines Teiles eines Gebäudes. Einzelheiten anzuführen, ist nicht nötig, 
da sie den eben angeführten entsprechen, unter Berücksichtigung der Rechte 
des Eigentümers des Hauses. 

Einen starken Anstoß haben die Bestrebungen erhalten durch das aktive 
Interesse der Nationalen Konferenz für Wohlfahrtseinrichtungen und Ver¬ 
besserungen, und die Erkenntnis der Hygieniker, daß alle Bemühungen zur 
Bekämpfung der Infektionskrankheiten und der UnSittlichkeit an mangel¬ 
haften Wohnungszuständen scheitern. Die größte Hoffnung setzt man darein, 
daß auch den kleinen Gemeinden die richtige Erkenntnis rechtzeitig kommt, 
daß sie Fehler der älteren vermeiden, und dies scheint auch mehr und mehr 
der Fall zu sein. 
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Verschiedenes. 

Über die Desinfektion gibt es keine allgemeine Kegeln. Das ver¬ 
breitetste Mittel ist Schwefeldioxyd für Insekten und Tiere, Formaldehyd für 
Bakterien und Protozoen. Die Desinfektion während und nach der Krankheit 
hängt in weitem Umfange von der Tätigkeit der Ortsgesundheitsbehörden ab. 
Im allgemeinen ist sie obligatorisch nach akuten Exanthemen, und an einigen 
Orten nach Typhus, Tuberkulose und anderen Krankheiten. Sie wird im 
Hause ausgeführt, und die städtische Desinfektionsanstalt der europäischen 
Städte ist praktisch unbekannt. Bettzeug usw. muß in der Wohnung des¬ 
infiziert werden, bevor es in die Wäsche gegeben wird, was für alle Beteiligten 
ziemliche Unannehmlichkeiten zur Folge hat. In den Seuchenspitälern werden 
natürlich alle modernen Methoden angewendet. Die Einsicht der Notwendig¬ 
keit städtischer Desinfektionsanstalten hat übrigens zugenommen, und die 
nächsten Jahre werden vermutlich Änderungen darin bringen. 

Müllbeseitigung. Auch diese wird verschieden gehandhabt. Im 
allgemeinen kann man sagen, daß das Teilungssystem Fortschritte macht, so 
daß Küchenabfälle usw. nicht mit solchen aus dem Ofen und mit Kehricht 
vermischt werden. Dies macht die Beseitigung leichter, indem der Kehricht 
häufig verwendet werden kann zur Auffüllung von Land und die Küchen¬ 
abfälle in mehreren Städten bereits nutzbringend verwendet werden. Ver¬ 
brennung des gesamten Mülles ist weniger häufig. 

Verkehr. Auch hier sind verschiedene Verhältnisse vorhanden; ein 
Staat verlangt etwas, worauf der nächste kein Gewicht legt, und ebenso ist 
es bei den Städten. So kann man schon auf einer halbtägigen Reise sehen, 
daß der Trinkbecher für den allgemeinen Gebrauch entfernt bzw. vorhanden 
ist. Im allgemeinen strebt man danach, ihn abzuschaffen, ebenso das gemein¬ 
same Handtuch, dagegen die Desinfektion der Wagen in häufigen Zwischen¬ 
räumen und ihre Reinigung nach jedem Gebrauch einzuführen. Der Vakuum¬ 
reiniger hat hier viel Gutes gewirkt. In den meisten guten Bahnen sind 
derartige Anordnungen mit Ausnahme deB Trinkbechers vorhanden, und der 
letztere ist in den meisten Staaten, durch die die Züge fahren, so allgemein 
verboten, daß es ihnen bequemer ist, andere Maßnahmen einzuführen. Auch 
in den elektrischen Bahnen, die verschiedene Gemeinden miteinander ver¬ 
binden, ist Ähnliches der Fall, und man kann sagen, daß die Wagen in den 
Vereinigten Staaten mit Aborten und Waschgelegenheiten recht gut aus¬ 
gerüstet sind. Ihre Zahl ist stets größer als in Europa, teils wegen der 
längeren Reisen, und überall ist für jedes Geschlecht eine vorgesehen. Auf 
einigen der kleineren Linien der dünner bevölkerten Staaten sind allerdings 
noch beträchtliche Verbesserungen möglich, doch stehen die hygienischen 
Einrichtungen weit über denen von Europa. 

Die Exkrete läßt man unter den Zug fallen, außer in großen Bahnhöfen, 
und das einzige Mittel, um dies hier unmöglich zu machen, ist, die Aborte 
zu schließen. Wenn die Schlafwagen lange auf den Bahnhöfen stehen und 
Reisende in dieser Zeit in ihnen sind, hängt man Eimer unter sie. Die starke 
Verdünnung und spätere schnelle Eintrocknung der Exkrete haben diese 
Methode sich mehr einbürgern lassen, als eine bessere. Die Exkrete werden 
im Schotter der Bahnstrecke weit verteilt und trocknen ein, ehe Fliegen sich 
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darin entwickeln können, so daß die einzige Gefahr ist, daß die Fäces eines 
Typhusbazillenträgers so nahe bei einem Hause niederfallen, daß Fliegen sie 
hinüber tragen können; doch ist nach den Ermittelungen die Wahrscheinlich¬ 
keit sehr gering. 

Hygienische Institute als solche existieren nicht in den Vereinigten 
Staaten. Einige der Staaten und größeren Gemeinwesen haben Untersuchungs¬ 
laboratorien, unter denen besonders das New Yorker zu nennen ist, doch sind 
die Beziehungen zur öffentlichen Gesundheitspflege im allgemeinen nicht 
dieselben wie in Europa. Immerhin wächst die Erkenntnis der Notwendigkeit 
solcher, die frei von politischen Einflüssen wären, ständig, und durch die 
großen Universitäten wird es wahrscheinlich bald zur Entstehung solcher 
Institute oder ähnlicher Institutionen kommen. 

[Schluß. 

Die vorstehende Arbeit macht selbstverständlich nicht den Anspruch 
darauf, die Medizinalverwaltung der Vereinigten Staaten in irgend welcher 
Hinsicht erschöpfend zu beschreiben. Es wurde betont, daß es unmöglich 
ist, Bundesgesetzgebung zu schaffen, außer in einer beschränkten Zahl von 
Fällen, wegen der Rechte der einzelnen Staaten und der folgegemäß fast 
unendlichen Verschiedenheit der Gesetze, die wiederum durch die verschiedenen 
Bedingungen hervorgerufen sind. Einheitlichkeit ist nur durch Überein¬ 
kommen möglich, und Übereinkommen sind schwer herbeizuführen. Selbst 
wo die Gesetze fast identisch sind und die Ordnung der Verwaltung die 
gleiche ist, ist ihre Auslegung und Durchführung verschieden nach dem 
Empfinden der betreffenden Gegend. Dies dürfte aber bei allen größeren 
Nationen der Fall sein. Die große Zahl der Gesetze machte mit Rücksicht 
auf den geringen zur Verfügung stehenden Raum die Aufzählung auch nur 
eines Teiles unmöglich. Wie früher erwähnt, hat der Gesundheits- und 
Marinespitaldienst einige besonders wichtige Gruppen verglichen, und das 
Bureau für Arbeit hat kürzlich die darauf bezüglichen Gesetze der letzten 
beiden Jahre, von denen viele hygienische Fragen betreffen, gesammelt zu 
einem Bande von 500 eng gedruckten Seiten. 

Alles, was wir versucht haben, war, eine Übersicht zu geben über die 
Gesetze, die Formen der Verwaltung und ihre Beziehungen zueinander, um 
einerseits den allgemeinen Charakter der hygienischen Zustände des Landes 
zu schildern, andererseits die Richtlinien, die ein aufmerksamer Beobachter 
bemerken kann. 

Ebenso schien es ratsam, die Schwierigkeiten zu betonen, die den Ver¬ 
einigten Staaten spezifisch sind. Die kolossale jährliche Einwanderung von 
Männern, Frauen und Kindern, deren Traditionen und Sprache völlig fremd¬ 
artig sind, die zusammen hausen wollen und sich weigern, von dem neuen 
Land zu lernen, bringt unzählige Komplikationen, und ihre Unkenntnis der 
Sprache und Gebräuche macht es skrupellosen Personen leicht, sie auszubeuten 
und sie unter unsanitären Bedingungen leben zu lassen. 

Die Hauptschwierigkeit jedoch, die endlich ins Auge gefaßt werden muß, 
liegt in dem ungebührlichen Einfluß der Politik auf die Angelegenheiten der 
öffentlichen Gesundheitspflege. Wo das Bleiben im Amte abhängig ist von 
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dem Wohlwollen eines oder mehrerer Politiker und wo infolgedessen Ver¬ 
dienste auf dem Felde der Intelligenz weniger Anrecht geben als Verdienste 
auf dem Felde der politischen Kämpfe, können selbstverständlich die besten 
Männer nur selten in die Stellungen eintreten. Die Auslieferung der öffent¬ 
lichen Wohlfahrt an die Habgier der Politiker vermindert sich in dem Maße, 
als das Gewissen des Publikums erwacht und als das Publikum einsieht, daß 
Gesundheit auch eine sehr reale Bedeutung für das Portemonnaie hat, so daß 
in der Wertschätzung die öffentliche Gesundheitspflege weit höher steht als 
noch vor zehn, ja vor fünf Jahren. Doch gibt es bisher noch nicht sehr 
viele Leute, die sich für solche Stellen vorbilden. Die Mehrzahl der besten 
Männer, die gegenwärtig im Staate oder in der Munizipalverwaltung solche 
Posten innehaben, haben sie sozusagen zufällig erhalten, durch Entwickelung 
des Interesses daran und das psychologische Moment, daß eine Seuche dem 
Publikum klar machte, daß ein Spezialist nötig sei. Doch werden allmählich 
an mehreren der Universitäten Kurse gegeben, in welchen man die nötigen 
Kenntnisse sich aneignen kann, und schon in wenigen Jahren wird eine 
Anzahl Personen für diese Stellungen verfügbar sein und sie annehmen, 
wenn sie die Garantie haben, daß sie von politischen Einflüssen frei sein 
werden. 

Die Städte, besonders diejenigen, welche genügend Jahre und Erfahrungen 
haben, um die Bedürfnisse kennen zu lernen, sowie genügend Geldmittel, um 
die Verbesserungen auszuführen, haben selbstverständlich die Führung. Die 
kleineren Orte, und besonders die Dörfer und ländlichen Distrikte, sind noch 
stark im Rückstand und werden wahrscheinlich auch zuletzt eine hohe Stufe 
in der systematischen Gesundheitspflege erreichen. 

Bei den verschiedenen Leistungen kann man viele Einzelheiten finden, 
die den in Europa üblichen Methoden überlegen, und viele, die schlechter 
sind. So hält die allgemeine Sterblichkeit gut den Vergleich mit der in 
Europa aus, wenn auch einzelne Krankheiten in den Vereinigten Staaten häufiger 
Vorkommen. Die relativ geringe Wohndichtigkeit, besonders in den großen 
Städten, gibt günstige Gelegenheit zu hygienischen Verbesserungen, und die 
Sterbeziffer in den Vereinigten Staaten könnte dementsprechend weit niedriger 
sein, als sie jetzt ist. 
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Eine immer ernstere Sprache reden von Jahr zu Jahr die statistischen 
Nachweise, aus denen man Rückschlüsse auf den Stand der deutschen Volks¬ 
kraft ziehen kann. Zurzeit stehen hierbei das Sinken der Geburtenhäufig¬ 
keit und der Rückgang in der Militärtauglichkeit als besonders stark hervor¬ 
tretende Zeichen im Vordergründe. Die Geburten verminderten sich seit 
1881 von 40,9 vom Tausend auf 32,6 im Jahre 1910. Unter den in der 
Stadt Geborenen waren 1904 noch 53 Proz. militärtauglich, 1910 nur noch 

48.5 Proz. Unter den auf dem Lande Geborenen sind diese Zahlen zwar 
etwas günstiger, aber auch hier zeigt sich ein Rückgang von 58,6 auf 
56,4 Proz. ln den Großstädten gehen diese Zahlen noch erheblich unter 
dieses Durchschnittsmaß herunter, am weitesten in Berlin, das 1910 nur 

27.6 Proz. Taugliche aufwies. Notwendig wäre es, für den Daseinskampf 
unseres Volkes seine Lebenskraft zum wenigsten zu erhalten, tunlichst aber 
zu vermehren. Die gegenteilige Erscheinung muß bei ihrem steten Rück¬ 
gänge jedenfalls auf chronische Schäden hinweisen. 

Diese gaben dem Zentralausschusse zur Förderung der Volks- und 
Jugendspiele in Deutschland 1908 Veranlassung, in Gemeinschaft mit anderen 
zentralen Körperschaften, die die Erhaltung der Volkskraft sich zum Ziel 
gesetzt haben, mit der Deutschen Turnerschaft, dem Deutschen Turnlehrer¬ 
verein und den großen Sportverbänden, eine Denkschrift abzufassen und zu 
verbreiten, die auf diese Schäden hinwies und zur Besserung zwei staatliche 
Maßnahmen forderte: die allgemeine Pflichtfortbildungsschule und 
in ihr die Aufnahme geregelter körperlicher Übungen von wenigstens 
zwei Stunden wöchentlich. Die Körperschaften gingen bei diesen Forde¬ 
rungen von der Grundauffassung aus, daß hierdurch allein die Gesamtheit 
der volksschulentlassenen Jugend getroffen würde, aus der künftig der größte 
Teil des Volkes erwächst. Die Pflichtfortbildungsschule, deren Einführung 
nur von den einzelnen Bundesstaaten durch Gesetz erfolgen kann, bat seit 1908 
von diesen gar keine Förderung erfahren. Nur, was von Reichswegen für die 
gewerbliche Jugend etwa geschehen konnte, ist durch eine mit 1.April d.J. 
in Kraft getretene Novelle zur Reichsgewerbeordnung geregelt worden. 

Inzwischen ist im Jahre 1911 die staatliche Jugendpflege eingeführt 
worden, die gleichmäßig, wie sie die geistige und sittliche Hebung der 
Jugend fördern will, auch die körperliche Erziehung der schulentlassenen 
Jugend sich zum Ziel gesetzt hat. Die gesamte staatliche Jugendpflege be¬ 
ruht aber unterschiedslos auf Freiwilligkeit. Diese erfordert eine Ergän¬ 
zung nach der verpflichtenden Seite. Das hat der preußische Fortbildungs¬ 
schulgesetzentwurf von 1911, der leider nicht Gesetz wurde, zum ersten Male 
dadurch anerkannt, daß er die körperliche Erziehung zu einer verbind¬ 
lichen Aufgabe der Fortbildungsschule machte, was auch die dafür ein- 
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gesetzte Kommission einstimmig guthieß. Diese Ergänzung füllt allein die 
Lücken aus, die seither noch gelassen wurden, und sie wird kräftig belebt 
durch die mannigfachen freien Bestrebungen, die zum Teil schon seit langen 
Jahren von der Deutschen Turnerschaft, den Spiel- und Sportverbänden und 
neuerdings von dem Jungdeutschlandbunde, den Pfadfinder-, den Wander¬ 
vogelvereinen u. a. m. betrieben werden. Da die volksschulentlassene Jugend 
von 14 Jahren und darüber noch in den Jahren der vollsten Entwickelung 
steht, so würde durch die verpflichtende Einführung für diese Jugend das 
erreicht werden, was der Staat für die Schüler der höheren Schulen schon 
von jeher bis zum 18. oder 20. Jahre durchgeführt hat. 

Unter diesen Umständen erschien es angezeigt, daß der Zentralausschuß 
für Volks- und Jugendspiele nach Verlauf von vier Jahren erneut eine Kon¬ 
ferenz berief, die, in erweiterter Zusammenfassung interessierter Stellen, am 
25. April 1912 im Abgeordnetenhause zu Berlin stattfand. Nach sehr ein¬ 
gehenden Beratungen wurden in einer einmütig angenommenen Entschließung, 
welche im Eingänge die beiden Forderungen von 1908 wieder aufnahm, die 
folgenden Punkte neu aufgestellt: 

„Wir fordern auch die Einführung einer regelmäßigen ärztlichen Unter¬ 
suchung der Fortbildungsschüler und Schülerinnen, also eine schulärzt¬ 
liche Überwachung der volksschulentlAssenen Jugend, sowie sie jetzt der 
Volksschuljugend zuteil wird. Weiter halten wir für sehr erwünscht, wenn 
für diese Jugendlichen tunlichst durch früheren Geschäftsschluß an den 
Sonnabendnachmittagen und Gewährung von Ferienurlaub nach dem Vor¬ 
bild anderer Länder die freie Zeit für die notwendige körperliche Ausbildung 
gewonnen wird.“ 

Gleichzeitig wurde, um klar in der Sache zu sehen, von der Konferenz 
eine Erhebung über die bis jetzt erfolgte Einführung des Turnens, Spielens 
und Wanderns an der Fortbildungsschule beschlossen, die von dem Zentral¬ 
ausschuß ausgeführt und von dem Herrn Oberbürgermeister Dominicus in 
Berlin-Schöneberg nach sehr praktischen Gesichtspunkten bearbeitet wurde. 

Von 726 Gemeinden, die die Fragebogen eingesandt haben, hat, wie 
vorauszusehen war, der weitaus größte Teil, und zwar über 75 Proz., die 
Frage der erfolgten Einführung körperlicher Übungen mit „Nein!“ beant¬ 
wortet. Den obligatorischen Turnunterricht haben aber 70 Gemeinden auf¬ 
genommen, den fakultativen 86. Die Entwickelung zeigt, daß nur drei Groß¬ 
städte obligatorisch vorgegangen sind, nämlich München, Straßburg i. E. und 
Berlin - Schöneberg. Auch die Mittelstädte sind gering an Zahl: Bielefeld, 
Bonn, Fürth, Hagen i. W. und Recklinghausen. Es überwiegen die Klein¬ 
städte. Die freie Entwickelung vollzieht sich hier umgekehrt wie sonst bei 
allen anderen modernen sozialen und hygienischen Fortschritten, die zumeist 
von den Großstädten ausgehen. Im ganzen empfingen 9751 Schüler fakul¬ 
tativen und 17143 obligatorischen Turnunterricht. Aus der Tatsache, daß 
schon mehrfach die Praxis beschritten ist, ergibt sich, daß die Durchführung 
keinen erheblichen schultechnischen Schwierigkeiten begegnet, und daß sie 
auch keine unüberwindlichen pekuniären Opfer verlangt. Die Einführung 
ist dadurch erheblich erleichtert, daß, während der wissenschaftliche Unter¬ 
richt in die Arbeitszeit des Zöglings gelegt ist, der Turnunterricht usw. auch 
nach 7 Uhr abends stattfinden kann. 
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Der Zentralausschuß versendet jetzt an Behörden, Städte, Handels- und 
Gewerbekammern, Arbeitgeberverbände usw. eine neue Denkschrift, sowie die 
vorgenannte ausführliche statistische Nachweisung. Beide Druckschriften 
können bei Bestellungen einzelner oder weniger Exemplare kosten- und 
portofrei von der „Druckerei der Niederschlesischen Zeitung in Görlitz“ be¬ 
zogen werden. 

Wer in Erwägung zieht, daß die Großstadtbevölkerung, wie schon 1908 
hervorgehoben war, in den letzten 30 Jahren von 6,5 auf 19 Proz. an¬ 
gewachsen ist; daß in der Zeit vom 14. bis 18. Lebensjahre Herz und Lunge 
des jungen Menschen sich im Umfange verdoppeln, und daß die Lebens¬ 
gewohnheiten und Wohnungsverhältnisse der großen Schichten des Volkes 
vielfach gesundheitsschädlich wirken, der wird, neben der teilweisen Unter¬ 
ernährung, darin die eigentlichen Ursachen des Rückganges der Volkskraft 
erkennen, der wird mit mir auch darin übereinstimmen, daß die allgemeine 
Pflichtfortbildungsschule mit geregelten körperlichen Übungen durch die 
ganze Entwickelungszeit hindurch ein wesentliches Mittel zur Kraft¬ 
erhaltung des Volkes bildet. Bei dem engen Zusammenhänge von Körper 
und Geist wäre diese Einführung aber auch für alle geistige und sittliche 
Entwickelung förderlich, ebenso für die gesamte Volkskultur wie für das 
Wohlergehen jedes einzelnen. 

Bedenkt man, daß jährlich fortlaufend etwa eine Million Knaben im 
Alter von 13 und 14 Jahren aus der Volksschule in das Leben eintritt — 
die Zahl der Mädchen ist etwa ebenso groß —, so wird man erkennen, wie 
diese Pflegearbeit an der Jugend bei dem gegenwärtigen Rückgänge der 
Volkskraft mit allem Nachdruck auf genommen und dauernd fortgesetzt 
werden muß. Ist auch nicht zu verlangen, daß diese Arbeit sofort und in 
vollem Umfange beginne, so sollte doch der jetzt aufgenommene große Ge¬ 
sichtspunkt staatlicher und privater Jugendpflege dazu führen, daß man den 
Augenblick für gekommen erachtet, wo dem Rückgänge der Volkskraft mit 
allem Nachdruck — und wie ich zugebe, auf der ganzen Linie der Volks¬ 
schäden — entgegengesteuert werden sollte. 

Möchte diese neue Denkschrift des Zentralausschusses und seiner 
Freunde dazu beitragen, dem Vaterlande einen kräftigeren und lebensfroheren 
Nachwuchs zu schaffen und dauernd zu erhalten. 


Denkschrift 

betreffend die Notwendigkeit einer geregelten Körperpflege 
für die Jugend des Volkes im 14. bis 18. Lebensjahre. 

Der ZentralausschuB zur Förderung der Volks- und Jugend¬ 
spiele in Deutschland, die Deutsche Turnerschaft und der Deutsche 
Turnlehrerverein hatten am 5. Dezember 1908 mit Unterstützung der 
großen Sportverbände unter der gleichen Überschrift eine Denkschrift ab¬ 
gefaßt. Sie ist den Deutschen Reichs- und Staatsregierungen sowie den 
Kommunalverwaltungen unterbreitet worden. Diese Denkschrift gipfelte in 
zwei Forderungen: 
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1. Zunächst muß durch Qesetz überall im Deutschen Reiche die 
Fortbildungsschulpflicht für alle aus der Volksschule entlassenen 
Knaben und Mädchen mindestens vom 14. bis 17. Lebensjahre 
eingeführt werden, und es muß 

2. in dem Plan dieser Schulen ein geregelter Betrieb von körper¬ 
lichen Übungen pflichtmäßig mit mindestens zwei Stunden 
wöchentlich zur Durchführung gelangen. 

Cs ist nicht zu verkennen, daß die durch diese Denkschrift zum Aus¬ 
druck gebrachten Bestrebungen in der Zwischenzeit von Erfolg begleitet 
waren. Inwieweit jetzt schon der zweiten Forderung der Denkschrift ent¬ 
sprochen worden ist, geht aus der Anlage betreffend „Die Einführung des 
Turnens und Spielens für die Fortbildungsschule nach dem Stande von 1912“ 
hervor. Daraus ergibt sich, daß, während vor vier Jahren dieser Gedanke 
der pflichtmäßigen Leibesübungen im Rahmen der Fortbildungsschule selbst 
von vielen leitenden Persönlichkeiten noch als undurchführbar angesehen 
wurde und nur ganz ausnahmsweise in einzelnen Schulen verwirklicht 
war, jetzt wenigstens doch schon eine nicht unerhebliche Anzahl von 
Städten hierzu übergegangen ist. Wenn dadurch festgestellt ist, daß die 
Einführung des obligatorischen Turnens, Turnspiels oder anderer Leibes¬ 
übungen in freier Luft in die Fortbildungsschulen keinerlei unüberwindlichen 
schultechnischen Schwierigkeiten begegnet, so muß doch immerhin betont 
werden, daß allerdings auch heute noch erst in einer verhältnismäßig 
geringen Zahl von deutschen Städten dieses Ergebnis erreicht ist. 

Das erste Ziel unserer damaligen Denkschrift aber, die allgemein ver¬ 
bindliche Fortbildungsschule, deren Einführung in den einzelnen Bundes¬ 
staaten nur durch Gesetz erfolgen kann, hat leider gar keine Fortschritte 
gemacht. 

Andererseits ist nicht zu verkennen, daß die Einsicht in die Not¬ 
wendigkeit einer geregelten Körperpflege für die Jugend vom 14. bis 
18. Jahre seit der Versendung unserer damaligen Denkschrift große Fort¬ 
schritte gemacht hat. Die Turn-, Spiel- und Sportbewegung hat eine erheb¬ 
liche Steigerung der Mitgliederzahl ihrer Verbände aufzuweisen und weiter¬ 
gehend ist die öffentliche Meinung fast ganz dafür gewonnen. Das 
Interesse der Regierungen hat sich betätigt vor allem in dem bekannten 
Jugendpflegeerlaß des Preußischen Kultusministeriums vom 18. Januar 1911, 
dem ähnliche Erlasse in anderen Bundesstaaten zur Seite stehen. Hierher 
ist ferner zu rechnen der leider nicht zur Verabschiedung gelangte vorjährige 
Entwurf des Preußischen Fortbildungsschulgesetzes, in dessen § 1 die körper¬ 
liche Ertüchtigung als Pflichtgegenstand der Fortbildungsschule erstmals 
anerkannt wurde. Hierhin gehört weiter, wenigstens indirekt, die jüngste 
Novelle zur Reichsgewerbeordnung, die am 1. April 1912 in Kraft trat und 
eine Erweiterung des Umfanges der Fortbildungsschulpflicht ermöglichte. 
Endlich ist als Zeichen für die wachsende Erkenntnis von der Notwendigkeit 
einer regelmäßigen Körperpflege für die Jugend die Gründung des Jung¬ 
deutschlandbundes zu betrachten, der unter dem Vorsitz des Herrn General¬ 
feldmarschalls Freiherrn von der Goltz nahezu sämtliche Turn-, Spiel- und 
Sportorganisationen zum Zwecke der besseren körperlichen Ertüchtigung 
der Jugendlichen auf freiwilligem Wege vereinte. Auch kommen hier 
noch andere Vereinigungen mit gleichartigen Zwecken in Betracht. 

Indessen ist trotz dieser erfreulichen Momente doch eine Reihe von 
Tatsachen zu konstatieren, die auf die Entwickelung unserer Volkskraft einen 
bedenklichen Schluß ziehen lassen. Hier kommt in Betracht in erster Linie 
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der stete Rückgang unserer Geburtenzahlen seit dem Jahre 1881. Die 
Geburtenhäufigkeit im Deutschen Reiche betrug 
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Diesem Rückgang der Geburtenhäufigkeit schließt sich der Rückgang 
in der Militärtauglichkeit an. Nach der im Jahre 1902 erfolgten Re¬ 
organisation dieser Statistik stellt sich die Entwickelung des Heeresergänzungs¬ 
geschäfts in den Jahren 1904 bis 1910 folgendermaßen dar: 

Unter den auf dem Lande Geborenen waren tauglich im Jahre 1904 
noch 58,6 Proz., im Jahre 1910 nur 56,4 Proz. Unter den in der Stadt 
Geborenen waren im Jahre 1904 tauglich 53 Proz., im Jahre 1910 48,5 Proz. 
In Berlin betrug die Ziffer der Tauglichen im Jahre 1909 nur 28,7 Proz. und 
im Jahre 1910 sogar nur 27,6 Proz. 

Unter dem Eindrücke dieser Entwickelung hat der Zentralausschuß zur 
Förderung der Volks- und Jugendspiele am 25. April d. J. eine erneute Kon¬ 
ferenz von Sachverständigen unter Hinzunahme von hervorragenden Kennern 
des deutschen Fortbildungsschulwesens und einzelner Parlamentarier ver¬ 
anstaltet. Diese Konferenz ist einstimmig zu folgenden Schlüssen gelangt: 

„Die Entwickelungszeit vom 14. bis 18. bzw. zum 20. Lebensjahre 
ist bei dem einzelnen Menschen entscheidend für den Bestand der Gesundheit 
und der Widerstandskraft in seiner ganzen ferneren Lebenszeit. Immer mehr 
wird daher auch erkannt, daß in den Jahren zwischen Schule und Waffen¬ 
dienst bzw. der Verehelichung hinsichtlich der Fürsorge für eine gesund¬ 
heitliche, körperliche Entwickelung eine verhängnisvolle Lücke klafft, die 
zweckentsprechend auszufüllen, eine wichtige vaterländische Aufgabe ist. 

Nachdem der Zentralausschuß zur Förderung der Volks- und Jugend¬ 
spiele in Deutschland in einem Aufruf und in einer Denkschrift in Ver¬ 
einigung mit Vertretern der Turn-, Spiel- und Sportverbände schon im 
Jahre 1908 durch eine öffentliche Kundgebung mit sichtbarem Erfolge hier¬ 
auf hingewiesen hatte, halten wir es für angezeigt, daß jetzt eine erneute 
Anregung und zwar diesmal in Gemeinschaft mit den den Fort¬ 
bildungsschulen nahestehenden Kreisen gegeben wird. 

Wir fordern daher nicht nur die allgemeine Pflichtfortbildungs¬ 
schule für alle aus der Volksschule entlassenen Knaben und Mädchen 
vom 14. bis 18. Lebensjahre und in Verbindung mit ihr im Endziel eine 
mindestens zweistündige wöchentliche Übung des Turnens, Spielens und 
Wanderns, sondern auch die Einführung einer regelmäßigen ärztlichen 
Untersuchung der Fortbildungsschüler und -Schülerinnen, also 
eine schulärztliche Überwachung der volksschulentlassenen Jugend, so wie 
sie jetzt der Volksschuljugend zuteil wird. 

Weiter halten wir für sehr erwünscht, wenn für diese Jugendlichen 
tunlichst durch früheren Geschäftsschluß an den Sonnabend¬ 
nachmittagen und Gewährung von Ferienurlaub nach dem Vor¬ 
bilde anderer Länder die freie Zeit für die notwendige körperliche Aus¬ 
bildung gewonnen wird. 
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Die hierher gehörigen Aufgaben der Staats- und Kommunalverwal¬ 
tungen, die im allgemeinen viel zu wenig in die Praxis übertragen sind, 
müssen erleichtert und ermöglicht werden durch Mithilfe nicht nur der 
Arbeitgeberverbände, Handwerkskammern und Handelskammern, sondern 
auch durch Unterstützung aller hier interessierten privaten Organisationen.“ 

Zur Begründung gestatten wir uns noch auszuführen, daß nur die 
allgemeine Pflichtfortbildungsschule wirklich die Gesamtheit der 
volksschulentlassenen Jugend im Unterschied zu allen denkbaren und an sich 
höchst verdienstlichen Privatvereinigungen zur körperlichen Ertüchtigung 
umfaßt. Deshalb bleibt der Erlaß eines Gesetzes, das für die gesamte volks¬ 
schulentlassene Jugend planmäßig körperliche Übungen verbindlich macht, 
das unbedingt zu erstrebende Ziel. Jede, selbst die intensivste private frei¬ 
willige Tätigkeit ist nicht in der Lage, dieses Ziel voll zu erreichen. Wohl 
aber bleibt auch nach dem Erlaß eines solchen Gesetzes derartigen frei¬ 
willigen Organisationen, wie sie vorher genannt sind, die Aufgabe, im Anschluß 
an die pflichtmäßigen körperlichen Übungen, die naturgemäß nur in geringem 
Umfange vorgeschrieben werden können, umfassende freiwillige Veranstaltungen 
zur körperlichen Ertüchtigung einzurichten und zu betreiben: 

Der Erlaß eines solchen allgemeinen Gesetzes ist durch die jüngst 
verabschiedete Gewerbeordnungsnovelle nicht überflüssig geworden. 
Denn dieses Gesetz dehnt zwar in erfreulicher Weise den Kreis derjenigen 
jungen Leute, die zum Besuch der Fortbildungsschule verpflichtet werden 
können, aus, z. B. auch auf die Mädchen, die im Gewerbe beschäftigt sind, 
und ermöglicht einen Zwang der Regierung auf die Gemeinden zur Ein¬ 
richtung der Pflichtfortbildungsschule. 

Aber auch diese Gewerbeordnungsnovelle läßt große Kategorien von 
Jugendlichen nach wie vor außer ihrem Bereich (so z. B. sämtliche Angehörige 
der Landwirtschaft sowie alle Mädchen, die nur in der Hauswirtschaft tätig 
sind) und schreibt in keiner Weise die Einführung der planmäßigen körper¬ 
lichen Übungen als Unterrichtsgegenstand vor. 

Um ferner die Überzeugung von der Notwendigkeit der körperlichen 
Ertüchtigung der volksschulentlassenen Jugend immer mehr zu festigen, 
erscheint die Einführung einer regelmäßigen ärztlichen Untersuchung der 
Fortbildungsschüler erforderlich. Die Durchführung der pflichtmäßigen körper¬ 
lichen Übungen im Rahmen der Fortbildungsschule würde auch auf das 
Erfreulichste erleichtert werden, wenn es, wie schon angedeutet, gelänge, 
nach dem Vorbilde anderer Länder und mannigfacher Vorgänge auch in 
Deutschland an den Sonnabendnachmittagen einen früheren Geschäftsschluß 
herbeizuführen und die Arbeitgeber zur Gewährung von Ferienurlaub zu 
bestimmen. v 

So liegen für unsere Forderungen wichtige vaterländische Inter¬ 
essen vor, die ihre Inangriffnahme zu einer der dringendsten Zeitaufgaben 
machen. 

Die Konferenz 

des Zentralausschusses für Volks- und Jugendspiele in Deutschland. 

Im Anschluß hieran lassen wir den vom Zentralausschuß für Volks- und 
Jugendspiele (Geschäftsführer Geh. Hofrat Professor H. Raydt) ergangenen 
Aufruf, betreffend die Ertüchtigung der weiblichen Jugend, folgen: 

Nur einer Zeit in der deutschen Geschichte ist die heutige mit ihrem 
ernsten Streben nach körperlicher Ertüchtigung unserer Jugend vergleichbar: 
der Zeit eines Friedrich Ludwig Jahn. 
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Handelte es sich damals darum, unser Volk wehrhaft und stark zu 
machen, damit es fähig* werde, das Joch der Fremdherrschaft abzuschütteln, 
so gilt es heute, Schädigungen zu begegnen, die, mit dem modernen Kultur¬ 
leben eng verknüpft, die Wehrhaftigkeit des deutschen Volkes im friedlichen 
Wettkampf der Völker bedrohen. 

Heil unserem Vaterlande, daß nicht Not und Erniedrigung seine Lehr¬ 
meister wurden, daß es, noch auf freier Höhe stehend, den Blick für drohende 
Oefahren öffnet und ihnen zu begegnen sich kraftvoll anschickt. 

Heil ihm, daß es, ehe noch ein wirklicher Niedergang eingetreten ist, 
das Volk widerstandsfähig und tüchtig zu machen sucht. 

War es im Anfang mehr die Schuljugend, die man von einseitiger 
Lernarbeit durch Turnen und frohes Spiel zu befreien suchte, so winkt jetzt 
auch den Schulentlassenen ein Neuland voll gesunder, reiner Lebensfreude. 

An diesem schönen Kulturwerk mitzuwirken, drängen sich viele Freunde 
der Jugend herbei, und ein nützlicher Wetteifer hat sich entfaltet. 

Nützlich der Jugend, der es gilt, das ist bisher in allererster Linie die 
männliche gewesen. „Freude, Gesundheit und Kraft des weib¬ 
lichen Geschlechts haben bisher in Deutschland viel zu wenig 
Beachtung gefunden!“ Auch den Frauenvereinen kann der Vorwurf 
nicht überall erspart werden, daß sie in ihrer Arbeit diesen Gesichtspunkt 
nicht genügend gewürdigt haben. 

Von der Tatsache ausgehend, daß die Kulturentwickelung unseres 
Volkes, indem sie die Lebensbedingungen der beiden Geschlechter einander 
mehr und mehr angleicht, auch von der Frau erhöhte körperliche Leistungs¬ 
fähigkeit verlangt, hat der Zentralausschuß für Volks- und Jugendspiele einen 
Sonde rausschuß für die Ertüchtigung des weiblichen Geschlechts 
gebildet, wohl wissend, daß er damit unserem Vaterlande, dem deutschen 
Volke dient. 

Die Hauptaufgabe dieses Ausschusses wird nach Lage der Sache zu¬ 
nächst sein, weiteste Kreise unseres Volkes von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, daß in vaterländischem Interesse die körperliche Erziehung 
unserer Mädchen mit demselben Ernst und Eifer gefördert werden muß 
wie die der Knaben *). 

Daß während der Schulzeit diese Notwendigkeit für die Mädchen so 
gut wie für die Knaben besteht, besonders seit auch durch Neuformung des 
höheren Mädchenschulwesens die Ansprüche an die geistigen Leistungen 
gewachsen sind, braucht nicht begründet zu werden; die Schädigungen der 
heutigen Lernschule sind für beide Geschlechter die gleichen. Desto mehr 
aber ist Veranlassung, auf das ungleiche Maß hinzuweisen, mit dem für die 
körperliche Entwickelung und Gesundheit der beiden Oeschlechter gesorgt wird. 

Während Behörden, Vereine und Einzelne durch kraftvolle Anregung 
und materielle Beihilfe für Turn- und Spielplätze, Schwimmhallen, Boots¬ 
häuser, Unterkunftsräume beim Wandern und dergleichen die Knaben in 
jeglicher Weise gesundheitlich zu fördern suchen, hat man für die Mädchen 
wenig oder gar nichts übrig und meint, an ihnen sparen zu müssen. 

Demgegenüber muß aufs entschiedenste betont werden, daß zur har¬ 
monischen Entwickelung beim Mädchen wie beim Knaben die körperliche 
Erziehung ebenso wichtig ist wie die geistige, und daß, wenn gleiche 


1) Empfohlen wird: „Die Ertüchtigung unserer Friuen.“ Vortrag, gehalten auf dem 
XIII. deutschen Kongreß für Volks- und Jugendspiele in Heidelberg. Von Fräulein Dr. med. Alice 
Profd, Charlottenburg, 50 4 . Vgl. S. 315 dieses Aufrufs, ebenso Ertüchtigung des weib¬ 
lichen Geschlechts. Von Universitätsprofessor Dr. med. et jur. Hueppe, Jahrbuch 1912 für 
Volks- und Jugendspiele, 3 JC, beides Verlag von B. G. Teubner, Leipzig. 
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Schädigungen durch die Pflichtschule verursacht werden, für alle Kinder in 
gleicher Weise ein Ausgleich geschaffen werden mu0, ja, daß dieser den 
körperlich schwächeren in höherem Maße, aber nicht, wie es geschieht, in 
geringerem zuteil werden muß. 

Die Schnelligkeit, mit der die Berufsarbeit der Frau zunimmt, ist in 
den letzten Jahren so groß gewesen, daß eine volle Anpassung hier noch 
gar nicht hat stattfinden können. S l / 4 Millionen Frauen sind nach der Sta¬ 
tistik von 1907 in Deutschland im Hauptberuf erwerbstätig (gegenüber 
18 1 /* Millionen Männern). 

Die Mädchenschulreform in Preußen war eines der*ersten Zeichen 
davon, daß die Regierung versucht, den veränderten Lebensbedingungen der 
Frau Rechnung zu tragen, aber man sucht auch hier zu einseitig die An¬ 
passung auf geistigem Gebiet. Weder gehobene Schule noch Studienanstalt, 
Seminar, Frauenschule oder Fortbildungsschule geben auch nur das Aller- 
notwendigste von körperlicher Ertüchtigung, das unsere jungen Mädchen 
heute brauchen. 

Der gesunde Jüngling erhält durch die Militärzeit eine Kräftigung, die 
ihn später im Berufsleben leistungsfähig macht, das Mädchen muß unkräftig 
und wehrlos den Kampf ums Dasein aufnehmen. 

Fast die Hälfte der erwerbstätigen Frauen ist verheiratet; die meisten 
von ihnen sind auch Mütter. Fast vier Millionen Frauen haben somit die 
Doppellast der erwerbenden und häuslichen Arbeit zu tragen! 

Wahrlich schon für einen kräftigen, vollkommen gesunden Menschen 
eine starke Leistung, welch eine schwere Bürde für einen schwächlichen, 
unelastischen Körper! 

Der Frau, ob verheiratet oder unverheiratet, die berufliche Arbeit ab¬ 
zunehmen, steht in keines Menschen Macht, ebensowenig wie es in seiner 
Macht steht, die Entwickelung von Deutschlands Industrie, Handel und 
Verkehr, mit der die berufliche Frauenarbeit ursächlich zusammenhängt, 
zurückzuschrauben. Wohl aber steht es in menschlicher Macht, der Frau 
die Last zu erleichtern, indem ihre Körperkraft und Gesundheit als wichtigstes 
Gut erkannt und von Jugend auf gepflegt und erhöht wird. 

Die Eltern, vor allem die Mutter muß erkennen, daß sie ein schweres 
Unrecht an ihrem Kinde begeht, wenn sie zuläßt oder gar verlangt, daß es seinen 
Körper durch den Schnürleib verstümmelt und im gleichmäßigen Wachstum 
hemmt und durch enge Kleidung ihn seiner Bewegungsfreiheit beraubt 

Kein Wunder, daß solche bedauernswerte Geschöpfe in künstlich ge¬ 
züchteter Bleichsucht, Unterernährung und Lebensmattigkeit frühzeitig der 
Tuberkulose und anderen Krankheiten zum Opfer fallen. 

Die Mutter muß begreifen, daß Rucksack und Turnhose für das Lebens¬ 
glück ihrer Tochter wichtiger sind als Korsett und Humpelrock, und daß die 
wahre Freude für ihr Kind draußen in Wald und Feld zu finden ist, nicht 
im Kaufhaus und auf der Promenade. 

Im Sklavenleib wohnt keine Siegerseele, der widerstandslose blutleere 
Körper ist zu unfrohem Schattendasein auf dieser schönen Erde verdammt. 

Die Mitschuld tragen alle, die warnen und helfen konnten und es nicht 
taten. Sie sind Schuldige an unserer weiblichen Jugend und zugleich an 
unserem deutschen Volke. • 

Eine Nation verrechnet sich, wenn sie mit der Manneskraft allein die 
Volkskraft zu heben gedenkt. 

Die Kraft und Gesundheit der Frau ist für die Nation von größerer 
Bedeutung als die des Mannes. „Starke werden von Starken geboren!“ 
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Und sicher sagt der Zentralausschuß für Volks* und Jugendspiele nicht 
zu viel mit dem Satz: „Die Kosten, die Staat und Oemeinden für die Er¬ 
tüchtigung des weiblichen Geschlechts aufwenden, haben für die Nation die¬ 
selbe Bedeutung wie die für das deutsche Heer mit Recht aufgewendeten 
Summen.“ 

Ein Volk, dessen Ideal es ist, gesund und stark zu sein und in Zukunft 
zu bleiben, das stets befähigt sein will, sich durchzusetzen und seine eigen- 
und einzigartige Kulturmission im friedlichen Wettstreit der Völker zu er¬ 
füllen, kann der Mitarbeit gesunder, lebenstüchtiger Frauen nicht entraten. 

Die*Leitsätze unseres Ausschusses sind folgende: 

1. Die Kraft der Frau ist für die Nation von ebenso großer Bedeutung 
wie die des Mannes. Deshalb ist auch die Pflege der Leibesübungen für 
das weibliche Geschlecht nötig. 

2. In allen höheren und niederen Mädchenschulen, auf dem Lande 
wie in der Stadt, sind drei Turnstunden und ein allgemein verbindlicher 
Spielnachmittag wöchentlich auf allen Stufen notwendig. 

3. Zu bevorzugen sind solche turnerischen Übungen und Spiele, welche 
die Lungen weiten und das Herz kräftigen. Die Übungen sollen, soviel nur 
irgend möglich, in freier Luft stattfinden. 

4. Zu fördern sind Wanderungen, Schwimmen und Eis- und Schneelauf. 
Kein gesundes Mädchen sollte die Schule verlassen, ohne Schwimmen 
gelernt zu haben. 

5. Die Wanderungen sollen sich durch das ganze Jahr hinziehen. Der 
allgemein verbindliche Spielnachmittag kann dazu verwendet werden. In 
den oberen Klassen sind, abgesehen von den üblichen Schulausflügen, ganz¬ 
tägige Wanderfahrten mindestens einmal im Jahre auszuführen. Ferien¬ 
wanderungen sind seitens der Schule zu fördern. 

6. Nach vollendeter Schule dürfen Turnen, Volks- und Jugendspiele 
und verwandte Leibesübungen in freier Luft nicht aufhören. Jeder wahre 
Vaterlandsfreund sollte ernstlich mit dem Zentralausschuß zur Förderung der 
Volks- und Jugendspiele dahin wirken, daß die genannten Leibesübungen 
auch beim weiblichen Geschlecht in Deutschland zur allgemeinsten Volks- 
sitte werden und daß die Kleidung von der ersten Jugend an vernunftgemäß 
danach eingerichtet wird. 

7. Der Staat und die Gemeinden müssen dafür Sorge tragen, daß in 
allen Orten Gelegenheit zur Ausführung der genannten Übungen gegeben 
wird. Die Kosten dafür haben für die Nation dieselbe Bedeutung wie die 
für das deutsche Heer mit Recht aufgewendeten Summen. 

Der Ausschuß 

für die Ertüchtigung des weiblichen Geschlechts. 
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X. Jahresversammlung der Deutschen Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Am 19. Oktober fand zur Feier des zehnjährigen Bestehens der Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten unter außerordentlich 
zahlreicher Beteiligung aller Kreise in den Räumen des Kaiserin-Friedrich- 
Hauses zu Berlin eine Festversammlung statt. Professor Blaschko gab 
einen Überblick über die bisherige Tätigkeit der Gesellschaft; durch ein Netz 
von Ortsgruppen ist es gelungen, die Aufklärungsarbeit in allen Teilen des 
Deutschen Reiches einzuleiten und so Einfluß auf die großen Massen des 
Volkes zu gewinnen. Unterstützt wurde diese Arbeit durch eine zielbewußte 
Verteilung der von der Gesellschaft herausgegebenen Merkblätter, die bereits 
in vielen Millionen Verbreitung gefunden haben. Daneben hob der Redner 
die tatsächlichen Erfolge hervor, die hauptsächlich eine wissenschaftliche 
Förderung der venerischen Krankheiten auf den Universitäten, eine Ver¬ 
besserung des Krankenhauswesens und der Krankenversicherung auf diesem 
Gebiete betreffen. 

Ein weiteres Gebiet ist die sexuelle Aufklärung der schulpflichtigen 
Jugend, ein Problem, bei dessen Lösung leider bisher die Lehrerschaft noch 
nicht in dem gewünschten Maße mitgewirkt hat. Es wird daher das Ziel der 
Arbeit der nächsten Jahre sein, hier das nötige Verständnis anzubahnen und 
zu erwecken. Seitens der Regierung begrüßte dann Ministerialdirektor 
Kirchner die Versammlung und wies darauf hin, wie viele Anregungen die 
Regierung der Gesellschaft verdanke. Auch von der Zukunft hoffe er ein 
weiteres gedeihliches Zusammenarbeiten. 

Den wissenschaftlichen Teil des Abends füllte ein Vortrag von Geheimrat 
Neisser-Breslau aus, der die Fortschritte der Syphilisbehandlung in den 
letzten Jahren zum Gegenstand hatte. 
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Zur Prostitutionsfrage. 

Übersandt von der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten. 


Die offenbaren Mißstände auf dem Gebiet des Prostitutionswesens 
haben schon seit Jahren den allgemeinen Wunsch nach durchgreifenden 
Reformen der Prostitutionsüberwachung laut werden lassen. 

Doch haben gerade die Bestimmungen des Strafgesetzbuches über das 
Prostitutionswesen sich als unübersteigbares Hemmnis jeglicher Besserung 
erwiesen. Jetzt, wo der Erlaß eines neuen R.-Str.-G.-B. in greifbare Nähe 
gerückt ist, scheint auch der Zeitpunkt gekommen, dieser ganzen Frage, die 
in hygienischer, ethischer und sozialer Beziehung von weittragender Be¬ 
deutung ist, erneute Aufmerksamkeit zu schenken, und, wenn irgend möglich, 
eine auf Jahrzehnte hinaus geltende und, so weit überhaupt denkbar, all¬ 
seitig befriedigende Ordnung der Dinge zu schaffen. Von diesen Erwägungen 
ausgehend, hat die Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten vor kurzem eine Kommission von sachverständigen 
Persönlichkeiten einberufen, die das ganze Gebiet der mit der Prostitution 
zusammenhängenden Fragen eingehend beraten soll. Die Kommission, deren 
Mitglieder aus Ärzten, Hygienikern, Juristen, Verwaltungsbeamten, Geist¬ 
lichen und Frauen, die im öffentlichen Leben stehen, zusammengesetzt ist, 
trat kürzlich zu einer Sitzung zusammen, um den endgültigen Arbeitsplan 
aufzustellen. Wie wir hören, werden sich die Arbeiten der Kommission, 
denen ein umfangreiches Material aus ganz Deutschland zugrunde gelegt 
werden soll, über ein Jahr erstrecken. Die Ergebnisse der Beratungen sollen 
dann den gesetzgebenden Körperschaften als Material für die bevorstehende 
Gesetzgebung vorgelegt und soweit tunlich der Öffentlichkeit zugängig gemacht 
werden. Es steht zu hoffen, daß die gemeinsame Arbeit aller auf diesem 
Gebiet tätigen Faktoren zur endgültigen Sanierung der heute geradezu un¬ 
haltbaren Prostitutionsverhältnisse beitragen wird. 
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Kritiken und Besprechungen 


Der Weg zur Gesundheit. Ein ärztliches Hausbuch für Gesunde 
und Kranke beiderlei Geschlechts. Bearbeitet und herausgegeben von 
Dr. med. H. E. Knopf, unter Mitarbeit mehrerer Herren. Mit vielen 
hundert Abbildungen und 24 Tafeln. Ulm a. D., J. Ebner. 

Es ist eine bekannte Tatsache, daß der Laie in gesunden und kranken 
Tagen Aufschluß über die Vorgänge in seinem Körper verlangt; besonders 
bei Erkrankungen wird es schon jedem Arzt vorgekommen sein, daß der, 
besonders begüterte, Laie jedes nur erreichbare Buch über seine Erkrankung 
sich verschafft, durchliest und natürlich meistens gar nicht oder falsch ver¬ 
steht. Der dadurch entstandene Schaden ist oft kaum mehr wett zu machen. 
Ich teile vollkommen die Ansicht des Herausgebers und seiner Mitarbeiter, 
daß der Arzt im privaten wie im öffentlichen Verkehr medizinische Auskünfte 
so oft und so deutlich wie möglich geben muß, weil der einzelne Bürger 
danach verlangt. Es ist ferner auch die vornehmste Pflicht der Ärzte, die 
Volksgesundheit zu fördern! 

Von diesen Gedanken ausgehend, muß die Arbeit der Verfasser als ein 
guter Griff bezeichnet werden. Das Buch wird den Laien belehren, wird ihn 
aber nicht veranlassen, selbst an sich herumzupfuschen in Fällen, die in die 
Hände des Arztes gehören. Deshalb ist auch die Namhaftmachung von Heil¬ 
mitteln tunlichst beschränkt. 

Was die einzelnen Kapitel anlangt, so wird folgendes behandelt: Die 
Gesundheitspflege, Aufbau und Tätigkeit 1. des gesunden, 2. des kranken 
menschlichen Körpers. Die Chirurgie. Erste Hilfe bei Unglücksfällen. Innere 
Medizin. Nerven- und Geisteskrankheiten. Frauenkrankheiten, Schwanger¬ 
schaft, Geburt und Wochenbett. Die Ernährung und Pflege des Säuglings. 
Die ansteckenden Kinderkrankheiten. Die Hautkrankheiten. Die Geschlechts¬ 
krankheiten. Die Sinneswerkzeuge. Die Krankenpflege. Makrobiotik. 

Die einzelnen Artikel sind meist flott geschrieben und geben einen guten 
Aufschluß über das in Rede stehende Thema. 

Das Buch kann mit gutem Gewissen als ein Hausbuch für Gesunde und 
Kranke empfohlen werden. 

Einige kleine Mängel wären bei einer Neuauflage zu beseitigen, vor 
allem die zu vielen Wiederholungen, die auf die zu vielen Mitarbeiter zurück¬ 
zuführen sind; z. B.: Auge und Ohr wird unter der Körperlehre erschöpfend 
genug behandelt, bei den Sinneswerkzeugen wird dasselbe Thema nochmals 
überreichlich beschrieben. Die Kapitel „Erste Hilfe bei Unglücksfällen tf und 
„Krankenpflege“ gehören enger aneinander, warum da zwei Verfasser? Die 
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akuten Infektionskrankheiten werden bei der inneren Medizin besprochen, 
eine Anzahl der Infektionskrankheiten ist nach meiner Ansicht mit Unrecht 
als „die ansteckenden Kinderkrankheiten u abgetrennt und hat in einem 
besonderen Kapitel wieder einen anderen Verfasser. In diesem Kapitel 
figuriert Scharlach und Diphtherie. Beide sind in der „Inneren Medizin“ 
denn doch zu stiefmütterlich behandelt. Vielleicht bleibt ein anderes Mal 
das andere ganze Kapitel weg. 

Auch auf den Tafeln sind Wiederholungen, z. B. Zähne, Bandwurm. 
Dagegen kann ich einzelne Tafeln, z. B. die des Körpers, als Mustertafeln 
bezeichnen. 

Fig. 7, Transport eines Schwerverunglückten durch drei Personen, würde 
ich lieber in der Weise abgeändert sehen, daß die drei Personen auf einer 
Seite den Verletzten tragen. Bei einem Ohnmächtigen dürfte die Kompression 
der Brust, wie auf dem Bilde ersichtlich, nicht von Vorteil sein, ähnlich ist 
es bei Fig. 6 auf derselben Tafel. — Die Hautkrankheitentafel, ebenso die der 
Infektionskrankheiten (hier besonders Scharlach und Pocken) dürften in einer 
neuen Auflage einer Umänderung unterzogen werden. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Pflege und Ernährung des Säuglings. Ein Leitfaden für Pflege¬ 
rinnen und Mütter von Dr. M. Pescatore. Fünfte erweiterte Auflage, 
bearbeitet von Prof. Dr. Leo Langstein, Direktor des Kaiserin 
Auguste-Viktoria-Hauses zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 
im Deutschen Reiche. Berlin, Julius Springer, 1912. 

Das wohl schon allgemein bekannte Büchlein erscheint unter Langsteins 
kundiger Hand und Feder nach knapp einem Jahre in erneuter Auflage, ein 
guter Beweis für die große Brauchbarkeit des Büchleins, die eigentlich weitere 
empfehlende Worte unnötig macht. 

Nach einigen einleitenden Worten und hygienischen Vorbemerkungen, 
sowie Erläuterungen über den Körperbau, die Funktionen und Entwickelung 
des Säuglings wird die Pflege, dann die Ernährung des gesunden, schließlich 
des kranken Säuglings ausführlichst vom Verfasser besprochen. 

Einige Kochrezepte, sowie Anweisungen für Helferinnen von Fürsorge¬ 
stellen und Ziehkinderorganisationen, zusammengestellt vom Ziehkinderarzt 
Dr. Effler in Danzig, schließen das empfehlenswerte Buch. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 

Säuglingspflegeflbel von Schwester Antonie Zerwer. Mit einem 
Vorwort von Prof. Dr. Leo Langstein, Direktor des Kaiserin Auguste- 
Viktoria-Hauses zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deut¬ 
schen Reiche, Berlin - Charlottenburg. Mit 42 Abbildungen nach 
Photographien aus dem Kaiserin Auguste-Viktoria-Haus. Berlin, 
Julius Springer. Einzelpreis 0,90^. Bei Abnahme von mindestens 
20 Exemplaren 0,80^, von mindestens 50 Exemplaren 0,70 */Ä, von 
mindestens 100 Exemplaren 0,60 Jt. 

Die Fibel soll schon im Kinde das Interesse für das hilfsbedürftigste 
Alter erwecken und die Anfangsgründe der Säuglingspflege lehren. Auf dem 
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Wege über das Kind sucht das Büchlein den Weg zum Herzen der Mutter. 
Hierdurch wird erreicht, daß die Mutter die Belehrungen, die sie später 
braucht, bereits besitzt, und daß diese Belehrungen nicht zu spät kommen. 
Ist dies erreicht, so wird ein Zugrundegehen von Säuglingen infolge Unwissen¬ 
heit der Mutter ebenso vermieden, wie eine Erkrankung oder ein lebensläng¬ 
liches Siechtum. 

Die Fibel ist in Frage und Antwort abgefaßt; 42 ganz vorzügliche, 
nach Photographien aus dem Kaiserin Auguste-Viktoria-Haus aufgenommene 
Abbildungen sind eine Zierde des Büchleins und eine dargebotene treffliche 
Belehrung. 

Eine recht große Verbreitung ist der Fibel zu wünschen. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


H. Ray dt: Fröhlich Wandern. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner. 

Der als Geschäftsführer des Zentralausschusses für Volks- und Jugend¬ 
spiele in Deutschland und Herausgeber des Jahrbuches für Volks- und Jugend¬ 
spiele wohl allseits bekannte Verfasser gibt uns hier in einer äußerst flott 
geschriebenen Schrift für unsere Jugend recht wertvolle Anregungen zuni 
Wandern und vor allem zur Durchführung der Wanderschaft unserer nur 
mit wenig Gepäck hinziehenden Schar. Fast jedes Blatt ist mit einer 
hübschen Abbildung geschmückt, was den Wert des Büchleins und seines 
Inhalts: die Anregung zu frischem, fröhlichem Wandern, noch erhöht. 

Die sich in Deutschland mehr und mehr ausbreitenden zwei Vereine: 
Die Wandervögel und der Wehrkraftverein, streben zum gleichen Ziel wie 
Raydts Büchlein. Mögen beide Vereine, wie Raydts Schrift, viele Freunde 
und Leser finden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Zentralorgan der Medizin. Herausgeber: H. Albert-Hellmers, 
Hamburg. Bibliographische Monatsschrift, internationale Zeitschrift 
für die gesamte Literatur der Medizin. Mai 1912. Verlag der 
Internationalen Bibliographischen Monatsschrift. Hamburg 36, Rettig 
u. Kollmorgen. 

Der Herausgeber will mit dem neuen Organ ausschließlich die medizi¬ 
nische Bibliographie bringen. Die Monatsschrift soll lediglich ein Führer 
durch die medizinische Literatur sein und zur Ergänzung der bestehenden 
Fachblätter dienen. Es wird nur das im laufenden Jahre Erschienene bekannt 
gegeben. Zur Erreichung größerer Übersichtlichkeit wird die Bibliographie 
nicht nach dem Verfasser eingegliedert, sondern die einzelnen Artikel werden 
nach den Stichworten gebracht. Die Verfasser sind in einem Autorenverzeichnis 
verzeichnet. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Jahresbericht über Soziale Hygiene, Demographie und 
Medizinalstatistik, sowie alle Zweige des sozialen Ver¬ 
sicherungswesens. Elfter Band: Bericht über das Jahr 1911. 
Herausgegeben von Dr. med. A. Grotjahn (Berlin) und Stadtrat 
Dr.phiLF. Kriegei (Berlin-Schöneberg). Jena, Gustav Fischer, 1912. 

Vierteljahnschrift für Gesundheitspflege, 1918. 21 
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Referent hat schon früher Gelegenheit gehabt, auf das rasche Erscheinen 
des Jahresberichts (Mai) für das abgelaufene Jahr (1911) hinzuweisen. Auch 
sein Inhalt schließt sich würdig an seine Vorläufer an. Die Anordnung des 
Inhalts hat insofern eine kleine Änderung erfahren, als sowohl im referierenden, 
wie auch im bibliographischen Teil die „Krankenversicherung 14 , die bisher 
im jeweiligen dritten Abschnitt „Morbidität, Prophylaxe und Krankenfürsorge“ 
abgehandelt wurde, jetzt im vierten Abschnitt „Soziale Hygiene der Arbeit“ 
einen Platz gefunden bat, der sie mit den übrigen Zweigen des sozialen Ver¬ 
sicherungswesens vereinigt. 

Als Anhang ist eine Bibliographie „Adolf Gottstein“ beigefügt. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Statistische Mitteilungen, veröffentlicht vom Statistischen Amt der 
Stadt Amsterdam, Nr. 38. Reproduktion der wichtigsten graphischen 
Darstellungen, von dem Statistischen Amt Amsterdams, vorgeführt auf 
der internationalen Hygieneausstellung Dresden 1911, nebst erläutern¬ 
dem Zahlenmaterial. Amsterdam, Johannes Müller, 1912. 

Die den Besuchern der Hygieneausstellung bereits bekannten statistischen 
Tafeln über die Bevölkerungsbewegung in Amsterdam, verglichen mit der 
anderer Großstädte, über Erkrankungen, Aufwand der Stadt Amsterdam für 
kommunale Einrichtungen und für öffentliche Gesundheitspflege werden in 
tadelloser Art und Weise nunmehr für ein breiteres Publikum veröffentlicht. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwal¬ 
tung. Im Aufträge Seiner Exzellenz des Herrn Ministers des Inneren 
herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. I. Bd., 
7. Heft. Bericht über die Tätigkeit der Medizinaluntersuchungsämter 
und Medizinal untersuchungsstellen im Geschäftsjahr 1910, von Dr. 
Doepner, Kreisarzt und ständigem Mitarbeiter bei der Königlichen 
Regierung in Düsseldorf. Berlin, Rieh. Schoetz, Wilhelmstr. 10, 1912. 

Doepner gibt uns nach allgemeinen Mitteilungen über die Zahl und 
Arbeitsgebiete der Anstalten eine ganz genaue Zusammenstellung ihrer Tätig¬ 
keit, wobei einzelne andere mit der Vornahme sanitätspolizeilicher Unter¬ 
suchungen betraute Anstalten berücksichtigt werden. Eine raschere Bericht¬ 
erstattung wird ihren Wert noch erhöhen. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die Volkstümlichen Übungen im Turnen der Frauen und Mädchen, 
von Ernst Strohmeyer, städt. Oberturnlehrer in Dortmund, mit 
einem Titelbild und 101 Abbildungen im Text. Leipzig-Berlin, B. G. 
Teubner, 1912. Kart. 1,40«^. 

Ausgehend von der zunehmenden Beliebtheit des Turnens bei Frauen 
und Mädchen machte Strohmeyer, wie auch andere, die Erfahrung, daß 
der Betrieb im Frauen- und Mädchenturnen in einzelnen Dingen wesentlich 
anders sein muß, als im Turnen der Männer. Selbst die Technik der einzelnen 
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Übungen muß oft den körperlichen Verhältnissen des weiblichen Geschlechts 
besonders angepaßt und eigenartig gestaltet werden. Hier will das vorliegende 
Büchlein versuchen, aus der Erfahrung heraus Winke zu geben. Eingeteilt 
ist es nach einer Einleitung in: 1. Laufen; 2. Springen; 3. Werfen, Stoßen, 
Schlagen und Fangen; 4. Ziehen und Schieben, und in die verschiedenen da 
und dort hingehörigen Unterarten. Die wirklich vorzüglichen Abbildungen 
erleichtern das Verständnis der gedruckten Erklärungen der Turnarten. 

Das Büchlein wird viele Freunde finden, hoffentlich auch recht viele 
große und kleine Turnerinnen werben. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Grundriß der Hygiene für studierende und praktische Ärzte, Medizinal- 
und Verwaltungsbeamte, von Dr. med. Karl Flügge, o. ö. Professor 
und Direktor des hygienischen Instituts der Universität Berlin. 7. 
umgearbeitete und vermehrte Auflage. Mit 219 Figuren im Text. 
Leipzig, Veit & Co., 1912. 

Flügges Absicht in der vorliegenden Neuauflage seines bewährten und 
allseitig anerkannten und geschätzten Hygienelehrbuches, Medizinalbeamte, 
Ärzte und Studierende zu einem eigenen Urteil in strittigen hygienischen 
Fragen anzuregen und zu befähigen, hat eine glänzende Lösung gefunden 
und zeichnet sich dadurch der vorliegende Grundriß vorteilhaft vor anderen 
Lehrbüchern der Hygiene aus. 

Eine besondere Berücksichtigung hat die immer weitere Kreise inter¬ 
essierende soziale Hygiene gefunden. Die hygienische Fürsorge für Kinder 
und Kranke, sowie Abschnitte der Kapitel Nahrungs-, Wohnungs- und 
Gewerbehygiene haben aus diesem Bestreben heraus eine zum Teil neue, 
recht lesenswerte Bearbeitung gefunden. Es war selbstredend, daß alle 
Kapitel, insbesondere die Seuchenlehre, dem jetzigen Stande der Wissenschaft 
gemäß geändert und ergänzt wurden. 

Was das Handbuch noch, gerade für jüngere Fachgenossen, so brauchbar 
und empfehlenswert macht, ist die große Anzahl der teilweise vorzüglichen 
Abbildungen. 

Das Buch wird in der vorliegenden Form zu seinen alten Freunden 
noch viele neue finden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Eine Darstellung der grundlegenden Fragen der Schul¬ 
hygiene für Lehrer, Schulaufsiohts- und Verwaltungs- 

beamte. Von Paul Sörgel, Fürth i. B. Diessen vor München, 
Jos. C. Huber, 1912. 

Ausgehend von der Tatsache, daß die Gesundheitspflege die schwächste 
Seite des heutigen Schulwesens und daher für die Massen der Bevölkerung 
vielfach eine tote Wissenschaft ist, bespricht Verfasser zunächst die hygienische 
Bauart und Einrichtung der Schulen und Lehranstalten, wobei er besonders 
auf die Gefährdung der Gesundheit der Lehrer und Schüler durch veraltete 
unhygienische Schulhäuser hinweist und eine öftere Inspizierung alter Schul¬ 
häuser durch die Bezirksärzte verlangt. 

21 * 
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Die Aufnahme der praktischen positiven Hygiene in den Unterrichtsplan 
der Volksschulen ist eine von Sörgel warm unterstützte, bereits schon all¬ 
gemein verlangte Forderung weiterer Kreise. 

Nach der Besprechung einer Reform der körperlichen Erziehung führt 
Sörgel Maßnahmen zur Beseitigung vorhandener und Verhütung neu auf¬ 
tretender Gesundheitsschädigungen (Wald- und Freiluftschulen, Heilpädagogien, 
Heilstätten für tuberkulöse Kinder) aus. Kapitel über den Schularzt und 
seine Aufgaben leiten zu Vorschlägen einer gemeinsamen Tätigkeit des Schul¬ 
arztes und des Lehrers, sowie hygienischer Vorträge durch Lehrer und 
Ärzte über. 

Die hygienische Erziehung in der Schule muß das Hauptmittel zur Gesund¬ 
erhaltung unseres Volkes bilden, und ist daher die Einführung der Hygiene in 
allen deutschen Schulen eine soziale Pflicht. 

Sorgels Schrift ist flott und lehrreich geschrieben und wird einen 
warmen Fürsprecher für seine berechtigten Leitsätze bilden. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Ergebnisse und Fortschritte des Krankenhauswesens. Jahr¬ 
buch für Bau, Einrichtung und Betrieb von Krankenanstalten (Kranken¬ 
hausjahrbuch). Herausgegeben von Prof. Dr. E. Dietrich, Geh. Ober- 
Med.-Rat und Vortragender Rat im Ministerium des Innern in Berlin 
und Dr. J. Grober, a. o. Professor der inneren Medizin an der Uni¬ 
versität Jena. I. Bd. 1912. Mit 148 Abbildungen im Text. Jena, 
Gustav Fischer, 1912. Brosch. 16 Jt, geb. 17 Jtt. 

Verfasser gingen von den Erfahrungen aus, die sie bei Herausgabe des 
Handbuches „Das deutsche Krankenhaus“ machten, sie wollen den Versuch 
unternehmen, in einem fortlaufenden Jahresbericht die Ergebnisse und Fort¬ 
schritte des Krankenhauswesens zu sammeln, insbesondere auch alle Er¬ 
fahrungen, die im Krankenhause an den verschiedensten Stellen gemacht 
werden. Neben den Ergebnissen der Krankenhaushygiene im weitesten Sinne, 
die medizinischen, technischen und wirtschaftlichen mit einbegriffen, folgen 
Darstellungen ganzer Gebiete in Form von Aufsätzen, Schilderungen wichtiger 
Anstalten als solcher, eine ausführliche Literaturübersicht, Berichte über be¬ 
hördliche Verfügungen, statistische Mitteilungen und Ergebnisse von Einzel¬ 
untersuchungen. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß auf dem Gebiete des Krankenhauswesens 
in der letzten Zeit ungeheure Fortschritte gemacht wurden, die es berechtigt 
erscheinen lassen, einen Bericht hierüber an einer Stelle zu vereinigen. Es 
interessiert dies in gleicher Linie den Arzt, Verwaltungsbeamten und Techniker. 

Im vorliegenden Jahrbuch finden sich aus allen oben angegebenen Ge¬ 
bieten Beiträge, meist von schon bekannten Fachleuten. Als besonders 
anführungswert möchte ich hier auf eine Arbeit des bekannten Krankenhaus¬ 
architekten Böthke über Umbauten und Erweiterungsbauten von Kranken¬ 
häusern, sowie von May über den Bau kleinerer Krankenhäuser hinweisen. 
Es sind zwei Themata, welche besonders den Amtsarzt vielfach beschäftigen. 
Arbeiten über „Die Unterbringung der Infektionskranken in Krankenhäusern“ 
und „Die Sputumdesinfektion“ dürften gleichfalls weiteres Interesse erwecken, 
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ebenso wie zwei Anstaltsbeschreibungen: „Die Zentral-Diakonissenanstalt in 
Bethanien“, gleichfalls von Böthke, und „Gin kleines Krankenhaus von 
Hehres in Diepholz. 

Gesetzliche und behördliche sowie Betriebsvorschriften, sowie einige kürzere 
Berichte über Fortschritte des Krankenhauswesens, Bauausführung von 
Krankenanstalten, Fortschritte in der technischen Versorgung von Kranken¬ 
anstalten, die militärischen Krankenanstalten, zum öffentlichen Recht der 
Krankenhäuser schließen das hochinteressante, recht anregend geschriebene 
Jahrbuch. 

Mögen ihm noch viele gleich interessante Jahrgänge folgen. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Communications statistiques publiöes par le Bureau muni- 
cipal de Statistique d’Amsterdam. No. 40. Statistique demo- 
graphique des grandes villes du monde pendant les annees 1880 —1909; 
Seconde partie autres parties du monde et annexe generale. Amster¬ 
dam, Johannes Müller, 1912. 

In vorliegendem Heft werden statistische Mitteilungen über die Bevölke¬ 
rungsbewegung, die Geburten, die Kindersterblichkeit und die verschiedenen 
Todesursachen in 12 Städten Asiens, 3 Afrikas, 9 Amerikas und 3 Australiens 
gebracht. Einige statistischen Daten von europäischen Städten folgen. Näheres 
vgL das Original. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Ufflcio d’igiene dei comune di Genova. Laboratorio batterio- 
logico dell’ospedale d’isolamento. Osservazioni batteriologiche fatte 
durante il colera di Genova del 1911 dal dott. L. Piras. Novi ligure, 
tipografia cooperativa 1912. 

Verfasser schildert die an insgesamt 394 Cholerakranken gemachten 
bakteriologischen Beobachtungen. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Ärztliche Rechts- und Gesetzeskunde. Herausgegeben von Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. 0. Rapmund, Regierungs- und Medizinalrat in 
Minden L W., und Geh. Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. E. Dietrich, Vor¬ 
tragender Rat im Ministerium des Innern in Berlin. Zweite, gänzlich 
umgearbeitete Auflage. 2 Bände. Leipzig, Georg Thieme, 1913. 
Preis geb. 32 c M. 

Die Herausgeber bringen mit der Neuerscheinung ein umfassendes, den 
derzeitigen Stand der ärztlichen „Rechts- und Gesetzeskunde tf in Deutsch¬ 
land wiedergebendes Sammelwerk und damit für den praktischen Arzt einen 
„Ratgeber in allen Lagen seiner Berufstätigkeit und des praktischen Lebens u . 

Ein besonderer Vorzug des Werkes ist, daß die Bestimmungen und Vor¬ 
schriften nicht einfach wörtlich aufgeführt und aneinandergereiht sind, sondern 
systematisch verarbeitet wurden, wodurch das Lesen des Werkes erleichtert 
und dem Arzt in der allgemeinen Praxis, wie auch in den verschiedenen 
Sonderstellungen ein Überblick über die einschlägigen, seine Lebensinteressen 
eng berührenden Rechtsfragen ermöglicht ist. 
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Es würde den Rahmen eines Referates schon weit überschreiten, wenu 
hier nur der Inhalt des neu erschienenen Werkes in extenso mitgeteilt würde. 
Erwähnt möge nur sein, daß es den Herausgebern gelungen ist, die erst in 
allerletzter Zeit erschienenen Verordnungen noch zu bringen. 

Das in allen Teilen wirklich vorzüglich zusammengestellte Werk wird 
wohl in keiner Bibliothek eines Amtsarztes fehlen, aber auch die angehenden 
Medizinalbeamten sowie die Verwaltungs- und Justizbehörden werden in der 
neuen Bearbeitung der „Ärztlichen Rechts- und Gesetzeskunde“ ein brauch¬ 
bares Nachschlagewerk finden; das ausführliche Sachregister erleichtert die 
Handhabe des Buches. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Der menschliche Körper und seine Krankheiten. Eine popu¬ 
läre Darstellung für den gebildeten Laien und Einführung für Mediziner 
und Krankenpfleger von Dr. med. Hermann Schall. Mit 8 farbigen 
Tafeln und zahlreichen, zum Teil mehrfarbigen Abbildungen im Text. 
Stuttgart, J. B. Metzlersche Buchhandlung, 1912. 

Schall will mit seinem Buche eine zusammenfassende Darstellung der 
Krankheitslehre auf Grund naturwissenschaftlicher Erkenntnis geben und 
sucht den Gebildeten zu befähigen, unabhängig von jeder verwirrenden Tendenz 
einen kritischen Standpunkt bei der Beurteilung medizinischer Fragen einzu¬ 
nehmen. Schall geht von der Voraussetzung aus, daß es Pflicht jedes Ge¬ 
bildeten sein muß, sich ein gewisses Verständnis für das Wesen der wich¬ 
tigsten Vorgänge seines Körpers im gesunden und kranken Zustande zu 
erwerben. Diesem Bedürfnis sucht das vorliegende Buch gerecht zu werden. 

Nach einem allgemeinen Teil über die Lehre vom Bau des menschlichen 
Körpers, die allgemeinen Lebensvorgänge, die Einflüsse auf die Lebensvor- 
gänge seitens der Außenwelt und infolge Krankheitsanlagen und schließlich 
über die allgemeinen krankhaften Lebens Vorgänge kommt Schall in einem 
speziellen Teil auf den Kreislauf und seine Störungen, die Atmung und ihre 
Störungen, die Ernährung und ihre Störungen, die Stütz- und Bewegungs¬ 
organe und ihre Störungen, das Nervensystem und seine Krankheiten zu 
sprechen. 

Ich kann als besonderen Vorzug des Buches anführen, daß in demselben 
nicht die einzelnen Krankheiten nebst ihren Heilmitteln oder den verschiedenen 
Arten ihrer Behandlung geschildert werden, sondern es werden die grund¬ 
legenden Begriffe der Erkrankungen: ihre Erreger und die dadurch be¬ 
dingten Krankheitserscheinungen und anatomischen Veränderungen gebracht. 

Etwas zu kurz weggekommen ist die Anatomie der Geschlechtsorgane 
und deren Erkrankungen. Desgleichen würde ich bei den sonst sehr schön 
gezeichneten und ausgeführten Tafeln die Anbringung etwas passenderer 
entsprechenderer Farben empfehlen; z. B. auf Tafel II kann mir die grüne 
Farbe für die Gelenkkapsel und für die Sehnen nicht gefallen, oder auf 
Tafel V die grasgrüne Leber mit dunkelgrünem Gallengang; ähnlich ist es 
bei den für das Auge gewählten Farben auf Tafel VI usw. 

Zu rühmen ist die Übersicht, der gute Druck und die vielen Abbildungen. 

Das Buch kann auf das wärmste den im Titel Angegebenen empfohlen 
werden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



327 


Kritiken und Besprechungen. 

Leitfaden für die Abwässerreinigungsfrage. Von Prof. Dr. 
Dunbar, Direktor des staatlichen Hygienischen Instituts in Hamburg. 
Zweite Auflage. Mit 257 Abbildungen. München und Berlin, R. Olden- 
bourg, 1912. 

Der auf dem Gebiete des Abwässerreinigungsverfahrens allbekannte Ham¬ 
burger Forscher bringt uns seinen zum erstenmal 1907 erschienenen Leit¬ 
faden in 2. Auflage. Dunbar beabsichtigte diesmal nicht nur den Ingenieuren 
und Verwaltungsbeamten, sondern namentlich auch den Medizinern und 
Chemikern, die im Dienste der öffentlichen Gesundheitspflege stehen, ein Werk 
in die Hand zu geben, das ihnen ermöglichen sollte, sich in ein Gebiet hinein¬ 
zufinden , an das sie sich bis dahin nicht recht gewagt hatten, weil es ohne 
Spezialstudien fast unmöglich war, die komplizierte und vielseitige Materie 
nur einigermaßen zu beherrschen. 

Nach einer Einleitung über die Entwickelungsgeschichte der Abwässer¬ 
frage wird der gegenwärtige Stand der Abwässerbehandlung eingehend be¬ 
sprochen, und zwar zunächst der Charakter der Abwässer, die Aufgaben der 
Abwässerreinigungsanlagen und die Beschreibung der Methoden zur Aus¬ 
scheidung ungelöster Stoffe (Sinkstoffe, Sperrstoffe, Fett und Feinschlamm). 
Es folgen die verschiedenen Methoden zur Beseitigung der Fäulnisfähigkeit, 
als Berieselung, Bodenfiltration, das künstliche biologische Verfahren (Füll-und 
Tropfverfahren), die Reinigung in Fischteichen und das Rothe-Degeners- 
Kohlebreiverfahren. 

Kapitel über Abwässerdesinfektion, Prüfung und Beurteilung der Abwässer¬ 
reinigungsanlagen, Beurteilung der Flußverunreinigung sowie Leistungen und 
Kosten der verschiedenen Abwässerreinigungsverfahren bringen das hierher 
gehörige in sorgfältiger, klarer Zusammenstellung. Ein Verzeichnis der Orts¬ 
und Personennamen, sowie ein Sachverzeichnis sind am Ende des Buches 
angefügt. 

Ist es nötig, bei diesem Dun barschen Werk eine Kritik oder eine 
Empfehlung zu geben? Wohl kaum! Dun bars Absicht, ein Buch zu 
schreiben, das den Stoff in übersichtlicher Weise, nach logischem Zusammen- 
hang geordnet, bringt, ist ausgezeichnet gelungen. Die von Dunbar ge¬ 
wählte Anordnung des Stoffes hat sich schon nach der ersten Auflage des 
Buches derartig Bahn gebrochen, daß sie von den seither erschienenen Ab¬ 
handlungen über die Abwässerfrage durchweg übernommen wurde. 

Die dem Buche beigegebenen meist vorzüglichen Abbildungen erleichtern 
das Verständnis der verschiedenen auf geführten Systeme. Das Buch wird 
viele Leser finden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


VeröfFentUohungen aus dem Gebiete der Medizinal Ver¬ 
waltung. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn Ministers des 
Innern herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
l.Bd., 13. Heft: Der Geburtenrückgang in Deutschland, seine Bewer¬ 
tung und Bekämpfung. Auf Grund amtlichen und außeramtlichen 
Materials von Dr. J. Born träger, Regierungs- und Geheimen 
Medizinalrat in Düsseldorf. Berlin, Richard Schoetz, 1912. Mit 
Genehmigung des Herrn Ministers des Innern erfolgter erweiterter 
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Nachdruck ans den „Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinal¬ 
verwaltung“. Heft 13. Preis 4 t At. Würzburg, Curt Kabitzsch, 1913. 

Das gleichzeitige Erscheinen des Bornträgerschen Werkes in einer 
abgekürzten und einer erweiterten Form bei zwei verschiedenen Verlegern 
spricht ohne weiteres für eine auffallende und wichtige Sache, ebenso für 
eine des Lesens und Studierens wohl hochdringliche Veröffentlichung. Und 
so ist es in der Tat! Ich halte Bornträgers Schrift für ein eminent wich¬ 
tiges, der möglichsten Verbreitung dringendst anempfehlenswertes Werk. 

Oder soll bei uns in Deutschland mit Fürsorgemaßnahmen zur Bekämp¬ 
fung des Geburtenrückganges zugewartet werden, bis wir auf dem französi¬ 
schen Standpunkte der alljährlichen Bevölkerungsabnahme angelangt sind? 

Bornträger bespricht zunächst den überall in Deutschland eingetretenen 
Geburtenrückgang auf Grund zahlreicher statistischer Tabellen, worauf er 
auf die Verhältniszahlen zwischen Stadt und Land und insbesondere auf den 
ganz enormen Geburtenrückgang in den Städten und hier besonders wieder 
in den Großstädten aufmerksam macht. Die Stadt Berlin steht jetzt schon 
unter den französischen Zahlen; nur der enorme Zuzug ergänzt die Ein¬ 
wohnerzahl. 

Die eigentliche Ursache dieses Geburtenrückganges ist ausschließlich in 
der absichtlichen Einschränkung des Kindersegens zu suchen; die hierzu 
gewählten Mittel werden mitgeteilt, hierauf eine Schilderung der in den 
letzten Jahren sich entwickelnden Geburtenverhütung, insbesondere wie die 
Sache gehandhabt wird. 

Auf das eingehendste befaßt sich Bornträger mit dem Verhalten der 
Ärzte und des übrigen Heilpersonals zu unserer Frage, wobei er sich mit der 
jetzigen etwas laxen Auffassung und der allzugroßen Bereitwilligkeit zur 
Einleitung des künstlichen Abortus bei der Mehrzahl der Ärzte in keiner 
Weise einverstanden erklärt. 

Nach eingehender Kritik der Geburtenverhütung macht Verfasser auf 
die manchmal recht schweren Folgen der Geburten Verhütung aufmerksam, 
verwirft mit einem kräftigen Wort die Geburtenverhütung und kommt dann 
eingehend auf die Bekämpfung der Geburtenverhütung zu sprechen, wobei er 
besonders folgende Punkte berührt: Bekämpfung der Ehelosigkeit, Begünsti¬ 
gung mehrkinderiger Familien, Erschwerung der Ausbreitung der Lehren 
über die Geburtenverhütung und des Handelns mit geburtenverhütenden 
Mitteln, besondere polizeiliche und rechtliche Maßnahmen, Mithilfe der Ärzte 
und’Hebammen, hygienische Maßnahmen, Wohnungsfürsorge, Fürsorge für 
Gebärende und deren Kinder, sonstige Maßnahmen und geistige Beeinflussung. 

Born träger schließt mit einem äußerst warm gehaltenen Aufruf zur 
Gründung eines „Deutschen Bundes für Volkserhaltung“, wodurch eine willens¬ 
starke deutsche Organisation rückhaltlos die Geburtenbeschränkung bekämpfen 
müsse. 

Ich wiederhole: ich stehe nicht an, Bornträgers Buch als eine hervor¬ 
ragende Neuerscheinung auf dem Büchermarkt zu bezeichnen, der ich nicht 
nur eine recht weite Verbreitung, sondern auch ein recht beherzigendes Lesen 
wünsche. (S. Merkel-Nürnberg.) 
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Stephan Leonhard (Münster i. W.): Di© Prostitution. München- 
Leipzig, E. Reinhardt, 1912. 

Trotz der reichen Literatur, welche in den letzten Jahren über die Pro¬ 
stitution angewachsen ist, wird man den Ausführungen des Verfassers mit 
Interesse folgen. Leonhard, welcher als mehrjähriger Polizeiarzt einer 
größeren Kommune Gelegenheit hatte, eigene Erfahrungen auf dem Gebiete 
des Prostitutionswesens zu sammeln, gibt in seiner Broschüre ein übersicht¬ 
liches Bild über die hygienische, sanitäre, sittenpolizeiliche und gesetzliche 
Bekämpfung der Prostitution. Verfasser beurteilt als Arzt die Prostitution 
in erster Linie als Hauptyerbreiterin der Geschlechtskrankheiten und legt das 
Hauptgewicht auf die regelmäßige ärztliche Untersuchung der Prostituierten, 
wie überhaupt die Bekämpfung der bestehenden Prostitution nach des Ver¬ 
fassers Anschauung mehr und mehr eine ärztliche Aufgabe werden sollte. Er 
wünscht die sanitäre Kontrolle auszubilden in eine richtige Fürsorgetätigkeit 
und macht hierfür detaillierte Vorschläge. Die Untersuchung sollte den 
Charakter einer Krankenfürsorge haben und eine freiwillige sein. Ein polizei¬ 
licher Zwang sollte lediglich auf die Prostituierten ausgeübt werden, welche 
sich der freiwilligen Untersuchung entziehen. Ähnlich wie eB Kopp und 
Neißer vorgeschlagen haben, will Verfasser durch besondere Kommissionen 
und Gesundheitsämter, an deren Spitze der Amtsarzt stehen soll, die Über¬ 
wachung und die freiwillige Untersuchung der Prostituierten regeln. Die 
letztere sollte nicht durch Polizeiärzte, sondern durch Spezialärzte oder andere 
geeignete Ärzte ausgeführt werden. Neben diesen Gesundheitsämtern könnte 
die Sittenpolizei bestehen bleiben, welche Bich mit all den Prostituierten zu 
befassen habe, die sich der freiwilligen Kontrolle entziehen oder sonst für 
eine gütliche Korrektur ungeeignet erscheinen. Verfasser hofft durch die 
Einführung der freiwilligen Untersuchung in öffentlichen Sprechstunden auch 
die sich heimlich Prostituierenden in größerer Zahl zur Untersuchung heran¬ 
zubringen. Verfasser dürfte aber in diesem Punkte sich von einem allzu 
großen Optimismus leiten lassen. Die Bekämpfung der sich in großen Städten 
mehr und mehr ausbreitenden heimlichen Prostitution ist und bleibt das 
schwierigste Kapitel im Prostitutionswesen. Man muß sich in dem Bestreben, 
die so ungemein gefährliche und demoralisierende heimliche Prostitution zu 
unterdrücken, hüten, Polizeimaßregeln das Wort zu reden, welche nur allzu¬ 
leicht zu schweren polizeilichen Mißgriffen führen können. Diese Gedanken 
können wir nicht unterdrücken, wenn Verfasser schreibt, daß, wie jeder etwas 
erfahrene Mensch, so auch um so eher der aufmerksame, gewandte Kriminal¬ 
beamte bald sich darüber im klaren sein wird, welches Weib, wie man so 
sagt, „zu haben“ ist, und wenn Verfasser dann fortfährt: „Ist es dann einmal 
bekannt und zur Tatsache geworden, daß sich die Polizei auch um allerhand 
sogenannte »Intimitäten« und Vorgänge im gesellsqhaftlichen Leben kümmert 
und ein wachsames Auge auf so vielerlei delikate Vorgänge hat, so wird sich 
erstens ein großer Teil von Mädchen und Frauen aus Angst vor Skandal und 
Blamage doch mehr als bisher vor dem freien Geschlechtsverkehr hüten, und 
zweitens wird der furcht- und schamlose Rest um so leichter überblickt und 
beaufsichtigt werden können.“ 

Ich zweifle nicht, daß diese Sätze manchen Widerspruch finden werden. 
Der Wert der überaus fleißigen und lesenswerten Arbeit wird aber dadurch 
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in keiner Weise beeinträchtigt. Das Werk, welches auch die wichtigsten 
literarischen Erscheinungen über die Prostitution bringt, kann jedem, der sich 
auf diesem schwierigen und weitverzweigten Gebiet rasch orientieren will, 
auf das beste empfohlen werden. Es sollte aber in keiner Bibliothek eines 
Polizeiarztes fehlen, welcher sich berufsmäßig mit der Kontrolle der Prösti- 
tuierten zu befassen hat. (K. Frickhinger-Augsburg.) 


Paul Sörgei (Fürth i. B.): Die neuen Bahnen der körperlichen 
Erziehung. Ansbach, M. Prögel. 

Eine Kritik des heutigen Turnunterrichtes mit praktischen Vorschlägen 
für seine Neugestaltung nennt Verfasser selbst seine Broschüre und bezeichnet 
damit in treffender Kürze den Inhalt und den Zweck seiner Arbeit. Der Ver¬ 
fasser, selbst Schulmann, sieht mit offenen Augen die zahlreichen Schäden, 
welche noch dem Turnbetrieb unserer Schulen anhaften. Es wird eingehend 
untersucht, wie nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ der Turn¬ 
unterricht zu bessern wäre. Der Verfasser stellt sich auf die Seite aller 
Hygieniker, wenn er das immer noch dominierende Hallenturnen möglichst 
eingeschränkt wissen will. Es ist im hohen Grade bedauerlich, daß so viele 
Turnplätze immer noch keine Geräte haben, um im Freien auch diese Art 
des Turnens pflegen zu können, und es ist direkt zu verwerfen, daß immer 
wieder in den Turnhallen Bewegungsspiele veranstaltet werden. Einen großen 
Teil seiner Ausführungen widmet der Verfasser den Atmungsübungen und 
betont meines Erachtens mit Recht, daß das Endziel des Turnens die Stärkung 
und Kräftigung der inneren Organe sein müsse. Daß das weniger durch 
halsbrecherische Wellen oder durch kunstvolle Reigenübungen, sondern weit 
mehr durch einfache Freiübungen, welche sich dem Atmungsmechanismus 
anpassen, sowie durch die Turnspiele erzielt werden kann, darauf wird von 
uns Ärzten seit Jahren hingewiesen, und wir freuen uns, in diesen unseren 
Bestrebungen verständnisvolle Mithelfer mehr und mehr auch unter den 
Pädagogen zu finden. Es ist dann wohl auch zu hoffen, daß die Atmungs- 
Übungen, welche die neue Lehrordnung für die bayerischen Lehrer- und 
Lehrerinnenbildungsanstalten vom 2. August 1912 vorschreibt, in der Folge 
Aufnahme in die Lehrordnung aller unserer Schulen finden werden. 

In einer Tabelle hat Verfasser Notizen über den Turn- und Spielbetrieb 
in den größeren bayerischen Städten zusammengestellt. Die hier für Augsburg 
angegebenen Daten möchte ich dahin ergänzen, daß hier für die VIII. Knaben¬ 
klassen die Spielnachmittage obligatorisch, von der 4. Klasse ab für die übrigen 
Knaben- und die Mädchenklassen fakultativ sind. Die Zahl der sich frei¬ 
willig Meldenden bewegt sich in einer aufsteigenden Linie (1909/10 1800; 
1910/11 2303; 1911/12 2847 Schüler). Seitdem die Turnspiele nicht mehr 
an den schulfreien Nachmittagen, sondern im Anschluß an den Nachmittags¬ 
unterricht abgehalten werden, hat auch die Teilnahme an den einzelnen 
Spielnachmittagen bedeutend zugenommen. Während an den schulfreien 
Nachmittagen nur 44 bis 80 Proz. der Gemeldeten sich einfanden, nahmen an 
den Turnspielen nach dem Unterricht 90 bis 100 Proz. der gemeldeten Kinder 
teil. Solange wir keine allgemein verbindlichen Spielnachmittage haben, bleibt 
zur Erzielung einer besseren Frequenz der Turnspiele wohl nichts anderes 
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übrig, als dieselben an den Nachmittagsunterricht anzuschließen. Ein idealer 
Zustand ist dies aber nicht, und die ärztliche Forderung nach obligatorischen 
Spielnachmittagen, die frei von Unterricht und Hausaufgaben sind, muß nach 
wie vor bestehen bleiben. Für die Volksschulen empfiehlt sich die Einrichtung 
der Spielnachmittage auf die schulfreien Nachmittage um so mehr, als dadurch 
die Schüler dem verderblichen Einfluß der Straße wenigstens zeitenweise ent¬ 
zogen werden. 

Die erwähnte Tabelle, welche mir die Anregung zu obigen Bemerkungen 
gab, läßt erkennen, wieviel Arbeit für die körperliche Ausbildung unserer 
Volksschüler noch zu leisten ist, bis die Gleichberechtigung der körperlichen 
und geistigen Erziehung erreicht sein wird. Zu diesem Endziel mit bei¬ 
zutragen, ist das verdienstvolle Bestreben des Verfassers. 

Sörgels Broschüre ist bearbeitet für Erzieher und Lehramtskandidaten. 
Wir wünschen im Interesse unserer Jugend, daß das Buch gerade in diesen 
Kreisen aufmerksame Leser finden möge, es wird aber auch Eltern und allen, 
die sich für die körperliche Erziehung und Ertüchtigung der Jugend inter¬ 
essieren, manche nützliche und beherzigenswerte Anregung bieten. 

(K. Frickhinger-Augsburg.) 


Dr. Albert Moll: Handbuch der Sexualwissenschaften. Leipzig, 
F. C.W. Vogel, 1912. 

Unter Mitwirkung namhafter Autoren (G. Buschan, Havelock Ellis, 
Seved Ribbing, R. Weißenberg, K. Zieler) bietet uns Mo 11 in seinem 
Handbuch eine ausführliche Darstellung des gegenwärtigen Standes der Sexual¬ 
wissenschaften. In elf Hauptabschnitten wird das weite Gebiet des Sexual¬ 
lebens mit besonderer Berücksichtigung der kulturgeschichtlichen Beziehungen 
geschildert; ein nüchterner wissenschaftlicher Ernst, der sich fern hält von 
jeglicher Sensationshascherei, aber doch nirgends in einen trockenen Ton ver¬ 
fällt, durchzieht das ganze Werk. 

In den beiden ersten Hauptabschnitten wird von Weißenberg und 
Havelock Ellis das normale Geschlechtsleben vom Gesichtspunkte der 
Morphologie, Biologie und Psychologie aus behandelt. Im dritten Abschnitt 
kommt der bekannte Anthropologe Buschan mit einer Schilderung des 
Sexuallebens und der vielfach interessanten sexuellen Sitten der Naturvölker 
zu Wort. Im vierten Abschnitt schildert Moll selbst die sozialen Formen 
der sexuellen Beziehungen bei den Kulturvölkern. Bei der Besprechung der 
Prostitution werden dabei die in neuerer Zeit so vielfach erörterten Fragen 
der Reglementierung berücksichtigt. Der Verfasser urteilt pessimistisch über 
die Eindämmung der Prostitution durch Fürsorgebestrebungen, er betrachtet 
die in neuerer Zeit von verschiedenen Seiten als Mittel gegen die Prostitution 
empfohlene freie Liebe mit Recht als durchaus ungeeignetes Gegengewicht 
und glaubt, daß es eher möglich sein müßte, die heranwachsenden Männer 
durch pädagogische und soziale Arbeit zur sexuellen Abstinenz zu erziehen 
und dadurch eine Quelle der Prostitution zu untergraben. Von kultur¬ 
geschichtlichem Interesse ist besonders der fünfte und sechste Abschnitt des 
Werkes, in denen gezeigt wird, welch große Bedeutung das Sexuelle von 
jeher in der Literatur und Kunst gespielt hat. Der Sexualpathologie ist der 
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siebente und achte Hauptabschnitt von Havelock Ellis, Moll und Zieler 
gewidmet. 

Die Fragen der Hygiene finden sich vielfach zerstreut in verschiedenen 
Kapiteln, es ist deshalb auch der neunte Hauptabschnitt, der sich mit der 
sexuellen Hygiene (Moll) befaßt, relativ kurz ausgefallen. Moll schildert in 
diesem Abschnitt den Einfluß des Sexuallebens auf den Gesundheitszustand 
und kommt hierbei auch auf die Freud sehe Theorie zu sprechen, die ein¬ 
gehend dargelegt wird. Moll warnt vor den in der neuen Zeit vielfach vor¬ 
kommenden Übertreibungen und nimmt auch hier einen vorsichtigen Stand¬ 
punkt ein, welcher den realen Boden einer besonnenen Forschung nicht 
verläßt. In dem Kapitel spezielle Hygiene werden die sozialen Bestrebungen 
gegen die sogenannte Schmutz- und Schundliteratur und gegen die Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten gewürdigt. Den Mutterschutzbestrebungen, wie 
auch der Rassenhygiene sind eigene Unterabteilungen gewidmet. Auch in 
den beiden letzten Hauptabschnitten, die von der sexuellen Ethik und der 
sexuellen Aufklärung und Pädagogik handeln, werden von Professor Seved 
Ribbing vielfach hygienische Fragen eingehend behandelt. Gegenüber der 
Theorie vom Sichausleben nimmt der Verfasser einen strengen Standpunkt 
ein, welcher — wie Moll in seinem Vorwort sagt — vielen wahrscheinlich 
nicht „modern“ erscheinen mag, der aber gegenüber dem Phrasentum unreifer 
Köpfe einen wohltuenden Eindruck hinterläßt. 

Angaben über die namhafteste Literatur, die jedem Kapitel beigegeben 
sind, sowie ein gutes Register erhöhen die Brauchbarkeit des Buches. Zahl¬ 
reiche gute Abbildungen veranschaulichen das geschriebene Wort, und auch 
sonst entspricht die Ausstattung des ganzen Werkes dem Rufe der bekannten 
Verlagsfirma von F. C. W. Vogel. 

Das Handbuch ist in erster Linie für Ärzte geschrieben, es bietet aber 
auch dem Hygieniker, dem Anthropologen, dem Kulturhistoriker und dem 
Sozialpolitiker, dem Theologen und Juristen eine Fülle von Anregung und 
Belehrung und verdient überhaupt eine weite Verbreitung in den Kreisen 
aller Gebildeten. (K. Frickhinger-Augsburg.) 


Bedeutung und Nutzen der Gesundheitspflege. Herausgegeben 
vom Hauptvorstande des Deutschen Vereins für Volkshygiene. 

In gemeinverständlichem Ton bringt die kleine Schrift die wichtigsten 
Lehren der persönlichen Gesundheitspflege, besonders in bezug auf Reinlich¬ 
keit, Abhärtung, Ernährung, Bekleidung, Verteilung von Arbeit und Ruhe usw. 
Es folgen dann praktische hygienische Ratschläge und einige besonders 
wichtige Desinfektions Vorschriften, auch ist auf die Notwendigkeit hin- 
gewiesen, in Krankheitsfällen den Arzt und nicht den Kurpfuscher zu be¬ 
fragen, und schließlich wird der Beweis für den Nutzen der Hygiene durch 
statistische Angaben über Todes- und Erkrankungsziffern, Säuglingssterblich¬ 
keit, Seuchen usw. erbracht. Für Belehrung und Aufklärungszwecke, z. B. 
auch im ärztlichen Wartezimmer, wird die kleine Broschüre zweifellos gute 
Dienste leisten. (Steinhardt-Nürnberg.) 
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Sohulgesundlieitspflege der Stadt Berlin. Berlin, Richard Schoetz, 
1912. 

Diese schön ausgestattete und mit vielen hübschen Abbildungen ver¬ 
sehene Festschrift, die den Teilnehmern der diesjährigen Hauptversammlung 
des Deutschen Vereins für Schulgesundheitspflege vom geschäftsführenden 
Ortsausschuß gewidmet ist, bringt aus der Feder verschiedener ärztlicher und 
pädagogischer Mitarbeiter interessante Beschreibungen einiger wichtiger Ein¬ 
richtungen auf dem weiten Gebiete gesundheitlicher Fürsorge für die Berliner 
Schuljugend. So werden eine Reihe von Wohlfahrtseinrichtungen — Ferien¬ 
kolonien, Hilfsschulen, Stottererbehandlung usw. — sowie die im Interesse 
der Schuljugend geübte Vereinstätigkeit besprochen; der Tätigkeit der Schul¬ 
ärzte und der Entstehung und Bedeutung der Schulzahnkliniken sind be¬ 
sondere Kapitel gewidmet, ebenso den neuen Schulgebäuden und dem Turnen 
und Spiel. Der aufmerksame Leser bekommt einen zwar nicht vollkommenen, 
aber doch genügenden Einblick, um den Eifer, die Umsicht und Sachkenntnis, 
mit der die Schulhygiene in Berlin von amtlicher und privater Seite betrieben 
wird, gebührend würdigen zu können. (Steinhardt-Nürnberg.) 


Körper und Geist. Auf Veranlassung des Zentral - Ausschusses zur 
Förderung der Volks- und Jugendspiele in Deutschland herausgegeben 
von Karl Möller, Städtischer Turninspektor in Altona, Professor 
Dr. F. A. Schmidt, Sanitätsrat in Bonn, Geh. Hofrat Professor 
H. Ray dt in Hannover. 

Die Ertüchtigung unserer Frauen. Von Dr. med. Alice Profe. 
Leipzig, B. G. Teubner. 

Die Verfasserin fühlt sich in diesem, vor dem XIII. Deutschen Kongreß 
für Volks- und Jugendspiele in Heidelberg gehaltenen Vortrag als Anwalt 
ihrer Geschlechtsgenossinnen und erhebt Klage über zu karge Förderung der 
Ertüchtigung des weiblichen Körpers seitens der öffentlichen Fürsorge. „Die 
ganze Frage der Mädchenfürsorge wird viel zu wenig ernst genommen“, und 
im Hinblick auf die reichlichen Aufwendungen für die Knaben ist das, was 
bisher für die Mädchen seitens der Behörden geschah, zu wenig. Zu Kraft 
und Gesundheit ertüchtigt zu werden, hat das Weib dasselbe Anrecht wie der 
Mann, da es sich beim Schulunterricht und im Berufe mindestens den gleichen 
Schädlichkeiten und Anforderungen gegenübersieht. Deshalb kann auch die 
bisherige Art der körperlichen Ausbildung, als deren Endziel allenthalben die 
Erlangung von Anmut und Grazie galt, dem Weibe nicht mehr genügen. „Es 
gibt kein männliches und weibliches Turnen“, die körperlichen Leibesübungen 
müssen beim Mädchen die gleichen sein wie beim Knaben. Der Staat hat 
behufs Erzielung einer kräftigen Generation im eigensten Interesse die Pflicht, 
die Verkürzung der weiblichen Jugend gegenüber der männlichen ehestens 
auszugleichen. Zum Schlüsse empfiehlt die Verfasserin die Verwirklichung 
der von Ray dt aufgestellten Leitsätze, welche unter anderem die Notwendigkeit 
des Geräteturnens, von Wanderungen — auch im Winter —, Schwimmen, 
Eis- und Schneelauf und von Leibesübungen auch noch nach vollendeter 
Schulzeit betonen. (Schelle-Neustadt a. A.) 
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Die Beschränkung der Geburtenzahl ein Kulturproblem. 

Von Dr. Julian Marcuse. München, Ernst Reinhardt, 1913. 

Mit diesem Werke Marcuses erfährt die sozial-medizinische Literatur 
eine Bereicherung, bemerkenswert nicht nur durch das darin niedergelegte 
Resultat statistischer, historischer und kausaler Forschung, sondern auch 
durch die sich mit den herrschenden Anschauungen weiter Kreise nicht 
deckenden Schlußfolgerungen, die unter kritischer Würdigung bisheriger volks¬ 
wirtschaftlicher Auffassungen in dem Abschnitt „Das Bevölkerungsproblem 
in Vergangenheit und Gegenwart u gezogen werden. Das ausschlaggebende 
Moment beim Rückgang der Geburtenzahl ist einzig und allein die eheliche 
Fruchtbarkeit, und zwar bei der emporstrebenden Hauptmasse der Bevölkerung. 
Unter den Gründen, die der Verfasser in drei Gruppen (ökonomisch-rationa¬ 
listische, sozialpathologische, sexualpsychologische) gesondert und ausführlich 
behandelt, ist der hauptsächlichste die Abnahme des Zeugungswillens, welche 
„nicht ein rein individualistisch zu begreifendes Phänomen, sondern eine 
notwendige Korrelation des gegenwärtigen technischen und ökonomischen 
Produktionsprozesses ist“; sie soll nach Ansicht des Verfassers nicht sowohl 
der Bequemlichkeit und Genußsucht der Eltern, als einem gesteigerten Ver¬ 
antwortlichkeitsgefühl für die Existenzmöglichkeit der Kinder entsprungen sein, 
sei daher nicht unmoralisch, auch keine Degenerationserscheinung, sondern 
eine psychophysische Anpassungserscheinung an das Milieu der Gegenwart 
mit seiner außerordentlichen Existenzerschwerung! Eine Verbesserung der 
Bevölkerungsbewegung, wobei der Antagonismus zwischen Quantität und 
Qualität der Geburten nicht unbewertet bleiben darf, ist nicht durch Maß¬ 
nahmen gegen die Präventivtechnik zu erreichen, sondern durch gesunde 
Wirtschaftspolitik, Wohnungsreform, Säuglings- und Mutterschaftsfürsorge, 
Kampf gegen Alkohol und Geschlechtskrankheiten und Eheverbot für Kranke. 

(Schelle-Neustadt a. A.) 


Kleine Schriften des Zentralausschusses zur Förderung der 
Volks- und Jugendspiele in Deutschland, ll. Band. An¬ 
leitung für Ballspiele. Schlagball ohne Einschenker, FaustbaU, Tam¬ 
burinball. Ein Handbuch für Lehrer, Turnwarte, Spielleiter und 
Jugendpfleger von Friedrich Reinberg, Lehrer in Charlottenburg. 
Leipzig, B. G. Teubner, 1912. 

Je unterhaltender und freier eine gymnastische Übung ist, desto lieber 
ist sie unserer Jugend, und desto häufiger wird sie, auch spontan, betätigt; 
daher die Vorliebe für Ball- und Lauf Wettspiele! Nach des Verfassers lang¬ 
jähriger Erfahrung haben sich bei der Jugend am besten eingeführt und als 
beliebteste festgesetzt die drei Ballwettspiele „Schlagball ohne Einschenker“, 
„Faustball“ und „Tamburinball“ — letzteres als „das“ Spiel für Mädchen 
und Frauen —, und man kann und sollte sich bei der Auswahl zu wirklichen 
allgemeinen Volksspielen auf die genannten, als vollwertige Kampfspiele, 
beschränken. 

In dem handlichen Schriftchen findet der Turnlehrer, der Leiter von 
Jugendspielen alles Wissenswerte für die Einführung und Leitung dieser 
Wettspiele; Spielplatz und -geräte, Technik und Wettspielregeln werden in 
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ausführlicher Weise in dieser Anleitung beschrieben, wobei zahlreiche hübsche 
Abbildungen den Text zweckmäßig ergänzen. (Schelle-Neustadt a. A.) 


VeröfftentUchungen aus dem Gebiete der Medizinalver- 

waltung. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn Ministers des 
Inneren herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
1. Bd., 8. Heft: Zusammenfassender Bericht über Ruhrforschungen von 
Prof. Kruse, Bonn. Die Ruhrepidemie (Shiga-Kruse) in Groß- 
Rosen, Bezirk Breslau, im Sommer und Herbst 1911 von Kreisarzt 
Dr. Beninde, Breslau und Kreisarzt Dr. Käthe, Breslau. Berlin, 
Richard Schoetz, 1912. 

Kruse berichtet zusammenfassend über das Resultat elfjähriger Ruhr¬ 
forschung, deren Einzelergebnisse bereits — auch seitens seiner Mitarbeiter — 
in einer Anzahl literarischer Arbeiten, deren Verzeichnis am Schlüsse gebracht 
wird, veröffentlicht worden. Er verteidigt seine Einteilung und Benennung 
der Ruhrerreger in (echte) Dysenterie- und Pseudodysenteriebazillen, deren 
letztere es wieder eine große Anzahl Abarten gibt; die zwei Hauptgruppen 
differenzieren sich bestimmt voneinander durch Agglutinations - und Wachs¬ 
tumsverhalten. Verfasser verbreitet sich fernerhin über Veränderlichkeit, 
Verbreitungsweise, chemisches Verhalten, Aggressine, Gifte und Gegengifte 
der einzelnen Bazillenarten, sowie über natürliche Immunität und Immuni¬ 
sierung gegen die Erkrankung. 

Für die Praxis der öffentlichen Gesundheitspflege dürften folgende 
Äußerungen wichtig sein: Verbreitung der Ruhr erfolgt wesentlich durch 
Berührung mit Kranken und deren Entleerungen; dabei spielen, anscheinend 
gesunde, Bazillenträger eine große Rolle; der leichteste Ruhrfall, auch ohne 
Bazillennachweis, ist ansteckungsverdächtig. Serumbehandlung und -be- 
kämpfung ist wirksam, kommt aber höchstens in Kriegszeiten und ruhrreichen 
Ländern in Frage, da die medizinalpolizeilichen Maßnahmen gegen die Weiter¬ 
verbreitung der Ruhr wirksam zu schützen vermögen. 

Der vorliegende Bericht über die Groß-Rosener Ruhrepidemie 1911, 
welche bei 1300 Ortseinwohnern 166 Fälle mit 18 Todesfällen aufwies, zuerst 
latent oder wenigstens ihrem Charakter nach unerkannt verlief und alsbald 
nach ihrer Charakterisierung als Shiga-Kruse-Ruhr, innerhalb kurzer Zeit 
kupiert werden konnte, liefert den Beweis, daß mit dem derzeitigen wissen¬ 
schaftlichen Rüstzeuge nicht nur Feststellung und Bekämpfung der Ruhr 
erfolgreich, sondern auch die Verfolgung der Ansteckungsquelle auf Wochen 
zurück möglich ist, was namentlich in Hinsicht auf die Entdeckung an¬ 
steckungsverdächtiger Genesener dienlich sein kann. Als besondere Beob¬ 
achtungen führen die Verfasser an, daß die Frühdiagnose eher durch die 
bakteriologische Untersuchung der Fäces als durch die Wi dal sehe Reaktion 
gelang, und daß es wegen der geringen Resistenz des Shiga-Kruse-Bazillus 
wichtig ist, die bakteriologische Untersuchung am Krankenbette vorzunehmen. 
Bei der Bekämpfung wurde das Hauptgewicht auf lange dauernde Isolierung 
(in Docker sehen Baracken), namentlich auch der Genesenen, gelegt, wodurch 
für Desinfektion möglichste Vereinfachung und Wirksamkeit erzielt wurde. 

(Schelle-Neustadt a. A.) 
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Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalver¬ 
waltung. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn Ministers des 
Innern herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
1. Bd., 11. Heft: Der Gesundheitsunterricht in den Frauen-Fortbildungs- 
anstalten von Sanitätsrat Dr. Rumpe, Crefeld. Berlin, Richard 
Schoetz, 1912. 

Die ministeriellen Erlasse, durch welche in Preußen seit dem Jahre 1908 
der weiblichen Fortbildung feste Richtlinien gegeben wurden, haben von 
besonderen Lehrplänen abgesehen und sprechen die Erwartung aus, durch 
möglichst große Freiheit in der Ausgestaltung der Lehrweise gute Erfahrungen 
sammeln zu können. Ein Ergebnis solcher Erfahrungen liegt hier vor, und 
zwar aus der mehrjährigen Leitung des Gesundheitsunterrichtes an den 
Frauenschulen in Crefeld. Eingehend werden alle einschlägigen Einzelfragen: 
Inhalt, Form, Zeit und Einteilung des Unterrichtes, die Lehrmittel behandelt; 
besonders betont wird dabei die Notwendigkeit praktischer Unterweisungen 
und Besichtigungen, begründet auch die Forderung, daß ausschließlich Arzt 
oder Ärztin diesen Unterricht erteilen müssen. Spezielle Lehrpläne für ein¬ 
zelne Arten der weiblichen Fortbildungsschulen berücksichtigen gebührend 
die angestrebte Fortbildung, einerseits für den Beruf als Gattin und Mutter 
— wie in den Frauenschulen engeren Sinnes —, andererseits für spezielle 
Berufsausbildung — wie in den technischen Seminarien. Besonders be¬ 
merkenswert ist, daß der für die letzteren aufgestellte Lehrplan auch der 
Möglichkeit späterer Verwertung im Krankenpflegedienst (als Vorunterricht 
für die weitere Ausbildung) und im öffentlichen Gesundheitsdienst (als länd¬ 
liche Gemeindepflegerin) Rechnung trägt. Für die weiblichen Studienanstalten 
wünscht Verfasser Hinweise auf persönliche Gesundheitspflege, für die 
Seminarien der Lehrerinnen eingehende Aufklärung über Schulhygiene. 

(Schelle-Neustadt a. A.) 


Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalver¬ 
waltung. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn Ministers des 
Innern herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
l.Bd., 12. Heft: Beiträge zur Statistik der Kindersterblichkeit in der 
Provinz Sachsen in den Jahren 1910 und 1911 von Prof. Dr. Lands¬ 
berg, Magdeburg. Berlin, Richard Schoetz, 1912. 

Die statistischen Nachrichten über Kindersterblichkeit in der allgemeinen 
preußischen Landesstatistik genügen für praktische Zwecke der Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit nicht. Von diesem Gedanken ausgehend, bringt 
Verfasser einen ausführlichen Bericht für 1910 nach Lebend- und Totgeburten, 
nach Kalenderquartalen, nach einzelnen Kreisen und Kreisteilen, wobei Groß¬ 
städte, Gemeinden über und unter 10000 Einwohner unterschieden werden, 
und nach sieben Altersabschnitten; er verzichtet auf Ausscheidung der unehe¬ 
lichen Kinder, die wegen späterer Legitimierung und häufiger Abwanderung 
nicht statistisch verfolgbar sind, und gibt zum Schluß interessante Zahlen 
aus dem Jahre 1911. Es ist interessant, dem Verfasser bei seiner Erfor¬ 
schung der Gründe für die gefundenen statistischen Ergebnisse, wobei kein 
wichtiges Moment unbeachtet bleibt, zu folgen; man bedauert mit ihm, daß 
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es nicht möglich war, an der Hand einer StiUstatistik, welche für die be¬ 
handelte Provinz fehlt, vergleichende Forschung anzustellen. 

Der auf gleichem Gebiete Arbeitende findet eine Menge Anregungen und 
vorbildliche Beobachtungen. (Schelle-Neustadt a. A.) 


Dr. B. Bandelier und Dr. 0. Roepke: Diö Klinik der Tuber¬ 
kulose. Handbuch. der gesamten Tuberkulose für Ärzte 
und Studierende. 2. Aufl. Würzburg, C. Kabitzsch, 1912. 641 S. 
Geb. 1Ö %AC, 

Der ersten Auflage des Buches folgt nach nur l l / 2 Jahren die zweite, 
vermehrte und verbesserte. Wenn die Verfasser daraus selbst entnehmen, 
daß das Buch einem ärztlichen Bedürfnisse und auch den medizinisch-wissen¬ 
schaftlichen Ansprüchen gerecht geworden sein müsse, so kann man ihnen 
besonders bezüglich der medizinisch - wissenschaftlichen Ansprüche nur voll 
beistimmen. Jeder Arzt wird aus dem Studium des Buches Freude und 
Nutzen ziehen; es kommt auch in seiner dritten Auflage seinem Hauptvor- 
wurfe vorzüglich nach, denjenigen, welchen das Studium der großen Tuber¬ 
kulosewerke, besonders des Gornetschen Standardwerkes unmöglich ist, eine 
gute Kenntnis des derzeitigen wissenschaftlichen Standes der Klinik der 
Tuberkulose aller Organe zu bieten. 

Über kleinere Beanstandungen, welche gegen Einzelheiten der Dar¬ 
stellung erhoben werden könnten, soll hier nicht gerechtet werden; sie beein¬ 
trächtigen den Wert des Buches nicht. 

Eine wichtigere Anregung aber vermag der Referent nicht zu unter¬ 
drücken, da ihre Erfüllung den Wert des Buches gerade für den Leserkreis 
dieser Blätter noch erhöhen würde. 

Das Kapitel „Ätiologie“ und noch mehr das über „Prophylaxe“ müßten 
weniger kurz gehalten sein. Was hier geboten wird, ist gut, wie alles in 
dem Buche, aber zu wenig. Es genügt wohl als Einleitung für eine reine 
„Klinik der Tuberkulose“, nicht aber für ein Werk, welches den Nebentitel 
führt „Handbuch der gesamten Tuberkulose“ und nach seinem eigenen 
Vorworte die Tendenz verfolgt, „die Allgemeinheit der praktischen Ärzte zum 
Kampfe gegen die Tuberkulose mobil zu machen“. Bei diesem Ziele darf 
die Prophylaxe nicht als Stiefkind erscheinen. 

Wenn die Verfasser durch diese angeregte Erweiterung den Umfang des 
Buches zu sehr zu steigern fürchten, so könnte entsprechende Kürzung 
anderer Stellen erfolgen, ohne die Bedeutung des Buches zu schmälern. Auch 
das Literaturverzeichnis könnte fortfallen. Wer Information über Einzel¬ 
heiten haben will, suche sie in einem vollständigen Literaturverzeichnis, wie 
es Cor net hat. Teil Verzeichnisse sind nicht nur ungenügend, sondern auch 
ungerecht. 

Referent hofft, daß die nächste „vermehrte“ Auflage auch der Prophy¬ 
laxe das Recht zuteil werden läßt, das ihr gebührt; er ist überzeugt, daß 
das gute Buch dadurch noch besser wird. 

Auch heute schon aber wird es allen Ärzten bestens empfohlen. 

(A. Frankenburger-Nürnberg.) 


Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 
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Jahresbericht über die Ergebnisse der Tuberkuloseforachungr 
1911 von Dr. F. Köhler. Abdruck aus dem Klinischen Jahrbach« 
194 S. Jena, Gustav Fischer, 1912. 

Eine ziemlich umfassende Zusammenstellung der wichtigsten im Jahre 
1911 erschienenen Arbeiten aus dem Gebiete der Tuberkuloseforschung, welche 
durch übersichtliche Anordnung und nicht zu knappe, die Ergebnisse der 
einzelnen Arbeiten klar zum Ausdruck bringende Referate sich auszeichnet. 
Der Jahresbericht erscheint besonders geeignet, dem Praktiker, welcher eine 
Kenntnis der Fortschritte der Tuberkuloseforschung sucht, eine solche gut 
und in anregender Form zu vermitteln, stellt aber auch für den mit der 
Literatur schon vertrauten Fachmann ein brauchbares Nachschlage- und 
Repetitionsbuch dar. (A. Frankenburger-Nürnberg.) 


Sind Gesondheitsschädigungen vorübergebender oder dau¬ 
ernder Art bekannt geworden bei Verwendung von 
Lichtquellen mit einem an ultravioletten Strahlen 
reichen Spektrum, wie sie beispielsweise die Queck¬ 
silberdampf- und Quarzlampenbeleuchtung besitzen? 

ln einer ausführlichen Arbeit im Gesundheitsingenieur (35. Jahrg., Nr. 15) 
untersucht Dr. Klein-Posen an der Hand einer sehr reichlichen Literatur 
(70 Nummern) die Frage: „Sind Gesundheitsschädigungen vorübergehender 
oder dauernder Art bekannt geworden bei Verwendung von Lichtquellen mit 
einem an ultravioletten Strahlen reichen Spektrum, wie sie beispielsweise 
Quecksilberdampf- und Quarzlampenbeleuchtung besitzen ?“ 

Nach allgemeiner Einleitung werden die Wirkungen der verschiedenen 
Spektralstrahlen auf Haut, Blut, Zellgewebe und Haare des Menschen be¬ 
sprochen und festgestellt, daß hauptsächlich den kurzwelligen blauen bis 
ultravioletten Strahlen die wirksame Beeinflussung der Organe des mensch¬ 
lichen Körpers zuzuschreiben ist. 

Es wird ferner die Art des Eindringens der Lichtstrahlen in die Gewebe 
und der physiologische Vorgang im Organismus besprochen. 

Im folgenden untersucht Verfasser speziell die Wirkungen von Queck- 
silberdampf- und Quarzlicht, sowie die Wirkungen des ultraroten Lichtes 
unserer Lichtquellen und die Sterilisation des Wassers mittels ultravioletter 
Strahlen. Der folgende Abschnitt ist den durch ultraviolettes Licht 
hervorgerufeneu Schädigungen des Auges (Netzhautverbrennung und Oph¬ 
thalmia electrica) und dem Verhalten des Auges gegenüber den leuchtenden 
Strahlen gewidmet; ferner der Einwirkung der verschiedenen Wellenlängen 
auf das Auge und den Fluoreszenz- und Blendungserscheinungen, wobei 
mehr die Qualität als die Quantität dieser Strahlen ins Gewicht fällt. In 
der Kritik der künstlichen Lichtquellen kommt Verfasser zu dem Resultat, 
daß im großen und ganzen in der enormen Steigerung der Lichtintensität 
derselben ein Vorteil nicht zu erblicken ist. Als besten Schutz unserer 
Augen gegen die schädlichen Strahlenarten und Wellenlängen des Lichtes 
hat sich das Euphosglas erwiesen, aus dem sich außer Schutzbrillen Lampen¬ 
zylinder, Glocken und Glühbirnen herstellen lassen. Auch nervöse Be- 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



339 


Kritiken und Besprechungen. 

schwerden verschiedener Art (Benommenheit, Schwindel, Kopfschmerz) wurden 
nach Einwirkung schädlicher Lichtstrahlen auf Haut und Auge beobachtet. 

Zum Schloß regt Verfasser zu genaueren eingehenden Versuchen auf 
diesem gesamten Gebiet an. (Hubrich-Nürnberg). 


Venedig und Lido als Klimakurort und Seebad vom Stand¬ 
punkte des Arztes. Von Dr. med. Johannes Werner, deutschem 
Arzt in Venedig-Lido. Mit einer dreifarbigen Übersichtskarte. Berlin, 
Julius Springer, 1912. 74 S. Preis br. 1,60 

Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, für Arzt und Laien eine klare 
objektive Schilderung von Natur und Klima der Lagunenstadt zu geben, die auf 
langjährigem Studium erfahrener Beobachter und gründlichen wissenschaft¬ 
lichen Untersuchungen aus den letzten Jahrzehnten fußt. 

Diese Aufgabe hat Verfasser zweifellos gut gelöst. Wir finden in dem 
Werkchen nach einer Einleitung, die sich mit dem eigentümlichen Charakter 
der Stadt Venedig nach Natur, Bauart und Lebensbedingungen beschäftigt, 
in folgenden Abschnitten die Lagunen, das Klima, Untergrund, Wohnungen 
und Trinkwasser behandelt. Es ist erklärlich, daß bei der Eigenart der 
Stadt diese Abhandlungen äußerst interessante Aufschlüsse bringen. Des 
weiteren befaßt sich die Schrift mit dem Seebade Lido, das in vielem 
einen wesentlich anderen Charakter als die bekannten Küstenorte des Mittel¬ 
ländischen Meeres, auch als die nicht weit entfernten istrisch-dalmatischen 
Küstenplätze auf der östlichen Seite der Adria besitzt. Diese Sonderstellung 
verdanke es zum Teil seiner geographischen Lage im nördlichen Ende des 
Adriatischen Meeres in ihren Beziehungen zum Gebirge, zur Tiefebene und 
den Flüssen, zumeist aber der ganz unvergleichlichen Lage am Meere, die 
der Stadt und ihrer Umgebung nicht nur für den Freund von Natur und 
Kunst, sondern besonders auch für den Arzt und Hygieniker ein besonderes 
Interesse biete. Als Krankheiten, bei welchen Venedig und Lido ein günstiger 
Aufenthalt ist, werden genannt die trockenen Katarrhe der Emphyse- 
matiker, ganz leichte Spitzenkatarrhe, nervöse Zustände, Arterioklerose der 
späteren Jahre, Chlorose und anämische Zustände, Diabetes, neuro-lymphatische 
Diathese, Skrofulöse und Rhachitis, geschlossene Tuberkulose der Knochen, der 
Gelenke, der Nieren. 

Bei dem starken Zuge der Deutschen nach der Lagunenstadt und ihrem 
schönen Seebade Lido wird das Buch sicherlich weiten Kreisen willkommen 
sein. (S p a e t - Fürth.) 


Rassenhygiene und Volksgesundheit. Von Havelock Ellis. 
Deutsche Originalausgabe, veranstaltet unter Mitwirkung von Dr. Hans 
Kurella. Würzburg, Curt Kabitzsch. 460 S. Preis br. 5,BO dt, 
geb. 6,50 

Ellis will unter Sozialhygiene nicht die bloße Ausdehnung des Sanitäts¬ 
wesens oder eine bureaukratische Bevormundung auf alle Einzelheiten unseres 
Lebens oder das Bestreben, Menschen zu züchten, wie man das Vieh züchtet, 
verstanden wissen, namentlich sei aus solchen Gesichtspunkten das vorliegende 
Buch nicht geschrieben. 
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Ellis behandelt nun diese Frage in eingehenden Ausführungen, so 
bespricht er zunächst in der Einleitung das Ziel der sozialen Hygiene und 
bezeichnet dabei die Rassenhygiene, wie sie von ihm verstanden werde, als 
eine Entwickelung, ja als eine Umgestaltung dessen, was man früher Sozial¬ 
reform nannte. Sie zeige die einzige Methode, nach der die Zivilisation, wenn 
sie ein bestimmtes Stadium erreicht hat, ihren Weg fortzusetzen gezwungen sei, 
wenn die Rasse erhalten und womöglich höher entwickelt werden soll. Ellis 
erblickt die Aufgabe der Rassenhygiene darin, die Rasse nicht etwa zu vermehren, 
sondern zu heben, zu reinigen und zu verfeinern, die Ideale der Qualität an 
die Stelle jener der Quantität zu setzen. Es kommt weniger darauf an, wie 
groß eine Stadt oder ein Volk sei, wenn sie nur von einem großen Geiste 
inspiriert sei. 

Im weiteren Verlauf behandelt Ellis eine Reihe von Einzelgebieten, von 
denen nur einige hier kurz erwähnt werden können: In „Individualismus 
und Sozialismus“ (hierbei werden u.a. die Beziehungen der Sozialhygiene 
zu dem Gegensätze zwischen Individualismus und Sozialismus, die Grundlagen 
des Sozialismus berührt usw.), dann „Die Bedeutung der sinkenden Ge¬ 
burtenziffer“ (Zusammenhang hoher Geburtenziffern und hoher Mortalität, 
Einflüsse, welche die Geburtlichkeit herabsetzen, Einfluß des Hinausschiebens 
der Heirat, Beziehung der Geburtenziffer zur Entwickelung des Handels und 
der Industrie, Beziehungen zwischen Wohlstand und Fruchtbarkeit, Theorie 
der sozialen Kapillarität, Divergenz zwischen Geburtenziffer und Heirats¬ 
ziffer, Größe der Kinderzahl als Degenerationszeichen usw.), ferner „Die 
Änderung in der Stellung der Frauen“ (z. B. Änderung im Wirkungs¬ 
kreise der Frau, Frauenbildung, Koedukation, die staatliche Regulierung der 
Ehe, die Reproduktion der Rasse als gesellschaftliche Funktion), „Der gegen¬ 
wärtige Stand der Frauenbewegung“ (wie das Auftreten der Bewegung 
für das Frauenstimmrecht, die Taktik der „Suffragetten“, was sie der Sache 
nutzen und schaden, die Entwickelung der Sexualwissenschaft usw.), „Die 
Emanzipation der Frau von der Romantik der Liebe“, „Rassen¬ 
hygiene und Liebe“ (Rassenhygiene und das Sinken der Geburtenziffer, 
Quantität und Qualität bei der Kindererzeugung) usw.usw. Für den Hy¬ 
gieniker von besonderem Interesse ist das Kapitel über „Die Wohnung 
als Milieu und als Selektionsfaktor“, in welchem verschiedene Fragen 
berührt werden, wie Häuslichkeit und Sittlichkeit (Klagen über die Unsittlich¬ 
keit der unteren Klassen, Mindestgröße einer Familienwohnung), Tatsachen 
und Symptome der Wohnungsart (Wohnungsjammer,Wohnungselend,Wohnungs- 
dichtigkeit), die Wohnungsnot als eine allgemeine Schädigung der Volksgesund¬ 
heit, Tatsachen des sittlichen Lebens der Gegenwart, ferner Ursachen und 
Entwickelungsweise der Wohnungsnot (Städtewachstum im 19. Jahrhundert), 
Behandlung und Heilung der Wohnungsnot (gemeinnützige Baugesellschaften, 
Städte als Städtebauer). 

Von den letzten zwei Kapiteln beschäftigt sich das eine mit dem „Problem 
einer internationalen Sprache“ und das andere mit dem „Kampf gegen 
den Krieg“. 

Bei dem weitverbreiteten Interesse für die im vorliegenden Buche be¬ 
handelten Fragen wird es ihm an einem größeren Leserkreise nicht fehlen, 
und wenn auch dem Verfasser nicht in allen Einzelheiten wird zugestimmt 
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werden y so wird doch allgemein anerkannt werden, daß die Arbeit mit Ernst 
und Sachkenntnis abgefaßt ist. (Spaet-Fürth.) 


w. Benecke: Bau und Leben der Bakterien. 650 S. mit 105 Abb. 
im Text. Preis geb. 15^. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1912. 

Zufällig zu gleicher Zeit wie die neue Auflage des Handbuches der 
pathogenen Mikroorganismen erscheint das vorliegende Werk, das eine will¬ 
kommene Ergänzung dazu bietet. Eine willkommene und eine notwendige 
zugleich; denn nur zu leicht verliert der Mediziner bei dem Studium der 
Entstehung der Infektionskrankheiten die allgemeine Biologie aus den Augen. 
Für ihn steht die Krankheit im Mittelpunkt der Betrachtung; für den Bo¬ 
taniker das Bakterium; daß sich daraus verschiedene Auffassungen der 
Mikroorganismen ergeben, ist klar und die Zerstreuung der Literatur ist 
nicht dazu angetan, sie zu vereinigen. Dem hilft das vorliegende Werk ab; 
es bringt eine zusammenfassende Darstellung der Bakteriologie vom bota¬ 
nischen Standpunkt aus in einer so vorzüglichen Darstellung, daß ihm kein 
anderes an die Seite gestellt werden kann. Die vielfach verstreuten Tat¬ 
sachen sind gesammelt und in außerordentlich geschickter Weise zusammen¬ 
gestellt; die Darstellung ist ausgezeichnet und zahlreiche Abbildungen 
erläuter ndas Besprochene. Im Verhältnis zu der Ausstattung und dem Um¬ 
fange des Werkes ist der Preis sehr niedrig zu nennen. 

Die ersten beiden Kapitel bringen die allgemeinen Grundlagen für den, 
der sich noch wenig mit Bakteriologie befaßt hat. Darauf folgt eine mehrere 
Kapitel umfassende Darstellung der Morphologie; zunächst die Plasmolyse, 
die auch für den Mediziner von Interesse ist, und besonders wichtige Ein¬ 
blicke in den Bau des Zellinnern gewährt. Auf den Bau der Zellhaut, der 
Gallert- und Schleimhüllen folgt die Chemie derselben und die des Zellinnern. 
Die Frage des Zellkerns und des Chromidalnetzes wird eingehend behandelt; 
„es drängt sich ein doppeltes Gefühl auf: ein Gefühl der Enttäuschung, weil 
ein objektiver Beobachter nicht imstande ist, sich ein ganz bestimmtes Urteil 
darüber zu bilden, ob die Bakterienzelle echte Zellkerne oder Äquivalente 
solcher, oder nicht einmal diese besitzt; sodann aber auch das andere Gefühl 
der Freude, daß eine Wissenschaft, die von Problemen förmlich strotzt, ihre 
Existenzberechtigung nicht erst zu erweisen braucht“. Klarer ist die Deu¬ 
tung anderer Körnchen, als Volutin, dem wichtigsten Reservestoff der Bakterien, 
ferner Fett, Glykogen usw. 

Die Eigenbewegung, besonders die Mechanik der Geißeln umfaßt allein 
16 Seiten, ein Beweis, wie viel des Interessanten sich auf jedem Gebiete 
berichten läßt. Das nächste Kapitel umfaßt die Systematik; hier wäre eine 
etwas eingehendere Besprechung der Ergebnisse der Serologie wünschenswert 
gewesen, die die feinsten bisher bekannten chemischen Zusammenhänge auf¬ 
deckt, da hierin die Botanik der medizinischen Bakteriologie nur langsam 
nachfolgt. — Die zweite Hälfte des Buches behandelt die Lebensbedingungen 
der Bakterien. Nur kurz seien hier Tatsachen erwähnt, die der Mediziner 
von einem anderen Standpunkt aus zu betrachten gewöhnt ist, wie die Ein¬ 
wirkung der Temperatur, des Sauerstoffs, der Trockenheit, der Stoffwechsel¬ 
produkte, der anderen Reize; die Lichtbildung. Kohlen- und Stickstoffwechsel, 
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besonders die Stickstoffbindung sind ihrer Bedeutung für die Landwirtschaft 
entsprechend besonders eingehend geschildert. 

Noch zahlreiche interessante Fragen sind in dem Buche behandelt, auf 
die hier nicht eingegangen werden kann. Ist man mit seiner Lektüre zu 
Ende, so hat man die Empfindung, wie wenn man in einem fremden Lande 
gewesen ist, in dem man zahlreiche neue, fremde Eindrücke erhalten hat und 
das einem doch vertraut ist, indem man auf Schritt and Tritt einem alten 
Bekannten begegnet, der das Verständnis erleichtert und schnell über die 
Schwierigkeiten weghilft, die sonst der Fremde hat. Denn fast wie ein 
fremdes Land ist die botanische Bakteriologie dem Mediziner vielfach ge¬ 
worden, trotz des gemeinsamen Stammes, der vor 35 Jahren noch allein vor. 
banden war. Möge daher das vorliegende Werk auch zahlreichen Medizinern 
in die Hände kommen; niemand wird es ohne Befriedigung und ohne An¬ 
regung wieder weglegen. (Kisskalt-Königsberg.) 


Protokoll der Sitzung des Großen Rates des Instituts für Gewerbe¬ 
hygiene am 4. Mai 1912, Schriften des Instituts für Gewerbehygiene 
in Frankfurt a. M. Berlin, Polytechnische Buchhandlung A. Seydel, 
1912. Preis geh. 1,60 Jft, geb. 2 t 

Aus dem Inhalt der Tagesordnung verdienen besondere Erwähnung die 
Vorträge von K.B. Lehmann „Studien an Tieren und in Fabriken über die 
Bedeutung der Chromate für die Gesundheit“ und von L. Teleky „Die ärzt¬ 
liche Überwachung und Begutachtung der in Bleibetrieben beschäftigten 
Arbeiter“. Aus dem ersten Aufsatz erwähnen wir, daß es Lehmann gelang, 
bei Tieren (Katzen) Chromatperforationen der Nase künstlich hervorzubringen. 
Im übrigen konnte Lehmann die Ergebnisse der Untersuchungen R. Fischers 
im wesentlichen bestätigen, namentlich auch in der Richtung, daß konstitu¬ 
tionelle Störungen, speziell ernste Schädigungen der Nieren, im Tierversuch 
nur mit Chromatdosen erzielt werden konnten, wie sie im Fabrikbetrieb kaum 
Vorkommen. 

Hinsichtlich der ärztlichen Untersuchung und Begutachtung der Arbeiter 
in Bleibetrieben wird Teleky darin beizustimmen sein, daß der Arzt vor 
allem auf den Gesamthabitus, auf Bleikolorit und Bleisaum zu achten haben 
wird. Daß auch die Untersuchung auf Hämatoporphyrin von nutzen für 
die Beurteilung sein wird, erscheint nicht ausgeschlossen, während den punk¬ 
tierten Erythrocyten nur eine sehr bedingte Bedeutung zuerkannt werden 
kann. Hinsichtlich des Ausschlusses bleikranker Arbeiter einen Unterschied 
zwischen älteren und jüngeren Bleiarbeitern zu machen, erscheint nicht angängig, 
vielmehr wird zu fordern sein, daß alle Arbeiter, bei denen Zeichen der 
erfolgten Bleivergiftung bereits wahrnehmbar sind, von der Beschäftigung 
ausgeschlossen werden. Dies hat in allen Fällen zu geschehen, in denen 
neben dem Vorhandensein des Bleisaumes und des Bleikolorits irgend welche 
Störungen der Magendarmfunktion vorhanden sind. Arbeiterinnen werden 
schon bei den ersten Anzeichen von Bleisaum auszuschließen sein. Beim 
Vorhandensein irgend welcher Erkrankungen von seiten des Nervensystems 
ist stets Arbeitsausschluß geboten. Treten nach vorübergehendem Arbeits¬ 
ausschluß von neuem Symptome der Bleivergiftung auf, so ist, ebenso wie 
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beim Auftreten von Amblyopie, Encephalopathie, Bleilähmung und Nephritis, 
dauernder Arbeitsausschluß geboten. Voraussetzung für die Durchführung 
dieser Maßnahmen ist eine periodische ärztliche Untersuchung der Arbeiter¬ 
schaft in Bleibetrieben in Zwischenräumen von zwei bis vier Wochen. Auch 
darin wird Teleky beizustimmen sein, daß diese ärztlichen Untersuchungen, 
wenn sie ihren Zweck erfüllen sollen, in kürzeren Intervallen (zwei- bis vier- 
wöchentlichen) erfolgen müssen. (E. R.) 


Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamt. 42. Band. 

Berlin, Julius Springer, 1912. 

Der vorliegende 42. Band der Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamt enthält im ersten Teil die Ergebnisse der amtlichen Weinstatistik 
für das Berichtsjahr 1910/1911 an der Hand der Berichte der Untersuchungs¬ 
anstalten in den einzelnen Bundesstaaten, welche mit der Ausführung der 
weinstatistischen Untersuchungen betraut worden sind. Der zweite Teil bringt 
an der Hand der Berichte der beteiligten Untersuchungsanstalten most- 
statistische Untersuchungen. Einige spezielle Versuche und Untersuchungen, 
die sich auf die Erforschung des Säurerückganges in Weinen und auf das 
Entsäuern des Weines mit reinem gefällten kohlensauren Kalk beziehen, 
bilden den Schluß des vorliegenden Bandes. (E. R.) 


In Max Hesses Verlag in Leipzig beginnt eine H&USbÜOherel der Ge¬ 
sundheitspflege zu erscheinen, welche im Aufträge des Leipziger 
Verbandes von den Sanitätsräten Dr. Beerwald-Berlin undDr.Dippe- 
Leipzig herausgegeben wird. Der ganze Stoff ist in 28 Bände ein¬ 
geteilt, für welche die Herausgeber anerkannte medizinische Autoren 
zu gewinnen gewußt haben. 

Erschienen sind bisher folgende sechs Bände: 

Kurt Wolf, Öffentliche und persönliche Gesundheitspflege in ihrer 
Bedeutung für den einzelnen. 

H. Dippe, Die wichtigsten angeborenen Krankheitsanlagen, ihre 
Bedeutung und Bekämpfung. 

P. Bergeil, Chemische Probleme in der Gesundheitslehre. 

0. Walkhoff, Zahn- und Mundpflege, mit 30 Illustrationen. 

H. Rosin, Das Blut und seine Bedeutung für Gesundheit und Krank¬ 
heit, mit 16 Abbildungen. 

H. Strauss und L. Bamberger, Die Stoffwechselkrankheiten: 
Fettsucht, Zuckerkrankheit, Gicht und ihre Verhütung. 

Eine Durchsicht der Hefte ergibt, daß die einzelnen Gegenstände eine 
gediegene gemeinverständliche Bearbeitung erfahren haben, die es dem Laien 
ermöglicht, überall den Ausführungen zu folgen. Wenn dies für die „Chemischen 
Probleme“ nicht ohne Einschränkung zutrifft, so erklärt sich dies aus der 
Schwierigkeit des Stoffes, aber auch hier wird der Laie, wenn er sich bemüht, 
durch systematische Fortbildung in die feineren Vorgänge der Natur ein¬ 
zudringen, diese Mühe reichlich belohnt finden. Den Ärzten bietet gerade 
dieses Heft in seiner knappen präzisen Form eine Fülle von Anregungen. 
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Ohne auf Einzelheiten einzugehen, soll nur erwähnt werden, daß die 
Autoren jeden Hinweis auf die Behandlung der Krankheiten aufs strengste 
vermieden haben, während die Verhütung einen breiten Raum einnimmt. 

Nach den vorliegenden Bänden ist die Bücherei wohl geeignet, das 
Publikum in besterWeise über gesundheitliche Fragen zu belehren und auch 
dem praktischen Arzt seine Tätigkeit zu erleichtern. Der Bücherei ist daher 
die weiteste Verbreitung zu wünschen. Jedes der geschmackvoll ausgestatteten 
Bändchen kostet 1,35 (E. R.) 


Brennecke: QuOUSqUC tandem! Kritische Bemerkungen zum Kampf 
gegen die Geschlechtskrankheiten. Marburgs. L., Verlag der Christ¬ 
lichen Welt, 1912. 

Der Vortrag des bekannten Vorkämpfers auf dem Gebiete des Wöchne¬ 
rinnen- und Säuglingsschutzes soll und will ein Aufruf sein zum Kampfe 
gegen das Heer von Geistern, das im deutschen Volke an der Arbeit ist, dem 
glattesten Naturalismus Bahn zu brechen und auf dem Gebiete des sexualen 
Lebens alle ethischen und religiösen Erwägungen rücksichtslos beiseite zu 
schieben. Vor allem wendet sich der Verfasser gegen das Vorgehen der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten und gegen 
die Behauptung der Unüberwindlichkeit des Geschlechtstriebes, die als grund¬ 
falsch mit aller Entschiedenheit abgelehnt wird. Gegenüber dem zunehmenden 
Egoismus und Naturalismus gilt es, die heran wachsende Jugend zur Gewissen¬ 
haftigkeit und Pflichttreue, zur Selbstüberwindung und damit zur Willens¬ 
stärke zu erziehen. Möchte dieser Ruf nicht ungehört verhallen! (E. R.) 


E. Brezina: Internationale Übersicht über Gewerbekrank- 
heiten. (Als Fortsetzung von J. Neissers internationaler Über¬ 
sicht über Gewerbehygiene.) Nach den Berichten der Gewerbeinspek¬ 
tionen der Kulturländer über das Jahr 1909, unter Mitwirkung von 
Leo Kaun. Wiener Arbeiten aus dem Gebiete der sozialen Medizin. 
Herausgegeben von Ludwig Teleky. Hl. Heft. 'Wien, Alfred Holder, 
1912. 

Nach dem Vorgänge von J. Neisser gibt Brezina in der vorliegenden 
Arbeit eine Übersicht über alles in gewerbehygienischer Hinsicht Wissenswerte 
an der Hand der Jahresberichte der Gewerbeinspektionen derjenigen Länder, 
aus denen solche Berichte vorliegen, für das Jahr 1909. Bei der großen 
Bedeutung, die den Berichten der Gewerbeinspektoren für unsere Kenntnis 
der Gewerbekrankheiten und deren Verhütung zukommt, kann die Fortsetzung 
des Neisser sehen Unternehmens nur mit Freuden begrüßt werden. Wenn 
Herausgeber und Bearbeiter dabei insofern von dem Neisser sehen Plane 
abweichen, als sie sich auf die Gewerbekrankheiten beschränkten, unter Weg¬ 
lassung einer Sonderbesprechung der sanitären Verhältnisse in den Arbeits¬ 
und Unterkunftsräumen und der Wohlfahrtseinrichtungen, so werden die 
Leser ihnen hierfür nur Dank wissen, da auf diese Weise die Besprechung 
der Gewerbekrankheiten um so gründlicher gestaltet werden konnte. 
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Besonders erfreulich ist die Mitteilung des Herausgebers, daß diese inter¬ 
nationalen Übersichten zukünftig alljährlich erscheinen sollen, und zwar 
sobald als möglich nach der Veröffentlichung der betreffenden Gewerbe¬ 
inspektionsberichte. 

In der vorliegenden Übersicht werden zunächst die Vergiftungen, sodann 
die sonstigen Gase und Dämpfe, Milzbrand, Tuberkulose, Eitererreger, Pocken, 
Staubkrankheiten und deren Bekämpfung, Druckluft, ungeeignete Körper¬ 
haltung, Temperatureinflüsse, Chrom, giftige Holzarten, Ekzem, Augenkrank¬ 
heiten usw. besprochen. Ohne auf Einzelheiten näher einzugehen, kann hier 
auf den reichen Inhalt dieses für jeden Gewerbehygieniker unentbehrlichen 
Berichtes nur verwiesen werden. (E. R.) 


L. Teleky: Der Regierungsentwurf eines Bäckereigesetzes. 

Sonderabdruck aus der Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik 
und Verwaltung. Wien, Manzsche Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung, 1912. 

Verfasser bespricht in dem vorliegenden, in der Generalversammlung der 
österreichischen Gesellschaft für Arbeiterschutz gehaltenen Vortrage die 
hygienisch wichtigsten Punkte des österreichischen Gesetzentwurfes an der 
Hand der Statistik der Krankenkassen und der tatsächlichen Verhältnisse und 
kommt zu dem Schluß, daß der vorliegende Entwurf noch eine wesentliche 
Umgestaltung erfahren muß, wenn er den berechtigten Forderungen der 
Gewerbehygiene Rechnung tragen soll. Notwendig erscheint vor allem, daß 
in solchen Betrieben, in denen Nachtarbeit geleistet wird, ein Schichtwechsel 
eingeführt wird, sobald die Größe des Betriebes es irgend gestattet, und daß 
die Gesamtarbeitszeit um so kürzer angesetzt wird, je größer der Abschnitt 
der Arbeitszeit ist, der auf die Nachtarbeit entfällt. Neben der Dauer der 
Arbeitszeit muß auch das Mindestmaß der Pausen und ihr Höchstmaß fest¬ 
gesetzt werden, unter entsprechender Berücksichtigung der Lehrlinge. (E. R.) 


L. Teleky: Quecksilbervergiftungen bei Erzeugung der 
Autopreßgaslampe. Separatabdruck aus der Wochenschrift Das 
österreichische Sanitätswesen, Beiheft zu Nr. 18 vom 2. Mai 1912. 

Verfasser beschreibt zehn Fälle von Quecksilbervergiftungen bei Personen, 
die in derartigen Lampenfabriken beschäftigt waren. Als Hauptquelle der 
Vergiftungen ist das Ausprobieren der Lampen zu erachten, die, wenn sie 
undicht, kleinere oder größere Mengen von Quecksilber, sei es in Dampfform, 
sei es als feinstverteiltes Quecksilberoxyd, abgeben. Quecksilberoxyd ist 
aber, da es mit Säuren Salze bildet, im Magen also zu Sublimat wird, im 
höchsten Grade giftig. In vorbeugender Hinsicht wird außer sorgfältiger 
Hygiene der Betriebsstätte zu fordern sein, daß das Ausprobieren der Lampen 
nur unter einem gut wirkenden, möglichst nach allen Seiten geschlossenen 
Abzüge erfolgt, am besten in einem besonderen Raume. (E. R.) 
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L. Teleky: Eine Beschäftigungsneuritis der Arbeiterinnen 
in Glühlampenfabriken. Aus dem Ambulatorium für Gewerbe- 
krankheiten des Verbandes der Genossenscbaftskrankenkasse in Wien. 
Das österreichische Sanitätswesen. Beiheft zu Nr. 18 vom 2. Mai 1912. 

Nach einem kurzen Überblick über die bisher beschriebenen Beschäfti¬ 
gungsneuritiden beschreibt der Verfasser eine Reibe von Neuritiden, die von 
ihm an einer Gruppe von Arbeiterinnen in der Glasbläserabteilung einer 
Glühlampenfabrik als Folge eines Drucks auf den ulnaris oder seinen tiefen 
Ast beobachtet wurden und die nach Entstehung und Verlauf als typische, 
bisher nicht beschriebene Berufskrankheit der in diesen Abteilungen der 
Glühlampenfabriken beschäftigten Arbeiter zu erachten ist. (E. R.) 


L. Teleky: Gewerbekranklieiteii und ihre Verhütung. Sammel¬ 
referat aus der Literatur von 1910. Separatabdruck aus der Öster¬ 
reichischen Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege. II. Jahrg. 4. Heft. 
Wien, Moritz Perles, 1911. 

Verfasser gibt eine Zusammenstellung der Literatur über Gewerbe¬ 
krankheiten für das Jahr 1910, unter Beschränkung auf diejenigen Arbeiten, 
die der Verfasser selber im Original gelesen hat, und die mit vollem Namen des 
Autors gezeichnet sind, sowie unter Weglassung der auf dem zweiten inter¬ 
nationalen Kongreß für Gewerbekrankheiten in Brüssel 1910 zum Vortrag 
gelangten Arbeiten, über die Teleky bereits im 2. Heft der österreichischen 
Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege berichtet hat. Das vorliegende 
Sammelreferat enthält eine Fülle wertvollen Materials, für dessen Zusammen¬ 
stellung Gewerbehygieniker und Aufsichtsbeamte dem Verfasser zu besonderem 
Dank verpflichtet sind. Auf Anregung Teleky s ist inzwischen eine Fort¬ 
führung der von J. Ne iß er begonnenen internationalen Übersicht über die 
Gewerbekrankheiten für das Jahr 1911 erschienen, die von E. Brezina und 
L. Kann bearbeitet worden ist. (E. R.) 


Veröffentlichungen der Robert - Koch - Stiftung zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose. Herausgegeben vom Vorstand 
der Stiftung. Heft 3 u. 4. Leipzig, Georg Thieme, 1913. 

Die vorliegenden beiden Hefte enthalten Arbeiten von Jochmann und 
Möllers „Über die Behandlung der Tuberkulose mit Kochs albumosefreiem 
Tuberkulin“; von Möllers und Heinemann „Über die stomachale Anwen¬ 
dung von Tuberkulinpräparaten“; von Blühdorn „Über Versuche mitChinosol 
und Formaldehyd bei Tuberkulose“; von Rothe „Studien über spontane 
Kaninchentuberkulose“; von Bittrolff und Momose „Beiträge zur Frage 
des granulären Tuberkulosevirus“ und von Möllers „Über den Typus der 
Tuberkelbazillen bei Parinaudscher Erkrankung (Conjunctivitis tuberculosa)“. 

Auf die Arbeiten, die eine Fülle wissenschaftlicher und auch praktisch 
wichtiger Ergebnisse enthalten, kann hier nur kurz verwiesen werden. 

(E.R.) 
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Ludwig Jens: Was kosten die schlechten Rassenelemente 
den Staat und die Geseüsohaft? „Die Umschau“, heraus¬ 
gegeben von J. H. Bechhold. 17. Jahrg. 1. Februar 1913, Frank¬ 
furt a. M. 

Über dieses Thema hatte die „Umschau“ seinerzeit ein Preisausschreiben 
erlassen. Für die vorliegende preisgekrönte Arbeit ist das Material der Stadt 
Hamburg mit großer Sorgfalt und kluger Erwägung zusammopgetragen. Die 
Jens sehe Abhandlung läßt ahnen, welche erschreckend hohen Summen das 
deutsche Volk für die Minderwertigen auf zu wenden hat. Sie beträgt für 
Hamburg allein 3 1 / 2 Millionen Mark jährlich; das ist mehr, als die Einkommen¬ 
steuer in dem Berichtsjahre einbrachte. Wir haben daher allen Anlaß, nach 
Mitteln zur Verminderung der Minderwertigen zu suchen, um dem arbeiten¬ 
den Teile der Bevölkerung schwere Lasten von den Schultern zu nehmen. 

(E.R.) 


Juan Guiteras. Three oases of bubonio Plague in Havana. 

Reprinted from the journ. of the American med. Association, 16.Nov. 

1912. Vol. 59, p. 1780—1784. 

Der Gesundheitsbeamte von Havana gibt in dem vorliegenden Sonder¬ 
abdruck eine kurze Darstellung des energischen und erfolgreichen Vorgehens 
der Gesundheitsbehörde der Stadt Havana bei einem drohenden Wieder¬ 
ausbruch der Bubonenpest im Anschluß an die Beschreibung von drei im 
Sommer des Vorjahres zur Feststellung gelangten Fällen. (E. R.) 


M. Moese und G. Tugendreich: Krankheit und soziale Lage. 

3. Lieferung. 141 S. 8°. München, J. F. Lehmann, 1913. Preis 4 tJC. 

Nach längerer Pause ist den beiden ersten Lieferungen des Werkes die 
dritte gefolgt. In derselben behandeln A. Blasehko und W. Fischer-Berlin 
den Einfluß der sozialen Lage auf die Geschlechtskrankheiten. Trotz 
der unsicheren Statistik aus den Zählungen in der Zivil- und Militärbevölke¬ 
rung, den Krankenhäusern und den Lebensversicherungsanstalten läßt sich 
feststellen, daß mit wenigen Ausnahmen die Morbidität an Venerie mit der 
Bevölkerungsdiohtigkeit der Wohnsitze parallel geht, daß die weibliche Be¬ 
völkerung mit geringeren Zahlen beteiligt ist als die männliche, ebenso die 
Heere mit allgemeiner Wehrpflicht im Vergleich zu den Söldnerheeren und 
die Fabrikarbeiter und Dienstboten, aber auch die Kaufleute im Vergleich 
mit anderen Berufen, und daß die Venerie unter den Prostituierten eine 
eigentliche Berufskrankheit ist. Eine besondere soziale Gefahr bildet die 
Unfruchtbarkeit der Frauen infolge von Gonorrhöe. Nur eine frühzeitig ein¬ 
setzende Behandlung kann hier Wandel schaffen, die aber in dem Kurpfuscher¬ 
tum und in der Indolenz der Kranken großen Schwierigkeiten begegnet. 

F. Reiche-Hamburg berichtet an der Hand einer ausführlichen Statistik 
über den Einfluß der Wohnung, der Ernährung und des Bildungsgrades, aber 
auch bestimmter Berufe (Krankenpflege, Verarbeitung animalischer Derivate) 
auf die Verbreitung der akuten und chronischen Infektionskrankheiten. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


348 Kritiken und Besprechungen. 

M. Mosse-Berlin geht in der Behandlung des Einflusses der sozialen 
Lage auf die Tuberkulose den Ursachen nach, die zu der Abnahme der 
Häufigkeit der Krankheit geführt haben. Er erblickt sie nornehmlich in der 
besseren Wohnungsfürsorge und in der Hebung der wirtschaftlichen Lage 
der Arbeiter, sowie in der Möglichkeit einer umfangreicheren Isolierung der 
Kranken in den Heilstätten. Im besonderen bespricht er auch den Einfluß 
des Berufes (Staubarbeiter) auf die Verbreitung der Krankheit, sowie der 
Schwangerschaft und des Alkohols. Eine erfolgreiche Bekämpfung gipfelt in 
der Verbilligung der Nahrungsmittel und in der Verbesserung der Wohnungs¬ 
verhältnisse. 

A. Theilhaber-München behandelt die Geschwülste als Folge sozialen 
Einflusses, als da sind: die krebsartigen Hautkrankheiten der Arbeiter, die 
mit der Kohle und deren Derivaten zu tun haben, der Röntgen-, der Arsenik-, 
der Seemannskrebs, der Krebs des Gesichtes, der Lungen, des Verdauungs¬ 
apparates bei bestimmten, meist besser situierten Berufen, die Geschwülste 
der Gebärmutter. 

Schließlich prüft F. Williger-Berlin die Entstehung der Zahnkrank¬ 
heiten als Folge einer verkehrten Auffassung der Zahnpflege, der Kur¬ 
pfuscherei, ungeeigneter Nahrung (Zuckerbäcker), der Rhachitis und der 
mechanischen Insulte. 

Wir können hier nur wiederholen, was wir über den Wert des Werkes 
inbetreff der früheren Lieferungen gesagt haben (44. Bd., 4. Heft, 2. Hälfte). 
Auch die vorliegende dritte Lieferung bringt besonders für die Bekämpfung 
der Venerie und der Tuberkulose wichtige Fingerzeige. (Meisner.) 


Kühl, Hugo: Über eineK&severgiftung, die verursacht wurde 
durch eine mit Bacterium laotis aerogenes Escherioh 
Übereinstimmende Bakterie. (Eigenbericht des Verfassers.) 

Einleitend gibt der Verfasser einen kurzen Überblick über die früher 
bekannt gewordenen und genauer beobachteten Käsevergiftungsepidemien. 
Von besonderem Interesse sind die Arbeiten von Axel Holst, Vaughan 
und Perkins, die einen dem Bacterium coli, einer gewöhnlichen Darm¬ 
bakterie, nahestehenden Mikroorganismus als Ursache großer Käse Vergiftungs¬ 
epidemien fanden. Die Krankheit äußerte sich in folgenden Erscheinungen: 
Es trat Frösteln, Hitze, Blässe des Gesichtes, Kopfschmerz, Schwindel, Kälte 
der Hände, Zittern der Glieder, große Angst, Unruhe, Druck in der Magen-, 
und Nabelgegend, heftiges Erbrechen, wässeriger Durchfall, Würgen und 
Schluchzen, Brennen im Halse, unauslöschlicher Durst und Schwäche bis zur 
Ohnmacht auf. Charakteristisch war, daß die Krankheit nicht sofort, sondern 
einige Stunden nach Genuß des vergifteten Käses in die Erscheinung trat. 
Es handelte sich mithin nicht um fertig gebildete Gifte im Käse, etwa um 
Abbauprodukte der Eiweißstoffe (Toxalbumine), sondern lediglich um eine 
Wirkung der Bakterie auf Magen und Darm der Erkrankten. 

Die Käseepidemie, über die der Verfasser auf Grund eingehender Studien 
berichtet, verlief unter denselben Erscheinungen, wie sie A xel Holst, Va ughan 
und Perkins beobachteten. 
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In einer holsteinischen Kleinstadt hatte ein Krämer Holländer Käse, der 
durch eine Hamburger Firma importiert war, im Klein verkauf verhandelt. 
Im Laufe kurzer Zeit wurden amtlich 15 Erkrankungen ermittelt, von denen 
14 Personen getroffen wurden. Amtlich eingesandt wurden vier Käse¬ 
proben zur Untersuchung, von denen zwei nachweislich demselben Käse ent¬ 
stammten. 

Die Untersuchung wurde physiologisch und bakteriologisch durchgeführt, 
von einer chemischen Prüfung konnte Abstand genommen werden, da die 
tierphysiologiscben Versuche — Fütterung von Mäusen und intraperitonale 
Einspritzung des sterilen Käseauszuges bei Meerschweinchen — für das Vor¬ 
handensein giftiger Stoffe (Toxalbumine) keine Anhaltspunkte boten. 

Es gelang, aus allen eingesandten Käseproben eine Bakterie zu gewinnen 
durch Külturverfahren bei 37° C, welche pathogene Eigenschaften zeigte und 
alle Merkmale des von Esche rieh zuerst beschriebenen Bacterium lactis aero- 
genes besaß. Die Bakterie bildete kurze unbewegliche Stäbchen mit oval ab¬ 
gerundeten Enden. Die günstigste Temperatur für ihre Entwickelung lag 
bei 37° C, also bei Körperwärme. Sie war ausgezeichnet durch ein außer¬ 
ordentlich rasches Wachstum bei dieser Temperatur, auf Agarnährböden ent¬ 
wickelte sich schon innerhalb 4 bis 5 Stunden ein starker Belag, wenn die 
Bakterie aus größter Verdünnung auf die genannten Nährböden übertragen 
wurde. Dieses rasche Wachstum erklärt die nach einigen Stunden eintretende 
Wirkung der Bakterie beim Genüsse des infizierten Käses, obwohl Gifte nicht 
vorgebildet wurden. Morphologisch erinnerte die Bakterie an Bacterium coli, 
sie war jedoch plumper, erschien unbeweglich. Charakteristisch war das 
Wachstum auf folgenden Nährböden: 

In Milchzuckeragar wuchs die Bakterie wie Coli unter starker Gasent¬ 
wickelung, die sich in starker Zerklüftung des Nährbodens kund tat. Die 
Ursache der Erscheinung ist die Vergärung des Milchzuckers. Diese machte 
sich ebenfalls, wenn auch nicht so stark, bemerkbar in geimpfter Milch, 
welche bei Bluttemperatur innerhalb 6 Stunden gerann unter nachweisbarer 
Gasbildung. Mit der Bakterie aus starker Verdünnung geimpfte Bouillon 
war nach 4 Stunden getrübt, ältere Kulturen setzten einen feinkörnigen 
Bodensatz ab. Auf Gelatineplatten bildete die Bakterie . runde tröpfchen¬ 
förmige, erhaben hervortretende Kolonien, die bei schräg durchfallendem Licht 
rotviolett irisierten. In erhöhtem Grade zeigte die Lichtwirkung der Aus¬ 
strich auf schräger Gelatine. In Gelatinestichkultur trat perlschnurartiges 
Wachstum ein, an der Oberfläche entstand eine schwach irisierende weißgraue 
Auflagerung. Auf schrägem Agar wuchs die Bakterie als weißer, herab¬ 
rutschender Belag, auf Kartoffelkeilen unscheinbar, in jüngeren Stadien feucht 
grauweiß, etwas glänzend, ältere Kulturen nahmen eine mehr bräunliche Farbe 
an. Charakteristisch war ferner das Wachstum der Bakterie auf speziellen 
Nährböden, Endoagar, Malachitgrünagar. 

Morphologisch und biologisch am nächsten kommt die gefundene Bakterie 
dem Bacterium lactis aerogenes Escherich. 

Die soeben charakterisierte Bakterie fand der Verfasser auch in dem 
Erbrochenen eines infolge des Käsegenusses Erkrankten. Die Pathogenität 
wurde dadurch erwiesen, daß weiße Mäuse, die eine Bakterienkultur injiziert 
erhielten, innerhalb 24 Stunden eingingen. Aus dem Herzblut ließ sich in 
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Agarstrichkultur die Bakterie wieder gewinnen. Ein Jagdhund erhielt eine 
intraperitonale Einspritzung und erkrankte schwer. 

Seltsamerweise verliefen alle Käsefütterungsversuche negativ; Mäuse, 
Meerschweinchen und Hunde vertrugen den Käse ohne jegliche gesundheitliche 
Schädigung, während Menschen unter den schon früher beobachteten und 
mitgeteilten Erscheinungen schwer erkrankten. An der Artbestimmung der 
die Käsevergiftung verursachenden Bakterie beteiligte sich Herr Dr. Wolff 
aus dem Milchwirtschaftlichen Institut der Landwirtschaftskammer in Kiel; 
die tierphysiologischen Versuche wurden zum Teil von Herrn Dr. Kiessig 
und Heinke aus dem Bakteriologischen Institut für Tierseuchen in Kiel 
ausgeführt. (Kühl.) 

Zentralblatt für Gewerbehygiene mit besonderer Berücksichtigung 
der Unfallverhütungstechnik und Unfallheilkunde. Unter ständiger 
Mitarbeit von hervorragenden Fachleuten des In- und Auslandes und 
im Aufträge des Instituts für Gewerbehygiene, Frankfurt a.M., 
herausgegeben von Dr. F. Curschmann, Fabrikarzt der Greppin¬ 
werke, Regierungs- und Gewerberat Dr. R. Fischer, Lüneburg, und 
Dr. phil. E. Francke, Frankfurt a. M. Jährlich 12 Hefte. Preis des 
Jahrgangs 15 t /ft. 

Es gab bisher keine oder nur eine geringe Möglichkeit, in einer Zeit¬ 
schrift einen vollständigen Überblick sowohl über die Erfahrungen, die in 
technisch - hygienischer Beziehung in den gewerblichen Betrieben selbst ge¬ 
macht wurden, als auch die Beobachtungen und wissenschaftlichen Erkennt¬ 
nisse, die von den auf dem Gebiete der Gewerbehygiene tätigen Ärzten 
gewonnen wurden, zu erhalten. 

Diesem Mangel, der den Behörden, den Ärzten sowie den gewerblichen 
Betrieben usw. zum Teil recht fühlbar geworden ist, soll nun die neue Zeit¬ 
schrift, die neben Originalabhendlungen eine vollständige Übersicht über 
alle Veröffentlichungen auf dem Gebiete der Gewerbehygiene und des Arbeiter¬ 
schutzes in rascher und objektiver Weise bringen wird, abhelfen. Die 
Namen der Mitarbeiter, die zu den hervorragendsten Vertretern sämtlicher 
mit Gewerbehygiene und Unfallheilkunde in Beziehung stehenden Gebieten 
zählen, der Schriftleiter, sowie des Instituts für Gewerbehygiene bieten Gewähr 
dafür, daß die neue Zeitschrift ihr Programm erfüllen wird. 

Inhaltsverzeichnis des ersten Heftes: 

Geleitwort. Von Geh. Regierungsrat Dr. H. Leymann. 

Die Bedeutung der Gewerbehygiene für Arzt und Techniker. 
Von Privatdozent Dr. med. Holtzmann, Karlsruhe, Großherzogi. Gewerbe¬ 
inspektor. Mit 1 Textfigur. 

Gefahren bei der Herstellung gummierter Gewebe. Von Ge¬ 
werbeassessor Dr. Poerschke, Berlin. Mit 5 Textfiguren. 

Über Psychosen und Neurosen nach Trauma. Von Professor 
Dr. Raecke, Frankfurt a. M. 

Referate: Gesetzgebung und Statistik. — Gewerbekrankheiten. — 
Unfall und Unfallkunde. — Praktische Gewerbehygiene und Unfallverhütung. 
— Anwohnerschutz, Abwässer, Abfallstoffe usw. — Wohlfahrtseinrichtungen. 
Verschiedenes. (E. R.) 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Ru tßtiiititn Sdriften Iber llfeitlicbe Genidleitsifleit. 

(137. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem Eaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 41. Bd. Denkschrift über die seit dem Jahre 
1903 unter Mitwirkung des Reiches erfolgte systematische Typhusbekämpfung 
im Südwesten Deutschlands. (VII, 604 u. 60 S. mit 23 Abbildungen* u. 3 [2 färb.] 
Tafeln.) Lex.-8°. 26,40 jH. — 43. Bd. 1. Heft. (154 S. mit 2 [1 färb.] Tafeln.) 
Lex.-8°. 7 JH>. — 43. Bd. 2. Heft. (S. 155 bis 312.) Lex.-8°. 5,40 JH. — 43. Bd. 
3. Heft. (S. 313 bis 482.) Lex.-8°. 6,40 Mt- Die Abnehmer der Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten zu einem um 20 Proz. 
ermäßigten Preise. Berlin, J. Springer, 1912. 

Bericht über die Gesundheitsverhältnisse und Gesundheitsanstalten in Nürnberg. 
Herausgegeben vom Verein für öffentl. Gesundheitspflege unter Mitwirkung 
des Stadtmagistrats. Jahrg. 1911. (VII, 340 S.) gr.-8°. Nürnberg, J. L. Schräg, 
1912. 3 JL 

Fischer, Dr. Alfons: Grundriß der sozialen Hygiene. Für Mediziner, National¬ 
ökonomen, Verwaltungsbeamte und Sozialreformer. (VIII, 448 S. mit 70 Ab¬ 
bildungen.) gr.-8°. Berlin, J. Springer, 1913. 14 Jk\ geb. in Leinw. 14,80^. 

Friedreiohs Blätter für gerichtliche Medizin und Sanitatspolizei. Unter Mit¬ 
wirkung von Proff. Drs. Ernst Siemerling und Kreis-Med.-R. Otto Messerer 
herausgegeben von Prof. Dr. Hans Gudden. 64. Jahrg. 6 Hefte. (1. Heft, 
80 S.) gr.-8°. Nürnberg, F. Korn, 1913. Bar 12 Jh\ einzelne Hefte 2,20 M. 

Handbuch der Hygiene in 8 Bänden. 2. Aufl. Herausgegeben von Prof. Dr. 
Th. Weyl. Lex.*8°. Leipzig, J. A. Barth. — 8. Lieferg., VI. Bd., 2. Abt. Priv.- 
Doz. W. Birk, Amtager.-R. F. Rolffs, G. Tugendreich, Drs.: öffentlicher 
Kinderschutz. (265 S. mit 27 Abb.) 1912. 12 A; Subskr.-Pr. 9,60 ü. 

Eirankheit und soziale Lage. Bearbeitet von Drs. Prof. Alfr. Blasehko, Alfons 
Fischer, W. Fischer u. a. Herausgegeben von Drs. Prof. M. Mosse und 
G. Tugendreich. (In 4 Lieferungen.) 3. Lieferung. (S. 497 bis 638 mit ein¬ 
gedruckten Kurven.) Lex.-8°. München, J. F. Lehmann, 1913. 4 Ms. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. II. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 1. Heft. 
(Der ganzen Sammlg. 17. Heft.) Kreisarzt Dr. Ascher: Planmäßige Gesundheits¬ 
fürsorge für die Jugend bis zur Militärzeit. Versuch einer Konstitutions¬ 
statistik. (Aus dem Fürsorgeamt Hamm i. W.) (67 S.) 1913. 2,50 M. 

Vierteljahrsschrift f. öffentl. Gesundheitspflege. 44. Bd., 3. u. 4. Heft (II. Hälfte). 
Braunschweig, Friedr. Vieweg & Sohn. 22 M. 

Vierteljahrsschrift, Deutsche, f. öffentl. Gesundheitspflege. Organ des „Deutschen 
Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege“. Red. von Emanuel Roth u. Sigmund 
MerkeL 44. Bd. Suppl. gr.-8°. Braunschweig, Friedr. Vieweg & Sohn. Jahres¬ 
bericht über die Fortschritte und Leistungen auf dem Gebiete der Hygiene. 
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Begründet von weil. Prof. J. Uffelmann. 29. Jahrg. Bericht über das Jahr 

1911. Herausgegeb. von Geb. Med.-R. Dr. A. Pfeiffer. (XI, 596 S.) 1913. 18 Jfc. 
Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 73. Bd. 1. Heft. Leipzig, 

Veit & Co. 7 M>. 

Zeitschrift für Krebsforschung. 12. Bd. 2. Heft. Berlin, Hirsch wald. 8 Jt. 

2. Statistik und Jahresberichte. 

Handbuch, Statistisches, der Stadt Frankfurt a. M. Im Aufträge des Magistrats 
herausgegeben durch das statistische Amt. 1. Ausg. Lex.-8°. Frankfurt a. M., 
J. D. Sauerländer. 6. Erg.-Heft. Jahresübersichten, Statistische, der Stadt Frank* 
furt a. M. Ausg. für das Jahr 1911/12. (IV, 156 S. mit 1 eingedruckten Plan.) 

1912. Bar nn 1 Jk. 

Jahrbuch für bremische Statistik. Herausgegeben vom bremischen statistischen 
Amt. Jahrg. 1912. Zur allgemeinen Statistik der Jahre 1907 bis 1911. (XII, 
343 S. mit 1 farbigen Plan.) Lex.-8°. Bremen, F. Leu wer, 1912. Geb. in 
Halbieinw. nn 7,50 Jk* 

Jahrbuch, Statistisches, der Stadt Charlottenburg. 1. Jahrg. 1912. Herausgegeben 
vom statistischen Amt der Stadt Charlottenburg. (VH, 165 S.) Lex.-8°. Char¬ 
lottenburg, K. Ulrich <fe Co., 1912. nn 4 M* 

Jahrbuch der Stadt Elberfeld. 9. Jahrg. 1911. Im Aufträge des Oberbürger¬ 
meisters herausgegeben vom städt. statistischen Amt. (218 S.) 32,5 x 24,5 cm. 
Elberfeld, A. Martini & Grüttefien, 1912. 4 JK». 

Jahrbuch, Statistisches, der Stadt Dresden für 1911. 13. Jahrg. Verwaltungs¬ 
statistischer Anhang für die Jahre 1909, 1910 und 1911. Herausgegeben vom 
statistischen Amte der Stadt. (VIU, 244 u. IV, 66 S.) Lex.-8°. Dresden, 
v. Zahn & Jaensch, 1912. Geb. in Halbieinw. nn 1 M». 

Jahrbuch, Statistisches, für Elsaß - Lothringen. 6. Jahrg. 1912. Herausgegeben 
vom statistischen Landesamt für Elsaß-Lothringen. (XVII, 320 S. mit 3 farbg. 
Tafeln.) gr.-8°. Straßburg, Straßburger Druckerei u. Verlageanstalt, 1913. 
nn 1 M>. 

Mitteilungen der Großherzogi. hessischen Zentralstelle für die Landesstatistik. 
Nr. 930 bis 936. Juni bis November 1912. Schriftleitung: Reg.-R. L. Knöpfel. 
(S. 129 bis 240.) Lex.-8°. Darmstadt, Buchhandlung des Großherzogi. hess. 
Staatsverlages. Je 20 jK. 

Zeitschrift für Schweiz. Statistik. 1912. 5. bis 7. Heft. Bern, Francke. 6,60 Jk. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Calinette, Dr. A., et E. Rolants: Recherche® sur l’öpuration biologique et chimique 
des eaux d’egout effectuees ä V Institut Pasteur de Lille et ä la Station experi¬ 
mentale de la Madeleine. T. VIII, 15 fig., 12 graphiques, 2 pl. in-8°. Masson 
& Cie. 8 fr. 

Schriften, Kommunalpolitische. 8°. Neustadt a. H., D. Meininger. 2. Heft. Rosen¬ 
boom, ber. Ingenieur E.: Die Wasserversorgung der Gemeinden. Unter be¬ 
sonderer Berücksichtigung der hygienischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte 
für weitere Kreise, Ärzte, Techniker, besonders Mitglieder der Gemeindever¬ 
waltungen bearbeitet. [Aus: „Der Stadtverordnete“.] (III, 38 S.) 1912. 1 Jt. 
Wasser, Das. Zeitschrift für Wasserversorgung, Gewinnung und Verwertung. 
Offizielles Organ des „Verbandes deutscher Wasserleitungsunternehmer“. Älteste 
Spezial - Fachzeitschrift auf diesem Gebiete. Red.: Arth. Dolge. 9. Jahrg. 

1913. 36 Nrn. (Nr. 1, 38 S.) 31,5 x 23,5 cm. Leipzig, Verlag „Das Wasser“. 
Vierteljährlich bar 3 jH; einzelne Nrn. 0,50 Ji. 
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4< Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 


Bauordnung für das platte Land des Reg.-Bez. Stettin vom 24. Jan. 1913 nebBt 
einem Anhang, enthaltend Auszüge aus dem bürgerL Gesetzbuche, dem all¬ 
gemeinen Landrecht, dem Strafgesetzbuche und dem Landesverwaltungsgesetze. 
(32 S.) kl.-8°. Cammin, Formazin <fe Knauff, 1913. 0,75 Jk. 
Baupolizeiverordnung für die Vororte von Berlin vom 30. Januar 1912. Nach¬ 
träge. Polizeiverordnung vom 27. März und vom 18. Juli 1912. Veröffentlicht 
im Amtsblatt der königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin vom 
29. März und vom 21. Juni 1912. (26 S.) kL-8 9 . Berlin, Polytechnische Buch¬ 
handlung A. Seydel, 1913. 0,50 Jk. 

Bericht über den 3. internationalen Kongreß für Wohnungshygiene in Dresden 
vom 2. bis 7. Oktober 1911. Herausgegeben von Stabsarzt d. R. Gen.-Sekr. 
Stadtrat Dr. Frdr. Eug. Hopf. (960 S. mit Abbildungen u. Taf.) Lex.-8*. 
Dresden, v. Zahn <fc Jaensch, 1912. Geb. in Leinw. bar nn 22,50 Jk. Der 1. u. 
2. Kongreß fanden in Paris und Genf statt. 

Bezirks-Baupolizeiverordnung, Die, für den Reg.-Bez. Minden vom 1. Nov. 1912, 
nebst den Ausführungsbestimmungen dazu und den in ihr angezogenen Sonder¬ 
vorschriften. Im amtl. Aufträge herausgegeben. (XVI, 304 S.) kl.-8°. Minden, 
J. C. C. Bruns, 1912. Geb. in Leinw. nn 1,50 UH. 

Bousquet, M.: Hygiöne des villes, atmosphere, voie publique (Encycl. des aide- 
memoire). 4 fig. in.-8°. Gauthier-Villars, Masson et Cie. Br. 2,50 fr.; cart. 3 fr. 
Forderungen, Die, der deutschen Wohnungsreformbewegung an die Gesetzgebung. 
Vorschläge, angenommen von der 2. deutschen Wohnungskonferenz Frank¬ 
furt &. M., den 9. Nov. 1912. Herausgegeben vom deutsch. Verein f. Wohnungs¬ 
reform Frankfurt a. M., Hochstraße 23. (71 S.) gr.-8°. Göttingen, Vanden- 
hoeck & Ruprecht, 1913. 1,20 M, (Partiepreise). 

Mayer, ber. Ingenieur Joh. Eug.: Badeeinrichtungen und Badeanstalten. 2. Aufl. 
(VII, 148 S. mit 140 Abbildungen im Text und auf 8 Doppeltafeln.) gr.-8°. 
Leipzig, 0. Leiner, 1913. 4,50 Jk; geb. in Leinw. bar 5 Jk* 

Monographien deutscher Städte. Darstellung deutscher Städte und ihrer Arbeit 
in Wirtschaft, Finanzwesen, Hygiene, Sozialpolitik und Technik. Heraus¬ 
gegeben von Gen.-Sekr. Erwin Stein. Lex.-8°. Oldenburg, G. Stalling. 2. Bd. 
Magdeburg. Herausgegeben von Oberbürgermeister Reimarus, Stadtrat Sahm, 
Gen.-Sekr. Erwin Stein, in Verbindung mit Archivar Neubauer, Dir. Prof. 
Landsberg, Drs., Bürgermeister Schmiedel u. a. (IX, 164 und 29 S. mit 
41 Abbildungen.) 1912. 5 Jk. 

Stelz, Amtsbaumeister: Die Wohnstraße im Kleinwohnhausviertel. Ein Beitrag 
zum Straßenbau. (Aus: „Gesundheit".) (18 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 
1912. 0,75 Jk. 

Vorträge, Städtebauliche, aus dem Seminar für Städtebau an der königl. techn. 
Hochschule zu Berlin. Herausgegeben von den Leitern des Seminars für Städte¬ 
bau Proff. Stadtbaurat a. D. Jos. Brix und Geh. Hofbaurat Fel. Genzmer. 
6. Vortragszyklus. VI. Bd. Lex.-8°. Berlin, W. Ernst & Sohn. Heft 1, 4 und 
6 sind noch nicht erschienen. — 3. Heft. Salomon, Geh. Med.-R. Prof. Dr. H.: 
Gartenstädte. (47 S. mit 36 Abbildungen.) 1913. 2.80 Jk. — 5. Heft. Mielke, 
Rob.: Die Entwickelung der dörflichen Siedelungen und ihre Beziehungen zum 
Städtebau alter und neuer Zeit. (44 S. mit 36 Abbildungen.) 1913. 2,50 JK. 
— 7. Heft. Dominicus, Oberbürgermeister: Die obligatorische Wohnungs¬ 
inspektion, ihre Organisation und Bedeutung für die positive Wohnungspolitik. 
(16 S.) 1913. 0,80 Jk. 

Vierteljahrs schrift für Gesundheitspflege, 1918. 23 
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Wolfm&xm, Sachverst. Ingenieur Chem. gewes. Fabrikdir. Chefchem. Jul.: Die 
Gefahren des Leuchtgases als Licht- und Heizquelle in Wohnräumen. Beiträge 
zur Hygiene der Gasbeleuchtung, mit besonderer Berücksichtigung der Aus¬ 
führungen des Herrn Oberingenieurs Albrecht und anderer Gasfachmänner. 
(27 S.) gr.-8°. Berlin, F. Siemenroth, 1913. 1 Jk. 

5. Schulhygiene. 

Armstrong, H. G., and Brickdale, J. M. F.: A Manual of Infektious Diseases 
occurring in Schools. Cr. 8vo. pp. 158. Simpkin. net 3/. 

Monatsschrift für Schul- und soziale Hygiene. Der Gesundheitswarte neue Folge. 
Herausgegeben von Schularzt Dr. A. Baur. Ständige Mitarbeiter: Gymn.-Dir. 
Altenburg, Prof. Bendix, Drs., Lehrer Bennstein u. a. 11. Jahrg. 1913. 
12 Hefte. (1. Heft. 32 S.) gr.-8°. Hamm, Breer & Thiemann. Bar 3,60A. Bisher 
unter dem Titel: Die Gesundheitswarte. 

Bohulhaus, Das. Zentralorgan für Bau, Einrichtung und Ausstattung der Schulen 
und verwandten Anstalten im Sinne neuzeitlicher Forderungen. Herausgegeben 
unter Mitwirkung namhafter Fachgenossen von Stadtbaurat Baurat L. Schoen- 
felder. Red.: E.Vanselow. 15. Jahrg. 1913. 12 Hefte. (l.Heft. 48 u. 24S. 
mit Abbildungen. Lex. -8°. Charlottenburg, Schulhaus-Verlag. Bar 9,50 Jt. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Archiv für Rettungswesen und erste ärztliche Hilfe. Unter Mitwirkung von Drs. 
Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-Rat Präs. Bumm, WirkL Geh. Ob.-Med.-Rat Minist.-Dir. 
Prof. Kirchner herausgegeben von Drs. Geh. San.-Rat S. Alexander, Proff. 
Geh. Ob.-Med.-Rat vortr. Rat Dietrich, Geh. San.-Rat Gen.-Sekr. George 
Meyer. Schriftleiter: Prof. Dr. George Meyer. 1. Bd. (l.Heft. II, 110 S.) 
gr. 8°. Berlin, R.Schoetz, 1912. 18 Jk 

Barth, Dr. Paul: Ratschläge und Winke aus dem Gebiete der häusl. Gesundheits¬ 
und Krankenpflege. Kurzer Leitfaden für Schule und Haus. 2. Aufl. (36 S.) 
kl.-8°. Basel, Helbing & Lichtenhahn, 1912. 0,50 jH. 

Cave, Mabel H.: First Steps to Nursing. A manual for would-be probationers. 
With a preface by Sir John Wolfe Barry. Cr. 8vo, pp. 128. Partridge. 1/. 

Douglas Hogg, Dr. Walter: Premiers secours et soins ä donner aux malades et 
blesses. Pref. du Prof. M. Letulle. 7. ödit. rov. et augment. 79 fig. in-18. 
0. Doin et Als. Cart. 3 fr. 

Ergebnisse und Fortschritte des Krankenhauswesens. Jahrbuch für Bau, Ein¬ 
richtung und Betrieb von Krankenanstalten. (Krankenhaus]ahrbuch.) Heraus¬ 
gegeben von Proff. Drs. Ober-Med.-R. vortr. Rat E. Dietrich und J. Grober. 
1. Bd. 1912. (VIII, 424 S. mit 148 Abbildungen.) Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 
1912. 16 Jt; geb. 17 ß. 

Festschrift zur 25 jährigen Gedenkfeier der freiwilligen Sanitäts-Krankenpfleger- 
Kolonne vom Roten Kreuz III Dresden. (63 S.) gr.-8°. Dresden, C. C. Mein- 
hold & Söhne, 1913. lJi,. 

Hecker, Stabsarzt a. D. Reg.- u. Geh. Med.-R. Dr. H.: Die Überarbeitung der 
Krankenpflegerin. (118 S. m. 2 Bildnissen.) 8°. Straßburg, L. Beust, 1912. 1 Jt. 

Jersabek, Dr. Ant.: Samariterbuch. Gemeinverständliche Darstellung der ge¬ 
samten Nothilfeleistung bei plötzlich auftretenden Erkrankungen und Unglücks¬ 
fällen im Frieden und im Kriege. 2. Ausgabe. (FV, 243 S. mit 216 Figuren.) 
8°. Wien, J. Safäf, 1913. Geb. in Leinw. 3 A 

Kellert, Gust.: Reform der deutschen Krankenpflege. (32 S.) gr.-8°. Jena, 

H. Costenoble, 1912. 0,60 ß». 
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Ia&mberg, Chefarztstellvertr. Dr. J.: Leitfaden der ersten Hilfe. Ein Samariter- 
buch. (XI, 275 S. mit 190 zum Teil farbigen Abbildungen u. 1 farbigen Tafel.) 
8°. Wien, Urban & Schwarzenberg, 1913. Geb. in Leinw. 5 JC. 

Meinhold s Erste Hilfe-Tafeln. Bl. 10 bis 14 je 60 X 84,5 cm. Farbdr. Mit Text. 
(Je 1 Blatt mit 2 Abbildungen.) 8^. Dresden, C. C. Meinhold <fc Söhne, 1913. 
Bar je 1,30 Jt; auf Lederpapier je 1,40 mit Rand u. Ösen je 1,50 JL. 

Walther, Med.-R. Prof. Hebammenlehrer Dr. Heinr.: Leitfaden zur Pflege der 
Wöchnerinnen und Neugeborenen zum Gebrauche für Wochenpflege- und Heb- 
ammenschÖlerinnen. Mit einem Vorwort zur 1. Aufl. von Geh. Med.-R. Prof. 
Dr. Herrn. Löhlein +. 4. verm. u. verb. Aufl. Mit 31 (2 färb.) Textfiguren, 
25 Temperaturzettel in Briefumschlag. (XXV, 206 S.) 8°. Wiesbaden, J. F. 
Bergmann, 1913. Geb. in Leinw. 2,65 JL. 

Witael, Geh. Med.-R. Dir. Prof. Dr. Osc.: Samariterhilfe. 2. Aufl. (18 S.) kl.-8°. 
Düsseldorf, Schmitz & Olbertz, 1913. 0,30 jH. 

Zeitschrift für Krankenanstalten. Wochenschrift für Bau, Einrichtung, Ausstattung, 
wirtschaftlichen Betrieb, Organisation und Verwaltung der Krankenhäuser, 
Hospitäler, Lazarette, Irren- und Pflegeanstalten, Kur- und Badeverwaltungen, 
Heilstätten und Sanatorien. Red.: R. Helbig. 9. Jahrg. 1913. 52 Nrn. (Nr. 1, 
32 Sp.) 81 X 23,5 cm. Leipzig, F. Leineweber. Vierteljährlich bar 4 ein¬ 
zelne Nummern 0,75 Jt. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Arnaud, Dr. L.: Notions d’hygiene militaire, ä l’usage des officiers, des sous- 
officiers, candidats officiers et des eleves officiers de röserve. 22 fig. et 2 pl. 
in-8°. Berger-Levrault et Cie. 2 fr. 

BeTeridge, W. W. 0., and Wanhill, C. F.: The Sanitary Officer’s Handbook of 
Praotical Hygiene. 2nd ed. Cr. 8vo, pp. 246. E. Arnold, net 6/. 

Friedmann, Chefarzt Regimentsarzt Laboratoriumsvorstand Dr. Mor.: Zur Frage 
der Trinkwasserversorgung der Truppe im Felde. [Aus: „Militärarzt“.] (32 S. 
mit Abbildungen.) Lex.-8°. Wien, M. Perles, 1912. 1,50 Jt. 

Oeri-Saraain, Dr. R.: Lazaretterinnerungen aus dem Kriege von 1870/71. (61 S.) 
8®. Basel, Helbing <fe Lichtenhahn, 1913. 1 Ji. 

Roths, W. t Jahresbericht über die Leistungen und Fortschritte auf dem Gebiete 
des Militär-Sanitätswesens. Herausgegeben von der Redaktion der Deutschen 
militärärztlichen Zeitschrift. 37. Jahrg. Bericht für das Jahr 1911. Erg.-Bd. 
zur Deutschen militarärztlichen Zeitschrift. (XIV, 128 S.) gr.-8°. Berlin, 

E. S. Mittler & Sohn, 1912. 3,50 Jk. 

Sanit&tsberioht über die königl. preuß. Armee, das XII. u. XIX. (1. u. 2. königl. 
sächsische) und das XIII. (königl. württembergische) Armeekorps für den 
Berichtszeitraum vom 1. Oktober 1909 bis 30. September 1910. Bearbeitet von 
der Medizinalabteilung des königl. preuß. Kriegsministeriums. Mit 31 Karten 
und 10 graphischen Darstellungen. (VI, 246 und 221 S.) Lex.-8°. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1912. 15,05 A. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Beiträge zur Klinik der Tuberkulose und spezifischen Tuberkuloseforschung. Her¬ 
ausgegeben und red. von Prof. Dr. Ludolph Brauer. Lex.-8°. Würzburg, 
C. Kabitzsch. 4. Suppl.-Bd. Verhandlungen der Vereinigung der Lungenheil¬ 
anstaltsärzte auf der 7. Versammlung zu Hamburg am 2. bis 5. Juni 1912 unter 
Redaktion des Schriftführers Dr. 0. Pischinger. (VII, 235 S. mit 1 Bildnis.) 
1913. QJi. 
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Christen, Dr. Th.: Die großen Seuchen unserer Zeit Vortrag. 1. bis 6. Tausend. 
(24 S.) 8°. Basel, Schriftstelle des Alkoholgegnerbundes, 1913. Bar 0,10 JK 
(Partiepreise). 

Conradi, Prof. Dr. H.: Vorarbeiten zur Bekämpfung der Diphtherie. (V, 106 S.) 
gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1913. 3,60 Ji. 

Fuchs- v. Wolfring, S.: Plan einer rationellen Bekämpfung der Volkstuberkulose 
nach den Ideen Kochs und seiner Schüler. 2. Teil [Aus: „Gesundheit“.] 
(29 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1912. 1 Jt. 

Grassberger, Prof. Dr. Roland: Die Desinfektion in Theorie und Praxis für Ärzte, 
Chemiker und Ingenieure. (VIII, 315 S. mit 94 Abbildungen.) Lex.-8 # . Leipzig, 
S. Hirzel, 1913. 12 A; geb. 13,50 Jh. 

Handbuch der pathogenen Mikroorganismen. Herausgegeben von Proff. Drs. Dir. 
W. Kolle und A. v. Wasermann. 2. verm. Aufl. IV. Bd. (III, 969 S. mit 
59 zum Teil farbigen Abbildungen, 8 eingedruckten Kurven und 19 Tafeln.) 
Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. 37 Jh\ geb. 40 JH. 

Zentralblatt, Internationales, für die gesamte Tuberkuloseforschung. Heraus¬ 
gegeben von Drs. Ludolph Brauer, Osk. de la Camp, Proff. Dirr., dirig. 
Arzt G. Schröder. Red.: Dirig. Arzt Dr. G. Schröder. 7. Jahrg. Dezember 
1912 bis November 1913. 12 Nummern. (Nr. 1. 62 S.) Lex.-8°. Würzburg, 
C. Kabitzsch. Bar 20 Jt>; für Abnehmer der Beiträge zur Klinik der Tuber¬ 
kulose kostenlos. 


9. Hygiene des Kindes. 

Apert, Dr.: Hygiene de l’enfance. in-8°. J. B. Bailiiere et fils. 6 fr. 

Beiträge zur Jünglingspädagogik und Jugendpflege. 8°. Düsseldorf, E. Bierbaum. 
Heft 4 ist bereits früher erschienen. 3. Veen, J.: Jugendheime. Im Aufträge 
des Generalsekretariats der katholischen Jünglingsvereinigungen Deutschlands. 
328 S. mit Abbildungen.) 1913. 3,50 Jk\ geb. in Leinw. 4,50 Jt- 

Bertram, Bischof Dr, Adf.: Weibliche Jugendpflege. Winke für schulentlassene 
Mädchen und ihre Eltern. (56 S.) kl.-8°. M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag, 
1913. 0,15 Jt. 

Buchberger, M., und J. Müller, Drs.: Die Fürsorge-Erziehung. Vorträge, ge¬ 
halten auf dem „Kursus für katholische Fürsorge-Anstaltserziehung in Bayern“ 
(München, 8. u. 9. Okt. 1912). Im Aufträge des bayerischen Landesverbandes 
der katholischen Jugendfürsorge-Vereine und Fürsorge - Erziehungsanstalten 
herausgegeben. (163 S.) gr.-8°. München, Herder & Co., 1913. 2 M>. 

Handbuch für Jugendpflege. 2. u. 3. Lfg. Langensalza, Beyer & Söhne. Je 0,80 JL. 

Hanssen, Dr.: Die Sommersterblichkeit der Säuglinge. Sammelreferat. [Aus: 
„Kinderarzt“.] (8 S.) gr.-8°. Leipzig, B. Konegen, 1912. Bar + 1 Ji. 

Health for the Young. Things Every Parent Ought to Know. With an Intro- 
duction by a Leading Physician. Illust. 12 mo, pp. 60. Cassell. net 1/. 

Jaschke, Priv.-Doz. Dr. Rud. Th.: Ziele und Erfolge der Säuglingsfürsorge an 
Gebäranstalten. (Aus der Univ-Frauenklinik [Direktor: Prof. Dr. Opitz] in 
Gießen.) (Vortrag.) [Aus: „Reichs-Med.-Anzeiger“.] (8 S.) Lex.-8®. Leipzig, 
B. Konegen, 1913. Bar 1 M>. 

Jugendblätter. Mitteilungen über Gesundheitspflege, Erziehung und Unterricht, 
Tier- und Pflanzenschutz, Bürgerkunde und Volkswirtschaft, Verhütung von 
Unfällen, Seuchen u. Rebschädlingen. Herausgeb. u. verantwortl.: C. T. Münch. 
Nr. 1. (20 S.) gr.-8°. Bamberg, C. Hübscher, 1912. Bar 0,10 jH. 

Schulz, Heinr.: Die Mutter als Erzieherin. Kleine Beiträge zur Praxis der 
proletarischen Hauserziehung. 3., unveränd. Aufl. (72 S.) kl.-8°. Stuttgart, 
J. H. W. Dietz Nachf., 1913. 0,50 M,. 
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Silbernagel, Ziv.-Ger.-Präs. Dr. Al fr.: Internationale Organisation der Jagend¬ 
fürsorge. [Aus: „Zeitschr. f. Jugenderziehung und Jugendfürsorge".] (13 S.) 
gr.-8°. Aarau, A. Trüb & Co., 1912. 0,50 JL. 

10. Variola und Vaccination. 

Joohmann, dirig. Arzt Prof. Dr. G.: Pocken und Vaccinationslehre. (IV, 297 S. 
mit 20 Abbildungen und 6 farbigen Tafeln.) 1913. 10,60.4; geb. n 13,10 «4. 

11. Geschlechtskrankheiten und Sexualhygiene. 

Führer durch die Wanderausstellung der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten. 18. bis 37. Tausend. (32 S. mit 15 eingedr. Tab.) 
gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth, 1913. 0,20 .4- 

Rau, Dr.: Die Geschlechtskrankheiten, allgemeinverständlich dargestellt. (VII, 
113 S.) gr.-8°. Köln 1912. (Leipzig-Stötteritz, Fritzsche & Schmidt.) 2 JL 


12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Kolb, Rob.: Die Berufs Verhältnisse der Steinarbeiter der Schweiz und deren 
Gefahren in bezug auf Unfall- und Krankheitshäufigkeit. Im Aufträge des 
Zentralvorstandes verfaßt. (102 S.) gr.-8°. Zürich, Buchhandlung des Schweiz. 
Grütlivereins, 1912. 2 *4. 

Monatsschrift für Unfallheilkunde und Invalidenwesen, mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Mechanotherapie und der Begutachtung Unfallverletzter, In¬ 
valider und Kranker, begründet von Drs. H. Blasius, G. Schütz u. C. Thiem. 
Herausgegeben von Prof. Dr. C. Thiem. 20. Jahrg. 1913. 12 Nrn. (Nr. 1. 
40 S.) Lex,-8°. Leipzig, F. C. W. Vogel. 14 einzelne Nrn. 1,40 «4. 

Petruschky, Prof. Dr.: Zur Arbeitsteilung unter den bei der Tuberkulosebekämpfung 
beteiligten Faktoren. [Aus: „Zeitschr. f. Krankenanst.“] (13 S.) 8°. Leipzig, 
F. Leineweber, 1913. 0,70 Jt. 

Schriften der internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz. gr.-8 f . 
Jena, G. Fischer. Nr. 8. Verhandlungsbericht der 7. Generalversammlung des 
Komitees der internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz, ab¬ 
gehalten in Zürich vom 10. bis 12. Sept. 1912, nebst Jahresberichten der inter¬ 
nationalen Vereinigung und des internationalen Arbeitsamtes. Herausgegeben 
vom Bureau der internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz. 
(239 u. 21 S. mit 1 Tabelle.) 1913. 5.4. 

Zentralblatt für Gewerbehygiene mit besonderer Berücksichtigung der Unfall¬ 
verhütungstechnik und Unfallheilkunde. Unter ständiger Mitarbeit von Drs. 
Gewerbeaufsichtsamts-Dir. Ob.-Reg.-R. K. Bittmann, Reich8versicherungsamts- 
Präs. Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R. P. Kaufmann, Wirkl. Ob.-Med.-R. E. Scheurlen 
u. a. und im Aufträge des Instituts für Gewerbehygiene herausgegeben von 
F. Curschmann, R. Fischer, E. Francke. Verantwortlich für den medizi¬ 
nischen Teil: Dr. F. C ursch mann; für den technischen Teil: Reg.- u. Gewerbe¬ 
rat Dr. R. Fischer. 1. Jahrg. 1913. 12 Hefte. (l.Heft. 32 8. mit 5 Figuren.) 
Lex.-8°. Berlin, J. Springer. 15.4. 

13. Nahrungsmittel. 

Dressier, Max: Grundlagen der Krankenernährung. Nach den bei den Kranken¬ 
kostkursen in Karlsruhe und Baden-Baden gehaltenen Vorträgen bearbeitet. 
(VII, 77 8.) -8°. Karlsruhe, G. Braunsohe Hofbuchdruckerei, 1912. 0,80.4. 
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Fröhlich, Dr. Emil: Ernährungsreform. Ein Beitrag. (16 S.) 8°. Riga, Jonck 
& Poliewsky, 1912. 0,40 JL 

Hammer, Walt.: Ernährungsreform, eine wirtschaftliche Notwendigkeit, das 
Radikalmittel im Kampfe gegen die Fleischnot. (1. bis 5. Tausend.) (34 S.) 
kl.-8°. Leipzig, Verlag Dr. H. Vollrath, 1912. 0,20 J&. 

Löhner, Dr. Vict.: Wie nähre ich mich sparsam und vernünftig? Streifzüge auf 
dem Gebiete der Ernährungsprobleme und Ansätze einer einheitlich-biologischen 
Auffassung und Behandlung der Gesundheitsstörungen. 2., verm. AufL (V, 
157 S.) 8°. München, M. Kupferschmid, 1913. 2,50 Ji. 

Polizeiverordnung betr. die Herstellung kohlensaurer Getränke und den Verkehr 
mit solchen Getränken. (12 S.) gr.-8°. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1912. 0,30 JL 

Wegele, San.-R. Dr. Carl: Die diätetische Küche für Magen- und Darmkranke. 
Nebst genauen Kochrezepten von Josef ine Wegele. 6., verb. Aufl. (8. bis 
9. Taus.). (Vn, 101 S.) kl.-8°. Jena, G. Fischer, 1912. Geb. in Leinw. 1,60 JL. 

14. Alkoholismus. 

Ulster, Dr. Alex.: Die Gemeindeverwaltungen im Kampfe gegen den Alkoholismus. 
Eine Übersicht. [Aus: „Kommunales Jahrbuch“.] (16 S.) gr.-8°. Hamburg, 
Deutschlands Großloge II, 1913. nn 0,10 M,. 

Derselbe, Neues zur Alkoholfrage. [Aus: „Jahrbuch für Nationalökonomie und 
Statistik“.] (12 S.) gr.-8°. Hamburg, Deutschlands Großloge II, 1913. n0,10Jt. 

Here, Francis: On Alcoholism: Its Clinical Aspect and Treatment. 8vo, pp. 282. 
Churchill, net 5/. 

Mayr-Kowalski, Jos.: Wie wird man Abstinent? Eine kleine Schrift für denkende 
Arbeiter. 11. bis 15. Tausend. (22 S.) kl.-8°. Berlin, Deutscher Arbeiter- 
Abstinenten-Bund, 1912. 0,10 Jfe. 

15. Populäre Hygiene und Verschiedenes. 

Barth, Ob.-Stabsarzt a. D. Dr. Ernst: Die Hygiene der menschlichen Stimme. 
[Aus: „Einführung in die Physiologie, Pathologie und Hygiene der mensch¬ 
lichen Stimme“.] (62 S. mit 12 Abbildungen.) Lex.-8°. Leipzig, G. Thieme, 
1913. 2i. 

Baur, Schularzt Sem.-Arzt Dr. A.: Die gesunde Lehrerin. Eine praktische An¬ 
leitung zur Erhaltung und Kräftigung des Lehrerinnenstandes mit vielen Ab¬ 
bildungen usw. (119 S.) gr.-8°. Stuttgart, P. Mähler, 1912. 1,65 M>\ geb. 2,50 Jt* 

Berger, Kreisarzt Med.-R. Dr.: Die Organisation der Gesundheitspflege auf dem 
Lande. Vortrag. (Herausgegeben vom deutschen Verein f. ländl. Wohlfahrts¬ 
und Heimatspflege.) (45 S.) 8°. Berlin, Deutsche Landbuchhandlung, 1913. 
Bar 0,50 Ji. 

Blätter für Volksgesundheitspflege. Gemeinverständliche Zeitschrift. Herausgeber: 
Präsident Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R. F. Bumm, Wirkl. Geh. Ob.-Med.-R. Minist- 
Dir. Prof. M. Kirchner, Drs., Staatsminister v. Möller, Geh. Med.-R. Prof. 
Dr. Rubner. Schriftleitung: Drs. San.-R. K. Beerwald, Prof. Ph. Ficker, 
Präs. G. Kautz. 13. Jahrg. 1913. 12 Hefte. (1. u. 2. Heft. 46 S.) Lex.-8°. 
Berlin, Allgemeine medizin. Verlagsanstalt. Bar 4 Ji; einzelne Hefte nn 0,50 JL 

C&rriöre, Dr. Henri: Quelques conseils sur Part de vivre. in.-18. Libr. des 
Annales. 2 fr. 

Fortuna-Batgeber f. häusliche Gesundheitspflege. Von einem prakt. Arzt. (152 S.) 
kl.-8°. Bielefeld 1912. (Leipzig, F. E. Fischer.) Geb. in Leinw. 0,50 Jt. 

Freytag, em. Doc. Dr. F., und Zahnarzt K. Freytag: Gesunde Zähne. Eine An¬ 
weisung zur Erhaltung der Zähne in gemeinverständlicher Darstellung. 4. Aufl. 
(11 S.) kL-8°. Magdeburg, Verlag Erika, 1912. 0,20 Jk. 
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Grunw&ld, Dr. Max: Die Hygiene der Juden. Im Anschluß an die internationale 
Hygieneausstellung Dresden 1911 herausgegeben. (VII, 325 u. LXIV S.) gr.-8°. 
Dresden, Verlag der historischen Abteilung der intern. Hygieneausstellung 
Dresden 1911, 1912. Bar 13,50 Ji; geb. 15 Jt. 

Hellhof, Mart.: Hausärztlicher Ratgeber. Ein Wegweiser in den wichtigsten 
Fragen der Gesundheitspflege und Berater in den verschiedensten Krankheits¬ 
fällen. Mit zahlreichen Haus- und Heilmitteln, Beschreibungen der hauptsäch¬ 
lichsten Lebensvorgänge und Abbildungen. (92 S.) 8*. Berlin, Vaterländische 
Verlags- u. Kunstanstalt, 1913. 1 Ji. 

KHz, Ob.-San.-R. San.-Konsulent A., u. San.-Konzipist A. Horst, Drs.: Gesundheits¬ 
pflege des Kaufmanns. Ein Leitfaden zum Unterrichtsgebrauche an den kauf¬ 
männischen Fortbildungsschulen. (IV, 84 S. mit 28 Abbildungen.) 8°. Wien, 
Urban & Schwarzenberg, 1912. Geb. in Halbleinw. 1,10 Jk. 

Kultur und Körperpflege. gr.-8°. Leipzig, Helios-Verlag. Bar je 1,60 Jt. Heft 
Nr. 1. Fuchs, Dr. Rieh.: Die Fettsucht. Ärztl. Ratschläge. [Aus: „Gicht und 
Fettsucht“.] (88 S.) 1912. — Heft Nr. 2. Fuchs, Dr. Rieh.: Rheuma und 
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Die neueren Methoden 
der Isolierung ansteckender Kranken, 

insbesondere nach den Erfahrungen Englands 1 ). 

Von Dr. Carl Prausnits, 

Privatdozent der Hygiene an der Universität Breslau. 


Eine Grundbedingung für die erfolgreiche Bekämpfung der Infektions¬ 
krankheiten ist die Isolierung der Patienten. Die Absonderung der Kranken 
in den Infektionsabteilungen der Allgemeinen Krankenhäuser oder in be¬ 
sonderen Isolierkrankenhäusern wird seit etwa der Mitte des vorigen Jahr¬ 
hunderts in zunehmendem Maße geübt. Von England ging der Anstoß zur 
Errichtung völlig getrennter Infektionsspitäler aus. Hier sind in den letzten 
Jahren Erfahrungen von großer praktischer wie auch theoretischer Bedeutung 
gesammelt worden, über die es sich wohl verlohnt, kurz zu berichten. 

Das Prinzip der Isolierung ist bereits in dem für die damalige Zeit 
mustergültigen Hygienegesetz, dem Public Health Act 1875, in knapper und 
präziser Form ausgesprochen. Danach kann die Ortspolizeibehörde in jedem 
Fall, wo laut ärztlichem Attest ansteckende Kranke in der eigenen Wohnung 
nicht sicher isolierbar sind, ihre zwangsweise Absonderung verfügen. Die 
Beschaffung geeigneter Isolierkrankenhäuser wird den örtlichen Gesundheits- 
ausschüssen oder den übergeordneten Provinzialausschüssen übertragen. In 
den folgenden Jahren haben die einschlägigen Bestimmungen bedeutende 
Erweiterungen erfahren, auf deren Einzelheiten an dieser Stelle nicht ein¬ 
gegangen werden kann. Die Verantwortung für die ganze Bekämpfung 
der landläufigen Infektionskrankheiten — polizeiliche Anzeige, Kranken¬ 
transport, Isolierung krankheits- und ansteckungsverdächtiger Personen, Des¬ 
infektion — ist den örtlichen Gesundheitsbehörden übertragen, die ihre Pflicht 
im allgemeinen in mustergültiger Weise erfüllen. Von praktischem Interesse 
dürfte es sein, daß jetzt in England wohl jede Stadt und fast jede ländliche 
Gemeinde oder Komplex von Gemeinden in dieser Beziehung vollkommen 
selbständig dasteht, insbesondere seine eigenen Isolierspitäler besitzt. Diese 
Anstalten sind in England — wie auch in den meisten englischen Kolonien — 
grundsätzlich von den allgemeinen Krankenhäusern getrennt; letztere sind 
fast durchweg Privatanstalten und nehmen nur ausnahmsweise infektiöse 
Kranke auf. 

Soweit man hier verallgemeinern darf, sind diese Anstalten vor allem 
in den großen Städten gut eingerichtet und geleitet und erfreuen sich dem¬ 
entsprechend großer Beliebtheit bei der Bevölkerung. Hierfür kommt auch 
der Umstand in Betracht, daß die Behandlung in den Isolierkrankenhäusern 
für Unbemittelte zwar unentgeltlich ist, aber trotzdem nicht als Armen- 

*) Nach einem Vortrage, gehalten in der Hygien. Sektion der Schles. Ges. f. 
Vaterländische Kultur zu Breslau. 

Vierteljahnschiiit für Gesundheitspflege, 1913. 23 * 
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Unterstützung aufgefaßt wird, daher auch keine Beschränkung des Wahl¬ 
rechts bedingt. Andererseits werden diese Anstalten auch zu einem erheb¬ 
lichen Prozentsatz von Bemittelten aufgesucht. Diese weitgehende Hospit&li- 
sierung ist naturgemäß auch für die Allgemeinheit sehr günstig. 

Diesen gesetzlichen Bestimmungen unterliegen außer den gemeingefähr¬ 
lichen Infektionskrankheiten auch alle Fälle von Diphtherie, Scharlach und 
Typhus, sowie von fieberhaften Erkrankungen unklarer Ätiologie, die unter 
dem Namen „continued fever“ zusammengefaßt werden. Ferner kann die 
provinziale Gesundheitsbehörde, mit ministerieller Genehmigung, jede andere 
prävalierende Infektionskrankheit in den Rahmen dieser Bestimmungen hinein¬ 
ziehen, wie es vor wenigen Jahren bei der Genickstarre geschah. 

Ein Beispiel für die gute Organisation von diesem Zweig des Sanitäts¬ 
dienstes bieten die Verhältnisse Londons. Hier wurde im Jahre 1872 eine 
direkt dem Ministerium (Local Government Board) unterstellte zentrale Be¬ 
hörde, das Metropolitan Asylums Board, geschaffen. Ihr unterstehen neben 
anderen Wohlfahrtseinrichtungen (Fürsorgeerziehung, Anstalten für chronisch 
Geisteskranke usw.) die ganzen Infektionsspitäler einschließlich des Kranken¬ 
transports in der Provinz London. Es existieren für London 14 solcher 
Krankenhäuser mit einer Gesamtbettenzahl von über 8500. Von diesen sind 
drei Anstalten mit zusammen 2000 Betten für die Aufnahme von Pocken¬ 
kranken reserviert — diese Belastung ist durch den mißlichen Stand der 
Impfungsfrage in England erforderlich —; die übrigen 11 Krankenhäuser 
mit über 6500 Betten, die alle anderen Infektionskranken auf nehmen, sind 
über die ganze Provinz London verteilt. Acht von ihnen dienen zur Be¬ 
handlung akuter Fälle. Die übrigen drei näher der Peripherie gelegenen 
werden mit Rekonvaleszenten belegt. Die Einrichtung solcher besonderen 
Rekonvaleszentenheime ist in den letzten Jahren auch in Deutschland als 
dringendes Erfordernis erkannt worden. Der Nutzen für die Patienten liegt 
in der Möglichkeit einer frühzeitigen Entfernung der Genesenden von den 
Schwerkranken. Neben den psychischen Momenten kommen hierbei auch 
rein hygienische Vorteile wesentlich in Betracht. In Rekonvaleszenten¬ 
heimen steht den Genesenden Bewegungsfreiheit, Licht und Luft in weit 
reicherem Maße zur Verfügung als im Rahmen geschlossener Anstalten. 
Andererseits liegt es auf der Hand, daß Rekonvaleszentenanstalten für die 
Gemeinden auch ökonomisch vorteilhafter sind, da sie auf billigerem Gelände 
und in leichterer Bauart ausgeführt werden können und geringere Ansprüche 
an Pflege und Wartung der Patienten stellen. 

Die jährlichen Ausgaben für die erwähnten Anstalten Londons betrugen 
im Jahre 1911 einschließlich Amortisation und Zinsen etwa 6000 000^, das 
sind etwa 750 pro Bett und Jahr oder 2 Jt pro Bett und Tag. Für den 
Verpflegungstag berechnen sich die Kosten auf etwa 5,50 Jt. 

Es gelangten zur Aufnahme im Jahre 1911: 8818 Fälle von Scharlach, 
5390 von Diphtherie, 360 von Typhus, 3144 von Masern, 1184 von Keuch¬ 
husten, 5 von Meningitis und 70 von Pocken; ferner 2237 Fälle, in denen 
die ursprünglich (außerhalb der Anstalt) gestellte Diagnose einer ansteckenden 
Krankheit sich nicht bestätigte. 

Von allen in der Provinz London ärztlich gemeldeten Fällen anstecken¬ 
der Krankheiten wurden 84,3 Proz. in die Krankenhäuser der Behörde auf- 
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genommen: davon entfielen 84,1 Proz. auf Scharlach, 74,3 Proz. auf Diph¬ 
therie, 35,2 Proz. auf Typhus und 97,2 Proz. auf Pocken. Die Aufnahme 
von Masern- und Keuchhustenkranken ist erst seit 1910 versuchsweise ein¬ 
geführt worden und beschränkt sich zunächst auf einen kleinen Teil der 
Erkrankten, nämlich auf Angehörige der ärmsten Bevölkerungsklassen, deren 
relativ hohe Mortalität an diesen Krankheiten man durch systematische 
Hospitalbehandlung Zu verringern hoffte. Im Gegensatz dazu bedeutet natur¬ 
gemäß die Isolierung eines so hohen Prozentsatzes der Diphtherie- und 
Scharlachpatienten auch eine wesentliche Einschränkung der Infektionsquellen 
und dient damit dem Schutze der Allgemeinheit. 

Die Infektionskrankenhäuser werden nach dem Pavillonsystem erbaut. Sie 
bestehen aus zwei- und einstöckigen Gebäuden, die durch teils offene, teils 
gedeckte Korridore verbunden sind. In der Regel werden für die ver¬ 
schiedenen Infektionskrankheiten gesonderte Aufnahmebaracken, gesonderte 
Pavillons und vielfach auch gesonderte Entlassungsbaracken vorgesehen. 
Hierbei bietet naturgemäß die Isolierung reiner Fälle von Diphtherie, Schar¬ 
lach und Typhus keine Schwierigkeiten. Nun liegen aber die Verhältnisse 
in mancher Hinsicht viel komplizierter. Einmal wird erfahrungsgemäß eine 
beträchtliche Anzahl von Patienten mit der irrigen Diagnose einer infektiösen 
Krankheit eingeliefert. Die Zahl betrug im Jahre 1911, wie erwähnt, 2237, 
das ist 10,6 Proz. der Gesamtaufnahmen. Ferner erweisen sich manche Fälle 
bereits bei der Aufnahme als Mischinfektionen von zwei oder mehr Infek¬ 
tionskrankheiten — im Jahre 1911 kamen 491 solcher Fälle zur Beobach¬ 
tung. Endlich kommt es nicht selten vofr, daß die an einer Infektionskrank¬ 
heit leidenden Patienten sich zur Zeit der Aufnahme in der Inkubation einer 
zweiten Infektionskrankheit befinden, welche dann während des Krankenhaus¬ 
aufenthaltes zum Ausbruch kommt — dies wurde im Jahre 1911 in etwa 
1 Proz. aller Fälle beobachtet. Näheres über diese Verhältnisse s. Tab. 1 bis 3. 

Tabelle 1. Metropolitan Asylums Board. 

Fehldiagnosen 

seitens der die Patienten einsendenden Ärzte. 


Jahrgang 

Scharlach 

Pro*. 

Diphtherie 

Pro*. 

Typhus 

Pro*. 

1895 

3,5 

2,8 

23,2 

1896 

2,2 

11,1 

28,7 

1897 

8,1 

11,3 

44,1 

1898 

4,7 

8,3 

23,3 

1899 

3,9 

7,4 

17,3 

1900 

5,5 

8,3 

18,2 

1901 

8,6 

12,8 

25,5 

1902 

4,7 

13,5 

21,2 

1903 

7,0 

14,7 

24,2 

1904 

6,7 

16,1 

25,9 

1905 

5,4 

17,2 

29,6 

1906 

5,2 

18,3 

33,7 

1907 

6,8 

17,0 

29,1 

1908 

6,1 

22,2 

39,1 

1909 

6,8 

16,8 

37,9 

1910 

9,5 

14,1 

24,8 

1911 

8,7 

12,7 

34,2 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


364 Dr. Carl Prausnitz, 

Tabelle 2. Metropolitan Asylums Board. 

Im Jahre 1911 bei der Aufnahme festgestellte 

Mischinfektionen. 


Scharlach und Diphtherie.41 

„ * Varizellen.55 

„ „ Keuchhusten.35 

„ „ Masern.28 

„ „ Böteln.15 

Diphtherie und Masern.67 

9 „ Varizellen.20 

„ „ Keuchhusten.28 

Masern und Varizellen.21 

„ „ Keuchhusten.134 

Keuchhusten und Varizellen.16 

„ „ Böteln*. 7 

Andere Komplikationen ..24 


Tabelle 3. Metropolitan Asylums Board. 

Im Jahre 1911 während der Behandlung beobachtete 

Mischinfektionen. 


Scharlach und Diphtherie.1,41 Proz. 

* „ Varizellen.1,61 „ 

„ „ Masern.1,30 „ 

„ n Röteln.0,59 „ 

„ „ Keuchhusten.0,19 „ 

„ „ andere Komplikationen.0,13 „ 

Diphtherie und Scharlach.2,81 , 

„ „ Varizellen.0,63 „ 

„ „ Masern.1,43 „ 

„ p Keuchhusten.0,23 „ 

n n Röteln.0,85 „ 

ff „ andere Komplikationen.0,06 „ 

Typhus und 8charlach.0,5 „ 

9 n Diphtherie.0,5 „ 

n , Erysipel.0,5 „ 


Solche Fälle haben seit jeher den Erankenhausverwaltungen große 
Schwierigkeiten bereitet und häufig zu ausgebreiteten Sekundärinfektionen 
geführt. Man suchte sich früher so zu behelfen, daß alle Fälle von zweifel¬ 
hafter Ätiologie in Einzelbaracken oder Einzelzimmer verlegt wurden. 
Sekundärinfektionen trachtete man möglichst frühzeitig zu erkennen und 
ebenfalls in Einzelzimmer zu verlegen. Das Verfahren war aber unsicher, 
kostspielig und mit Rücksicht auf die hohe Zahl von Mischinfektionen und 
Fehldiagnosen nicht immer durchführbar. Man hat deshalb im Laufe der 
letzten Jahre dieser brennenden Frage große Aufmerksamkeit zugewandt. 
Eine Reihe verschiedener Systeme ist in den englischen Krankenhäusern 
zur Anwendung gekommen, und einige, auf die wir noch genauer zurück¬ 
kommen werden, verdanken ihre Ausbildung der Initiative englischer Kranken¬ 
hausleiter. 
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Bei dem Versuche, diese Schwierigkeiten zu lösen, sind zwei diametral 
verschiedene Prinzipien zur Anwendung gelangt. Bei dem einen Verfahren 
suchte man durch absolute räumliche Trennung die Luftüber¬ 
tragung durch Tröpfchen-, Staubinfektion usw. auszuschließen 
(Boxensystem). Bei dem zweiten, neueren Verfahren hat man auf diese 
räumliche Trennung ganz verzichtet und das Hauptaugenmerk auf die Be¬ 
kämpfung der Kontaktinfektioa gerichtet, zugleich aber durch sehr 
ausgiebige Lüftung, gewissermaßen durch eine Verdünnung der in der 
Luft geführten Ansteckungskeime, die Gefahr der Luftinfektion tunlichst zu 
beschränken gesucht (Bettisolierung). 


I. 

Wir besprechen zunächst die Boxensysteme. Sie lassen sich alle mehr 
oder weniger auf das von Le sage im Hftpital Herold in Paris eingeführte 
Verfahren zurückführen. Hierbei wird aus einem großen Saal durch Längs¬ 
und Querscheidewände eine Anzahl von Einzelkammern nebst einem zen¬ 
tralen Korridor ausgespart. Die Boxen sind vom Korridor vollständig, von¬ 
einander aber nur durch halbhohe Scheidewände (etwa 2m hoch), getrennt. 
Der Baum über den Boxen dient zur Lüftung. Diese findet jedoch nur 
durch kleine Löcher in den obersten Fensterscheiben statt. Im unteren 
Teile der Boxen soll eine direkte Lüftung oder wenigstens irgend welcher 
Luftzug nicht stattfinden. Die Luft soll sich also in dem unteren Teile der 
Boxen nur durch Osmose von dem oberen Teil des Baumes aus erneuern, 
so daß in der unmittelbaren Umgebung des Kranken absolute Windstille 
herrscht. Dieses Verfahren erscheint uns nicht als ideal, da die gerade für 
Infektionskranke besonders wichtige Zufuhr frischer Luft kaum zureichend 
sein kann. Andererseits sind von Lesage zur Verhütung der Kontakt¬ 
infektion absichtlich keinerlei Vorkehrungen getroffen worden. Zwar soll 
sich das Le sage sehe System nach seinen eigenen Angaben in mehrjähriger 
Praxis an vielen Tausenden von Fällen bewährt haben *). Indessen sollte die 
Anwendung dieses Verfahrens für uns höchstens dann in Aussicht genommen 
werden, wenn zugleich weitgehende Maßregeln zur Verhütung der Kontakt¬ 
infektion getroffen werden. Dieser Gesichtspunkt ist z. B. in dem Breslauer 
Kinderheim von seinem Leiter Dr. W. Freund mit gutem Erfolge durch¬ 
geführt worden. Immerhin betrachten wir es als einen weiteren Nachteil der 
halbhohen Boxen, daß infolge der erschwerten Übersicht über den Kranken¬ 
raum bei relativ geringem Pflegepersonal die Kranken doch von einer Box 
zur anderen miteinander in Kommunikation kommen, und Gegenstände (Spiel¬ 
zeug usw.) über die Scheidewände hinweg werfen können. 

Nach einem ähnlichen Prinzip wurde in London im Jahre 1908 das 
Boxensystem im South Western Hospital (Dr. Caiger) eingeführt. Auch hier 
gehen die Querscheidewände nur bis zur halben Höhe des Baumes empor. Sie 
bestehen aus Stahlrahmen, die im unteren Drittel mit Asbestplatten, in den 
oberen zwei Dritteln mit Glasplatten ausgefüllt sind. Die Scheidewände sind 
2,10 m hoch. Die Grundfläche der Boxen beträgt ll,Ö9qm, ihre Höhe 4,4 m, 


l ) Kontaktinfektionen sollen in etwa 1 Prom. der Fälle Vorkommen. 
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der für jeden Patienten zur Verfügung stehende Luftraum etwa 50 cbm» 
Die Einzelräume sind längs einem Zentralkorridor so angeordnet, daß die 
Türen einander nicht gegenüberliegen, damit kein zufälliger Luftzug An¬ 
steckungsstoff aus der einen Box in die gegenüberliegende hinübertragen 
kann. Jeder Kaum ist mit eigenem Waschbecken und besonderen Mänteln 
für Arzt und Pflegerin versehen. So schien alles aufs beste geschehen zu 
sein, um sowohl Luft- wie.Eontaktinfektion zu verhüten. Der Erfolg hat 
dieser Hoffnung nicht Recht gegeben, vielmehr sind wiederholt Masern* 
Varizellen und selbst Scharlachfälle übertragen worden. Der ganze Boxen¬ 
komplex dient deshalb jetzt nur noch zur Aufnahme von Fällen, die von 
vornherein als wahrscheinlich nicht infektiös betrachtet werden, sowie von 
Rekonvaleszenten, die in den nächsten Tagen zur Entlassung kommen und 
vor Kontakt mit akuten Fällen bewahrt werden sollen. 

Auch in der nach einem ähnlichen Prinzip eingerichteten Boxenstation 
der Neuen Wiener Kinderklinik hat v. Pirquet trotz aller Vorsichtsmaßregeln 
die Kreuzinfektion nicht mit Sicherheit verhüten können. So sah er in den 
ersten 10 Monaten des Bestehens 11 Übertragungen, und zwar je 4 von 
Masern und Varizellen und 3 von Scharlach. 

Eine. strengere Durchführung des Systems der absoluten räumlichen 
Trennung findet sich in Paris in dem dem Institut Pasteur angegliederten 
Höpital Pasteur durchgeführt. Hier sind sämtliche Krankensäle in Glasboxen 
auf geteilt, die durch Scheidewände vollkommen voneinander getrennt sind; 
zugleich sind hier die peinlichsten Vorsichtsmaßregeln gegen Kontaktüber¬ 
tragung vorgesehen (Mantelwechsel und Händereinigung bei Arzt und 
Pflegerin nach jedem Betreten der Box, strenge Durchführung der fort¬ 
laufenden Desinfektion am Krankenbett). Es existieren etwa 200 solcher 
Einzelräume, in denen alle möglichen Infektionskrankheiten, sowohl die land¬ 
läufigen, wie auch seltenere Krankheiten, z. B. Schlafkrankheit, Lepra, zur 
Aufnahme gelangen. Die Behandlung und Verpflegung ist bemerkenswerter¬ 
weise hier unentgeltlich. Das Krankenhaus dient nämlich vor allem den 
wissenschaftlichen Zwecken des Institut Pasteur. Das dort geübte Verfahren 
hat sich nach den eingezogenen Erkundigungen gut bewährt, was wir auf 
die ausgezeichnete Schulung und Gewissenhaftigkeit des Pflegerinnenpersonals 
fast noch eher als auf das System selber zurückzuführen geneigt sind. 

Möglichst genau nach diesem Prinzip wurde in London im Jahre 1910 
das Boxensystem in einem Pavillon des Eastem Hospital (Dr. Goodall) ein¬ 
geführt. Ein großer Krankensaal wurde in 20 Einzelräume von 8,7 bis 
10,7 qm Bodenfläche durch bis an die Decke gehende Querscheidewände ge¬ 
trennt. Die durchschnittliche Bodenfläche der einzelnen Boxen beträgt 9,5 qm, 
während Bie im Höpital Pasteur 8,9 qm beträgt. Die Höhe der Räume ist 
in London 4,2 m, so daß der Rauminhalt der Boxen zwischen 36,5 und 
44,9 cbm ist. Die Boxen liegen an einem Zentralkorridor; die Anordnung 
der Scheidewände und Türen ist, abgesehen von der vollkommenen Durch¬ 
führung der Scheidewände bis an die Decke, eine ähnliche wie sie beim South 
Western Hospital zuvor beschrieben wurde. Da auch hier die Möglichkeit 
der Luftinfektion besonders berücksichtigt wurde, wandte man der Venti¬ 
lation der einzelnen Boxen große Aufmerksamkeit zu. Vermittelst einer 
Saugentlüftungsanlage wird in jeder Box frische Luft von außen durch eine 
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regulierbare Öffnung an einem Warmwasserheizkörper vorbei ins Innere des 
Zimmers und von da in den Abluftschaobt aspiriert. Um zu verhüten, 
daß über den Korridor hinweg Luft aus der einen Box in eine andere 
aspiriert werden könnte, läßt man durch einen kleinen Pulsionsmotor Luft 
von außen unter leichtem Druck in den Korridor eintreten. Durch die be¬ 
schriebene Ventilationsanlage wird in jeder Box die Luft stündlich mindestens 
viermal erneuert. Die übrige Einrichtung der Boxen entspricht den zuvor 
beschriebenen Prinzipien. 

In diesem Pavillon kommen zur Aufnahme alle Fälle von zweifelhafter 
Infektion, von gemischter Infektion und, soweit der Raum reicht, auch von 
unkomplizierten Krankheiten. Obwohl eine große Anzahl schwerer Fälle von 
Diphtherie, Scharlach, Masern, Varizellen usw. im Laufe der letzten zwei 
Jahre dort behandelt wurde, hat man bis jetzt nur zwei oder drei Über¬ 
tragungen von Varizellen gesehen. Das Verfahren hat sich demnach im all¬ 
gemeinen zufriedenstellend bewährt. Das gelegentliche Versagen bei einer 
so überaus leicht übertragbaren Krankheit wie Varizellen darf dem System 
wohl nicht zum Vorwurfe gemacht werden; es erklärt sich vielmehr durch 
kleine Versehen von seiten des Pflegepersonals. Hierin liegt, wie alsbald 
ausgeführt wird, der Erfolg oder Nichterfolg unserer ganzen Maßnahmen bei 
der Behandlung Infektiöser begründet. Gerade in London haben die Kranken¬ 
hausverwaltungen mit relativ großen Schwierigkeiten bei der Beschaffung eines 
wirklich erstklassigen Pflegepersonals zu kämpfen. 

Mit der Ausbildung des Pflegepersonals und noch mehr mit seiner Ge¬ 
wissenhaftigkeit steht und fällt wohl jedes System der Behandlung ansteckender 
Kranken. Viel hängt ab von der Persönlichkeit der leitenden Schwester, der 
„Matron“. Indessen ist es in der Regel nicht schwer, eine tüchtige Person 
für diesen Posten zu Anden; andererseits hat man naturgemäß bei dem viel¬ 
köpfigen Material der niederen Grade der Pflegerinnen, wie auch der Wärte¬ 
rinnen in der Großstadt fast unüberwindliche Schwierigkeiten in der Auswahl 
geeigneter Persönlichkeiten. Viel leichter scheint dies in den Provinzialstädten 
zu sein, wie ich aus den Mitteilungen der Leiter solcher Anstalten entnehme. 
Daraus erklären sich wohl in erster Reihe die ausgezeichneten Erfolge, die in 
einigen Provinzialkrankenhäusern erhalten wurden, die aber bis jetzt in den 
Londoner Krankenhäusern nicht in dem Maße erreicht zu sein scheinen. 

Zusammenfassend sei darauf hingewiesen, daß das System der Behand¬ 
lung von Infektionskranken in getrennten Boxen für gewisse Krankenhäuser 
unter Ausnahmeverhältnissen zweckmäßig sein mag. Zur allgemeinen Ein¬ 
führung ist es jedoch zweifellos nicht geeignet. Dagegen spricht zunächst 
die Umständlichkeit der Krankenpflege, ein besonderer Nachteil, wo in einem 
Saal beispielsweise auch nur ein schwerer Fall von Diphtherie liegt, der 
häufige rasche Eingriffe seitens der Pflegerin erfordert. Gerade in solchen 
Fällen muß der Zwang des Mantelwechsels und der Händedesinfektion, die 
immerhin erschwerte Übersicht des Raumes durch so viele Glaswände hin¬ 
durch, der Zeitverlust durch Öffnung und Schließen der Boxentüren den Be¬ 
trieb empfindlich zuungunsten der Schwerkranken stören. Fernere Nach¬ 
teile, die der allgemeinen Einführung des Boxensystems im Wege stehen, 
aind die erhöhten Kosten der Einrichtung und des Betriebes. Wenn es daher 
auch kaum zur allgemeinen Einführung in Infektionsspitälern — nach Art 
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des Hopital Pasteur — geeignet ist, so könnte es immerhin gelegentlich für 
Einzelstationen mit Anlage Verwendung finden. Wir denken hierbei in erster 
Linie an die Isolierung von grippekranken Säuglingen, die nach analogen 
Systemen mit Erfolg von L. F. Meyer im Berliner Waisenhaus und von 
W. Freund im Berliner Säuglingsheim geübt wurde. 


II. 

Mit den zuvor beschriebenen komplizierten Methoden, die in manchen 
Fällen der Einsperrung in einer Art von Einzelhaft nahestehen, haben neuere 
Verfahren, die gerade in England ausgebildet worden sind, mit Erfolg zu 
konkurrieren versucht. Allen diesen Methoden ist gemeinsam 1. die strengste 
Durchführung der Verhütungsmaßregeln gegen Kontaktinfektion, 2. die mög¬ 
lichst reichliche Zufuhr frischer Luft, wodurch die Wahrscheinlichkeit der 
Luft Übertragung von Infektionskeimen wenn auch nicht verhindert, so doch 
wesentlich eingeschränkt wird. 

Als Urbild solcher Verfahren kann man die allerdings etwas rohe 
Methode betrachten, die Kranken im Freien zu isolieren. In dem Infek¬ 
tionshospital der Stadt Nottingham kamen in früheren Jahren vielfach Infek¬ 
tionsübertragungen vor, die zum Teil wenigstens auf schwere bauliche Mängel 
in der Anlage des Krankenhauses, insbesondere das fast völlige Fehlen von 
Einzelräumen zurückzuführen waren. Trotz mehrerer baulicherVerbesserungen 
gelang es nicht, dieser Fälle Herr zu werden, wenngleich eine gewisse Be¬ 
schränkung der Kreuzinfektionen erreicht wurde. Nun ging man einen 
Schritt weiter und verlegte die schweren akuten Fälle von Infektionskrank¬ 
heiten ins Freie. Hierzu dienten zunächst die offenen überdachten Verbin¬ 
dungsgänge der Pavillons, späterhin auf dem Gelände errichtete Zelte. Nach 
der Beschreibung des Direktors Dr. Boobbyer sollen alle Fälle von Pocken, 
Scharlach, Masern, Keuchhusten, Pneumonie usw. Sommer und Winter, bei 
Sonnenschein, Regen, Schnee und Sturm in solchen Zelten, nur durch eine 
Plaue vor treibendem Regen geschützt, behandelt werden. Unter diesen 
Umständen soll die Heilung der Erkrankten, selbst bei Scharlach, keineswegs 
ungünstiger verlaufen sein als bei der Behandlung in Krankensälen, während 
Kontaktinfektionen angeblich vollkommen ausgeblieben sind. Das Verfahren 
ist seit 1899 im Betriebe und soll sich auch seitens der Kranken und des 
Pflegepersonals großer Beliebtheit erfreuen. Für die strengeren klimatischen 
Verhältnisse Deutschlands eignet sich wohl ein solches Verfahren zur all¬ 
gemeinen Durchführung nicht. Immerhin hat man, wie auch aus den Er¬ 
fahrungen von Otto hervorgeht, die Zeltbehandlung und Isolierung im 
Sommer mit vorzüglichem Erfolge bei der Diphtheriebekämpfung in der Armee 
geübt. Es ist auch nicht unwichtig, erneut den Beweis geführt zu sehen, was 
unter so einfachen Verhältnissen im Falle der Not, z. B. auch in Kriegszeiten 
bei der Bekämpfung von Infektionskrankheiten erreicht werden kann. 

Ein etwas anderer Gesichtspunkt liegt den nunmehr zu beschreibenden 
Systemen der Barrieren- und Bettisolierung zugrunde. Hier wird die Möglichkeit 
der Luftübertragung vollkommen außer acht gelassen, dagegen die eigent¬ 
liche Kontaktinfektion in mustergültiger Weise bekämpft. Das Barrieren¬ 
system ist im wesentlichen durch die Arbeiten von Biernatzki, dem ver- 
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dienstvollen Leiter des Plaistow Hospitals nahe bei London ausgebildet worden. 
Biernatzki war einer der ersten, die klar die große Bedeutung der Asepsis 
für unser Problem erkannten. Er ging so vor, daß die Kranken tunlichst je 
nach ihrer Krankheit auf die verschiedenen Pavillons und Stationen verteilt 
wurden. Kam nun auf irgend einer Station eine Komplikation vor, z. B. auf 
der Scharlachstation ein „septischer“ Scharlachfall oder eine interkurrente 
Erkrankung an Diphtherie, Masern, Keuchhusten, Varizellen usw., so wurde 
am Fußende des Bettes eine rote Schnur, die symbolische Barriere, angebracht, 
das bedeutete für das Pflegepersonal: während alle anderen Kranken im Saale 
ohne besondere Vorsichtsmaßregeln berührt und behandelt werden und sich 
eventuell frei im Saale bewegen dürfen, ist der hinter der Barriere gelegene 
Patient von allen anderen Kranken strengstens abgesondert, kein Patient 
darf an sein Bett treten, er erhält kein Buch, kein Spielzeug. Die Pflegerin 
muß, ehe sie an sein Bett tritt, einen besonderen Mantel anlegen, nach der 
Berührung des Kranken den Mantel an Ort und Stelle ablegen und sich in 
einem neben dem Bett aufgestellten Waschbecken desinfizieren. Alle Uten¬ 
silien des Kranken sind besonders gezeichnet und werden nach dem Gebrauch 
desinfiziert. Übertragungen von Infektionen sind bei diesem System, das 
seit einer Reihe von Jahren in Anwendung ist, nur anfangs und ausnahms¬ 
weise vorgekommen. Der Erfolg dieses eigenartigen und einfachen Systems 
liegt vor allem in der Persönlichkeit des Leiters begründet, zweitens in dem 
vorzüglichen Pflegepersonal, über das dieses Krankenhaus verfügt. Als 
wesentlichen Vorzug des Systems haben wir seine Einfachheit und seine An¬ 
wendbarkeit auf jeder Station zu betrachten. Denn in jedem Krankensaal 
kommen im Laufe der Zeit bald hier bald da solche „Barrierenfälle“ vor. 
Dann bleibt der Kranke ruhig in seinem Bette liegen, der Transport in Einzel¬ 
zimmer oder in andere Baracken wird ihm erspart, er wird nur mit erhöhter 
Vorsicht und Sorgfalt weiter gepflegt. Auf diese Weise lernt jede Schwester, 
jede Lernschwester, jede Wärterin zuverlässig und gewissenhaft zu arbeiten, 
erwirbt sich die nötige Sicherheit im Betrieb und ist im Moment der Gefahr 
gerüstet. 

"Noch einen Schritt weiter gingen Rundle und Burton in Liverpool, 
mit dem von ihnen auf Grund älterer Versuche eingeführten System der 
Bettisolierung. Während beim Barrierensystem in der Regel nur ein 
oder zwei Fälle auf einer Station besonders zu isolieren sind, machen diese 
Autoren eine Station in bewußter Absicht zu einer Mischstation von allen 
möglichen komplizierten und nicht komplizierten, ansteckenden und nicht 
ansteckenden Kranken. Die seit dem Jahre 1910 in Gang befindlichen 
Untersuchungen haben zu bemerkenswerten Ergebnissen geführt. Zum Ver¬ 
ständnis der Resultate dürfte eine kurze Beschreibung der baulichen Ein¬ 
richtungen beitragen. Das vor sieben Jahren erbaute Krankenhaus besteht 
aus einer Reihe vollkommen voneinander getrennter einstöckiger Pavillons. 
In jedem Pavillon befinden sich ein Männersaal und ein Frauensaal, die 
durch den Mittelbau voneinander getrennt sind. In diesem befinden sich 
Windfang, Küche und Verwaltungsräume. Jeder Krankensaal hat am distalen 
Ende die Klosett- und Baderäume, am zentralen Ende ein Isolierzimmer bzw. 
Operationsraum. Die Säle sind etwa 23m lang, 8 m breit, 4 m hoch und 
werden mit je 12 Kranken belegt. Es kommen daher auf den Patienten 

Vierteljahrssohrift für Gesundheitspflege, 1913. 24 
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etwa 15 qm Bodenfläche, 61 cbm Luftraum. Die innere bauliche Einrich¬ 
tung und das Mobiliar der Krankensäle entsprechen allen hygienischen An¬ 
forderungen. Die Heizkörper befinden sich in der Mitte des Krankensaales; 
es sind doppelt ventilierende Kamine, deren Abzugsrohr — um die Übersicht 
im Saal nicht zu stören — unter dem Fußboden nach außen geleitet wird. 

Die Ventilation erfolgt einmal durch den Kamin, ferner aber vor 
allem durch ausgiebige Fensterlüftung. Auf jeder Seite des Saales befindet 
sich zwischen je zwei Betten ein Fenster, dessen oberer Flügel Sommer und 
Winter offen ist. Die Betten sind etwa 2 m voneinander entfernt. Durch 
diesen Zwischenraum passiert nun ein dauernder Luftstrom. Hierdurch wird 
zwar eine gewisse Verbreitung der vom Kranken abgegebenen infektiösen 
Tröpfchen durch den ganzen Saal bewirkt; andererseits dürfte diese Art 
der Lüftung in erster Linie zu einer sehr weitgehenden Verdünnung der 
in der Luft schwebenden und vom Kranken aufgenommenen infektiösen 
Tröpfchen und Stäubchen führen, so daß man auf dem umgekehrten Wege, 
wie Lesage mit seinem Verfahren der „Windstille“, doch etwa dasselbe 
Resultat erzielt. Diese kräftige Lüftung hat den weiteren Vorteil, daß die 
im Krankensaal ebenso lästigen wie gefährlichen Fliegen fast vollkommen 
fehlen. 

Neben diesen günstigen äußeren Umständen ist eine weitere Grund¬ 
bedingung für die Ausführung der in Rede stehenden Versuche in dem aus¬ 
gezeichneten Schwesternmaterial dieses Krankenhauses verwirklicht. Der 
Pavillon, in dem die Versuche ausgeführt wurden, untersteht einer hervor¬ 
ragend geschulten und gewissenhaften Schwester. Ihr sind untergeordnet 
für die beiden Stationen (Männer und Frauen) je eine ausgebildete Pflegerin 
und eine Lernschwester für den Tages- und je eine Pflegerin für den Nacht-, 
dienst. Das hier gegebene Verhältnis von einer Pflegerin auf etwa 3 1 / 2 Kranke, 
entspricht ungefähr dem in den meisten größeren englischen Isolierkranken¬ 
häusern üblichen. 

Wenden wir uns nunmehr den speziellen Arbeiten von Run die und 
Bur ton zu. Die in dem Sammelpavillon auf genommenen Kranken sind: 

1. Alle Fälle von Puerperalfieber und Erysipel. 

2. Alle mit der irrigen Diagnose einer Infektionskrankheit eingelieferten 
Personen, die sich bei der Aufnahme als nicht infektiös erweisen. 

3. Fälle von zweifelhafter Diagnose (z. B. Diphtherie- oder Scharlach¬ 
verdacht). 

4. Irgend welche Fälle von Infektionskrankheiten, die eine besondere 
operative Behandlung erfordern. 

5. Die meisten Fälle von Keuchhusten, Röteln und Varizellen. 

6. Fälle von Diphtherie und Masern, wenn die hierfür bestimmten be¬ 
sonderen Pavillons überfüllt sind. 

7. Fälle von epidemischer Diarrhöe, soweit ihre Zahl beschränkt ist. 

Näheres über die im Sammelpavillon behandelten Fälle ergibt sich aus 

Tabelle 4 (S. 371), welche die in den ersten 27 Monaten auf genommenen 
741 Fälle umfaßt. 

Wir wenden uns nunmehr der Besprechung der Einzelheiten der Pflege 
zu. Es wird hierbei eine Scheidung durchgeführt zwischen den hochgradig 
infektiösen Patienten, den eigentlichen aktiven Ansteckungsherden einer- 
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Tabelle 4. Liverpool City Hospital. 

Aufnahmen in den Sammelpavillon. Etatsjahre 1910 und 1911. 

Infektionskrankheiten (anzeigepflichtig): 


Scharlach ..76 

Diphtherie.42 

Masern.42 

Böteln. 13 

Varizellen.41 

Keuchhusten.. 

Scharlach und Keuchhusten. 3 

Masern und Keuchhusten .. 3 

Varizellen und Paratyphus. 1 

Diphtherie und Scharlach. 2 

Typhus.13 

Wochenbettfleber.42 

Erysipel.283 

Angina Vincenti. 1 

Milzbrand. 1 

Epidemische Genickstarre. 1 

527 


Andere Krankheiten. 


Phthise. 3 

Tuberkulose anderer Organe. 4 

Croupöse Pneumonie. 4 

Empyem. 3 

Bronchitis, Bronchopneumonie.18 

Angina.58 

Magen-Darmkatarrhe.33 

Conjunctivitis. 5 

Marasmus, Ernährungsstörungen. 8 

Phlegmonen, septische Wunden. 9 

Hautabszesse, Mastitis. 3 

Hautkrankheiten.18 

Dyspepsie, Syphilis, akuter Gelenkrheumatismus, Anämie, 

Carcinom, Bhachitis, je 2.12 

Laryngit., Betrophar. Abso., Stomat. ulcer., Alveolarabszess, 
Nephrit., Myocard., Chorea, Icter. neon., je 1. 8 

Summa 186 

Gesund eingeliefert.28 


seits, und den nicht (oder kaum) infektiösen, den sogenannten „neutralen“ 
Patienten andererseits. 

Die aktiven Infektionsträger werden streng im Bett isoliert. Für jeden 
solchen Fall werden zwei Mäntel (für Arzt und Pflegerin) am Bett auf¬ 
gehängt, die bei jeder Berührung des Kranken anzulegen sind. Die Eß- und 
Trinkgeschirre sind nach jeder Benutzung sofort auszukochen, für alle Ge¬ 
räte usw. gilt die strenge Verfügung, daß sie nirgendwo herumstehen dürfen, 
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sondern unmittelbar nach der Benutzung auszukochen sind. Nach jeder 
Berührung des Patienten legt die Pflegerin den Mantel am Bett ab und 
wäscht sich die Hände: hierzu dienen Waschbecken, die in der Mitte des 
Krankensaales so aufgestellt sind, daß diese wichtige Prozedur vor aller 
Augen und gründlich durchgeführt wird; nur in besonders schweren Fällen, 
wo häufigere Berührung des Kranken erforderlich ist 9 wird ein weiteres 
Waschbecken neben dem Bett des Kranken aufgestellt So wird jede Infek¬ 
tionsquelle tunlichst auf das Bett des betreffenden Patienten 
lokalisiert. 

Dagegen können die „neutralen Fälle“, soweit es ihr Zustand erlaubt, 
sich frei im Saal bewegen, naturgemäß ohne in die Nähe der hochinfektiösen 
zu kommen. Als neutrale Fälle betrachtet man: 1. alle nicht an Infektions¬ 
krankheiten sensu 8trictiori leidenden Personen, 2. Fälle von Erysipel und 
sonstigen Eiterungen J ), 3. die von einer echten Infektionskrankheit Genesen¬ 
den, soweit sie keine Komplikationen, Eiterungen usw. aufweisen. Wir sind 
geneigt, in der Einreihung solcher Fälle unter die „Neutralen“ eine nicht 
unbedenkliche Gefährdung des ganzen Systems zu erblicken, da es bei vielen 
Infektionskrankheiten, z. B. Scharlach, nicht möglich ist, mit Sicherheit zu 
entscheiden, wann die Infektiosität erloschen ist. 

Gewisse allgemeine Hegeln sollen die anderweitige Übertragung von 
Infektionskeimen verhüten. Bücher und Spielzeug werden nur den „Neu¬ 
tralen“ bewilligt. Besucher werden zwar zu allen Fällen zugelassen, aber 
strenge bewacht. Überhaupt spielt naturgemäß bei diesem, wie bei allen 
Systemen mit ähnlicher offener Krankenbehandlung in gemeinsamen Sälen 
die sorgfältigste Überwachung aller, sowohl Erwachsener wie Kinder, eine sehr 
bedeutungsvolle Rolle und stellt recht hohe Anforderungen an die Gewissen¬ 
haftigkeit des Pflegepersonals. 

Von weiteren Maßregeln zur Verhütung direkter Kontaktübertragung 
von Bett zu Bett ist die selbstverständliche Maßregel zu nennen, daß man 
nach Möglichkeit gleichartige Krankheiten nebeneinander legt und ver¬ 
schiedenartige durch solche Personen trennt, welche beide Krankheiten bereits 
überstanden haben. Nicht immer läßt sich dies freilich verwirklichen. So 
mußten einmal neben drei an schwerstem paroxysmalen Keuchhusten leidende 
Kinder einige andere an Varizellen erkrankte Kinder, die wahrscheinlich 
nicht keuchhustenimmun waren, gelegt werden, es erfolgte keine Infektion. 

Eine Vorstellung von dem Verteilungsmodus der Kranken bietet nach¬ 
stehendes Beispiel der Belegung an einem Tage: 

Frauenstation. 

a) Iaolierzimmer: 

Bett 1: Schwerer septischer Fall von Scharlach. 

b) Hauptkrankenraum: 

Bett 2: Varizellen im vesikulären Stadium. 

„ 3: Varizellen im pustulösen Stadium. 

„ 4: Keuchhusten, Anfangsstadium. 


*) Eine besondere Verschärfung erfahren die Bestimmungen bei Puerperal¬ 
fieber. Diese Fälle werden nach Möglichkeit im Einzelzimmer von besonderen Pflege¬ 
rinnen behandelt, die mit anderen septischen Fällen nicht in Berührung kommen. 
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Bett 5: Keuchhusten in einem späteren, paroxysmalen Stadium. 

„ 6 u. 7: Nichtinfektiöse Hautkrankheiten, die bei der Aufnahme 

scharlachverdftchtig waren. 

„ 8: Säugling, an Erysipel leidend. 

„ 9: Seine gesunde Mutter. 

„ 10: Scharlach in der zweiten Krankheitswoche. 

„ 11: Masern am zweiten Tage des Exanthems. 

„ 12: Diphtherie — aus dem Diphtheriepavillon am Ende der zweiten 

Krankheit«woche wegen eines scharlaohverdächtigen Exanthems 
hierher verlegt. 

„ 13: Angina. 

Männerstation. 

Bett 14: Diphtherie — am 1. Tage des Masernexanthems ans dem Diph¬ 
theriepavillon hierher verlegt. 

„ 15 u. 16: Erysipel. 

n 17: Scharlach, leichter Fall. 

„ 18: Erysipel. 

„ 19: Keuchhusten und Masern, am 2. Tage des Exanthems hierher 

verlegt. 

„ 20: Masern, am 3. Tage des Exanthems. 

„ 21 u. 22: Erysipel. 

„ 23: Bachendiphtherie, schwerer Fall. 

Trotz dieser recht schweren Anforderungen an die Wirksamkeit der 
Isolierungsmaßnahmen sind nach der Angabe des Krankenhausleiters im Laufe 
von zwei Jahren nur zwei Übertragungen — es handelte sich hierbei um 
Scharlach — zur Beobachtung gekommen. Es ist zwar unseres Erachtens denk¬ 
bar, daß noch die eine oder andere vereinzelte Kontaktinfektion vorgekommen 
sein mag; unwahrscheinlich aber ist es bei der überaus strengen Kontrolle 
seitens der Krankenhausleitung sowie des vorzüglich organisierten städtischen 
Sanitätsdienstes, daß die angegebene Zahl irgend nennenswert überschritten 
sein mag. Die hier zur Beobachtung gekommene Zahl von im Krankenhaus 
entstandenen Infektionen, die also dem System zur Last fallen, ist eine sehr 
geringe. Soweit über diesen Gegenstand überhaupt Statistiken vorliegen, 
scheinen in Eirankenhäusern des alten Systems Kreuzinfektionen mindestens 
so oft, wenn nicht noch öfter als in Liverpool vorzukommen. 

Die hier beschriebenen Versuche von Rundle und Burton sind bereits 
von einzelnen Krankenhausleitern, unter anderen auch in London, nach¬ 
geprüft worden; es scheint indessen, daß hier noch nicht die richtige Sicher¬ 
heit im Betriebe erzielt worden ist, sondern daß dort häufiger Kreuzinfektionen 
vorgekommen sind. Dies ist nach den obigen Ausführungen über die Schwierig¬ 
keiten bei der Auswahl des Londoner Pflegerinnenpersonals vielleicht erklär¬ 
lich. Ehe man zu einem definitiven Urteil über die Versuche von Rundle 
und Bur ton gelangen kann, wird das Resultat der Nachprüfungen in einer 
Reihe größerer Anstalten abzuwarten sein. Man wird nämlich gut tun, aus 
den bisherigen verhältnismäßig kleinen Zahlen noch keine zu weitgehenden 
Schlüsse zu ziehen; denn es wäre immerhin denkbar, daß zufällige Häufungen 
von Kreuzinfektionen — bedingt durch Änderungen in der Virulenz der 
Krankheitserreger, durch das Vorkommen von „Dauerausscheidung 1 * bei dem 
Pflegepersonal oder durch andere unkontrollierbare Einflüsse — das Bild noch 
wesentlich umgestalten können. 
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Die beschriebenen Versuche haben aber jedenfalls das eine bewiesen, 
daß man mit einem relativ hohen Grade von Sicherheit Patienten > die mit 
den verschiedensten Infektionskrankheiten behaftet sind, iin gleichen Raume 
nebeneinander liegend behandeln kann, wenn bei sonst ausgezeichneten 
hygienischen Bedingungen die Pflege, cL h. die Durchführung aller Maßnahmen 
der fortlaufenden Desinfektion am Krankenbett, wirklich auf der Höhe ist. 
Die Resultate sind kaum zu unterscheiden von denen, die man bei strenger 
räumlicher Trennung der Patienten im Boxensystem erhält. Unsere Forde¬ 
rungen betreffs Unterbringung infektiöser Kranken brauchen daher vielleicht 
nicht so hoch gespannt zu werden, wie das noch in den letzten Jahren von 
namhaften deutschen Forschern, wie Schlossmann, geschehen ist. Die Kom¬ 
plikation des Pflegedienstes und die Belastung der Gemeinde durch weit¬ 
gehende Einrichtung von Einzelpavillons, Einzelbaracken und Einzelzimmern 
wird sich in Zukunft wesentlich beschränken lassen, wenn sich die oben be¬ 
schriebenen Liverpooler Resultate in größerem Umfange bestätigen. Die 
Entscheidung der Frage, ob das auch in Deutschland der Fall ist, wird für 
die nächste Zukunft bei Bau und Anlage neuer Krankenhäuser von weit- 
tragender Bedeutung sein. Es ist zu hoffen, daß gerade unsere deutschen 
Krankenhausleiter mit dem neuen Verfahren den Versuch wagen und sich 
nicht durch die Mühe und Verantwortung zurückschrecken lassen. Die 
hygienischen Bedingungen in unseren Krankenhäusern dürften denen der 
englischen Parallelanstalten im allgemeinen gleichwertig sein. Das Pflege¬ 
rinnenpersonal ist jedenfalls hierzulande nicht so gleichmäßig geschult, wie 
das in England der Fall ist. Aber schon seit mehreren Jahren ist eine 
deutliche Aufwärtsbewegung in dem Status der Krankenpflegerinnen unver¬ 
kennbar. Der Zustrom besser erzogener und auch theoretisch bereits vor¬ 
gebildeter Mädchen zu diesem Beruf kann nicht verfehlen, den Gesamtberuf 
ebenso wie die Leistungen der einzelnen zu heben* Für die speziellen Be¬ 
dürfnisse der Pflege von Infektionskrankheiten aber dienen die an den ver¬ 
schiedenen preußischen Desinfektorenschulen in zunehmender Anzahl ge¬ 
haltenen Au8bildungskur8e für Krankenpflegerinnen in der fortlaufenden 
Desinfektion am Krankenbett. 

Eis steht zu hoffen, daß wir auf diesem Wege im Laufe der Zeit einen 
Stab von theoretisch und praktisch geschulten Pflegerinnen und auch von 
Ärzten heranbilden werden, die selbst unter den primitivsten Verhältnissen 
den größten Anforderungen schwerer Seuchen in Krieg und Frieden ge¬ 
wachsen sind. 
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Die Typhusepidemie in Königsberg i. Pr. 
im Herbst 1912. 

Von Reg.- u. MecL-Rat Dr. Solbrig u. Kreisassistenzarzt Dr. Soheu, Königsberg. 


Typhus wird bekanntlich leicht und häufig durch Milch und Milch¬ 
produkte verbreitet, da diese einen günstigen Nährboden für die Typhus¬ 
bazillen abgeben und da ferner das Hantieren mit der Milch vom Augenblick 
des Melkens bis zum Genuß dem Eintritt von TyphusbaziUen vielerlei 
Möglichkeiten bietet. Nach Kay ser sind 40 Proz. aller Typhusepidemien Milch¬ 
epidemien. Wie Schüder an der Hand einer Zusammenstellung der Typhus¬ 
epidemien aus den Jahren 1878 bis 1899 berechnet, sind von 638 Typhus¬ 
epidemien 110 = 17 Proz. durch infizierte Milch verursacht worden. Auch 
in den folgenden Jahren sind wiederholt solche Milchepidemien beschrieben, 
so von Schlegtenthal eine, bei der aus der Kundschaft einer Milchwirtschaft, 
deren Besitzer an Typhus litt, 111 Leute befallen wurden. Aus Bromberg 
berichtete Jester vor einigen Jahren von einer Epidemie, die ihren Ursprung 
aus zwei Milchwirtschaften nahm, in denen zwei Patientinnen an Typhus 
litten, von denen eine überhaupt nicht ärztlich behandelt war, die zweite vom 
behandelnden Arzt nur als typhusverdächtig angesehen und deshalb nicht 
gemeldet worden war. Die große Verbreitung — 116 reine Milchinfektions¬ 
fälle, dazu 59 spätere Kontaktfälle — kam hauptsächlich dadurch zustande, 
daß die Mütter die beiden Kranken ohne jede Vorsichtsmaßregel gepflegt, 
gleichzeitig aber auch das Melken und Abliefern der Milch in die Milchwagen 
besorgt hatten. Einer der beiden Verfasser selbst beobachtete vor einigen 
Jahren im Regierungsbezirk Allenstein eine kleine ausgesprochene Molkerei¬ 
epidemie auf dem Lande. Auch hier war die verhältnismäßig starke Aus¬ 
breitung — es handelte sich um etwa 32 Typhusfälle — nur dadurch möglich, 
daß die Krankheit zu spät erkannt wurde. Und zwar hatte der zuerst 
erkrankte Direktor der Molkerei sich offenbar auf einer Reise infiziert, war 
dann von seinem Arzt ins Krankenhaus geschickt worden, ohne daß der 
letztere die Diagnose Typhus gestellt hatte. Vielmehr war Bronchitis bzw. 
Pneumonie angenommen worden. Der behandelnde Arzt gab dann allerdings 
später an, daß er auch Verdacht auf Typhus gehabt hätte, von der zur Siche¬ 
rung der Diagnose erforderlichen Blutuntersuchung aber Abstand genommen 
habe, da er der Meinung war, daß die Untersuchung mit Kosten verbunden 
sei. So war nichts zur Vernichtung der in der Molkerei entstandenen Keime 
geschehen, und es dauerte gar nicht lange, da erkrankte die Meierin an 
Typhus. Auch bei ihr wurde die Krankheit erst spät erkannt. Als endlich 
die Anzeige ihrer Erkrankung einlief, war schon eine ganze Reihe Bewohner 
der umliegenden Ortschaften erkrankt, und zwar ausschließlich solche, die im 
Milchverkehr mit der Meierei gestanden, d. h. Milch zur Molkerei geliefert 
und Magermilch von ihr zurückerhalten hatten. Bald nachdem die amts¬ 
ärztlichen Untersuchungen eingeleitet und die erforderlichen Maßnahmen — 
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Überführung der Kranken ins Krankenhaus, Einstellung des Molkereibetriebes 
bis zur erfolgten Dampfdesinfektion aller Gerätschaften in der Molkerei, Ver¬ 
bot der Lieferung von Milch aus den verseuchten Gehöften, Sterilisierung der 
Milch — getroffen waren, erlosch die Epidemie. 

Die Milchepidemien kommen entweder direkt durch Übertragen der 
Keime vom Kranken selbst oder Personen, die Typhuskranke pflegen, oder 
indirekt durch Vermittelung des Wassers zustande. Bei direkter Über¬ 
tragung der Keime sind besonders die Leichtkranken, die herumgehen und 
mit ihren ungereinigten Händen das Melken und Eingießen der Milch in die 
Kannen usw. besorgen, beteiligt. Ebenso kann die Infektion durch Personen, 
die Typhuskranke pflegen und zugleich im Milchgeschäft tätig sind, erfolgen. 
Die indirekte Übertragung setzt voraus, daß Typhusdejektionen ein Wasser, 
welches zum Spülen der Milchkannen oder sogar zur Verdünnung der Milch 


Fig. 1. 



Typhusmorbiclität in Königsberg i. Pr. 1903 bis 1912. 

benutzt wird, infizieren, wie dies z. B. beim unachtsamen Ausgießen von 
Typhusstühlen auf einen Misthaufen, in dessen Nachbarschaft ein undichter 
Brunnen sich befindet oder beim Spülen von Nachtgeschirren, Auswaschen 
der Wäsche am undichten Brunnen geschehen kann. Man nimmt vielfach 
an, daß diese zweite Art, die indirekte Übertragung, die häufigere ist. Auch 
unsere Epidemie in Königsberg ist ein Beispiel für diese Art der Übertragung. 

Den Milchepidemien eigentümlich sind im allgemeinen folgende Momente: 

1. explosionsartiges plötzliches Auftreten des Typhus in einem bestimmten 
Bezirke, 

2. die ersten Fälle sind meist leichterer Natur, die folgenden schwerer, 

3. die Kinder und jugendlichen Personen und die Frauen, die ja im 
allgemeinen mehr Milch trinken, werden zahlreicher befallen. 

Die Stadt Königsberg hat seit dem Jahre 1888 keine größere Typhus¬ 
epidemie erlebt. Die Zahl der Typhusfälle, die alljährlich Vorkommen, ist 
eine verhältnismäßig niedrige. Es wurden im Durchschnitt in den letzten 
10 Jahren jährlich 48 Fälle beobachtet, d. h. auf 10000 Einwohner 2,2, 
gegenüber 4,1 : 10 000 in Preußen. Die Fig. 1 zeigt in einer Kurve die 


Digitized by <^Qu2ie 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 






377 


Die Typhusepidemie in Königsberg i. Pr. im Herbst 1912, 

Typhusmorbidität in Königsberg seit dem Jahre 1902; man erkennt daran 
zwar ein gewisses Schwanken in den einzelnen Jahren, aber doch außer dem 
Jahre 1912 kein auffälliges Ansteigen der Kurve. Nach dem Tiefstände von 
1911 mit 28 Fällen folgte im Jahre 1912 ein Anstieg auf 94 Fälle. 

Bis Ende Oktober 1912 waren nur Einzelfälle von Typhus bekannt 
geworden, und zwar im ganzen 37, die sich ziemlich gleichmäßig über das ganze 
Jahr und die verschiedenen Stadtviertel verteilten. Zwischen diesen Fällen ließ 
sich meist ein Zusammenhang nicht feststellen. Hier und da waren Kontakt¬ 
infektionen zu ermitteln, Häufungen in einem Hause, in vielen Fällen Ein¬ 
schleppungen von auswärts. Einer dieser Fälle trat auch im Juli auf dem 
Tragheimer Ausbau auf, dem Stadtteil, welcher dann später von der Epidemie 
befallen wurde, ohne daß sich ein Zusammenhang dieses Falles mit den Fällen 
der Epidemie hat feststellen lassen. 

Dieser Tragheimer Ausbau ist noch völlig ländlich und dorfartig gebaut 
und in hygienischer Beziehung ein wunder Punkt an Königsberg. Nur ein 
beschränkter Teil der zu demselben gehörenden Grundstücke ist an die 
städtische Wasserleitung und Kanalisation an geschlossen. Es bestehen also 
hier vereinzelt noch teils ganz offene, teils undicht überdeckte Brunnen, 
welche gegen Verunreinigungen von außen nicht genügend geschützt sind. 
Die Aborte sind vereinzelt noch alte schmutzige Holzhäuschen, teils ohne, 
teils mit defektem Behälter, an welche sich der mehr oder minder große zum 
Hof gehörige Misthaufen anlehnt Die Abwässer dieser Misthaufen ergießen 
sich zum Teil in die in jenem Stadtteil noch ziemlich zahlreich vorhandenen 
Gräben, in denen sie allmählich versickern. Diese Mißstände in hygienischer 
Beziehung waren der Stadtverwaltung Königsbergs nicht unbekannt, doch ist 
ihre völlige Abstellung bisher immer verschoben worden, weil noch kein 
Bebauungsplan für dieses Stadtgebiet aufgestellt ist. 

Die erste Meldung von dem Ausbruch des Typhus dortselbst lief am 
24. Oktober 1912 ein, zugleich mit dem Hinweis, daß in einem Nachbarhaus 
eine ähnliche Erkrankung vorgekommen sein sollte. Der gemeldete Fall 
betraf einen 14jährigen Lehrling in dem Hause Tragheimer Ausbau 140/141, 
der seit 14 Tagen krank war und bei dem die bakteriologische Blutunter¬ 
suchung in den nächsten Tagen den Typhusverdacht bestätigte. Die dann 
am gleichen Tage noch angestellten weiteren amtlichen Ermittelungen ergaben 
sehr bald, daß auf dem Tragheimer Ausbau zahlreiche Personen längere oder 
kürzere Zeit krank lagen und zum mindesten typhusverdächtig waren, nämlich 
im ganzen noch 11 Personen aus 4 Häusern und 8 Familien, teils an der 
Samitter Chaussee, teils am Stadtgarten. Von diesen 11 hatten 5 überhaupt 
nicht in ärztlicher Behandlung gestanden, 2 davon waren bereits genesen; 
die übrigen dagegen waren teils als Influenza-, Bronchitiskranke usw. ärztlich 
behandelt, ein 12 jähriges Mädchen wegen Blinddarmentzündung im Kranken¬ 
hause operiert worden. Es wurde ferner alsbald festgestellt, daß alle 
Erkrankten ihre Milch von demselben Gehöft (Tragheimer Ausbau 214/217) 
bezogen hatten. Die sofortigen Ermittelungen auf diesem ergaben, daß doit 
3 Familien bei der Besitzerfamilie K., welche eine Milchwirtschaft betreibt, 
zur Miete wohnten. Bei zwei dieser Familien lag je 1 Person typhuskrank, 
je 1 Person war gerade genesen. Die Familie K. dagegen erwies sich bei 
mehrfachen bakteriologischen Untersuchungen als gesund und bazillenfrei. 
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teils direkt in Wagen ausgefahren und im Umherfahren verkauft, teils durch 
vier Filialen nur im Tragheimer Ausbau weiter vertrieben. Butter und Käse 
wurde nicht hergestellt. Das K.sche Grundstück ist im übrigen sowohl an 
die städtische Wasserleitung, wie an die Kanalisation angeschlossen, und 
zwar befinden sich an der westlichen Giebelwand des Kuhstalles sowohl eine 
Zapfstelle der Wasserleitung, als auch zwei Wasserspülklosetts, von denen 
das eine von der Familie K., das andere von der Familie N. benutzt wird. 
Die Familie L. dagegen, in der die genannten 5 Typhusfälle vorgekommen 
waren, mußte einen alten hölzernen Abort auf der östlichen Giebelseite des 
Stalles benutzen, der ohne jeden Behälter war, unmittelbar an den großen 
Misthaufen des Grundstückes angrenzte, und unter dem sich eine ausgedehnte 
Jauchelache befand. Diese letztere wässerte in einen auf der Südseite am 
Stall entlang zum Chausseegraben führenden kleineren Graben ab. Unmittel¬ 
bar an diesem kleineren Graben und zwischen ihm und der südlichen Giebel¬ 
wand des Wohnhauses lag ein alter Schachtbrunnen, der undicht überdeckt 
und dessen Umgebung stark verschmutzt war. Der kleinere Graben selbst 
war in nächster Nähe des Brunnens bis zur halben Höhe mit einer stark 
kothaltigen Flüssigkeit gefüllt. 

Da nach dem alten Abort immerhin ein gut Stück über den Hof zu 
gehen war, hat die Familie L. in der Regel und wie von einwandfreien 
Zeugen beobachtet, ihre Nachtgeschirre mit Typhusstuhl bequemlichkeitshalber 
einfach im Bogen über den Brunnen hinweg in den Graben ausgeleert. Dabei 
wurde naturgemäß die Umgebung des Brunnens sowie seine Bedeckung mit 
Typhusstuhl bespritzt. Der letztere ist durch die undichte Bedeckung in 
den Brunnen offenbar auch hineingesickert. 

Mit dem Wasser dieses Brunnens, welches ja im Vergleich zum Leitungs¬ 
wasser nichts kostete, spülte die Familie K. ihre Milchkannen. Wie wir 
selbst feststellen konnten, standen außerdem die gefüllten Milchkannen zum 
Kühlen in diesem verhältnismäßig recht kalten Brunnenwasser. Somit war 
die Möglichkeit der dauernden Infektion der Milch mit Typhusbazillen in 
doppelter Beziehung gegeben. Einmal war das Brunnenwasser durch 
Typhusstuhl verunreinigt und wurde dann zum Spülen der Milchkannen 
Kühlen der Milch, möglicherweise auch zur Verdünnung der Milch verwendet, 
andererseits wurden die Milchkannen direkt auf der mit Typhusstuhl ver¬ 
unreinigten Bedeckung bzw. der Umgebung des Brunnens gespült und 
gewaschen. Daneben war im K. sehen Hause selbst bei der Unterlassung 
aller Vorsichtsmaßregeln der Kontaktinfektion Tür und Tor geöffnet. 

Bei den sich nun sofort anschließenden weiteren Ermittelungen auf dem 
Tragheimer Ausbau überhaupt konnte man sich geradezu an die Abnehmer 
der K. sehen Milch halten. In einzelnen stark bewohnten Arbeiterhäusern, 
namentlich „Am Stadtgarten“ hatten fast sämtliche Familien Milch von den 
K. sehen Filialen bezogen. 'Hier fanden sich überall Typhusfälle, und zwar 
zumeist Kinder und Frauen, die ja die Hauptkonsumenten der Milch dar- 
stellen. Alle Familien in den gleichen Häusern, die ihre Milch von anderen 
Quellen bezogen hatten, waren gesund geblieben. 

So konnten denn bereits am ersten Tage 12 Typhusfälle amtsärztlicher- 
seits festgestellt und dementsprechend noch am gleichen Abend folgende 
nötigste Bekämpfungsmaßregeln getroffen werden: 
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1. Verbot des weiteren Milchverkaufes aus dem K.sehen Grundstück 
(Kontrolle durch einen dort stationierten Schutzmann), 

2. Schließung einer Gastwirtschaft bis zur Verbringung der dortselbst 
krank liegenden Tochter ins Krankenhaus und Desinfektion der Gastwirts¬ 
wohnung durch die städtische Desinfektionsanstalt. 

Die am folgenden Tage an Ort und Stelle angestellten weiteren Ermitte¬ 
lungen führten zur Feststellung von noch 8 Typhusfällen, so daß bis zum 
Abend des zweiten Tages bereits 20 Fälle amtsärztlich festgestellt waren. 
Gleichzeitig liefen die ersten bakteriologischen Sicherstellungen der Diagnosen 
„Typhus“ vom hiesigen hygienischen Institut ein. Nunmehr wurden folgende 
weitere Bekämpfungsmaßregeln für notwendig erklärt und polizeilich zur 
Durchführung gebracht: 

1. Die Verbringung aller ermittelten Kranken in die Krankenhäuser, da 
von einer auch nur einigermaßen strengen Absonderung in den außerordent¬ 
lich stark bewohnten Behausungen und kinderreichen Familien keine Rede 
sein konnte, 

2. die sofortige Desinfektion der befallenen Wohnungen durch die 
städtische Desinfektionsanstalt nach Entfernung der Kranken aus den Häusern, 

3. die Schließung der Schule (da eine ganze Anzahl Schulkinder und 
auch ein Lehrer bereits erkrankt waren), 

4. die Schließung sämtlicher Brunnen auf dem Tragheimer Ausbau, 
deren es noch eine ziemlich große Anzahl gibt und welche, wie bereits erwähnt, 
gegen Verunreinigungen nicht genügend geschützt sind, 

5. die Schließung sämtlicher nicht an die Kanalisation angeschlossener 
Aborte auf denjenigen Grundstücken, die kanalisiert sind, 

6. das Verbot des Zeitungsaustragens durch Kinder (ein solches Kind 
war bereits erkrankt), 

7. die Anbringung einer gelben Tafel mit der Aufschrift „Typhus“, bei 
Nacht einer gelben Laterne an den von Typhus befallenen Häusern, 

8. andauernde Nachforschungen in den Häusern durch die Polizeibeamten 
nach weiteren Kranken, 

9. die öffentliche Warnung des Publikums vor dem Genuß roher 
ungekochter Milch. 

Gleichzeitig wurde für die nächste Zukunft für notwendig erklärt: 

10. Der Anschluß aller Grundstücke des Tragheimer Ausbaues an die 
städtische Kanalisation, 

11. die regelrechte Entwässerung aller Grundstücke, 

12. danach die Unbrauchbarmachung der Brunnen und alten Aborte. 

Zwecks baldiger Durchführung dieser letzten drei Maßnahmen wurde 

außerdem die Einberufung der Gesundheitskommission beantragt. Dieselbe 
trat schon nach wenigen Tagen zusammen und erkannte die Notwendigkeit 
der obigen Maßnahmen an. Daraufhin beschäftigte sich denn auch der Magistrat 
in einer der nächsten Stadtverordnetenversammlungen eingehend mit diesen 
Fragen, und es wurde in erster Linie die schleunige Aufstellung eines 
Bebauungsplanes für den Tragheimer Ausbau beschlossen. 

Der Nutzen der eingeschlagenen Bekämpfungsmaßregeln hat sich bald 
gezeigt. Wenn auch in den nächsten Tagen nach Bekanntwerden der 
Epidemie noch eine Reihe typhusverdächtiger Fälle ermittelt wurde, so war 
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doch damit die gesamte Ausdehnung der Epidemie festgestellt. Bei den dann 
folgenden vereinzelten Fällen, die zum Teil auch in die innere Stadt fielen 
und die zum Schluß zumeist als Kontaktinfektionen aufzufassen waren, ließ 
sich die Entstehung der Krankheit ausnahmslos leicht auf den Tragheimer 
Ausbau zurückfahren, indem es sich entweder um Hausgenossen von Erkrankten 
oder solche Personen handelte, die im Verkehr mit Erkrankten (Besuch der¬ 
selben Arbeitsstelle u. dgl.) gestanden hatten. 

Von wesentlichem Einfluß auf das rasche und dauernde Erlöschen der 
Epidemie war wohl auch die außerordentlich gründliche Desinfektion des 
Ursprungsgrundstückes, nachdem sämtliche dortliegenden Typhuskranken ins 
städtische Krankenhaus überführt waren, ferner die Beseitigung des alten Ab¬ 
ortes auf demselben, sowie die völlige Beseitigung des alten Brunnens durch 
Ausheben des Pumpenstockes und 
gänzliches Zuschütten. 

Dank aller dieser Maß¬ 
nahmen konnte am Schluß des 
Jahres 1912, also nach ungefähr 
dreimonatiger Dauer, die Typhus- 
epidemie in Königsberg als er¬ 
loschen bezeichnet werden (vgl. 

Fig. 3). 

t Die Gesamtausdehnung der 
Epidemie betrug 62 Fälle, von 
denen allerdings nur 38 durch 
die bakteriologische Untersuchung 
(positiver Widal von 1:80 bis zu 
1:320) einwandfrei als Typhus 
festgestellt werden konnten. Bei 
den übrigen 14 Fällen war weder 
durch bakteriologische Unter¬ 
suchung, noch durch Beobachtung September Oktober November Dezember 

im Krankenhause eine sichere Typhusepidemie in Königsberg i. Pr. 1912. 
Diagnose zu stellen. Doch war 

der dringende Verdacht, daß es sich auch hier um Typhus (leichtester Art) 
bandelte, um so mehr begründet, als es sich meist um die Angehörigen von 
nachweisbar Typhuserkrankten handelte. Wir haben also Grund, die sämt¬ 
lichen 52 Fälle als Glieder der Typhusepidemie anzusehen. Hiervon entfielen 
6 auf die inneren Stadtteile, 46 auf den Tragheimer Ausbau, so daß von den 
880 Einwohnern desselben 5 Proz. typhuskrank, von den 76 Grundstücken 
desselben 19, also genau ein Viertel verseucht waren. 

Wie bei zahlreichen anderen Typhusepidemien ist auch hier die starke 
Ausbreitung in erster Linie auf den Genuß verseuchter Milch zurückzuführen, 
daher auch der explosionsartige Beginn der Epidemie. Die Epidemie begann 
und endete mit Kontaktfällen, und zwar waren von den 52 Fällen 33 
(= 63 Proz.) als reine Milchinfektionen, 19 (= 37 Proz.) als Kontaktfälle 
anzusehen. 

Von den 52 Erkrankten gehörten 19 dem männlichen, 33 dem weiblichen 
Geschlecht an. Die auch sonst gemachte Beobachtung, daß die weiblichen 
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Reg.- u. Med.-Rat Dr. Solbrig und Kreisassistenzarzt Dr. Scheu, 

Kranken regelmäßig beim Typhus in der Mehrzahl sind, wurde also auch hier 
gemacht. Unter 14 Jahren waren insgesamt 21 (= 40 Proz.). Der jüngste 
Patient war 1 / 2 Jahr alt, der älteste 72 Jahre alt, alle beide gehörten dem 
weiblichen Geschlecht an. 

Nach dem Stande überwog der Arbeiterstand (entsprechend der Bevölke¬ 
rung des befallenen Stadtteiles). Unter den weiblichen Kranken befanden 
sich: 1 Verkäuferin, 1 Plätterin, 1 Dienstmädchen, 1 Zeitungsausträgerin 
(Schulkind), 2 Aufwärterinnen. 

Die 52 Kranken verteilten sich auf 38 Familien aus 25 Häusern. Die 
größte Zahl der in einem Hause Erkrankten war 13, der in einer Familie 
Erkrankten 5 (von 8 Mitgliedern). 

Auf die einzelnen Altersperioden verteilen sich die 52 Fälle der Epidemie 
wie folgt: 


Altersklasse 
der Erkrankten 

Jahre 

Männlich 

Weiblich 

Überhaupt 

0— 1 

_ 

1 

1 

1— 2 

1 

— 

1 

2— 3 

1 

1 

2 

3— 5 

— 

1 

1 

5—10 

2 

5 

7 

10—15 

4 

4 

8 

15—20 

2 

5 

7 

20—25 

2 

4 

6 

25—30 

1 

2 

3 

30—40 

4 

1 

5 

40—50 

1 

4 

5 

50—60 

1 

3 

4 

60—70 

— 

1 

1 

70—80 

— 

i i 

1 

über 80 

— 

— i 

— 

Summe. 

19 

33 j 

52 


Der Verlauf der einzelnen Typhusfälle war im allgemeinen ein leichter, 
nur zwei Fälle endeten tödlich (eine 72 jährige Frau und ein 56jähriger 
Mann). Der sogenannte Typhus levis bzw. levissimus wurde auch bei dieser 
Epidemie mehrfach beobachtet. So fand sich bei drei Fällen positiver Widal, 
wo die Betreffenden zwar aus typhusverseuchten Häusern stammten, aber 
wegen anderer Ursachen zum Arzt gekommen waren und angeblich nie auf 
Typhus deutende Symptome gehabt hatten. Der verhältnismäßig leichte 
Verlauf der Erkrankungen erhellt auch daraus, daß 26 Kranke, also gerade 
die Hälfte, nicht in ärztlicher Behandlung gestanden hatten, als die Ermitte¬ 
lungen vorgenommen wurden. 

Auffallend war auch bei dieser Epidemie der außerordentliche Wechsel 
der Initialsymptome, wodurch die Diagnose für den behandelnden Arzt 
erschwert wurde, eine Sache, auf die gerade in den letzten Jahren besonders 
hingewiesen wird. Plötzlicher Beginn unter dem Bilde einer Pneumonie und 
Nephritis kam vor; in anderen Fällen leiteten eine Angina, Bronchitis oder 
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Glieder- bzw. Gelenkschmerzen, die dann zur Diagnose Influenza oder Gelenk¬ 
rheumatismus führten, die Erkrankung ein. Ein Typhusfall im Wochenbett 
wurde zunächst für Kindbettfieber gehalten. In einem der hiesigen Kranken¬ 
häuser wurde bei einem aus einem Typhushause stammenden 12 jährigen 
Mädchen wegen heftiger Schmerzen in der Ileocoecalgegend die Diagnose 
Appendicitis gestellt, der Wurmfortsatz extirpiert, wonach sich dann erst die 
Symptome des Typhus herausstellten und die Widaluntersuchung positiv 
ausfiel. Ähnliche Fälle sind schon früher beschrieben worden. Der recht¬ 
zeitige und häufige Gebrauch der modernen Hilfsmittel kann eben in solchen 
Fällen allein vor folgenschweren Irrtümern bewahren. 

Die Diagnose wurde in der Hauptsache durch die Gruber-Widalsche 
Reaktion sichergestellt, in vielen Fällen auch durch die Blutkultur. In fünf 
Fällen gelang es, Typhusbazillen aus dem Stuhlgang zu züchten, in zwei 
Fällen aus dem Urin. 

Die Zahl derjenigen, welche nach Überstehung des Typhus den Bazillus 
noch beherbergen und längere Zeit noch hier und da ausscheiden, wird 
voraussichtlich auch nach dieser Epidemie eine gewisse Höhe erreichen. 
Bekannt ist bis jetzt nur ein Dauerausscheider auf dem Ursprungsgrundstück 
der Epidemie, bei welchem sieben Wochen nach Überstehen des Typhus 
noch Typhusbazillen im Stuhl nachgewiesen wurden. Die nötigen Vorsichts¬ 
maßregeln sind hier getroffen. 

Das sicherste Mittel bei der Bekämpfung des Typhus bleibt nach wie 
vor die schleunige Isolierung der Erkrankten im Krankenhause mit nach¬ 
folgender Schlußdesinfektion. Auch hier gelang es in allen Fällen ohne sehr 
erhebliche Schwierigkeiten, die Überführung der sämtlichen Typhuskranken 
in die Krankenhäuser durchzusetzen, wonach die sofortige Desinfektion der 
Wohnung, Betten, Kleider, Aborte usw. erfolgte. Der strengen Durchführung 
dieser Maßregeln ist das rasche und endgültige Erlöschen der Epidemie in 
erster Linie zu verdanken. 

Im übrigen lehrt diese kleine Epidemie, daß es vom sanitätspolizeilichen 
Standpunkt aus als ein Fehler anzusehen ist, wenn das Seuchengesetz nur 
die Anzeige der Typhuserkrankungen und nicht auch die der Verdachtsfälle 
vorschreibt. Eine Änderung der gesetzlichen Vorschriften ist anzustreben. 
Einstweilen wird man versuchen müssen, die praktischen Ärzte zu einer 
freiwilligen Meldung verdächtiger Fälle an den Kreisarzt zu veranlassen. 
Man wird sie immer von neuem darauf hinweisen müssen, daß sie namentlich 
Erkrankungen von solchen Personen (Kindern!), bei denen der Milchverkehr 
neben anderen Nahrungsmitteln eine Rolle spielt, ihre besondere Aufmerk¬ 
samkeit zuwenden, ohne sich bei der Stellung der Diagnose „Typhus“ allzu 
ängstlich an die klassischen Typhussymptome zu halten. Sie werden immer 
wieder daran erinnert werden müssen, daß sie in jedem irgendwie verdäch¬ 
tigen Krankheitsfall regelmäßig eine Blutuntersuchung vornehmen lassen. 

Es dürfte interessieren, daß der wissenschaftliche Verein für Heilkunde 
in Königsberg i. Pr. nach Erstattung eines Berichtes über diese Typhusepidemie 
einmütig den Beschluß gefaßt hat, den Ärzten in Königsberg i. Pr. dringend 
zu empfehlen, alle typhusverdächtigen Fälle dem Kreisarzt mitzuteilen. 
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Die Tätigkeit des weiblichen Schularztes 
an den höheren Schulen 1 ). 

Von Dr. Helene Friederike Stelzner, Schulärztin an den Charlottenburger 
städtischen höheren Mädchenschulen und einer Studienanst&lt. 


Zunächst möchte ich erwähnen, daß der Titel meiner Ausführungen nicht 
so feministisch gemeint ist, wie es vielleicht den Anschein hat. Er konnte 
ebensogut lauten: „Der Schularzt an den höheren Lehranstalten“, wenn nicht 
einige wenige Betrachtungen und Beobachtungen darin enthalten wären, die 
speziell aus der Verbindung des weiblichen Arztes mit der Mädchenschule 
hervorgehen. 

Nachdem die Institution von Schulärzten für die Gemeindeschulen all¬ 
gemein unter fühlbarem Mangel an Begeisterung der beteiligten Kreise, der 
Lehrer und der Eltern sich vollzogen hatte, ist man jetzt nach etwa 15 Jahren 
so weit, nicht mehr begreifen zu können, wie es ohne diese Einrichtung gehen 
könne. Nachdem man langsam und zögernd dazu geschritten ist, Schulärzte 
auch an den höheren Schulen anzustellen, scheint es nicht unwichtig, aus 
diesen ganz jungen Erfahrungen heraus die Sachlage zu beleuchten, um ein 
eventuelles Vorwärts in der Angelegenheit anzustreben; denn es handelt sich 
dabei zweifellos um ein internationales Bedürfnis, dem zunächst nur in wenigen 
Staaten und auch da nur teilweise entsprochen worden ist. Wenn bei uns 
in Groß-Berlin die neu erbauten Gemeindeschulen mit ihren Bade-, Brause- 
und Waschgelegenheiten, mit ihren gut ventilierten Räumen, ihren blühenden 
Pflanzen und lustigen Aquarien wahre Tempel der Hygiea vorstellen, so glaubt 
man in den höheren Schulen damit weniger üppig sein zu dürfen, weil die 
Kinder angeblich das alles zu Hause haben. Aus derselben Erwägung heraus 
hielt man auch den Schularzt an den höheren Schulen zunächst mehr für 
einen Luxus- und Repräsentationsgegenstand. In Wirklichkeit sitzen aber 
die Schüler höherer Lehranstalten durchaus nicht immer in dem hygienischen 
Paradiese, das man für sie anzunehmen scheint, und darum soll auch der 
Aufenthalt in der Schule, das Schulhaus und alle Schulbedingungen möglichst 
gesundheitsfördernd ausgestaltet sein. 

In manchen sozial höher rangierenden Familien sind häufig gerade nur 
die Mittel für eine einigermaßen standesgemäße Lebensführung vorhanden. 
Der Arzt wird nur in dringenden Fällen gerufen; dauernde ärztliche Über¬ 
wachung findet ganz sicher nicht statt. Der Besuch der höheren Schule wird 
nur unter Opfern ermöglicht, um ein Herausfallen aus dem sozialen Milieu 
in das die Betreffenden hereingeboren sind, zu verhindern. 

Dabei sind die Schulschädigungen an sich an den höheren Schulen viel 
schwerer zu bewertende; die allgemein höher gestellten intellektuellen Forde- 

l ) Nach einem auf dem Internationalen Kongreß für Hygiene und Demographie 
gehaltenen Vortrag. 
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rungen, die größere Stundenzahl, die längere Dauer der häuslichen Arbeite-* 
zeit, die Erweiterung der Schulbildung durch Musik- und andere Stunden 
und nicht zuletzt die mit Erweckung des Bildungstriebes einhergehenden 
Vergnügungen der sogenannten Mußestunden, die eine geistige Anspannung 
bedeuten: Lesen, der Besuch von Museen, Theatern, Konzerten, das Hören 
von Vorträgen u. a. m. 

Angesichts dieser Tatsachen erscheint Anstellung von Schulärzten an 
höheren Schulen dringend notwendig, und es muß wundernehmen, daß, 
soweit es sich um die europäischen Kulturstaaten handelt, dieser Forde¬ 
rung noch recht wenig entsprochen ist; Asien ist uns mit den Einrichtungen 
in Japan jedenfalls voraus, ln Ungarn und Bulgarien sollen nach Leu. 
buscher die höheren Schulen vielfach mit Schulärzten versorgt sein; die 
Petersburger Gymnasien sind offenbar in vorzüglicher Weise bedacht, wie 
sich der Norden überhaupt hervortut. Schweden hat vielleicht am längsten 
Versorgung der höheren Schulen mit Schulärzten eingeführt. Ich erinnere 
an die schönen Arbeiten von Axel Key. In Deutschland gibt es verschwin¬ 
dend wenige, und die Schweiz, die sonst in Schulsachen an der Spitze mar¬ 
schiert, hat zunächst, wie ich durch den Züricher Schularzt im Hauptamte 
Dr. Kraft erfahre, im Kanton Zürich Anstellung eines Schularztes an der 
dortigen Kantonalschule beschlossen. Den ersten Versuch, eine Schulärztin 
anzustellen, machte Charlottenburg vor acht Jahren an den höheren Mädchen¬ 
schulen. Zunächst folgte Hannover, dann Breslau, das bereits zwei Schul¬ 
ärztinnen beschäftigt. Wien ernannte eine an seinen Fortbildungsschulen 
und kürzlich eine zweite an der k. k. Zentralanstalt für Frauengewerbe. 

Schulärztliche Berichte von höheren Schulen sind im allgemeinen bisher 
nur wenige 1 ) erschienen, umfassende von höheren Mädchenschulen noch gar 
nicht 2 ), und wenn ich den Mut habe, mein kleines Material zu publizieren, 
so geschieht es aus der Erwägung heraus, daß dieseB ein zwar eng begrenztes 
ist, immerhin aber den Vorzug bietet, daß es acht Jahre lang in ein und der¬ 
selben Hand lag, ein und derselben Person zur Beobachtung unterstand. 
Unter diesen Verhältnissen ist es wohl möglich, auch mit kleinen Zahlen zu 
gewissen Gesetzmäßigkeiten und Ausblicken zu gelangen, die allgemeine 
Wertung haben und bestimmt sind, im Gebiet der sozialen Hygiene einen 
Platz auszufüllen. Liegt doch der Nachdruck der Schulgesundheitspflege bei 
höheren Schulen ganz besonders nicht in der schulärztlichen Versorgung des 
Einzelnen, sondern in den dabei zutage tretenden volkshygienischen Forde¬ 
rungen. 

Mein gesamtes Material setzt sich zusammen aus den Schülerinnen zweier 
bereits vor acht Jahren, als ich meine Beobachtungen begann, fertig auf- 
gebauten und zweier sich während dieser Zeit aufbauenden höheren Mädchen¬ 
schulen und einem angegliederten Gymnasium. Eine fünfte Schule, die ich 


1 ) Der 1912 in Nr. 5 des „8chularzt“ erschienene schulärztliche Gesamtbericht 
für Leipzig 1910/11 gibt eine Übersicht über 48 8ehulen, darunter fünf höhere 
Bürgerschulen. 

*) Dr. Therese Oppler und Dr. Klara Bender in Breslau haben ihre 
Erfahrungen über je ein ßondergebiet publiziert. Die Erstgenannte hatte unter 
783 höheren Töchterschülerinnen 252, also beinahe ein Drittel Überwachungs¬ 
schülerinnen. 

Vierteljahr« ach rilt für Gesundheitspflege, 1913 . 25 
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Dr. Helene Friederike Stelzner, 


Digitized by 


ärztlich zu beobachten habe, ziehe ich hier nicht in den Kreis meiner Be¬ 
trachtungen, da es sich um wesentlich andere Verhältnisse, um eine zwischen 
höherer und Gemeindeschule stehende Mittelschule handelt. Das gesamte 
bearbeitete Schülermaterial wird durch insgesamt rund 4500 Mädchen im 
Alter von 6 bis 16 bzw. bis 18 Jahren dargestellt. Die Ergebnisse finden 
ihren zahlenmäßigen Ausdruck auf der Tabelle A. Die Untersuchung gab 
bei weitaus mehr als der Hälfte, bei 2622 ein positives Resultat, über die als 
sogenannte Überwachungsschülerinnen Gesundheitsscheine angelegt wurden. 
Die genannte Zahl gibt nicht vollständig die Menge aller untersuchungs¬ 
bedürftigen oder erkrankten Kinder an, da ein allerdings geringer Teil 
der Eltern von ihrem Recht, schulärztliche Untersuchung abzulehnen, 
Gebrauch machten. Die für das Gymnasium Angemeldeten, meist im Alter 
von 12 bis 14 Jahren Stehenden müssen sich sämtlich einer Untersuchung 
durch die Schulärztin unterziehen, so daß hier ein kleines, aber übersicht¬ 
liches Material zusammenkommt. Da stets mehr Anmeldungen als verfüg¬ 
bare Plätze im Gymnasium vorliegen, so kann bei den Aspirantinnen auf den 
Gesundheitszustand, der der Schule gegenüber ohne weitere Diagnosenangabe 
durch die Zahlen 1,11, III = gut, mittel, leidlich ausgedrückt wird, Rücksicht 
genommen werden. Es geschieht in der Weise, daß beim Zusammenfallen 
nur mäßiger intellektueller Kräfte mit schwacher körperlicher Entwickelung 
die Aufnahme verweigert wird. Das ist von schwerwiegender Bedeutung in 
zwei Richtungen. Einmal wird dadurch das Überfluten der unteren Gym¬ 
nasialklassen mit Elementen verhindert, die beim weiteren Aufstieg nicht mit¬ 
zukommen imstande sind, die anderen zunächst den Weg versperren und 
zu einer geringen Besetzung der oberen Klassen bei Überbesetzung der unteren, 
führen. Weit wichtiger aber ist die ärztliche Aussonderung für die Gesamtheit 
geistig arbeitender Frauen, da auf diese Weise zu früher Invalidität bestimmte 
Individuen ferngehalten werden, Individuen, denen ein akademischer Beruf 
vielleicht einen Zusammenbruch bringen würde, während sie bei einem 
anderen gesund und langlebig bleiben. Gerade die Neuheit der akademischen 
Frauenberufe zieht eine Menge auch ungeeigneter Elemente an, und Beispiele 
haben gezeigt, welch traurigem Schicksal die auf der Bahn Liegengebliebenen 
entgegen gehen. 

Die Untersuchung an diesen 327 Gymnasialaspirantinnen ergab folgendes: 

Mit Gesundheitsnote I wurden 63 = 19 Proz., 

„ . II n 202 = 62 „ 

n n HI ' ■ 61 = 18,5 „ 

bedacht. Nur eine Schülerin wurde des ausnehmend schlechten Allgemein¬ 
befindens wegen (Herzfehler, hochgradige Kurzsichtigkeit, WirbelsäulenVer¬ 
krümmung, Unterernährung) ohne weiteres zurückgewiesen. Mit 18,5 Proz. 
der III. Kategorie haben wir fast ein Fünftel nur bedingt tauglicher Ele¬ 
mente. Bei diesen heranwachsenden jungen Mädchen und dem Zwang der 
Untersuchung an Kindern, die zum großen Teil keiner ärztlichen Hilfe be¬ 
dürfen, war der weibliche Arzt natürlich eine strikte Bedingung. 

Der Zustand der übrigen 2295 Untersuchten machte in 1596 Fällen 
Mitteilungen an die Eltern, die als Aufforderung, ihre Kinder ärztlich be¬ 
handeln zu lassen, gelten, nötig. Diesen Aufforderungen wurde in 85 bis 
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Tabelle A. 

Der schulärztlichen Beobachtung unterstanden in den Jahren 1904 bis 1912 ins¬ 
gesamt 4120 Schülerinnen, darunter 327 Gymnasialaspirantinnen. Zur Unter¬ 
suchung kamen 2295 Töchterschülerinnen und sämtliche 327 Gymnasialaspiran¬ 
tinnen. Nach Prozenten berechnet, verteilen sich die verschiedenen Erkrankungen 
auf die einzelnen Gruppen folgendermaßen: 



I. 

II. 

HI. 

IV. 

V. 


Sämtliche 4130 der Be¬ 
obachtung unter¬ 
stellten Schülerinnen 
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Überwachungs- 
Schülerinnen 
des Jahrganges 
1911 12 

2 £ § 
=Jj 

® «* C 
•— © 

£ll 


ci §•§*? 
^afg 

© t sä £L 

1 =j ** So 

a 

? q 
i O a 

1 sl 

1 « 

296 Leruanfünge- 
rinnen 
von 1911/12 

« y ® 

s Sq 

— 3 o 

1 map 

P 3H 

Blutarmut. 

15,77 

25 

25,07 

! 24,50 

25 

Irreguläre und beschleunigte Herz¬ 
tätigkeit . 

3,03 

5 

14,37 

2,71 

5 

Herzfehler. 

0,06 

0,95 

1,52 

— 

— 

Nervöse Erscheinungen (außer d. oben 
genannten am Zirkulationsapparat). . 

7,88 

12,50 

7,03 

16,70 

14,42 

Skrofulöse aller Grade. 

13,35 

20 

15,95 

35 

16,58 

Darunter Wucherungen im Nasen¬ 
rachenraum . 

5,53 

8,50 

1,52 . 

9,15 

6 

Kurzsichtigkeit. 

8,73 

14 

16,20 

nicht untersucht 

15,86 

Sehschwäche. 

0,36 

0,57 

3 

0,33 

2,4 

Schielen. 

2,04 

3,20 

0,61 

soweit festzuatellen 
3,39 

2,16 

Bindehautkatarrh.1 

0,97 

1,78 

— 1 

— 

— 

Hörschwäche beider Ohren .... i 

1,94 

3,40 

2,75 

2,03 

5,25 

Stottern.| 

0,80 

1,25 

— 

0,33 

1,68 

Schlechter Ernährungszustand . . j 

0,92 

1,44 

2,44 

2,03 

1,92 

Chronische Erkrankungen der Luft¬ 
wege . 

' 2,01 

3,15 

3,02 

3,72 

2,88 

Wirbelsäulenverkrümmung .... 

4,83 

7 

3,42 

3,39 

15,38 

Schwachsinn bzw. Schulunreife . . 

1,70 

2,66 

! 

6,75 

— 


90 Proz. entsprochen. Zu betonen ist, daß nur diejenigen Eltern schulärzt¬ 
liche Mitteilungen erhielten, deren Kinder weder dauernd unter hausärztlicher 
Beobachtung standen, noch an den konstatierten Übeln jemals behandelt 
worden waren. In den noch übrig bleibenden rund 900 Fällen genügte 
hygienische Belehrung der Mädchen, Dispense oder Teildispense, Schulanord¬ 
nungen U8W. 

Immerhin sprechen die eben erwähnten Zahlen, aus denen hervorgeht, 
daß ein Drittel sämtlicher Schülerinnen an meist noch unbehan¬ 
delten Übeln litten, die eine Schuluntersuchung erst aufdeckte, deutlich 
genug für die Notwendigkeit des Schularztes auch an den höheren Schulen, 
besonders aber auch dafür, daß seine Funktionen noch mehr auszudehnen sind. 

Welche Erkrankungen vorwiegend in Frage kamen, zeigt die Tabelle A, 
deren erste Kolonne die prozentuale Beteiligung des Gesamtmaterials an 
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den verschiedenen Erkrankungen darstellt. Diese Zahlen, die naturgemäß 
niedriger sind, als die der anderen vier Kolonnen, da hier auch die gesunden 
Kinder mit einbezogen sind, an denen höchstens eine oberflächliche Besichti¬ 
gung vorgenommen wurde, geben das eigentliche Verhältnis des Kranken 
zum Gesunden am gesamten Lernkörper wieder. Sie werden noch etwas 
herabgemindert dadurch, daß namentlich in den ersten Jahren schulärztlicher 
Tätigkeit eine Reihe von Kindern gar nicht zur Vorstellung kamen. Kolonne II 
behandelt sämtliche untersuchten Töchterschülerinnen und Kolonne III die 
Gymnasialaspirantinnen. Besonders abweichende Zahlen vom Gesamtmaterial 
waren einerseits bei den Gymnasialaspirantinnen, andererseits bei den Lern¬ 
anfängern zu erwarten. Kolonne IV und V zeigen die Untersuchungsergeb¬ 
nisse des letzten Schuljahres, gesondert nach Lernanfängem und Schülerinnen 
aller übrigen Klassen. Diese Trennung sollte ein ungefähres Bild davon geben, 
welche Erkrankungen im Schulleben eine Zu-, welche eine Abnahme erfahren. 
Wir sehen, daß die Blutarmut, in der Form der Oligämie bei jüngeren Kin¬ 
dern, der Chlorose des Entwickelungsalters bei älteren, die höchsten und für 
alle Gruppen ungefähr gleichen Werte erreicht, nur übertroffen durch die 
skrofulösen Erscheinungen bei den Lernanfängern, an denen fast die Hälfte 
der Neueingeschulten, besonders in der Form allgemeiner Drüsenschwel¬ 
lungen usw., leidet. Ob gerade diese Zahlen einem geographischen Verbrei¬ 
tungsgebiet entsprechen, an anderen Orten andere sind, müßte erst die ver¬ 
gleichende Schulhygiene lehren. 

Für uns ist es wichtig zu sehen, daß die skrofulösen Symptome im Ver¬ 
lauf des Schullebens sich bis auf weniger als die Hälfte (s. Kolonne IV u. V) 
reduzieren. Auch die nervösen Erscheinungen, von denen man a priori eine 
von unten nach oben gehende Zunahme unter den Traumen des Schullebeus 
vermuten sollte, liefern eine unerwartete Kurve. Sie setzen bei Schulbeginn 
(Kolonne IV) mit einem Gipfelpunkt ein und gehen dann etwas zurück, trans¬ 
formieren sich übrigens, wie ja weiter ausgeführt ist, später. Die hohe Zahl 
Nervöser unter den Lernanfängern gibt zu bedenken, ob die enorme Um¬ 
wälzung der äußeren und inneren Lebensbedingungen des Kindes, die mit 
der Einschulung verbunden ist, für den sechsjährigen Organismus nicht eine 
zu große nervöse und geistige Kraftanstrengung bedeutet, wenigstens bei 
unseren voll- und überbesetzten Klassen. Ich konnte konstatieren, daß die 
Nervosität in den folgenden Klassen etwas zurückgeht, um im puberalen 
Alter wieder eine Zunahme zu erfahren. 

Wenn die Skoliosen im Jahre 1911/12 scheinbar plötzlich von etwa 
7 Proz. auf 15,38 Proz. heraufschnellen, so hat dies seinen Grund darin, daß 
die Stadt auch für die höheren Schulen Einrichtung orthopädischer Turnkurse 
in Aussicht genommen hat, und sich dafür eine Menge Schülerinnen meldeten 
und auch die unbedeutendsten Fälle vorgemerkt wurden. 

Abgesehen von den Ergebnissen systematischer Untersuchung wachsen 
dem Schularzt noch andere neue Beobachtungsgebiete zu. Infolge seiner 
Vertrautheit mit den Schulverhältnissen erkennt er den Urgrund manches 
Leidens gerade in diesen. Er sieht die Kinder unter ganz bestimmten psy¬ 
chischen und physischen Verhältnissen, die den Eltern und dem Hausarzt 
fremd bleiben, und kann diese in den Kreis seiner hygienischen Betrachtungen 
ziehen. Er kann, um ein paar in die Augen fallende Beispiele anzuführen, 
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beobachten, wie manche Kinder Sommer und Winter gewohnheitsmäßig große 
Mengen Wasser trinken und sich dabei Verdauungsstörungen zuziehen. Er 
sieht, wie sie mit demselben Erfolg ihr Frühstück hastig und ungekaut ver¬ 
schlingen, schon halb mit Rennspielen beschäftigt oder diesen zustrebend. Er 
bemerkt, wie sie der äußeren Verwendung des Wassers viel weniger Liebe 
entgegenbringen, mit schmutzigen Händen essen usw. Er beobachtet, wie 
die Lernanfänger auf den ungewohnten Zwang des Schullebens reagieren, 
welche Schwierigkeiten das Stillsitzen nervösen Kindern bereitet, wie erregend 
die gehäuften neuen Eindrücke wirken und wie manche geistig geweckten 
und lebhaften Kinder still und ernst werden unter der Anspannung, dem Lehr¬ 
stoff zu folgen. Das schulärztliche Auge bemerkt weiter, wie die verbrauchte 
Klassenluft auf den Organismus besonders der größeren Mädchen einwirkt. 
Das puberale Weib scheint infolge weitgehender Anämien gerade gegen 
mangelhafte Lüftung ganz besonders empfindlich zu sein und mit Kopf¬ 
schmerzen und Ohnmächten darauf zu antworten, vielleicht weil es nach dieser 
Richtung keiner Abhärtung und Gewöhnung ausgesetzt war, vielleicht auch, 
weil die Schwankungen in der Klassenventilation einen recht hohen Grad er¬ 
reichen können, der sich vielfach nach dem Lufthunger der betreffenden 
Lehrkraft richtet, der naturgemäß bei einer anämischen Lehrerin ganz andere 
Werte zeigt, als bei einem Nikotin- und Bierluft gewöhnten männlichen 
Individuum. 

Der Ärztin steht es ferner ganz besonders zu, den Unzuträglichkeiten 
durch Belehrung und hygienische Winke zu begegnen, welche vorwiegend die 
Schülerinnen im Entwickelungsalter bedrohen. Der größte Teil der jugend¬ 
lichen Großstadtgeschöpfe leidet an Verdauungsträgheit und dysmenorrhoischen 
Beschwerden, welche bei vielen jungen Mädchen noch durch das lange und 
oft unbequeme Sitzen auf häufig nicht passenden Bänken verschlimmert wer¬ 
den. Wenn als letzter Grund dafür auch die Anämie, oder vielmehr die 
Chlorose der Entwickelungsjahre anzunehmen ist, so werden die Beschwerden 
durch unzweckmäßiges Verhalten, besonders in der Schule, häufig nur ver¬ 
schlimmert. Hier sind schulärztliche hygienische Ratschläge und Aufklärungen 
über Verdauungs- und Menstruationsvorgänge durchaus am Platze. Über 
beide Funktionen herrschen siegreich teils prüde, teils geradezu abergläubische, 
teils laienhaft unvernünftige traditionelle Ansichten, empfehlen Schonung, wo 
sie nicht geboten, und dulden Vernachlässigung, wo sie gefährlich ist. Indem 
die Entwickelung bei Mädchen viel energischer einsetzt und das Gefolge 
ihrer körperlichen und nervösen Beschwerden ein weit zahlreicheres ist als 
bei Knaben, so daß für jene die Pubertätsjahre eine schwere Klippe bilden, 
erwächst für die Schulärztin hier ein Gebiet ganz besonderer Aufmerksam¬ 
keit. Es ist bekannt, daß Berufsfrauen, Lehrerinnen, Telephonistinnen, kauf¬ 
männische Angestellte, Krankenschwestern usw., viel mehr Urlaubs- und 
Krankentage benötigen, als Männer in den entsprechenden Stellungen. Dies 
wird in vielen Fällen darauf zurückzuführen sein, daß infolge unzweckmäßigen 
Verhaltens in den Entwickelungsjahren physiologische Erscheinungen in patho¬ 
logische verkehrt werden. Der Schulärztin steht es zu, darüber Erfahrungen 
zu sammeln, deren Ergebnisse um so wichtiger sind, als die berufstätige Frau 
heute einen nicht zu unterschätzenden wirtschaftlichen Faktor darstellt. Ge¬ 
lingt es auch zahlenmäßig nachzuweisen, daß die den Männern weit voran- 
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schreitende Invalidität der Berufsfrau auf unzweckmäßiges Verhalten in der 
Entwickelungsperiode zurückzuführen ist, so wäre der zu beschreitende Weg 
schon gegeben. Mit dem Einsetzen der physiologischen Reifezeichen lasse 
man für das betreffende Kind ein halbes bis ein Jahr lang weitgehende Scho¬ 
nung in der Schule eintreten, nehme es am besten eine Zeitlang heraus, selbst 
auf die Gefahr hin, das Klassenziel nicht zu erreichen. 

Es ist immer wieder zu betonen, daß ein Teil der Schülerinnen 
höherer Lehranstalten intellektuelle Berufe ergreift und dann besonderen 
Berufsanstrengungen ausgesetzt ist oder gar eine gewinnbringende geistige 
Tätigkeit mit Gattinnen- und Mutterberuf vereinigt, wozu vor allem eine feste 
Gesundheit erforderlich ist. Eine weitere Pflicht der Schulärztin ist es, sich 
in die Psyche der Einzelnen und der Klasse einzufühlen, den Einfluß even¬ 
tueller nervöser Lehrkräfte zu beachten u. a. m. Auch hier ist das Entwicke¬ 
lungsalter mit seiner Suggestibilität, seiner Bereitschaft, psychischen und ner¬ 
vösen Reizungen nachzugeben, besonders bedroht. Ist es in den Knaben¬ 
schulen hauptsächlich die Sorge um das wirtschaftliche Fortkommen, welche 
Examenfurcht und ehrgeizige Regungen bis zum Selbstmordversuch hinauf- 
steigert, so finden wir bei den jungen Mädchen häufig eine der Entwickelung 
des Weibtumes konform gehende erotisch getonte Neigung zu Lehrern oder 
Lehrerinnen, welche bewirkt, daß der ruhebedürftige Organismus zu beson¬ 
deren Leistungen aufgejagt wird, worauf dieser mit Depressionen, allgemeiner 
Schlaffheit, Überempfindlichkeit, Ungleichmäßigkeit im Wesen und Leistungen 
und anderen neurastheniscben Symptomen antwortet. Derartigem gegenüber 
fällt es der Schulärztin zu, auch in dieser Richtung Aufklärungsarbeit am 
Lehrkörper beziehentlich der nervösen und psychischen Symptome und Ge¬ 
fahren des Entwickelungsalters zu leisten. 

Die hervorragendsten Störungen und Erkrankungen der weiblichen Puber¬ 
tät, die in den Kolonnen I und IV nicht gesondert aufgeführt sind, kommen 
bei den Gymnasiastinnen zum Ausdruck, allerdings in abgeschwächtem Maße, 
da diese Mädchen im großen und ganzen ein Elitematerial darstellen. Quanti¬ 
tativ hat die Blutarmut nur in geringem Maße zugenommen, ganz bedeutend 
aber qualitativ, da wir allein bei reichlich 14 Proz. irreguläre und beschleu¬ 
nigte Herztätigkeit finden, wobei als beschleunigte Pulse solche von 100 auf¬ 
wärts bezeichnet wurden. Dafür ist wohl in erster Linie — es handelt sich 
durchschnittlich um 12- bis 14 jährige Mädchen — das Einsetzen der Pubertät 
heranzuziehen, in einigen Fällen auch eine gerade damit zusammenfallende 
geistige Überbürdung durch Vorbereitungen auf die Aufnahmeprüfung. Die 
Nervosität, deren eigentümliche Note bei den Lernanfängern geschildert war, 
findet im Pubertätsalter ihren Ausdruck zunächst, wie gesagt, auch in der 
unruhigen Herztätigkeit, dann in besonderer Empfindlichkeit gegen die Schul¬ 
luft — rasche Ermüdbarkeit, Kopfschmerz, Erbrechen —, in hystero-hypochon- 
drischen Vorstellungen, in psychischer Reizbarkeit, neurasthenischer Ver¬ 
träumtheit und Zerstreutheit u. a. m. 

Ein wichtiges Moment der schulärztlichen Tätigkeit an den höheren 
Schulen liegt in der Beobachtung der soeben eingeschulten Lernanfänger und 
ihrer geistigen und körperlichen Eignung für die Schule, der vorhandenen 
psycho- und neuropathischen Besonderheiten und ihrer eventuellen Aussonde¬ 
rung für die Wiederausschulung. 
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Das schulunreife, vielleicht leicht schwachsinnige, auch körperlich noch 
nicht fertige Kind vor den Gefahren zu früher Überspannung der schwachen 
Kräfte zu bewahren, das ist ein nur dem Schularzt zufallendes Gebiet. 
Die verschiedenen Kulturstaaten verlangen in einem bestimmten Alter Ein¬ 
schulung. Die Eltern haben kein Interesse daran, das Kind, falls es nicht 
körperlich ganz besonders elend ist, länger zu Hause zu behalten. Sie sowohl 
als die Hausärzte sind selten in der Lage zu entscheiden, ob es die für die 
Schule nötige geistige Reife besitzt. Nun werden diese Kinder viel zu früh 
auf dem Prokustosbett der Bildung hin und her gezerrt. Sie gelangen in 
einen Zustand der körperlichen Schlappheit, der nervösen Überreizung und 
Übermüdung, der sie ganz unfähig macht, den Schulforderungen zu genügen. 
Der erste sichtbare Nachteil besteht darin, daß sie nicht imstande sind, den 
Anforderungen der untersten Klassen zu entsprechen und diese wiederholen 
müssen; der zweite, weit schwerere, aber später in die Erscheinung tretende, 
ist der, daß das ünfertige Gehirn- und Nervensystem der aufbauenden Kräfte 
ermangelt und zeitlebens unrüstig bleibt. Vielleicht wird der zartere weib¬ 
liche Organismus mehr davon betroffen als der männliche; jedenfalls deuten 
die bekannten und schon erwähnten Erfahrungen, daß die Entwickelungsjahre 
eine schwere Klippe bilden, ferner die schon oben betonten, daß Berufsfrauen 
mehr Urlaubs- und Krankentage brauchen als Männer, darauf hin, daß ihr 
Gesamtorganismus psychische Strapazen weniger erträgt, und gerade die leichte 
Erschöpfbarkeit solcher Frauen scheint auf den Mangel eines gesunden Auf¬ 
baues des Gesamtorganismus zu deuten. Diese geistig überforderten Sechs¬ 
jährigen werden blutarme, nervöse Sechzehnjährige und später jene schlaffen 
Individuen, deren Organismus auch die geringste Überanstrengung patho¬ 
logisch beantwortet. 

Zum Beweis dafür, daß ohne schulärztliche psychiatrische Begutachtung 
bei jedem Einschulungstermin eine Reihe Kinder sehr zu ihrem Schaden der 
Schule zugeführt werden, führe ich einige Zahlen, die ich an anderer Stelle 
publiziert habe, an. Unter 900 Lernanfängerinnen aus sechs Einschulungs¬ 
terminen waren 13 Proz. der Gesamtheit psychiatrisch und neurologisch ge¬ 
nauer zu untersuchen, 5 Proz. verblieben als für weitere Beobachtung Vor¬ 
gemerkte bedingungsweise der Schule, bei 8 Proz. mußte im Interesse der 
Betreffenden Wiederausschulung gefordert werden. Es handelte sich um B2 
(5,8 Proz.) leicht Schwachsinnige, die mit sechs Jahren naturgemäß den Schul¬ 
forderungen noch nicht genügen können, und um 20 (2,2 Proz.) schulunreife 
Kinder, die infolge von Krankheit, oder von langsamer familialer Entwicke¬ 
lung, oder infolge von allgemeiner Körperschwäche und Nervosität im Gesamt¬ 
körperzustand zurückgeblieben sind. Ein Jahr länger in unumstürmten Ver¬ 
hältnissen hat die Entwickelung der Schulunreifen gefördert, bei den leicht 
Schwachsinnigen verhindert, daß eine zu frühe Inanspruchnahme der Intelli¬ 
genzfragmente den Intelligenzstand verminderte. Später müssen die Debilen 
ja häufig doch noch nach Schulen mit niedriger gesteckten Zielen abgegeben 
werden. Jedenfalls verlangt die schulärztliche Tätigkeit an höheren Schulen 
mit ihren höheren intellektuellen Forderungen ein gut Teil psychiatrischer 
Tätigkeit, besonders in Richtung der Schwachsinnigenfürsorge, die von den 
Eltern ganz sicher nicht geleistet wird. Deren Ehrgeiz will zunächst durch¬ 
aus nicht zugeben> daß die geistige Entwickelung ihres Kindes hinter der der 
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anderen zurück ist. Auch machen sie gern das gefährliche Experiment, die 
Kinder durch Nachhilfestunden fördern zu wollen, wodurch sie noch mehr 
überanstrengt und außerdem in ihrer Mußezeit verkürzt werden. Aus dem 
Anfang meiner schulärztlichen Tätigkeit, wo es häufiger vorkam, daß die Eltern 
nicht zu bewegen waren, ihre Kinder auf meinen Kat auszuschulen, stammt 
mir die Erfahrung, daß die von nicht Schulreifen in der Schule zugebrachte 
Zeit absolut nutzlos ist. Von 20 Schülerinnen, die gegen meinen Rat der 
Schule verbleiben, wird keine regulär versetzt, so daß das erste halbe oder 
ganze Schuljahr einen absoluten Zeit- oder Kraftverlust bedeutet. 

Neben den vorerwähnten psychisch Unreifen und Defekten finden sich 
noch eine ziemlich hohe Prozentzahl der Lernanfänger mit Nervosität be¬ 
haftet, deren Äußerungen zum größten Teil auf motorischem, vasomotorischem 
und auch sekretorischem Gebiet liegen; allgemeine Unruhe, Zittern, Tic¬ 
bewegungen, Mitbewegungen, gesteigerte Reflexe, asymmetrisches Erröten, halb¬ 
seitiges Schwitzen, dazu solche psychischer Natur: krankhafte Schulangst mit 
morgendlicher Übelkeit oder mindestens der Unfähigkeit, etwas zu genießen, 
Schlaflosigkeit, nächtliches Auf schrecken, krankhafte Peinlichkeit bei Anferti¬ 
gung der Schularbeiten, Zerstreutheit, Mangel an Konzentration u. a. m. Diese 
Symptome, andeutungsweise schon vorher vorhanden, verschlimmern sich beim 
nervösen Kinde ganz bedeutend unter dem ungeheuren Eindruck der Ein¬ 
schulung mit seinen zahllosen neuen Reizen, können aber auch beim normalen 
Kinde Erscheinungen machen. Daher ebbt die Prozentzahl der Nervösen mit 
Gewöhnung an die Schule langsam zurück, um später, besonders gegen die Ent¬ 
wickelungsjahre hin, in anderen Formen aufzutreten. 

Da die Tabelle mit ihren Zahlen für sich selbst spricht, habe ich nicht die 
Absicht, die einzelnen Kolonnen naher zu beleuchten. Sie zeigen eines deutlich, 
daß die schulärztliche Tätigkeit auch an höheren Schulen keine Sinekure ist 
und daß sie sich in ausreichender Weise mit der Schülerhygiene zu befassen, 
daß sie in hervorragender Weise psychiatrisch und neurologisch zu arbeiten hat. 

Bei epidemiologischen Fragen hat der Schularzt dem jeweilig modernen 
Standpunkt der Hygiene der Infektionskrankheiten Rechnung zu tragen. In 
Staaten, wo z. B. das Absondern und der Schule Fernhalten der gesunden 
Bazillen- und Keimträger und deren Geschwister gesetzlich geregelt ist, liegen 
die Sachen einfach. Wo das nicht der Fall ist, soll der Schularzt nach eigener 
Machtvollkommenheit Vorgehen und vor allem Beweise sammeln, wie not¬ 
wendig eine gesetzliche Regelung ist; denn während die ärmere Bevölkerung 
sich sträubt, gesunde Bazillenträger und deren Geschwister von der Schule 
fernzuhalten, weil sie die Schule als eine Art Bewahranstalt betrachten, wider¬ 
setzen sich die gebildeten Klassen aus Ehrgeiz solchen Maßnahmen, indem 
6ie fürchten, die Kinder verlieren zuviel von dem Wissensstoff. So lange 
diese Fragen nicht allgemein geregelt sind, ist die Gelegenheit, alle Vorsichts¬ 
maßregeln zu durchbrechen, leider sehr groß. Als Kuriosum erwähne ich, 
daß ich gezwungen war, fünf Schwestern, darunter eine, die Diphtherie über- 
standen hatte, und drei hartnäckige Bazillenträgerinnen, von der Schule im 
Einverständnis mit der Behörde fernzuhalten. Da verzog die Familie einfach 
nach einem Vorort, dessen höhere Schulen ärztlich nicht versorgt waren. Die 
Kinder durften die Schule dort besuchen, und es bot sich damit fünffache 
Gelegenheit, die Epidemie einzuschleppen. 
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Wenn der Schularzt an den Gemeindeschulen berufen ist, ein breites 
Material und Unterlagen für sozialhygienisches Vorgehen zu sammeln, so 
scheint mir die höchste und feinste Aufgabe des schulärztlichen Dienstes an 
den höheren Schulen im Studium einer vergleichenden Sozialpathologie oder 
-nosologie zu liegen. Wenn wir zahlenmäßig nachweisen können, welche 
Krankheiten und Schädigungen die Kinder einer bestimmten sozialen und 
wirtschaftlichen Gruppe betreffen, so ist damit auch schon der Weg zur Sa¬ 
nierung gegeben. Aus einem solchen Studium ergeben sich Vorteile für alle 
Gruppen. Beweisen wir, daß ein bestimmtes Leiden unter den Verhältnissen, 
die die höheren Schulen und das wirtschaftliche Niveau der einen Gruppe 
bieten, nachläßt, so werden wir uns bemühen, die andere Gruppe unter die¬ 
selben Lebens- und Studienbedingungen zu bringen, und umgekehrt bei einer 
Zunahme. Den ersten Versuch einer vergleichenden Sozialnosologie auf Grund 
eines enormen Materiales machte Hermann Cohn mit seinen Forschungen 
an 50 000 Breslauer Schulkindern, mit denen er bewies, daß das Schulleben 
des Gebildeten auf Sehkraft und Sehschärfe ganz besonders verderblich ein¬ 
wirke — 7,5 Proz. der Gymnasiasten waren Brillenträger gegen 0,9 Proz. der 
Gemeindeschüler —, wobei eine bedeutende Zunahme der Brillenträger nach 
den höheren Klassen zu konstatieren war. Einwandfreie Daten darüber an 
höheren Mädchenschulen zu gewinnen, ist ziemlich schwierig, da Eitelkeit der 
Eltern und der Schülerinnen häufig das Brillentragen verhindert. So stellt 
sich die Zahl der Kurzsichtigen faktisch in den höheren Klassen wohl höher, 
nicht aber die Zahl der Brillenträgerinnen. Ich mache auf den Rückgang 
dieser Zahl (s. Tabelle B) bei den 13- bis 14 jährigen gegen die 12- bis 13- 
jährigen Schülerinnen aufmerksam, von 13 Proz. auf 8 Proz. der Brillenträge¬ 
rinnen, ein Befund, der insofern nicht als zufälliger gedeutet werden kann, 
als er an allen vier Schulen beobachtet wurde. 


Tabelle B. Brillenträger. 

Anzahl der im Jahre 1912 ermittelten Brillenträger unter den Schülerinnen von 

ChArlottenburg in: 



Im Alter 
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4 höheren Mädchenschulen 

1 M&dchengymnasium 
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Anzahl 

Prozent¬ 

zahl 

Anzahl 

Prozent¬ 
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Schüle¬ 
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Brillen- 
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Schüle¬ 
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— 


— 

7 

» 

8 

» 

398 
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4,93 
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1,94 

321 

16 

4,98 

— 

— 


9 

n 

10 

n 

480 

22 


4,58 

328 

24 

7,31 

— 

— 

— 

10 

» 

11 

ii 

531 

39 


7,34 

306 

26 

8,49 



— 

11 

w 

12 

ff 

392 

24 


6,12 

324 

32 

9,87 

— 


— 

12 

n 

13 

» 

) 455 

) 26 

1 

5,71 

279 

38 

13,62 

33 

3 

9 

13 

n 

14 

n 

1 


1 


203 

17 

8,37 | 

29 

8 

27,6 

14 

» 

15 

i» 

1 

— 


— 

151 

15 

9,98 

26 1 

4 

15,3 

15 

ff 

16 

n 

— 

— 


— 

108 

14 

12,96 | 

23 

8 

34,7 

16 

D 

17 

ff 

— 

— 


— 

— 

— 

— 1 

31 

10 

32,2 

17 

n 

18 

n 

— 

— 


— | 

— 

— 

— 

26 

9 

34,6 


Gesamtzahl 

1 3100 

| 134 


4,32 

2620 

204 

7,78 

| 168 

42 

25 
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Hermann Cohn hatte schon erkannt, daß die Zahl der Brillenträger 
keine absolut sicheren Ausblicke auf den Stand der Sachverhältnisse ergeben 
konnte, und es ist als bestimmt anzunehmen, daß sich unter den bei ihm zu¬ 
sammengestellten Volksschülern noch viele fanden, die zwar brillenbedürftig 
waren, aber keine trugen. Wenn sich z. B. in vier Charlottenburger Gemeinde¬ 
schulen , d. h. in einwandfrei belichteten und beleuchteten, mit den besten 
Lehrmitteln ausgestatteten Anstalten 4,32 Proz. Brillenträgerinnen finden, also 
etwa fünfmal mehr, als Cohn mit 0,9 Proz. unter den Breslauer Gemeinde¬ 
schulen angibt, so ist dies wohl in erster Linie auf die Tätigkeit der Schul¬ 
ärzte zurückzuführen, welche die Sehinvaliden aussondern, während früher 
die Kinder der unteren Stände rein zufällig zu einer Brille kamen. Das hier 
zusammengestellte Material aus schulärztlich beobachteten Schulen ergibt 
immerhin für die höheren Mädchenschulen fast die doppelte Anzahl der 
Brillenträger gegenüber den Gemeindeschulen, nämlich 7,78 Proz. zu 4,32 Proz. 
Jeder Rekord wird allerdings durch die von mir beobachteten Gymnasiastinnen 
geschlagen. Eine im August 1912 gemachte Aufnahme ergab unter den 
168 Schülerinnen 42 Brillenträgerinnen, das sind 25 Proz. 

Wenn diese Zahl nun in ihrer exorbitanten Höhe als eine zufällige ge¬ 
deutet werden kann, so ergab die achtjährige Untersuchung immerhin, daß 
mehr als 16 Proz. der Mädchen bereits kurzsichtig ins Gymnasium eingetreten 
waren. Um eine Vergleichszahl zu gewinnen, wandte ich mich an ein nur 
einige Straßen weiter gelegenes Gymnasium einer der anderen Berliner Voi> 
ortstädte und erfuhr, daß dort von 150 Schülern 18 Brillen trugen, das sind 
12 Proz., also 4 Proz. mehr als der Durchschnitt der höheren Töchterschüle¬ 
rinnen. Zur Schulschädigung tritt hier zunächst das Moment einer ungün¬ 
stigen hereditären Auslese. An den speziell hier angeführten Gymnasien ent¬ 
stammen die Mädchen vielfach schon seit Generationen intellektuell arbeitenden 
städtischen Familien. Landkinder sind überhaupt kaum darunter. Der 
quantitativ so große Unterschied zwischen der Anzahl der gleichaltrigen 
Brillenträger der höheren Töchterschulen und denen des Gymnasiums, der 
besonders vom 13. bis zum 16. Jahre auffällt, ist aber schließlich doch nur 
darauf zu beziehen, daß hier die das Sehorgan schädigenden Momente ganz 
besonders weitgehende sind, z. B. die längere Hausarbeit. Die Notwendigkeit, 
Logarithmen und Atomzahlen der chemischen Formeln zu lesen, geometrische 
Figuren und deren Bezeichnungen an der Tafel zu erkennen u. a. m., was 
scharfes Sehen erfordert, macht dem geschwächten Auge das Brillentragen 
zur Notwendigkeit. Das bei Mädchen besonders empfindliche Entwickelungs¬ 
alter, das gerade durch die schädigenden Reize getroffen wird, kann wohl als 
Erklärung dafür herangezogen werden, daß soviel mehr weibliche als männ¬ 
liche Gymnasiasten Brillen tragen, für welche letzteren Cohn nur 7,5 Proz. 
angibt. 

Wenn die hier gefundenen Resultate darauf hinwiesen, daß gesteigerte 
Schulforderungen bei Mädchen eine außergewöhnliche Steigerung der Myopie 
zur Folge hat, so ergab eine andere vergleichende Forschung an einem aller¬ 
dings kleinen Material, wie andere Erkrankungen eine bestimmte soziale 
Auswahl treffen. Bei einer statistischen Untersuchung des Gesamtmateri&ls 
der Nerven-Poliklinik der Kgl. Charite, das mir durch die Freundlichkeit des 
Herrn Geheimrat Bonhöffer zugänglich war, stellte es sich heraus, daß 
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unter den in den Jahren 1910 und 1911 zur Behandlung gekommenen 705 
reinen Nervenfällen sich allein 160 choreatische fanden. Von 368 Knaben 
litten 58, das sind 12,5 Proz., von 336 Mädchen 106, das sind 31,5 Proz., an 
Chorea. Die größere Beteiligung des weiblichen Geschlechtes an der Erkran¬ 
kung ist ja jedem Neurologen bekannt; aber diese ganz besonders hohö Zahl 
von Groß-Berliner Gemeindeschülerinnen veranlaßte mich zu einer verglei¬ 
chenden Forschung. Unter den mir gegenwärtig schulärztlich unterstellten 
2620 Schülerinnen der höheren Mädchenschulen (Gesamtmaterial des Jahres 
1912) fanden sich 13, das sind 0,49 Proz., an vier Gemeindeschulen 1 ) mit 

Tabelle C. Chorea minor. 

Im Alter von 6 bis 14 Jahren haben Chorea minor überstanden von: 

3100 Gemeindeschülerinnen. 22 = 0,70 Proz. 

2620 höheren Mädchenschülerinnen . . 13 = 0,49 „ 

3100 Schülerinnen 22, das sind 0,70 Proz. Kinder, die Veitstanz durchgemacht 
hatten, oder noch daran litten. Die Zahlen dürften für die Gemeindeschulen 
eher noch etwas höher anzunehmen sein, da Abortivfälle in diesen Milieus 
leichter übersehen werden. Wir finden diese Erkrankung also bei wirtschaft¬ 
lich schlechter Gestellten im Verhältnis von 3 : 2 zu den besser Situierten, was 
vielleicht auf schlecht abgewartete Infektionskrankheiten, auf häufige Erkäl¬ 
tungen und auf andere noch zu erforschende Milieuschädigungen zurückzu¬ 
führen wäre. 

Myopie und Chorea wurden hier nur herausgefaßt, um ein paar verglei¬ 
chende Zahlen zur Sozialpathologie zu liefern, wie sie dem Schulärzte zufaUen. 
Um ein gutes Vergleichsmatorial zu gewinnen, würde es sich vielleicht emp¬ 
fehlen, demselben Schularzt höhere und Gemeindeschulen zuzuweisen. 

Allgemein dürfen wir für die höheren Schulen folgendes nicht vergessen: 

Eine Reihe von Leiden und Schädigungen der Schüler können weder 
von den Eltern noch vom Hausarzt erkannt und bekämpft werden, da sie 
einmal hauptsächlich in der Schule zum Ausdruck kommen, aus Schulschädi¬ 
gungen hervorgehen, oder durch solche vertieft werden. Sache des Schul¬ 
arztes ist es, solche Leiden zu erkennen und für Abschaffung der schädigen¬ 
den Momente Sorge zu tragen. 

Das Schülermaterial der höheren Schulen rekrutiert sich nur zum Teil 
aus wirtschaftlich gut gestellten Kreisen, zum anderen Teil aus unter anderen 
Lebensformen in gewissem Sinne Notleitenden, zu denen, was die Mädchen 
betrifft, besonders diejenigen gehören, an welche infolge der Notwendigkeit 
einer Berufswahl höhere intellektuelle Anforderungen gestellt werden. 

Allgemeinuntersuchung aller Gymnasialaspirantinnen ist in Anbetracht 
der höheren Anforderungen an den Körper und das Gesamtnervensystem in 
den akademischen Frauenberufen eine dringende Forderung, um schwächliche 
Elemente den Studienanstalten fernzuhalten und um insonderheit zu verhüten, 
daß der weibliche Gesamtorganismus unter Überanstrengung leide und die 


l ) Die Zahlen für Chorea und Myopie an den vier Gemeindescbulen verdanke 
ich dem ganz besonderen Entgegenkommen der Herren Schulärzte Drs. Borchardt, 
Cohn, Schiffer und 8fcrelitz, die in freundlichster Weise mir die Ergebnisse 
ihrer Forschungen über diese Punkte zur Verfügung stellten. 
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intellektuellen Fähigkeiten auf Kosten der mütterlichen Anlagen ausgebildet 
werden. 

Dem weiblichen Schularzt fallen ganz besonders die Untersuchungen 
über Schulschädigungen des Entwickelungsalters und gelegentliche hygie¬ 
nische Belehrung der jungen Mädchen zu. 

Allgemeine Untersuchung der Lernanfänger in Hinsicht auf ihren körper¬ 
lichen, nervösen und Intelligenzzustand ist für höhere Schulen eine dringende 
Forderung, damit körperlich und geistig schulunreife und schwachsinnige 
Kinder im eigenen Interesse und in dem der Schule ausgesondert und zwecks 
weiterer Reifung zurückgestellt werden können. 

Der Hauptwert der schulärztlichen Forschungen an höheren Schulen 
liegt auf dem Gebiet der vergleichenden Sozialnosologie. Je mehr wir die 
Verteilung der Jugendkrankheiten und-leiden nach den verschiedenen sozialen 
und damit einhergehenden Schulmilieus kennen lernen, um so besser werden 
wir imstande sein, sie zu bekämpfen. 

Nur ergänzend sei noch darauf hingewiesen, daß der Schularzt an den 
höheren Schulen sich, wovon hier gar nicht die Rede war, um die gesundheit¬ 
lichen Verhältnisse des Schulgebäudes und seiner inneren Einrichtungen ebenso, 
vielleicht noch mehr zu kümmern hat wie an den Gemeindeschulen. 
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Über Selbststillen yon Grossstadtmüttern. 

Von Dr. med. Walter Bremme, Stadtarzt in Dresden. 


Die infolge der überall einsetzenden Aufklärungsarbeit stetig zunehmende 
Erkenntnis, daß die erschreckend große Säuglingssterblichkeit in erster Linie 
auf Schädigungen des kindlichen Organismus durch unzweckmäßige künstliche 
Ernährung zurückzuführen ist, macht zweifellos schon ihren Einfluß in weiteren 
Kreisen geltend und immer mehr Mütter werden der Ausübung ihrer ersten 
Mutterpflicht| der Darreichung der Brust, zurückgewonnen. Aber wieviel 
Tausende von Kindern gibt es noch, welche die ihnen von der Natur bestimmte 
Nahrung, auf die ihr Magen und Darm eingestellt sind, entbehren und den 
Mangel der ihnen vor allem zusagenden Muttermilch mit dem Leben bezahlen 
müssen. Auch wenn man, wie dies in neuerer Zeit geschieht, die Sommer¬ 
katarrhe der Säuglinge weniger auf die künstliche Ernährung, als auf eine 
Wärme8tauung zurückführt, so sind auch hier die Brustkinder in erheblichem 
Vorteil, weil sie kräftiger und widerstandsfähiger sind, als die Flaschenkinder. 

Es lohnt sich deshalb wohl, einmal an einem größeren Material zu prüfen, 
welche Kinder es sind, die der Wohltat der Mutterbrust verlustig gehen, und 
wo die Gründe zu suchen sind, die in weiten Kreisen der Bevölkerung zu einer 
Abnahme des Stillens geführt haben. 

Es soll und kann diese Statistik keinen Aufschluß über die tatsächliche 
Stillfähigkeit geben, sondern will lediglich die Verhältnisse erforschen, wie 
sie in bezug auf das Selbststillen in einer Großstadt zurzeit liegen. 

Wenn ich diese Statistik auf Dresden beschränke, so liegt dies einmal 
daran, daß mir nur das hiesige einschlägige Material zur Verfügung stand, 
und zum anderen, daß die Verhältnisse einer Großstadt für das Stillen am 
ungünstigsten sind, da die Fülle der gesellschaftlichen Zerstreuungen der 
besseren Kreise und die Notwendigkeit, am Erwerb mit teilnehmen zu müssen, 
für die Frauen der ärmeren Bevölkerung dazu geführt haben, daß das Selbst¬ 
stillen noch nicht im ausreichenden Maße Platz gegriffen hat. 

Die vorliegende Enquete erstreckt sich auf 8933 Kinder, die im Jahre 
1911 in der Behausung der Mütter geboren sind. Die in Entbindungsanstalten 
zur Welt gekommenen Kinder sind hierbei aus naheliegenden Gründen nicht 
mit berücksichtigt worden. Als Unterlage haben die Jahrestabellen von 
165 Hebammen gedient. Die nach der sächsischen Hebammenordnung vom 
16. November 1897 mit den Abänderungen nach den Verordnungen des Kgl. 
Ministeriums des Innern vom 30. Juli 1902 und 6. Mai 1908 zu führenden 
Hebammentabellen enthalten in Spalte 14 die Fragen: Ist das Kind gestillt 
worden? Wie lange? Warum nicht? Da als Grenze hierbei sechs Wochen 
gesetzt sind, habe ich auch bei meiner Statistik diese Grenze benutzt und 
unterschieden zwischen Stillen über sechs Wochen, Stillen unter sechs Wochen 
und Nichtstillen. 

Zur Beantwortung habe ich die Fragen gestellt, welchen Einfluß auf das 
Stillen ausüben: 
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1. Die soziale Lage (Tabelle 1. Nach Berufen). 

2. Das Alter der Mutter (Tabelle 2). 

3. Die Zahl der Entbindungen (Tabelle 3). 

4. Eheliche und uneheliche Geburten (Tabelle 4). 

5. Geburten von männlichen und weiblichen Kindern, sowie von Zwillingen 
und Drillingen (Tabelle 5). 

6. Ärztliche Hilfe bei Geburten (Tabelle 6); und weiterhin geprüft, 

7. in welchem Verhältnis die Todesfälle der über sechs Wochen, unter 
sechs Wochen und gar nicht gestillten Kinder zueinander stehen, sowie 

8. die Ursachen, welche in den Tabellen für ein nur kurzes oder Nicht¬ 
stillen angegeben sind. 


I. Einfluß der sozialen Lage. 
Hauptzusammenstellung über 8933 Geburten. 
Tabelle 1. Nach Berufen. 


Berufe 

Über 

6 Wochen 
gestillt 

Proz. 

Unter 

6 Wochen 
gestillt 

Proz. 

1 

j Nicht 
| gestillt 

Proz. 

Summa 

Akademiker . . . i 

224 

66,3 | 

71 

21,4 

43 

12,3 i 

338 

Arbeiter. 

1487 

53,6 

546 

19,7 

739 

26,7 1 

2772 

Beamte. 

809 

67,6 

187 

15,7 

193 

16,7 } 

1189 

Gewerbsgehilfen . 

2176 

59,3 

! 659 

18,3 

820 

22,4 

3655 

Kaufleute . . . . ^ 

622 

64,5 

, 163 

16,8 

181 

18,7 1 

966 

Beruflos. 

! 6 

i 

46,1 1 

3 

23,2 

4 

30,7 

13 

Summa . . 

| 5324 

59,8 

1629 

18,1 | 

j 1980 

22,1 jj 

j 8933 


Es konnte von vornherein keinem Zweifel unterliegen, daß die äußeren Ursachen 
für einen Mißerfolg der natürlichen Ernährung sich häufen, je tiefer wir in der 
sozialen Schichtung der Bevölkerung hinabsteigen. Bildung, welche die in der 
Aufklärungsarbeit über das Stillen vorgebrachten Gründe verstehen und billigen 
läßt, und ausreichender Lebensunterhalt, der die Frau ihrer Tätigkeit in der Familie 
erhält, steht gegenüber Unbelesenheit und Gleichgültigkeit in allen nicht das direkte 
Erwerbsleben betreffenden Fragen und die zwingende Notwendigkeit, daß in ärmeren 
Kreisen auch die Frau an der harten Arbeit um das tägliche Brot mit teilnehmen 
muß und infolgedessen ihren Mutterpflichten entzogen wird. Nicht selten hört man 
die Meinung aussprechen, daß in der unbemittelten Bevölkerung die natürliche 
Ernährung verbreiteter sei als bei der bemittelten. Wenn diese Ansicht für vergangene 
Jahre oder für mehr ländliche Bevölkerung richtig sein mag und nicht eine Ver¬ 
wechselung mit der Tatsache ist, daß Unbemittelte häufiger die Kinder länger und 
noch zu einer Zeit stillen, zu der man die Ernährung durch die Brust bei uns im 
allgemeinen nicht mehr gewöhnt ist, so trifft sie jedensfalls auf die vorliegende 
Statistik nicht zu. Wenn auch der Unterschied in den verschiedenen Bevölkerungs¬ 
kreisen kein erheblicher ist, so ist er immerhin ausgesprochen deutlich. Die Tatsache, 
daß Kinder von Beamten am häufigsten über sechs Wochen gestillt werden, mag 
darin begründet sein, daß diese das sicherste und regelmäßigste Einkommen haben. 

Keller 1 ) in Wien findet auf Grund seiner Beobachtungen an 1300 Frauen 
des Kaiser-Franz-Joseph-Ambulatorium, daß das Stillen vergleichsweise unter den 
Verheirateten, den Ärmeren und Erstgebärenden am verbreitetsten war. Während 
ich auf die Verhältnisse bei Verheirateten und Erstgebärenden noch zu sprechen 

l ) Keller-Wien, Stillwille und Stillmöglichkeit in den unteren Volksschichten. 
Wien. klin. Wochenschr. 1909, Nr. 18. 
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kommen werde, ergeben meine Beobachtungen ein besseres Besultat für die pekuniär 
günstiger gestellten Frauen. 

Es mag sein, daß sich seit 1909 infolge der Aufklärungsarbeit gerade in den 
höheren Kreisen ein Wandel zum besseren vollzogen hat; außerdem ist aber an¬ 
zunehmen, daß das Frauenmaterial des Kaiser-Franz-Joseph-Ambulatoriums sich 
hauptsächlich aus der ärmeren Bevölkerungsschicht rekrutiert, so daß dem Verfasser 
für Frauen besserer Kreise nur verhältnismäßig kleine Zahlen zur Verfügung gestanden 
haben. 

Meinert und Rietschel-Dresden l ) haben 1909 bei einer Umfrage über die 
Stillfähigkeit der Frauen in den Familien der Mitglieder der Gesellschaft für Kinder¬ 
heilkunde bei 110 Frauen 23,7 Proz. nicht stillende gefunden. Diese Zahl ist eben¬ 
falls höher als die von mir gefundene, um so mehr, wenn man in Betracht zieht, 
daß diese Frauen wohl zum allergrößten Teil Frauen von Ärzten gewesen sind, 
die von der Wichtigkeit des Selbststillens überzeugt waren. Jedenfalls kann hier 
wohl für die Mehrheit eine tatsächliche Stillunfähigkeit angenommen werden. 

D. Einfluß des Alters der Mutter. 

(Siehe Tabelle 2 auf 8. 400 und 401.) 

Die Mehrzahl der über sechs Wochen Stillenden bilden relativ und absolut die 
Frauen zwischen 20 und 30 Jahren. Die Frauen unter 20 Jahren bilden den Haupt¬ 
anteil deijenigen Mütter, die zwar mit Stillen anfangen, aber es aus irgend einem 
Grunde vor Ablauf von sechs Wochen wieder aufgeben; ihre Zahl fällt mit zu¬ 
nehmenden Alter. 

Unter den nichtstillenden Frauen stehen die unter 20 Jahren prozentual an 
zweiter Stelle. Die gerade in diesem Alter wohl am häufigsten vorkommenden 
unehelichen Geburten und das damit oft verbundene sofortige in Pflege geben der 
Kinder dürften hierfür die Gründe bilden. Daß die Höchstzahl in dieser Rubrik 
die ältesten Frauen stellen, ist durch anatomische Verhältnisse bedingt. 

HI. Einfluß der Zahl der Entbindungen. 

(8iehe Tabelle 3 auf S. 400 u. 401.) 

Aus der Zusammenstellung der nachstehenden Tab. 3 ergibt sich, daß prozentual 
die zweiten Kinder am häufigsten über sechs Wochen gestillt werden, abgesehen 
von den bei kleinen Zahlen erhaltenen hohen Prozentsätzen, welche nur der Voll¬ 
ständigkeit wegen angeführt sind, aber bei der Berechnung außer acht gelassen 
werden können. Nur bei Kaufleuten findet sich eine höhere Zahl bei den ersten 
Kindern, während bei den Beamten zwischen ersten und zweiten Kindern kein 
Unterschied besteht. Die Verhältniszahlen gehen dann für die über sechs Wochen 
gestillten Kinder im allgemeinen gleichmäßig herunter. Für die unter sechs Wochen 
gestillten Kinder sind durchschnittlich in dieser Tabelle keine großen Unterschiede 
festzustellen, während die Zahl der nicht gestillten Kinder mit Zunahme der Ent¬ 
bindungen steigt. 

Im allgemeinen dürften hier wohl physiologische Verhältnisse die Gestaltung 
der Tabelle bestimmen. Für die geringere Zahl von über sechs Wochen gestillten 
Erstlingen, im Gegensatz zu Keller 8 ), der unter den Erstgebärenden das Stillen 
am verbreitetsten findet, ist neben dem bei Erstentbindungen häufiger auftretenden 
schweren Verlauf der Geburten und der damit verbundenen Schwäche der Mutter, 
das noch geringere Vertrautsein mit Mutterpflichten als Grund anzusehen, während 
sich die weiter sinkenden Zahlen bei wiederholten Entbindungen wohl am ersten 
mit dem zunehmenden Alter und dem durch die häufigen Geburten doch geschwächten 
Körper der Mutter erklären lassen. 


l ) Meinert-Rietschel - Dresden, Über die Stillfähigkeit der Frauen in den 
Familien der Mitglieder der Gesellschaft für Kinderheilkunde. 81. Versammlung 
Deutscher Naturforscher und Ärzte in Salzburg 1909. VI. Abteilung für Kinder¬ 
heilkunde. — *) 1. c. 
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Tabelle 5. Nach männlichen und weiblichen Kindern, sowie Zwillingen 
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Tabelle 6. Ärztliche Hilfe. 
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IV. Einfluß der ehelichen und unehelichen Geburten. 

(Siehe Tabelle 4 auf S. 400 u. 401.) 

Die Tabelle 4 gibt Aufschluß über die Stillverhältnis9e bei ehelichen und un¬ 
ehelichen Geburten. Die Zahlen sprechen für sich selber. In den allermeisten Fällen 
ist das Nichtstillen der unverheirateten Mütter damit zu erklären, daß die Kinder 
in Pflege gekommen sind, da die Mütter ihren Beruf wieder auf nehmen. Eine 
Statistik, die auf dem Material einer großen Entbindungsanstalt aufgebaut ist, dürfte 
wohl ganz andere Zahlen erbringen. 

V. Einfluß der Geburten von männlichen und weiblichen Kindern, 
sowie von Zwillingen und Drillingen. 

Tabelle 5 ist eigentlich nur der Vollständigkeit halber mit aufgenommen 
worden; ihr ist nichts hinzuzufügen. Die verhältnismäßig große Zahl der nicht¬ 
stillenden Zwillingsmütter ist auf die schwerere Entbindung und das häufigere 
Hinzutreten von Komplikationen bei Zwillingsgeburten zurückzuführen. 

VI. Einfluß ärztlicher Hilfe bei Geburten. 

Die Tabelle 6 ist von mir bearbeitet worden, um festzustellen, wie groß der 
Einfluß des Arztes auf die Ausübung des Stillgeschäftes ist. Es kann a priori 
angenommen werden, daß der zur Entbindung hinzugezogene Arzt seinen ganzen 
Einfluß aufbieten wird, die Mutter zum Selbststillen zu veranlassen. Im allgemeinen 
ist nun ein Unterschied zwischen ärztlich geleiteten Geburten und solchen, die ohne 
Hilfe des Arztes verlaufen sind, für das Selbststillen nicht festzustellen, ja, bei der 
Zusammenstellung fällt die Zahl der über sechs Wochen stillenden Mütter von 
59,8 auf 54,7 Proz., und die Zahl der überhaupt nicht stillenden Frauen steigt von 
22,1 auf 25,7 Proz. 

Dieses Ziffernmaterial könnte auf den ersten Blick den Anschein erwecken, 
als ob der Einfluß des Arztes auf das ßtillgeschäft wirkungslos wäre. Doch ist 
hierbei folgendes zu bedenken: 

Zunächst wird im allgemeinen der Arzt als Geburtshelfer nur gerufen, wenn 
im Geburtsverlauf irgendwelche Komplikationen auftreten. Man hat wohl also 
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und Drillingen. 
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die Mehrzahl der ärztlich geleiteten Geburten als schwerere anzusehen. Infolge 
des schweren Geburtsverlaufea kann aber eine Entkräftung und Schwächung der 
Mutter eintreten, die, wenigstens anfangs, einen Einfluß auch auf das Stillgeschäft 
ausüben mag, wenngleich bereits hier bemerkt sein soll, daß ich die wegen Schwäche 
der Mutter infolge des Geburtsverlaufes ärztlicherseits öfters geäußerten Befürch¬ 
tungen gegen das Selbststillen für nicht genügend begründet halte. Dann fallen 
hierunter wohl alle die Frauen, die wegen einer anderen Erkrankung während der 
Schwangerschaft bereits in ärztlicher Behandlung waren und infolge dieser Er¬ 
krankungen zum Stillgeschäft untauglich geworden sind. Für diese Annahmen 
spricht auch die Tatsache, daß die Zahl der überhaupt nicht stillenden Mütter bei 
ärztlich geleiteten Geburten höher als bei denen ist, bei welchen ein Arzt nicht 
zugegen war. Es haben hier eben krankhafte Zustände Vorgelegen, die ein Selbst¬ 
stillen als unzweckmäßig erscheinen ließen. Es ist ferner noch zu berücksichtigen, 
daß immer mehr Frauen, die von vornherein ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen 
wollen, Entbindungsanstalten aufsuchen. Diese an sich gesunden Frauen, welche 
gewiß in sehr vielen Fällen ärztliche Hilfe nicht benötigt hätten, und die unbedenk¬ 
lich das Stillgeschäft ausüben können und oft auch ausüben, sind in der vorliegenden 
Statistik nicht enthalten. 

Unter Berücksichtigung dieser Verhältnisse wird man die vorliegenden Zahlen 
ganz anders zu beurteilen haben und einen günstigen Einfluß des Arztes auf das 
Selbststillen der Mutter anerkennen können. Auch läßt die, wenn auch nur wenig 
höhere Zahl derjenigen Mütter, die unter sechs Wochen stillen — also das Stillen 
versuchen — annehmen, daß in diesen Fällen auf ärztliche Einwirkung hin mit 
dem Stillen wenigstens begonnen worden ist und daß erst andere, nicht mehr fest¬ 
zustellende Vorkommnisse, eine weitere Ausübung des Stillgeschäftes unmöglich 
gemacht haben. 

Wenn ich also, wie im vorstehenden ausgeführt, in dem Ergebnis meiner 
Statistik einen günstigen Einfluß des ärztlichen Geburtshelfers auf die Forde¬ 
rung des Selbststillens erblicke, so ist doch offen zuzugeben, daß hier noch 
bessere Erfolge erwartet werden können. Wiederholt ist gegen das alte 
Vorurteil der Stillunfähigkeit unserer jungen Mütter geschrieben worden, trotz¬ 
dem ist aber die Kenntnis von der wirklichen Stillfähigkeit auch in Ärztekreisen 
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großen Mangel, daß die Angabe der Gründe in über der Hälfte der Fälle 
fehlt (Gründe für Nichtstillen fehlen nur in 6 Proz.). Die Ursache hierfür 
dürfte verschiedene Gründe haben. Von vornherein mußte man damit rechnen, 
daß Unterlagen, welche von Hebammen aufgestellt sind, also von Frauen, 
denen eine höhere Bildung im allgemeinen mangelt, in der Ausführung zu 
wünschen übrig lassen würden. Absichtlich habe ich es vermieden, vorher 
in den Hebammenversammlungen darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Ausfüllung gerade der Stillstatistik als Unterlage für eine Arbeit dienen solle. 
Ich wollte ein tatsächliches Bild der praktischen Verhältnisse gewinnen und 
ein „Korrigieren“ der Tabellen nach Möglichkeit ausschließen. Sodann werden 
zurzeit von mehreren Hebammen in Dresden noch ältere Formulare der 
Hebammentabellen benutzt, auf denen die Frage „Warum nicht gestillt?“ fehlt. 
Ferner setzt die Beantwortung dieser Frage voraus, daß die Hebammen nach 
sechs Wochen ihre Wöchnerin nochmals aufsuchen, um sich von der Dauer 
des angefangenen Stillens zu überzeugen. Es liegt auf der Hand, daß dies 
namentlich von beschäftigten Hebammen vielfach versäumt wird. Endlich 
befinden sich hierunter alle diejenigen Geburten, welche nicht mindestens 
sechs Wochen vor dem 30. Juni und 31. Dezember vor sich gegangen sind. 
An diesen Terminen werden die Halbjahrstabellen abgeschlossen. Frauen, 
die bis zu diesem Termine gestillt haben, aber noch nicht sechs Wochen, sind 
in die Tabelle der unter sechs Wochen stillenden Frauen aufgenoramen worden. 
Es ist anzunehmen, daß eine Anzahl von diesen tatsächlich über sechs Wochen 
gestillt hat. 

Im folgenden soll auf die für die kurze Stilldauer und das Nichtstillen 
angegebenen Gründe gemeinsam näher eingegangen werden. 

a) Milchmangel. Der Milchmangel nimmt unter den angegebenen 
Gründen die erste Stelle ein (19,3 bzw. 20 Proz.). Über die Stillunfähigkeit 
gehen ja die Ansichten — auch unter den Ärzten — recht auseinander. Während 
sich z.B. nach Bjelenky x ) oft konstatieren läßt, daß eine Frau die Fähigkeit 
zum Stillen nicht besitzt und er für Basel 74,7 Proz. für 9 Monate voraus¬ 
sichtlich stillunfähige Frauen berechnet, wobei die Ursache neben anderen 
in einer physischen Unfähigkeit der Brustdrüse zur Milchsekretion liegen soll, 
nimmt Keller-Wien 2 ) absolute Stillunfähigkeit objektiv nur für 1 Proz. der 
Mütter an. Nach Zander 8 ) litten nach den Zusammenstellungen der 
Münchener geburtshilflichen Klinik (1905 bis 1907) 1,4 Proz. an Milchmangel. 

Vi dal-Darmstadt 4 ) teilt mit, daß ihm bei einer dreijährigen Tätigkeit 
in den Säuglingsüberwachungsstunden nur ein einziger Fall vorgekommen sei, 
wo er der Mutter erklären mußte, daß sie nicht genug Milch habe und die 
Flasche zugeben müsse. Meinert und Rietzschel-Dresden 6 ) nehmen auf 
Grund einer Umfrage über die Stillfähigkeit der Frauen in den Familien der 
Mitglieder für Kinderheilkunde an, daß es etwa einem Drittel der Mütter selbst 
bei dem besten Willen von Arzt und Mutter versagt bleibe, ihre Kinder aus¬ 
reichend zu stillen, und daß die Anschauung, daß jede Mutter ihr Kind stets 

l ) He gar 8 Beiträge zur Geburtshilfe und Gynäkologie, Bd. 14, Heft 2. 

*) Wien. klin. Wochenschr. 1909, Nr. 18. 

8 ) Wien. klin. Rundschau 1909, Nr. 38. 

4 ) Münch, med. Wochenschr. 1909, Nr. 2. 

5 ) l.c. 
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ausreichend ernähren könne, in der Praxis oft dazu führe, daß Kinder wochen¬ 
lang unterernährt würden. H e g a r - Freiburg l ) hat unter 74 Puerperae 
22 Frauen gefunden, bei denen die Sekretion innerhalb der ersten zwei Wochen 
versiegt ist, während sechs Frauen von vornherein unfähig zum Stillen waren. 
Die Ursache der Unfähigkeit lag bei beiden Gruppen allein in einer un¬ 
genügenden Entwickelung der Brust bzw. in einer Insuffizienz des Drüsen¬ 
gewebes. 

Diese Angaben mögen genügen; sie zeigen, in wie weiten Grenzen die 
einzelnen Angaben schwanken und wie verschiedene Ansichten herrschen. 
Wenn es nun auch zweifellos Frauen gibt, die aus Mangel an Milch nicht 
stillen können, so dürfte doch ihre Zahl nicht sehr hoch sein. Wie ich schon 
an anderer Stelle hervorgehoben habe, kann ich mich den Ansichten über 
zunehmende physische Stillunfähigkeit nicht anschließen. Weder die Lehre 
Bollingers 2 * ) von der erblichen funktionellen Atrophie der menschlichen 
Milchdrüse, noch die Ansicht Hegars 8 ), der eine physische Unfähigkeit 
infolge von Entwickelungsstörungen annimmt, die durch äußere Einflüsse 
aller Art, schwere Erkrankungen, unpassende Ernährung und Pflege, Mangel 
körperlicher Bewegung, beengende Kleidung hervorgerufen werden, noch end¬ 
lich die am weitesten verbreitete Lehre Bunges 4 ), der im Alkoholismus die 
Hauptursache der Stillunfähigkeit sieht, können neben den Untersuchungen 
Roses 5 ) über den Einfluß kalkarmer Ernährung auf die Stillunfähigkeit 
und den Angaben Wat so ns über den schädlichen Einfluß übermäßiger Fleisch¬ 
nahrung einer strengen Kritik standhalten und sind namentlich durch die 
Untersuchungen von Agnes Bluhm 6 ), Engel 7 ), Walger s ) u. a. als wider¬ 
legt anzusehen. Diese Ansichten haben aber der allgemeinen Verbreitung 
des Stillens sehr geschadet, und zwar keine physische, wohl aber eine psychische 
Stillunfähigkeit hervorgerufen, da viele Frauen glauben, sie könnten nicht 
stillen. Auch diejenigen Mütter, die nicht stillen wollen, finden gegenüber 
den lauten und energischen Hinweisen auf die Stillpflicht in diesen weit ver¬ 
breiteten Meinungen einen triftigen Grund für ihre Pflichtvergessenheit, auch 
wenn dieser Grund meist den Tatsachen nicht entspricht. Es muß deshalb 
immer wieder betont werden, daß die Entscheidung über das Stillvermögen 
einzig und allein vom praktischen Ernährungsversuch abhängt, einem Ver¬ 
such, der am besten von einem Arzt angestellt wird. Hier muß die Arbeit 
der Ärzte einsetzen. Wenn freilich von den Hebammen und auch von den 
Ärzten nach den ersten vergeblichen Versuchen die Flinte ins Korn geworfen 
und der Mangel an Geduld und Ausdauer mit der Diagnose Milchmangel 
entschuldigt wird, steht eine durchgreifende Besserung nicht zu erwarten. 
Von den Müttern und Hebammen wird viel zu oft das Schreien der Kinder 

l ) 81. Versammlung deutscher Naturforscher und Ärzte in Salzburg 1909. 

*) Bollinger, Korrespondenzblatt der Deutschen Gesellschaft für Anthropologie 
1899, Nr. 30. 

# ) Le- 

4 ) Bunge, Die zunehmende Unfähigkeit der Frauen, ihre Kinder zu stillen. 
6. Aufl. München 1909. 

s ) Böse, Deutsche zahnärztl. Monatsschr. 1908, Nr. 26. 

•) Bluhm, Zeitschr. f. soziale Medizin, 3. Bd., 1908. 

7 ) Engel, Monatsschr. f. Geburtshilfe u. Gynäkol., 23. Bd., 1906. 

8 ) Walger, Münch, med. Wochenschr. 1908, Nr. 54. 
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Dach dem Stillen mit Hunger erklärt, während es im Gegenteil auf allzu reich¬ 
liche Nahrungsaufnahme zurückzuführen ist. Hier würde ein regelmäßiges 
Wiegen der Kinder vor und nach den Mahlzeiten bald Wandel schaffen. Auch 
muß immer wieder darauf hingewiesen werden, daß der Saugakt des Kindes 
das stärkste laktogoge Mittel ist und daß man es dem kleinen Erdenbürger 
nicht verdenken kann, wenn er sich lieber aus der Flasche die Milch in den 
Mund laufen läßt, statt seine eigenen Muskeln kräftig anzustrengen. Auch 
auf die volle Entleerung der gebrauchten Brust ist besonderer Wert zu legen, 
und es ist nötig, dieses Ziel gegebenenfalls durch Anwendung der Milchpumpe 
zu erreichen. Hier vermag eben Übung und Wille viel, wenn nicht alles. 
Ich leugne das Vorkommen des Milchmangels nicht, aber ich glaube, daß in 
sehr vielen Fällen, wo er festgestellt wurde, mit Geduld und Ausdauer doch 
eine völlig ausreichende natürliche Ernährung des Säuglings hätte erzielt 
werden können. 

b) Schwäche der Mutter. Die Schwäche der Mutter wird durch¬ 
schnittlich in 0,8 bzw. 2,2 Proz. aller Fälle für ein nur kurzes Stillen oder 
Nichtstillen verantwortlich gemacht. Wie ich bereits an anderer Stelle aus¬ 
geführt habe, halte ich einen nachweislichen Einfluß einer schweren Geburt, 
welche die Mutter sehr angegriffen hat, auf das Stillgeschäft zwar nicht für 
ausgeschlossen, doch wird meines Erachtens gerade von Ärzten, wenigstens 
früher, hierin öfter zu ängstlich vorgegangen. Namentlich wird bei größeren 
Blutverlusten häufig wegen Schwäche der Mutter vom Selbststillen abgeraten. 
Daß Blutverluste ohne weiteres keine Kontraindikation gegen das Stillen 
bilden, haben die Untersuchungen von Ahlfeld 1 ) gezeigt, der bei Frauen, 
die über 1000 g Blut bei der Entbindung verloren hatten, regelmäßige Wägungen 
der Milchmengen, die sie ihren Kindern geben konnten, vornahm. Das Resultat 
dieser Untersuchungen berechtigt ihn zu dem Ausspruch, daß selbst die 
schwersten Blutverluste bei der Geburt noch keinen Grund geben, das Stillen 
zu untersagen. Auch hier scheint sich eine Besserung der Verhältnisse all¬ 
mählich zu vollziehen. Es ist bezeichnend, daß bei Müttern aus akademischen 
Kreisen, die, abgesehen von den hier gar nicht in Betracht kommenden vier 
Fällen der Berufslosen, prozentual am meisten ärztliche Hilfe in Anspruch 
genommen haben, dieser Grund in der Statistik des Nichtstillens vollständig 
fehlt. Bedenkt man, daß im allgemeinen die zarteren Frauen der besseren 
Kreise, bei denen außerdem das Tragen ungeeigneter Kleidungsstücke 
(Korsett usw.) viel häufiger anzutreffen ist, als bei Frauen der arbeitenden 
Bevölkerung, durch den Geburtsakt besonders stark angegriffen werden, so 
kann wohl in dem Fehlen dieses Grundes ein Erfolg ärztlicher Beeinflussung 
erblickt werden. In allen diesen Fällen ist eben wenigstens das Stillen ver¬ 
sucht worden. Auch hier kann Geduld und Zureden viel nutzen, und die 
Hebammen sollten noch besonders immer darauf hingewiesen werden, daß 
gerade das Stillen die Rückbildung der Unterleibsorgane günstig beeinflußt. 

c und d) Ungenügendes oder Nichtstillen, weil das Kind in Pflege 
kam oder die Mutter ihren Beruf wieder aufnahm. 

Den Zahlen über das Aufhören mit Stillen und Nichtstillen, wenn das 
Kind in Pflege kam oder die Mutter geschäftshalber am Selbststillen ver- 


] ) Ahlfeld, Lehrbuch der Geburtshilfe, 2. Aufl. 
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hindert war, ist nicht viel hinzuzufügen. Vornehmlich werden diese Gründe 
bei den Frauen, die mit zur Unterhaltung der Familie beitragen müssen, und 
bei den unverheirateten Müttern maßgebend sein. Kaup 1 ) schätzt für Wien, 
Tugendreich 1 ) für Berlin die aus sozialen Ursachen nicht stillenden Wöch¬ 
nerinnen auf mindestens a / ß der Gesamtheit. Bei den jetzigen sozialen Ver¬ 
hältnissen müssen wir eben mit diesen Tatsachen rechnen. Die Mutterschafts¬ 
versicherung würde auch hier sehr segensreich wirken. Auch wenn von den 
Eiassen bei Entbindungen längere Zeit Wochengeld bezahlt würde, könnte 
viel erreicht werden. Der Tätigkeit privater Vereine, die Säuglingsfürsorge 
treiben, öffnet sich hier ein weites Feld ihrer Tätigkeit. 

e und f) Ungenügendes oder Nichtstillen, weil „das Kind nicht 
trank“ oder „zu schwach war.“ Der namentlich von Hebammen oft an¬ 
gegebene Grund: Das Kind trank nicht oder das Kind war zu schwach, wird 
— einen normalen Säugling und normale Brüste der Mutter vorausgesetzt — 
einer ernstlichen Elritik nur in den aller seltensten Fällen standhalten. Die 
Ursache hierfür liegt vielmehr fast immer in mangelnder Geduld, fehlerhaftem 
Anlegen des Kindes oder in zu frühem Hinzugeben der Flasche (allaitement 
mixte). Ich habe schon ausgeführt, daß der Säugling, wenn er einmal die 
bequemere Flasche erhalten hat, diese der Mutterbrust wohl immer vorziehen 
wird. Man sollte dabei nicht vergessen, daß die Pflege des Kindes in den 
ersten Wochen seines Lebens auch die Erziehungsgrundlage für sein späteres 
Leben bildet. Ahlfeld bezeichnet sehr richtig die Ernährung des Kindes 
nicht nur als eine Magenfrage, sondern eine ungemein wichtige erziehliche 
Frage. Es ist vor einem zu zeitigen Hinzugeben der Flaschennahrung un¬ 
bedingt zu warnen. Nimmt man durch Geben der Flasche dem Kinde den 
besten Hunger, so fällt auch das stärkste Anregungsmittel für die Milch- 
sekretion weg, und die erste Flasche ist gewöhnlich der Anfang vom Ende 
des Selbststillens. 

Die Muttermilch ist die für den Säugling von der Natur bestimmte, ihm 
zuträglichste Nahrung, und gerade für die schwächlichsten Kinder ist sie eine 
Notwendigkeit Einem Kinde die Muttermilch vorzuenthalten, weil es zu 
schwach ist, ist ein Widerspruch in sich selbst. Wie viele Kinder gehen an 
„allgemeiner Lebensschwäche“ zugrunde, weil ihnen das fehlt, was sie am 
Leben erhalten könnte, die Muttermilch. Wenn ein Kind — sei es infolge einer 
zu frühen Geburt, sei es aus anderen Gründen — zu schwach ist, um selbst zu 
saugen, so muß ihm zunächst die Muttermilch eingeflößt werden; daneben ist 
es aber wiederholt an die Brust anzulegen, um seine Saugwerkzeuge zu üben. 

g, h, i, k, 1) Ungenügendes oder Nichtstillen wegen Krankheit 
der Mutter, Verbot des Arztes, Hohlwarzen, schlecht entwickelte 
Warzen und Tod der Mutter. 

In diesen Rubriken sind diejenigen Fälle zusammengefaßt, in denen un¬ 
genügendes Stillen oder Nichtstillen erfolgte wegen Erkrankung der Mutter, 
Verbot des Arztes, verbildeten oder ungenügend ausgebildeten Warzen und 
Tod der Mutter. Was den letzteren Grund zunächst anlangt, so ist darauf 
aufmerksam zu machen, daß er vollständig bei den unter sechs Wochen stillenden 
Müttern fehlt. Es ist kein Fall vorhanden, in welchem der Tod der Mutter 


l ) Nach Heubner, Handbuch der Hy^ieqe, 4. Bd., l.Abt. 
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als solcher den Grund zum Absetzen des Kindes gab. Inwieweit Erkrankungen 
der Mutter, die das Aufhören des Stillgeschäftes bedingten, das Ende der 
Mutter herbeiführten, ist bei Aufstellung der Statistik leider unberücksichtigt 
geblieben, und es läßt sich auch nicht mehr nachträglich feststellen, ob das 
wenigstens begonnene Stillgeschäft auf die eine oder andere Erkrankung un¬ 
günstig eingewirkt hat. 

In den zur Verfügung gehabten Hebammentabellen sind durchweg die 
einzelnen Krankheiten nicht namentlich aufgeführt. Allgemein wird man 
diejenigen Mütter von vornherein nicht stillen lassen, welche an ausgesprochener 
Tuberkulose, Osteomalacie, an schweren Puerperalerkrankungen leiden; mit 
Psychosen behaftete Mütter eignen sich ebensowenig zum Stillgeschäft, wie 
diejenigen, welche epileptisch oder blödsinnig sind; in gleicher Weise dürfen 
Frauen, die in den letzten zwei bis drei Monaten ihrer Schwangerschaft 
syphilitisch wurden, ihre gesund gebliebenen Kinder nicht selbst stillen; end¬ 
lich können Erkrankungen und anatomische Defekte der Brustdrüsen häufig 
ein Hindernis zum Selbststillen bilden. 

Dagegen sind andere Erkrankungen, insbesondere Infektionskrankheiten, 
kein absoluter Grund für das Absetzes des Kindes, ebensowenig kleine Warzen, 
wieder eintretende Menses, neue Schwangerschaft. Kreuz- und Brustschmerzen 
beim Saugen des Kindes oder längere Zeit nach dem Trinken, anhaltende 
Schwäche bei chronischen Krankheiten geben gleichfalls keine absolute Kontra¬ 
indikation für das Stillen ab, doch kann unter Umständen der einzelne Fall 
dazu angetan sein, von der Ernährung durch die Mutter abzustehen. 

Im einzelnen sei hier noch folgendes bemerkt: 

a) Über die Frage, ob bei Tuberkulose gestillt werden soll oder nicht, stehen 
sich zwei vollständig entgegengesetzte Ansichten gegenüber. Während z. B. 
Biedert rät, äuch wenn Lungenschwindsucht nur dadurch drohe, daß ein 
ausgemachtes Erbverhältnis in der Familie vorhanden sei, vom Stillen gänzlich 
abzusehen, und Czerny und Keller der Ansicht sind, daß in jedem Falle, 
in welchem bei einer Mutter in früheren Lebensperioden irgend eine tuber¬ 
kulöse Erscheinung vorhanden war, das Stillen zu untersagen ist, sie es aber 
außerdem für wünschenswert halten, das Nähren auch bei jenen Müttern zu 
verhindern, welche von seiten ihrer Eltern hereditär belastet sind oder bei 
denen sonst ein wohlbegründeter Verdacht der Möglichkeit einer latenten 
Tuberkulose besteht, steht Schloßmann auf dem Standpunkt, daß nur dann 
eine Mutter mit offener und progredienter Schwindsucht zur Vermeidung der 
Infektion ihres Kindes das Stillen unterlassen solle, wenn es zugleich möglich 
ist, das Kind vollständig von der Mutter zu trennen; andernfalls solle die 
tuberkulöse Mutter stillen, um das Kind nicht neben der Gefahr der Infektion, 
die ja doch bestehe, noch der Gefahr der unnatürlichen Ernährung auszusetzen; 
die Muttermilch spiele für die Infektion keine Rolle, der kranken Mutter aber 
bringe das Stillen Vorteil durch Anregung des Stoffwechsels und Verhütung 
neuer Konzeption. 

Wie so oft bei ärztlichen entgegen stehenden Anschauungen, dürfte auch 
hier die richtige in der Mitte liegen. Allein in einer Disposition zur Tuber¬ 
kulose kann ich kein Hindernis zum Stillen erblicken; es wäre dies auch eine 
ganz undurchführbare Forderung, wenn wir uns an der Hand der Sektions¬ 
protokolle und der klinischen Befunde die ungeheuere Häufigkeit tuberkulöser 
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Erkrankungen vergegenwärtigen. Bei strikter Erfüllung dieser Forderung 
wäre auch nicht für die Minderzahl der Geborenen Brustnahrung zu erreichen. 
Andererseits kann ich mich auch nicht auf den Standpunkt Schloßraanns 
stellen. Wenn auch kein Beweis vorliegt, daß eine tuberkulöse Infektion 
dadurch zustande käme, daß die Muttermilch Tuberkelbazillen enthielte — 
ausgenommen Mammatuberkulose —, wie dies z. B. für die Tiermilch nach¬ 
gewiesen ist, so ist damit noch nicht gesagt, daß die Milch tuberkulöser 
Mütter nicht Stoffe auf den Säugling überträgt, die den auf anderem Wege 
eindringenden Bazillen die Entwickelung erleichtern oder die Resistenz des 
kindlichen Organismus irgendwie schädigen. Diese Ansicht vertritt wenigstens 
Deutsch 1 ) auf Grund seiner Erfahrungen an der Poliklinik des Hospitals 
der israelitischen Gemeinde zu Frankfurt a. M. Auch soll man nicht ver¬ 
gessen, daß die tuberkulöse Infektion beim Säugling nicht nur einer großen 
Empfänglichkeit begegnet, sondern auch gewöhnlich zu einem raschen, unauf¬ 
haltsamen Verlauf und zum tödlichen Ausgang führt. Ich kann aber auch 
Schloßmann darin nicht recht geben, daß das Stillen tuberkulöser Mütter 
nicht nur ohne Einfluß auf die Tuberkulose sei, sondern der Mutter durch 
Anregung des Stoffwechsels Vorteil bringe. Es kann doch nicht geleugnet 
werden, daß chronische Einflüsse, welche eine dauernde Abschwächung des 
Organismus und Abmagerung des Körpers bedingen, imstande sind, die Ent¬ 
wickelung der Lungenschwindsucht zu befördern. In demselben Sinne ist 
aber die Laktation gleichfalls wirksam. Auch die Untersuchungen Deutschs 
führen in bezug auf die Mutter zu dem Resultat, daß das Stillen auf die 
Tuberkulose der Mutter nur recht selten einen günstigen, meist einen un¬ 
günstigen, zuweilen einen deletären Einfluß ausübt, während Geburt und 
Puerperium an sich der Heilung oder dem Stillstand der Phthise nicht im 
Wege zu stehen scheinen. Daß endlich das Stillen während seiner Dauer eine 
neue Konzeption verhüten könne, trifft nicht zu. Es ist zwar die künstliche 
Verlängerung der Laktationszeit der Frau ein altes, schon von den Natur¬ 
völkern geübtes Verfahren, um die in dieser Periode stattfindende Kohabitation 
zu einer nicht befruchtenden zu gestalten, doch ist die Ovulation zwar nicht 
anatomisch, aber durch die Erfahrung sattsam bewiesen, da nicht wenig Fälle 
bekannt sind, in denen Frauen im Verlauf der Laktation, ohne seit der Ent¬ 
bindung wieder menstruiert zu haben, wieder gravid wurden. 

Man wird sich deshalb mit Deutsch u. a. auf den mittleren Standpunkt 
stellen können und Müttern mit deutlichen tuberkulösen Lungenerkrankungen 
in ihrem eigenen Interesse wie im Interesse der Kinder das Stillen unbedingt 
verbieten, Mütter aber, die lediglich einer tuberkulösen Erkrankung verdächtig 
sind, ohne daß klinisch nachweisbare Veränderungen bestehen, unter ständiger 
ärztlicher Aufsicht das Stillen versuchen lassen. 

ß) Nach Litzmann 2 ) bedingt langes Nähren bei ungenügender Ernährung 
eine erhebliche Prädisposition zur Osteomalacie. Allerdings bestehen über 
das Wesen der Krankheit nur Vermutungen, und keine der aufgestellten Hypo¬ 
thesen basiert auf sicherer Grundlage. Außerdem ist darauf hinzuweisen, 

1 ) Nach Vorträgen in der 13. Versammlung der Vereinigung südwestdeutscher 
Kinderärzte vom 12. Dezember 1909 und im Ärztlichen Verein zu Frankfurt a. M. 
am 7. Februar 1910. 

2 ) Ahlfeld, Lehrbuch der Geburtshilfe. 
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daß schon häufige Schwangerschaften an sich die Osteomalacie ungünstig 
beeinflussen, und daß bei der puerperalen Form dieser Erkrankung jede neue 
Schwangerschaft eine Gefahr bedeutet, da die zum Stillstand gelangte Erkran¬ 
kung wieder beginnt und weitere Fortschritte macht. 

y) Der Einfluß der puerperalen Infektion auf die Laktation ist nach 
Kleinwächter 1 ) ein verschiedener, je nach der Schwere derselben. Schwere 
Formen, die bereits während der Geburt da sind oder sofort nach dieser aus¬ 
brechen, lassen es überhaupt zu keiner Milchsekretion kommen. Bricht da¬ 
gegen die Erkrankung nach bereits eingetretener Laktation aus, so verschwindet 
letztere bei schweren Formen bald wieder, bei den leichteren Erkrankungen 
bleibt sie ungestört. Hieraus geht hervor, daß das Absetzen des Kindes von 
der erkrankten Mutter — abgesehen von anderen Erwägungen — schon durch 
das Versiegen der Brust bedingt ist. 

Ä) Das Wochenbett bildet nicht selten eine Ursache des Irreseins, nach 
Kraepelin, dem ich im wesentlichen hier folge, bei 6,8 Proz. aller in den 
Irrenanstalten aufgenommenen Frauen. Es ist zu unterscheiden zwischen 
solchen Erkrankungen, die wirklich durch das Wochenbett erzeugt, und solchen, 
die nur durch dasselbe ausgelöst werden. Unter die ersteren gehören plötz¬ 
liche deliröse Erregungszustände, bei deren Entstehung einerseits die Schmerzen, 
der Blutverlust, die raschen Kreislaufsänderungen, sowie die psychischen Ein¬ 
wirkungen der Geburt selbst und etwaige Störungen bei derselben eine Bolle 
spielen können, während es sich andererseits nach der klinischen Form um 
epileptische, auch wohl hysterische Dämmerzustände handeln kann, welche 
durch die besonderen Erschütterungen des Gebäryorganges auch bei solchen 
Personen ausgelöst werden, die sonst nur geringfügige und leicht übersehbare 
Zeichen krankhafter Veranlagung darbieten. 

Eine zweite Gruppe der Puerperalpsychosen kommt durch Gifte zustande. 
Hierher gehören die eklamptischen Delirien auf urämischer Grundlage und 
die gewöhnlich am fünften bis zehnten Tage des Wochenbettes einsetzenden 
Geistesstörungen, denen fieberhafte Erkrankungen zugrunde liegen. 

Ebenfalls in näherer ursächlicher Beziehung zum Wochenbett stehen 
die Erschöpfungspsychosen, die wohl mit den mächtigen Umwälzungen der 
ersten Tage des Wochenbettes (Ausscheidungen, Gewichtsabnahme) in Zu¬ 
sammenhang gebracht werden können, denen aber allerdings meist andere 
Einflüsse, nervöse Veranlagung, schlechte Ernährung, ungünstige Lebens¬ 
verhältnisse schon vorgearbeitet haben. Eine erst allmählich sich ausgleichende 
nervöse Erschöpfung mit erhöhter gemütlicher Erregbarkeit ist eine so gewöhn¬ 
liche Begleiterscheinung des Wochenbettes, daß sie kaum als krankhaft be¬ 
trachtet zu werden pflegt. 

Ungleich häufiger als die eben besprochenen Formen sind diejenigen 
Erkrankungen, die durch das Wochenbett nur ausgelöst werden. Hier sind 
in erster Linie die Katatonie und das manisch-depressive Irresein zu nennen, 
• doch ist auch der Beginn anderer Geisteskrankheiten, z. B. der Paralyse, im 

Wochenbett beobachtet worden. 

Die psychischen Erkrankungen der Laktationszeit bilden nach Kraepelin 
4,9 Proz. aller weiblichen Aufnahmen in Irrenanstalten. Als Schädlichkeit 


l ) Eulenburgs Realenzyklopädie. 3. Aufl. 
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werden in erster Linie die Erschöpfung durch Wochenbett und Sauggeschäft, 
vielleicht auch die durch beide hervorgerufenen Umwälzungen im Körper¬ 
haushalt betrachtet. Jedenfalls handelt es sich hier wesentlich um die Aus¬ 
lösung schon anderweitig vorbereiteter psychischer Störungen, und die krank¬ 
hafte Veranlagung scheint hier eine besonders wichtige Rolle zu spielen. Im 
Vordergründe stehen die verschiedenen Krankheitsbilder des manisch-depres¬ 
siven Irreseins, vorzugsweise Depressionszustände; fast ebenso häufig sind 
Katatonien. 

Es liegt auf der Hand, daß der Zustand einer geisteskranken Mutter 
nicht erlaubt, ihr Kind selbst zu stillen. Zudem werden diese Frauen, da 
eine Pflege und Überwachung im Hause fast unmöglich ist, wohl zumeist 
Irrenanstalten zugeführt und damit von ihrem Kinde getrennt werden. Aus 
den gleichen Gründen werden epileptische und blödsinnige Mütter im eigenen 
und im Interesse des Kindes nicht selbst stillen. 

s) Die Forderung, Frauen, die in den letzten zwei bis drei Monaten ihrer 
Schwangerschaft syphilitisch infiziert wurden, nicht stillen zu lassen, ist darin 
begründet, daß das syphilitische Gift nicht von der Mutter durch die Placentar- 
scheidewand hindurch auf den Fötus übergeht. Es ist also ein Kind einer 
Mutter, die von einem nicht luetischen Manne geschwängert wurde und sich 
erst nach stattgehabter Konzeption infizierte, bis zur Geburt nicht syphilitisch. 
Erwähnt sei, daß ein vollständig gesundes Kind in der Geburt durch mütter¬ 
liche Kondylome infiziert werden kann. Durch Ernährung an der Mutterbrust 
kann aber sehr leicht eine Infektion auf dem Wege der wunden Brustwarzen 
und der Lippen und Mundschleimhaut erfolgen. Daß ein solches theoretisch 
gesundes Kind natürlich niemals einer gesunden Amme übergeben werden 
darf, braucht wohl nicht besonders betont zu werden. Ebenso soll eine 
gesunde Mutter ihr eigenes, von Vaterseite her syphilitisches Kind aus 
den gleichen Gründen nicht stillen. Sind dagegen Mutter wie Kind luetisch, 
so soll letzteres, wenn nicht andere Gegengründe vorhanden sind, die Mutter¬ 
brust erhalten, möglichst unter gleichzeitiger spezifischer Behandlung der 
Mutter. 

£) Das Fehlen der Milchsekretion oder eine nicht ausreichende Sekretion 
kann auf einer angeborenen mangelhaften Entwickelung des Drüsengewebes 
beruhen. Dieser Zustand kann aber auch ein erworbener sein, z. B. infolge 
einer überstandenen Mastitis, durch die das Drüsengewebe vernichtet wurde. 
Erworbenen Milchmangel trifft man ferner bei schwächlichen, in der Ernährung 
herabgekommenen Frauen, auch bei solchen, die mit einer Krankheitsanlage, 
namentlich Tuberkulose, behaftet sind. 

Jedenfalls sind, wie ich schon auf geführt habe, diese Veränderungen bei 
weitem nicht so häufig, wie aus den in der Spalte „Milchmangel“ angegebenen 
Zahlen hervorzugehen scheint. Man darf noch nicht eine mangelhafte Funktion 
der Brustdrüsen aus dem Umstande herleiten wollen, daß sie nicht sogleich 
ausreichend Milch sezernieren, sondern muß sich vergegenwärtigen, daß erst 
durch häufiges Anlegen des Kindes und durch eine der Wöchnerin dargereichte 
zweckmäßige Nahrung die Milchabsonderung angeregt wird. 

Verbildungen der Brustwarzen, vor allem Hohlwarzen, machen dauernd 
unfähig, das Stillgeschäft auszuüben, da sie dem Kinde keinen Anhalt zum 
Saugen bieten. Das Hervorziehen von Hohlwarzen schon während der 
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Schwangerschaft nützt nichts, denn solche Warzen bleiben trotzdem untauglich 
zum Stillen. Auf die Versuche zur operativen Beseitigung der Hohlwarzen 
durch Abtragung des Warzenhofes (Kehrer) und subkutane Myotomie der 
Warzenmuskulatur (Basch) sei hier nur kurz hingewiesen. Kleine Warzen 
sind dagegen kein Hindernis für das Stillen. 

Von Erkrankungen der Brustdrüsen, welche 1 die Ausübung des Still¬ 
geschäftes verbieten, ist neben Karzinom und Tuberkulose der Mamma, die 
selbstverständlich jeden Stillversuch ausschließen, vor allem die Mastitis zu 
nennen. Tritt eine solche auf, so ist es wichtig, das Kind möglichst bald 
abzusetzen. Ich erwähne dies hier besonders, da früher, als man die Milch¬ 
stauung als Ursache der Mastitis ansah und dementsprechend bei beginnender 
Entzündung das Kind möglichst oft anlegte, es zu vielen ausgedehnten 
Mastitiden kam, die durch ein richtiges Verfahren hätten aufgehalten werden 
können. 

Ebenso kann bei Auftreten von Schrunden oder Fissuren an den Warzen 
der heftigen Schmerzen wegen eine temporäre oder dauernde Einstellung des 
Stillgeschäftes nötig werden. Warzenhütchen nützen hier nichts, da durch 
das Hineinzerren der Warze in dieselben ebenfalls heftige Schmerzen hervor¬ 
gerufen werden. 

17 ) Die Frage, ob eine Puerpera, welche an einem akuten Exanthem, wie 
an Pocken, Masern oder Scharlach erkrankt ist, stillen soll, wird verschieden 
beantwortet. Wenn das Fieber nicht zu hoch ist, tut man gut, das Kind bei 
der Mutter zu lassen; seine prophylaktische Entfernung erscheint überflüssig, 
wenn man bedenkt, daß es durch die bisherige fortwährende Berührung mit 
der Mutter bereits infiziert sein kann, daß Neugeborene erfahrungsgemäß für 
Scarlatina sehr wenig disponiert sind und daß bei Pocken eine rasche Vacci- 
nation Schutz gewährt. 

Nach Geillard hebt Cholera die Laktation nicht auf, so daß auch bei 
dieser Krankheit keine Unmöglichkeit des Stillens besteht. 

Andere akute Erkrankungen der Mutter können auch einen Grund zum 
Absetzen des Säuglings ergeben, wenn das Fieber 39° überschreitet oder bei 
geringerem Fieber sonstige Kontraindikationen, wie z. B. Ödeme, bestehen. 
So werden auch bei Typhus neben dem schwächenden Einfluß der Geburts¬ 
arbeit und den Vorgängen des Wochenbettes schon die hohen Temperaturen 
ein Selbststillen verbieten. In allen diesen Fällen aber darf nicht nach einer 
Schablone gehandelt werden, hier muß der Arzt individualisieren und darf 
die Vorteile nicht außer acht lassen, welche in dem Selbststillen der Mutter 
liegen. 

&) Der Eintritt der Menstruation oder der Beginn einer neuen Schwanger¬ 
schaft gelten noch heute vielfach als Grund, mit dem Stillen aufzuhören, in 
dem Glauben, daß sowohl der Eintritt der Regel wie eine neue Gravidität 
einen verderblichen Einfluß auf die Milch ausübten. 

Beides ist nicht unbedingt richtig. Beim Wiedereintritt der Menstruation 
finden allerdings vorübergehend qualitative Veränderungen der Muttermilch 
statt, indem die Milch reicher an festen Stoffen, namentlich Zucker, wird. 
Hierin kann aber nicht ohne weiteres ein Grund zum Absetzen des Kindes 
gesehen werden, doch ist während dieser Zeit der Säugling aufmerksam zu 
beobachten. Nur wenn die Menses übermäßig lange anhalten, Verdauungs- 
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Störungen hervorgerufen werden und die Wage während derselben keine Zu¬ 
nahme des kindlichen Körpergewichtes nachweist, kann eine Nahrungsänderung 
notwendig werden. 

Eher könnte schon dazu geraten werden, beim Eintritt einer erneuten 
Gravidität das Stillen einzustellen, da immerhin die Möglichkeit besteht, daß 
durch die Übernahme beider Aufgaben gleichmäßig alle drei Beteiligten leiden 
können, indem die Mutter zu sehr geschwächt wird, wodurch die Ernährung 
der Frucht und die Qualität sowie die Quantität der Milch und dadurch die 
Ernährung des Säuglings leiden. Auch kann hierbei das Selbststillen da¬ 
durch unmöglich werden, weil der Eintritt einer Schwangerschaft die Milch¬ 
sekretion meistens erheblich absinken läßt. Hier kann eben keine allgemeine 
Forderung auf gestellt werden, vielmehr wird der Arzt in jedem Einzelfalle 
unter genauer Beobachtung von Mutter und Kind die Entscheidung zu 
treffen haben. 

i) Brust- und Kreuzschmerzen, die ohne anatomisch auffindbare Ursache 
auftreten, sind nicht seltene Begleiter des Stillgeschäftes. Wohl selten werden 
sie eine derartige Intensität annehmen, daß sie ein Absetzen des Kindes nötig 
machen. 

x) Schwäche bei chronischen Krankheiten schließt als solche nicht un¬ 
bedingt vom Selbststillen aus. Hier kann nur auf Grund genauer Untersuchung 
und Beobachtung entschieden werden. Im übrigen ist auf die vorhergehenden 
Ausführungen zu verweisen. 

m und n) Ungenügendes oder Nichtstillen wegen Widerstandes 
der Mutter oder des Vaters. 

Auffallend groß ist die Häufigkeit der Fälle, in denen das Selbststillen 
am Nichtwollen der eigenen Mutter oder des Vaters gescheitert ist. 

So nahe es liegen sollte, daß die Mutter keinen sehnlicheren Wunsch 
kennt, als ihr eigenes Kind gut gedeihen zu sehen und sie sich deshalb den 
mit dem Selbststillen selbstverständlich verknüpften Unannehmlichkeiten 
leichten und frohen Herzens unterzieht, so sind doch nur zu oft andere Ur¬ 
sachen stärker und lassen sie ihre Pflicht als Mutter versäumen. Die Haupt¬ 
gründe dürften hierfür Bequemlichkeit, Vergnügungssucht und Eitelkeit sein. 
Es ist ein Zeichen aller Zeit mit gesteigerten Lebensbedürfnissen und Drang 
nach Zerstreuung, daß die Mütter von der Ausübung ihrer ersten Mutterpflicht 
abgekommen sind. Während bei ganz rohen oder in einer Halbkultur lebenden 
Völkern 1 ) das Selbststillen eine allgemeine Sitte ist, läßt sich feststellen, daß 
es sich da, wo die Mütter dieser Pflicht sich absichtlich entziehen, in allen 
Fällen um die am höchsten zivilisierten Volksstämme handelt. Im Altertum 
zeigen dies die Anweisungen von Ärzten der Griechen und Römer, bei denen 
das Ammenwesen eine große Ausdehnung hatte, und im deutschen Volke 
liebten es bereits während des 6. Jahrhunderts reiche Angelsächsinnen, ihre 
Kinder durch Ammen ernähren zu lassen, während dies im 15. Jahrhundert 
im ganzen Deutschland der allgemeine Brauch wurde. Eine besondere Aus¬ 
bildung des Ammenwesens besteht in Paris, wo sehr häufig die Ammen nicht 
in das Haus aufgenommen werden, sondern das Kind der Amme übergeben 
wird, die es in ihrer Heimat aufzieht. 


l ) Vgl. Ploss-Bartels, Das Weib in der Natur- und Völkerkunde. 
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Es ist ohne weiteres zuzugeben, daß das Selbststillen mit Unbequemlich¬ 
keiten und Entbehrungen in gesellschaftlicher Beziehung verbunden ist, aber 
sollte all dies der Mutter nicht das Bewußtsein aufwiegen, ihrem Kinde durch 
Darreichung ihrer Brust Gedeihen und Kräftigung sowie Schutz vor Gefähr¬ 
dung der Gesundheit gegeben zu haben? 

Die Furcht, daß durch die Ausübung des Stillgeschäftes die Form und 
Schönheit der weiblichen Brust leiden könne — ein Grund, der namentlich 
bei den heutigen vornehmen Griechinnen für das Halten von Ammen angegeben 
wird —, ist ganz unbegründet. 

Die gleichen Gesichtspunkte dürften auch den Ehemann veranlassen, das 
Selbststillen seiner Frau zu untersagen. Daß dies so verhältnismäßig häufig 
vorkommt, ist namentlich deshalb verwunderlich, weil die Annahme, die Aus¬ 
übung des StillgeschäfteB schließe eine neue Schwangerschaft mit Sicherheit 
aus, außerordentlich weit verbreitet und das Bestreben, einer Vergrößerung 
der Familie möglichst vorzubeugen, in allen Kreisen aus hier nicht zu er¬ 
örternden Gründen sehr rege ist. Wenn auch auf unsere Verhältnisse nicht 
anwendbar, so sei doch hier die Angabe von Ploss-Bartels *) bemerkt, daß 
bei rohen und niedrig stehenden Völkern eine Abkürzung der Laktations¬ 
periode deshalb angestrebt wird, weil die Milchsekretion, ähnlich wie Men¬ 
struation und Wochenfluß, als abnorme Ausnahmezustände betrachtet werden, 
in welchen die Berührung der Frau jedem Manne erhebliche Gefahren dar¬ 
bieten muß. 

oundp) Ungenügendes oder Nichtstillen wegen Krankheit oder 
Tod der K in der. 

Eine Unmöglichkeit, den Säugling an der Mutterbrust zu ernähren, kann 
durch angeborene Mißbildungen und Defekte des Säuglings bedingt sein, wie 
z. B. Hasenscharte und Wolfsrachen u. dgl. 

Über die Frage, bei welchen Erkrankungen des Säuglings die Mutter¬ 
brust kontraindiziert ist, lassen sich keine bestimmten Normen aufstellen. 
Hier kann nur auf Grund eingehender ärztlicher Untersuchung und unter 
Würdigung aller in Frage kommenden Momente im einzelnen Falle ein Urteil 
gefällt werden. Man sollte nicht vergessen, daß gerade für ein schwaches 
und krankes Kind die Muttermilch die rationellste Ernährung ist. Deshalb 
machen Magen- und Darmkatarrhe ein Absetzen des Kindes von der Brust 
fast niemals nötig. Über Schwächlichkeit und allgemeine Lebensschwäche 
ist schon im Abschnitt e) und f) das Nötige gesagt. Zu erwähnen ist hier 
nochmals die Syphilis deB Neugeborenen. Wie schon ausgeführt, kann das 
syphilitische Gift die Placentarwand nicht durchdringen; es kann also ein 
Kind durch den Vater luetisch infiziert sein, ohne daß die Mutter mit erkrankt 
ist. Ein solches Kind wird man natürlich von der Mutter nicht stillen lassen, 
um eine Infektion ihrerseits zu verhüten. Im übrigen sei auf das bei der 
Mutter Gesagte verwiesen. 

q) In Spalte q sind die Wöchnerinnen aufgeführt, welche mit ihrem 
Kinde aus Dresden verzogen sind, so daß die Einziehung von Erkundigungen 
unmöglich war. Es ist nicht ausgeschlossen, daß ein Teil dieser Mütter 
noch länger gestillt hat. 

l ) Vgl. Ploss-Bartels, Das Weib in der Natur- und Völkerkunde. 
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Nach der Besprechung der vorliegenden Statistik sei es mir noch gestattet, 
kurz auf die Mittel und Wege einzugehen, die uns zur Verfügung stehen, 
dem Selbststillen mehr als bisher Verbreitung zu verschaffen. 

Wenn auch seitens der Arzte zu allen Zeiten auf eine rationelle Pflege 
der Säuglinge und in erster Linie auf Versorgung derselben mit Muttermilch 
aufmerksam gemacht worden ist, so hat sich doch erst in den letzten 20 Jahren 
— und nun allerdings in stetig wachsendem Umfange — die öffentliche 
Gesundheitspflege mit dieser Frage beschäftigt. Die Entwickelung ging von 
Frankreich aus, wo der ständige Geburtenrückgang für die Behörden Ver¬ 
anlassung wurde, wenigstens der Erhaltung der Neugeborenen und Säuglinge 
ihre größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Ihm folgten Deutschland und die übrigen Kulturnationen, deren Bevöl¬ 
kerungszunahme ebenfalls mehr oder weniger unter der Säuglingssterblichkeit 
zu leiden hatte. 

Wie ich schon hervorgehoben habe, liegt der Kernpunkt der Hygiene 
des Säuglings in seiner Ernährung. Sie wird um so wichtiger, je ungünstiger, 
die sonstigen äußeren Lebensbedingungen sind, da lediglich sie imstande ist, 
alle sonstigen ungünstigen Einflüsse der Umgebung des Säuglings auszugleichen 
und in jedem Falle Wachstum und Leistung des Gesamtkörpers beherrscht 
(Heubner). Da nun als einzige rationelle Ernährung für den Säugling ledig¬ 
lich die Muttermilch in Frage kommt und die Erfahrung aller Kinderärzte 
bisher gelehrt hat, daß es für den Neugeborenen einen vollwertigen Ersatz 
der Mutterbrust nicht gibt, so muß die grundsätzliche Forderung an alle 
Mütter gestellt werden, ihr Kind selbst zu stillen. Als Kontraindikation 
dürften ärztlicherseits streng genommen nur anatomische und krankhafte 
Veränderungen der Mutter oder des Kindes anzusehen sein, die die Ausübung 
des Stillgeschäftes für den einen oder anderen Teil unmöglich oder gefährlich 
macht. 

Der Hauptreiz für eine gute Milchabsonderung der weiblichen Brust 
liegt, wie ebenfalls bereits erwähnt, in kräftigem Saugen des Kindes. Es 
kommt deshalb nicht selten vor, daß sich bei schwächlichen Kindern, die 
mangelhaft ziehen, oft wochenlang eine genügende Milchsekretion nicht ein¬ 
stellt, bis dann das Kind allmählich kräftiger geworden ist, zusehends immer 
mehr und schließlich die normale Menge bekommt. Man soll deshalb, selbst 
wo es den Anschein hat, daß die Mutter nicht sehr lange das Nährgeschäft 
wird fortsetzen können, alles daransetzen, daß dieses wenigstens während der 
ersten Lebenswochen des Neugeborenen geschieht. Hierzu gehört aber vor 
allem Geduld und wieder Geduld. Es ist dieses nicht nur eine unerläßliche 
Forderung in der Geburtshilfe, sondern auch nachher eine solche für die 
Anfangsernährung des Säuglings. Hier müssen Ärzte und Hebammen viel 
mehr als bisher geduldig raten und helfen, und es werden sich bei gutem 
Willen der Mutter und suggestivem Vorgehen des Arztes und der Hebammen 
oft soheinbar unüberwindliche Hemmnisse des Stillgeschäftes beseitigen und 
die natürliche Ernährung zur Durchführung bringen lassen. 

Ebenso habe ich schon hervorgehoben, daß durch eine falsche Technik 
viele Mißerfolge verursacht werden, namentlich wird im zu zeitigen Geben 
der ersten Flasche viel gesündigt. Da einerseits das Bedürfnis nach Nahrung 
beim Neugeborenen am ersten Tage nicht auffällig rege ist, es diese Zeit 
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meistens im Schlafe zubringt und zudem nach Czerny die ventralen Infek¬ 
tionen des Neugeborenen zunehmen und schwerer verlaufen sollen, wenn es 
schon am ersten Tage die Brust bekommt, andererseits aber auch die Mutter 
nach der Geburt der Ruhe bedarf, so soll das Kind erst am zweiten Tage 
an die Brust der Mutter angelegt werden. Auch halte man von Anfang an 
längere Zwischenpausen zwischen den Mahlzeiten ein und gewöhne das Kind 
von Anfang an, während der Nachtzeit ohne Nahrung auszuhalten und zu 
schlafen. Es ist dies nicht nur für die Mutter sehr angenehm, sondern das 
Ausruhen der Verdauungsorgane auch für das Kind nur vorteilhaft. Um 
feststellen zu können, daß der Säugling genügend Nahrung erhält, sollen 
regelmäßige Wägungen des Kindes vor und nach dem Trinken stattfinden. 
Daß anhaltendes Schreien nach dem Stillen durchaus nicht immer auf un¬ 
genügende Nahrungsaufnahme zurückzuführen ist, habe ich bereits erwähnt. 
Um die Milchsekretion zu erhöhen, empfiehlt sich für die Mutter am meisten 
möglichst reichlicher Genuß von Kuhmilch neben der sonstigen täglichen 
Nahrungszufuhr. Von dem im Volke in hohem Rufe als milchliefernde Mittel 
stehenden Bier und Wein kann nur abgeraten werden. Auch von dem in 
neuester Zeit mehrfach empfohlenen Laktagol wird man nicht zuviel erwarten 
dürfen, wenn auch durch Untersuchungen eine günstige Beeinflussung der 
Milchsekretion, quantitativ und qualitativ, festgestellt worden zu sein scheint. 

Den Brüsten soll schon während der Schwangerschaft erhöhte Aufmerk¬ 
samkeit zugewendet und dieselben für das kommende Stillgeschäft geeignet 
gemacht werden. Außer regelmäßigen Waschungen, bei denen darauf zu 
achten ist, daß die Warzen ordentlich von Krusten befreit werden, können 
kurze Warzen in geeigneter Weise herausgehoben werden. Sind sie in ihrer 
Bedeckung zu zart, so soll die Haut durch Betupfen mit adstringierenden 
Mitteln leicht gehärtet werden. Auch die Bekleidung der Brüste muß dahin 
geändert werden, daß die Drüse nicht gedrückt wird. Während des Still¬ 
geschäftes ist dem W und werden der Brustwarzen durch sorgfältiges Reinigen 
vor und nach dem Anlegen und Alkoholabreibungen vorzubeugen. 

Das Stillgeschäft soll so lange als möglich fortgesetzt werden, am besten 
so lange, bis die Zähne angefangen haben, durchzubrechen. Es liegt auf der 
Hand, daß man zum Abstillen möglichst nicht die heiße Jahreszeit wählt. 
Nach Heubner führt man die Entwöhnung am besten allmählich durch, 
indem man etwa jede Woche eine Brustmahlzeit wegfallen läßt. 

Der Kernpunkt des großen Kampfes für die Zunahme des Selbststillens 
liegt aber in der Aufklärung, und zwar einer Aufklärung, die, wie nochmals 
betont sei, von der Erkenntnis ausgeht, daß der Rückgang der Brusternährung 
nicht irgendwelchen Veränderungen der Brustdrüse zuzuschreiben ist, sondern 
daß daran abstellbare Umstände die Schuld tragen. Neben der Stillpropa¬ 
ganda durch Merkblätter, Broschüren, Tagespresse und Vorträge ist vor allem 
eine ausgiebige persönliche Unterweisung der Mütter in der Kunst der Pflege 
und Ernährung ihrer Säuglinge anzustreben. Da diese fast ausschließlich durch 
Ärzte und Hebammen erfolgen kann, ist die Forderung berechtigt, daß beide 
sich in sicherem Besitz der hierzu nötigen Kenntnisse befinden. Mehr als 
bisher sollte deshalb auf den Universitäten Wert auf den Kampf gegen die 
Säuglingssterblichkeit gelegt werden, und die Hebammen müssen während 
ihrer Ausbildungszeit, in den Wiederholungskursen und seitens der Bezirks- 
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ärzte auf den Hebammenversammlungen immer und immer wieder eindring¬ 
lich st über diese Frage unterrichtet werden. 

Einen großen Fortschritt auf diesem Gebiete bedeuten die in vielen Orten 
eingerichteten Säuglingsberatungsstellen. Es sollen dieselben naoh dem Vor¬ 
bilde von Budin in der Überwachung gesunder Säuglinge ihre Hauptaufgabe 
sehen und nicht zu Polikliniken kranker, schon mehr oder weniger geschädigter 
Säuglinge werden. Hier sollen sich die Mütter über die natürliche Ernährung 
ihrer Kinder regelmäßig Hat und Hilfe holen. Wenn auch in Deutschland 
bisher nur ein verhältnismäßig geringer Teil der Bevölkerung von diesen 
Fürsorgestellen Gebrauch macht, so steht doch zu hoffen, daß sich bei weiterem 
Bekanntwerden der segensreichen Einrichtung dieser Übelstand mehr und 
mehr verlieren wird. 

Wöchnerinnen-, sowie Mütter- und Säuglingsheime, wo die wieder ihrer 
Arbeit nachgehenden unverheirateten Mütter wohnen und dauernd ihr Kind 
in Überwachung behalten können, sind ebenfalls eine wirksame Hilfe für 
unsere Bestrebungen, scheitern aber nur zu oft an den nicht unerheblichen 
Mitteln, die diese Anstalten beanspruchen. 

Ebenso noch verhältnismäßig wenig in das praktische Leben umgesetzt, 
aber sicherlich Erfolg versprechend ist die Errichtung von Stillkrippen im 
Bereich großer Fabriken, welche den Arbeiterinnen erlauben, mehrmals dort 
täglich ihre Säuglinge selbst zu stillen. 

Der größte Teil der Aufklärungsarbeit wird bisher von Privaten, Wohl¬ 
tätigkeitsvereinen, sozialen Gesellschaften usw. geleistet. Doch beteiligen sich 
jetzt bereits schon vielfach auch die Behörden an diesen Bestrebungen. 
Namentlich durch Aussetzen von Stillprämien — d. h. Unterstützungen an 
bedürftige Mütter, die ihre Kinder selbst stillen — beweisen viele Städte und 
Gemeinden ihr Interesse für die Wiederbelebung der Neigung der Bevölkerung 
zum Selbststillen. Wenn auch diese Maßnahmen in größerem Umfange erst 
zu kurze Zeit bestehen, um über ihren Erfolg ein endgültiges Urteil abgeben 
zu können, so scheinen sie doch nicht ohne Einfluß zu sein. Wenigstens stellt 
der medizinische Beirat für das städtische Fürsorgeamt zu Dresden in seinem 
Bericht über Verwendung und Wirkung der Stillprämien in den Jahren 1910 
und 1911 fest, daß die Stilldauer sich unter dem Einfluß der Prämie bzw. 
mit der Dauer und Intensität der durch sie ermöglichten Propaganda ganz 
wesentlich vermehrt habe, daß die Zahl der zum ersten Male längere Zeit, 
d. h. mindestens ein Vierteljahr, stillenden Bewerberinnen im Gegensatz zu 
den Erfahrungen der allerersten Periode, ebenso wie die Zahl der unehelichen 
Mütter ganz erheblich gestiegen sei und daß bei den wieder vorgestellten 
Kindern sich durchweg ein deutlicher Einfluß des längeren Stillens habe fest- 
steilen lassen. 

Ausgehend von dem Gedanken, daß die Hebammen als hauptsächlichste 
Beraterinnen der jungen Mütter auf diese einen großen Einfluß ausüben, sind 
seit einigen Jahren in verschiedenen Städten sogenannte Hebammenprämien 
eingeführt worden. Hierbei werden diejenigen Hebammen, die relativ die 
meisten Erfolge in bezug auf das Selbststillen der von ihnen entbundenen 
Frauen aufweisen, mit Geldpreisen belohnt. Auch bei dieser Einrichtung ist 
die Zeit zu kurz, um über nachweisbare Erfolge berichten zu können. Erwähnt 
sei aber, daß sich bei der Auswahl der zu belohnenden Hebammen infolge 
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Fehlens einwandfreier Unterlagen Schwierigkeiten herausgeatellt haben, die den 
erstrebten Erfolg in Frage stellen. Man hat deshalb schon teilweise von der 
Weitergewährung der bereits eingeführten, theoretisch begründeten und aus¬ 
sichtsreich erschienenen, in der Durchführung aber auf Hindernisse stoßenden 
Prämien wieder abgesehen. 

Ein bedeutsames Mittel, die natürliche Ernährung zu fördern, wäre, wie 
schon angedeutet, eine gesetzliche Regelung des Mutterschutzes. Die Kranken¬ 
versicherung müßte auf Schwangere, Wöchnerinnen und Säuglinge weiter 
ausgedehnt und die Zeit der Unterstützung der Schwangeren und Wöchne¬ 
rinnen durch Wochengeld noch mehr verlängert werden. Leider ist in der 
Reichsversicherungsordnung eine genügende Erweiterung der Rechte der weib¬ 
lichen Kassenmitglieder nicht erreicht worden. 
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in Deutschland nach amtlichen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1912. 

Von Dr. med. Alfons Fischer, Karlsruhe i. B. 


Zum viertenmal unternehme ich es nun, auf Grund der amtlichen Ver¬ 
öffentlichungen des jeweiligen letzten Jahres ein Bild von den sozialhygienischen 
Verhältnissen in Deutschland zu entwerfen, d. h. die Fortschritte auf dem 
Gebiete des sozialen Gesundheitswesens darzulegen, aber auch die noch ob¬ 
waltenden Mißstände zu kennzeichnen. Mit Freude kann ich feststellen, daß 
meine bisherigen Berichte in der hygienischen Literatur, besonders des Jahres 
1912, Beachtung gefunden haben; ich erwähne nur, daß unter anderem Grot- 
jahn 1 ) in seiner „Sozialen Pathologie“, Weinberg 2 ) sowie Blaschko 8 ) in 
dem Werke „Krankheit und soziale Lage“, Hüppe 4 ) im „Handbuch der 
Hygiene“ auf diese meine Darlegungen hingewiesen haben. Darum will ich 
wiederum gern aus dem gewaltigen Rohstoff der letztjährigen amtlichen 
Publikationen das für den* Sozialhygieniker wichtigste Material herauszu- 
meißeln und mit Hilfe von Erläuterungen nach Gebühr zu beleuchten versuchen. 

Dem Wunsche der verehrlichen Redaktion entsprechend, soll nun alljährlich 
eine solche Übersicht an dieser Stelle geboten werden. In der Tat dürfte 
gerade das regelmäßige Erscheinen von derartigen Abhandlungen von Wert 
sein, weil man dann die Ergebnisse der einzelnen Jahre miteinander ver¬ 
gleichen kann, und so der Einblick in die sozialhygienischen Zustände unseres 
Vaterlandes immer deutlicher wird. 

Da diese Abhandlungen mithin nunmehr als ein Periodikum anzusehen 
sind, so scheint es mir jetzt geboten zu sein, auch hier den Begriff „Soziale 
Hygiene“ zu deuten und das Arbeitsgebiet dieses Zweiges der Hygiene gegen¬ 
über der „Öffentlichen Gesundheitspflege“ zu bestimmen. 

In meinem kürzlich erschienenen „Grundriß 6 ) der sozialen Hygiene“ bin 
ich zu folgender Definition gelangt: „Die soziale Hygiene ist die Wissenschaft 
von den Beziehungen zwischen den gesundheitlichen und den sozialen Ver¬ 
hältnissen der örtlich, zeitlich und gesellschaftlich zusammenhängenden oder 
sonst praktisch zusammenfaßbaren Individuen und deren Nachkommen; sie 
ist zugleich ein praktisches Betätigungsfeld, indem sie den jeweils gegebenen 
Umständen entsprechende Forderungen zur Erhaltung und Vermehrung der 
Gesundheit von den genannten Bevölkerungsgruppen aufstellt und zu ver¬ 
wirklichen sucht.“ 

Hieraus ist der Gegensatz zur individuellen Hygiene ohne weiteres 
zu ersehen; aber schwierig ist die Abgrenzung gegen die „öffentliche 
Gesundheitspflege“• Bemerkt sei zunächst, daß man in Frankreich und in 
Italien sowohl für das Gebiet, für welches man in Deutschland den Namen 
„Soziale Hygiene“ geprägt hat, als auch für die „öffentliche Gesundheitspflege“ 
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den Sammelbegriff „Soziale Hygiene“ benutzt; als Beispiel hierfür erwähne 
ich die Tätigkeit der Alliance d’hygiene sociale in Paris und die Darbietungen 
der Esposizione Internationale d’Igiene Sociale in Roma, die ich im Frühjahr 
1912 zu besichtigen Gelegenheit hatte. In Deutschland aber versteht man 
im allgemeinen unter „öffentliche Gesundheitspflege“ ein Gebiet, bei dem man 
sich fast ausschließlich der physikalischen, chemischen oder biologischen 
Betrachtungsweise bedient, bei dem man in der Regel sein Augenmerk auf 
das Volk in seiner Gesamtheit und nicht auf bestimmte soziale Schichten 
richtet, bei dem man hygienische Verbesserungen gewöhnlich mit Hilfe der 
Gesundheitstechnik anstrebt, und bei dem man behördliche (polizeiliche) 
Verfügungen zu erlassen pflegt, wenn die Reichs- und Landesgesetze nicht 
genügen, während die Soziale Hygiene durch Maßnahmen der Selbsthilfe, 
durch eine soziale Gemeindepolitik und durch soziale Gesetze Fortschritte 
zu erreichen sucht. Allerdings muß betont werden, daß, wenn zwar im all¬ 
gemeinen zwischen der sozialen Hygiene und der öffentlichen Gesundheitspflege 
Unterschiede bestehen, dennoch auch wiederum viele Berührungspunkte zu 
erkennen sind. Insbesondere kann man wahrnehmen, daß namentlich in den 
letzten Jahren der „Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege“ eine 
ganze Anzahl sozialhygienischer Themen auf seinen Jahresversammlungen 
behandelt hat, und daß jetzt in der „Deutschen Vierteljahrsschrift für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege“ vielfach Aufsätze sozialhygienischen Inhalts geboten 
werden. So dürfte vielleicht die Entwickelung dahin führen, daß man auch 
in Deutschland den gesundheitstechnischen mit dem sozialhygienischen Teil 
unter dem Sammelnamen „öffentliche Gesundheitspflege“ zusammenfaßt, wobei 
aber jedem Zweig in Anbetracht seiner gewaltigen Ausdehnung eine gewisse 
Selbständigkeit zugebilligt werden muß. 

In meinen Darlegungen sollen, dem Titel entsprechend, die gesundheit¬ 
lichen Zustände in Beziehung zu den sozialen Verhältnissen gesetzt werden, 
und hierbei werde ich den Stoff in der gleichen Weise wie in meiuem „Grundriß“ 
(d. h. ähnlich wie in meinen früheren Abhandlungen in dieser Zeitschrift) 
gruppieren. Freilich kann hierbei nicht stets jedes Kapitel der sozialen 
Hygiene entsprechend seiner Bedeutung erörtert werden; die Behandlung in 
diesen Übersichten hat Bich danach zu richten, ob sich in den amtlichen Publi¬ 
kationen des jeweiligen Vorjahres besonders wichtige Angaben über den 
betreffenden Teil der sozialen Hygiene finden. Ich werde ferner darauf 
bedacht sein, aus der Fülle des Stoffes solche Gebiete zu wählen, die in den 
Vorjahren nicht oder nicht ausführlich genug erörtert wurden, so daß die 
neue Abhandlung, wenn irgend möglich, stets eine Ergänzung zu ihren Vor¬ 
gängerinnen bilden boII. 

* I. Faktoren des sozialen Gesundheitswesens. 

Die Grundlage des sozialen Gesundheitswesens bildet die Bevölkerungs¬ 
zusammensetzung und -bewegung. Auf diesem Gebiete wird gegenwärtig 
keine Frage so lebhaft diskutiert, wie das Problem desGeburtenrückganges. 
Um uns hierüber zu informieren, betrachten wir zunächst die Tabelle 1, welche 
über die Vorgänge im Deutschen Reiche 6 ) seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
Auskunft gibt. 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die sozialhygienischen Zustände in Deutschland nach amtl. Veröffentl. usw. 423 


Tabelle 1. Eheschließungen, Geborene und Gestorbene im Gebiete des 
heutigen Deutschen Beichet*) 1859 bis 1910. 


Jahr 

Auf 1000 Einwohner kamen 

Von 100 
Geborenen waren 

Ehe¬ 

schließungen 

Ge¬ 

borene 

ein 

Tote« 

Ge¬ 

storbene 

schl. 

►borene 

mehr 

Geborene als 
Gestorbene 

Wanderungs¬ 
verlust, 
Gewinn [+]**) 

Un¬ 

eheliche 

Tot¬ 

geborene 

1859 

8,0 

39,1 

27,4 

11,7 


12,4 

4,2 

1860 

8,0 

37,9 

24,8 

13,1 

\ 1,2 

12,2 

4,2 

1861 

7,8 

37,3 

27,1 

10,1 iJ 


12,1 

4,1 

1862 

8,1 

36,9 

26,2 

10,8 

) 

11,9 

4,1 

1863 

8,5 

39,1 

27,3 

11,8 

0,8 

12,4 

4,1 

1864 

8,5 

39,4 

27,8 

11,6 

) 

12,3 

4,1 

1865 

8,9 

39,2 

29,2 

10,0 1 


11,9 

4,1 

1860 

8,0 

39,4 

32,2 

7,2 

2,7 

12,0 

4,1 

1867 

9,i 

38,3 

27,6 

10,6 

\ 

11,3 

4,0 

1868 

8,9 

38,4 

29,2 

9,2 

1 


10,9 

4,0 

1869 

9,5 

39,4 

28,5 

10,9 

l 3 3 

10,2 

4,1 

1870 

7,7 

40,1 

29,0 

n,i 

[ 

10,1 

4,1 

1871 

8,2 

35,9 

31,0 

4,9 



9,8 

4,0 

1872 

10,3 

41,1 

30.6 

10,5 



1 8,9 

3,9 

1873 

10,0 

41,3 

29,9 

11,4 


16 

9,2 

3,9 

1874 

9,5 

41,8 

28,4 

13,4 

f A l° 

1 8,7 

4,0 

1875 

9,1 

42,3 

29,3 

13,0 



i 8,6 

4.1 

1870 

8,5 

42,6 

28,1 

14,6 



1 8,0 

4,0 

1877 

8,0 

41,0 

28,0 

13,6 


1 8,7 

3,9 

1878 

7,7 

40,5 

27,8 

12,6 


!,7 

8,7 

4,0 

1879 

7,5 

40,5 

27,2 

13,3 


8,8 

3,9 

1880 

7,5 

39,1 

27,5 

11,6 J 


9,0 

3,9 

1881 

7,5 

38,5 

20,9 

11,0 



9,1 

3,8 

1882 

7,7 

38,7 

27,2 

11,5 



9,3 

3,8 

1883 

7,7 

38,0 

27,3 

10,7 


4,3 

9,2 

3,8 

1884 

7,8 

38,7 

27,4 

11,3 



9,5 

3,8 

1885 

7,9 

38,5 

27,2 

11,4 

J 


9,5 

3,8 

1880 

7,9 

38,5 

27,6 j 

10,9 



9,5 

3,8 

1887 

7,8 

38,3 

25,6 

12,7 



9,4 

3,8 

1888 

7,8 

38,0 

25,1 

12,8 

1,4 

9,3 

3,7 

1889 

8,0 

37,7 

25,0 

12,7 


9,3 

3,6 

1890 

8,0 

37,0 

25,6 

11,4 J 


9,1 

3,4 

1891 

8,0 

38,2 

24,7 

13,6 | 1 


9,1 

3,3 

1892 

7,9 

36,9 

25,3 

11,6 


9,1 

3,3 

1893 

7,9 

38,0 

25,8 

12,2 

1,8 

9,1 

3,2 

1894 

7,9 

37,1 

23,5 

13,6 



9,4 

3,3 

1895 

8,0 

37,3 

23,4 

13,9 

J 


9,1 

3,3 

1890 

8,2 

37,5 

22,1 

15,5 



9,4 

3,3 

1897 

8,4 

37,2 

22,5 

14,6 



9,2 

3,2 

1898 

8,4 

37,3 

21,7 

15,6 

+ 0.3 

9,1 

3,2 

1899 

8,5 

37,0 

22,0 

14,4 


9,0 

3,2 

1900 

8,5 

36,8 

23,2 

13,6 

J 


8,7 

3,1 

1901 

8,2 

36,9 

21,8 

15,1 

1 


8,6 

3,1 

1902 

7,9 

36,2 

20,6 

15,6 



8,5 

3,1 

1903 

7,9 

34,9 

21,1 

13,9 

+ 0,2 

8,3 

3,1 

1904 

8,0 

35,2 

20,7 

14,5 


8,4 

3,0 

1905 

8,1 

34,0 

20,8 

13,2 1 J 


8,5 

3,0 

1900 

8,2 

34,1 

19,2 

14,9 


8,5 

3,0 

1907 

8,1 

33,2 

19,0 

14,2 

i 

8,7 

3,0 

1908 

8,0 

33,0 

19,0 

14,0 

■ 0,5 ! 

8,9 

3,0 

1909 

7,8 

32,0 

18,1 

13,9 


l 9 »° 

2,9 

1910 

7,7 

30,7 | 

17,1 

13,6 ! J 


1 9,1 

2,9 


*) Für die Jahre vor 1891 ohne Helgoland. — **) Durchschnittlich jährlich. 
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Fortsetzung der Tabelle 1. 


Jahr j 

1 

i 

Auf 1000 Einwohner kamen 

Von 100 
Geborenen waren 

Ehe¬ 

schließungen 

j Ge- 1 Ge¬ 
borene | storbene 
| einscbl. 

1 Totgeborene 

mehr 

Geborene als 
Gestorbene 

Wanderungs¬ 

verlust 

. Un- 
eheliche 

Tot¬ 

geborene 




Durchschnittlich jährlich: 



1851/60 

7,8 

36,8 

27,8 j 

9,0 ! 

2,5 | 

11,5 

4,0 

1861/70 

8,5 

38,8 

28,4 | 

10,3 J 

2,2 

11,5 

4,1 

1871/80 

8,6 

40,7 

28,8 ! 

11,9 1 

1,8 ! 

8,9 

4,0 

1881/90 

7,8 

38,2 

26,5 1 

11,7 | 

.2,8 

1 9,3 

3,7 

1891/00 

8,2 

37,3 

23,5 | 

13,9 

0,7 

9,1 

3,2 

1901/10 j 

8,0 

33,9 

19,7 | 

14,3 | 

0,2 | 

I 8,6 

3,0 


Man entnimmt der Tabelle 1, daß im Jahre 1910 auf 1000 Einwohner 
nur 30,7 Geborene einschließlich der Totgeborenen gezählt wurden, während 
die entsprechenden Ziffern früher, namentlich Mitte der siebziger Jahre, sich 
auf 41 und 42 beliefen. 

Diese Erscheinung hat zu zahl- und umfangreichen Erörterungen Anlaß 
gegeben, obwohl man sich der Tatsache, die man ebenfalls der Tabelle 1 
entnimmt, bewußt ist, daß nämlich gleichzeitig mit dem Geburtenrückgang 
die Sterblichkeitsziffer erheblich sank, so daß der Geburtenüberschuß pro 
1000 Einwohner jetzt immer noch sehr ansehnlich ist. Aber man weist 
vielfach darauf hin, daß die Abnahme der Geburten, die man der Hauptsache 
nach auf eine Verminderung des Fortpflanzungswillens zurückführt, noch 
weiter um sich greifen kann, während dem Sinken der Mortalität natürliche 
Grenzen gezogen sind; darum befürchtet man eine Entvölkerung in Deutsch¬ 
land, wie man sie in Frankreich und auch bei den deutschen Juden während 
der letzten Jahrzehnte beobachtet hat. 

Es wird daher eine Zahlenzusammenstellung, die die hessische Zentral¬ 
stelle 7 ) für die Landesstatistik veröffentlicht hat, hier von Interesse sein. 


Tabelle 2. Auf je 1000 Einwohner kommen Lebendgeborene 
durchschnittlich jährlich 


a) in Deutschland 

b) in Frankreich 

c ) Dei aen juuen in 
Preußen, Bayern und Hessen 

1841 

bis 

1850 . . . 

36,1 

1821 

bis 

1830 . . . 

31,0 

1866 bis 1870*) . 

. 31,7 

1851 

* 

1860 . . . 

35,3 

1831 

» 

1840 . . . 

30,0 

1876 * 1880 . . 

. 31,6 

1861 

n 

1870 . . . 

72,2 

1841 

n 

1850 . . . 

27,3 

1881 „ 1890 . . 

. 26,1 

1871 

n 

1880 . . . 

39,1 

1851 

» 

1860 . . . 

26,2 

1891 » 1900 . . 

. 21,2 

1881 

n 

1890 . . . 

36,8 

1861 

n 

1870 . . . 

26,1 

1901 „ 1910 . . 

. 17,6 

1891 

» 

1900 . . . 

36,1 

1871 

n 

1880 . . . 

25,4 



1901 

■ 

1905 . . . 

34,6 

1881 

n 

1890 . . . 

23,9 



1906 

n 

1910 . . . 

31,8 

1891 

n 

1900 . . . 

22,1 



1911 



28,7 

1901 

n 

1910 . . . 

20,0 






1 

1911, 

1 

■ • 


18,9 

*) Nur tttr Hessen. 



Mit Recht fügt Knöpfei dieser Statistik die Bemerkung an, daß Deutsch¬ 
land gegenwärtig immerhin erst an der Stelle steht, wo sich Frankreich 
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bereits vor 80 Jahren und die Juden in Preußen» Bayern und Hessen vor 
40 Jahren befanden. 

/ Gleichwohl beschäftigten sich auch die deutschen Staatsbehörden ein¬ 
gehend mit der Frage des Geburtenrückganges. Das preußische Ministerium 
hat in einem Erlaß an die in Betracht kommenden Ämter um Material zur 
Prüfung der Ursachen für den Geburtenrückgang ersucht; insbesondere wurde 
danach gefragt, ob und in welchen Bevölkerungsschichten eine gewollte Be¬ 
schränkung der Kinderzahl vorliegt, ob diese Erscheinung auf soziale bzw. 
auf welche sonstigen Ursachen zurückzuführen ist, und schließlich, ob etwa 
die Propaganda der Ideen des Neomalthusianismus und die Anpreisung von 
antikonzeptionellen Mitteln eingewirkt haben. 

Der preußische Ministerialerlaß hat zahlreiche und zum Teil umfang¬ 
reiche Arbeiten, namentlich aus den Kreisen der beamteten Ärzte, hervor¬ 
gerufen. An der Hand der Beobachtungen und zahlenmäßigen Feststellungen, 
die in manchen Bezirken gewonnen wurden, hat man eine Reihe von Gründen 
für den Geburtenrückgang feststellen zu können gemeint. 

Doch bevor man die Ursachen dafür, daß die auf 1000 Einwohner be¬ 
rechnete Geburtenziffer sinkt, ergründet, sollte man untersuchen, ob die all¬ 
gemein übliche Fragestellung, bei der man die Zahl der Geborenen in Beziehung 
zu der Summe aller Einwohner setzt, einwandfrei zu nennen ist. Der Stati¬ 
stiker Conrad 8 ) betont ausdrücklich, daß die Fruchtbarkeit der Bevölkerung 
durch solche Zahlen nicht scharf genug charakterisiert wird, daß man vielmehr 
die Ziffer der Geburten den vorhandenen Ehepaaren bzw. der weiblichen Be¬ 
völkerung im gebärfähigen Alter gegenüberstellen müsse, und daß es noch besser 
sei, die verheirateten Frauen im gebärfähigen Alter mit den ehelich Geborenen 
und die unverheirateten weiblichen Personen desselben Alters mit den unehe¬ 
lich Geborenen zu vergleichen. Im gleichen Sinne äußern sich Fircks 9 ) u. a. 

Ich meine, man müsse noch einen Schritt weiter bei der Gruppierung 
gehen, und dürfe nicht alle Frauen im gebärfähigen Alter zu einer Klasse 
zusammenfaBsen, man solle vielmehr nach fünfjährigen Altersgruppen unter¬ 
scheiden. Wie aus meiner Abhandlung in dieser Zeitschrift (Bd. 42, S. 420 
und 421) für Berlin und für das Großherzogtum Hessen zu ersehen war, ent¬ 
fiel, in der letzten Zeit noch mehr als in früheren Perioden, die Mehrzahl der 
ehelichen Geburten auf Mütter, die im Alter von 20 bis 30 Jahren stehen; 
bei den unehelichen kommt ein erheblicher Prozentsatz auch auf die Alters¬ 
klasse von 15 bis 20 Jahren. Nun erhebt sich die Frage, ob bei dem Wechsel in 
der Bevölkerungszusammensetzung, wie sie durch die Verminderung der Sterb¬ 
lichkeit in den Jahren der Kindheit und jenseits der Gebärfähigkeit sich er¬ 
geben hat, auf 1000 weibliche Personen aller Altersklassen auch jetzt noch 
eine so große Zahl von Frauen im Alter von 20 bis 30 Jahren festgestellt 
werden kann, wie ehedem. Aufschluß hierüber gewährt folgende auf 
Dresden 10 ) sich erstreckende Tabelle. 

Die Tabelle 3 zeigt, daß die relative Ziffer der weiblichen Personen im 
Alter von 20 bis 30 Jahren und auch von 15 bis 20 Jahren während der 
letzten Zählungsperioden ganz erheblich geringer geworden ist. Darum kann 
es uns, vorausgesetzt, daß die Dresdener Verhältnisse den Zuständen in ganz 
Deutschland ähneln, keineswegs überraschen, daß die auf 1000 Personen 
berechnete Geburtenziffer gesunken ist. 
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Tabelle 3. Die Bevölkerung von Dresden mit Albertstadt bei den Zäh¬ 
lungen von 1885 bis 1910 nach der verhältnismäßigen Vertretung der 

Altersklassen. 


Unter je 1000 Personen standen im Lebensalter von Jahren 


Zäh¬ 

lungs¬ 

jahr 


kO 

r. 

3 

<N 

6 bis 10 

11 bis 15 

16 bis 20 

21 bis 30 

31 bis 40 

41 bis 50 

51 bi» 60 

o 

t> 

« 

15 

CD 

71 und 
darüber 

unbekannt 





a) von der männlichen Bevölkerung: 




1885 

i 25,1 

78,8 

94,5 

85,3 

100,9 

248,5 

160,1 

99,6 

62,3 

35,7 

14,1 

0,4 

1890 

22,9 

73,8 

83,8 

90,3 

104,6 

258,1 

149,7 

106,1 

61,9 

33,9 

14,6 

0,2 

1895*) 

24,6 

78,5 

83,3 

78,4 

107,3 

268,8 

148,5 

105,9 

59,7 

30,9 

13,9 

0,3 

1900 

24,8 

84,3 

88,4 

80,4 

91,7 

260,9 

156,1 

103,3 

65,0 

31,2 

13,7 

— 

1905 

22,5 

89,2 

108,7 

92,1 

88,2 

204,6 

170,9 

108,8 

68,9 

32,5 

13,6 

— 

1910 

18,7 

74,5 

100,9 

103,7 

95,7 

185,2 

170,0 

123,7 

73,8 

38,5 

15,3 

— 





b) von der weiblichen Bevölkerung: 




1885 

22,7 

72,9 

! 87,4 

75,3 

102,4 

218,8 

156,8 

108,8 

75,5 

54,7 

24,5 

0,1 

1890 

20,8 

69,2 

79,0 

83,4 

105,4 

213,3 

158,2 

116,0 

76,5 

51,4 

26,9 

0,1 

1895 *) 

23,0 

75,0 

80,8 

76,4 

108,6 

215,0 

156,1 

114,6 

76,7 

47,2 

26,4 

0,2 

1900 

22,5 

76,3 

80,9 

74,0 

103,6 

222,5 

152,6 

114,0 

80,2 

47,1 

26,2 

— 

1905 

19,7 

79,4 

96 

82,5 

96,1 

202,5 

159,4 

113,7 

78,7 

47,4 

24,6 

— 

1910 

15,9 

66,6 

89,5 

91,2 

98,e 

186,2 

166,4 

120,5 

85,6 

52,4 

27,1 

— 


•) Die Ziffern von 1895 beziehen sich auf die Stadt in dem seit 1. Juli 1897 
erreichten Umfange. 


Wir müssen nun freilich noch die Frage auf werfen, ob es sich erweisen 
läßt, daß die eheliche Fruchtbarkeit in denjenigen Gebieten, in denen es ver¬ 
hältnismäßig viel junge, im Alter von etwa 20 bis 30 Jahren stehende Frauen 
gibt, größer ist als dort, wo man relativ wenig solche Frauen gezählt hat. 
Wollen wir uns über diese Frage an der Hand der amtlichen, auf das Deutsche 
Reich sich beziehenden Statistik unterrichten, so müssen wir zu einer schon 
etwas weit zurückliegenden, nämlich im Jahre 1892 erschienenen Publikation n ) 
zurückgreifen. Dort finden wir die Angaben, die unsere Tabelle 4 enthält. 

Falls die Altersgliederung tatsächlich auf die Geburtenziffer einen maß¬ 
gebenden Einfluß ausübt, so muß sich aus der Tabelle 4 ersehen lassen, daß 
in den Gebieten der größten Fruchtbarkeit die jüngste Altersklasse besonders 
stark, die älteste dagegen besonders schwach besetzt ist, und daß die Gestaltung 
in den Gebieten mit geringer Fruchtbarkeit gerade umgekehrt ist. Betrachten 
wir in der Tabelle 4 diejenigen Bezirke, in denen auf die Altersklasse von 
15 bis 30 Jahren mehr als 30Proz., auf die Altersklasse von 40 bis 50 Jahren 
weniger als 30 Proz. kommen, so zeigt sich, daß die eheliche Fruchtbarkeit 
den 29,3 Proz. betragenden Reichsdurchschnitt übertrifft in Arnsberg, West¬ 
preußen, Posen, der Pfalz und Bremen; der Reichsdurchschnitt wird dagegen 
nicht erreicht in dem Königreich Sachsen, Hamburg und Berlin. Stellt man 
dann umgekehrt die Gebiete mit relativ wenig jungen — unter 26 Proz. — 
und viel alten — über 33 Prpz. — Frauen zusammen, so sieht man, daß 
Elsaß-Lothringen, die drei Franken, Breslau, Liegnitz, Schleswig-Holstein, 
Fürstentum Lübeck, Mecklenburg-Schwerin, dagegen nicht Hohenzollern, Süd- 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





Die sozialhygienischen Zustände in Deutschland nach amtl. Veröffentl. usw. 427 


Tabelle 4. 



Auf 100 
gebärfähige 
Ehefrauen 
kommen ehe¬ 
lich Geborene 

Von den gebärfähigen Ehe¬ 
frauen stehen im Alter von 

15—30 

Jahren 

Pros. 

30—40 

Jahren 

Pros. 

40—50 

Jahren 

Proz. 

Düsseldorf . 

35,1 

28,5 

42,2 

29,3 

Arnsberg. 

34,9 

32,8 

40,8 

26,4 

Westpreußen. 

33,4 

31,7 

39,3 

29,0 

Rheinprovinz ohne Düsseldorf. 

i 33,3 

25,4 

42,1 

32,5 

Posen.| 

32,8 

32,9 

39,8 

27,3 

Hohenzollem. 

32,5 

23,3 

43,5 

33,2 

Württemberg. 

32,5 

24,4 

43,3 

32,3 

Oppeln. 

31,9 

29,6 

40,0 

30,4 

8üd bayern. 

31,6 

22,9 

41,2 

35,9 

Münster, Minden . 

31,2 

24,7 

41,9 

33,4 

Pfalz. 

30,7 

30,2 

41,7 

28,1 

Baden . 

30,2 

25,7 

42,6 

31,7 

Ostpreußen . 

29,2 

25,6 

40,2 

34,2 

Bremen. 

29,4 

31,1 

42,7 

26,2 

Pommern. 

29,1 

26,9 

40,8 

32,3 

Königreich Sachsen. 

i 28,4 

30,5 

39,7 

29,8 

Elsaß-Lothringen. 

| 28,0 

25,6 

41,1 

33,3 

Waldeck, beide Lippe. 

27,8 

25,0 

42,1 

32,9 

Hessen-Nassau. 

27,7 

27,2 

42,3 

30,5 

Provinz Sachsen. 

27,7 

27,9 

40,2 

31,9 

3 Reg.-Bez. Franken. . 

27,5 

23,8 

42,4 

33,8 

Breslau, Liegnitz.! 

27,5 

24,2 

41,7 

34,1 

Birkenfeld. 

27,4 

31,7 

37,8 

30,5 

Hessen. 1 

1 27,2 

27,4 

42,2 

30,4 

Brandenburg . 

27,1 

26,6 

41,4 

32,0 

Herzogtum Oldenburg. 

26,6 

25,0 

42,2 

32,8 

Hamburg. 

26,5 

31,3 

42,6 

26,1 

Berlin . 

26,3 

33,3 

42,7 

24,0 

Schleswig* Holstein . 

25,7 

25,2 

40,3 

34,5 

Anhalt . 

25,7 

29,4 

39,7 

30,9 

Hannover . 

25,6 

26,3 

41,0 

32,7 

6 thüringische Staaten. 

25,3 

28,6 

39,6 

31,8 

Braunschweig . 

25,0 

29,3 

40,2 

30,5 

Sachsen-Meiningen, Sachsen-Coburg-Gotha 

24,6 

28,7 

40,7 

30,6 

Stadt Lübeck . 

24,5 

26,9 

40,5 

32,6 

Fürstentum Lübeck. 

! 24,1 

24,1 

39,7 

36,2 

Mecklenburg-Schwerin . 

22,4 

25,8 

40,6 

33,6 

Mecklenburg-Strelitz. 

!l 22,1 

24,7 

44,3 

31,0 


bayern, Münster, Minden sowie Ostpreußen der obigen Annahme entsprechen. 
Aus dieser Untersuchung ergibt sich mithin, daß der Altersgliederung 
der Ehefrauen ein gewisser Einfluß auf die Höhe der Fruchtbar- 
keitsziffern zukommt, daß jedoch dieser Faktor allein nicht immer 
maßgebend ist. 
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Sehr wichtig für die Klärung der Probleme, die sich mit dem Geburten¬ 
rückgang befassen, wäre es nun zu wissen, ob und in welchem Maße sich die 
Verminderung der Fruchtbarkeitsziffern während der letzten Zählungsepochen 
bei den einzelnen Altersklassen der gebärfähigen Frauen vollzogen hat. Zur 
Orientierung hierüber müßte man Material besitzen, das sich auf große Landes¬ 
gebiete und auf viele Jahre erstreckt. Leider besitzen wir solche Angaben 
nicht. Wohl aber enthält die zuletzt genannte Publikation u ) Angaben dar¬ 
über, wie groß die Fruchtbarkeit bei den nach Altersklassen gruppierten 
Frauen in sechs thüringischen Staaten sowie in Oldenburg und Braunschweig 
während der Jahre 1876 bis 1880 war. Diese Mitteilungen hat Lands¬ 
berg 12 ), der Direktor des Statistischen Amtes der Stadt Magdeburg, in 
Beziehung gesetzt zu entsprechenden Ergebnissen, die in Magdeburg für 
den Zeitraum 1910/11 gewonnen wurden. Er bietet hierüber eine Zusammen¬ 
stellung, die wir in unserer Tabelle 5 wiedergeben. 


Tabelle 5. 

Eheliche Niederkünfte auf 1000 Ehefrauen der Altersklassen 



-20 

Jahren 

i . 

20-25 

Jahren 

25-30 

Jahren 

30-35 

Jahren 

35-40 

Jahren 

40-45 

Jahren 

45-50 

Jahren 

a) 8 deutsche Kleinstaaten 1876/80. 

593 

504 

405 

299 

221 

102 

13 

b) Magdeburg 1910/11. 

596 

360 

211 

120 

45 

29 

3 

Verhältnis von a) u. b) wie 100 zu. 

101 

71 

52 

40 j 

34 

28 

21 


Dieser Vergleich der Ergebnisse der Periode 1876/80 mit denen der 
Periode 1910/11 ist gewiß interessant; allein, es darf nicht übersehen werden, 
daß hier wirtschaftlich und sozial sehr verschiedene Gebiete — acht Klein¬ 
staaten und eine Großstadt — miteinander verglichen werden. 

Einwandfrei ist dagegen eine Zusammenstellung, die Silbergleit 1S ) 
über die eheliche Fruchtbarkeit nach Altersklassen der Mutter bietet, und die 
sich auf zwei Perioden des gleichen Gebietes, nämlich der Stadt Berlin, 
erstreckt. 

Tabelle 6. 

Die eheliche Fruchtbarkeit nach Altersklassen der Mutter in Berlin. 


Alter der Ehefrauen 
in Jahren j 

i 

Zahl der Ehefrauen 
am 1. Dez. 1910 

Ehelich Geborene im 
Durchscho. 1910/11 

Auf 1000 Ehefrauen 
kommen ehel. Ge¬ 
borene einschl. Tot¬ 
geborene im Durch¬ 
schnitt 1910/11 

Zahl der Ehefrauen 
am l. Dez. 1905 

Ehelich Geborene im 
Durchschn. 1905/06 

Auf 1000 Ehefrauen 
kommen ehel. Ge¬ 
borene einschl. Tot¬ 
geborene im Durch¬ 
schnitt 1905/06 

Abnahme der Frucht¬ 
barkeit von 1905/06 
zu 1910/11 in Proz. 

bis 20. 

1 810 

j 1 004 

554,7 

j 1 796 

1 065 

593,0 

6,46 

20 „ 25. 

29 407 

9 909 

337,0 

1 27 997 

11 048 

394,6 

14,60 

25 „ 30. 

| 60 040 

11 783 

196,3 

| 64 671 

15 304 

236,6 

17,03 

30 „ 35. 

j 70 993 

7 690 

108,3 ! 

65 705 

9 405 

143,1 

24,32 

35 „ 40. 

,! 61407 

3 946 

64,3 

60 638 

4 773 

78,7 

18,30 

40 , 45 . 1 

| 53 994 

! 1 191 

22,1 

50 883 

1 608 

31,6 

30,06 

Überhaupt bi» 45 . 

! 277 651 

35 523 

127,9 

271 690 

43 203 

159,0 | 

| 19,56 
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Die Tabelle 6 lehrt, daß die eheliche Fruchtbarkeit von 1905/06 zu 
1910/11 in allen Altersklassen gesunken ist, wenn auch die Abnahme in 
den jüngeren Altersklassen größer ist als bei den älteren Frauen. Beachtens¬ 
wert ist aber, daß, während alle Altersklassen, der absoluten Zahl nach, eine 
Vermehrung zeigen, die besonders fruchtbare Altersklasse von 25 bis 30 Jahren 
eine Verminderung aufweist. Allein, auch diese Erscheinung ist als Erklärung 
für den Geburtenrückgang in Berlin ohne Belang; denn die verhältnismäßig 
geringe Abnahme in der Altersklasse von 25 bis 30 Jahren kann naturgemäß 
nicht an dem so bedeutenden Geburtenrückgang schuld sein. 

An dieser Stelle seien aus der wertvollen Arbeit von Silbergleit noch 
die Hauptergebnisse mitgeteilt, die folgendermaßen zusammengefaßt wurden: 

„Die eheliche Fruchtbarkeit Berlins nimmt bereits seit Mitte der siebziger 
Jahre fortdauernd ab, sie betrug im Jahre 1910 nur 37,7 Proz. ihres im 
Jahre 1876 erreichten Höchststandes. Charakteristisch für die letzten Jahre 
ist der stärkere Rückgang der dritten und weiteren Kinder. Die Abnahme 
der Geburtenfrequenz war im letzten Jahrfünft am kleinsten bei den jüngsten, 
am größten bei den im höchsten Alter der Gebärfähigkeit stehenden Ehefrauen. 
Unter den Stadtteilen treten in den letzten Jahren die arbeiterreichsten mit 
den stärksten Abnahmeverhältnissen der ehelichen Geburtenziffer hervor.“ 

Bei der Bewertung dieser interessanten Feststellungen muß jedoch berück¬ 
sichtigt werden, daß die für Berlin gewonnenen Ergebnisse keineswegs ein 
Spiegelbild der Verhältnisse von ganz Deutschland darbieten. Es ist höchst 
bedauerlich, daß bisher entsprechende Abgaben für ganze Staaten noch nicht 
veröffentlicht worden sind, obwohl das hierfür erforderliche Material auf den 
Statistischen Landesämtern ohne Zweifel vorhanden ist. Solange nicht ein¬ 
wandfreie Mitteilungen, die sich auf lange Zeiten und große Landesgebiete 
erstrecken, vorliegen, ist bei allen Behauptungen, welche den Geburtenrückgang 
und seine Ursachen betreffen, die größte Vorsicht geboten. 

Wenn aber auch aus diesen Darlegungen zu folgern ist, daß übertriebene 
Befürchtungen wegen des Nachwuchses vorläufig als unangebracht zu be¬ 
zeichnen sind, so soll dennoch nicht in Abrede gestellt werden, daß tatsäch¬ 
lich eine Geburtenverminderung in gewissen Grenzen vorliegt. Zu dieser 
Annahme ist man berechtigt, weil nicht nur die relative, sondern auch die 
absolute Geburtenzahl kleiner geworden ist, was aus folgender Zusammen¬ 
stellung 14 ) zu ersehen ist: 

Tabelle 7. Zahl der Geborenen im Deutschen Reich. 


Jahr 

Geborene 

Jahr 

Geborene 

1901 

2 097 838 

1906 

2 084 739 

1902 

2 089 414 

1907 

2 060 973 

1903 

2 046 206 

1908 

2 076 660 

1904 

2 089 347 

1909 

2 038 357 

1905 

2 048 453 

1910 

1982886 


Von großem Interesse ist es nun, zu wissen, welche Berufsgruppen 
an der Geburtenverminderung, wie Bie in die Erscheinung tritt, hauptsächlich 
beteiligt sind. Hierüber unterrichtet uns die Tabelle 8, welche sich auf die 
Stadt Königsberg 15 ) bezieht. 
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Tabelle 8. Die Geburten in den Berufsgruppen in den Jahren 1882, 1895 und 1907, 
berechnet auf 1000 der Gesamtbevölkerung. 


430 


Dr. med. Alfons Fischer, 



Digitized by 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





















Tabelle 9. Sterbeziffer 1906/1908 der über 15 Jahre alten Personen männlichen Geschlechtes im preußischen Staate 

nach Beruf und Erwerbszweig, sowie nach Altersgruppen. 
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Die Tabelle 8 lehrt, daß der Geburtenrückgang sich ganz besonders bei 
den Berufsgruppen, die zur Landwirtschaft, zur Industrie, zum Handel und 
Verkehr gehören, zeigt, während bei den anderen Berufsgruppen die Geburten¬ 
ziffer weit weniger gesunken ist; aber bei den letzteren war die Zahl schon 
ehedem sehr klein (mit Ausnahme der k. k. Hof- und Hausverwaltung). 

Über die Sterblichkeitsverhältnisse bei den einzelnen Berufen, 
gruppiert nach Altersklassen, lagen bisher Angaben, die sich auf einen ganzen 
Staat im Deutschen Reiche erstrecken, meines Wissens, nicht vor. Wollte man 
sich über die Beziehung von Beruf und Mortalität unterrichten, so müßte man 
zu englischen amtlichen Publikationen greifen. Nun wurde eine solche Stati¬ 
stik, die allerdings nur 18 Berufsarten umfaßt, aber sich auf ganz Preußen 16 ) 
erstreckt, veröffentlicht; wir geben hiervon einen Teil in unserer Tabelle 9 
wieder. 

Die Tabelle 9 gibt zu mancherlei Erörterungen Anlaß. Es soll hier 
jedoch nur auf die außerordentlich hohen Sterbeziffern, die sich beim Handels¬ 
gewerbe sowie bei Bekleidung und Reinigung finden, hingewiesen werden. 
Als Erklärung für diese Erscheinung ist wohl vor allem die Tatsache anzu¬ 
führen, daß sich diesen Berufen vielfach schwächliche, ja bereits erkrankte 
Personen, denen sich anderswo keine Unterkunft geboten hatte, gewidmet 
haben. Die an sich gar nicht besonders anstrengende oder gefährliche Tätigkeit 
bei den genannten Berufsarten kann diese mißlichen Folgen nicht gezeitigt 
haben; dafür spricht auch die Tatsache, daß die Sterblichkeitszahlen bei diesen 
Gewerbearten bereits in den jüngsten Altersklassen sehr hoch sind. — Auf¬ 
fallend niedrig sind dagegen die Mortalitätsziffern in der chemischen Industrie; 
im Hinblick auf die hier besonders häufig zu erwartenden gewerblichen Ver¬ 
giftungen vermutete man wohl eine hohe Sterblicheit. Wenn diese durchaus 
berechtigte Annahme durch die amtliche Statistik nicht bestätigt wird, so 
kann dies daher resultieren, daß in der chemischen Industrie vorzugsweise 
nur solche Arbeiter, die zuvor von den Fabrikärzten als besonders tauglich 
„ausgelesen“ wurden, eingestellt, oft aber dann, wenn sie trotz ihrer günstigen 
Konstitution erkrankt sind, aus dem chemischen Betriebe entlassen werden, 
so daß sie zu einer anderen Gewerbeart überzugehen gezwungen sind. 

An dieser Stelle möchte ich noch einige kurze Bemerkungen über die 
Wan der ungs Verhältnisse und deren Einfluß auf die Bevölkerüngszusammen- 
setzung anfügen. In meinen beiden letzten Abhandlungen (Bd. 43, S. 425 ff., 
und Bd.44, S.372ff.) habe ich bereits ausgeführt, daß der Frauenüberschuß 
hauptsächlich auf der umfangreichen Auswanderung männlicher Personen in 
früheren Jahrzehnten (und nicht, wie vielfach angenommen wurde, vorzugs¬ 
weise auf der größeren Mortalität des männlichen Geschlechtes) beruht. Über 
dieses Problem veröffentlichte nun Gustav Lange 17 )» der Direktor des 
Badischen statistischen Landesamtes, in dem mit Unterstützung des badischen 
Ministeriums des Kultus und Unterrichts herausgegebenen Werke „Das Groß¬ 
herzogtum Baden“ interessante Angaben. An der Hand einer Statistik, die 
wir in unserer Tabelle 10 wiedergeben, legt er dar, daß die Altersverteilung 
nach dem Geschlecht in früheren Perioden ein von dem gegenwärtigen viel¬ 
fach abweichendes Bild erkennen läßt. 

Dieser Zahlenzusammenstellung fügt Lange folgende Bemerkungen an: 
„Ganz besonders auffällig erscheinen die Änderungen bei den über 70 Jahre 
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Tabelle 10. 

Auf 100 männliche Personen des Orofiherzogtums Baden kamen im: 


Zählungsjahr 

ln den Altersklassen von Jahren 

unter 15 

15 bis 40 

40 bis 70 

70 und mehr 

1864 

99,6 

105,7 

107,2 

97,0 

1867 

99,8 

107,4 

108,1 

96,6 

1871 

100,9 

106,3 

109,8 

98,8 

1875 

101,2 

105,4 

111,2 

98,7 

1880 

101,7 

104,3 

112,0 

103,9 

1885 

100,9 

103,3 

112,0 

108,9 

1890 

100,6 

102,7 

111,9 

113,6 

1895 

100,6 

100,9 

110,9 

118,4 

1900 

100,0 

97,4 

109,5 

122,8 

1905 

100,0 

98,1 

108,8 

121,5 


alten Personen. Bei ihnen ist der bescheidene Überschuß, den die Männer in 
den sechziger und siebziger Jahren auf wiesen, in eine Frauenmehrheit von 
erheblicher Starke um geschlagen. Es ist das zum Teil die Wirkung einer 
weit zurückliegenden Zeit, die der Jahre 1847 bis 1855. Damals fand eine sehr 
starke Abwanderung, namentlich junger Männer von 15 bis 30 Jahren statt, 
so daß von da ab die entsprechenden, im Alter allmählich vorrückenden Jahr¬ 
gänge verhältnismäßig männerarm sind." Bei den nächsten Volkszählungen, 
nach dem Absterben dieser Generation, ist wegen der größeren Sterblichkeit 
der weiblichen Personen im Alter von 60 Jahren, wie sie seit einer Reihe von 
Jahren in Baden zu verzeichnen ist, mit einem Rückgang des Frauenüber¬ 
schusses auch auf dieser Altersstufe zu rechnend 

Über die allgemeinen Arbeite Verhältnisse im Deutschen Reiche möchte 
ich in Ergänzung meiner Darlegungen über die Berufsgruppierung (siehe 
Bd. 43 dieser Zeitschrift, S. 453 ff.) hier noch einige Angaben nachtragen, 
und zwar zunäohst eine Statistik, die das „Statistische Jahrbuch für das 
Deutsche Reich“, Jahrgang 1912, darbietet. 

Tabelle 11. 


Gewerbe¬ 

abteilungen 

und 

Gewerbe 

Zahl der (Haupt-) Gewerbebetriebe und der darin beschäftigten Personen 

Kleinbetriebe 
(1 bis 5 
Personen) 

Mittelbetriebe 
(6 bis 50 
Personen) 

| Großbetriebe 

1 (51 und mehr 
Personen) 

Gewerbebetriebe 

überhaupt 

gruppen 

Betriebe 

Personen 

Betriebe 

Personen 

Betriebe 

J Persouen | 

Betriebe 

| Personen 

1907 

3124198 

5 353 576 

267 410 

3 644415 

32 007 

5 350 025 

3 423 615 

14348 016 

1895 

2 934 723 

4 770 669 

191 301 

2 454 333 

18 953 

3 044 267 

3144 977 

10 269269 

1882 

2 882 768] 

4 335 822 

112 715 

1 391 720 

9 974 

1 613 2471 

3 005 457 

j 7 340 789 


Man entnimmt der Tabelle 11, daß die Zahl der Mittel- und vor allem 
der Großbetriebe sehr wesentlich zugenommen hat; besonders bedeutungsvoll 
ist, daß im Jahre 1907 gegen 4 Millionen Personen mehr als im Jahre 1882 
in Großbetrieben beschäftigt waren. Dieser Übergang von Klein- und Mittel¬ 
betrieb zum Großbetrieb ist nicht ohne Einfluß auf die Arbeiterschaft. In 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 28 
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Tabelle 12. Al tersgruppierung der Selbständigen, Angestellten und Arbeiter in Charlottenburg 1907. 
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den Großbetrieben darf der einzelne 
Arbeiter so gut wie nie einen ganzen 
Gegenstand, sondern immer nur Teile 
oder gar Teile von Teilen hersteilen; 
auch hieraus resultiert die in weiten 
Kreisen der Lohnarbeiter vorhandene 
Arbeitsunlust mit ihren Folgen für 
das gesamte GemütBleben, ein Übel¬ 
stand, dem man durch geeignete Ab¬ 
wechslung bei der Tätigkeit sowie 
durch geistige Anregung in den 
freien Stunden entgegen wirken sollte. 
Andererseits aber haben die Groß¬ 
betriebe auch ihre hygienischen Vor¬ 
züge, da man hier in der Regel 
neben vielerlei Wohlfahrtseinrich¬ 
tungen, vor allem bessere Arbeits¬ 
räume antrifft, als in den Werkstätten 
der kleinen Unternehmer, die oft mit 
großen finanziellen Schwierigkeiten 
zu kämpfen haben, ja vielfach sogar 
selbst ein Proletarierdasein führen. 
Ein ganz besonderer, meines Wissens, 
nicht genügend beachteter Nachteil 
haftet den kleinen und vielen mitt¬ 
leren Betrieben insofern an, als auf 
Grund des Unfallversicherungsge¬ 
setzes (§ 538 der R.-V.-0.) viele Be¬ 
triebe, welche regelmäßig weniger 
als zehn Arbeiter beschäftigen, von 
der Versicherungspflicht frei ge¬ 
blieben sind; man wollte hierdurch, 
wie sich aus dem Kommissionsbericht 
zur R.-V.-0. ergibt, die kleinen 
Handwerksmeister vor drückenden 
Lasten bewahren. Erleidet aber ein 
Arbeiter eines nichtversicherungs¬ 
pflichtigen Unternehmers einen Un¬ 
fall, so erhält der Verletzte keine 
Entschädigung, es sei denn, daß 
er seinem Arbeitgeber eine Schuld 
an dem Unfall nachweisen kanp, 
was ihm jedoch aus mannigfaltigen 
Gründen vielfach sehr schwer fallen 
dürfte. Im Hinblick auf diesen 
Mangel in der R.-V.-0. ist es von 
Bedeutung, wie viele Arbeiter in 
Kleinbetrieben beschäftigt sind. 
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Einen interessanten Einblick in die Arbeitsverhältnisse gewinnen wir, 
wenn wir die Altersgruppierung der einzelnen sozialen Stände betrachten* 
Hierüber veröffentlicht das Statistische Amt von Charlottenburg 18 ) neben¬ 
stehende Übersicht. 

Wie die Tabelle 12 zeigt, sind die Selbständigen am stärksten (30,3 Proz.) 
in der Altersklasse von 30 bis 40 Jahren, die Angestellten dagegen (40,3 Proz.) 
und die Arbeiter (37,0 Proz.) in der Altersklasse von 20 bis 30 Jahren ver¬ 
treten. Die Unterschiede bei den drei sozialen Ständen machen sich um so 
mehr zuungunsten der Angestellten und Arbeiter geltend, je höhere Alters¬ 
klassen man betrachtet. Ein geringer Teil der Angestellten und Arbeiter 
erlangt gewiß in den späteren Altersklassen die berufliche Selbständigkeit. 
Daß aber so große Unterschiede in der Besetzung der höheren Altersklassen 
zwischen den Selbständigen einerseits und den beiden anderen Klassen anderer¬ 
seits vorliegen, kommt im wesentlichen gewiß daher, daß die letzteren infolge 
der weniger günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse keine so lange Lebens¬ 
dauer erreichen als die ersteren. 

Zur Erweiterung der in der Tabelle 12 enthaltenen Angaben, die sich ja 
nur auf eine Stadt beziehen, sei hier noch eine Statistik geboten, die sich auf 
das ganze Deutsche Reich erstreckt und von Neuhaus 19 ), dem Direktor des 
Statistischen Amtes zu Königsberg, auf Grund der vom Kaiserl. Statistischen 
Amt veröffentlichten Zahlen zusammengestellt wurde. 

Wir entnehmen der Tabelle 13, welche zahlreiche Gesiphtspunkte zugleich 
berücksichtigt, daß auf dem in Rede stehenden Gebiete große Unterschiede 
zwischen der Landwirtschaft einerseits und der Industrie, sowie dem Handel 
andererseits bestehen. Zunächst finden wir, daß in den höheren Altersklassen 
(vom 40. Lebensjahr an) die Differenzen zwischen den Selbständigen und den 
anderen sozialen Gruppen bei der Landwirtschaft nicht so'grell sind, wie bei 
der Industrie und dem Handel. Vor allem aber zeigen in den Altersklassen 
von 40 bis 70 Jahren die Arbeiter und Angestellten, die in der Landwirtschaft 
tätig sind, im Jahre 1907 gegenüber dem Jahre 1895 eine zum Teil erhebliche 
Besserung, während diese Erscheinung bei den beiden anderen Berufsabteilungen 
fehlt; ja, in gewissem Umfange liegen sogar für die Arbeiter und 
Angestellten in der Industrie und im Handel seit dem Jahre 1895 
Verschlechterungen vor. 

Diese betrübende Erscheinung steht im Einklang mit der schon in einer 
früheren Abhandlung (Bd. 43, S. 569) erwähnten Feststellung bei den Mit¬ 
gliedern der Leipziger Ortskrankenkasse; diese zeigen in den höheren Alters¬ 
klassen (vom 35. Lebensjahre an) ungünstigere Mortalitätsziffern, als der 
allgemeinen deutschen Sterbetafel entspricht, woraus eben folgt, daß der Ver¬ 
brauch der Lebenskraft bei der industriellen Arbeiterschaft sich viel schneller 
vollzieht als bei der Gesamtbevölkerung. Zu ergänzen sind diese Angaben 
jedoch noch durch Mitteilungen über die Altersbesetzung der Invaliden¬ 
versicherten, worüber das Reichsversicherungsamt 90 ) im Jahre 1901 und 
Ende 1911 Material veröffentlicht hat. (Siehe Tabelle 14; die Verhältnis¬ 
zahlen sind von mir berechnet.) 

Vergleicht man die Zahlen der letzteren Publikation, die sich auf eine 
zuverlässige Erhebung des Jahres 1907 erstreckt, mit den Ziffern der 
entsprechenden Veröffentlichung, die auf einer Schätzung im Jahre 1895 
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Tabelle 18. Die Altersgruppierung der Selbständigen, Angestellten 
und Arbeiter in den Berufsabteilungen A bis C 1907 und 1895. 


Berufsabteilungen, 


Vom Hundert der Erwerbstätigen in den einzelnen Berufs¬ 
stellungen entfielen auf die nebenstehenden Altersklassen, 
und zwar bei den 


Altersklassen in Jahren 


A. Landwirtschaft: 

Unter 

14 . 


14 bis 

unter 

18 ... . 

i« . 

» 

18 ... . 

18 , 

9 

20 ... . 

20 , 

9 

30 .... 

30 . 

9 

40 ... . 

40 . 

9 

50 • • • • 

50 . 

n 

60 ... . 

60 , 

9 

70 ... . 

70 und 

mehr 

. 

B 

. Industrie: 

Unter 

14 . 


14 bis 

unter 

16 ... . 

16 , 

i» 

18 ... . 

18 , 

9 

20 ... . 

20 „ 

9 

30 ... . 

30 , 

9 

40 ... . 

40 , 

9 

50 .... 

50 , 

9 

60 ... . 

60 . 

9 

70 ... . 

70 und mehr. 


G. Handel: 

Unter 

14 . 


14 bis unter 

16 ... . 

16 . 

9 

18 ... . 

18 , 

9 

20 ... . 

20 , 

9 

30 ... . 

so * 

9 

40 ... . 

40 . 

9 

50 ... . 

50 , 

9 

60 ... . 

«0 . 

9 

70 ... . 

70 und mehr. 

Zusammen A. bis G. 

Unter 

14 . 


14 bis 

unter 

16 ... . 

16 , 

n 

18 ... . 

18 . 

9 

20 ... . 

20 „ 

9 

30 ... . 

30 . 

9 

40 ... . 

40 . 

9 

50 ... . 

50 . 

J1 

60 ... . 

60 , 

9 

70 ... . 

70 und mehr. 


Selbständigen 

Angestellten 

Arbeitern 

1907 

1895 

1907 

1895 

1907 

1895 

0,00 


0,03 

0,01 

3,00 

2,40 

0,00 

0,00 

0,64 

1,06 

9,14 

9,79 

0,03 

0,03 

3,50 

3,69 

9,07 

10,47 

0,09 

0,07 

5,59 

5,70 

8,19 

9,95 

6,09 

6,30 

25,17 

25,12 

25,16 

27,99 

21,27 

21,56 

22,46 

23,63 

15,95 

13,69 

26,52 

25,61 

21,36 

18,10 

12,70 

9,91 

24,98 

25,62 

13,49 

13,79 

9,40 

8,49 

15,73 

15,32 

6,48 

7*14 

5,68 

5,37 

5,28 

5,49 

1,28 

1,76 

1,71 

1,94 

0,02 

0,02 

0,19 

0,08 

0,70 

0,64 

0,12 

0,27 

2,68 

1,90 

7,19 

7,65 

0,61 

0,99 

4,69 

3,42 

9,11 

10,16 

1,26 

1,87 

6,12 

5,51 

9,08 

10,35 

16,34 

17,80 

21,68 

29,46 

21,39 

31,51 

28,72 

26,54 

26,72 

27,71 

20,72 

18,98 

24,76 

23,26 

16,67 

18,11 

12,53 

11,41 

16,79 

17,16 

8,07 

9,85 

6,43 

6,37 

8,80 

8,95 

2,74 

3,33 

2,41 

2,40 

2,58 

3,14 

0,43 

0,63 

0,44 

0,53 

0,00 

— 

0,13 

0,08 

0,53 

0,40 

0,01 

0,01 

2,58 

2,19 

5,33 

5,90 

0,11 

0,09 

5,71 

4,75 

7,52 

9,01 

0,26 

0,29 

8,11 

7,35 

7,98 

9,72 

10,05 

9,99 

33,81 

34,86 

32,00 

33,21 

26,86 

25,86 

25,72 

25,80 

23,14 

19,99 

27,59 

27,36 

14,29 

14,94 

13,79 

12,01 

20,87 

21,71 

6,93 

7,48 

6,75 

6,98 

11,01 

11,72 

2,32 

2,20 

2,50 

2,33 

3,19 

3,57 

0,34 

0,35 

0,45 

0,45 

0,01 

0,01 

0,15 

0,07 

1,62 

1,39 

0,05 

0,10 

2,48 

1,89 

7,78 

8,43 

0,25 

0,40 

5,00 

4,02 

8,92 

10,19 

0,55 

0,78 

6,86 

6,31 

8,59 

10,11 

10,52 

11,20 

32,02 

31,06 

28,91 

30,12 

24,85 

24,10 

26,00 

26,28 

19,04 

16,76 

26,06 

25,00 

16,10 

16,77 

I 12,74 

10,81 

21,45 

21,83 

8,04 

9,46 

7,68 

7,36 

12,37 

12,27 

2,86 

3,45 

3,76 

3,69 

3,91 

4,31 

0,46 

0,69 

i 0,96 

1,14 
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Tabelle 14. Die Versicherungspflichtigen nach Geschlecht und Altersgruppen. 
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beruht, so findet man, 
daß die Altersklassen 
von 50 bis 60, 60 
bis 70 und 70 bis 80 
Jahren im Jahre 1907 
keineswegs stärker, teil¬ 
weise sogar beträchtlich 
geringer besetzt waren 
als im Jahre 1895; 
auch dies würde da¬ 
für sprechen, daß 
innerhalb der Ar¬ 
beiterschaft jetzt mehr 
Personen als ehedem 
vor dem 50. Lebensjahr 
sterben oder erwerbs¬ 
unfähig werden. Der 
erwähnte Vergleich ist 
allerdings nicht unbe¬ 
denklich ; denn die 
gegenübergestellten 
Ziffern aus dem Jahre 
1907 einerseits und aus 
dem Jahre 1895 ande¬ 
rerseits sind, wie gesagt, 
hinsichtlich der Zuver¬ 
lässigkeit nicht gleich¬ 
wertig ; dazu kommt, 
daß die Summe der Ver¬ 
sicherten in den oberen 
Altersklassen nicht un¬ 
wesentlich von der Zahl 
der Invalidenrentner 
beeinflußt wird, und 
daß letztere bei der 
Flüssigkeit des Begriffs 
„Invalidität 4 * erheb¬ 
lichen Schwankungen 
ausgesetzt ist. Aber 
trotz dieser Bedenken 
sind die oben genannten 
Tatsachen, die von einer 
fortschreitenden 
physischen Ver¬ 
elendung in den 
weiten Schichten 
der Arbeiter zeugen, 
namentlich im Zusam- 
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frujnb&ng mit ältere« ,-asntlieben Publikationen* 1 ) über di# zunehmende Ix>va- 
liditüt (Tgl itiemeti. „Grundriß der wmhw' \Uyghtm * T Kapitel „'Arbeiter 4 ) vrofal 
2« beachten/ v / 7 / " 

Alle dem Gebiete des Nabx v fc ■n.g'h'wVw « * «eien hier nur einige Angaben 
hervorgwholxm, welche die Bewegung der LehMuunittelpreise walfreud der 
letzten Jubr« veranschaulichen. Wir föhran auuaebst. di6 Mifteilciigeu. «reiche 
sich auf die Stadt. Cö.le **) beziehen. a« (Tabelle 15). 

T)r$t -fatjelte« (18» 17 u. 18) zeigen wjih di# XustiUide iro Kötiig- 

feicb Bayern 

Vfcfgfekben wir die T&b«U«ir 16. und 18 t»ii «taumlet. «o sehen wir. daß, 
mit AnSttähine rew# dem Konsum ao ScbweiBofleiacij, id*c’iflx!iweK?evl»raTicli grO 
Kopf 4« in> Alter von 6 bis 70 dahren irot?. der fmsateigeruug 

nicht, kleiner, ja sogar größer geworden ist» Dennoch gibt, diese PreiaBteigarubg 
dem SotiAÜiygiöniker au ccliworeu Bedenken Anlaß da Hie eine Erhöhung der 

Tabelle 16. 
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Tabelle 18. 


Auf den Kopf der gesamten 
Bevölkerung treffen kg 

Auf den Kopf der Personen im 
Alter von 6 bis 70 Jahren (Volks* 
zählung von 1910) treffen kg 



Pferde 

Rinder 

Kälber 

Schweine 

Schafe 

Ziegea 

1910 

0,87 

18,12 

4,39 

24,15 

0,58 

0,39 

1909 

0,37 

19,07 

4,83 

23,91 

0,61 

0,39 

1908 

0,36 

18,0 

4,63 

25,33 

0,58 

0,88 

1907 

0,40 

16,76 

4,19 

25,86 

0,50 

0,38 

1910 

0,44 

21,38 

5,18 

28,49 

0,68 

0,46 

1909 

0,43 

22,22 

5,62 

27,87 

0,71 

0,46 

1908 

0,41 

20,74 

5,33 

29,19 

0,67 

0,44 

1907 

0,46 

19,14 

4,78 

28,95 

0,57 

0,44 


Ausgaben erzeugt und so bewirkt, daß die minderbemittelte Bevölkerung bei 
den Aufwendungen für andere im Interesse der gesundheitlichen Kultur not¬ 
wendige Objekte spart, oder daß der Fehlbetrag durch übermäßige Kraft¬ 
anspannung bei der Arbeit gedeckt werden muß. 

Zu den Zweigen des sozialen Gesundheitswesens gehören nun noch: 
Wohnungswesen, Kleidung, Hautpflege (Volksbadewesen), Erholung 
und Fortpflanzung; nur über letztere sollen diesmal noch einige Bemerkungen 
angereiht werden. 

Schon die Erörterungen über die Geburtenziffer haben uns zum Thema 
„Fortpflanzung“ hingeleitet. Zu diesem Kapitel gehört jedoch das gesamte 
Gebiet des Rassedienstes, um die von Schallmayer 14 ) vorgeschlagene 
Bezeichnung zu benutzen. Die Probleme, die sich mit der Erzielung einer 
hinreichenden Geburtenquantität befassen, hängen aufs innigste mit den 
Fragen, welche die Qualität der Volksreproduktion zum Gegenstand haben, 
zusammen. 

Wir haben oben betont, wie mangelhaft das zurzeit vorliegende Material 
beschaffen ist, auf das man gegenwärtig sein Urteil über den Fruchtbarkeits¬ 
wert, soweit er sich in der Geburtenziffer dokumentiert, stützt. So wenig, 
wie der Geburtenrückgang einwandfrei als ein Symptom der Degeneration, 
d. h. der Entartung der Erbsubstanz, gedeutet werden kann, so wenig 
gibt es vorläufig sonstige hinreichende Beweise dafür, daß eine solche Gefahr 
vorhanden ist oder droht; ich habe hierüber in meinem „Grundriß der sozialen 
Hygiene tf ausführlichere Darlegungen geboten. Nun hat kürzlich die Berliner 
Ärztin Agnes Bluhm 95 ) auf eine interessante Erscheinung bei den Geburts¬ 
verhältnissen in Hamburg hingewiesen, aus der sie meint, ein Zeichen 
drohender Entartung entnehmen zu sollen; in einer Besprechung 26 ) meines 
„Grundrisses“ hat sie mir diese Tatsachen entgegengehalten. Bei der Bedeutung, 
die einem einwandfreien Degenerationssymptom zukommen würde, ist es wohl 
angebracht, auf die Bluhmschen Ausführungen, die sich auf amtliche Publi¬ 
kationen von Hamburg beziehen, einzugehen. 

Wir entnehmen dem neuesten Medizinalbericht 97 ) des Hamburgischen 
Staates, daß während des Jahres 1911 im dortigen Staatsgebiet 23144 Kinder 
geboren wurden, darunter 1919 frühzeitig. Unter den Totgeburten wurden 
388 frühzeitige festgestellt. Es ergibt sich hieraus, daß sich im Jahre 1911 
die Ziffer der frühzeitig Lebendgeborenen auf 1531 belief, und daß mithin 
von 100 Geborenen 6,6 frühzeitig lebend zur Welt kamen. 
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Bluhm bietet nun, unter Benutzung des entsprechenden Materials früherer 
Jahrgänge, folgende Statistik: 


Tabelle 19. Die Häufigkeit der frühzeitig Lebendgeborenen 
im Staate Hamburg 1885 bis 1909. 


Jahr 

Zahl der 
Geborenen 

Zahl der frühzeitig 
Lehendgeborenen 

Von 100 Geborenen 
wurden frühzeitig 
lebend geboren 

1885 bis 1889 . 

97 592 

3679 

3,77 

1890 „ 1894 . 

118 093 

4422 

3,74 

1895 „ 1899 . 

119 788 

5478 

4,57 

1900 „ 1904 . 

112 791 

5481 

4,85 

1905 „ 1909 . 

119 399 

7143 

5,98 


Man entnimmt der Tabelle 19, daß die relative Zahl der frühzeitig Lebend¬ 
geborenen von Periode zu Periode zugenommen hat; und aus unseren obigen 
Darlegungen geht hervor, daß bisher die höchste Ziffer das Jahr 1911 auf¬ 
zuweisen hat. 

Bluhm schließt aus ihrer Statistik, daß dem anfänglichen Sinken ein 
kontinuierliches, recht erhebliches Steigen gefolgt ist, und daß es sich demnach 
nicht um eine bessere Diagnostik der frühzeitigen Geburten handelt; man 
müsse vielmehr aus diesen Zahlen auf eine zunehmende mangelhafte 
Austragefähigkeit der Frauen schließen. 

Ich lasse es offen, ob die Hamburger Statistik in Wahrheit zu einer 
solchen Schlußfolgerung berechtigt. Aber völlig deplaciert scheint es mir 
zu sein, wenn Bluhm mir die in Rede stehende Tabelle als ein Zeichen der 
Entartung entgegenhält. Denn, wenn tatsächlich eine Verschlechterung 
der Austragefähigkeit sich in den letzten Jahrzehnten gezeigt hat, so liegt 
die Annahme einer Entartung der Erbsubstanz als Ursache sehr fern, jeden¬ 
falls ist sie gänzlich unbewiesen geblieben, während der wahre Grund doch 
viel eher in einer Verschlechterung der äußeren Umstände (zunehmende 
physische Verelendung infolge der mißlichen sozialen und wirtschaftlichen 
Zustände) liegen dürfte. Sagt doch Bluhm selbst an einer anderen Stelle 28 ) 
über die Verschlechterung der Austragefähigkeit: „Eine andere Frage ist es, 
ob dieser Rückgang auf einer angeborenen und weiterhin erheblich über¬ 
tragbaren Anlage beruht oder ob er lediglich mit einem Wachsen äußerer 
Schädigungen, welche zu Frühgeburten führen können, zusammenhängt, d.h. 
rein somatisch bedingt ist und ohne Einfluß auf die Nachkommenschaft bleibt.“ 

II. Sozialhygienische Zustände einzelner Personenklassen. 

Bei der Erörterung der sozialhygienischen Verhältnisse, in denen be¬ 
stimmte Personenklassen leben, wollen wir zunächst eine Trennung in Alters¬ 
und in Berufsklassen vornehmen. 

Die Schilderung der Zustände bei den einzelnen Altersklassen würde 
naturgemäß wohl bei der jüngsten Gruppe, den Säuglingen, einzusetzen haben. 
Da aber das Schicksal der Neugeborenen vor allem von den Verhältnissen, in 
denen sich ihre Mütter befinden, abhängt, so beginnen wir unsere Darlegungen 
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mit der sozialen Hygiene der Mütter. (Die Gründe, welche dazu veranlassen, 
die Mütter als eine einheitliche Altersklasse zu betrachten, habe ich in dem 
Käpitel „Mütter“ meines „Grundrisses“ dargelegt). 

Über die sozialhygienische Lage der unbemittelten ledigen und verheirateten 
Wöchnerinnen bietet eine Publikation des Statistischen Amtes der Stadt 
Dresden 99 ) eine interessante Übersicht. Die Untersuchung erstreckte sich 
auf die Zeit vom 1. April 1909 bis 31. März 1910. 


Tabelle 21. Zeitpunkt des Austritts 

der berufstätigen ledigen Schwangeren aus ihrem Arbeitsverhältnis 
(Einstellung der Berufstätigkeit). 


Die Berufs¬ 
tätigkeit wurde 
eingestellt vor 
der Entbindung 

Tage 

Wöch¬ 

nerinnen 

über¬ 

haupt 

Beruf der ledigen Schwangeren 

Häusliches 

Dienst¬ 

personal 

Gastwirt- 
schafks- 
personal 

Fabrik¬ 

arbeiterinnen 

Handlungs¬ 

gehilfinnen 

Selbständige, 

Heim¬ 

arbeiterinnen 

Freie Berufe 

u 

«-> 

M 

W 

:o 

■** 

§ 

09 

53 

0. 

i 131 

46 

7 

43 

10 

18 

2 

5 

1. 

195 

38 

9 

106 

19 

15 

— 

8 

2. 

52 

6 

1 

33 

6 

4 

1 

1 

3. 

24 

3 

O 

Atf 

14 

5 

— 

— 

— 

4. 

15 

6 

— 

6 

2 

1 

— 

— 

5. 

13 

2 

2 

9 

— 

— 

— 

— 

6. 

11 

1 

2 

6 

2 

— 

— 

— 

7. 

15 

2 

— 

9 

2 

1 

— 

1 

8. 

12 

5 

3 

4 

— 

— 

— 

— 

9. 


3 

1 

3 

1 

1 

— 

— 

10. 

8 

3 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

11. 

8 

4 

1 

3 

— 

— 

— 

— 

12. 

11 

3 

1 

5 

2 

— 

— 

— 

13. 

9 

1 

— 

7 

1 

— 

— 

— 

14. 

! 17 

3 

3 

8 

— 

2 


1 

15. 

11 

1 

2 

60 

2 

— 

— 

— 

16. 

10 

2 

— 

4 

3 

1 

— 

— 

17. 

9 

1 

2 

4 

— 

2 

— 

— 

18. 

12 

5 

1 

5 

1 

— 

— 

— 

19. 

6 

2 

1 

2 

— 

1 

— 

— 

20. 

6 

1 

1 

2 

1 

1 

— 

— 

21. 

! 18 

6 

1 

9 

— 

2 

— 

— 

22 bis 28 . . . 

j 63 

18 

4 

29 

6 

6 

— 

— 

29 „ 35 . . . 

49 

17 

5 

21 

6 

— 

— 

— 

30 „ 42 . . . 

36 

8 

5 

13 

6 

3 

1 


früher .... 

419 

183 

78 

77 

58 

18 

4 

1 

Zusammen . . 

1169 

370 

132 

433 

133 

1 76 

8 

17 


Ermittelt wurden 1169 uneheliche Mütter. Von diesen standen 31Proz. 
im Alter von 18 bis 21 Jahren, 42 Proz. waren 21 bis 25 Jahre alt, und 
16 Proz. standen im Alter von 25 bis 30 Jahren. Die meisten unehelichen 
Wöchnerinnen sind Fabrikarbeiterinnen, nämlich 37 Proz.; auf das häusliche 
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Dienstpersonal entfallen 
32 Proz., je rund 11 Proz. 
auf die Gruppe Hand¬ 
lungsgehilfinneu und das 
weibliche Personal in 
Gast- und Schankwirt¬ 
schaften (Kellnerinnen 
usw.). Über die Her¬ 
kunft der unehelichen 
Mütter stellt man fest, 
daß 71 Proz. aus Arbeiter¬ 
kreisen, 21 Proz. aus 
den Kreisen der Hand¬ 
werker und sonstigen 
Kleingewerbetreibenden, 
8 Proz. aus den Kreisen 
der Beamten und der 
freien Berufe stammten. 
Selbst unehelich geboren 
waren 7 Proz. und nahe¬ 
zu die H&fte (536 = 
46 Proz.) war halb oder 
ganz verwaist. — Von 
den unehelichen Vätern 
gehörten 676 = 58 Proz. 
dem Arbeiterstande, 155 
= 13 Proz. dem kauf¬ 
männischen Personal an; 
dann folgen die Militär¬ 
personen (die meisten 
Antworten lauteten, wie 
es in der amtlichen Publi¬ 
kation heißt, in solchen 
Fällen kurz und bündig 
„Soldat“) mit 81 Fällen. 
Den Beruf des Vaters 
ihres Kindes haben 53 
uneheliche Mütter über¬ 
haupt nicht angeben 
können. Über das mo¬ 
natliche Einkommen 
sowie über den Zeit¬ 
punkt der Einstel¬ 
lung der Berufs¬ 
tätigkeit der ledigen 
Schwängern geben uns 
die Tabelllen 20 und 21 
Auskunft. 
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Die Tabelle 20 zeigt, daß der größte Teil der ledigen Schwangeren ein 
sehr geringes Einkommen aufweist; und aus der Tabelle 21 ersehen wir, daß, 
wohl infolge dieser schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse eine sehr erhebliche 
Anzahl unter den ledigen Schwangeren bis kurz an die Entbindung heran 
arbeitet. Die mißlichen Folgen dieser Zustände für die gesundheitliche Lage 
vieler unehelichen Mütter und Kinder sind ohne weiteres ersichtlich. 

Bemerkt sei noch, daß die Untersuchung sich zugleich auf 1058 ver¬ 
heiratete unbemittelte Wöchnerinnen erstreckte. Auch unter diesen Frauen 
waren viele, deren Familieneinkommen namentlich im Hinblick auf die Anzahl 
der schon vorhandenen Kinder sehr gering war, so daß eine beträchtliche An¬ 
zahl von den verheirateten Schwangeren bis unmittelbar an die Niederkunft 
heran die Berufstätigkeit auBüben mußte. 

Tabelle 22. Von 1892 bis 1910 starben im Königreich Preußen von je 
10000 Entbundenen im Kindbett. 


Jahr i 

I 

In Städten 

In Land¬ 
gemeinden 

Zusammen 

1892 

33,2 

44,7 

40,5 

1893 

39,0 

54,9 

49,0 

1894 

29,8 

45,2 

39,0 

1895 

26,6 

29,3 

34,6 

1896 

25,4 

38,1 

33,3 

1897 

22,8 

35,6 

30,6 

1898 ^ 

23,0 

34,0 

30,3 

1899 

25,7 

37,1 

32,7 

1900 

26,8 

36,0 

32,4 

1901 

26,25 

34,26 

81,07 

1902 

27,81 

34,56 

31,89 

1903 

29,56 

34,86 

32,75 

1904 

31,42 

36,00 

34,14 

1905 

31,62 

31,19 

31,37 

1906 

30,30 

27,75 

28,81 

1907 

32,14 

27,47 

29 42 

1908 

32,45 

28,57 

30,20 

1909 

, 35,00 

27,83 

30,80 

1910 

, 37,63 

27,02 

31,42 


Zur Ergänzung unserer früheren Darlegungen über die Häufigkeit des 
Wochenbettfiebers (s. Bd. 44, S. 569 und 570) seien hier einige Angaben 
aus dem Königreich Preußen 80 ) angereiht, die uns über die Frequenz dieser 
Krankheit während der letzten Jahrzehnte unterrichten. 

Aus der Tabelle 22 läßt sich ersehen, daß die Todesfälle im Kindbett in 
den Landgemeinden abgenommen, in den Städten jedoch zugenommen haben. 
Die Erklärung dieser Tatsache, die im Widerspruch mit der erwarteten Ver¬ 
breitung hygienischer Kultur (insbesondere der Reinlichkeit und Aseptik) 
stehen, ist nicht leicht; vielleicht spielen hierbei die Eingemeindung ländlicher 
Bezirke, vor allem aber die Überweisung schwieriger Fälle vom Lande in die 
benachbarten städtischen Entbindungsanstalten eine Rolle; möglich ist es auch, 
daß häufig uneheliche Schwangere vom Lande, um ihren Zustand zu verbergen, 


Go igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die sozialhygienischen Zustände in Deutschland nach amtl. Veröffentl. usw. 445 

in der Stadt eine Zuflucht suchen, und daß gerade diese Personen zur Höhe 
der in der Stadt verzeichneten Wochenbettstodesfälle erheblich beitragen. 
Die amtliche Publikation, der wir die Tabelle 22 entnommen haben, fügt zur 
Erklärung der Ziffern folgendes an: „Man geht wohl nicht fehl in der An¬ 
nahme, daß dieses auffallende Ansteigen der Kindbettsterbeziffer für die Städte 
auf die ungünstigen Verhältnisse zurückzuiühren ist, wie sie durch das Wachs¬ 
tum der Städte, die zunehmende Menge der Industriebevölkerung und die 
damit im Zusammenhang stehende vielfache Verschlechterung der Wohnungs¬ 
und anderer hygienischer Verhältnisse, die größere Infektionsgefahr, die 
wachsende Beteiligung der Frauen an der Industriearbeit und die damit ver¬ 
bundene Schwächung ihrer Widerstandskraft und zahlreiche ähnliche un¬ 
günstige Einflüsse, die in dem Maße auf dem Lande nicht vorhanden sind, 
bedingt werden.“ 

Zum Schluß unserer Darlegungen über die sozialhygienischen Zustände 
der Mütter sei noch auf eine amtliche Veröffentlichung 81 ) über die Ausbreitung 
der Wöchnerinnenheime und Entbindungsanstalten in Deutschland 
hingewiesen. Es gibt jetzt in 81 deutschen Städten derartige Institute, deren 
ältestes die Straßburger Hebammenanstalt aus dem Jahre 1728 ist. Wie man 
aus den amtlichen Angaben ersieht, sind viele von jenen Anstalten erst in 
den letzten Jahren geschaffen worden. Man darf daher wohl annehmen, daß 
diese Entwickelung sich auch in der nächsten Zeit, vielleicht sogar noch in 
verstärktem Maße zeigen wird; gegenwärtig ist aber, namentlich im Hinblick 
auf die hohe Kindbettsterbeziffer und auf die Mangelhaftigkeit der Wohnungs¬ 
verhältnisse in den minderbemittelten Kreisen, die Zahl der Wöchnerinnen¬ 
heime und Entbindungsanstalten viel zu gering. 

Über die sozialhygienischen Verhältnisse der Säuglinge wurde in meinen 
vorangegangenen Abhandlungen schon mancherlei angeführt. Namentlich 
wurde auf die Feststellung in Bremen (s. Bd. 44, S. 381 bis 383) hingewiesen, 
aus denen sich der Einfluß der Wohlhabenheit auf die Kindersterblichkeit er¬ 
sehen ließ. Zur Ergänzung dieser Angaben seien hier einige Resultate einer 
interessanten Untersuchung des Statistischen Amtes der Stadt Halle •*) an¬ 
gereiht. 

In dieser Untersuchung, welche sich auf die Zustände der Jahre 1901 
bis 1909 erstreckt, wird die Bevölkerung in eine Anzahl sozialer Gruppen ein¬ 
geteilt, und dann wurde geprüft, wieviel Todesfälle, jeweils bei den einzelnen 
Eirankheitsarten, auf die verschiedenen sozialen Stände entfallen. Hierbei 
zeigte sich, daß die Säuglingssterblichkeit, je nach der betreffenden Krankheits¬ 
art, bald bei den sozial höheren, bald bei den tieferen Schichten überwiegt. 

Wie man aus der Tabelle 23 unter a) ersieht, zeigen die höheren und 
mittleren Beamten die verhältnismäßig ungünstigsten Zahlen. Die amtliche 
Publikation schließt hieraus auf Momente, die entweder bei den gut situierten 
Erlassen die Lebensschwäche der Neugeborenen fördern, oder aber bei den 
niedrigen Schichten relativ hindern. „Lebensschwäche ist“, so heißt es dort, 
„wie schon das Wort »angeborenen» andeutet, auf die Konstitution der Mütter 
zurückzuführen. Es werden also die ungünstigen Verhältnisse, in denen die 
Mütter aus den niederen Schichten leben, z. B. die weniger kräftige Nahrung, 
teilweise ausgeglichen durch die häufiger schwächliche Konstitution der 
Mütter aus den oberen Schichten.“ — Und zu der Tabelle 23 unter b), aus 
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der hervorgeht, daß die niedrige soziale Stellung der Eltern nicht geeignet 
ist, die Sterblichkeit der Säuglinge an Krämpfen zu begünstigen, bemerkt die 
amtliche Veröffentlichung: „Die Krämpfe haben ihren Grund in einer be¬ 
sonderen Reizbarkeit des Nervensystems, so daß verhältnismäßig geringe 
Ursachen, z.B. das Zahnen, Magenbeschwerden, Gemütserregungen den An¬ 
laß zu Krampfanfällen geben. Das verhältnismäßig häufigere Auftreten der 
Krämpfe in den höheren Schichten läßt nun vermuten, daß diese nervöse 
Reizbarkeit ein vererblicher Nachteil eben dieser sozialen Klassen ist.“ 


Tabelle 28. Säuglingssterblichkeit in Halle, 
a) Angeborene Lebensschwäche. 



Gestorbene 

Auf 100 Todesfälle kamen 




(höhere Beamte = 100) 

Soziale Stellung des Vaters 


davon \ 

solche 

relative 

Intensität*) 


0—1 Jahr 

an Lebens¬ 
schwäche : 

an Lebens¬ 
schwäche 

I. Selbständige. 

956 1 

161 

16,84 

! 74 

Ha. Höhere und mittlere Beamte. 1 

199 

45 

22,61 

100 

Hb. Untere Beamte. 

742 

124 

16,71 

74 

Hl. Privatbeamte. 

311 

53 

17,04 

75 

IV. Gelernte Arbeiter. 

2765 

421 

15,23 

67 

V. Ungelernte Arbeiter. 

3245 

366 

11,28 

* j 

50 

VI. Gesinde. 

686 

96 

13,99 j 

62 


b) Krämpfe. t 


Soziale Stellung 

Absolut 

Proz. 

Relative Intensität 
(höhere Beamte 
= 100) 

I. Selbständige. 

98 

10,25 

102 

IIa. Höhere und mittlere Beamte. 

20 

10,05 

100 

Ilb. Untere Beamte. 

70 j 

9,43 

94 

IH. Privatbeamte. 

32 

10,89 

108 

IV. Gelernte Arbeiter. 

267 

9,66 

96 

V. Ungelernte Arbeiter. 

285 

8,78 

87 

VI. Gesinde. 

55 

8,02 

80 


Andere Erkrankungen als die eben genannten stellen jedoch in den 
unteren Bevölkerungskreisen viel häufiger denn in den oberen die Todes¬ 
ursache dar. Dies erkennen wir aus folgenden Zusammenstellungen (siehe 
Tabelle 24). 

Nach einer Veröffentlichung 88 ) des Preußischen Statistischen Landes- 
amtes gibt es jetzt in 91 deutschen Städten Säuglingsheime; dies sind 
zumeist Anstalten für kranke Kinder; zum Teil nehmen sie jedoch nur 
schwächliche, einer besonderen Pflege bedürftige Neugeborene. Auch bei 
diesen Instituten ist zu bemerken, daß ihre Zahl in der letzten Zeit zwar 


•) Unter relativer Intensität versteht man das Verhältnis zwischen Ver¬ 
hältniszahlen, wobei man eine von ihnen gleich 100 setzt und hiernach den Wert 
der anderen Verhältniszahlen berechnet. 
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Tabelle 24. Von den Säuglingen in Halle starben 
a) an Lungenentzündung. 
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kinder“ ist nicht ganz zutreffend, ich habe in meinem „Grundriß“ diese 
Altersklasse „Kinder im Spielalter u genannt, weil in ihrem Leben das 
Spielen einen so breiten Raum einnimmt, wie bei den Schulkindern die Schule. 

Wenn wir die Sterblichkeitsverhältnisse der einzelnen Altersklassen be¬ 
trachten, so finden wir, daß die Gruppe von einem bis fünf Jahren zwar nicht 
mehr so hohe Ziffern aufweist, wie die Säuglinge, aber doch immer noch weit 
größere Zahlen als die folgenden Jahrfünftgruppen (vgl. meine Abhandlungen 
in Bd. 43, S. 428, bzw. Bd.44, S. 381 und 382). Ferner lehren die Fest¬ 
stellungen der Schulärzte, daß sich unter den Schulrekruten ein erheblicher 
Prozentsatz von Kindern befindet, die für den Schulbesuch untauglich sind 
oder in ärztliche Überwachung genommen werden müssen. Man ersieht 
dies z.B. aus der Tabelle 25, die sich auf die Zustände in Berlin 86 ) bezieht. 


Tabelle 25. Krankheitsverhältnisse Berliner ßchulrekruten. 



Zurückgestellt wurden 

In Überwachung 
genommen wurden 


Knaben 

M&dchen 

Zus. 

Knaben 

Mädchen 

Zus. 

1. Ungenüg. Kräftezustand (Blutarmut) 

582 

693 

1275 

501 

567 

1068 

2. Rachitis. 

174 

190 

364 

207 

172 

379 

3. Skrofulöse. 

68 

80 

148 

210 

262 

436 

4. Knochentuberkulose. 

41 

38 

79 

32 

39 

71 

5. Lungentuberkulose. 

80 

67 

147 

88 

96 

184 

6. Sonstige Lungenleiden. 

38 

48 

86 

11 

104 

215 

7. Herzleiden. 

30 

40 

70 

182 

207 

389 

8. Nierenleiden. 

9 

4 

13 

24 

23 

47 

9. Nervenleiden. 

56 

76 

132 

126 

136 

262 

10. Epilepsie. 

11. Mangelhafte geistige Entwickelung 

13 

11 

24 

27 

22 

49 

a) zum Schulbesuch unfähig (Idioti) 

44 

24 

68 

2 

9 

11 

b) geistig minderwertig. 

256 

171 

427 

203 

158 

361 

12. Sprachstörungen. 

53 

39 

92 

365 

160 

525 

13. Nasen- und Rachenleiden .... 

9 

9 

18 

507 

447 

954 

14. Augenleiden. 

20 

18 

38 

368 

397 

765 

15. Ohrenleiden. 

13 

11 

24 

288 

304 

592 

16. Hautkrankheiten. 

14 

12 

26 

52 

85 

137 

17. Verkrümmungen der Wirbelsäule 

39 

47 

86 

287 

457 

744 

18. Bruchschäden. 

2 

1 

3 

439 

92 

531 

19. Bildungsfehler. 

5 

12 

17 

45 

34 

79 

20. Sonstige Krankheiten. 

30 

24 

54 

89 

58 

147 


In Anbetracht dieser mißlichen Zustände ist eine Fürsorge für die Kinder 
im Spielalter wenigstens ebenso dringend geboten wie für die Kinder im 
Säuglings- oder im Schulalter. Es ist erfreulich, daß auf diesem Gebiet jetzt 
ein Anfang zu bemerken ist. Charlottenburg hat die Kinder dieser Alters¬ 
klasse (die man dort Kleinkinder nennt), entsprechend einer Anregung von 
Tugendreich, dem Arbeitsgebiet der Säuglingsfürsorgestellen überwiesen. 
Gott s tein 86 ), der als ärztlicher Stadtrat in Charlotten bürg wirkt, hat nun 
über die Ausdehnung, welche dieser Teil der Fürsorge bisher gefunden hat, 
folgende Übersichten (siehe die Tabellen 26 und 27) veröffentlicht: 
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Tabelle 26. Altersgliederung 

der in Fürsorge aufgenommenen Charlottenburger Kleinkinder. 


Alter 

Von 100 aufgenommenen Kindern 
standen in nebenstehendem Alter 


ehelich 

unehelich 

überhaupt 

Unter 1 Jahr .... 

0,7 

1.2 

0,9 

1 bis 2 Jahre .... 

55,8 

83,3 

65,6 

2 „ 3 . .... 

18,2 

8,4 

14,7 

3,4. 

12,8 

4,6 

9,9 

4,5 , .... 

7,9 

1,6 

5,7 

5,6 , .... 

4,3 

0,9 

3,0 

über 6 , .... 

0,8 

— 

0,2 

Zusammen . . 

j 100,0 

100,0 

100,0 


Gottstein fügt dann diesen Statistiken noch folgende Bemerkungen an: 
„Ist es auch gegenwärtig nicht möglich, zahlenmäßige Unterlagen für den 
Nutzen dieser Einrichtung zu geben, so lehrt doch der Besuch der Sprech¬ 
stunden, daß in zahlreichen Fällen die Rachitis rechtzeitig beraten wurde, 
Krankheiten der Sinnesorgane, besonders von Auge und Ohr, frühzeitig er¬ 
kannt und behandelt werden, Überweisungen in Erholungsstätten bei Er¬ 
krankungen des Lymphapparates und bei Skrofulöse in einem früheren 
Stadium veranlaßt werden. Die Einrichtung, weiter gepflegt, verspricht die 
häufigen Fälle von Schulkindererkrankungen der Sinnesorgane, der Wirbel¬ 
säule, der Drüsen, die der Schule schon im fortgeschrittenen, wenig mehr zu 
ändernden Stadium zugehen, herabzusetzen. u 

Mit den sozialhygienischen Zuständen bei den Schulkindern hat man 
sich in den letzten Jahren verhältnismäßig viel befaßt, so daß wir bereits in 
unseren Abhandlungen der voran gegangenen Jahre über manche amtliche 
Publikation auf diesem Teilgebiet berichten konnten. Auch haben wir früher 
bereits (vgl. Bd. 43, S. 459) auf die Erwerbsarbeit der Knaben und Mäd¬ 
chen unter 14 Jahren hingewiesen. 

Über die Erwerbsarbeit der Schulkinder in Deutschland unterrichten die 
bisher veröffentlichten Mitteilungen über die Ergebnisse der Berufs- und Be¬ 
triebszählungen nur mangelhaft. Angaben über die Art und den Umfang 
der auf Erwerb gerichteten Beschäftigung von schulpflichtigen Kindern wurden 
nur insoweit publiziert, als sie sich auf gewerbliche Betriebe beziehen, 
während entsprechende Mitteilungen, die über die Erwerbstätigkeit im Haus¬ 
halt sowie in der Landwirtschaft und deren Nebenbetrieben Aufschluß geben, 
fehlen. Will man sich über diese Zustände informieren, so muß man zu 
österreichischen 87 ) oder schweizerischen 88 ) amtlichen Veröffentlichungen 
greifen. 

Es ist daher zu begrüßen, daß aus einzelnen Bezirken besondere An¬ 
gaben über die Erwerbsarbeit geboten werden, so daß man wenigstens einige 
Ergänzungen zu den Ziffern der überdies nur alle 12 Jahre stattfindenden 
Berufszählungen erhält. Über solche Mitteilungen aus einzelnen preußischen 
Gebieten haben wir schon früher (siehe Bd. 43, S.461 und 462) berichtet. Hier 
seien nun noch einige weitere Daten, die sich ebenfalls auf eine preußische 

Viertebahroachrift für Gesundheitspflege, 1913. 29 
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Provinz 59 ) erstrecken, angereiht: 
aus dem Regierungsbezirk Pots¬ 
dam wird bekanntgegeben, daß 
in einigen Schulen Verzeichnisse 
der gewerblich tätigen Sander 
geführt worden sind, daß diese 
Einrichtung sich bewährt habe, 
und daß daher in Zukunft alle 
Schulleiter solche Listen führen 
müssen. Im Jahre 1910 haben 
schon von 53 der vorhandenen 
71 Ereisschulinspektionen Ver¬ 
zeichnisse Vorgelegen. „Im Jahre 
1910 (1909) wurden im ganzen 
Bezirk 2059 (1962) fremde und 
578 (840) eigene Kinder ge¬ 
werblich beschäftigt, davon in 
Werkstätten und Hausindustrie 
149 (130) fremde und 122 (198) 
eigene. In Gast- und Schank¬ 
wirtschaften waren 126 (763) 
Sander, mit dem Austragen von 
Waren und sonstigen Boten¬ 
gängen 2224 (1863) beschäftigt. 
839 (827) fremde Kinder hatten 
keine Arbeitskarte, 880 (906) 
wurden nach der Lage und Dauer 
ihrer Arbeitszeit ungesetzlich be¬ 
schäftigt; 425 (445) hatten noch 
nicht das für ihre Beschäfti¬ 
gung festgesetzte Mindestalter 
erreicht, 111 (48) waren in Be¬ 
trieben tätig, in denen dies nach 
den Bestimmungen des Kinder¬ 
schutzgesetzes verboten ist.“ — 
Aus Brandenburg wird mit¬ 
geteilt, daß dort alle Anträge 
auf Ausstellung einer Arbeits¬ 
karte zunächst dem Schulleiter 
vorgelegt werden müssen; dieser 
hat sich dann darüber zu äußern, 
ob auf Grund des körperlichen 
und geistigen Zustandes bei dem 
betreffenden Kinde die Erlaubnis 
für die Verrichtung gewerblicher 
Arbeit erteilt werden kann; vor 
der Erklärung des Schulleiters 
wird der zuständige Schularzt 
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gehört. Wiederholt mußte nach eingehender Prüfung die gewerbliche Be¬ 
schäftigung verboten werden. 

Erfreulicherweise wird seit einiger Zeit immer mehr Wert auch auf die 
körperliche Ertüchtigung der Schuljugend gelegt. Welch große Fort¬ 
schritte auf diesem Gebiete in den letzten Jahren zu verzeichnen waren, geht 
aus einer Publikation 40 ) des Braunschweigischen Statistischen Amtes 
hervor, die zwar schon 1911 erschienen ist, aber wohl verdient 9 auoh jetzt noch 
gewürdigt zu werden. 

Die Tabelle 28 lehrt, daß in den höheren Schulen die Beteiligung an 
dem Spielunterricht erheblich größer ist als in den Volksschulen. Als Grund 
für diesen großen Unterschied wird in der amtlichen Publikation angeführt, 
daß der Spielunterricht in den Volksschulen nur im Sommer, in den höheren 
Schulen jedoch während des ganzen Jahres stattfindet. Auffallend ist auch 
die große Verschiedenheit bei den einzelnen höheren Schulen. Welche Ur¬ 
sachen aber auch hierfür maßgebend sein mögen, erfreulich ist die Aufwärts¬ 
bewegung auf der ganzen Linie. 

Schließlich ist noch anzuführen, daß man seit einiger Zeit zum Zwecke 
der körperlichen Kräftigung mit der Schuljugend mehrtägige Wanderungen 
veranstaltet. Über die günstigen Resultate, die man hierbei gewonnen hat, 
haben meines Wissens zuerst in einer gemeinsamen privaten Publikation der 
Berliner Arzt Röder 41 ) und der Rektor Wienecke 41 ) berichtet. Nun liegt 
auch eine amtliche Veröffentlichung über diesen Gegenstand aus dem König¬ 
reich Sachsen 4 *) vor. 

So wird vor allem mitgeteilt, daß in Dresden unter ergiebiger Förde¬ 
rung durch die dortige Ortsgruppe des Deutschen Vereins für Volkshygiene 
während des Jahres 1910 Ferienwanderungen veranstaltet wurden, an denen 
12 688 Kinder und 261 Wandergruppen teilnahmen. Auch im Winter, in 
den Weihnachtsferien, fanden Ausflüge statt, an denen sich 534 Kinder 
beteiligten. Die Wanderkosten betrugen je nach der Dauer der Wanderungen 
15 bis 30 M für eine siebentägige Wanderung im Erzgebirge. Eine eintägige 
Wanderung kostete etwa 0,60 eine mehrtägige pro Tag 1,50^. Für 
arme Sander wurden Tageswanderungen veranstaltet, die den Kindern nur 
0,15 (Getränke und Straßenbahn) kosteten. Bei mehrtägigen Wanderungen 
wurden Unterstützungen gewährt; eine WanderSparkasse wurde eingerichtet 
und eifrig benutzt. Der Bezirksarzt betonte, daß durch die Teilnahme von 
Kindern aus Volks- und höheren Schulen eine soziale Annäherung angebahnt 
wird. Vor allem aber konnte er sanitäre Erfolge feststellen; bei drei- bis 
viertägigen Wanderungen habe der Brustumfang bei 25 Proz. der Kinder 
meßbar zugenommen, und nach siebentägigen Wanderungen habe die Zunahme 
der Differenz zwischen Aus- und Einatmung bei 65 Proz. etwa 1 cm betragen; 
ferner habe sich das Körpergewicht der Kinder, von denen beinahe alle unter¬ 
ernährt waren, vergrößert. 

Wie der Altersklasse, die zwischen den Säuglingen und den Schulkindern 
steht, so hat man auch der Gruppe, die sich zwischen Schul- und Militär¬ 
pflicht befindet, den Jugendlichen, bisher zu wenig Interesse von seiten der 
sozialen Hygiene entgegengebracht. Erst in der letzten Zeit macht sich eine 
Bewegung bemerkbar, welche auf die körperliche Ertüchtigung der Jugend¬ 
lichen beiderlei Geschlechts gerichtet ist. Hierbei sind neben den konfesBio- 

29* 
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nellen und politischen Organisationen, die trotz ihrer Verschiedenartigkeit alle 
bemüht sind, die Jugend vor Exzessen in B&ccho. et Venere zu bewahren, vor 
allem die Bestrebungen des „ Zentralausschusses zur Förderung der Volks¬ 
und Jugendspiele in Deutschland", sowie der vielen Organisationen, die sich 
im „Jungdeutschlandbunde" vereinigt haben, hervorzuheben. 

So anerkennenswert auch diese Maßnahmen sind, so dringend erforderlich 
ist es jedoch, daß Einrichtungen getroffen werden, welche die erwerbstätige 
Jugend, insbesondere die Lehrlinge der verschiedenen Berufszweige, vor 
Schädigungen durch die Berufsarbeit nach Möglichkeit schützen. Denn hier 
handelt es sich um eine noch in der körperlichen Entwickelung stehende 
Altersklasse, bei der, wie Hanauer 48 ) zutreffend hervorhebt, Beeinträchti¬ 
gungen, die schon für den Erwachsenen verderblich sind, geradezu verhängnis¬ 
voll werden müssen. 

Es ist daher notwendig, daß ohne Ausnahme jeder Jüngling und jedes 
Mädchen beim Eintritt in das Erwerbsleben daraufhin untersucht werden, ob 
die für den erwählten Beruf erforderliche körperliche Befähigung vorliegt. 
Und weitere Untersuchungen werden Aufschluß darüber bieten müssen, ob 
etwa im Laufe der Lehrlingsausbildung Berufsschädigungen infolge konsti¬ 
tutioneller Minderwertigkeit oder Untauglichkeit für das spezielle Gewerbe in 
die Erscheinung getreten sind. 

Diese systematischen Prüfungen lassen sich am zweckmäßigsten im 
Zusammenhang mit den Fortbildungs-(Gewerbe-)schulen durchführen. Die 
erste Einrichtung dieser Art schuf man in Wien im Jahre 1909. Seitdem 
haben mehrere Städte, auch in Deutschland, so Schöneberg und Bremer¬ 
haven Fortbildungsschulärzte angestellt. Aus der zuletzt genannten 
Stadt liegt bereits ein Bericht 44 ) vor. Hieraus ist zu entnehmen, daß während 
des Jahres 1911 in Bremerhaven auf Anregung des dortigen Stadtarztes 
Ewald „259 Fortbildungsschüler untersucht wurden, von denen 158 in einem 
guten, 85 in einem mittleren und 16 in einem schlechten Gesundheitszustände 
sich befanden; 12 junge Leute wurden unter besondere ärztliche Überwachung 
gestellt, hauptsächlich wegen Herzleidens und wegen eines Lungenbefundes, 
der zwar nicht krankhaft war, aber doch die Befürchtung erweckte, daß unter 
Umständen eine Lungenkrankheit sich entwickeln könne. Nur in einem Falle 
mußte zu einem Berufswechsel geraten werden." 

Das Untersuchungsmaterial aus Bremerhaven ist allerdings zu klein, um 
aus ihm weitgehende Schlüsse zu ziehen. Und von Schöneberg wurden bisher 
Mitteilungen über diesen Gegenstand noch nicht veröffentlicht; nur aus einer 
brieflichen Nachricht des dortigen Schularztes Gettkant*) habe ich ersehen, 
daß im November 1911 und im Mai 1912 dort 1023 Fortbildungsschüler 
ärztlich geprüft wurden, insbesondere um festzustellen, ob und in welchem 
Maße die Untersuchten sich für die von ihnen gewählten Berufsarten körper¬ 
lich eignen, und daß das Resultat nicht sehr günstig war. 

In Anbetracht der Bedeutung, die diesen Problemen zukommt, und im 
Hinblick darauf, daß hinreichendes Material aus Deutschland über diese Fragen 
noch nicht vorliegt, dürften wohl die Erfahrungen, die man in Wien auf 


*) Anmerkung bei der Korrektur: Inzwischen hat Gettkant seine Er¬ 
fahrungen in der Zeitschr. f. fcchulgesundheit9pflege 1913, Nr. 5 veröffentlicht. 
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Tabelle 28. Entwickelung des pflichtmäßigen Spielunterrichts 
für Knaben in den Schulen der Stadt Braunschweig. 
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3 

4 

6 

6 

7 

8 

9 



1. Gymnasium Martino-Catharineum (Altes Gymnasium). 


1881 

643 

262 

24 

9,2 

238 

37,0 

405 

63,0 

1886 

277 

115 

12 

10,4 

103 

37,2 

174 

62,8 

1891 

265 

111 

14 

12,6 

97 

36,6 

168 

63,4 

1896 

350 

310 

47 

15,2 

263 

75,1 

87 

24,9 

1901 

314 

262 

52 

19,8 

210 

66,9 

104 

33,1 

1906 

405 

354 

99 

28,0 , 

255 

63,0 

150 

37,0 

1910 

300 

277 

74 

26,7 | 

203 

67,7 

97 

32,3 



2. 

Wilhelm- 

Gymnasiu 

m (Neues Gymnasium] 

1 1 

. 


1881 

1886 

530 

451 

34 

7,5 

417 

78,7 

113 

21,3 

1891 

522 

439 

40 

9,1 

399 

76,8 

123 

23,6 

1896 

571 

493 

66 

13,4 

427 

74,4 

144 

25,2 

1901 

643 

539 

80 

14,8 

459 

71,4 

184 

28,6 

1906 

624 

544 

88 

16,2 

456 

73,1 

168 

26,9 

1910 

596 

533 

126 

23,6 

407 

68,3 

199 

31,7 




3. Realgymnasium. 




1881 

227 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1886 

232 

214 

21 

9,8 

193 

83,2 

39 

16,8 

1891 

296 

285 

29 

10,2 

256 

86,5 

40 

13,5 

1896 

267 

267 

27 

10,1 

240 

89,9 

27 

10,1 

1901 

284 

284 

43 

15,1 

241 

84,9 

43 

15,1 

1906 

301 

301 

45 

15,0 

256 

85,0 

45 

15,0 

1910 

316 

316 

57 

18,0 

259 

82,0 

57 

18,0 




4. Städtische Oberrealschule. 



1881 

345 

— 

— 

— !i — 

— 

_ 

— 

1886 

476 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1891 

485 

136 

33 

24,3 

103 

21,2 

382 

78,8 

1896 

459 

306 

73 

23,9 

233 

50,8 

226 

49,2 

1901 

491 

320 

77 

24,1 

243 

49,5 

248 

50,5 

1906 

720 

456 

109 

23,9 

347 

48,2 

! 373 

51,8 

1910 

612 

446 

107 

24,0 

339 

55,4 

273 

44,6 




6. Alle höheren Schulen susammen. 



1881 

1 480 

262 

24 

9,2 

238 

16,1 

1242 

! 83,9 

1886 

1 767 

780 

67 

8,6 

713 

40,4 

1054 

59,6 

1891 

1 937 

971 

116 

11,9 

855 

44,1 

1082 

55,9 

1896 

2 085 

1696 

331 

19,5 

1365 

65,5 

720 

34,5 

1901 

2 161 

1707 

364 

21,3 

1343 

62,1 

818 

37,9 

1906 

2 587 

2030 

449 

22,1 

1581 

61.1 

1006 

38,9 

1910 

2 815 

2352 

500 

21,3 

1852 

65,8 

963 

| 34,2 




0. Volksschulen susammen. 



1881 

4 733 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1886 

6 109 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1891 

6 773 

460 

20 

4,3 

440 

6.5 

6333 

93,5 

1896 

8 027 

438 

19 

4,3 

419 

5,2 

7608 

94,8 

1901 

9 674 

1341 

57 

4,3 

1284 

13,3 

8390 

86,7 

1906 

10 297 

1603 

64 

4,0 

1589 

14,9 

8758 

85,1 

1910 

10 532 

3341 

145 

4,3 

3196 

30,3 

7336 

69,7 
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diesem Gebiet gewonnen hat, hier von besonderem Interesse sein. Es seien 
daher an dieser Stelle — ausnahmsweise aus einer ausländischen Publikation — 
einige Angaben mitgeteilt. 

Über die Ergebnisse der Untersuchungen des Schuljahres 1909/10 berichtet 
Winter 45 ), der Leiter des Wiener Fortbildungsschularztwesens, folgendes: 
Geprüft wurden 3436 Lehrlinge; von diesen hatten 27 einen für sie minder 
geeigneten Beruf ergriffen. Genauer untersucht wurden 3050 Fortbildungs- 
schüler; hiervon waren 303 mit Krankheiten oder Gebrechen behaftet, so daß 
für lOProz. der Untersuchten eine ärztliche Überwachung erforderlich war. 
Allerdings ergaben sich bei den Prüfungen große Verschiedenheiten zwischen 
den Feststellungen der einzelnen Ärzte; der eine fand, daß für 1 bis 2 Proz., 
ein anderer, daß für 20 Proz. von den jeweils zur Untersuchung überwiesenen 
Lehrlingen eine ärztliche Beaufsichtigung notwendig sei. Die Ergebnisse im 
einzelnen ersieht man aus der Tabelle 29; man erkennt, daß kleine und 
schwächliche Personen oft den Beruf der Buchbinder, Gürtler, Kleidermacher 
und Schuhmacher ergreifen, während sich dem Baugewerbe und der Metall¬ 
verarbeitung zumeist große und kräftige Jünglinge widmen. — Ergänzend 
sei hierbei noch hinzugefügt, daß nach einem amtlichen Bericht 46 ) für das 
Schuljahr 1910/11 die gewonnenen Untersuchungsergebnisse mit den Ziffern 
unserer Tabelle 29 im wesentlichen übereinstimmen. 

Beachtenswert sind ferner die Mitteilungen, die kürzlich Neumann 47 ), 
der wissenschaftliche Hilfsarbeiter im Gremium der Wiener Kaufmannschaft, 
auf Grund von Untersuchungen über die gesundheitlichen Verhältnisse bei 
2736 Wiener Handelslehrlingen veröffentlicht hat. Von diesen erwiesen sich 
bei der ärztlichen Prüfung 630 = 22,8 Proz. als anaemisch, bei 11 Proz. wurde 
tuberkulöser Lungenspitzenkatarrh festgestellt, und bei weiteren 4 Proz. wurde 
chronischer Bronchialkatarrh konstatiert; bei 3,1 Proz. zeigte sich eine starke 
Disposition zur Tuberkulose, 3 Proz. waren mit Herzfehlern, 11,7 Proz. mit 
Sehstörungen behaftet. Neu mann betont, daß sich dem Handelsgewerbe 
von vornherein gerade physisch minderwertige Personen widmen, weil sie für 
andere Berufe untauglich sind. Eine Reihe von Genossenschaften, wie die 
Schlosser, Fleischhauer, Gastwirte lassen die neueintretenden Lehrlinge ärzt¬ 
lich untersuchen und weisen die Untauglichen zurück; von diesen wendet sich 
dann ein großer Teil dem Handel zu, was dazu führt, daß die Handelslehrlinge 
im Vergleich zu den Handwerkslehrlingen in hygienischer Hinsicht (Ernährungs¬ 
zustand, Anzahl der Tuberkulösen) weit ungünstigere Ergebnisse auf weisen. 
(Vgl. die obigen Darlegungen zu der Tabelle 9.) 

Der Wert dieser Untersuchungen*), die von den Fortbildungsschulärzten 
durchgeführt wurden, für die sozialhygienische und besonders für die gewerbe¬ 
hygienische Wissenschaft uud für die Gesunderhaltung weiter Kreise leuchtet 
ohne weiteres ein. Darum ist die systematische ärztliche Prüfung der Lehr¬ 
linge in allen Orten mit größtem Nachdruck zu fordern. Auf einer all¬ 
gemeinen Anstellung von Fortbildungsschulärzten ließe sich aber auch eine 
Einrichtung aufbauen, von deren Wirksamkeit ich mir einen ungemein hohen 
Nutzen verspreche. 

*) Anmerkung bei der Korrektur: Vgl. den Bericht in der Münch, med. 
Wochenschr. 1913, Nr. 20 über die Sitzung der Kommission für Arbeiterhygiene 
u. Statistik d. Münch. Ärztevereins f. freie Arztwahl. 
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Winter hat bereits die Frage aufgeworfen, was mit den zahlreichen 
Lehrlingen, die schwächlich, blutarm und zur Tuberkulose disponiert sind, 
geschehen soll, da diese sich ja für kein Gewerbe eignen; er schlägt vor, für 
diese jungen Leute ländliche Kolonien, in denen ihnen eine leichte, ihren 
Kräfteverhältnissen angepaßte Beschäftigung zugewiesen werden soll, errichtet 
werden müßten. Die Folge davon, daß bisher keine Fürsorge für diese un¬ 
tauglichen Menschen getroffen wurde, sehen wir ja in den Ergebnissen, die 
Neumann geschildert hat; die Schwächlichen strömen eben denjenigen Be¬ 
rufen, insbesondere dem Handelsstand, zu, in denen sie auch mit minder¬ 
wertiger Gesundheit etwas leisten zu können meinen; daß sie sich aber hierbei 
von einem verhängnisvollen Irrtum leiten lassen, braucht wohl kaum dargelegt 
zu werden. Vom sozialhygienischen Standpunkte aus ist zu fordern, daß die 
schwächlichen Lehrlinge durch ein geeignetes System gekräftigt werden. Der 
Vorschlag von Winter erscheint mir nicht klar genug. Den Weg, der uns 
zum Ziele führen kann, weist uns das System der Waldschule. Wie hier die 
Schulkinder in ihrer Gesundheit gefördert und zugleich unterrichtet werden, 
so sollte man in Waldarbeitsstätten die Lehrlinge mit schwacher Konsti¬ 
tution in geeigneten Gewerbearten ausbilden. Ich kann diesen Gedankengang, 
den ich an anderer Stelle ausführlich darlegen werde, hier nur andeuten; ich 
meine, daß in den großen Städten mit mehreren 100 000 Einwohnern solche 
Werkstätten ohne große Schwierigkeiten von den Gemeinden errichtet werden 
könnten; die kleineren Orte eines Landgebietes müßten gemeinsam Vorgehen, 
wobei die Landesversicherungsanstalten die Anregung und Führung zu über¬ 
nehmen hätten, da diese an der Verhütung der Invalidität der zukünftigen 
Versicherten (die Invalidenversicherungspflicht beginnt mit dem 16. Lebensjahr) 
auf das lebhafteste interessiert sind. In diesen Waldarbeitsstätten könnten 
die jungen Leute gekräftigt werden und doch zugleich eine (sowohl theoretische 
wie praktische) Ausbildung genießen, so daß die Zeit der Pflege für den 
beruflichen Unterricht nicht nutzlos verstreichen würde. Die Vorbedingung 
aber für die Errichtung solcher Institute wäre die allgemeine Anstellung von 
Fortbildungsschulärzten. Hierfür aber scheint, wie man aus Stimmen, die auf 
dem letzten Fortbildungstage 48 ) laut wurden, entnehmen mußte, noch nicht 
genügend Verständnis obzuwalten. 

Zurückgreifend auf die Darlegungen in einer meiner früheren Abhand¬ 
lungen (vgl. Bd.43, S.460ff.), wo ich über die Nachtarbeit der Jugend¬ 
lichen berichtet habe, sei hier hervorgehoben, daß die Bundesratserlasse, welche 
einzelnen Berufsarten die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter während der 
Nachtstunden gestatteten, und deren Gültigkeit im Jahre 1912 abgelaufen war, 
leider erneuert wurden; zwar wurden die bundesrätlichen Vorschriften 49 ) in 
manchen Punkten geändert, eine wesentliche Umgestaltung haben sie jedoch 
nicht erfahren. (Schluß folgt in Heft 4.) 
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Schularzt im Haupt- oder Nebenamt l ). 

Von 

Dr. Ignaz Steinhardt, Schularzt in Nürnberg. 


Als im Jahre 1896 hier in Nürnberg zum ersten Male städtische Schul¬ 
ärzte aufgestellt wurden, begegnete man dieser Neueinrichtung allenthalben 
mit etwas gemischten Gefühlen, ja sogar mit Mißtrauen. Die Lehrerschaft 
befürchtete, daß sie mit dem Eindringen des Arztes in die Schule ein neues 
Aufsichtsorgan bekäme, das sich gar oft in unangenehmer Weise bemerkbar 
machen werde; die Ärzte glaubten erwarten zu müssen, daß der freie Wett¬ 
bewerb der Praxis durch die Schulärzte geschädigt werde; die städtischen 
Behörden hegten im Stillen Bedenken, daß manche neue und zu weit gehende 
Forderung in schulhygienischer Hinsicht an sie herantreten und große Aus¬ 
gaben verursachen werde. Nichts von alledem ist eingetroffen, keine dieser 
Befürchtungen hat sich erfüllt, im Gegenteil, heute besitzen die Schulärzte 
in allen beteiligten Kreisen das Vertrauen, das ihnen zukommen soll, ja, man 
darf sogar behaupten, daß sie mit dem gesamten Schulwesen so innig ver¬ 
wachsen sind, daß sie von niemand mehr gemißt werden möchten. Und das 
alles, obwohl die ganze Einrichtung im Anfang etwas recht Unsicheres und 
Unklares war und besonders für uns Schulärzte selbst sozusagen einen Sprung 
ins Dunkle bedeutete. Hatten doch damals erst wenige andere Städte, wie 
Leipzig, Dresden, Wiesbaden, Darmstadt, schon Schulärzte angestellt, und die 
von dort mitgeteilten.Erfahrungen waren noch recht spärlich, jedenfalls viel 
zu geringfügig, als daß sie schon für anderwärts eine vorbildliche Bedeutung 
hätten gewinnen oder sich in nutz versprechender Weise hätten verwerten 
lassen können. Es war darum auch gar nicht zu verwundern, daß unsere 
erste von den städtischen Kollegien beschlossene Dienstordnung nur wenig 
Anregung und Befriedigung bot. Jeder Schularzt hatte allmonatlich sämt¬ 
liche Klassen des ihm zugewiesenen Schulbezirks zu besuchen und dabei auf 
die richtige Handhabung und Benutzung der zum Wohle der Jugend ge¬ 
troffenen Einrichtungen zu achten, außerdem hatten wir noch beim Auftreten 
ansteckender Krankheiten Nachschau in den betreffenden Klassen zu halten, 
im übrigen nur in seltenen Ausnahmefällen körperliche Untersuchungen von 
Schulkindern vorzunehmen, nämlich dann, wenn es der Lehrer wünschte, 
oder wenn es uns selbst nötig erschien. Es war von vornherein klar, daß 
man bei diesen primitiven Anfängen nicht stehen bleiben werde, und so kam 
schon nach wenigen Jahren — 1903 — eine Erweiterung unserer Dienst¬ 
ordnung, dahin, daß die körperliche Untersuchung sämtlicher Schüler und 
Schülerinnen der ersten (untersten) Klasse eingeführt wurde. Diese Unter¬ 
suchungen erwiesen sich sehr bald als nutzbringend, konnten aber, als ein- 


*) Nach einem in der schulhygienischen Sektion des Bezirkslehrervereins 
Nürnberg-Stadt gehaltenen Vortrag. 
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malige während eines 7 jährigen Schulbesuchs, unseren gesundheitlichen For¬ 
derungen, wie vorauszusehen war, nicht genügen, und darum wurde schon 
nach wenigen Jahren aus Schularztkreisen die Anregung laut und dem 
Magistrat als Antrag übergeben, daß außer in den ersten Klassen auch in der 
Mitte der Schulzeit, also in den vierten Klassen, und ferner beim Verlassen 
der Schule, also in den letzten Klassen, eine eingehende körperliche Unter¬ 
suchung stattfinden soll. Dieser Antrag fand bei den städtischen Kollegien 
bereitwilligste Aufnahme und wurde, nachdem durch mehrfache, von der 
Kgl. Eireisregierung verlangte redaktionelle Änderungen einige Verzögerung 
entstanden war, mit Wirksamkeit vom Schuljahre 1911/12 an zum Beschluß 
erhoben. 

Seitdem ist unsere jetzige Dienstordnung in Kraft; ihre wesentlichste 
Bestimmung und Verschiedenheit gegen früher besteht also darin, daß die 
körperliche Untersuchung der Schüler und Schülerinnen in den Klassen I, 
IV und VII bzw. VIII vorgenommen wird, d. h. dreimal während des sieben- 
bzw. achtjährigen Schulbesuchs. Diese Untersuchungen finden nach einem 
von uns selbst entworfenen Schema (Gesundheitsbogen) statt: es wird die 
Körpergröße festgestellt, bzw. mit den früheren Zahlen verglichen; wir messen 
den Brustumfang; vom kommenden Schuljahr an werden wir Wagen haben, 
um das Körpergewicht zu ermitteln; wir untersuchen Herz, Lunge und Hals¬ 
organe, überzeugen uns von dem Vorhandensein oder Fehlen eines Bruches 
oder einer Bruchanlage, wenden unsere Aufmerksamkeit dem Knochenbau 
und der Körperhaltung zu und prüfen schließlich noch die Seh- und Hör¬ 
schärfe. Nach Ablauf von je drei bis vier Jahren findet eine Wiederholung 
dieser Untersuchungen statt, einmal, um etwaige inzwischen eingetretene 
Veränderungen festzustellen, besonders in der vierten Klasse, wo der Turn¬ 
unterricht beginnt und Herzerkrankungeo, Leistenbrüche u. ä. von wesentlicher 
Bedeutung sein können, dann aber auch, um in den letzten Klassen ab¬ 
gehenden Schülern und Schülerinnen ärztliche Ratschläge hinsichtlich ihrer 
Berufswahl geben zu können. Zu allen diesen Untersuchungen werden die 
Eltern eingeladen, und eine nicht ganz kleine Zahl von ihnen leistet auch 
Folge, wir können dann immer gleich alles, was uns wichtig erscheint, mit 
ihnen besprechen; außerdem geben wir aber auch schriftliche Mitteilungen 
hinaus, in welchen die Eltern auf Vorgefundene Gebrechen und Erkrankungen 
aufmerksam gemacht und zur Einholung ärztlichen Rates aufgefordert werden. 

Neben dieser individuellen Fürsorge für das einzelne Schulkind läuft 
noch die Kontrolle der ganzen Schulklasse beim Auftreten ansteckender 
Krankheiten einher, sowie eine allgemeine gesundheitliche Überwachung der 
Schullokalitäten und des Schulbetriebes, die wir durch jährlich dreimal 
stattfindende Brauche ausüben; ferner sind wir verpflichtet, den Lehrern auf 
Wunsch jederzeit, auch in unseren Privatsprechstunden, Auskunft über ge¬ 
sundheitliche Fragen zu erteilen, auch wirken wir bei der Auswahl der Kinder 
für die Hilfsklassen, für die Ferienkolonien, für die Schülerspeisungen mit; 
kurz, unsere jetzige Dienstordnung trifft die denkbar beste Vorsorge für die 
gesundheitliche Überwachung und gesundheitliche Förderung des einzelnen 
Schulkindes. 

Nun liegt die Frage sehr nahe, ob diese Vorsorge auch praktische Er¬ 
gebnisse zeitigt, ob wir mit unserer schulärztlichen Tätigkeit überhaupt etwas 
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erreichen. Diese Frage ist nicht ganz leicht zu beantworten, weil wir bis 
vor kurzem keine Kontrolle darüber hatten, ob und wie weit unseren münd¬ 
lichen und schriftlichen Anregungen und Mitteilungen seitens der Eltern 
Folge gegeben wird; erst in unsere neuen Gesundheitsbogen sind Rubriken 
über diese Kontrolle aufgenommen und wir werden darum erst künftighin 
in den schulärztlichen Jahresberichten genaue Angaben aus der ganzen Stadt 
machen und bekommen können. Ich bin aber in der Lage, aus meinem 
eigenen Bezirk schon jetzt einige interessante Daten zu bringen. Gegen Ende 
des vorigen Schuljahres nämlich habe ich bei allen Kindern der ersten Eiassen, 
die eine schriftliche Mitteilung über Gesundheitsstörungen mit nach Hause be¬ 
kommen hatten, mich erkundigt, wie viele der Anregung nachgekommen sind; 
maßgebend war mir nur die eigene Unterschrift des zugezogenen Arztes. Da hat 
sich nun das überraschend erfreuliche Ergebnis herausgestellt, daß auf 76 Mit¬ 
teilungen hin 36 Sander zum Arzt gebracht wurden, das sind nahezu 50 Proz., 
oder mit anderen Worten: fast die Hälfte war der erfolgten Anregung schon 
vor Ende des Schuljahres nachgekommen, wobei natürlich diejenigen nicht 
mit eingerechnet sind, die während der bevorstehenden Ferien oder noch später 
den Arzt zu konsultieren versprachen. Noch besser war das Resultat in 
einer siebenten Mädchenklasse; es ergab sich, daß auf 9 schriftliche Mit¬ 
teilungen hin 8 Mädchen zum Arzt gingen, und die einzige, die es unterließ, 
war, wie mir die Lehrerin berichtete, eine leichtsinnige, notorische Schul¬ 
schwänzerin, an der auch andere Ermahnungen abprallten. Ähnliche be¬ 
friedigende Zahlen könnte ich auch aus meinen bisherigen Untersuchungen 
im laufendem Schuljahr mitteilen, sie sind nur da zu erzielen, wo die Vor¬ 
stellungen des Arztes vom Lehrer unterstützt werden und gerade dieser 
immer und immer wieder darauf hinweist, daß wegen der festgestellten Ge¬ 
brechen usw. haus- oder spezialärztlicher Rat eingeholt werden soll. Voraus¬ 
sichtlich werden die schulärztlichen Erfolge in Zukunft noch viel besser 
werden, wenn, wie bereits beschlossen ist, eine oder mehrere Schulschwestern 
von der Stadt angestellt werden, die gerade in den Fällen, wo die ärztlichen 
Ermahnungen und Vorschläge sonst erfolglos bleiben würden, auf ärztliche 
Behandlung dringen werden. 

Weniger exakt, vor allem nicht in Zahlen nachweisbar ist der Erfolg 
unserer Tätigkeit auf dem Gebiet der Bekämpfung ansteckender Krankheiten. 
Das liegt aber in der Natur der Sache begründet, und ich möchte, ohne hier 
weiter darauf eingehen zu können, nur betonen, daß alles, was geschehen 
kann, bei uns auch wirklich geschieht, sowie daß anderwärts bewährte Ein¬ 
richtungen auch von uns übernommen bzw. zur Einführung empfohlen werden. 
Beispielsweise haben wir kürzlich einen Antrag beim Magistrat eingebracht, 
der sich mit der Bekämpfung der Diphtherie befaßt und nach dem Vorbild 
anderer Städte besonders die Fahndung nach Keimträgern bezweckt; bei einer 
drohenden Diphtherieepidemie wird er von größter Bedeutung sein. 

Dagegen können wir wie bei der individuellen Hygiene, so auf dem 
Gebiet der allgemeinen Schulgesundheitspflege nicht bloß Erstrebtes, 
sondern auch Erreichtes berichten. Ganz abgesehen von zahlreichen Kleinig¬ 
keiten, die sich durch einfache Rücksprache mit den beteiligten Stellen erledigen 
ließen, wurde von uns Schulärzten wiederholt Besserung der Beleuchtungs¬ 
verhältnisse, Abstellung von Mißständen in der Reinigung, Heizung und Ven- 
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tilation der Schulräume angeregt und daraufhin durch geführt; mehrmals 
wurde für Schulhöfe, die sich durch auffallend starke Staubentwickeluug 
unrühmlich hervortaten, Teerung des Bodens beantragt und alsbald Besserung 
geschaffen; ich selbst habe im verflossenen Schuljahr auf die Notwendigkeit 
der Errichtung einer Badegelegenheit in einem älteren Schulhaus hingewiesen 
und kann mit Befriedigung feststellen, daß die städtischen Kollegien die Er¬ 
richtung für das kommende Etatsjahr in Aussicht genommen haben usw. 

Wenn man zusämmenfassend überblickt, was wir hiesigen Schulärzte 
bisher geleistet haben, so muß man zugeben, daß wir sowohl für das ein¬ 
zelne Schulkind wie für die Gesamtheit der Schuljugend schon manch 
wertvollen Nutzen gestiftet haben. Nun sind wir aber hier nur im Neben¬ 
amt tätig, und manche Städte glauben, noch bessere Resultate erzielen zu 
können, wenn sie hauptamtliche Schulärzte anstellen, d. h. Ärzte, die einzig 
und allein für die Schule zu arbeiten haben und keine andere Praxis aus¬ 
üben dürfen, ln Mannheim, Schöneberg, Halle, Weißensee hat man dieses 
System gewählt, jedoch ist die inzwischen verflossene Zeit noch zu kurz, als 
daß bereits entscheidende Erfahrungen vorliegen, und es ist deshalb nur 
begreiflich, wenn diejenigen Städte, in welchen sich, ähnlich wie hier, das 
nebenamtliche System bewährt, vorläufig keine Veranlassung sehen, zu dem 
anderen überzugehen. Trotzdem dürfte es interessant und zweckmäßig sein, 
einmal die Frage eingehend zu erörtern, welche Tätigkeit eigentlich der haupt¬ 
amtliche Schularzt zu leisten hat, und welche Vorzüge oder Nachteile das 
eine System vor dem anderen besitzt oder nicht besitzt. Statt langer theore¬ 
tischer Auseinandersetzungen halte ich es für richtiger, gleich einen kon¬ 
kreten Fall anzunehmen und die Verhältnisse zu besprechen, wie sie sich für 
die Stadt Nürnberg ergeben würden. 

Zunächst hat sich der hauptamtliche Schularzt in gleicher Weise wie 
seine nebenamtlichen Kollegen an der Durchführung der individuellen Schul¬ 
hygiene zu beteiligen, wie ich sie oben geschildert habe; er hat in einem ihm 
zugewiesenen Bezirk die Schüler und Schülerinnen der Klassen I, IV und VII 
bzw. VIII zu untersuchen und die Eltern auf etwaige Gesundheitsstörungen 
ihrer Kinder aufmerksam zu machen. Natürlich können diese Untersuchungen 
auch nicht gründlicher und eingehender vorgenommen werden, als es schon 
jetzt geschieht, und die Benachrichtigungen der Eltern, selbst wenn sie vom 
hauptamtlichen Schularzt ausgehen, werden auch nicht bessere Erfolge zeitigen, 
als wie sie sich aus der nebenamtlichen Tätigkeit ergeben, ja vielleicht ist 
sogar die Annahme gerechtfertigt, daß die Eltern viel lieber einer Anregung 
Folge leisten, die von einem in der Praxis stehenden, ihnen selbst dem Namen 
nach oder persönlich bekannten Arzt ausgeht, als wenn sie von einem Nicht¬ 
praktiker kommt, die tägliche Beobachtung wenigstens lehrt, daß das Ver¬ 
trauen des Publikums zu einem praktisch tätigen Arzt am größten ist. Wenn 
einmal aus anderen Städten diesbezügliche Zahlen vorliegen, wird es sehr 
interessant sein, Vergleiche zu ziehen zwischen den Erfolgen der Mitteilungen 
bei haupt- und bei nebenamtlichen Schulärzten. 

Des weiteren hat der hauptamtliche Schularzt auch bei der Bekämpfung 
ansteckender Krankheiten mitzuwirken. Was die hierbei zu treffenden Maß¬ 
nahmen anlangt, so kann er selbstverständlich nichts anderes tun als seine 
nebenamtlichen Kollegen, nämlich die in der Klasse anwesenden Kinder auf 
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das etwaige Vorhandensein von Frühsymptomen der betreffenden Krankheit 
untersuchen und Verdächtige ausscheiden, sowie eventuell möglichst früh¬ 
zeitige Schließung der Klasse veranlassen. Das gleiche gilt von der gesund¬ 
heitlichen Überwachung der Schulräume und des Schulbetriebes, auch für sie 
gibt es kaum eine andere Durchführungsmöglichkeit als die schon jetzt von 
uns im Nebenamt geübte. 

Aus all dem geht hervor, daß in der individuellen Schulhygiene (im 
weiteren Sinne des Wortes), in der gesundheitlichen Fürsorge für das einzelne 
Schulkind beide Systeme einander gleichwertig sind, das nebenamtliche viel¬ 
leicht sogar noch einen kleinen Vorsprung gegenüber dem hauptamtlichen 
besitzt. Ein anderes aber ist es mit den Einrichtungen und Fragen der 
großen, der allgemeinen Schulgesundheitspflege, hier weist das haupt¬ 
amtliche System bedeutende Vorzüge gegenüber dem nebenamtlichen auf. 

Zunächst kann es gar keinem Zweifel unterliegen, daß für den Schul¬ 
großbetrieb einer Stadt wie Nürnberg die 50000 Schulkinder zählt, ein fach¬ 
männischer, ärztlicher Beirat zur Schulbehörde gehört, nicht bloß, weil es eine 
große Zahl rein gesundheitlicher Fragen gibt, die nur auf Grund eingehender 
Sachkenntnis bearbeitet und beantwortet werden können, sondern weil auch 
bei schultechnischen Dingen oft genug gesundheitliche Gesichtspunkte 
mit hereinspielen und berücksichtigt werden müssen. Nun wird man mir 
entgegenhalten, daß ja der vom Staate bestellte Amtsarzt ohne weiteres der 
fachmännische Berater der Schulbehörde ist, daß er von Amts wegen das Recht 
und die Pflicht hat, in allen Schulangelegenheiten den gesundheitlichen Stand¬ 
punkt zu wahren und zu vertreten. Das ist ganz richtig, und selbstverständ¬ 
lich soll weder die amtsärztliche Tätigkeit gering eingeschätzt, noch die Amts¬ 
befugnisse irgendwie angetastet oder verkürzt werden. Allein gerade so 
wie der Amtsarzt kraft seiner Stellung der offizielle Schularzt ist, dem jedoch 
zur detaillierten Durchführung der Schulgesundheitspflege ein ganzer Stab 
von eigentlichen Schulärzten beigegeben ist, gerade so, wie er ferner zur 
Durchführung der Leichenschau, der Kostkinderbeaufsichtigung, der Armen¬ 
behandlung usw. einer Reihe ärztlicher Hilfskräfte benötigt, obwohl er auf 
all diesen Gebieten die in letzter Linie maßgebende und verantwortliche 
Instanz bildet, gerade so ist er für die Schulbehörden zwar der amtliche 
Berater, er kann aber, um seine Tätigkeit nicht allzusehr zersplittern zu 
müssen, sich unmöglich mit der Bearbeitung von kleinen Detailfragen be¬ 
fassen, obwohl er selbstverständlich auch hier das letztentscheidende Wort 
zu sprechen hat. Und es gibt doch tatsächlich eine Unmasse Fragen im 
Schulbetrieb, die nur unter eingehendster ärztlicher Mitwirkung befriedigend 
und zweckmäßig gelöst werden können, aber auch eine vielleicht nioht kleinere 
Zahl gesundheitlicher Angelegenheiten im täglichen Schulleben, die von der 
Schulleitung aus einheitlich geregelt wer/den sollen. Da ist es doch eine 
durchaus berechtigte und wohl überall als solche anerkannte Forderung, daß 
ein Schularzt als beratendes Mitglied der Schulbehörde beigegeben wird, 
und zwar, wenn es gesetzlich zulässig ist, sogar mit Stimmrecht; zum mindesten 
aber wird kein Ein wand bestehen gegen das Verlangen, daß der Schularzt 
vollberechtigtes Mitglied des städtischen Volksschulausschusses wird, jener 
gemeindlichen Kommission, in welcher alle Schulangelegenheiten vorberaten 
werden bevor sie in die öffentlichen Sitzungen der Kollegien kommen; hier 
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kann der Schularzt manch segensreiche Tätigkeit entfalten. Selbstverständ¬ 
lich dürfte der betreffende Arzt nicht durch Rücksicht auf seine Praxis ver¬ 
hindert sein, an den Beratungen teilzunehmen, sondern müßte jederzeit für 
Sitzungen zur Verfügung stehen. Gegenwärtig werden gutachtliche Äußerungen, 
die die Behörde wünscht, in der Regel von unserer schulärztlichen Vereinigung 
bzw. deren Vorsitzendem eingeholt, und es bedarf keiner besonderen Betonung, 
daß wir solche Anfragen jederzeit gerne beantworten; es ist aber mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß unsere Vereinigung, die vor einigen Jahren ans 
selbstempfundenem Bedürfnis heraus entstanden ist, aus irgend einem Grunde 
sich einmal wieder auflöst, dann fehlt der fachmännische Beirat, der jetzt 
stets die Anschauungen der Gesamtheit oder mindestens der Mehrheit der 
Schulärzte repräsentiert. 

Die beratende Tätigkeit, die Mitarbeit des Schularztes muß sich aber 
meines Erachtens noch weiter ausdehnen, und zwar auf alle Vereine, die sich 
mit Angelegenheiten der Gesundheit oder Krankheit von Schulkindern be¬ 
fassen und von der Stadt finanziell unterstützt werden, als da sind: Ferien¬ 
kolonien, Waldschulen, Jugend-, Lungen- und Krüppelfürsorge usw. Nicht 
als ob die segensreiche Tätigkeit dieser Vereinigungen angez weif eit oder 
herabgesetzt werden soll; aber es ist ohne weiteres klar, daß sie in mancher 
Hinsicht noch besser ihren Aufgaben und Zielen gerecht werden können, 
wenn eine möglichst innige Fühlung mit der Schulgesundheitspflege, in 
deren Interesse sie doch schließlich alle arbeiten, bzw. mit den praktischen 
Vertretern derselben besteht. Wer aber sollte berufener und geeigneter 
sein, diese Fühlung herzustellen und dauernd aufrecht zu erhalten als der 
hauptamtliche Schularzt, in dessen Hand alle Fäden der Schulgesundheits- 
pflege zusammenlaufen sollen? Als Vertreter, als Beauftragter des Magistrats 
könnte und müßte er in all diesen Vereinen zu Nutz und Frommen der 
Schule mitarbeiten und dabei das Interesse der Stadt sowohl wie der die 
städtischen Schulen besuchenden Kinder mit besonderem Nachdruck wahr¬ 
nehmen. 

Ein weiteres Arbeitsfeld bieten ihm die Hilfsschulen. Handelt es sich 
bei ihnen doch um minderwertige Kinder, deren geistiger und körperlicher 
Zustand oft ins Gebiet des Krankhaften gehört oder es wenigstens sehr nahe 
streift, und sollten solche Kranke zur Beobachtung und eventuell auch zur 
seelischen Behandlung nicht dem Arzt unterstellt oder wenigstens mitunter¬ 
stellt sein? Eine eigentliche Mitarbeit des Arztes in diesem Sinn findet, 
soweit sie über die Aufnahmeuntersuchungen und die auch den Normal- 
schulen zuteil werdende Beaufsichtigung hinausgeht, in den hiesigen Hilfs¬ 
schulen zurzeit nicht statt, bei der beabsichtigten Neugestaltung derselben 
wird aber auf keinen Fall der Arzt fehlen dürfen, wie auch schon vor einigen 
Jahren einmal in Erwägung gezogen worden war, die ärztliche Überwachung 
sämtlicher hiesiger Hilfsklassen einem Schularzt zu übertragen, eine Absicht, 
die nur an den großen räumlichen Entfernungen der über das ganze Stadt¬ 
gebiet zerstreut liegenden Klassen scheiterte, und die für einen nebenamtlichen 
Schularzt unausführbar wäre. Hier ist ganz zweifellos der hauptamtliche 
Schularzt am Platze. 

Auch bei den Sprachheilkursen für stotternde Kinder erwächst dem 
hauptamtlichen Schularzt eine Mitarbeit, da gar nicht selten das Stottern mit 
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irgend einem körperlichen Leiden oder einer psychischen, nervösen Störung 
in ursächlichen Zusammenhang gebracht werden muß. Neuerdings wird auch 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, für Schwerhörige besondere Klassen ein¬ 
zurichten, ebenso wie auch die Einrichtung orthopädischer Turnkurse für 
Kinder mit Haltungsanomalien dringend empfohlen wird. Ich will auf diese 
Punkte hier nicht näher eingehen und nur betonen, daß die Erörterung über 
die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit selbstverständlich unter schulärzt¬ 
licher Mitwirkung geschehen muß; die nötigen Vorstudien usw. kann aber 
derjenige Arzt am besten machen, der durch anderweitige Tätigkeit möglichst 
wenig abgehalten und gestört ist, und das ist wieder der hauptamtliche 
Schularzt. 

Daß auch die Abfassung der schulärztlichen Jahresberichte zu seinen 
Aufgaben gehört, ist selbstverständlich. Aber über diese, alljährlichen Zu¬ 
sammenstellungen hinaus wäre es nicht nur höchst lehrreich, sondern auch 
erwünscht, wenn das ungeheuer große Beobachtungsmaterial der hiesigen 
Schulen einmal für wissenschaftliche und praktische Zwecke vom Standpunkte 
der Qesundheitslehre aus verarbeitet werden würde. Wir untersuchen all¬ 
jährlich rund 30000 Schulkinder aus allen Bevölkerungsschichten der Stadt; 
welch interessante Ergebnisse, welch wichtige Rückschlüsse auf die Gesund¬ 
heitsverhältnisse der Gesamtbevölkerung ließen sich aus einer einheitlichen 
Bearbeitung dieses Riesenmaterials ziehen! Tatsächlich gibt es keine andere 
ähnliche Gelegenheit für solche Arbeiten mehr; denn in Kliniken und anderen 
Krankenanstalten, auch wenn sie sich eines noch so großen Zulaufs erfreuen, 
handelt es sich doch meistens um Kranke, nicht um Gesunde, und man kann 
deshalb in der Hauptsache Rückschlüsse auf Krankheits-, weniger auf die 
Gesundheitsverhältnisse der großen Bevölkerungsmassen ziehen; und beim 
Militär, wo man gleichfalls über ein großes Beobachtungsmaterial verfügt, 
erstreckt sich dieses nur auf die männliche Bevölkerung und auch bei ihr 
nur auf einen Zeitraum von zwei bis drei Jahren, im Gegensatz zur Schule, 
wo wir männliches und weibliches Geschlecht und beides während der Dauer 
von sieben bis acht Jahren beobachten können. Die Bedeutung der hierbei 
anfallenden Untersuchungsergebnisse würde weit über die Grenzen des schul¬ 
pflichtigen Alters und der Schule hinausreichen, wir würden einen tieferen Ein¬ 
blick in ein bisher noch kaum bearbeitetes, aber doch sehr wichtiges Gebiet 
bekommen, und wir würden dadurch auch endlich einmal Normalzahlen und 
Normal werte kennen lernen, die, unabhängig von der subjektiven Auffassung 
des Untersuchers, als objektive Richtlinien für die Beurteilung gesunder oder 
kranker Zustände dienen könnten. 

Wie wichtig wäre es ferner, die Ernährungsverhältnisse unserer Schul¬ 
kinder einmal nach einheitlichen Gesichtspunkten zu erforschen und zu 
studieren! Gerade in der jetzigen Zeit der Teuerung wäre dies auch von 
wirtschaftlichem Interesse, und vielleicht könnte dadurch, unbeeinflußt von 
politischen Leidenschaften, ein nicht unwichtiger Beitrag zu der schwierigen 
Frage geliefert werden, ob und wie weit die Volksernährung wirklich leidet 
und energische Maßnahmen seitens der Regierungen erfordert oder nicht. 

Auch die genaue Überwachung und Kontrolle der an den Schüler¬ 
speisungen teilnehmenden armen Volksschulkinder gehört hierher. Diese 
Wohlfahrtseinrichtung, die die Stadt seit kurzem selbst in die Hand ge- 
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nommen hat, gewinnt immer mehr an Ausdehnung, und es ist selbstverständ¬ 
lich Aufgabe des Arztes, Erfolge festzustellen und Schlußfolgerungen aus 
ihnen zu ziehen. 

Das sind nur einige wenige von den zahlreichen schulhygienischen Auf¬ 
gaben, die ihrer Lösung durch den Schularzt harren, es gibt ihrer noch viel 
mehr, und wenn erst einmal eine eigene Stelle geschaffen ist, dann werden 
sich ganz von selbst noch weitere einfinden, wie die Frage der Kurzstunden, 
des ungeteilten Unterrichts und anderer, die nur gemeinsam von Pädagogen 
und Ärzten gelöst werden können. Für einen im Nebenamt tätigen Schul¬ 
arzt ist es ganz unmöglich, solche große Arbeiten durchzuführen, sie erfordern 
unbedingt den hauptamtlichen Schularzt, dessen Zeit und Arbeitskraft der 
Schule und Schulgesundheitspflege gilt und gewidmet ist. Und darin dürfte 
sein Hauptvorzug, sein gewaltiger Vorsprung bestehen, daß er sich nicht auf 
die individuelle Hygiene — im weitesten Sinne des Wortes — zu beschränken 
braucht, sondern auch an Fragen von größerer und weiterer Bedeutung 
herantreten kann. 

Freilich darf demgegenüber nicht übersehen werden, daß dem haupt¬ 
amtlichen System auch ein Nachteil von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
anhaftet. Denn wie man ohne weiteres zugeben muß, ist das Arbeitsgebiet 
des hauptamtlichen Schularztes so groß, daß die Ausübung einer weiteren 
ärztlichen Tätigkeit für ihn als nahezu ausgeschlossen gelten kann, und man 
verlangt deshalb von ihm gänzlichen Verzicht auf Privatpraxis. Nun lehrt 
aber eine allgemeine Erfahrung auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens, 
daß Fragen aus der Praxis und für die Praxis am besten lösen kann, wer 
selbst in der Praxis steht, daß dagegen derjenige, der nur vom grünen Tisch 
aus arbeitet, ohne mit den Bedürfnissen des realen Lebens in stetiger Fühlung 
zu bleiben, leicht in die Gefahr eines — ich will nicht direkt sagen Bürokra¬ 
tismus, aber sicherlich eines zu starken Theoretisierens kommt; das gilt ganz 
besonders von der ärztlichen Tätigkeit, die auf einen ständigen Kontakt mit 
den Bedürfnissen des Lebens direkt angewiesen ist und ihn verlangt, und 
das fühlt, wie ich schon oben angedeutet habe, nicht nur das Publikum 
instinktiv, sondern das weiß und würdigt vor allem auch der Staat. Der 
Staat sucht bei seinen Amtsärzten das theoretische Übergewicht und etwaige 
daraus resultierende Schwierigkeiten zu umgehen, indem er, soweit es die 
Amtsgeschäfte zulassen, die Ausübung ärztlicher Praxis nicht nur erlaubt 
sondern durch Übertragung von Bahnarzt-, Krankenhaus- und ähnlichen 
Stellen sogar unterstützt; er erkennt damit die Wichtigkeit praktisch- ärzt¬ 
licher Tätigkeit auch für seine ärztlichen Beamten an und will erreichen, 
daß sie auch bei der Bearbeitung theoretischer Fragen auf Grund eigener 
Erfahrungen stets die Forderungen des praktischen Lebens berücksichtigen. 
Dabei ist die amtsärztliche Tätigkeit an sich schon so vielseitig und abwecbselungs- 
reich, daß ein zu starkes Theoretisieren, eine einseitige Auffassung in Fragen 
der öffentlichen Gesundheitspflege als nahezu ausgeschlossen gelten kann. 
Der hauptamtliche Schularzt dagegen hat sich nur mit einem kleinen Gebiet 
der Hygiene zu befassen, nämlich mit dem, das sich auf die Schule bezieht, 
und wenn er gar keine Praxis ausüben kann und soll, so ist die Gefahr sehr 
naheliegend, daß er leicht in ein gewisses weltfremdes Theoretisieren verfällt. 
Wie sehr der Staat dieses Bedenken nicht bloß für seine Amtärzte hegt, 
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beweist der Umstand, daß er bei der Bewerbung, bei den Vorschlägen für 
die zunächst probeweise errichteten Schularztstellen an den hiesigen könig¬ 
lichen Gymnasien und Realschulen nicht eine besondere Vorbildung, nicht 
ein besonderes Examen verlangt, sondern lediglich praktische, soll heißen 
praktizierende, Ärzte gewünscht und tatsächlich gewählt hat, er hat damit 
zum Ausdruck gebracht, daß er wie für seine Amtsärzte, so auch für seine 
Schulärzte die ständige Fühlung mit dem großen Publikum und den dieses 
betreffenden Krankheits- und Gesundheitsfragen für wünschenswert und not¬ 
wendig hält, ein Übergewicht ärztlich-theoretischer Tätigkeit dagegen, wie es 
auch das hauptamtlich-schulärztliche System in sich birgt, für nicht zweck¬ 
mäßig, vielleicht sogar für schädlich und bedenklich ansieht. Solche Bedenken 
scheinen sich übrigens auch in den Städten geltend gemacht zu haben, welche 
bereits hauptamtliche Schulärzte angestellt haben, denn sie alle gestatten, je 
nach den besonderen örtlichen Verhältnissen, wenigstens ein kleines Maß 
sonstiger ärztlicher Betätigung; in Schöneberg z. B. arbeitet der eine Schul¬ 
arzt in der Tuberkulosebekämpfung, der andere in der Säuglingsfürsorge mit, 
in Mannheim ist der Stadtschularzt gleichzeitig Theaterarzt, u. ä. Dieselben 
Bedenken lagen jedenfalls seinerzeit auch hier in Nürnberg zugrunde, als 
man bei einer eingehenden Beratung der ganzen Frage in Erwägung zog, 
ob die eventuell anzustellenden hauptamtlichen Schulärzte zugleich die Funk¬ 
tion der Armenärzte übernehmen sollten; im Laufe der Aussprache drang 
damals mit Recht die Überzeugung durch, daß eine Bolche Verquickung 
zweier Stellen, die gar nichts Gemeinsames aufzuweisen haben, untunlich sei, 
und namentlich der hiesige Armenpflegschaftsrat hat sich sehr entschieden 
dagegen ausgesprochen. Immerhin ist bemerkenswert, daß ein solcher Vor¬ 
schlag überhaupt aufgetaucht ist; sicherlich war er auf den Gedanken 
zurückzuführen, daß den in der Hauptsache nur theoretisch tätigen künf¬ 
tigen Schulärzten auch Gelegenheit zu praktischer Betätigung gegeben 
werden soll. 

Wir haben nunmehr die beiden Schularztsysteme näher kennen gelernt, 
jedes mit Vorzügen, jedes mit Mängeln behaftet. Der nebenamtliche Schul¬ 
arzt hat den Vorzug, mitten in der Praxis zu stehen und dadurch dauernd 
Arzt im vollsten und besten Sinne des Wortes zu sein, ihm fehlt aber die 
Möglichkeit, sich den oben angedeuteten großen Fragen der Schulgesundheits¬ 
pflege, deren Wichtigkeit ohne weiteres einleuchtet, zu widmen. Der haupt¬ 
amtliche Schularzt kann zwar letzteres tun, er soll aber außerhalb der ärzt¬ 
lichen Praxis stehen, und für ihn gelten deshalb alle die Bedenken, die eine 
rein theoretische Tätigkeit stetB hervorruft. Da entsteht nun die wichtige 
Frage, welches System den Vorzug verdient. Auch hier in Nürnberg ist sie, 
wie erwähnt, aufgeworfen und erörtert worden, obwohl das übereinstimmende 
Urteil aller beteiligten Kreise dahin ging, daß das hiesige nebenamtliche 
System sich gut bewährt. Würde man nun dieses trotzdem aufgeben und 
dafür nur Schulärzte im Hauptamt anstellen, so wäre das meines Erachtens 
ein großer Fehler, deshalb, weil damit zwar die erwähnten Mängel des einen 
Systems beseitigt, aber dafür die nicht minder schwerwiegenden des anderen 
ohne weiteres übernommen werden würden. Da erscheint es doch viel richtiger 
und besser, ein System zu wählen, das sich von jedem der beiden die Vorzüge 
aneignet, die Mängel aber möglichst zurücktreten läßt; und das ist nur mög- 
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lieh bei einem gemischten System, welches haupt- und nebenamtliche Schul¬ 
ärzte zuläßt und in sich vereinigt. Ich betone, daß ich mit dieser Ansicht 
nicht bloß mein persönliche Auffassung ausspreche, sondern mich in vollster 
Übereinstimmung mit meinen schulärztlichen Kollegen befinde, und daß ich 
in einem ausführlichen Gutachten, das ich auf Ersuchen der KgL Lokalschul- 
kommission, unter Zugrundelegung der Berichte von 17 deutschen Städten 
vor längerer Zeit erstattete, mich in gleichem Sinne geäußert habe. Vielleicht 
ist sogar das gemischte System das der Zukunft, weil es, als Ganzes be¬ 
trachtet, von jeder Einseitigkeit frei ist und allen Forderungen, sowohl der 
individuellen wie der allgemeinen Schulhygiene, aufs beste gerecht wird. Für 
Nürnberg wäre es so zu denken, daß eine größere Anzahl nebenamtlicher 
Schulärzte in gleicher Weise wie bisher in Tätigkeit bleibt und die Unter¬ 
suchungen der Schulkinder, die Besuche der Schulhäuser und -klassen usw. 
vornimmt; zu ihnen würde noch ein hauptamtlicher Schularzt treten — mit 
der Amtsbezeichnung Ober-, Haupt- oder Stadtschularzt — f der lediglich 
primus inter pares, aber nicht der Vorgesetzte seiner Kollegen wäre und 
neben den Dienstaufgaben dieser noch mit gewissen besonderen amtlichen 
Funktionen betraut werden würde, wie Erledigung des schriftlichen Verkehrs 
mit den Behörden, Abfassung des Jahresberichts, Bearbeitung der angedeuteten 
größeren Fragen, Veranstaltung gemeinsamer Besprechungen usw. Ein solches 
gemischtes System ist nun nicht etwa ein Phantasieprodukt, das selbst nur 
theoretischen Überlegungen entspringt, sondern bereits in einer Stadt, nämlich 
in Dortmund, eingeführt ist. Wie mir von berufener Seite erzählt wurde, 
sind dort zwar gewisse persönlich - kollegiale Unstimmigkeiten aufgetreten, 
die sogar wahrscheinlich zur Aufstellung nur hauptamtlicher Schulärzte 
führen werden, allein das Prinzip des gemischten Systems, unter Ausschaltung 
persönlicher Dinge, hat sich durchaus bewährt und zu einer Änderung keine 
Veranlassung gegeben. Hier in Nürnberg können wir, glaube ich, hinsichtlich 
des kollegialen Zusammenarbeitens außer Sorge sein; denn es hat sich in 
unserer Schulärztevereinigung bereits seit Jahren bestens bewährt und wird, 
wie mit Sicherheit anzunehmen ist, auch bei einer weiteren Ausgestaltung der 
Schularzteinrichtung nicht gestört werden. 

Wenn man sich nun für das gemischte System entscheidet, so ist noch 
die kleine Unterfrage zu erörtern, ob man nicht gut daran täte, dem haupt¬ 
amtlichen Schularzt zu gestatten, daß er in seiner dienstfreien Zeit ein 
kleines Maß von Privatpraxis ausüben darf, ähnlich wie z. B. den leitenden 
Ärzten in Kliniken und Krankenhäusern die Abhaltung von Sprechstunden 
und Konsiliarpraxis oder den aktiven Militärärzten das Recht privatärzt¬ 
licher Betätigung in ihrer dienstfreien Zeit zusteht usw. Eine solche 
Erlaubnis würde deswegen sehr zweckmäßig sein, weil sie den Schularzt 
wenigstens etwas mit der rein ärztlichen Tätigkeit in Fühlung ließe, und 
weil es im übrigen für die Erledigung seiner Dienstgeschäfte ganz gleich¬ 
gültig ist, womit er seine freie Zeit verbringt, ob mit wissenschaftlichen 
Arbeiten oder in literarischer oder wissenschaftlicher Betätigung, oder in 
Ausübung einer kleinen ärztlichen Praxis, deren Erfahrungen natürlich 
indirekt den Schulkindern selbst wieder zugute kommen; eine auch nur einiger¬ 
maßen umfangreichere Privatpraxis verbietet sich mangels an Zeit ja ganz 
von selbst. Ebenso interessant wie eingehend und objektiv behandelt diese 
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Frage Dr. Bart ach-Heidelberg, auf dessen sachkundigen Aufsatz 1 ) ich hier 
speziell hinweisen möchte. 

Nun könnte schließlich noch die Frage auftauchen, ob man nicht viel¬ 
leicht doch besser täte, statt des gemischten Systems mit seinen zahlreichen 
* nebenamtlichen und einem einzigen hauptamtlichen Schularzt eine kleinere 
Zahl nur hauptamtlich anzuatellen. Gegen eine solche Absicht wäre außer 
den schon geäußerten noch ein besonders gewichtiges Bedenken geltend zu 
machen. Hier in Nürnberg nämlich wären mindestens sechs hauptamtliche 
Schulärzte nötig, von ihnen könnte jeder nur ein kleines Teil großer schul- 
hygienischer Fragen zur Bearbeitung zugeteilt bekommen, ihre ganze Tätig¬ 
keit würde also bestehen nur in den Untersuchungen und Schulbesuchen und 
in der theoretischen Bearbeitung eines einzigen, einzelnen Teilgebietes der 
Schulhygiene; das wäre aber eine so einseitige Beschäftigung, sie würde auf 
die Dauer derart eintönig und einförmig werden und wirken, daß die Schaffens¬ 
freudigkeit und damit auch die Erfolge der ganzen Einrichtung leiden würden 
und müßten, und man wäre gezwungen, um solche Schädigungen zu verhüten, 
ein größeres Maß andersartiger ärztlicher Tätigkeit zu gestatten; damit würde 
aber ganz von selbst und ohne eigenes Zutun das Blatt sich wenden und die 
Ausübung ärztlicher Praxis wieder den Vorrang und das Übergewicht gegen¬ 
über der schulärztlichen Tätigkeit gewinnen und behaupten. 

Ich komme zum Schluß und glaube sagen zu dürfen, daß für eine Stadt 
wie Nürnberg, die auf alle Fälle eine Vielzahl von Schulärzten benötigt, das 
gemischte System die beste und zweckmäßigste Einrichtung darstellt. Wird 
dieses gemischte System von den städtischen Kollegien gewählt 9 ), so kann 
man mit Bestimmtheit erwarten, daß die hiesige Schularzteinrichtung, die in 
den 14 Jahren ihres Bestehens schon wiederholt gründliche Umgestaltungen 
erfahren hat, nunmehr in eine Ruheperiode eintreten und ausschließlich eine 
mit den Fortschritten der Wissenschaft einhergehende Vertiefung nach innen 
erfahren wird. Damit wird aber unserer Schuljugend noch viel mehr Nutzen 
und Segen aus der schulärztlichen Tätigkeit erwachsen wie bisher, und wir 
werden wieder ein gut Stück dem idealen Ziel aller schulhygienischen Be¬ 
strebungen näher kommen, nämlich der Verwirklichung des alten Satzes: 
„Mens sana in corpore sano“. 

l ) «Zur Frage des Schularztsystems 11 in „Der Schularzt* (Beil. d. Zeitschr. f. 
ßcbulgesundheitspfl.) 1912, Nr. 9. 

*) Das ist inzwischen geschehen. 
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Entspricht das Pergamentpapier des Handels 
den Anforderungen der Hygiene? 

Eine Studie von Dr. Hugo Kühl. 


Pergamentpapier ist eine beliebte Umhüllung für Nahrungsmittel, nament¬ 
lich für Fettprodukte. Aus diesem Grunde ist das Interesse weiter Kreise 
an der Frage vorhanden, ob der Fabrikation dieses Materials die nötige Sorg¬ 
falt gewidmet wird. Meine nachfolgenden Ausführungen gründen sich zum 
geringen Teil auf eigene Untersuchungen, zum größten Teil auf die weitgehenden, 
durch Jahre sich erstreckenden Arbeiten von Dr. Burr, dem ich für die Über¬ 
lassung des Materials an dieser Stelle meinen Dank ausspreche. 

Bevor wir auf die Anforderungen eingehen, die wir vom wirtschaftlichen 
und hygienischen Standpunkt aus an die Beschaffenheit des Pergamentpapiers 
stellen müssen, ist es erforderlich, den Gang der Fabrikation insoweit zu ver¬ 
folgen, als er uns Anhaltspunkte für ein sachgemäßes Urteil an die Hand gibt. 

Es sind viele Fälle bekannt geworden, in denen ein hygienisch nicht 
einwandfreies Pergamentpapier die umhüllten Nahrungsmittel in ihrem Werte 
herabsetzte. So ist von Fischer 1 ) Borsäure in Pergamentpapier nachgewiesen; 
Der Autor untersuchte 124 Proben und fand nur 17 völlig frei von Borsäure 
bzw. Boraten. Er konnte experimentell feststellen, daß in borsäurehaltigem 
Pergamentpapier lagernde Margarine Borsäure aufzunehmen vermag. Ähn¬ 
liche Beobachtungen wurden von H. Lührig und Fr. Wiedemann 2 ) gemacht. 
Beythien, Hempel und Bohrisch 3 ) konnten eine Schädigung von Butter 
durch Pergamentpapier nach weisen, welches durch einen hohen Eisengehalt 
ausgezeichnet war. 

Meistens ist die Ursache von Schädigungen in einer nicht einwandfreien 
Fabrikation des Pergamentpapiers zu suchen. 

Pergamentpapier wird aus ungelerntem Papier hergestellt, das Ausgangs¬ 
material bilden entweder die sogenannten Lumpen, Hadern, Stratzen oder Zell¬ 
stoff. Der Aschengehalt der ersteren schwankt zwischen 0,6 bis 7,0 Proz- 
und beträgt nach Herzberg im Mittel 3,06 Proz., wogegen der Aschengehalt 
der Zellstoffe 0,36 bis 2,30 Proz. beträgt, nach v. Wagner 4 ) 0,60 Proz. 

Als Pergamentierungsmittel finden die Kammerschwefelsäure von 50 bis 
55° Baume, starke Chlorzinklösung oder Kupferoxydammoniak Verwendung. 

Die Schwefelsäure enthält stets wesentliche Mengen Blei oder Bleisulfat 
gelöst, das beim Verdünnen der Säure mit Wasser abgeschieden wird. Bei 
nicht sorgfältig durchgeführter Spülung nach dem Pergamentieren kann Blei 
im Papier Zurückbleiben. Da der Genuß selbst geringer Mengen Blei nach 

! ) Fischer, Zeitschr. f. Unters, d. Nahrungs- u. Genußmittel, Bd. 8, 8.417, 1904. 

*) Wiedemann, ebenda. 

8 ) Beythien, Hempel u. Bohrisch, Ber. d. Untersuchungsamts Dresden 1908. 

4 ) R. v. Wagner, Handbuch d. chem. Technologie, 12. Auf!., S. 531, 1886. 
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einiger Zeit Bleikolik hervorrufen kann, ist einem eventuellen Vorkommen in 
Pergamentpapier Beachtung zu schenken. 

Die unter anderen von Winkler 1 ) beobachtete Schwarzfleckigkeit der 
Butter, die nach Angabe von Kirchner 1 * ) mit dem Auftreten von Schimmel 
Hand in Hand geht, wird durch bleihaltiges Pergamentpapier verursacht. Die 
Untersucbungsanstalt in Memmingen fand in 1 kg Pergamentpapier bis zu 
3,9606g Blei 8 ). Wesentliche Mengen konnte P. J. Herz 8 ) in fünf Proben 
Pergamentpapier nachweisen. ln 1 kg waren enthalten: 
i n iii iv v 

46,86 73,65 413,34 96,84 3960,5 mg Bleisulfat. 

Burr 4 * ) untersuchte die Aschen von 68 verschiedenen Pergamentpapierproben 
und konnte in 11 Fällen Blei ermitteln, der Höchstgehalt betrug 0,024 Proz. 

Ich erwähnte schon, daß auch ein Eisengehalt des Pergamentpapiers die 
eingehüllte Ware schädigen kann, weil durch die Milchsäure der Butter das 
Eisen herausgelöst wird, das milchsaure Eisen ihr aber einen metallisch bitteren 
Geschmack verleiht. Elisenhaltige Papiere sind nach den Untersuchungen 
Burrs 4 ) recht häufig anzutreffen. 

Wenn wir die zu hygienischen Bedenken Veranlassung gebenden Fabri¬ 
kationsfehler weiter hervorheben wollen, so müssen wir die dem Pergamentieren 
folgende Behandlung des Papiers ins Auge fassen. Um dem an sich fertigen 
Pergamentpapier die hornartige Beschaffenheit zu nehmen, um es geschmeidig 
zu machen, behandelt man es mit Glycerin, Stärkezucker, hoehinvertiertem 
Invertzucker (Molligen) usw. Solange die Zuckerung des Pergamentpapiers 
das Maß des Erforderlichen nicht überschreitet, ist nichts einzuwenden. Das 
ist aber leider sehr oft der Fall. Burr 4 ) untersuchte 68 verschiedene Perga¬ 
mon tpapiere mit folgendem Resultat: Über 10 Proz.Zuoker enthielten 43 Proz. 
der untersuchten Proben, über 20 Proz. Zucker 3,45 Proz. der Pergament¬ 
papiere. Schwarz 6 ) fand in vier Sorten Pergamentpapier von Spuren bis zu 
10,25 Proz. Zucker. Nach K. Teichert 6 ) enthielt ein Pergamentpapier 
22,8 Proz. Zucker. Schaeffer 7 ) fand 9,8 bis 10 Proz.Zucker in drei Proben, 
die Ursache starker Schimmelbildung war. Ich konnte in zwei Fällen bestimmt 
nachweisen, daß zuckerreiches Pergamentpapier die Ursache der Schimmel¬ 
bildung in Butter 8 ) und Margarine bildete. Auch Burr 9 ) berichtete 1909 
in der Hildesheimer Molkereizeitung über schimmelige Butter infolge Ver¬ 
wendung stark zuckerhaltigen Pergamentpapiers und sagt auch in der Zeit¬ 
schrift für Nahrungs- und Genußmittel schon eingangs der öfter zitierten 
Abhandlung: „Da fernerhin noch verschiedentlich zuckerreiche Papiere als die 
Ursache des Verschimmelns der Außenfläche darin verpackter Butter von uns 
festgestellt wurden, so setzten wir auch die Untersuchung von Pergament¬ 
papieren fort, um einen näheren Einblick darin zu gewinnen, wie tatsächlich 

l ) Winkler, Österr. MoLkereizeitung, 8.5, 1895. 

8 ) Kirchner, Milchwirtschaft, 5. Auf!., 8.396. 

•) Herz, Mitt. d. Milchwirtschaft!. Vereins im Allgäu, 8.694, 1891. 

4 ) A. Burr, A. Wolff u. F. M. Berberioh, Das Pergamentpapier des Handels. 

*) Schwarz, Berl. Molkereizeitung, 8.373, 1904. 

•) Teichert, Jahresber. d. Milchwirtschaft!. Untersuchungsangtalt. 

7 ) Schaeffer, Molkerei- und Käsereizeitung Liegnitz, Nr. 36, 1909. 

# ) Kühl, Nicht veröffentlichte Untersuchungen aus dem Jahre 1910. 

9 ) Burr, Hildesheimer Molkereizeitung, Jahrg. 23, Nr. 42, 1909. 
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Dr. Hugo Kühl, 


das von der Praxis gekaufte Papier beschaffen ist. Etwa der vierte Teil der 
58 Papiere war aus der Praxis (mit Butterproben) eingesandt worden, wo sie 
nachgewiesenermaßen Schimmelbildungen auf Butter verursacht, hatten.* 

Bislang habe ich nur Befunde aus der Praxis angeführt. Man hat da¬ 
gegen eingewendet, daß der Zuckergehalt des Papiers die Pilzentwickelung 
nicht verursache. Der Nachweis des Gegenteils war nur auf. biologischem 
Wege zu führen, ist aber hier einwandfrei erbracht, so daß alle Einwendungen 
und Ausflüchte der Pergamentpapierfabrikanten, welche gern den Grossisten 
und Detaillisten des Fetthandels zumal die Schuld in die Schuhe schieben 
möchten, in sich zusammenfallen. 

Durchaus einwandfreie Prüfungen wurden von Burr, Wolf und Ber- 
berich 1 ) vorgenommen, sie erstreckten sich auf 58 Proben. Die Autoren 
verfuhren in der Weise, daß sie gute Durchschnittsproben der Pergament¬ 
papiersorten in sterilen Petrischalen mit 1. sterilem Wasser, 2. sterilen süßen 
Molken und 3. mit sterilem Buttermilchserum in zweckmäßiger Weise an¬ 
feuchteten. Die Anfeuchtung mit verschiedenen Flüssigkeiten geschah aus 
folgenden Gründen: einmal, um den auf. dem Papier etwa vorhandenen 
Sporen dieselben Yegetationsbedingungen zu geben, wie sie Süßrahm- und 
Sauerrahmbutter beim Berühren mit dem Papier durch ihre Sera geben, 
sodann, um zu ermitteln, wie stark sich etwa vorhandene Sporen ohne jede 
weitere Nährstoffzufuhr entwickeln. Das Resultat der Untersuchungen lasse 
ich im Wortlaut folgen: „Auf den meisten zuckerhaltigen Papieren, die sich 
beim Befeuchten mit Molken oder Buttermilchserum als recht keimhaltig 
erwiesen, traten auch nach dem Befeuchten mit sterilem Wasser Wucherungen 
auf; allerdings waren diese Schimmelvegetationen mit Ausnahme auf einigen 
viel Zucker enthaltenden Papieren im Verhältnis zu dem Wachstum auf den 
gleichen mit Molken und Buttermilchserum angefeuchteten Papieren durchweg 
kümmerlich; dieses ist ohne weitere Erklärung verständlich, da die Sera selbst 
günstige Nährböden bilden. Am häufigsten fanden sich Penicillium glaucum 
und Penicillium olivaceum.“ 

In den Jahren 1910 und 1911 führte ich mit demselben Resultat einige 
Untersuchungen von Pergamentpapier aus. 

Daß übrigens das zuckerhaltige, zuckerreiche Papier die Schuld trägt, 
bewiesen die genannten Autoren endgültig durch der Praxis angepaßte ver¬ 
gleichende Vegetationsversuche. Sie stellten fest, daß gesalzene Butter mit 
einem normalen Buttermilchgehalt kein günstiger Nährboden für Schimmel¬ 
pilze ist, daß ein wesentlicher Zuckergehalt des Papiers aber sofort günstige 
Vegetationsbedingungen schafft. 

Nach diesen Ausführungen müssen wir zum Schluß unserer rein hygie¬ 
nischen Erörterungen noch eines anderen Fehlers bei der Fertigstellung 
des Pergamentpapiers gedenken. Der Molkereiinstrukteur Kleinschmidt 
beobachtete nach einer Mitteilung Siegfelds 2 ), daß Butter, die erst in Perga¬ 
mentpapier, dann in zweiter Umhüllung nochmals in rotes Packpapier ein¬ 
geschlagen war, sich rot färbte. Das Pergamentpapier war also von so 
schlechter Beschaffenheit, daß es völlig durchlässig war. Siegfeld 2 ) be- 

l ) Burr, Wolf, Berberich (L c.). 

*) Siegfeld, Hildesheimer Molkereizeitung, Nr. 60, 1912; Jahrg. 24, Nr. 94, 
102, 1910. 
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richtet ferner von zwei Fällen, wo farbig bedrucktes Pergamentpapier als 
Butterumhüllung diente und die eingeschlagene Ware färbte. Es war als ein 
fettlöslicher Farbstoff verwandt. Wenn dieser auch nicht gesundheitsschädlich 
zu sein braucht, so findet doch eine Entwertung statt; ich kann nur die An-* 
Behauung von Burr und Siegfeld teilen, wenn sie die Verwendung echter 
Farben verlangen. 

Wenn wir aus den mitgeteilten Untersuchungen die Schlüsse ziehen, so 
kommen wir zu dem Ergebnis, daß die Fabrikation des Pergamentpapiers 
entschieden sorgfältiger gehandhabt werden muß. Blei und Eisen dürfen 
im Pergamentpapier nicht nachweisbar sein, der Zusatz von Stärkezucker, um 
das an sich spröde Pergamentpapier geschmeidig zu machen, müßte auf ein 
Minimum beschränkt werden, wenn schon wirtschaftliche Gründe die Ver¬ 
wendung von reinem färb- und geruchlosen Glycerin verbieten. Burr, Wolf 
und Berberich 1 ) sagen mit Recht: „Es ist unseres Erachtens Pflicht der 
Fabriken, das Pergamentpapier in einer solchen Beschaffenheit herzustellen, 
daß es die Güte der darin verpackten Produkte, wie Butter usw. in keiner 
Weise benachteiligen oder ein Verschimmeln dieser begünstigen kann. u 

Hygienische und wirtschaftliche Forderungen sind oft voneinander ab¬ 
hängig. Es ist daher angebracht, zur Ergänzung des entworfenen Bildes auch 
kurz auf einige wirtschaftliche Momente aufmerksam zu machen. 

Ich erwähnte schon oben, daß der Aschengehalt der zur Pergament¬ 
fabrikation verwendeten Rohmaterialien großen Schwankungen unterliegt. 
Lumpen, Hadern, Stratzen enthalten 0,6 bis 7 Proz., im Mittel 3,06 Proz, 
Die verschiedenen Zellstoffe 0,36 bis 2,30 Proz., im Durchschnitt 0,60 Proz. 
nach Wagner. Das Ausgangsmaterial für die Fabrikation bilden fast aus¬ 
schließlich Zellstoffe, da Lumpen in genügender Menge und zu einem wirt¬ 
schaftlichen Preise gar nicht mehr zu erhalten sind. Schon 1886 spricht 
v. Wagner von mineralischen Lumpensurrogaten in seinem Handbuoh der 
chemischen Technologie und nennt unter anderem Ton, Gips, Schwerspat. 

Burr *) bestimmte den Aschengehalt von 58 Proben und kam zu folgenden 
Resultaten: 

Unter 1 Proz. Asche 22 Proben gleich 88,0 Proz. 

1 bis 4 „ n 15 w , 25,2 „ 

4,7, , 14 , 24,1 „ 

7 , 10 „ „ 8 „ 10,3 , 

Über 1® n , 1 » n 1*7 , 

Sieben Proben enthielten also mehr Asche (Mineralbestandteile) als die 
Lumpen im Höchstgehalt aufweisen. Siegfeld 8 ) untersuchte 66 Proben mit 
folgendem Ergebnis: 

Unter 1 Proz. Asehe 24 Proben 

1 bis 4 n , 32 jf 

Über 4 , 7 „ , 7 , 

» ^ ■ . 3 . 

. 10 , , o . 

Drei Proben wiesen einen 7 Proz. übersteigenden Aschengehalt auf. 
Siegfeld fand, daß die Asche in 16 Fällen Chlorcalcium, in 22 Fällen Chlor- 

*) Burr, Wolf, Berberich (1. c.). 

*) Dieselben, Pergamentpapier des Handel. (1. c.). 

*) Siegfeld (l.c.). 
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magnesium enthielt. Chlormagnesiam wurde stets in Stärkezucker haltenden 
Papieren gefunden, es gilt als Desinfiziens, besitzt aber in der angewandten 
Konzentration keine keimtötende Wirkung. Chlorcalcium und Chlonnagnesium 
sind dagegen nach Kirchner 1 * * ) geeignet, der Beschaffenheit der Butter zu 
schaden. Schaeffer 8 ) fand in einem Pergamentpapier 8,4 Proz. Mineral¬ 
stoffe, hauptsächlich aus Aluminiumalkalisilicat (Ton) bestehend. Burr 8 ) 
untersuchte ein Pergamentpapier, das bei 8,77 Proz. Asche 7,02 Proz. Barium¬ 
sulfat enthielt 

Wir haben es entschieden mit einer Beschwerung von seiten der Fabri¬ 
kanten zu tun. Inwieweit ist dieselbe berechtigt? Doch sicher nur insoweit, 
als die Qualität des Papiers verbessert, die Durchlässigkeit vermindert und 
die Festigkeit erhöht wird, ohne daß eine Schädigung der einzuhüllenden 
Waren stattfindet. 

Es dürfen Chlorcalcium und Chlormagnesium niemals Verwendung finden. 
Es ist durchaus erforderlich und möglich, den Aschengehalt zu normieren. 
Als der milchwirtschaftliche Verein unter Vorsitz von P. Vieth 4 * ) sich an 
sechs Fabriken wandte und den Aschengehalt des Pergamentpapiers auf 
3 Proz. normiert wissen wollte, erklärte eine Fabrik, die in Aussicht genommene 
Höchstgrenze von 3 Proz. Asche sei nicht allein durchaus zulässig, sondern 
ihre Festsetzung sogar sehr zweckmäßig. 

Auf Grund unserer Ausführungen, die sich vornehmlich auf die im milch¬ 
wirtschaftlichen Institut zu Kiel ausgeführten weitgehenden Untersuchungen 
stützen, möchten wir dahin uns aussprechen, daß dem Pergamentpapier des 
Handels mehr Beachtung geschenkt wird, und zwar einmal aus hygienischen 
Gründen, weil das Pergamentpapier in der Fettbranche ein unentbehrliches 
Umhüllungemittel ist, und sodann aus wirtschaftlichen, weil der Abnehmer 
Zucker und Mineralstoffe als vollwertiges Pergament bezahlen muß. 

l ) Kirchner, Milchwirtschaft, 5. Aufl., 8.401. 

*) Schaeffer, Molkerei- und Käsereizeitung Liegnitz, Nr. 36, 1909. 

a ) Burr (1. c.). 

4 ) Vieth, Pergamentpapier für Molkereizwecke. Mitteilung d. deutschen milch- 

wirtschaftl. Vereins 1911, S. 6 bis 9. 
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Leibesübungen und Fortbildungsschule 


In der Hauptversammlung des Vereins deutscher Handelslehrer mit 
Hochschulbildung in der Handelshochschule zu Leipzig am 29. März d. J. 
wurden nach einem Vortrag des Studiendirektors a. D., Geh. Hofrat Prof. 
H. Ray dt, Hannover, folgende Leitsätze, die für das gesamte deutsche Fort¬ 
bildungsschulwesen von Bedeutung sind, angenommen: 

1. Der Rückgang der militärischen Tauglichkeit in Deutschland gibt in 
Verbindung mit dem Sinken der Geburtenziffern zu ernsten nationalen Be¬ 
denken Anlaß. Der Handlungsgehilfenstand hat eine besonders niedrige 
Prozentziffer der militärischen Tauglichkeit. 

Da im allgemeinen mit einer Erhöhung der Wehrfähigkeit auch eine 
erhöhte Berufstauglichkeit erzielt wird, liegt eine Besserung der gesundheit¬ 
lichen Verhältnisse des kaufmännischen Nachwuchses im Interesse der Nation, 
des Kaufmannsstandes und der einzelnen Individuen. 

2. Von besonderer Bedeutung für die Zukunft des Menschen ist die Zeit 
vom 14. bis 20. Lebensjahre. Außer kräftiger Ernährung, gesunder Wohnung 
und vernünftiger Lebensweise sind geregelte Leibesübungen in dieser 
Zeit der Entwickelung von größter Wichtigkeit. Da die kaufmännische Fort¬ 
bildungsschule nicht nur UnterrichtsanBtalt, sondern auch Erziehungsanstalt 
im Sinne des „Mens sana in corpore sano tf sein soll, so hat sie auch für 
geregelte Leibesübungen Sorge zu tragen. Das gilt ebensosehr für das 
weibliche wie für das männliche Geschlecht. 

3. Dem Unterrichtsplan ist eine Stunde Turnen hinzuzufügen. 

4. Wünschenswert ist ein allgemein verbindlicher Jugendspiel¬ 
nachmittag, der auch zu anderen Leibesübungen in freier Luft, wie 
Wandern, Schwimmen, Rudern, Eis- und Schneelauf u. dgl. verwendet werden 
kann. 

5. Für eine ausreichende Ferienzeit der kaufmännischen Lehrlinge 
männlichen und weiblichen Geschlechts einmal im Jahre, die in die Schul¬ 
ferien fallen muß, ist Sorge zu tragen. Die kaufmännischen Erholungsheime 
sind auch schulseitig zu fördern. Ferienwanderungen sollten schulseitig ein¬ 
gerichtet werden. 

6. Die ärztliche Überwachung der Fortbildungsschüler durch einen 
Schularzt oder eine Schulärztin ist notwendig. 

7. Die Leibesübungen auf den kaufmännischen Fortbildungsschulen sind 
so zu gestalten, daß sie die Freude in das Leben der Lehrlinge hineinbringen» 
Die Leibesübungen sollten den Zöglingen auch nach der Fortbildungsschule 
eine liebe Lebensgewohnheit bleiben. 

8. Die für die Leibesübungen notwendigen Opfer an Zeit und Geld 
werden durch verminderte Krankheit und größere Leistungsfähigkeit reichlich 
aufgewogen. Die Volksgesundheit ist die beste Kapitalanlage. 
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Kritiken und Besprechungen 


Kanalisation der Klein- und Mittelstädte von Ewald Genzmer, 
Geh. Baurat, ordentl. Prof, an der Technischen Hochschule Dresden. 
Heft III. Culm, Entwurf nach dem Mischsystem. 57 S., 11 Plan¬ 
skizzen. Preis 7,50 %AC. Halle a. S., Ludw. Hofstetter, 1912. 

Der Zweck vorliegenden Schriftchens ist der bereits bei der Besprechung 
der ersten zwei Hefte dargelegte. 

Der Verfasser legt hier die Verhältnisse für das Städtchen Culm an der 
Weichsel mit 12 000 Einwohnern und 600 Hausgrundstücken näher dar. 

Zur Aufnahme der Abwässer steht hier ein sehr großer.Vorfluter, näm¬ 
lich der große Weichselstrom mit seiner gewaltigen Wassermenge von 500 cbm 
pro Sekunde bei Niedrigwasser zur Verfügung. Das Entwässerungsgebiet 
selbst ist eine Hochebene, die nahezu in ihrem ganzen Umfange durch steil 
zur Niederung abfallende und unbebaute Böschungen begrenzt wird und 
außerdem die Eigentümlichkeit zeigt, daß sie nach der von dem Vorfluter 
(dem Weichselstrom) abgekehrten Seite hin geneigt ist. Es ergab sich aus 
diesem Umstande die Notwendigkeit, einen fast das ganze Entwässerungs¬ 
gebiet umziehenden Umgehungskanal anzulegen, der überdies noch durch 
einen schmalen Bergrücken am Rande der Stadt hindurch geführt werden 
mußte mit Hilfe eines etwa 370 m langen und durchschnittlich in 20 m Tiefe 
bergmännisch abgebauten Tunnels. 

Gewählt wurde bei der Kanalisation das Mischsystem aus wirtschaft¬ 
lichen Gründen, weil das Mischsystem immerhin billiger komme als das Trenn¬ 
system, ohne daß es diesem in hygienischer Beziehung nachstehe, denn beim 
Trennungssystem werden zwar die aus den Häusern abgeleiteten Schmutz¬ 
wässer restlos der Kläranlage zugeführt, auf den Straßen und Höfen befinden, 
sich aber auch Schmutzstoffe in großer Menge, welche ebenfalls mit Krank¬ 
heitserregern stark beladen sein können, und diese Schmutzwässer gelangen 
immer ohne Durchtritt durch die Kläranlage, und zwar besonders bei Regen 
in nur wenig verdünntem Zustande in den Vorfluter; beim Mischsystem 
kommen allerdings mitunter auch Hausabwässer, ohne die Kläranlage zu 
passieren, in die Vorfluter, jedoch sei dies nur bei sehr hohen Niederschlags¬ 
mengen durch die unentbehrlichen Regenauslässe — also nur selten und dann 
in starker Verdünnung — möglich; es ist wirtschaftlich nicht durchführbar, 
Kanäle von so großer Weite zu erbauen, daß die sämtlichen Niederschlags¬ 
wässer der Kläranlage zugeführt werden können. 

Ein Nachteil des Mischsystems sei zwar zuzugeben, daß Kellerüber¬ 
schwemmungen durch entsprechende vorsichtige Annahme über die Stärke 
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der Regengüsse wohl verringert, niemals aber ganz beseitigt werden können, 
ein Mißstand, der beim Trennsystem sich vollständig ausschließen läßt. 

Die Klärung der Abwässer erfolgt auf mechanischem Wege unter 
Anwendung der Rienschsehen Separatorscheibe (Firma W. Wurl-Berlin- 
Weißensee), die sich bisher gut bewährt haben soll. 

Die Desinfektion der Abwässer erfolgt in einem maschinell betriebenen 
Desinfektionsrührwerk mit selbsttätiger verstellbarer Zuführung des Des¬ 
infektionsmaterials, wobei das Desinfektionsmaterial mit dem zufließenden 
Wasser in innige Berührung gebracht wird. 

Gesamtpreis der ganzen Kläranlage einschließlich Desinfektionsvorrichtung 
19 300 JL. 

Zur Spülung der Kanäle sind sieben selbsttätige Spüler vorgesehen. 

Die Gesamtkosten der Kanalisationsanlage sind auf 495000 t/Ä, mit 
Hausanschlußleitungen auf 530 000 dt zu schätzen. 

Die Betriebskosten belaufen sich (einschließlich Verzinsung und 
Tilgung des Anlagekapitals) jährlich auf 37 000 1 4t. (Spaet-Fürth.) 

Handbuch der Hygiene. Herausgegeben von Prof. Dr. M. Rubner, 
Geh. Medizinalrat, Berlin, Prof. Dr. M. v. Gr über, Obermedizinalrat, 
München, und Prof. Dr. M. Ficker, Berlin. I. Band. Mit 134 Ab¬ 
bildungen und 1 Tafel. 788 S. Geh. 27 Jt, geh. 30 Jt. Leipzig, 
S. Hirzel, 1911. 

✓ Nachdem bereits vor einiger Zeit der Band über Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung von Prof. Dr. Abel erschienen ist — besprochen von 
dem Unterfertigten in dieser Zeitschrift —, folgte nunmehr der erste Band 
dieses groß angelegten Handbuches der Hygiene, für welches die Herausgeber 
hervorragende Kräfte auf dem Gebiete des Gesundheitswesens als Mitarbeiter 
gewonnen haben. 

In der Einleitung dieses ersten Bandes erörtert v. Grub er die Bedeutung 
der Hygiene, als deren Ziel er die Herstellung der optimalen Bedingungen 
für das Leben bezeichnet. 

Er bespricht auch unter anderen die Befürchtung, daß die Hygiene, so 
angenehm und nützlich sie für das Individuum sei, der Rasse schädlich 
werden müsse, da sie durch die Austilgung der Krankheiten jene Auslese der 
Passendsten, jenes Ausmerzen der Minderwertigen hindere, durch welche in 
der unvernünftigen Natur die guten Erbqualitäten der Rasse automatisch 
aufrecht erhalten werden, und gibt zu, daß eine Milderung des Wettkampfes 
und der gesamten Lebensbedingungen eine gewisse Anzahl von minder- 
'vrertigen Individuen am Leben erhält und zur Fortpflanzung zuläßt und für 
alle die Gefahr der Erschlaffung mit sich führt. Er weist aber auch darauf 
hin, daß diese natürliche Auslese ein zweischneidiges Schwert sei, da die 
Krankheiten ohne Zweifel neben der Ausmerzung von Minderwertigen eine 
Vergeudung von vielen wertvollen Varianten bedeuten, denn den Infektions¬ 
krankheiten fallen vielfach auch die vollwertigsten Individuen zum Opfer. 
Die Entscheidung über Nutzen oder Schaden der Krankheit als Auslesefaktor 
sei sehr schwierig und lasse sich nicht am Schreibtische treffen, sondern nur 
durch Erforschung der Wirklichkeit, v. Grub er wiederholt daher die schon 
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öfter ausgesprochene Forderung einer ähnlich gründlichen Beobachtung und 
Registrierung der Populationen wie sie in neuerer Zeit die Landwirte gegen¬ 
über der Tierzucht üben. Eine ins einzelne gehende Untersuchung von sorg¬ 
fältig ausgewählten typischen Bevölkerungsgruppen müsse durchgeführt werden. 

Von sonstigen Arbeiten enthält der erste Band eine übersichtliche Dar¬ 
stellung der „Gesohichte der Hygiene" von M.Rubner; hierauf folgt dann 
der Abchnitt: „Die Lehre vom Kraft- und Stoffwechsel und von der 
Ernährung" von dem gleichen Verfasser. Dieser Abschnitt behandelt die „all¬ 
gemeine Ernährungslehre", die „Lehre vom Kraftwechsel“, den „Stoffwechsel", 
die „Kost in ihrer Wirkung auf den Körper" und die „praktische Er¬ 
nährungslehre". 

Es bedarf keiner besonderen Hervorhebung, daß der auf diesem Gebiete 
bahnbrechende Forscher eine Fülle höchst instruktiver Ausführungen bringt. 

Auf S. 173 bis 368 bringt Prof. Dr. J. Mayrhofer, Mainz, eine Abhand¬ 
lung über „Nahrungs- und Genußmittel" mit ausführlicher Darstellung 
der „tierischen Nahrungsmittel" und der „pflanzlichen Nahrungsmittel". 

Hierauf folgt der Abschnitt „Atmosphäre" von Prof. Dr. A. Bode, 
Innsbruck, in dem in eingehender Weise die Gemischzusammensetzung der 
atmosphärischen Luft, Staub, Ruß, Keime, Luftwärme, Luftdruck und Luft¬ 
bewegung, darunter die physiologischen Wirkungen der atmosphärischen 
Depressionen uud schließlich Luftfeuchtigkeit besprochen werden. 

Prof. Dr. W. Prausnitz, Graz, behandelt die „Hygiene des Bodens" 
untei* besonderer Berücksichtigung der Zusammensetzung des Bodens, des 
Verhaltens des Wassers im Boden, der Wärmeverhältnisse des Bodens, die 
physikalisch-chemischen Vorgänge im Boden, der Mikroorganismen des Bodens, 
der Beziehungen des Bodens zum Hausbau, zur Leichenbestattung, zur 
Wasserversorgung, zur menschlichen Gesundheit bei der Verbreitung der 
Infektionskrankheiten. Er geht dabei auch näher auf die sogenannte „loka- 
listische" Lehre Pettenkofers und deren weiteren Ausbau durch dessen 
Schüler Emmerich ein. Er erkennt dabei zwar die Bemühungen Emme¬ 
richs an, durch bakteriologisch-experimentelle Untersuchungen die lokalistische 
Lehre zu klären, hebt aber hervor, daß diese Untersuchungsergebnisse nicht 
nur eine Deutung gestatten, selbst wenn man annehme, daß die übliche 
quantitative Bestimmung der in einer bestimmten Bodenmenge enthaltenen 
Keime stets die gleichen einwandfreien Zahlen liefere. Die Emmerich sehen 
Resultate nur im Sinne der lokalistischen Lehre zu deuten, sei deshalb nicht 
statthaft, weil die Versuche meist mit sterilisiertem Boden ausgeführt wurden, 
also unter Bedingungen, welche den natürlichen Verhältnissen nicht ent¬ 
sprechen. Die tatsächlich vorhandene Reinzidenz von Grundwasserschwan¬ 
kungen und Infektionskrankheiten kann aber auch auf andere Weise erklärt* 
werden. Prausnitz führt dann die Erklärung Kruses an, wonach beim 
Sinken und namentlich beim größten Tiefstand des Grundwassers die Brunnen 
zu wenig Wasser liefern und daß dann jede Verunreinigung von größerer 
Wirkung und darum gefährlicher sein muß; auch greifen bei Wassermangel 
die Leute zu Wasserquellen, die sonst, weil mindertig, nicht benutzt werden 
— Stichrohre bei Wasserwerken. Man müsse daher vor allem die eigen¬ 
artigen bisher noch nicht genauer erforschten Verhältnisse der Wasser¬ 
versorgung sorgfältig untersuchen und aufklären. 
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Bezüglich der Bedeutung des Lehmbodens, welche von der loka- 
listischen Lehre mit Recht hervorgehoben wurde, erscheint es Prausnitz 
höchst wahrscheinlich, daß das verschiedene Verhalten von Epidemien auf 
porösem Kies- und wenig durchlässigem Lehmboden zum Teil damit zu er¬ 
klären sei, daß vom porösen Kiesboden oberflächliche Verunreinigungen viel 
weniger sicher zurückgehalten werden und damit leichter zu den Brunnen 
gelangen, als vom Lehmboden. Prausnitz lehnt daher die Annahme ab, daß 
eine direkte Beteiligung des Bodens bei der Entwickelung, Produktion und 
Verbreitung der Infektionserreger zum Entstehen einer Epidemie not¬ 
wendig sei. 

Als weitere Gegenstände sind in dem ersten Bande noch behandelt die 
„Wärme“ und die „Kleidung“ von Prof. Rubner, ein Gebiet, auf welchem 
die Verfasser bekanntlich sehr viel experimentell gearbeitet haben, so daß diese 
zwei Kapitel äußerst wertvolles Tatsachenmaterial liefern. 

Der Abschnitt „KörperÜbungen“ ist bearbeitet von Prof. Dr. F. Hüppe, 
Prag. Er bringt eine ausführliche Darstellung der Entwickelung der Körper¬ 
übungen und die Einwirkungen ihrer verschiedenen Formen auf den Körper 
und bespricht dabei die hier einschlägigen Fragen über Abhärtung, zweck¬ 
mäßige Ernährung und Kleidung bei den verschiedenen Körperübungen usw. 

Im letzten Abschnitte gibt Prof. A. Lode, Innsbruck, eine eingehende 
Abhandlung über das „Klima“. An die Erörterung der verschiedenen 
solaren Klimatypen, Polarklima, Klima der gemäßigten Zone, Tropenklima 
und deren Einfluß auf den Menschen reiht sich die Schilderung jener Ver¬ 
änderungen des solaren Klimas an, welche in der Beschaffenheit der Unterlage 
(Wasser, Land, Vegetation) ihren Grund haben: Land-, See-, Wald- und 
Wüstenklima; schließlich wird das Höhenklima (dessen physiologische Ein¬ 
wirkung auf den menschlichen Körper, Blutbefund, Puls, Blutdruck, Körper¬ 
temperatur, Mechanik der Lungenatmung, Gas Wechsel, psychische Einflüsse, 
Bergkrankheit usw.) besprochen. 

Wie aus den vorstehenden Ausführungen über den ersten Band des 
Handbuches zu entnehmen, bietet er uns einen äußerst reichhaltigen Inhalt; 
die ganze Art der Behandlung des Stoffes macht das Werk zu einem wert¬ 
vollen Nachschlagewerk, das wohl in die Bibliothek aller, die mit der Be¬ 
urteilung hygienischer Fragen beruflich sich zu beschäftigen haben, nicht nur 
Ärzte und Techniker, sondern auch Verwaltungsbeamte, Aufnahme finden 
wird. (Spaet-Fürth.) 


Handbuch der Hygiene, Herausgegeben von Prof. Dr. M. Rubner, 
Berlin, Prof. Dr. M. Gruber, München, und Prof. Dr. M. Ficker, 
Berlin. IV. Band, 1. Abteilung. Mit 92 Abbildungen. 483 S. Preis 
geh. 15 geb. 18 JH. Leipzig, S. Hirzel, 1912. 

In diesem nunmehr zur Ausgabe gelangten vierten Bande, erste Ab¬ 
teilung, ist enthalten zunächst „Hygiene des Kindesalters“ von Prof. 
Dr. Heubner, Berlin; besprochen werden „die Lebensbedrohung im Kindes¬ 
alter im Vergleich mit derjenigen der späteren Altersstufen“, „Hygiene des 
Säuglingsalters“, „Individuelle Hygiene des Spielalters“, „öffentliche Hygiene 
des Säuglingsalters“ und „öffentliche Hygiene des Spielalters“. 
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Der zweite Abschnitt „Krankenhäuser“ ist von mehreren Autoren be¬ 
arbeitet;* so behandelt Bezirksarzt Dr. Merkel in sehr übersichtlicher, instruk¬ 
tiver Weise „die geschichtliche Entwickelung der Krankenanstalten“, „Absonde¬ 
rungshäuser für geisteskranke Bazillenträger“, „Entbindungsanstalten“, 
„Innere Einrichtung der Krankenräume“, „Leitung, Verwaltung und Betrieb“, 
„Krankenpflege“ und „Krankentransport“. 

Geh. Baurat Dr. Schmieden, Berlin, und Baurat J. Böthke, Berlin, 
bearbeiteten den „Bau moderner Krankenhäuser“ unter eingehender 
Berücksichtigung der verschiedenen Einzelheiten, wie Gesamtanlage, Anlage 
der einzelnen Teile im Bauplan, Aufbau, Ausbau und spezial technische Be¬ 
sonderheiten, Baukosten, Anstalten für besondere Zwecke, Kinderkranken¬ 
häuser , Säuglingskrankenhäuser, Knappschaftslazarette, Lungenheilstätten, 
Irrenanstalten und Entbindungsanstalten. 

Einen weiteren Abschnitt des vierten Bandes bildet die Abhandlung über 
^Leichenwesen“ vom Geh. Obermedizinalrat Dr. R. Abel, Berlin. Es ist 
dabei die geschichtliche Entwickelung, wie die ganze hygienische Bedeutung 
dieses in gesundheitlicher und ökonomischer Beziehung so bedeutungsvollen 
Gegenstandes erörtert, eine ausführlichere Darstellung ist der jetzt allgemein 
aktuell gewordenen Feuerbestattung gewidmet unter Zugabe einschlägiger 
Abbildungen. Abel vertritt den Standpunkt, daß nach den bisherigen 
Erfahrungen die Hygiene keinen Anlaß habe, Zweifel in die Durchführbarkeit 
und Zuverlässigkeit der Erdbestattung zu setzen, andererseits habe sie 
aber auch keine Veranlassung, sich gegen eine in richtiger Weise vor¬ 
genommene Leicheneinäscherung auszusprechen. Beide Verfahren seien 
hygienisch als gleichwertig zu erachten, da bei beiden mit dem 
Augenblicke der Bestattung, d. h. der Verbrennung oder der Beerdigung der 
Leiche jede von dieser mögliche Belästigung oder GesundheitsBchädigung 
abgeschnitten sei. Denn auch bei der Erdbestattung der Infektionsleichen 
sei eine Verbreitung der Infektionserreger nicht zu besorgen. Der Erd¬ 
bestattung überlegen könnte sich die Einäscherung erweisen im Kriege, weil 
dort die im Drange der Not oft nur in oberflächlichen Massengräbern erfolgte 
Verscharrung von Menschen- und Pferdekadavem recht erhebliche Mißstände 
durch Entwickelung übler Gerüche hervorrufen kann. 

In den zwei folgenden Abschnitten: „Arme“ und „Gefängnisse“ bringt- 
Prof. Dr.K. K iss kalt, Berlin, eine Reihe sehr beachtenswerter Ausführungen 
auf dem Gebiete der sozialen Hygiene, er teilt diese Abhandlungen in die 
Unterabschnitte Pathologie, Ätiologie und Prophylaxe. In letzter Beziehung 
weist er auch auf die Versuche hin, schwere Verbrecher in entfernte Kolonien 
zu deportieren. Die deutschen Schutzgebiete würden zwar günstige Gelegen¬ 
heit dazu geben, aber die Erfahrungen, die andere Länder damit gemacht 
haben, waren nur ausnahmsweise günstige, so daß die Deportation dort meist 
wieder verlassen wurde; für viele Personen war der Strafe ihr Charakter 
gänzlich genommen, und die Verschickten waren meist von schlechtem Ein¬ 
fluß auf die Kolonie. Viel mehr Aussicht auf Verwirklichung haben die in 
neuerer Zeit gemachten Vorschläge, die Gefangenen zu landwirtschaftlichen 
Meliorationsarbeiten, z. B. zur Moorkultur, zu verwenden. 

Privatdozent Dr. K. Süpfle, München, bespricht unter dem Titel 
„Hygiene des schulpflichtigen Alters“ in ausführlichen Darlegungen 
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die Hygiene der körperlichen and geistigen Erziehung, Hygiene des Schal* 
hauses, die Krankheiten im schulpflichtigen Alter und die Fürsorgeeinrich¬ 
tungen für das schulpflichtige Alter. 

Den Schluß des vierten Bandes, erste Abteilung, bildet eine Abhandlung 
über die „Organisation des Gesundheitswesens durch Staat und 
Gemeinde“ von Regierungs- und Geh. Medizinalrat Dr. H. Räuber, Erfurt. 

Wie schon aus den vorstehenden kurzen Mitteilungen über den Inhalt 
des vorliegenden Bandes sich entnehmen läßt, schließt sich dieser den bereits 
erschienenen gleichwertig an. (Spa et-Fürth.) 


Schwarz: Bau, Einrichtung und Betrieb öflfentlioher Sohlacht¬ 
höfe. Handbuch für Schlachthofleiter, Sehlachthoftierärzte und Sani- 
täts- und Verwaltungsbeamte. Vierte vermehrte Auflage. Neu be¬ 
arbeitet von H. A. Heiss, Direktor des Schlaohthofes zu Straubing. 
Mit 49 Abbildungen und zahlreichen Tabellen. Berlin, Julius Springer, 
1912. Preis geb. 32 c M. 

Zwar gab es schon bei der Veröffentlichung der ersten Auflage des 
Schwarzschen Werkes Bücher, die den Bau und die Einrichtung öffentlicher 
Schlaohthöfe behandelten. Allein sie hatten den Mangel, daß sie lediglich 
von Architekten verfaßt waren, denen die Bedürfnisse eines modernen Schlacht¬ 
hofes nicht so bekannt sein konnten wie einem Schlachthofleiter; und außer¬ 
dem darf man nicht übersehen, daß der Bau von Schlachthöfen im heutigen 
Sinne erst um 1880 begonnen hatte, die Zeit bis 1894, wo das Schwarzsche 
Werk erschien, also gerade diejenige war, in der praktische Erfahrungen erst 
gesammelt werden und sich gewisse Normen bei den Schlachthoftierärzten 
und Architekten herausbilden konnten. Schwarz lernte theoretisch und 
praktisch die Bedürfnisse eines neuzeitlichen, auch für die Fleischbeschau, 
dem wichtigsten Teile des Betriebes, brauchbaren Schlachthofes kennen und, 
mit viel Sinn für Bau- und Maschinenwesen begabt, schuf er ein Werk, das 
nicht nur seinen Spezialkollegen, sondern auch den Städteverwaltungen hoch 
willkommen war, und das, trotzdem das Absatzgebiet nicht groß ist, in kurzer 
Zeit drei Auflagen erlebte und auch in die englische und französische Sprache 
übersetzt wurde. 

Leider starb Schwarz schon mit 43 Jahren plötzlich und unerwartet, 
gerade zu einer Zeit, als er eine vierte Auflage vorbereitete. Seine literarische 
Erbschaft übernahm Heiss. Lange Zeit verging, bis dieser das Erscheinen 
der vierten Auflage ankündigen konnte. So vorzüglich das Werk Schwarz’ 
seinerzeit war, die gesamte Schlachthofkunde hatte sich im letzten Dezennium 
gewaltig entwickelt, umwälzende technische Neuerungen waren eingeführt 
worden, und der Betrieb selbst hatte sich in jeder Beziehung erweitert und 
vergrößert. Nicht nur auf dem Gebiete der Baukunde waren Erfahrungen 
gesammelt worden, die es ermöglichten, heute Schlachthöfe von solcher Voll¬ 
kommenheit zu bauen, wie man sie vor 20 Jahren kaum zu träumen wagte; 
auch die inneren Einrichtungen, Kühlmaschinen, Klär- und Abfallverwertungs¬ 
anlagen usw., sind vervollkommnet, Kindermilchanstalten, Laboratorien für 
bakteriologische Fleischuntersuchung sind heute eine ständige Einrichtung 
der Schlachthofbetriebe; auch die Stellung der Tierärzte ist durch die Ein- 

Vierteljahrsachrüt für Gesundheitspflege, 1913. 
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führung der Maturitas und des Promotionsrechtes der Tierärztlichen Hoch¬ 
schulen eine ganz andere geworden. 

So mußte Heiss etwas ganz Neues schaffen, das alte Werk von Schwarz 
von Grund auf umarbeiten. Auch wenn man diese vierte Auflage nur ganz 
oberflächlich durchblättert, sieht man, mit welch unendlicher Liebe und großer 
Sachkenntnis Heiss gearbeitet hat y und versteht, warum er zur Vollendung 
so lange Zeit brauchte. Wenn je, so ist hier das Sprichwort: „Was lange 
währt, wird gut“ ein Wahrwort. 

Heiss hat bei der Neubearbeitung mit Recht alles weggelassen, was mit 
der Fleischbeschau und der Maschinenkunde zusammenhängt, da es hierfür 
ausgezeichnete Spezial werke von Ostertag (Fleischbeschau) und Schwarz 
(Maschinenkunde) gibt. Er war ferner bestrebt, Zusammengehörendes auch 
zuBammenzufassen und Altes oder Veraltetes nur insofern zu erwähnen, als 
es mit der Entwickelung der Schlachthoftechnik zusammenhängt. Dadurch 
wurde Raum geschaffen für hochinteressante Einzelheiten, von denen nur die 
vielen Übersichten über Schlachthofetats, Betriebs- und Personalausgaben, 
Abschreibungen, Wasserversorgung, Verteilung der Schlachthöfe im Reiche, 
Flächeninhalt und Kosten für Grunderwerb, bauliche Einrichtung, Baukosten, 
maschinelle Einrichtung, Laboratorien, Fleischkühlanlagen, Eisproduktion, 
Kläranlagen, Anstellungs- und Gehaltsverhältnisse der Beamten, Schlacht-, 
Beschau- und Wiegegebühren, Beseitigung der Konfiskate usw. usw. heraus¬ 
gegriffen seien. Das Produkt einer unendlich mühsamen, sorgfältigen Arbeit 
liegt allein schon darin, aber damit auch eine Fundgrube nicht bloß für 
Schlacbthofleiter und sonstige Beamte derselben, sondern auch für alle Kom¬ 
munen, die einen Schlachthof besitzen oder errichten wollen. Wenn man 
diese Tabellen sieht und bedenkt, wie schwer sie in solcher Vollendung zu¬ 
sammenzustellen sind, dann versteht man erst so recht, warum die neue Auf¬ 
lage so lange auf sich warten ließ. Es ist die Arbeit eines Mannes, der voll¬ 
ständig in seiner Aufgabe aufgegangen ist und ihr das leistungsfähigste 
Jahrzehnt seines Lebens mit voller Kraft, aber auch mit glänzendem Erfolge 
gewidmet hat. 

Da auch der Verlag sein Möglichstes tat, um das Werk würdig auszu¬ 
statten, das in seiner Vollständigkeit mehr leistet als eine ganze Bibliothek, 
so wird es von allen, die mit dem Bau, der Verwaltung oder dem Betrieb 
eines Schlachthofes zu tun haben, von Städteverwaltungen und Tierärzten, 
Architekten und Ingenieuren mit Freuden begrüßt werden. (Bündle.) 


Das Veterinärwesen einschließlich einiger verwandter (Je¬ 
biete in Dänemark. Nach Berichten des landwirtschaftl. Sach¬ 
verständigen Dr. Hollmann, früher beim Kaiserl. Generalkonsulat in 
Kopenhagen, und nach anderen Quellen bearbeitet durch Dr. med. vet. 
Hall, ständigem Mitarbeiter im Kaiserl.Gesundheitsamt. 

Das Veterinärwesen einschließlich einiger verwandter Ge¬ 
biete in der Schweiz. Nach Berichten des Kaiserl. General¬ 
konsulats und anderen Quellen bearbeitet durch Geh. Regierungsrat 
Dr. Ströse, Mitglied des Kaiserl.Gesundheitsamts. 
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Das Veterinärwesen einschließlich einiger verwandter Ge¬ 
biete in Ägypten. Nach Berichten des Kaiser]. Deutschen Kon¬ 
sulats in Kairo und nach anderen Quellen bearbeitet durch Dr. Zeller, 
früheren wissenschaftlichen Hilfsarbeiter im KaiserL Gesundheitsamt. 
Sonderabdrücke aus „ Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamt. 14 
Band XLH1, Heft 3, 1912. Ausgegeben im Dezember 1912. Berlin, 
Julius Springer. 

Die vorliegenden Arbeiten geben ein genaues Bild des derzeitigen Standes 
des Veterinärwesens in den genannten Landern und zeugen von sorgfältigem 
Studium der einschlägigen Verhältnisse, sind aber auch gleichzeitig ein Bild 
der mehr oder weniger vorgeschrittenen Kultur und Gesetzgebung. Daß 
beide in dem kleinen Dänemark auf sehr hoher Stufe stehen, ist bekannt und 
wird hier wieder bestätigt. Weniger einheitlich ist das Veterinärwesen in 
der Schweiz organisiert, was seinen hauptsächlichsten Grund wohl darin hat, 
daß wichtige Zweige der Gesetzgebung den einzelnen Kantonen Vorbehalten 
sind. Am weitesten zurück unter den drei genannten Ländern ist naturgemäß 
Ägypten, doch scheint es, daß die Engländer auch hier allmählich Besserung 
eintreten lassen, wenigstens ist in bezug auf Seuchentilgung ein recht be¬ 
merkenswerter Anfang gemacht. (Bündle.) 


E. Rost u. Fr. Franz: Vergleichende Untersuchung der pharma¬ 
kologischen Wirkungen der organisch gebundenen 
schwefligen Säuren und des neutralen sohweflig- 
sauren Natriums, n. Teil. Sonderabdruck aus „ Arbeiten aus 
dem Kaiserlichen Gesundheitsamt 44 . Bd. XLUI, Heft 2. Berlin, Julius 
Springer, 1912. 

In der vorliegenden Arbeit berichten die Verfasser über die Fortsetzung 
der von ihnen früher veröffentlichten Versuche über die Wirkungen der 
schwefligen Säure und ihrer Verbindungen, insbesondere zur Entscheidung 
der Fragen, ob die schweflige Säure bei wiederholter Zufuhr von Schweflig¬ 
säurepräparaten auch in kleineren Mengen chronische Wirkungen entfaltet, 
ob sie in den Stoffumsatz ein greift, welche Schicksale sie im Organismus er¬ 
leidet und wie sich der Mensch ihr gegenüber verhält. 

Auf Grund ihrer Tierversuche kommen die Verfasser zu dem Schluß, 
daß der schwefligen Säure Blutgift Wirkungen und entzündungerregende 
Eigenschaften auf die Nieren, wie Kionka behauptet hatte, nicht zukommen. 
Auch konnte eine besondere Wirkung auf die Ausnutzung des Futters im 
Darm und auf den Stoffwechsel nicht festgestellt werden. 

Beim Menschen lassen sich im pharmakologischen Versuch die bereits 
von Jacoby eingehend untersuchten Magendarmreizungen feststellen, die in 
leichtem Magendrücken und Auf stoßen bestehen, aber auch heftige Grade 
annehmen und zu Folgeerscheinungen schwerer Art führen können. Stoff- 
wechselversuche führten zu dem Ergebnis, daß der Stickstoffumsatz, die 
Kohlensäure- und Wasserausscheidung in keinem Fall verändert waren. Viel¬ 
fach, aber nicht regelmäßig konnte außerdem eine geringe Verschlechterung 
der Ausnutzung der Eiweiß- und Fettnahrung nachgewiesen werden. 

31* 
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Die schweflige Säure wird im Magendarmkanal und überhaupt in Be¬ 
rührung mit lebenden Geweben so schnell oxydiert, daß es nicht gelingt, den 
Weg der eingeführten schwefligen Säure bis zu ihrer Ausscheidung zu ver¬ 
folgen. 

Die schweflige Säure und ihre Salze haben eine einheitliche Wirkung'. 
Diese Wirkung wird abgeschwächt, wenn die Oxydation verlangsamt oder 
aufgehoben wird. Die Wirkung ist eine äußerst flüchtige, die vielleicht nur 
im Augenblick des Übergangs in Sulfat wirksam ist. Die örtlichen Reiz¬ 
wirkungen auf die Schleimhäute, wie auch die Wirkungen großer Dosen auf 
den Stoffwechsel des Hundes sind lediglich Salzwirkungen; beim Kaninchen 
ist ein Teil der örtlichen Reizwirkung als Säurewirkung zu deuten. Im 
übrigen ist der Mechanismus der Sulfitwirkung im einzelnen noch dunkeL 

(E. R.) 


Denkschrift über die seit dem Jahre 1903 unter Mitwirkung des Reiches 
erfolgte systematische Typhusbekämpfung Im Südwesten 
Deutschlands. Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamt. 
41. Bd. Mit 3 Tafeln und 23 in den Text gedruckten Abbildungen. 
Berlin, Julius Springer, 1912. 

Nachdem schon vorher im Regierungsbezirk Trier, wo der Typhus eine 
bedenkliche Ausbreitung erlangt hatte, mit der Bekämpfung des Typhus 
nach dem von R. Koch aufgestellten Grundsätze der Feststellung und Ver¬ 
folgung jedes einzelnen Falles begonnen worden war, wurde im Jahre 1903 
mit Mitteln des Reiches die systematische Typhusbekämpfung auf die an¬ 
grenzenden, gleichfalls vom Typhus stark heimgesuchten Bundesstaaten sowie 
auf Elsaß-Lothringen ausgedehnt. Es wurden die zu diesem Zweck erforder¬ 
lichen Untersuchungsanstalten eingerichtet und im Jahre 1904 ein besonderer 
ReichskommisBar für die Typhusbekämpfung im Südwesten des Reiches bestellt. 

An dem Umriß der vorliegenden Denkschrift hat noch R. Koch selber 
mitgearbeitet. Leider war es ihm nicht mehr vergönnt, den einleitenden 
Abschnitt „Wissenschaftliche Grundlagen für den Versuch einer Typhus¬ 
bekämpfung“, dessen Bearbeitung er sich Vorbehalten hatte, fertigzustellen. 
An seiner Stelle hat Ministerialdirektor Professor Kirchner die Bearbeitung 
dieses ersten Abschnittes in dankenswerter Weise übernommen und darin 
die Richtlinien festgelegt, die bei der Typhusbekämpfung im Südwesten des 
Reiches zur Durchführung gekommen sind. Außerdem hat eine große Zahl 
derjenigen Herren, die an der Erforschung und Bekämpfung des Typhus 
im Südwesten Deutschlands persönlich mitgewirkt haben, sich an der Aus¬ 
arbeitung des Denkschrift beteiligt. Wenn auch hier und da kleinere Un¬ 
stimmigkeiten in den Darlegungen der einzelnen Bearbeiter nicht ganz zu 
vermeiden waren, so betreffen sie nur Nebensächlichkeiten, und dem Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt gebührt Dank, daß die Abhandlungen in der ein¬ 
gesandten Fassung ohne jede Änderung zum Abdruck gebracht wurden. 

So bietet die vorliegende Denkschrift eine zusammenfassende Darstellung 
des gegenwärtigen Standes der Typhusforschung und der Typhusbekämpfung, 
deren Fertigstellung besonderen Dank verdient. Nach der Einleitung be¬ 
handelt Kirchner „die wissenschaftlichen Grundlagen für den Ver¬ 
such einer Typhusbekämpfung nach Analogie der Cholera- 


Di gitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Kritiken und Besprechungen. 


485 


bekämpfung“; Frosch „die Errichtung der ersten Typhusstationeu 
in Trier und Saarbrücken“ und der frühere Reichskommissar Schreiber 
„die Typhusbekämpfung als Verwaltungsmaßnahme“. Hieran schließt 
sich im dritten Teil die eigentliche Typhusbekämpfung, und zwar 
behandelt Prigge die Ermittelung der Typhusfälle, die örtlichen Ermitte¬ 
lungen über den Ursprung der Fälle und die Frage der Bazillenträger und 
Dauerausscheider; Lentz und Conradi die bakteriologische Typhusdiagnose; 
Haendel die Statistik der bei der bakteriologischen Untersuchung gemachten 
Befunde, unter besonderer Berücksichtigung des Zeitpunktes der bakterio¬ 
logischen Krankheitsfeststellung; Fehrs die Maßnahmen zur Verhütung der 
Weiterverbreitung, speziell die Absonderung in Krankenhäusern; Levy und 
Gachtgens die Eigenschaften der Typhusbazillen; v. Drigalski die 
Übertragungsweise der Typhusbazillen von Mensch zu Mensch; Hertel die 
örtlichen und zeitlichen Verhältnisse der Krankheit usw.; Fischer die Des¬ 
infektion; Schlecht, Demuth, Schmidt und Pawollek die allgemeinen 
Gesundheitsverhältnisse im Typhusgebiet; Symanski die Mitwirkung der 
Ärzte und des Publikums bei der Typhusbekämpfung; Neu mann die Be¬ 
ziehungen des Typhus zur Industrie; Klinger Besonderheiten der Typhus¬ 
bekämpfung in den größeren Städten und auf dem Lande; Lentz aktive 
und passive Schutzimpfung und Fornet die Statistik über den Typhus und 
die Typhusbekämpfung im Südwesten des Reiches. 

Endlich behandelt im vierten Teil Rimpau die bazilläre Ruhr und den 
Paratyphus bei der organisierten Typhusbekämpfung, während Megele 
anderweitige bakteriologische Untersuchungen und zum Schluß Fornet 
die Ergebnisse der Typhusbekämpfung im Südwesten des Reiches erörtert. 

Schon die Aufzählung dieser einzelnen Abschnitte gibt einen Begriff von 
dem außerordentlich reichen Inhalt der Denkschrift. Bezüglich des Ergeb¬ 
nisses der Bekämpfungsmaßnahmen erwähne ich, daß die Zahl der Erkran¬ 
kungen, berechnet auf 10000 Einwohner, von 11,0 im Jahre 1904 auf 4,8 
im Jahre 1911 zurückgegangen ist, das bedeutet eine Verminderung der 
Typhusfrequenz um 56,4 Proz., während in Preußen die Typhusmorbidität 
in diesem Zeitraum die gleiche geblieben ist. Die Typhuskurve zeigt, daß 
die Jahre 1910 und 1911 ungünstigere Verhältnisse aufweisen, wie das Jahr 
1909. Es erklärt sich dies daraus, daß im Jahre 1910 in Elsaß-Lothringen 
besondere Verhältnisse Vorlagen, die die Verbreitung des Typhus begünstigten, 
während im Jahre 1911 der sommerliche Anstieg der Typhusmorbidität auf 
die abnorme Hitze und Trockenheit zurückgeführt werden muß. 

Neben dem praktischen Erfolg der Verminderung der Typhüshäufigkeit 
verdanken wir der systematischen Typhusbekämpfung mannigfache Errungen¬ 
schaften auch auf wissenschaftlichem Gebiet, worüber die Einzelabhandlungen 
der Denkschrift keinen Zweifel lassen. Namentlich sei hingewiesen auf die 
Verbesserung der bakteriologischen Diagnose, die Besonderheiten des Verlaufs 
des Typhus, die Häufigkeit bei Kindern, die Frage der Bazillenträger und 
Dauerausscheider, das Desinfektions wesen und anderes. Vor allem aber 
besteht der Nutzen dieser systematischen Bekämpfungsmaßnahmen darin, daß 
an einem Schulbeispiel gezeigt wird, wie sich der Typhus heute mit Erfolg 
bekämpfen läßt und welchen Gewinn auch nach der wirtschaftlichen Seite 
seine Eindämmung bedeutet. (E. R.) 
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Fr. Münter: Kultur des Leibes. Wege zur Hebung der Volkskraft. 
Br&unschweig und Berlin, George Westermann, 1912. 

Das vorliegende Werkchen will einer gründlicheren persönlichen Hygiene, 
einer rationelleren Pflege des Körpers dienen und wendet sich an alle urteils¬ 
fähigen Köpfe aus allen sozialen Ständen und Berufen, um den Gedanken zu 
fördern, daß es eine Pflicht ist, gesund zu sein. 

Im ersten Teil behandelt der Verfasser Kultur und Körperkonstitution, 
Muskelpflege, Erholung und Schlaf, Bäder und Hautpflege, Luft und Licht, 
Essen und Trinken, Kleidung, Wohnen und Alkohol Im zweiten Teil werden 
besprochen: der Säugling, die Schule, die Schulentlassenen, die Studenten, die 
Armen, die Frau, das Landvolk, der Arbeiter und das Alter. 

Die einzelnen Abschnitte geben an der Hand der vorliegenden Er¬ 
fahrungen und der Anschauungen hervorragender Männer ein scharf um- 
rissenes Bild des für die persönliche Hygiene Wissenswerten. Besondere 
Beachtung verdienen auch die beherzigenswerten Schlußworte des Verfassers. 

_ (E. R.) 

Archiv für Rettungswesen und erste ärztliche Hilfe. Unter 

Mitwirkung von Bumm und Kirchner, herausgegeben von 
S. Alexander, Dietrich und George Meyer. l.Bd. l.Heft. Berlin, 
Richard Schoetz, 1912. 

Mit dem Wachsen der sozialen Bestrebungen und Aufgaben gewinnt 
auch das öffentliche Rettungswesen, soweit es die öffentliche Fürsorge für 
Verletzte und plötzlich Erkrankte darstellt, erhöhte Bedeutung und erhöhten 
Einfluß auf Staat und Gemeinde, Gesetzgebung und Verwaltung, private und 
öffentliche Wohlfahrtspflege. Damit wächst zugleich der Umfang der Auf¬ 
gaben des Rettungswesens. 

Bisher fehlte es für die Veröffentlichung der einschlägigen Arbeiten, der 
Vorkommnisse auf den Gebieten der Gesetzgebung und Verwaltung sowie der 
Berichterstattung über Kongresse und anderweite Vereinigungen des Rettungs¬ 
wesens an einem Sammelorgan. Hier soll das „ Archiv für Rettungswesen 
und erste ärztliche Hilfe u ausgleichend eintreten, das sich zum Ziel gesetzt 
hat, durch Originalartikel, Referate, Berichte und durch Erörterung der 
wichtigsten Tagesfragen die wissenschaftlichen Aufgaben des Rettungswesens 
und seine praktische Ausgestaltung zum Wokle der Allgemeinheit zu fördern. 

Das vorliegende erste Heft enthält außer Referaten, Berichten usw. 
Originalarbeiten von Kovach (Budapest) über „Die Fortschritte der Technik 
des Rettungswesens im letzten Dezennium“; von Micke (Berlin) über „Die 
Verhütung von Unfällen im Straßenbahnverkehr“; von Lewandowski über 
„Der Nothelferunterricht in Schulen“; von George Meyer über „Rettungs¬ 
wesen in Heeresbadeanstalten und Schwimmanstalten“ und von Jellinck 
über „Die Rettung elektrisch Verunglückter“. 

Allen Freunden des Rettungswesens sei das Archiv aufs wärmste 
empfohlen. (E. R.) 

A. Fischer: Grundriß der sozialen Hygiene für Mediziner, 
Nationalökonomen, Verwaltungsbeamte und Sozial- 
refonner. Mit 70 Abb. im Text. Berlin, Julius Springer, 1913. 
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Der Verfasser des vorliegenden Grundrisses gehört seit einer Reihe von 
Jahren zu den eifrigsten und verdienstvollsten Vorkämpfern auf dem Gebiete 
der sozialen Hygiene. Über die für den Arzt und Hygieniker wichtigsten 
Ergebnisse, die bei amtlichen Untersuchungen gewonnen wurden, hat er, wie 
den Lesern dieser Zeitschrift bekannt, in einer Reihe wertvoller Arbeiten in 
dieser Vierteljahrsschrift berichtet, wie desgleichen in der Münchener medizi¬ 
nischen Wochenschrift, so daß er von vornherein vorzugsweise berufen war, 
das hier vorliegende Material zusammenfassend zu verarbeiten. 

Aus äußeren Gründen beschränkte sich der Verfasser darauf, nicht ein 
umfangreiches Lehrbuch, sondern nur das Allerwichtigste in einem Grundriß 
zu bieten, um zunächst in den Reihen der Mediziner, Nationalökonomen, Ver¬ 
waltungsbeamten und Sozialreformer das noch vielfach fehlende Interesse für 
den vorliegenden Gegenstand zu wecken. Außer den amtlichen Publikationen 
wurden bei der Abfassung des Grundrisses auch die großen Sammelwerke der 
sozialen Hygiene sowie die Handbüoher, die sich mit einzelnen Teilen der 
sozialen Hygiene befassen, benutzt. 

In dem ersten allgemeinen Abschnitt bespricht Fischer den Begriff der 
sozialen Hygiene, die Methoden der sozialen Hygiene und die Geschichte der 
sozialen Hygiene. Hieran schließt sich eine Besprechung der Faktoren des 
sozialen Gesundheitswesens — Bevölkerungszusammensetzung und Bewegung, 
Arbeitsverhältnisse, Nahrungswesen, Wohnungswesen, Kleidung, Hautpflege, 
Erholung, Fortpflanzung —. Ein dritter Abschnitt behandelt die sozial¬ 
hygienischen Zustände einzelner Personenklassen, unterschieden nach Alters¬ 
und Berufsklassen. Im vierten Abschnitt werden die Beziehungen einzelner 
Krankheitsarten zu den sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen behandelt, 
während in einem letzten Abschnitt die allgemeinen Maßnahmen der sozialen 
Hygiene erörtert werden. 

Diese Systematisierung, wie sie sich schon aus der Einteilung ergibt, 
liefert den Beweis, wenn es eines solchen noch bedürfte, daß die Sozialhygiene 
eine wohlcharakterisierte Wissenschaft mit reichem Tatsachenstoff und mit 
gut begründeten Gesetzen darstellt. Bei der Behandlung im einzelnen folgte 
der Verfasser dem Grundsatz, die Probleme vorurteilsfrei aufzurollen und 
jeweils Vertreter jeder Richtung zu Worte kommen zu lassen, ohne dabei 
jedoch mit der eigenen Meinung zurückzuhalten. Weitgehende Literatur¬ 
angaben und Beifügung statistischen Materials ermöglichen es dem Leser, an 
der Hand des Quellenmaterials selber in eine Prüfung des Dargebotenen ein¬ 
zutreten und durch eigenes Studium zu ergänzen, während graphische Dar¬ 
stellungen und Abbildungen den Text erweitern und beleben. 

Der vorliegende Grundriß erfüllt nach allen Richtungen seinen Zweck, 
einen Einblick in das unendlich weite und wichtige Gebiet der sozialen 
Hygiene zu gewähren. Im Interesse eines weiteren Ausbaues der Sozialhygiene 
ist ihm die weiteste Verbreitung zu wünschen. (E. R.) 


XLÜ. Jahresbericht des Kgl. Landesmedizinalkollegiums 
über das Medizinalwesen im Königreich Sachsen auf 
das Jahr 1910. Leipzig, F. C. W. Vogel, 1912. 
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Der Bericht gibt in 20 Kapiteln ein übersichtliches Bild des Standes 
der Medizinal- und Sanitätspolizei im Königreich Sachsen für das Jahr 1910 
und im Anschluß daran eine Reihe von Tabellen und eine Zusammenstellung- 
der im Berichtsjahre von dem zuständigen Ministerium erlassenen Verord¬ 
nungen. Ein Orts- und Sachregister erleichtert die Orientierung. (E. R.) 


K. Thumm; Über Anstalts- und Hauskläranlagen. Ein Beitrag 

zur Abwässerbeseitigungsfrage. II. vermehrte Auflage. Mit 61 Abb. 
im Text. Berlin, August Hirschwald, 1913. 

Die vorliegende Arbeit, die ihre Entstehung einem Bericht verdankt, 
den der Verfasser auf der achten Versammlung der Tuberkuloseärzte in 
Dresden im Jahre 1911 erstattete, gibt einen Überblick über das weit ver¬ 
zweigte Gebiet der Abwässerbeseitigung, unter hauptsächlicher Betonung der 
sich hierbei ergebenden Schwierigkeiten. Die schon nach Jahresfrist not¬ 
wendig gewordene Neuauflage hat gegenüber der ersten, namentlich auch in 
dem Schlußkapitel, wesentliche Erweiterungen erfahren. 

Nach einer kurzen Einleitung werden Art und Menge der Abwässer 
und der reinen Wässer, die Ableitung der Abwässer, die Einrichtungen zur 
Desinfektion der Abwässer und sodann die Verfahren zur Reinigung der Ab¬ 
wässer besprochen, letztere unterschieden nach dem mechanischen, dem 
mechanisch-chemischen und dem biologischen Reinigungsverfahren. Eine be¬ 
sondere Besprechung haben die Verfahren der getrennten Schlammfaulung 
erfahren, während das Schlußkapitel ein Verzeichnis und eine kurze Charak¬ 
terisierung der verschiedensten Abwässerreinigungsverfahren, eine Literatur- 
Übersicht und ein Sach- und Namenregister enthält. Hier wird namentlich 
das Verzeichnis und die kurze Charakterisierung der verschiedenen Ab¬ 
wässerreinigungsverfahren dem Medizinalbeamten besonders willkommen sein. 
Nicht minder wertvoll ist die große Zahl vorzüglicher Abbildungen, die zum 
Verständnis der Einzelheiten wesentlich beitragen. 

ln Übereinstimmung mit dem Verfasser wird daran festzuhalten sein, 
daß nur in solchen Fällen, wo alle für einen guten Kläreffekt in Frage 
kommenden Bedingungen erfüllt sind und eine ausreichende Kontrolle sicher¬ 
gestellt ist, derartige Einzelanlagen in Frage kommen dürfen, das sind im 
wesentlichen Krankenanstalten, Genesungsheime usw., während Privathäuser 
in der Regel von vornherein ausscheiden. 

Allen Hygienikern kann die vorliegende, ebenso schnell wie zuverlässig 
orientierende Arbeit, in der der Verfasser es vermieden hat, auf technische 
Einzelheiten einzugehen, aufs wärmste empfohlen werden. (E. R.) 


Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinal Ver¬ 
waltung. Im Aufträge usw. herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung im Ministerium des Innern. 1. Bd., Heft 16. „Die den 
Hebammen, Hebammenlehrern und Kreisärzten durch die 
Neuauflage des preußischen Hebammenlehrbuches erwach¬ 
senden Aufgaben“ von Dr. Krohne, Geh. Med.-Rat undVortr.Rat 
im Ministerium des Innern. Berlin, Richard Schoetz, 1911. 
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Die durch Erlaß des Ministers des Innern vom 19. November 1912 für 
den Hebammenunterricht eingeführte Neuauflage des Hebammenlehrbuches 
bringt eine große Zahl bedeutsamer Änderungen der Vorschriften des Lehr¬ 
buches und der Dienstanweisung für die Hebammen. Es war daher not¬ 
wendig, daß die Hebammen und Hebammenschülerinnen sich in möglichst 
kurzer Zeit mit dem Inhalt der Neuauflage und der veränderten Dienst¬ 
anweisung eingehend vertraut machten, und daß die Hebammenlehrer auch 
bei den Wiederholungskursen und die Kreisärzte bei den drei Monate nach 
Erscheinen der Neuauflage vorgeschriebenen Nachprüfungen die Hebammen 
über Zweck und Bedeutung der neuen Vorschriften in weitestem Umfange 
belehrten und hinsichtlich der neu zu erlernenden Kenntnisse prüften. Der 
Erreichung dieses Zweckes dient die vorliegende Veröffentlichung, in der der 
derzeitige Referent im Ministerium des Innern eine übersichtliche Zusammen¬ 
stellung und Begründung aller hier in Frage kommenden Neuerungen gibt, 
für die die Medizinalbeamten, die Universitätslehrer für Geburtshilfe und die 
Direktoren der Hebammenlehranstalten dem Verfasser zu besonderem Danke 
verpflichtet sind. (E. R.) 


Hirschbruch und Marggraf: Über eine durch Fleischwaren 
verursachte Typhusepidemie. Arbeiten aus dem Kaiserl. 
Gesundheitsamt, Bd. 43, Heft 4, 1913. 

Der Ausgangspunkt der Epidemie mit insgesamt 71 Fällen war ein 
Fleisch- und Wurstwarengeschäft. 

Die erste Zwischenträgerin war die zunächst noch gesunde Kinder¬ 
wärterin des Fleischers, die nebenbei noch ihren an Typhus erkrankten Sohn 
zu Hause pflegte. Sie wie die Frau des Fleischermeisters erkrankten dann 
ebenfalls an Typhus. An diese Fälle reihten sich Tag für Tag die neuen an. 
Nach Ansicht der Verfasser soll eine derart schleppende Verbreitungsweise 
für solche Infektionsquellen charakteristisch sein. (E. R.) 


Die Tuberkulosesterbliohkeit der Schweiz und die zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose daselbst im letzten Jahr¬ 
zehnt gemachten Anstrengungen. Vortrag von Dr. Schmid, 
Direktor des Schweizerischen Gesundheitsamts in Bern. Internationale 
Vereinigung gegen Tuberkulose in Bern, April 1912. 

Wie der Verfasser an der Hand zahlreicher Tabellen nachweist, ist auch 
in der Schweiz seit Mitte der 80 er Jahre ein wesentlicher Rückgang der 
Tuberkulosesterblichkeit zu beobachten, und zwar ganz besonders in den 
größeren Städten, wo die Bekämpfung der Tuberkulose zuerst und besonders 
intensiv einsetzte. Auffallend groß ist der Rückgang der Tuberkulosesterb- 
lichkeit der Schweiz bei Kindern bis zu fünf Jahren. Dementsprechend hat 
sie freilich in der Altersklasse über 60 zugenommen, weil die Lungentuber¬ 
kulosen jetzt ein höheres Alter gegen früher erreichen, wenn sie auch 
schließlich an ihrer Tuberkulose zugrunde gehen. Alles in allem wird der 
Rückgang der Tuberkulosesterblichkeit der Schweiz von 1890 bis 1910 auf 
30 Proz. angegebon. 
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Von Interesse sind die Gegenüberstellungen der einzelnen tuberkulösen 
Organerkrankungen bzw. deren Verteilung auf die Altersklassen und Ge¬ 
schlechter, und der Einfluß der Beschäftigung und der örtlichen Verhältnisse. 
Besonders günstig liegen die Verhältnisse in den obersten Höhenregionen 
der Schweiz, trotzdem diese Statistik durch zahlreiche tuberkulöse Ansiedler 
fremder Länder, wie in Davos, wesentlich verschlechtert wird. 

Obwohl die Bekämpfung der Tuberkulose auf systematischer Grundlage 
in der Schweiz noch verhältnismäßig jung ist und ihre Entstehung zum 
größten Teil privater Initiative verdankt, existieren heute doch zahlreiche 
mustergültige Volksheilstätten, die insgesamt über 1000 Betten verfügen 
und die in fünf Jahren über 11000 Patienten verpflegt haben. Die Dauer¬ 
erfolge dieser Anstalten stimmen mit den unsrigen wohl im wesentlichen 
überein, nur die Zahl der nach der Entlassung voll Arbeitsfähigen scheint 
mir auffallend hoch zu sein. 

Der Ansicht Schmids, daß die Dauererfolge bei den Heilstätten mit 
kürzerer Kurdauer im allgemeinen nicht schlechter sind als die der Heil¬ 
stätten mit längerer Kurdauer, kann nicht zugestimmt werden. 

Die Verpflegungskosten, die pro Tag und Person bis auf 2,45 Franken 
heruntergehen, dürften im Vergleich zu dem Etat unserer Volksheilstätten als 
auffallend niedrig bezeichnet werden. 

Neben diesen Volksheilstätten existieren in der Schweiz noch zahlreiche 
Privatsanatorien, während die Anstalten für Minderbemittelte noch recht 
wenig zahlreich sind. 

Auch in der Schweiz wurde die Erfahrung gemacht, daß in den Lungen¬ 
heilstätten allein der Kampf gegen die Tuberkulose nicht geführt werden 
kann. Die Aufklärung des Volkes in Wort und Schrift, die Belehrung und 
Beratung Kranker in Auskunfts- und Fürsorgestellen wurde in das Programm 
mit aufgenommen. An mehreren Krankenhäusern wurde eine eigene Tuber¬ 
kuloseabteilung geschaffen, in Leysin wurde der Volksheilstätte eine länd¬ 
liche Kolonie angegliedert, um den Genesenen den Übergang zur Berufsarbeit 
zu erleichtern. 

Für die gefährdeten Kinder sorgen Säuglingsheime und Säuglingsfür¬ 
sorgestellen, Kinderhorte, Ferienheime, Kinderheilstätten usw. 

Die Anzeigepflicht und die Wohnungsdesinfektion beim Tod oder 
Wohnungswechsel Tuberkulöser ist in der Schweiz noch nicht allgemein ein¬ 
geführt, vielmehr sind derartige Maßnahmen gegen die Tuberkulose zum Teil 
noch der Privatinitiative überlassen. 

In mehreren Kantonen existieren jedoch auch hier bereits gesetzliche 
Bestimmungen über Anzeigepflicht, Desinfektion, Ausspuckverbot, gesundheit¬ 
liche Kontrolle mit offener Tuberkulose Behafteter usw. Bestimmungen, wie 
sie z.B. die Kantone Luzern und Schaffhausen erlassen haben, gehen über 
die bei uns bestehenden Gesetze hinaus. So besteht hier eine Anzeigepflicht 
nicht nur bei Todesfall infolge von Lungen-, Kehlkopf- und Knochentuber¬ 
kulose, sondern auch bei Wohnungswechsel solcher Personen, ebenso wie 
bei hochgradiger Gefährdung der Umgebung eines an offener Tuberkulose 
Leidenden infolge ungünstiger WohnungsVerhältnisse, Wohnen bzw. Tätigkeit 
in Schulhäusern, Erziehungs- und Kuranstalten, Fabriken, Werkstätten usw., 
und hier wiederum ganz besonders in solchen Betrieben, in denen Nahrungs- 
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and Genußmittel hergestellt oder verkauft werden, Bestimmungen, die einer 
Prüfung und Würdigung wert erscheinen. (E. R.) 


E. üngermann: Über einen wahrscheinlich, auf zufälliger 
alimentärer Verunreinigung beruhenden Perlsuoht- 
bazillenbefund im Auswurf. Arbeiten aus dem Kaiserl. Ge¬ 
sundheitsamt, Bd. 43, Heft 4, 1913. 

Bei einem 37 jährigen Manne, der seit 17 Jahren an einer tuberkulösen 
Kniegelenkentzündung litt, wurden bei einer Sputumuntersuchung ohne 
Beobachtung der von Koch geforderten Vorsichtsmaßregeln (Enthaltung von 
Milchgenuß usw.) Tuberkelbazillen des Typus bovinus nachgewiesen. 

Der Eiter des Amputationsstumpfes enthielt dagegen Tuberkelbazillen 
des Typus humanus. Da keine Anhaltspunkte für eine Perlsuchtbazillen¬ 
infektion vorhanden waren, so führt der Verfasser diesen Sputumbefund auf 
eine alimentäre Verunreinigung mit bovinen Tuberkelbazillen durch die 
Nahrung zurück. (E.R.) 

C. Moeli-Berlin: Die Beiratstelle als Form der Fürsorge für 
aus Anstalten entlassene Geisteskranke. Veröffentlichungen 
aus dem Gebiet der Medizinalverwaltung. 2. Bd., 2. Heft. Berlin, 
Richard Schoetz. Preis 0,70 

Ein großer Teil der Geisteskranken bedarf nach seiner Entlassung aus 
der Anstaltsbehandlung noch weiterer Fürsorge, um den Anforderungen und 
Versuchungen, die das Leben und der Existenzkampf mit sich bringen, ge¬ 
wachsen zu sein. 

Eine Art der Fürsorge haben wir in der Familienpflege unter Aufsicht 
der Anstalt, wodurch der Kranke allmählich unter natürliche Lebensbedin¬ 
gungen gestellt werden soll, während ihm andererseits doch der Schutz der 
Anstalt weiter verbleibt, bis zur Rückkehr in eine wirtschaftlich mehr oder 
minder weitgehende Selbständigkeit. Schon hier muß auf die Art der Eirank¬ 
heit und die individuellen und sozialen Verhältnisse der Kranken möglichst 
Rücksicht genommen werden. 

Aber auch die Familienpflege kann bei einem großen Teil der Geistes¬ 
kranken entbehrt werden, sobald sie imstande sind, ganz oder teilweise 
ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Das Streben nach größerer Unabhängig¬ 
keit muß auf jede Weise unterstützt werden. 

Um dies zu ermöglichen, stehen dem Aufsichtsarzt Pflegestellen zur Ver¬ 
fügung, mit deren Inhabern er in steter Verbindung steht und die gemäß 
ihrer Persönlichkeit und Ausbildung besonderen Anforderungen genügen 
müssen. 

Aber selbst in der Kontrolle der Pflegestelle sehen manche Kranke eine 
unerträgliche Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit. Ohne völlig auf 
eigenen Füßen stehen zu können, werden manche Kranke imstande sein, 
sich mit geringer Beihilfe, unter selbständiger Verwaltung ihrer materiellen 
Mittel durchs Leben zu schlagen. Hier genügt also schon dauernder Connex 
allein mit dem Arzte. 
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Die Beschaffung von passender Arbeitsgelegenheit fällt aber gerade 
solchen Kranken oft sehr schwer, sie bedürfen der Hilfe und des Rates eines 
anderen. Die einzige hierfür geeignete Persönlichkeit ist für Moeli der 
fachmännisch gebildete und mit dem Vorleben des Kranken vertraute Arzt. 

Die diesem Zwecke dienende Einrichtung bezeichnet Moeli mit dem 
Namen: Beiratstelle, im Gegensatz zur Fürsorge- und Pflegestelle; ihre Re¬ 
präsentanten sind die Beiräte. Eine solche Beiratstelle besteht in Berlin seit 
etwa einem Jahre für entlassene Geisteskranke der Anstalt Herzberge. 

Die Tätigkeit der Beiräte, der Geschäftsstelle, der Helferin, die Art und 
Höhe der gewährten Unterstützungen, die Geschäftsführung werden genau 
besprochen. 

Jedem, der sich für diese Einrichtung, über deren Zweckmäßigkeit und 
Existenzberechtigung der Erfolg zu entscheiden haben wird, interessiert, auch 
Nichtärzten, insbesondere Pflegern, kann die Lektüre des Schriftchens warm 
empfohlen werden. _ (E.R.) 

Rauhe: Die unehelichen Geburten als Sozialphänomen. Ein 

Beitrag zur Bevölkerungsstatistik Preußens. Heft VIII der statisti¬ 
schen und nationalökonomischen Abhandlungen usw. von G. v. Mayr. 
München, Emil Reinhardt, 1912. 

Die vorliegende Arbeit, die für das Gebiet des preußischen Staates das 
Vorkommen der unehelichen Geburten sowie ihre erkennbaren Ursachen und 
Folgen untersuchen will, gliedert sich in zwei Abschnitte, eine theoretische 
Einleitung und «einen zweiten Abschnitt, der eine historische und detail- 
geographische Übersicht über das Vorkommen und die Verbreitung der un¬ 
ehelichen Geburten in Preußen gibt, unter besonderer Berücksichtigung des 
Gegensatzes der Verhältnisse in Stadt und Land, ln einem Tabellenanhang 
ist das statistische Rohmaterial niedergelegt. (E. R.) 


Kreisarzt Dr. Ascher-Hamm i. W.: Planmäßige Gesundheitsfür¬ 
sorge für die Jugend bis zur Militärzeit. Veröffentlichungen 
aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Bd. 2, Heft 1. Berlin, Richard 
Schoetz, 1913. Preis 2,50 t Jft. 

Das Prinzip der Zentralisation der Fürsorgebestrebungen hat in Hamm 
zur Errichtung eines Fürsorgeamtes geführt, dem die Fürsorge der Jugend 
bis zur Militärzeit untersteht. 

Hier, wie überall, wo die Jugendfürsorge unter höheren Gesichtspunkten 
planmäßig betrieben wird, machte sich bald das Bedürfnis geltend, eine mög¬ 
lichst einfache und doch sichere Methode zu Anden, mittels derer man schnell 
und insbesondere völlig objektiv ein Bild über die Konstitution des kindlichen 
Organismus gewinnen könne. 

Neben der vergleichenden Gewichtsbestimmung hat sich vor allem die 
Maßmethode als am brauchbarsten erwiesen. 

Die hieraus gewonnenen Zahlen geben uns ein Bild über die Konstitution 
des Gemessenen, aus dem wir, wenn es durch ärztliche Allgemeinuntersuchung 
vervollständigt wird, auf die Widerstandskraft des Organismus schließen 
können. 
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Jeder Altersklasse und jeder Größe entspricht als Norm ein gewisses 
Gewioht, ein bestimmter Hals-, Brust- und Bauchumfang. 

Gerade beim schulpflichtigen Alter ist die Kenntnis der Widerstandskraft 
von ganz besonderem Wert. Denn die schwächlich Konstituierten bedürfen 
einer ganz besonderen Fürsorge, zumal die Ursache für die Mindergewichtig¬ 
keit oft nicht in einer angeborenen Schwäche, sondern in einer unhygienischen 
Lebensweise gesucht werden muß. 

An der Hand Ton Konstitutionstabellen sind wir imstande, uns ein Bild 
darüber zu machen, welche Anforderungen wir bei einer bestimmten Körper¬ 
größe an Gewicht und Körpermaße stellen können. 

Nur auf Grund einer solchen Yöllig objektiven und auch vom Laien 
leicht ausführbaren Methode ist es möglich, schlecht konstituierte Jugendliche 
herauszufinden und durch geeignete Behandlung Yor Krankheit zu bewahren. 

Den Schluß der Arbeit bilden zahlreiche Tabellen über prozentuale 
Maße und Gewichte der Säuglinge Yon Stadt und Land, unter Gegenüberstellung 
der Brust-, Flaschen- und gemischt genährten Kinder, der Schüler und der 
nachschulpflichtigen Jugend. (E. R.) 


F. Erismann: Das alkoholfreie Volkshaus in Zürioh 4. Ge¬ 
schichte, Baubeschreibung, Betrieb. Zürich, Buchdruckerei des Schweize¬ 
rischen Grrütlivereins, 1913. Preis 40 Cts. 

Das seit zwei Jahren im Betrieb stehende alkoholfreie Volkshaus in 
Zürich 4 ist wohl das erste Volkshaus, in welchem der Grundsatz der absoluten 
Alkoholfreiheit durchgeführt ist. Es verdient besondere Anerkennung, daß 
das Initiativkomitee, das den Bau des Volkshauses in Zürich in die Wege 
geleitet hat, diesen Grundsatz der absoluten Alkoholfreiheit durchgeführt 
hat, da gerade die Volkshäuser ein besonders wirksames Werkzeug im Kampfe 
gegen den Alkohol sein sollen. Und daß der Betrieb eines alkoholfreien 
Volkshauses auf geschäftlicher Basis möglich ist, beweist die bisherige Er¬ 
fahrung mit dem Volkshause in Zürich 4. 

Wir sind deshalb dem verdienten Präsidenten des Verwaltungsrates der 
Volkshausstiftung, Prof. Erismann, besonders dankbar, daß in dem vor¬ 
liegenden Heft eine ausführliche Beschreibung des Volkshauses in bezug auf 
Entstehung, bauliche Einrichtung und Betrieb gegeben wird, und es ist nur 
zu wünschen, daß der Gedanke der Schaffung alkoholfreier Volkshäuser bald 
auch an anderen Orten, namentlich in volksreichen Städten und Industrie¬ 
zentren verwirklicht werden möchte. (E. R.) 


H. Böttger und E. Urban: Die preußischen Apothekengesetze 
mit Einschluß der reiohsgesetzliohen Bestimmungen 
über den Betrieb des Apothekergewerbes. 5. neubearb. 
u. vervollst. Aufl. Berlin, Julius Springer, 1913. 

An der bewährten und allgemein als zweckmäßig anerkannten Ein¬ 
teilung und Anordnung des Stoffes haben die Verfasser auch in der vor¬ 
liegenden Auflage festgehalten. Eine Reihe von Abschnitten erfuhr teils 
wesentliche Erweiterungen, teils Umarbeitungen. Neu bearbeitet ist das 
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Kapitel über die sozialpolitische Gesetzgebung, in dem die einschlägigen Be¬ 
stimmungen der Reichs versicherungsordnung und des Versicherungsgesetzes 
für Angestellte eine sachgemäße Darstellung gefunden haben. 

Besonderer Wert ist auch in der vorliegenden Auflage darauf gelegt 
worden, alle irgendwie zweifelhaften Punkte an der Hand der Rechtsprechung 
sorgfältig zu erörtern. Wie die vorangegangenen y wird auch die vorliegende 
Ausgabe ihren Zweck, dem Apotheker ein bequemer und zuverlässiger Führer 
auf dem Gebiete der Apothekengesetzgebung zu sein, in vollem Maße erfüllen. 

(E. R.) 


E. Hofmokl: Heilanstalten in Österreich. Mit 3io Abbildungen 
im Text. Wien und Leipzig, Alfred Hölder, 1913. 

Die vorliegende Arbeit gibt einen umfassenden und lehrreichen Überblick 
über den Umfang der neuzeitigen Entwickelung der Heilanstalten in Öster¬ 
reich. Die Arbeit bietet mancherlei beachtenswerte Anregungen und ist durch 
eine große Zahl von Abbildungen erläutert. (E.R.) 


F. Kirstein: Leitfaden für Desinfektoren in Frage und Ant¬ 
wort. 6. Aufl. Berlin, Julius Springer, 1913. 

Die vorliegende 6. Auflage des bekannten Leitfadens schließt sich im 
wesentlichen nach Einteilung von Inhalt der 5. Auflage an. 

Von dem apparatlosen Formalin verfahren ist neben dem Formalin- 
Calciumpermanganatverfahren auch noch das Paraform-Calciumpermanganat- 
verfahren berücksichtigt, da es namentlich für Kriegszwecke große Vorzüge 
besitzt. 

Es steht zu erwarten, daß das Büchlein auch in der neuen Auflage sich 
als brauchbarer Führer bei der Ausbildung der Desinfektoren bewähren wird. 

_ (E. R.) 

Fr. Croner, Oberassistent am Institut für Infektionskrankheiten: Lehr¬ 
buch der Desinfektion. Für Ärzte, Techniker, Tierärzte und 
Verwaltungsbeamte. Mit 44 Abb. Leipzig, Dr. Werner Klinkh&rdt, 
1913. Preis geh. 20c/Ä, geb. 22 tM. 

Für die Arbeiten auf dem Gebiete der Desinfektion existierte in Deutsch¬ 
land eine wissenschaftliche Zeitschrift sowie eine für die Desinfektoren; 
ihre Lehren wurden in weitestem Umfange in die Praxis übersetzt, aber in 
keinem Buche waren bisher die Forschungen zusammengestellt. Suchte man 
sich über eines der vielen, selten gebrauchten Desinfektionsmittel zu in¬ 
formieren, so war es immer notwendig, eine Anzahl von Zeitschriften durch¬ 
zusehen. Diesem schwer empfundenen Mangel wird endlich durch das vor¬ 
liegende Werk abgeholfen. Mit außerordentlichem Fleiß ist die Literatur 
zusammengestellt und mit großer Sachkenntnis die Angaben meist gegen¬ 
einander abgeschätzt. Die Klarheit der Darstellung fällt besonders da auf, wo 
es sich um Behandlung von Fragen handelt, die dem Nichtfachmann zunächst 
Schwierigkeiten bieten könnten, wie bei der Theorie der Desinfektion, oder 
der Natur des Wasserdampfes, oder der chemischen Konstitution der organischen 
Körper. — Die erste Hälfte des Werkes behandelt die Desinfektionsmittel. 
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Zunächst wird der Wasserdampf, gesättigter von verschiedenen Temperaturen, 
ungesättigter usw. besprochen, dann die Wirkung des Lichtes, der Kälte, der 
Trockenheit. Besonders eingehend ist dann die Wertbestimmung der chemischen 
Desinfektionsmittel abgehandelt. Hier haben sich unsere Anschauungen in 
den letzten Jahren wesentlich geändert; die Fixation der Bakterien und die 
Neutralisation der Desinfektionsmittel müssen wesentlich sorgfältiger ausgeführt 
werden, als es früher notig schien. Einen großen Raum nimmt die Besprechung 
der chemischen Desinfektionsmittel ein; dem Phenol und seinen Derivaten 
allein sind 50 Seiten gewidmet, entsprechend den zahlreichen Versuchen auf 
diesem Gebiete; die desinfizierende Wirkung der organischen, gegen Gonorrhöe 
verwendeten Silberpräparate ist ebensogut abgehandelt, wie die der in der 
Desinfektionspraxis verwendeten Körper. Nur wäre häufiger eine kritische 
Besprechung der einander öfters widersprechenden Arbeiten wünschenswert 
gewesen. Weiter ist die Theorie der Desinfektion besprochen, besonders die 
Frage, ob die Exponentialgleichung die richtige Formel für die Abtötung ist. 
Hier müßte es mehrmals log not statt log heißen. Verfasser schließt sich auf 
Grund eigener Untersuchungen der Ansicht Reichenbachs an. 

Die zweite Hälfte behandelt die Ausführung der Desinfektion in der 
Praxis. Zunächst werden die gesetzlichen Bestimmungen gebracht, dann sind 
die Ausbildung und die persönlichen Verhältnisse der Desinfektoren besprochen 
und ferner in zahlreichen Kapiteln die Behandlung der infizierten Gegenstände. 
Wünschenswert wäre hier ein Absatz über die Vernichtung des Ungeziefers, 
das ja nach der heutigen Anschauung der Überträger bei Pest, Fleckfieber, 
Recurrens ist. Die Kapitel über Dampfdesinfektionsapparate sind von In¬ 
genieuren mehrerer Firmen abgefaßt. Auf zahlreiche andere Abschnitte konnte 
hier nicht eingegangen werden; nur das sei noch besonders hervorgehoben, 
daß überall die streng wissenschaftliche Betrachtungsweise, die so lange Zeit 
bei den Desinfektionsversuchen vernachlässigt wurde, ihren gebührenden Platz 
erhalten hat. Diese Eigenschaft, die Reichhaltigkeit, die schöne Darstellung 
und die ausgezeichnete Ausstattung werden dem Werke zweifellos einen vollen 
Erfolg sichern. (Kisskalt-Königsberg i. Pr.) 


Prof. Dr. Julius Fessler: Die Chirurgie unserer Zeit. 339.Bänd- 
chen der Sammlung wissenschaftlicher und gemeinverständlicher Dar¬ 
stellungen „Aus Natur und Geisteswelt“. 138 Seiten. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1912. Preis 1,26 tJt. 

Das vorliegende Bändchen, entstanden aus Volkshochschulvorträgen, 
welche der Verfasser gehalten hat, soll dem Nichtfachmann einen Einblick 
geben in die Arbeit des Chirurgen, seine Werkstätte und seine Erfolge. Auf 
knappem Raum führt uns der Verfasser durch das ganze große Gebiet der 
modernen Chirurgie. Im 1. Kapitel macht er den Leser bekannt mit den 
Hilfsmitteln zur Erkennung der Krankheiten, wobei besonders die Röntgen¬ 
photographie eingehende Erörterung findet. Das 2. Kapitel ist der Schmerz- 
betäubung gewidmet, der Narkose und Lokalanaesthesie. Das 3. Kapitel 
bringt das für den Laien so wichtige und schwerverständliche Gebiet der 
Verhütung der Wundkrankheiten, der Aseptik. Die ausführliche Behandlung 
dieses Teiles ist vorzüglich geeignet, den freiwilligen Helfern bei unseren Ope- 
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rationen Verständnis für ihre Aufgabe beizubringen. Es zeigt, welche Un¬ 
summe von peinlichster Gewissenhaftigkeit erforderlich ist, nicht nur beim 
Operateur, sondern auch bei allen Mitwirkenden, damit die Erfolge wirklich 
so tadelloB werden,, wie man es heutzutage von der Chirurgie mit Recht 
verlangt; wie die geringste Unaufmerksamkeit dem Kranken unberechenbaren 
Schaden bringen kann. Es folgt als 4. Kapitel, die chirurgische Nothilfe. 
Vielleicht etwas zu ausführlich im Verhältnis zur übrigen Stoffbehandlung 
ist die Beschreibung der Blutüberfüllung nach Bier und ihres heilenden Ein¬ 
flusses, welcher das ganze 5. Kapitel gewidmet ist. Das 6. Kapitel endlich, 
über den Ausbau verschiedener Operationsgebiete, ist vielleicht für den ge¬ 
bildeten Laien der interessanteste Teil. Hier schildert Fessler in großen 
Zügen, wie sich die moderne Chirurgie immer neue Gebiete der Medizin 
erobert hat, wie durch Verfeinerung der Technik selbst die schwierigsten 
Probleme in Angriff genommen werden konnten. Die Erfolge der Bauch¬ 
chirurgie, der Gefäßoperationen, der Operationen an Herz und Lunge, der 
Verpflanzung ganzer Organe der Gehirnchirurgie und viele andere neueste 
Errungenschaften sind hier gewürdigt. 

Das Buch ist außerordentlich gut geschrieben und wird den Leser von 
Anfang bis zu Ende fesseln. (Port-Nürnberg.) 


Die Tuberkulose und ihre Bekämpfung. Von Dr. A. Waldmann. 
Naturwissenschaft!. - Technische Volksbücherei der Deutschen Natur¬ 
wissenschaft!. Gesellschaft (E. V.). Nr. 86 bis 87. 74 S. Leipzig, 

Theod. Thomas. Preis 0,40 geb. 0,65 c M. 

Die kleine Schrift ist klar, gemeinverständlich und anregend geschrieben. 
Sie enthält alles Wissenswerte und nichts Überflüssiges. Sowohl inhaltlich 
als nach der Art der Darstellung verdient sie, als eine der besten ihrer Art 
genannt zu werden. Ihr Umfang und ihr billiger Preis machen sie zu größerer 
Verbreitung in weiten Kreisen des Volkes sehr geeignet. Als Leitfaden für 
die Belehrung in den Schulen erscheint sie ebenfalls wohl brauchbar. Möge 
sie eine wohlverdiente, ausgedehnte Verbreitung finden! 

(A. Frankenburger-Nürnberg.) 


Die Organisation der Gesundheitspflege auf dem Lande. 

Vortrag auf der 3. Versammlung der Provinzialabteilung Rheinprovinz 
des Deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und Heimatspflege 
am 16. Nov. 1912 in Cöln. Von Medizinalrat Dr. Berger, Kgl. Kreisarzt. 
Berlin SW 11, Deutsche Landbuchhandlung, G. m. b. H., 1913. 

Referent hatte im vorigen Jahre Gelegenheit, aus dem gleichen Verlage 
eine äußerst lesens- und empfehlenswerte Abhandlung Pietrygras über Jugend¬ 
pflege auf dem Lande an dieser Stelle zu besprechen; vorliegendes Bändchen 
reiht sich derselben durchaus würdig an. 

Ausgehend von der Tatsache, daß zur wirtschaftlichen und sozialen Hebung 
der Landbevölkerung in erster Linie die gesundheitliche Förderung gehört, 
bespricht Berger zunächst auf Grund eines gut zusammengestellten Zahlen¬ 
materials den Unterschied der Sterblichkeit zwischen Stadt und Land und gibt 
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dann recht beachtenswerte Vorschläge, um der allzugroßen Sterblichkeit auf 
dem Lande zu steuern, so auf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge, des Mutter¬ 
schutzes. Er empfiehlt die Einrichtung und Überwachung der Kleinkinder¬ 
schule, die Überwachung der Haltekinder, die Berufsvormundschaft, die Ein¬ 
führung der schulärztlichen Tätigkeit und der Schulschwester, die Beratung 
bei der Berufswahl, die Hilfsschule, die Jugendpflege, schließlich die Beachtung 
der allgemeinen Gesundheitspflege auf dem Lande (Wohnungspflege, Wasser¬ 
versorgung, Beseitigung der Abfallstoffe, die Ernährung, Bekämpfung der 
ansteckenden Erkrankungen, Einführung eines Wohlfahrtsamtes u. a. m.). 

Ich wiederhole: allen Vaterlandsfreunden und nicht bloß den Interessenten 
ist Gelegenheit geboten, in Bergers Schriftchen recht beherzigenswerte Worte 
zu finden: „Dann wird das Land wieder zu dem, was es für den Landbewohner 
sein soll: zur Heimat.“ Zum Heil dem Lande, zum Heil dem ganzen Vater¬ 
lande. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die deutsche Stadt und ihre Verwaltung. Eine Einführung 
in die Kommunalpolitik der Gegenwart in 3 Bänden. In Verbindung 
mit Beigeordneten Kgl. Baurat C. Geusen - Düsseldorf, weil. Stadt¬ 
schulrat Prof.Dr. 0. Lyon-Dresden, Oberbürgermeister Dr. E. Scholz- 
Kassel und Stadt- und Kreisarzt Med.-Rat Dr. E. Schrakamp in 
Düsseldorf, herausgegeben von Dr. Otto Most, Beigeordneter der 
Stadt Düsseldorf. Band 2: Wirtschafts- und Sozialpolitik. 107 S. 
Band 3: Technik, Städtebau, Tief- und Hochbau. 110 S. mit 
48 Abb. (Sammlung Göschen, Nr. 662/663.) G. J. Göschensche Ver¬ 
lagshandlung, G. m. b. H. in Berlin und Leipzig. Preis in Leinwand 
geb. jedes Bändchen 0,90 Jt. 

Mo st behandelt die Fragen der kommunalen Wirtschafte-und Kommunal¬ 
politik; ausgehend vom Wesen und der Entwickelung der kommunalen Wirt¬ 
schaftspolitik werden die rechtlichen Grundlagen, die wirtschaftliche und soziale 
Bedeutung, sowie die Finanz- und Tarifpolitik der Gemeindebetriebe besprochen, 
es folgt ein Kapitel über die wichtigsten Gemeindebetriebe im einzelnen. In 
dem zweiten Teile des Bändchens geht Verfasser zur Sozialpolitik über, zunächst 
was das Wesen und die Hauptgebiete der kommunalen Sozialpolitik sind; 
Verfasser kommt dann zur Besprechung der Wohnungsfürsorge, Volksbildungs¬ 
pflege, der sozialen Einrichtungen für die Gesamtheit der Bürger, der Mittel¬ 
standsfürsorge, Arbeitsvermittelung, Notstandsarbeiten und Arbeitslosen¬ 
versicherung, allgemeinen Arbeiterfürsorge, schließlich der Arbeiterfürsorge 
in den Gemeindebetrieben. Die Darstellung und Ausdrucksweise ist knapp 
und präzise. Das Büchlein erscheint recht brauchbar. 

Das unsere Leser wohl mehr interessierende 3. Bändchen bringt von 
Geusen nach Besprechung der Technik und Aufgabe der städtischen Technik 
vier Hauptkapitel über: 1. Anlage und Erweiterung von Städten. 2. Straßenbau. 
3. Technische Einrichtungen für die Gesundheitspflege. 4. Hochbauten. 

Was man auf einen so kurz bemessenen Raum hineindrängen kann, ist 
mit großer Fachkenntnis und auch schriftstellerischer Gewandtheit geschehen; 
das Büchlein wird den ohne besondere Kenntnisse herantretenden Lesern 
manche Anregung bringen. (S. Merkel-Nürnberg.) 

Viertoljahrsschriit für Geaundheitfpflege, 1913. 32 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



498 


Kritiken und Besprechungen. 

A Travellers Study of Health and Empire by Francis Fre- 

mantle, County medical officer of health y author of „A Doctor in 

Khaki“; „Salus populi suprema lex.“ London, E. C., John Ouselley, Ltd. 

Fleet Lane, Farringdon Street. XVI Illustrations. Pages XII and 369. 

Dr. Fremantle hat die hygienischen Verhältnisse fast der ganzen Welt 
und die öffentliche Gesundheitspflege in den Ländern der englischen Herr¬ 
schaft wie im fernen Auslande ein Jahr und in den europäischen Ländern 
sechs Monate hindurch studiert und sich dadurch zum Parlaments - Sach- 
verständigen ausgebildet. Die Reisen des Verfassers begannen 1903 und 
erstreckten sich zunächst in Asien über Burma, die Malaiischen Staaten, 
Singapore, Französisch-Cochinchina, Hongkong, Canton, Shanghai, Japan, be¬ 
rührten die Hawaiischen Inseln, erreichten in Amerika San Franzisko, gingen 
nach dem Westen der Vereinigten Staaten nach Vancouver über das Felsen- 
gebirge durch die Prärien nach Winnipeg, Chicago und St. Louis und nach 
drei oder vier Städten in den östlichen Staaten behufs des Studiums der Ver¬ 
waltung der öffentlichen Gesundheitspflege daselbst. 

Den letzten Winter verbrachte Fremantle dann in Paris, Genua, Berlin, 
Hamburg und in einer Anzahl von Städten, die am und auf dem Wege lagen. 

Das Buch ist mehr für die große gebildete Welt als für Fachmänner 
geschrieben, und versucht zu zeigen, daß der Schutz der Gesundheit ebenso 
wertvoll ist, als die Verteidigung des Landes. 

In der Inhaltsangabe wird zunächst auf das Verhältnis der Geburts- und 
Sterbeziffern in England und einigen anderen Staaten während des Zeitraumes 
von 1891 bis 1908 hingewiesen. Dann folgt die Angabe des Inhalts der 
18 einzelnen Abschnitte, aus denen hier kurz einzelnes hervorgehoben werden 
soll. Das tiefere Eingehen auf den Inhalt der Kapitel überschreitet den Rahmen 
eines Referates. 

Im ersten Kapitel wird die Bekämpfung der Pest im Punj&b durch die 
Regierung, zum Teil durch den Verfasser mit seinem Gehilfen ausgeführt, durch 
Haff kin es Impfung beschrieben, welche wegen der Voreingenommenheit und der 
Vorurteile der Eingeborenen vielfach auf Widerstand stieß. Durch eine Impfung 
mit verunreinigtem Impfstoff in einer kleinen Ortschaft Mulkowal starben 
18 Geimpfte an Trismus oder Tetanus. Wer die Verunreinigung des Impf¬ 
stoffes verschuldet hat, ist trotz der sorgfältigsten und strengsten Unter¬ 
suchungen nicht festgestellt worden. Die schlimmste Folge aber war, daß 
die übrigens durch ausgiebig erwiesene Erfolge bewährten Maßregeln bei den 
Eingeborenen in Mißkredit kamen. Man schritt zu Desinfektionen, deren 
Ausführung bei der großen Verbreitung der Pest große Schwierigkeit machte, 
ja unmöglich wurde. Eine Vertilgung der Ratten war ebenso unmöglich. 

Schließlich sind die Maßregeln besprochen, welche zur erfolgreichen 
Bekämpfung der Pest erforderlich erscheinen. 

In welchem Umfange darf eine umsichtige und kluge Regierung den 
Lebensgewohnheiten der Eingeborenen entgegenkommen ? Diese Frage wird 
im zweiten Kapitel besprochen. Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß halbe 
Maßregeln vom Übel (of the devil) sind; die Eingeborenen erfordern eine 
kräftige Regierung. 

Im dritten Kapitel erfahren wir, daß die Wasserscheu (Hydrophobia, rabies) 
in Indien nicht selten ist und durch die Bisse von Hunden und Schakalen 
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erzeugt wird. Die Verletzten wurden in früheren Jahren auf Kosten der 
Regierung an das Institut Pasteur zur Behandlung eventuell Heilung überwiesen 
und verursachten für den einzelnen Fall 100 £ Kosten. Dazu kam, daß niemals 
sicher festgestellt werden konnte, ob der Biß von einem tollwutkranken oder 
nur von einem bissigen Tiere herrührte. Dazu entdeckte man, daß besonders 
Soldaten sich durch eine Maschine mit einem Hundegebiß (S. 65) verletzen 
ließen, um eine Fahrt nach Paris zu machen. Da entschloß sich die Regierung, 
nach dem Vorbild des Instituts Pasteur eine eigene Anstalt zur Behandlung 
und Heilung der Tollwutgebissenen mit Hilfe einer Privatgesellschaft in Kasauli 
zu errichten, welche von der Regierung einen monatlichen Zuschuß von 
1000 Rupien, also einen jährlichen Zuschuß von 800 £ erhielt. Im Jahre 
1903/1904 hätte sie für 161 Behandelte nach Behandlung in Paris nach alter 
Weise 15 200 £ zu verausgaben gehabt. 

Das Kapitel 4, The Flea (der Floh), wird eingeleitet durch den Hinweis 
auf Haffkines große Verdienste um die Angabe und Einführung von Schutz* 
impfungen gegen Cholera und Pest, deren ziffermäßige Erfolge und die Mit¬ 
wirkung der Flöhe bei der Verbreitung der Pest, welche diese von den an Pest 
krepierten Ratten auf lebende Ratten und auf Menschen übertragen. Verfasser 
sagt: „Wir sprechen von Ratten, die ein sinkendes Schiff verlassen, wir können 
mit demselben Recht von Flöhen sprechen, welche eine sterbende Ratte ver¬ 
lassend 

Die Beriberikrankheit, von der Abschnitt 5 handelt, einheimisch 
vornehmlich in China und Japan, wird zuerst in einem chinesischen Werke 
200 n. Chr. und dann in einer japanischen Abhandlung aus dem neunten 
Jahrhundert erwähnt. In dem Armenkrankenhaus in Singapore lagen 1904 
260 Beriberikranke unter 600 Kranken überhaupt. Die Krankheitszeichen 
werden beschrieben, die Ursachen nach den einzelnen Autoren mitgeteilt, 
auch die Annahme, daß Beriberi in Manchester durch Bier, das mit 
Arsenik vergiftet war, herbeigeführt sei, mitgeteilt, aber zurückgewiesen. 
Die Ursache der Krankheit ist immer nooh nicht ganz sicher festgestellt; 
auf Grund der Untersuchungen englischer Forscher im Laboratorium zu 
Kuäla Lumpur, welche sie auf den Genuß von weißem Reis zurückführen, 
erklärt Fremantle (S. 106) Beriberi für eine Ernährungskrankheit, er* 
wiesenermaßen nicht infektiös, während Scheube l ) sie für bakteriologischen 
Ursprungs hält. 

„Seek and You shall find 4 , „Suchet und Ihr werdet finden 4 , ist das 
6. Kapitel überschrieben, welches den Besuch verschiedener bakteriologischer 
und Impfungs-Anstalten gegen Tollwut in Französisch-Cochinchina, Indo¬ 
china und Japan schildert und die Verdienste von Kitasato um die Hygiene 
in seinem Vaterlande hervorhebt. 

Im 7. Kapitel, Malaya and Science of Towning, wird zunächst der Einfluß 
von Bergbau, Zinnminen und von Landkultur auf die natürliche Entwickelung 
der Bevölkerung eines Landes besprochen und daran die Vermehrung des 
Wohlstandes, die Vergrößerung und Verbesserung der Städte und ihrer sani¬ 
tären und anderen Einrichtungen erörtert. Die in die Augen fallende Ent- 


l ) Scheube, Die Krankheiten der warmen Länder. 
8.140. 


Jena, G. Fischer, 1906. 
32* 
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Wickelung der Stadt Kuala Lumpur wird als Beispiel angeführt und besonders 
darauf hingewiesen, daß man dieser Entwickelung der Städte bei der Beratung’ 
und Aufstellung der Baupläne auf 50 und mehr Jahre voraus Rechnung tragen 
soll, damit man ähnliche Fehler, wie sie in London und Paris gemacht sind, 
vermeide. Nur mit gewaltigem Kostenaufwand seien diese hygienisch wie 
kommerziell großen Nachteile später zu beseitigen, wie die genannten Städte 
erfahren haben und noch erfahren werden. Schließlich kommt Fremantle 
auf die Einführung der Gartenstädte und die Eindrücke der Kruppschen 
Wohlfahrtseinrichtungen in Essen. 

Hongkong seine Wohnungen und die Zukunft werden im Kapitel 8 be¬ 
handelt. Das Auftreten der Pest daselbst wird auf die engen und unsauberen 
Wohnungen zurückgeführt, der Stadtteil Kowloon und der Hafen beschrieben 
und gleichzeitig auf die Hafenverhältnisse hingewiesen. Unter Bezugnahme 
auf den mehrmaligen Ausbruch der Pest in der Stadt wird nachdrücklich 
eine bessere weitläufigere Bebauung der Stadt nach Wegräumung schlechter 
Stadtteile empfohlen und eine bessere gesundheitsgemäßere Bauausführung 
zur Hebung des Gesundheitsstandes der Stadt geraten. 

Im Kapitel 9 bespricht Verfasser die sanitären Verhältnisse und Ein¬ 
richtungen in Japan und geht näher auf die Schulen, deren Einrichtung, 
Überwachung, ebenso auf das Gefängniswesen, Entfernung der Abfälle, Trink¬ 
wasserversorgung und die Bekämpfung der Infektionskrankheiten, besonders 
der Tuberkulose ein. Auch die Verbesserung der Wohnungen ist erwähnt. 
Auffallend ist die Zahl der venerischen Krankheiten (S. 187), von denen 
74 000 Fälle im Jahre 1908 gemeldet sind bei 47 000 wöchentlich der 
ärztlichen Untersuchung unterworfenen Prostituierten, von denen 3 Proz. an¬ 
gesteckt befunden wurden; es bestanden 564 Bordelle und 309 Krankenhäuser 
für diese Weiber. 

Kapitel 10, betitelt „Die Evakuation von Niu Chwank“, enthält einen 
schon in der Times abgedruckten Artikel, dessen Inhalt nichts Hygienisches 
bietet. Gleiches gilt vom Kapitel 11, das bereits in der National Review 
veröffentlicht war, und einen Besuch des Verfassers in der japanischen Hafen- 
festung Sasebo mit den Schiffshospitälern und dem ärztlichen wie Pflegedienst 
schildert. Die Hospitäler werden beschrieben; die Einrichtung findet wie die 
Behandlung der Verwundeten Anerkennung. 

Die ersten Anfänge der Einrichtung des Roten Kreuzes, Kapitel 9, reichen 
nach Fremantles Untersuchungen bis 1877 zurück und haben ihren Ursprung 
in der Gründung in der Haku-ai-sha oder Gesellschaft für Mildtätigkeit, welche 
während der Satouma-Revolution ins Leben gerufen wurde. Die interessanten 
Mitteilungen, die daran im Kapitel 12 geknüpft werden, müssen im Original 
nachgelesen werden. 

Kapitel 13 und 14 teilen die internationalen Nachklänge nach Be* 
endigung des russisch-japanischen Krieges und die religiösen Verhältnisse im 
fernen Osten mit. 

Kapitel 15 behandelt gesundheitliche Täuschungen über das Auftreten 
der Pest in San Franzisko von 1899 bis 1907. Um Verkehrsbeschränkungen, 
Stocken im Handel und Wandel zu verhindern, wurde das Vorkommen von 
einer Anzahl von Pesterkrankungen im chinesischen Stadtteil geleugnet und 
der Nachweis der Erkrankungen auf bakteriologischem und anatomischem 
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Wege auf Grund von Gegengutachten zweifelhafter Ärzte zurückgewiesen. 
Auf Grund eigener Anschauung aus dem Jahre 1904 beschreibt Verfasser 
die schmutzigen Spitäler in der Chinesenstadt, das alte Globehotel, in welchem 
1900 der erste Pestfall vorkam. 

Zum Schluß werden auch der Ausbruch der Vulkane, der Seesturz und 
die Feuersbrünste von 1907 und deren Folgen erwähnt. 

Die Handhabung der Gesundheitspolizei und die gesetzlichen Rechte der 
gesundheitlichen Verwaltungsbehörden in den Vereinigten Staaten, besonders der 
Zentralgesundheitsbehörde in Washington, werden im Kapitel 16 besprochen. 
Es wird vornehmlich auf die Veröffentlichung in den Wochenberichten (Bulle¬ 
tins of the office) hingewiesen, deren erster Teil statistische Nachrichten ent¬ 
hält, während der zweite Teil detaillierte und vollständige Berichte betreffs 
der öffentlichen Gesundheit in allen Häfen der Welt von Bedeutung bringt. 
Fremantle weist auf die Wichtigkeit dieser Nachrichten für Handel und 
Verkehr hin und regt eine ähnliche Einrichtung für Großbritannien an. 

Im Kapitel 17 werden die Verdienste des Kolonialministers Mr. Chamber- 
lain um die Hebung der öffentlichen Gesundheitspflege, besonders in den 
Kolonien, aber auch in Großbritannien, hervorgehoben und geziemend gewürdigt 
und daraufhingewiesen, daß bereits Disraeli, der spätere LordBeaconsfield, 
in den siebziger Jahren von der Wichtigkeit sanitärer Verbesserungen als 
der Grundlage jeder anderen Verbesserung gesprochen habe, ferner daß auch 
Balfour und Asquith dies bedacht hätten. 

Im letzten Kapitel teilt Fremantle seine Gedanken über Verbesserung 
der öffentlichen Gesundheitspflege in Großbritannien und besonders in den 
Kolonien mit, die ich gern gelesen habe. Zum Schluß aber muß ich bedauern, 
daß Verfasser über seine auf dem Kontinent, besonders in Berlin, Hamburg, 
Paris, Genua und anderen Städten gemachten Beobachtungen und erhaltenen 
Eindrücke über die Gesundheitspolizei nichts erwähnt, und noch mehr, daß 
neben Pasteur und Lister nicht RobertKoch als einer der größten Erhalter 
der menschlichen Gesundheit und Befreier von Krankheit genannt ist. 

(M. Pistor.) 
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(138. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 48. Bd. 4. (Schluß-)Heft. (IV u. S. 483 bis 637.) 
Lex.-8°. 6,40 JC. — 44. Bd. l.Heft. (S. 1 bis 155 mit 8 Tafeln.) Lex.-8°. 7,40 
Die Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten 
die Arbeiten zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. Berlin, J. Springer, 1913. 
Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 17. Bd. 
Jahrg. 1913. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 1. Beiheft. Prof. Dr. F. Fülleborn: 
Beiträge zur Morphologie und Differentialdiagnose der Mikrofilarien. (Aus dem 
Institut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, Hamburg. (Leiter: Ob.-Med. Rat 
Prof. Dr. Nocht.) (72 S. m. 21 Fig., 25 Tab. u. 8Taf.) 1913. 6JL) Subskr.-Pr. 
4,80 JL, — 2. Beiheft. Heinr. Meinhof: Zur Klinik und Morphologie der 
Filaria und Mikrofilaria loa (diurna). (Aus dem deutschen Institut für ärztliche 
Mission in Tübingen. Dir.: Dr. Olpp.) (58 S. m. 8Texttafeln.) 1913. 1,50 JL; 
Subskr.-Pr. 1,20«A. — 3. Beiheft. Marine-Stabsarzt Dr. Erich Weissenborn, 
Abwässerbeseitigung in den Tropen. (47 S. mit 20 Fig.) 1918. nn 2^5 JL; 
Subskr.-Pr. 1,80 «A. 

Archiv für soziale Hygiene, mit besonderer Berücksichtigung der Gewerbehygiene 
und Medizinalstatistik. Neue Folge der Zeitschrift für soziale Medizin. Heraus¬ 
gegeben von Drs. Geh. Ob.-Med.-Rat Prof. Dietrich, Priv.-Doz. A.Grotjahn, 
Prof. J. Kaup, Stadtrat F. Kriegel. 8.Bd. (l.Heft. 144S. m. eingedruckten 
Kurven.) gr.-8°. Leipzig, F. C. W. Vogel 1913. 18 JL* 

Goldstern, Prof. Dr. Kurt: Über Rassenhygiene. (XI, 96 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 
1913. 2,80 JL* 

Handbuch der Hygiene in 8 Bänden. 2. Aufl. Bearbeitet von Kreisarzt Dr. Louis 
Ascher, Dr.-Ing. M. Berlowitz, DipL-Ing. Dr. W. Bertelsmann u. a. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Th. Weyl. Lex.-8°. Leipzig, J. A. Barth. — 

9. Lief erg., VII. Bd., 1. TI.: Gewerbehygiene. Bearbeitet von Agn. Bluhm, 
E. Günther, K. Hartmann u. a. Besonderer Teil. 1. Abt. Ob.-Bergrat 
M. Herold und Geh. San.-Rat Dr. Wilh. Lindemann: Hygiene der Berg¬ 
arbeiter. — Dr. Philipp Silberstein: Hygiene der Arbeit in komprimierter 
Luft. (V, 273 S. m. 72 Abbildungen). 1913. 12 JL; Subskr.-Pr. bar 9,60^4. — 

10. Lieferg., III. Bd., 3. Abt. Gen.-Arzt Prof. Dr. W. Schumburg: Hygiene 
der Einzelernährung und Massenernährung. (XII, 180 S. m. 15 Abbild.) 1913. 
8,75 JL; Subskr.-Pr. bar 7 JUL, — 11. Lieferg., III. Bd., 4. Abt. Dir. Dr. A. Del¬ 
brück: Hygiene des Alkoholismus. (VI, 115 S. m. 11 Abbild.) 1913. 5,25 JL; 
Subskr.-Pr. bar 4,20 JL* 

Handbuch der praktischen Hygiene. Herausgegeben von Geh. Ob.-Med.-Rat vortr. 
Rat Dr. Rud. Abel. 2Bde. (XIII, 808 S. u. X, 458S. m. 313 z. TI. färb. Abb.) 
Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1913. 24^4; geb. 26 JL. 
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Kongreß, Erster, für biologische Hygiene. Vorarbeiten und Verhandlungen. Ham¬ 
burg 1912 (12. bis 14. Oktober). (VI, 384 S.) gr.-8°. Hamburg, Verlag Allgem. 
Beobachter, 1918. 6 Jt. 

Sturrook, W. D.: First Principles of Hygiene. Cr. 8vo, pp. 256. H. Frowde 
(Clarendon Press). 2/6. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. II. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz. 4. Heft. 
(Der ganzen Sammlung 20. Heft.) Kreisarzt Med.-Rat Dr. Lindemann: Das 
öffentliche Gesundheitswesen Helgolands. (57 S. m. 3Taf.) 1913. 2 Jt. 

Verrells, H. Victor: Experimental Hygiene. Cr. 8vo, pp. 148. Blackie. 2/. 

VierteljahrsBohrift für gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitatswesen. Unter 
Mitwirkung der Kgl. wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen im 
Ministerium des Innern. Herausgegeben von Drs. Geh. Ob.-Med.-Rat R. Abel 
und Geh. Med.-Rat Prof. F. Strassmann. Dritte Folge. 45.Bd. Jahrg. 1913. 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald. 1. Suppl.-Heft. Verhandlung der achten Tagung 
der deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin in Münster i. W., 16. bis 
18. September 1912. (VII, 361 S. m. 19 Abbild, u. 5 Tafeln.) 1913. 10 Jt. 

VierteljahrsBohrift f. öffentl. Gesundheitspflege. 45. Bd., 1. Heft. Braunschweig, 
Friedr. Vieweg «k Sohn. 8 Jt. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 73. Bd. 2. u. 8. Heft. Leipzig, 
Veit & Co. 14 Jt. 

Zeitschrift für Krebsforschung. 12. Bd. 3. Heft. Berlin, Hirschwald. 8 Jt. 

Zeitschrift für öffentL Gesundheitspflege. (Neue Folge der österr. Vierteljahrs¬ 
schrift für Gesundheitspflege.) Organ der österr. Gesellschaft für Gesundheits¬ 
pflege. Red. im Hygien. Institut der k. k. Universität in Wien. Verantwortlich: 
Prof. Dr. A. Sohattenfroh. 1. (31.) Jahrg. 1913. 6 Hefte. (l.Heft, 80 S. mit 
Abbildungen.) gr.-8°. Wien, Urban & Schwarzenberg. Bar 18 Jt. Bisher unter 
dem Titel: Vierteljahrsschrift, Österreichische, für Gesundheitspflege. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Berioht über das bayerische Gesundheitswesen. Herausgegeben vom Kgl. Staats¬ 
ministerium des Innern, bearbeitet im Kgl. Statistischen Landesamt. 38. Bd. 
(Fortsetzung des „Generalberiohtes über die Sanitätsverwaltung im Königreich 
Bayern"), die Jahre 1908, 1909 und 1910 umfassend. (IV, 236 8. u. 71 S. mit 11 
[3 färb., 8 Kurven-] Tafeln, 9 färb. Karten und Tabellen.) Lex.-8°. München, 
F. Bassermann, 1912. 11 Jt. Bisher unter dem Titel: Generalbericht über die 
Sanitätsverwaltung im Königreich Bayern. 

Gesundheitswesen, Das, des Preußischen Staates im Jahre 1911. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern bearbeitet in der Medizinalabteilung 
des Ministeriums. (XII, 547 u. 48S.) Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1912. 

Bar 15 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, deutscher Städte. Herausgegeben von Dir. Prof. Dr. 

M. Neefe. 19. Jahrg. (XVI, 849 S.) gr.-8°. Breslau, W. G. Korn, 1918. 16 Jt. 
Monatsberichte, Statistische, der Stadt Halle a. S. Herausgegeben vom Statist. 
Amt der Stadt Halle a. S. 7. Jahrg. 1918. 12 Nummern. (Nr. 1, 35 S.) gr.-8°. 
Halle, Statistisches Amt. Bar 3 Jt. 

Rasp&il, F.-V. Manuel annuaire de la sante pour 1913 ou mödecine et pharmacie 
domestiques, 68® annee ref. par Xavier Raspail, in-18. Vigot freres. br. 
1,50 fr., cart. 2 fr. 

Zeitschrift für Schweiz. Statistik. 1913. l.Heft Bern, Francke. 2,20 Jt. 
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3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Dunbar, Dir. Prof. Dr.: Die Abwässer der Kali-Industrie. Gutachten betreffend 
die Versalzung der Flüsse durch die Abwässer der Kali-Industrie. (V, 81 S. 
mit 18 lithographischen Tafeln.) 35 X 22^> cm. München, R. Oldenbourg, 
1913. 8 4. 

Gutachten des Reichsgesundheitsrates, betreffend die Abwässerbeseitigung der 
Stadt Offenbach a. M. Berichterstatter: Prof. Dr.K.B. Lehmann. Mitbericht¬ 
erstatter: Geh. Ob.-Baurat Dr.-Ing. Keller und Reg.-Rat Prof. Dr. Spitta. 
[Aus: „Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte“.] (59S. mit 1 Plan.) Lex,-8°. 
Berlin, J. Springer, 1913. Bar 4 4* 

Gutachten des Reichsgesundheitsrates, betreffend die Verunreinigung der großen 
Röder durch die Abwässer der Zellulosefabrik von Kübler & Niethammer in 
Gröditz i. Sa. Berichterstatter: Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner. Mitbericht¬ 
erstatter: Proff. Drs. Dr.-Ing. Lepsius und Hofer. [Aus: „Arbeiten aus dem 
Kaiserl. Gesundheitsamte“.] (40 S. mit 1 Karte und 1 eingedr. Plan.) Lex.-8°. 
Berlin, J. Springer, 1913. Bar 3 4* 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Aster, Architekt Geo.: Entwürfe zum Bau billiger Häuser für Arbeiter und kleine 
Familien. Mit Angabe der Baukosten, vollständig neu bearbeitet von Architekt 
A. Glaser. (15 Tafeln mit 6S. Text.) 34 x 24,5 cm. Gera, K. Bauch, 1913. 
3,50 4. 

Aus Natur und Geistes weit. Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständlicher Dar¬ 
stellungen. 8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1913. 259. Bändchen. Generalsekretär 
Hans Kampffmeyer: Die Gartenstadtbewegung. 2.Aufl. (VIII, 116 S. mit 
27 Abbildungen.) Je 14; geb. in Leinw. je 1,25 4. 

Bauordnung für das platte Land des Reg.-Bez. Stettin vom 24. Jan. 1913. (74 S.) 
kL-8°. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1913. 14. 

Baupolizeiordnung I für die Residenzstadt Kassel und die Städte Hanau, Mar¬ 
burg (außer der Altstadt) und Fulda vom 5. März 1913. (VI, 67 S.) 8°. Mar¬ 
burg, N. G. Eiwerts Verlag, 1913. 0,60 4* 

Baupolizeiverordnung für das platte Land des Reg.-Bez. Stralsund vom 4. März 
1913. (44 S.) kl.-8°. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1913. 0,60 4. 

Wohnungagezetzentwurf, Der preußische, nebst Begründung. (39 S.) 6°. Spandau 
(Potsdamerstraße 46), Verlagsbuchhandlung des Zentralverbandes der Haus- und 
Grundbesitzervereine Deutschlands, 1913. 0,30 4. 

Stelz, Amtebaumeister Karl: Schultumhallen, Vereinshäuser und Barackenbauten 
für Schulturnen, Vereinszwecke und sonstige Betätigungen im Sinne der Jugend¬ 
pflege. (50S. mit 40 Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, 0. Baumgärtel, 1918. In 
Pappband 2,50 4. 

Vorträge, Städtebauliche, aus dem Seminar für Städtebau an der Kgl. Technischen 
Hochschule zu Berlin. Herausgegeben von den Leitern des Seminars für Städte¬ 
bau Proff. Stadtbaurat a. D. Jos. Brix und Geh. Hofbaurat Fel. Gensmer. 
Sechster Vortragszyklus. VI. Bd. Lex.-8*. Berlin, W. Ernst & Sohn, 1913. 
Heft 1 ist noch nicht erschienen. — 4. Heft. Gartenbaudirektor, Gärtnerlehr¬ 
anstaltslehrer und Abt.-Vorst. Lange: Gärtnerische Schmuckmittel im Städte¬ 
bau. (35 8. mit 27 Abbild.) 2 4. — 6.Heft Priv.-Doz. Dr. A. Skaiweit: 
Die Wohnungszustände in den deutschen Großstädten und die Möglichkeit ihrer 
Reform. (23 S.) 1,204. 
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5. Schulhygiene. 

Jahrbuch der schweizerischen Gesellschaft für Schulgesundheitspflege. — Annales 
de la societe suisse d’hygiöne scolaire. Red.: Sekr. Dr. F. Zollinger. 13. Jahrg. 
1912. Anhang: Schweizerisches Jahrbuch für Jugendfürsorge. Red. von Pfarrer 
A. Wild. (III, 646 S. und III, 255 S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Zürich, Zürcher 
& Furrer, 1913. 10 A 

Kinderhort, Der. Monatsschrift für Schulkinderpflege. Schriftleitung: Kinder- 
gärtnerinnen-Seminarvorsteherin Ann&Borchers unter Mitwirkung von Pfarrer 
Lic. Dr. Joh. Gehring. 2. Jahrg. 1913. 12 Nummern. (Nr. 1, 8S.) gr.-8°. 

Dresden-Blasewitz, Bleyl & Kaemmerer. Bar nn 1,85 A; einzelne Nummern 
nn 0,20 A; für Abonnenten der Christlichen Eieinkinderpflege 1,25 A 


6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Allihn, Hans: Die Anfangsgründe der häuslichen Krankenpflege. Eine Anleitung 
für hilfsbereite Frauen und Jungfrauen. Durchgesehen von Med.-Rat Dr. K a 1 k o f f. 
16. bis 20. Tausend. 7. Aufl. (VUI, 119 S. mit Abbüd.) 8°. Berlin, M. Warneck, 
1913. 1 A 

Anstaltafürsorge, Die, für körperlich, geistig, sittlich und wirtschaftlich Schwache 
im Deutschen Reiche in Wort und Bild. Lex.-8°. Halle, C. Marhold. I, III, 2 u. ff. 
und IV bis VI sind noch nicht, VII, VIII und IX, 1 bereits früher erschienen, 
n. Lungenheilstätten, Deutsche, in Wort und Bild. Red. von Prof. Dr. Nietn er. 
(X, 456 S.) 1913. Geb. in Halbfranzb. 18 A 
Christian! L. M. F. and Edwards, W. R.: Problems in First Aid. 16mo, limp, 
pp. 176. St. John Ambulance Assoc. net 6 d. 

Cunning, Joseph: Aids to Surgery. Srded. (Student’s Aid Serries.) 12mo, pp. 424. 
Bailiiere, net 4/; swd net 3/6. 

Davids, Dr. Herrn.: Leitfaden der Krankenpflege nebst Fremdwörter-Verzeichnis. 

(VII, 137 S. mit 35 Abbildungen.) 8°. Potsdam, Stiftungsverlag, 1913. 1,20 A 
De Witt, K.: Private Duty Nursing. Cr. 8vo. Lippincott. net 5/, 

Kachle, Pflegeanstaltsdirektor Med.-Rat Dr.: Katechismus für „Helferinnen vom 
Roten Kreuz“. 444 Fragen und Antworten aus dem Gebiete der Kranken-, der 
Gesundheitspflege und des Samariterdienstes. (68S.) 8°. München, Verlag 
der ärztlichen Rundschau, 1913. Geb. in Leinw. 1 A 
Hofmokl, Dir. San.-Rat Dr. Eugen: Heilanstalten in Österreich. Darstellung der 
baulichen, spitalhygienischen und ärztlich-administrativen Einrichtungen in 
den Krankenhäusern, Entbindungsanstalten und Irrenanstalten außerhalb Wiens. 
Auf Grund amtlichen Materials herausgegeben. [Aus: „Das österreichische 
Sanitätswesen“.] (VI, 327 S. mit 310 Abbildungen im Text und auf 1 Tafel) 
gr.-8°. Wien, A. Holder, 1918. 7,80 A 

Knall, Frieda: Hilfsbuch für Gesundheitslehre und Krankenpflege im Hause. 

(136 S.) gr.-8°. Mediasüh, G. A. Reißenberger, 1913. Bar 2 A 
Krankenpflege-Lehrbuch. Herausgegeben von der Medizinal-Abteilung des 
Kgl. Preuß. Ministeriums des Innern. Dritte, neu durchgesehene und ergänzte 
Auflage. (XX Vin, 389 S. mit Abbildungen und 5 z. TI. farbigen Tafeln.) 8°. 
Berlin, A. Hirschwald, 1913. Geb. in Leinw. bar nn 2,50 A 
Mitteilungen des Gesamtvorstandes des badischen Landesvereins vom Roten Kreuz. 
Herausgegeben vom Gesamtvorstand des badischen Landesvereins vom Roten 
Kreuz. Schriftleitung: Generalmajor z. D. Limberger. Jahrg. 1918. 12Nrn. 
(N. 1, 12 8.) 8°. Karlsruhe, G. Braun sehe Hofbuchdruckerei. Bar 2A 
Müller, Dr. J.: Leitfaden zur Gesundheitslehre, Krankenpflege und erste Hilfe in 
Unglüoksfällen für Haushaltungsschülerinnen, Krankenschwestern und Helfe¬ 
rinnen. (79 S.) 8°. Bühl, Konkordia, 1912. Geb. in Halbleinw. 0,75 A 
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Sanatorium, Das. Zentralorgan für Einrichtung und Betrieb von Sanatorien, 
Kur-, Bade- und Heilanstalten. Herausgegeben von San.-Rat. Dr. L. 6 reg er 
und Ingen. Heinr. Müller. 18. Jahrg. 1913. 24Nrn. (Nr. 1, 12 S. mit Abbild.) 
Lex.-8°. Berlin, P. Quack. Halbjährl. bar 2mit „Badetechn. Rundschau“ 
(12 u. 4S.) halbjährlich 3 Mt. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Bibliothek von Coler-v. Schjerning. Lex.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1913. 
Bd. 36 ist bereits früher erschienen. — 35. Bd. Lehrbuch der Militärhygiene. 
Unter Mitwirkung von Drs. Stabs- und Bataillonsarzt H. Findel, Ob.-Stabsarzt 
H. Hetsoh, Stabsärzten K. H. Kutscher, 0. Martineck, B. Möllers, 
herausgegeben von Proff. Drs. Ob.-Stabsärzten H. Bischoff, W. Hoffmann, 
H. Schwiening. V. Bd. Militärsanitätsstatistik (Geschichte und Theorie der 
Statistik, Rekrutierungsstatistik, Heeressanitätsstatistik), bearbeitet von Ober¬ 
stabsarzt Prof. Dr. H. Schwiening. (IX, 600 S. mit 31 eingedr. Kartenskizzen.) 
lOUIfc; geb. n 11 Jt. — 37. Bd. Oberstabsarzt Dr. W. Niehues, Die Sanitäts¬ 
ausrüstung des Heeres im Kriege. Mit Genehmigung des KgL Preuß. Kriegs¬ 
ministeriums unter Benutzung amtlicher Quellen bearbeitet. (XVI. 528 S. mit 
239 Abbildungen im Text und auf 73 Tafeln.) 24 JL. 

Hochenegg, Hofrat Prof. Dr. Jul.: Die sanitäre Kriegsbereitschaft unseres Vater¬ 
landes. (Vortrag.) [Aus: „Wiener med. Wochenschr.“] (22 S.) gr.-8°. Wien, 
M. PerleB, 1913. 0,80 Jk. 

Meßmer, Stabsarzt, und Stabsarzt d. L. I. Prof. Vulpius, Drs.: Die Ausrüstung 
des Sanitätsoffiziers und das Packen des Sanitätsoffiziergepäokes für die Mobil¬ 
machung. Zweite, ergänzte Auflage. (12 S.) 16°. Heidelberg, O. Petters, 1913. 
0,30 Jt. 

Publikationen, Militärärztliche. Neue Auflage. Lex.-8°. Wien, J. Safaf, 1913. 
Nr. 144 bis 146. Generalstabsarzt d. R. Dr. Paul Myrdacz: Handbuch für 
k. und k. Militärärzte. Systematisch geordnete Sammlung der in Kraft stehen¬ 
den Vorschriften, Zirkularverordnungen, Erlässe usw. über das k. und k. Militär¬ 
sanitätswesen und die persönlichen Verhältnisse der Militärärzte, als Ergänzung 
zum Reglement für den Sanitätsdienst des k. und k. Heeres. 5. Aufl. (vervoll¬ 
ständigt auf den Stand vom 10. September 1912). (XII, 1017 S.) 17 Jt; geb. 
in Halbfr. 20 Jt. 

öaohsenberg, Dr.-Ing. Ewald: Rauchverbrennungsanlagen für Flußschiffe. (30 S. 
mit 20 Figuren und 9 Tafeln.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1913. 3 jH. 

ßtatutory Rules And Orders, 1913. National Health Insurance (Navy and Army 
Fund) Regulations, 22nd February, 1913. l l / t d. — Ditto. (Deposit Contri- 
butors, Payment on Death) Regulation, 19th March, 1913. 1 d. — Nr. 245. 
Merchant Shipping. Prevention of Accidents. Rules, 17 th January, 1913, made 
by the Board of Trade under Section 427 of. the Merchant Shipping Act, 1894, 
to oome into effect on the Ist day of March, 1913, as to Live-saving Appli- 
ances. l l /fd. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Croner, Oberassistent Dr. F r.: Lehrbuch der Desinfektion. Für Ärzte, Chemiker, 
Techniker, Tierärzte und Verwaltungsbeamte. (XII, 534 S. mit Figuren.) gr.-8°. 
Leipzig, Dr. W. Klinkhardt, 1913. 20 geb. 22 Jt. 

Herme, W. B. Malaria: Cause and Control. 8vo. Macmillan. net 6/6. 

Kirstein, Medizinal-Untersuchungsamts-Vorst. Kreisarzt Dr. Fritz: Leitfaden für 
Desinfektoren in Frage und Antwort. Sechste, vermehrte und verbesserte Auf- 
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läge. (VIII, 67 Bl. u. S. u. Anlagen 3 Stück Bl. 65, 56, 3 Stück Bl. 57 bis 60, 
3 Stück Bl. 61 bis 64 u. 3 Stück. Bl. 65 bis 67.) kl.-8°. Berlin, J. Springer, 1913. 
Geb. in Leinw. 1,60 .46* 

Nicole Girard-Mangin, Mme le D r : Essai sur l’hygiene et la prophyl&xie antituber- 
cnleuses au debout du XX 6 siede. in-8°. Masson et O. 5 fr. 

Orth) Prof. Joh.: Drei Vortrage über Tuberkulose. (III, 62 S. mit 2 eingedruckten 
Kurven.) Lex.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1913. 2 M>. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. 2. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1913. 3. Heft (der 
ganzen Sammlung 19. Heft.) Prof. Dr. K. Zabolotny, Priv.-Doz. S. I. Zlato- 
goroff, Priv.-Doz. G. S. Kulescha und Dr. W. I. Jakowleff: Die Cholera- 
epideroie von 1908/09 in St. Petersburg. Mit drei Beilagen von W. W. Stepanoff 
und Drs. B. I. Bierstock, A. Tschurilina und S. P. Brüllowa. (125 S.) 
3,60 Jt. — 5. Heft (der ganzen Sammlung 21. Heft). Kreisarzt Dr. Wollen¬ 
weber: Mängel im Wohnungswesen im westfälischen Industriebezirk und ihre 
Bedeutung für die Ausbreitung der Infektionskrankheiten. Vortrag. (36 S.) 1 J6. 

Veröffentlichungen des österr. Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose. 
Lex.-8*. Wien, A. Holder, 1913. 2. Heft. Vorträge über Tuberkulose für Ärzte. 
Im Aufträge des österr. Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose 
znsammengesteUt vom Schriftführer Dr. Herrn, v. Schrötter. [Aus: „Das 
österr. Sanitätswesen“.] (24 S.) 0,60.46. — 3. Heft. Verhandlungen der zweiten 
Tagung des österr. Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose. Wien, 
28. Juni 1912. Im Aufträge des Präsidiums des Zentralkomitees herausgegeben 
von dessen Schriftführer Dr. Herrn, v. Schrötter. — Verhandlungen des 
zweiten österr. Tuberkulosetages. Wien, 29. Juni 1912. Im Aufträge des Präsi¬ 
diums des Zentralkomitees herausgegeben von dessen Schriftführer Priv.-Doz. 
Dr. Ludw. Teleky. [Aus: „Das österr. Sani täts wesen“.] (III, 124 S.) 1,80.46. 

Zeitschrift für Immunitätsforschung und experimentelle Therapie, herausgegeben 
von E. Friedberger, R. Kraus, H. Sachs, P. Uhlenhuth. Register über 
die Literatur des Jahres 1911. Das Register umfaßt die im Originalteil im 
Jahre 1911 erschienenen Arbeiten, sowie aus dem Referatenteil die Referate 
über die Arbeiten des Jahres 1911. (Erster Teil: Originale Bd. VIII, Heft 4 
bis Bd. XII einschließlich Heft 1; zweiter Teil: Referate 1911.) Bearbeitet von 
E. Ungermann. (VI, 218S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1913. 8.46. 

9. Hygiene des Kindes. 

Anst&ltsförsorge, Die, für körperlich, geistig, sittlich und wirtschaftlich Schwache 
im Deutschen Reiche in Wort und Bild. Lex.-8°. Halle, C. Marhold, 1913. 
I, II, III, 2 u. ff. und IV bis VI sind noch nicht, Vn, VIII u. IX, 1 bereits 
früher erschienen. III. Abt., 1. Bd. Heim-, Heil- und Erholungsanstalten 
für Kinder m Deutschland in Wort und Bild. Red. von Prof. Dr. A. Keller. 
l.Bd. (XH, 459 S. mit Abbildungen.) Geb. in Halbleder 18.46. 

Behr-PinnoW) Kabinettsrat a. D., Dr. v.: Geburtenrückgang und Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit. (III, 87 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 1913. 2 JL 

Birzer, Magistrats-Offiziant Hans: Lichtblicke in die Jugendfürsorge. (16 S.) 
Lex.-8°. Nürnberg, J. A. Stein, 1913. Bar 0,20.46 (Partiepreise). 

Blätter für Säuglingsfürsorge. Herausgegeben von der Zentrale für Säuglings¬ 
fürsorge in Bayern (e. V.). Schriftleitung: Dr. Eugen Doernberger. 4. Jahrg. 
Oktober 1912 bis September 1913. 12 Hefte. (1. und 2. Heft, 62 S.) gr.-8°. 
München, E. Reinhardt. Bar 6.46; einzelne Hefte 0,60 w4fe- 
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Hanssen, Kinderarzt Dr. P.: Die Säuglings-Sterblichkeit der Provinz Schleswig- 
Holstein und die Mittel zu ihrer Abhilfe. (Nach amtlichen Quellen.) Zwei 
Teile in einem Bande. (III, 31 u. III, 65 u. VIS. mit eingedruckten Kurven 
und eingedruckten Kartenskizzen.) Lex.-6°. Kiel, Schlesw.-holstein. Verlags¬ 
anstalt, 1912. Geb. in Leinw. 6,50 Ms. 

Jugendpflege im Posener Lande. Monatsschrift zur Förderung der Jugendpflege. 
Herausgeber: Schulrat Fritz Kempff. Mit der Beilage: Der Arbeitsunterricht. 
Monatsblätter zur Förderung des Handfertigkeits - und Werkunterrichtes im 
Posener Lande. Herausgeber: Ob.-Realsch.-Lehrer Wilh. Gaertig. 2. Jahrg. 
April 1913 bis März 1914. 12 Nrn. (Nr. 1, 12 u. 4S.) gr.-8°. Lissa, 0. Eulitz. 
Bar 1,50 wÄ; einzelne Nummern 0,20 JL. 

Jugendpflege. Alte und neue Wege zur Förderung unserer schulentlassenen 
Jugend. Herausgegeben vom Hauptausschuß für Jugendpflege in Charlotten¬ 
burg. gr.-8°. Jena, E. Diederichs, 1913. Neue (Umschlag: 2) Folge. Vortrags- 
kursus 1912. 1. u. 2. Tausend. (200 S.) 3 JL; geb. 4 JL. — 3. Folge. Zur Pflege 
der weiblichen Jugend. 1. u. 2. Tausend. (132 S.) 2 JL; geb. 3 JL. 

Lassabliöre, Dr. D.: Hygiene du premier äge Encyclopedie soientifique. Biblio- 
theque d’hygiene et de mödecine publiques, avec tableaux et graphiques. in-16°. 
0. Doin et Als. Cart. 5 fr. 

Macdonald, Sarah: Maternity Nursing. Cr. 6vo, pp. 216. Methuen. net 3/6. 

Neter, Dr. Eug.: Arzt und Kinderstube. Der Elternbriefe 1., 2. u. 3. TeiL (92, 
94 u. 91 S.) 8°. Geb. in Leinw. 2,80 JL. — Sorgen und Fragen in der Kinder¬ 
pflege. 3. Arzt und Kinderstube. Ein Trostbüchlein für junge Mütter. (94 S.) 
8°. 1 JL. München, Verlag der ärztL Rundschau, 1913. — 1 bildet: Sorgen und 
Fragen in der Kinderpflege (1910). — 2: Elternbriefe und Kinderpflege und 
Erziehung (1911). 

Btelz, Amtsbaumeister Karl: Jugendpflegestatten. (Jugendheime, Badeanlagen, 
Spiel- und Eisplätze.) Bauliche Anlagen und Einrichtungen zur Ausübung der 
körperlichen und geistigen Jugendpflege. (91 S. mit 44 Abbild.) 8°. Leipzig, 
F. Leineweber, 1913. 2 JL; geb. in Leinw. n 2,50 JL. 

Walther, Med.-Rat Prof. Hebammenlehrer Dr. Heinr.: Leitfaden zur Pflege der 
Wöchnerinnen und Neugeborenen zum Gebrauche für Wochenpflege- und Heb¬ 
ammenschülerinnen. Mit einem Vorwort zur ersten Auflage von Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Herrn. Löhlein f. Vierte vermehrte und verbesserte Auflage. Mit 
31 Textfiguren. 25 Temperaturzettel in Briefumschlag. (XXV, 206 S.) 8°. Wies¬ 
baden, J. B. Bergmann, 1913. Geb. in Leinw. 2,65 JL. 

Zeitschrift für Säuglingsschutz. Ergänzungshefte. 1. Jahrg. gr.-8°. Berlin, G. Stilke, 
1913. Nr.2. Stadtrat Hans Samter: Die Gemeinden und die Säuglingsfürsorge. 
— Abt.-Vor8t. Oberarzt Dr. Rott: Die Kinder außerhauslich erwerbstätiger 
Ehefrauen und ihre Versorgung. — Derselbe: Der erste österr. Berufsvor- 
mündertag, zugleich siebente Jahresversammlung des Archivs deutscher Berufs¬ 
vormünder. (S. 75 bis 138 mit 23 Abbildungen.) 2 JL; für Abonnenten der 
Zeitschrift für Säuglingsschutz bar 1,50 JL. — Nr. 3. Prof. Dr. H. Brüning: 
Die Säuglingssterblichkeit im Großherzogtum Mecklenburg-Strelitz, nebst Be¬ 
merkungen über ihre Ursachen und Bekämpfung. Unter Mitwirkung von Dr. 
W. Stein zusammenfassend bearbeitet. (S. 141 bis 222 mit Figuren, 2 Tabellen 
und 1 Karte.) Bar 2 Ms. 


10. Variola und Vaccination. 

Büoher für Lebens- und Heilreform. 8°. Berlin, Verlag Lebenskunst—Heilkunst, 
1912. 8. Heft. Dr. Heinr. Böing: Die Pocken-Endemie in Frankfurt a. M. 1912. 
(23 S.) 0,40 Ms. 
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Hanna* William: Studies in Small-Pox and Vaccination. 4to, pp. 52. Simpkio. 
net 7/6. 


11. Geschlechtskrankheiten und Sexualhygiene. 

Flugschriften der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. gr.-ö*. Leipzig, J. A. Barth, 1913. 14. Heft. Geh. Ob.-Justizrat Ob.- 
Landesger.-Senats-Präs. Rob. Schmölder: Die Prostitution, ihre alsbaldige 
Regelung ein dringendes Bedürfnis. (24 S.) 0,30 JL. 

Guimard,Dr.: Les Organes gänitaux, leurs maladies, leur hygiäne. in-16°. L.Michaud. 
0,25 fr. 

Haller, Dr. A.: Die sexuelle Frage im Lichte der Medizin und Hygiene, öffent¬ 
licher Vortrag. (30 S.) 8°. Reval, F. Kluge, 1913. 0,50 Jt. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Gaebel, Dr. Käthe: Die Heimarbeit. Das jüngste Problem des Arbeiterschutzes. 
Mit einem Geleitwert von Prof. Dr. R. Wilbrandt. (VIII, 246 S. Lex.-8°. 
Jena, G. Fischer, 1913. 7 Ji. 

Grotjahn, Priv.-Doz. Dr. A.: Die Berufskrankheiten der Schneider und Textil¬ 
arbeiter. (16 S.) 8®. Berlin, Buchh. Vorwärts, 1913. 0,50 A. 

Hanauer, Dr. W.: Die Berufskrankheiten der Gasarbeiter. (16S.) 8*. Berlin, 
Buohh. Vorwärts, 1913. 0,50 jH. 

Jahresbericht des Großh. badischen GeWerbeaufsichtsamtes für das Jahr 1912. 
Erstattet an Großh. Ministerium des Innern. Nebst Beilage. Reg.-Rat Dr. 
Föhlisch: Die Steinindustrie im Großherzogtum Baden. (114 u. 119S.) gr.-8 f . 
Karlsruhe, F. Gutsch, 1913. Bar 5 JL. 

Lenoir, Dr. Olivier: Conferences sur les accidents du travail et les affections 
traumatiques, 2« särie. Accidents du travail et maladies professionelles. Tuber- 
culose et traumatisme. Syphilis et traumatisme Cancer et traumatisme. in-8°. 
Vigot freres. 3,50 fr. 

Morgner, Gewerbe-Inspektor Heizer-Unterriohtsleiter F. O.: Die Heizerschule. Vor¬ 
träge über die Bedienung und den Betrieb von Dampfkesseln. (VIII, 199 S. 
mit 147 Figuren.) 8°. Berlin, J. Springer, 1913. Geb. in Leinw. 2,80.#. 

13. Nahrungsmittel. 

Disqud, Kreisarzt a. D. Dr.: Diätetische Küche. Mit besonderer Berücksichtigung 
der Diät bei inneren Erkrankungen nebst einem Anhang: Über Kinderernäh¬ 
rung und Diätetik der Schwangeren und Wöchnerinnen. Sechste, völlig um¬ 
gearbeitete und vermehrte Auflage. (VIII. 206 S.) 8°. Stuttgart, F. Enke, 1913. 
3 JL\ geb. in Leinw. n 3,60 JL. 

Ernst, Amtstierarzt Dr. Wilh.: Grundriß der Milohhygiene für Tierärzte. (Xni, 
301 S. mit 26 Abbildungen und 5 färb. Tafeln.) Lex.- 8°. Stuttgart, F. Enke, 
1913. 8 Jk\ geb. in Leinw. n 9,40 Jt. 

Mayer, Stabsarzt Doz. Kriegsakademie-Lehrer Prof. Dr. Geo: Massenerkrankungen 
durch Nahrungs- und Genußmittelvergiftungen. [Aus: „Deutsche Vierteljahrs¬ 
schrift für öffentl. Gesundheitspflege“.] (V, 66 S. mit 6 Abbildungen.) gr.-8°. 
Braunschweig, Friedr. Vieweg & Sohn, 1913. 2Ji. 

14. Alkoholismus. 

Alkoholmißbrauob, Der, und seine Bekämpfung. Vier Vorträge. (52 S.) gr.-8°. 
Dorpat, J. G. Krüger, 1912. 1 M. 
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Beermann, Kreisrabbiner Dr.: Die Alkoholfrage und die Juden. [Aus: „Mäßig¬ 
keits-Blätter.“] (4S.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 100 Stück 

bar nn 1,50 A. 

Bericht über die 29. Jahresversammlung des deutschen Vereins gegen den Miß¬ 
brauch geistiger Getränke zu Beuthen vom 12. bis 15. Juni 1912. Anhang: 
Bericht über die 13. Jahresversammlung des Verbandes von Trinkerheilstätten des 
deutschen Sprachgebietes. (107 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 1,25 A- 

Bilder aus der Frauenhilfe gegen das Trinkerelend. [Aus: „Bericht über die 
29. Jahresversammlung des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger 
Getränke“.] (12 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 0,10 A. 

Blätter für praktische Trinkerfürsorge. Herausgegeben und redigiert im Aufträge 
des Vorstandes des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke 
(E. V.) unter Mitwirkung der Geschäftsstelle dieses Vereins von Landesr. Dr. 
Schellmann. 1. Jahrg. 1913. 12 Hefte. (1. bis 3. Heft, 40S.) gr.-8°. Berlin, 
Mäßigkeits-Verlag. Bar 2 A. 

Bode, Dr. Wilh.: Nachdenkliche Geschichten vom Trinken. Erzählt und nach¬ 
erzählt. 40. bis 49. Tausend. (Neu durchgesehene, zum Teil veränderte Ausgabe, 
bearbeitet von J. Flaig.) (16 S.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 
0,20 A (Partiepreise). 

Broschüren, Frankfurter zeitgemäße. Gegründet von Paul Haffner, Johs. 
Janssen und E. Th. Thissen. 32. Bd. gr.-8°. Hamm, Breer & Thiemann, 
1913. 6. Heft. Dr. Schmüderrich: Die katholische Abstinenzbewegung, ihr 
Werden und Wesen, ihre Wege ünd Ziele. (38 S.) Jedes Heft 0,60 A; der 
Band von 12 Heften bar 4 A. 

Brunzlow, Oberstabsarzt Dr.: Wehrkraft und Alkohol. [Aus: „Die Alkoholfrage.“] 
(22 S.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 0,50 A. 

Esche, Prof. Dr. Arth.: Jugendkraft und Jugendfreude. Vortrag. [Aus: „Bericht 
über die 26. Jahresversammlung des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke, Nürnberg, 13. bis 16. September 1909“.] 3. AufL 7. bis 
11. Tausend. (12 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1913. 0,10 Jt. 

Flaig) Geschäftsführer Dr. J.: Alkohol und Schule. [Aus: „Zeitschrift für Schul¬ 
gesundheitspflege.“] (10 S.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 0,15 A. 

Flugblätter des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke. gr.-8*. 
Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1913. Nr. 8. San.-Rat Dr. G. Stille: Krieg! (Platt¬ 
deutsch.) 31. bis 60 Tausend. (4 S.) 100 Stück bar nn 1,20 A (Partiepreise). 

Hoflfmami) Oberlehrer H.: Alkohol und Erziehung mit besonderer Berücksichti¬ 
gung der höheren Schule. 2. Aufl. (26 S.) Lex.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 
1913. 0,30 A 

Kaufmann, Priv.-Doz. Dr. M.: Kritik der fanatischen Alkohol-Abstinenzbewegung. 
(80 S.) 8°. Leipzig, B. Konegen, 1913. 1,20 A 

Meyer) Bergwerksdir. G. A.: Die Bekämpfung des Mißbrauches geistiger Getränke 
im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbergbau. Ergebnisse einer Umfrage. 
(24 S.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 0,50 A. 

Sprichwörter und Sinnsprüche vom Trinken und Nichttrinken. [Aus: „Blätter 
zum Weitergeben“.] (2S ) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 100 Stück 
bar nn 1 A- 

Steinhausen, Johanna: Die Mitarbeit der Frau im Kampf gegen den Alkohol¬ 
mißbrauch. (31 S.) kl.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1912. 0,20 A (Partiepreise). 

Verzeichnis der Trinkerheilstätten in Deutschland nach dem Stande am 1. März 
1912. Auf Grund des von Dr. Waldschmidt herausgegebenen „Auskunfts¬ 
blattes über die Spezialanstalten für Alkoholkranke“ bearbeitet. [Aus: „Bericht 
über die dritte Konferenz für Trinkerfürsorge“.] (4 S.) 15 X 23 cm. Berlin, 
Mäßigkeits-Verlag, 1912. 0,20 A. 
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15. Popul&re Hygiene und Verschiedenes. 

Bachmann, Dr. Ernst: Gesundheitspflege. Ein Buoh für Haus und Schule. (VII, 
308 S.) kl.-8°. Zürich, Schulthess & Co., 1913. Geb. in Leinw. 3,60 .46. 
BacKmann, Kreisarzt Med.-Rat Dr.: Die natürlichen Quellen der Volkskraft. Ein 
Gesundheitsbüchlein für Lehrer und Eltern. (113S.) kL-8*. Leipzig, G. Wigand, 
1912. 1 A. 

Bahnarzt, Der. Monatsschrift für das gesamte Eisenbahnsanitätswesen. Geleitet 
von Drs. Emil Bergmann und Aladar Bekes. Herausgeber: Verein der 
Bahnärzte der k. k. österr. Staatsbahnen in Wien. Verantwortlich: D. A. Bä käs. 
9. Jahrg. 1913. 12 Nrn. (Nr. 1, 16 S. mit 1 Tafel.) 30,5 x 23,5 cm. Wien (XX/1, 
Wasnergas8e 41), Administration. Bar 10 .46. 

Bomtraeger, Reg.- und Geh. Med.-Rat Dr. J.: Bewirkt die Geburtenbeschrän¬ 
kung eine Rassenverbesserung? (16 S.) gr.-8*. Düsseldorf, L. Voß & Co., 1913. 
0,60 Jt. 

Bücherei der Gesundheitspflege, kl.-8*. Stuttgart, E. H. Moritz, 1913. 16. Bd. 
Prof. Dr. Sigm. Gottschalk: Gesundheitspflege für Frauen und Mütter. (196 S. 
mit 32 Abbild, und 7 Tafeln.) 2,40.46; geb. 3 jH. Tritt an Stelle des früheren 
16. Bandes (Volksbücher der Gesundheitspflege). 

Cathom&s, Dr. J. B.: Die Hygiene des Magens. Ärztliche Ratsohläge für Gesunde 
und Kranke. Mit Anhang: „Diätetische Krankenküche“. Sechste, verb. Auflage. 
(11. Tausend.) (96 S.) 8°. St Gallen, L. Kirschner-Engler, 1913. 1,50 .46. 
Diabetiker - Zeitung. Populär-wissenschaftliche Zeitschrift für Zuckerkranke. 
Herausgeber: Dr. Hans Lungwitz. Red.: Dr. Hans Lungwitz und Freiin 
v. Münchhausen. Jahrg. 1913. 6 Hefte. (2. Heft, 12S.) Lex.-8*. Berlin, 
Adler-Verlag. Bar 2A; einzelne Hefte 0,40 jH. 

Gesundheit in Wort und Bild. Populär-medizinische Zeitschrift Unter Mitwir¬ 
kung von Professoren der Medizin, hervorragenden Ärzten, Pädagogen, Nahrungs¬ 
mittelchemikern, Gesundheitstechnikern, Sportschriftstellern usw. Heraus¬ 
gegeben und redigiert von Dr. Ge o. Lu da. 10. Jahrg. April 1913 bis März 1914. 
12 Hefte. (1. Heft, 16S. mit Abbildungen.) Lex.-8\ Berlin, Anker-Verlag. 
Bar 3 .46; einzelne Hefte 0,40 Ji. 

GifFen, G. H. and Dundas, J.: Students’ Manual of Medical Jurisprudence and 
Public Health. 3rd ed. Cr. 8vo, pp. 348. W. Bryce. net 5/. 

Gruber, Prof. Max v.: Die Pflicht gesund zu sein. Rassenhygienische Predigt. 

(7. bis 8. Tausend.) (37 S.) 8°. München, E. Reinhardt. 1913. 0,50.46. 
Hesse’s, Max, Büoherei des modernen Wissens. Sammlung gemeinverständlicher 
Darstellungen. (Abt. A.) Hausbücher zur Erhaltung der Gesundheit. Im Auf¬ 
träge des Verbandes der Ärzte Deutschlands zur Wahrung ihrer wirtschaft¬ 
lichen Interessen herausgegeben von Sanitätsräten Drs. K. Beerwald und 
H. Dippe. kl.-8°. Leipzig, M. Hesse, 1913. Geb. in Leinw. je nn 1,35.46. 
Bd. 5 bis 8, 12, 13, 16, 18 und 20 bis 27 sind noch nicht erschienen. — 4. Bd. 
Dir. Prof. Dr. W. P. Dunbar: Häusliche Gesundheitspflege. (103 S.) — 9. Bd. 
Prof. Dr. Ludwig Heim: Die Bakterien als der Menschen Freunde und Feinde, 
sowie die Verhütung ansteckender Krankheiten. Mit 36 Abbildungen, zumeist 
Originalaufnahmen des Verfassers, darunter 32 Mikrophotogramme von Klein¬ 
wesen. (117S.) — 14. Bd. Prof. Dr. H. Kerschensteiner: Vom Herzen und 
den Blutgefäßen. (122 8. mit 18 Abbildungen.) — 19. Bd. Oberstabsarzt a. D. 
Dr. Ernst Barth: Die Gesundheitspflege des Ohres. (102S. mit 25 Abbild.) 
— 28.Bd. Hofrat Dr. Karl Doll: Die häusliche Krankenpflege und das Ver¬ 
halten bei ansteckenden Krankheiten. Mit 21 Zeichnungen und Skizzen im 
Text von eand. med. Herrn. Doll. (114 8.) 
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K&rcher, Dr. Max: Ärztlicher Wegweiser für Herzkranke. (41 S.) — Ärztlicher 
Wegweiser für Magen-und Darmkranke. (45 S.) (Hygienische Reformbewegung. 
Biologische Methode.) 8°. Leipzig, E. Demme, 1913. Je 1 JL. 

Lippert, F. E. and Holmes, A.: When to Send for the Doctor and What to Do 
Before the Doctor Comes. Cr. 8vo. Lippincott. net 4/6. 

New Hygiene, The: A Drogless Remedy for the Treatment of all Diseases, the 
promotion of health and longevity. Cr. 8vo, pp. 316. Putnam. 2/6. 

Orlowski, Dr.: Die Schönheitspflege. Für Ärzte und gebildete Laien. Dritte, 
verbesserte Auflage mit 30 Abbildungen im Text. (VTI, 132 S.) 8°. Würzburg, 
C. Kabitzsch, 1913. 2,50 JL\ geb. 3 JL. 

Prout, W. T.: Lessons on Elementary Hygiene and Sanitation, with special refe- 
rence to the Tropics. 3rd edition. 8vo. Churchill, net 2/6. 

Richter, Geh. Med.-Rat Dr. E.: Verlängere dein Leben. Sicherer Weg zur Er¬ 
reichung eines hohen und gesunden Alters. (VII, 164 S.) 8°. Leipzig, H. Hedwigs 
Nachf., 1913. 2,50 JL; geb. 3,50 JL. 

Schmidt, San.-Rat Prof. Dr. Ferd. Aug.: Unser Körper. Handbuch der Anatomie, 
Physiologie und Hygiene der Leibesübungen. Vierte, neubearbeitete Auflage. 
Mit 676 Abbildungen und einem Anhang: Erste Hilfe bei plötzlichen Unglücks¬ 
fällen. (XX, 661 S.) Lex.-8°. Leipzig, R. Voigtländer, 1913. 12,50 JL< 

Steinbrecher, Ferd.: Der Weg zur „Gesundheit und Kraft“. Für beide Ge¬ 
schlechter entworfen. Mit 33 Originalzeichnungen von Fritz Müller. 1. bis 
5. Tausend. (79 S.) gr.-8*. München, M. Riehn, 1913. 1,20 JL- 

Wangemann, Major a. D.: Soziale Fürsorge und Wohlfahrtseinrichtungen der 
Krupp werke. Vortrag. (Deutscher akademischer Bund.) (32 S. mit Abbild,) 
gr.-8°. Berlin, Vossische Buchh., 1912. 1 JL. 

Wissenschaft und Bildung. Einzeldarstellungen aus allen Gebieten des Wissens. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Paul Herre. 8°. Leipzig, Quelle & Meyer, 1913. 
Je \JL\ geb.inLeinw. je 1,25.#. 111.Bd. Prof. Dr.Paul Straßmann: Gesund¬ 
heitspflege des Weibes. (VIII, 175 S. mit 69 zum Teil farbigen Abbildungen 
und 3 [1 färb.] Tafel. 

Zeitfragen, Soziale. Beiträge zu den Kämpfen der Gegenwart. Herausgegeben 
von Adf. Damaschke. gr.-8°. Berlin, Buchh. „Bodenreform“, 1912. 52. Heft. 
Prof. Dr. Heinr. Kraft: Volksgesundheit und Bodenreform. (16 8.) 0,50 JL 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Der erforderliche Lebensraum für das 
deutsche Stadtyolk. 

Von Prof. Dr. med. J. Kaup, München, Hygienisches Universitätsinstitut. 


Im letzten halben Jahrhundert ist keine Erscheinung für die soziale und 
biologische Struktur des deutschen Volkes von größerer Bedeutung geworden, 
als die Anhäufung immer größerer Volksmassen in städtischen Siedelungen. 
Allein die Tatsache, daß innerhalb von nur 40 Jahren das Stadtvolk von 
einem Drittel bis auf zwei Drittel des Gesamtvolkes angewachsen ist, deutet 
die schnelle Veränderung an. Namentlich der Anteil der Großstädte hat sich 
innerhalb dieser wenigen Jahrzehnte erhöht von kaum 5 Proz. der Bevölke¬ 
rung bis auf 21 Proz. Diese Zusammenballung meist verschieden gearteter 
Volkselemente in städtischen Zentren bedeutet vor allem eine vollständige 
Veränderung der Siedelungs- und Wohnungsart. Von den offenen freien 
Siedelungen der Landgemeinden mußten nun mehr als zwei Drittel der Be¬ 
völkerung zur dichten Besiedelung der Städte übergehen. Allerdings ist für 
den Landbewohner durch seinen Aufenthalt allein keineswegs ein gesundes 
Wohnen im engeren Sinne gewährleistet. Charakteristisch für ihn sind jedoch 
die freie, leichte Verbindung mit der Natur, die unausgesetzte Berührung mit 
dem Boden und die unbehinderte Einwirkung aller klimatischen Faktoren. 
In dieser Naturgebundenheit liegt der biologische Vorzug des Landaufenthaltes 
und liegt zugleich auch die Gewähr eines guten Gedeihens des Nachwuchses. 
Es konnte daher trotz vielfach ungesunder Wohnungen und oft unzureichender 
oder unzweckmäßiger Ernährung der biologische Wert des Landvolkes im 
allgemeinen unbeeinträchtigt bleiben. 

Eine richtige Wertung der gesundheitlichen Faktoren des Landlebens 
war selbst in den städtischen Siedelungen des Mittelalters vorhanden, als man 
zwar aus äußeren Gründen die Wohnstätten dicht aneinander legen mußte, 
aber doch innerhalb und außerhalb der Stadtmauern weite Gebiete für land¬ 
wirtschaftliche und gärtnerische Nutzung und zum Aufenthalt der Bewohner 
sicherstellte. So konnte aus einem alten Stadtplan für Magdeburg festgestellt 
werden, daß reichlich ein Drittel der Gesamtfläche der Stadt als Gärten und 
Äcker unverbaut blieben. Die Wohnungen selbst ließen gesundheitlich in 
den Städten des Mittelalters allerdings viel zu wünschen übrig (überaus hohe 
Sterblichkeit), einen Ausgleich schuf nur die möglichst gepflegte Beziehung 
zur Natur durch einen ausgedehnten Aufenthalt auf den Freiflächen inner¬ 
halb der Umwallung oder vor den Toren der Stadt. Erst in der zweiten 
Hälfte des vergangenen Jahrhunderts sind in der Art städtischer Siedelungen 
große Veränderungen eingetreten. Mit der industriellen Entwickelung wurden 
allerdings auch die gewaltigen Fortschritte der technischen Hygiene für die 
städtischen Siedelungen nutzbar gemacht. Wasserversorgung, Entfernung 
aller Abgänge u. a. haben schwere gesundheitliche Schäden zum Schwinden 

Vierteljahnsohrift für Gesandheitapflege, 1913. 33 
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gebracht, aber doch nur nach bestimmten Eichtungen gewirkt. Wenn trotz¬ 
dem die städtischen Wohnungs- und Siedelungsverhältnisse unbefriedigend 
sind und die Überzeugung weiter Kreise dahin geht, daß weitgehende 
Reformen notwendig erscheinen, so müssen hierfür besondere Gründe vor¬ 
liegen. Es macht den Eindruck, als ob die Hauptfrage nicht richtig erkannt 
und bewertet würde. Ein Ausspruch von Muirhead bringt den Kardinal¬ 
punkt des modernen städtischen Siedelungswesens recht deutlich zum Aus¬ 
druck: 

„The problem of the last generation was to provide gas and 
water; the problem of the next is to provide light and air.“ 

In diesem Sinne ist man tatsächlich in England stets und namentlich 
auch in den letzten Jahren bei allen Reformen städtischer Siedelungen vor¬ 
gegangen. Um Licht und Sonne auch für den Stadtbewohner sicherzustellen, 
hat man die für ländliche Siedelungen selbstverständliche Trennung der 
Familienhaushaltungen auch für die städtischen Siedelungen in einem zähen 
Festhalten an dem Einfamilienhause zum Ausdruck gebracht. Trotzdem 
etwa vier Fünftel des englischen Volkes Stadtbewohner sind, ist für die 
städtischen Wohngebiete der Einfamilienhaustypus durchweg beibehalten, ja 
in den letzten Jahren die Zahl der Bewohner auf ein Haus z. B. innerhalb 
der Jahre 1891 und 1901 von 5,3 auf 5,2 Bewohner zurückgegangen, so 
daß die Behausungsziffer für Stadt und Land fast keine Unterschiede auf¬ 
weist. Zugleich sucht man auch die Zahl der Einfamilienhäuser auf der 
Flächeneinheit möglichst zu beschränken, indem man namentlich für die 
Peripherie der Städte eine weniger dichte Besiedelung (12 Einfamilienhäuser 
auf 1 Acre, d. i. 0,4ha) vorschrieb. Stadtteile mit dichter Besiedelung 
wurden vielfach durch Niederlegung einzelner Häuser offener gestaltet. Elin 
geringes Ansteigen der Siedelungsdichte ließ sich allerdings nicht vollständig 
vermeiden, aber immerhin sind selbst in großen englischen Industriestädten, 
wie Manchester, Birmingham usw., etwa 100 Bewohner auf 1 ha zu finden, 
und nur in London wurden im Jahre 1909 150 Bewohner pro Hektar fest¬ 
gestellt. Die gesunde offene Besiedelung der englischen Städte läßt zunächst 
erkennen, daß nur ein kleinerer Teil der Hausgrundstückflächen bebaut ist 
und der größere Teil für Hof und Garten, also für Erholungszwecke, dienen 
kann. Doch ist auch für öffentliche freie Plätze, namentlich für Parks und 
Spielplätze, reichlichst gesorgt. Vergleichende Feststellungen für die Jahre 
1883 und 1902 haben ergeben, daß die Erholungsfläche für den einzelnen 
Stadtbewohner von 4,9 qm auf 5,9 qm angestiegen ist. Die Leistungen 
gerade für die Beschaffung von Spiel- und Erholungsflächen sind für die 
englischen Städte um so bemerkenswerter, als innerhalb dieser 20 Jahre die 
Bevölkerungszunahme in den Städten sehr bedeutend war und trotzdem in 
noch höherem Prozentsatz für eine dauernde Sicherstellung leicht erreich¬ 
barer Erholungsflächen gesorgt wurde. So wies z. B. die Riesenstadt London 
innerhalb der letzten 20 Jahre eine Bevölkerungszunahme von 18 Proz. auf, 
während die Freiflächen in der gleichen Zeit eine Vergrößerung von 50 Proz. 
erfuhren 2 ). 

*) Diese und viele von den späteren Daten sind der 8chrift 8 der Zentralstelle 
für Yolkswohlfahrt „Familiengärten und andere Kleingartenbestrebungen in ihrer 
Bedeutung für Stadt und Land“ entnommen. Berlin, C. Heymann, 1913. 
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Für die städtischen Siedelungen in England ist daher bis in die letzten 
Jahre charakteristisch das zähe Festhalten an einer offenen Bauweise, an 
dem Einfamilienhaus mit Hausgarten und weiter die Beschaffung großer, 
leicht erreichbarer Erholungs- und Spielflächen für Jung und Alt. Diese 
offene, freie Siedelungsweise hat sich seit dem Mittelalter kaum verändert. 

Wie ist nun die Entwickelung der deutschen Sädtesiedelungen gewesen? 

Scheinbar moderne Errungenschaften, wie Spielplätze und Laubengärten, 
sind bereits alB Bestandteile der Städte des Mittelalters nachzuweisen. Im 
Kern der mittelalterlichen Stadt gab es allerdings keine eigentlichen Grün¬ 
anlagen, doch nicht selten ausgedehnte Hausgärten bei den einzelnen Familien¬ 
häusern. Für die größere Zahl der Familienhaushaltungen waren die eigent¬ 
lichen Nutzgärten mit ihren Gartenlauben vor den Toren der Stadt, wo nach 
Wohlhabenheit und Geschmack jede Familie für den Sommer tagsüber Unter¬ 
kunft und Erholung fand. Vor den Toren der umwallten Städte lagen auch als 
Reservat die Freiweiden, die Gänseanger, Vogelwiesen und Brinks, die als 
Wiesenflächen der Jugend Tummelfreiheit gewährten und zugleich als Volksfest- 
plätze dienten. Es ist daher die Annahme unrichtig, als wenn in den Städten 
des Mittelalters keine Erholungsflächen für das Volk vorhanden gewesen wären. 
Auoh die typischen Hausformen waren in den Städten des Mittelalters unseren 
Mietkasernen unähnlich; namentlich in den meisten Städten Mitteldeutsch¬ 
lands scheint für die breite Masse des Volkes das Dreifensterhaus mit Haus¬ 
garten typisch gewesen zu sein. Selbst zu Beginn der industriellen Ent¬ 
wickelung war das Massenmiethaus für Arbeiterfamilien als Allgemeintypus 
noch unbekannt. Der Bau der Eisenbahnen in den 40 er und 50 er Jahren 
verursachte zunächst eine Abwanderung der wohlhabenden Bürger der Städte 
an die Peripherie, in die Nähe der Bahnhöfe. Gleichzeitig fingen Bauordnungen, 
in denen auf Freiflächen im Rahmen des Stadtbildes vergessen wurde, bei 
tiefen Baublöcken die Errichtung von Hinter- und Quergebäuden vielfach auf 
dem Boden früherer Hausgärten zu gestatten, an. Breite Straßen allein 
gewährten das Recht zur vier- und fünffachen Überbauung, ohne eine nennens¬ 
werte Einschränkung für den hinteren Teil des Baublockes vorzusehen. So 
ist es begreiflich, daß die Wohndichte unaufhaltsam zunahm. In Berlin z. B. 
wurden auf einen Hektar bebauter Fläche (einschließlich Hof und Hausgärten) 
in den 70 er Jahren etwa 400 Bewohner gezählt, im Jahre 1900 630 und im 
Jahre 1910 etwa 704. Dementsprechend stieg auch die Behausungsziffer, d. h. 
die Zahl der Bewohner auf ein Gebäude unaufhaltsam in die Höhe, z. B. von 
71 Personen auf ein Gebäude im Jahre 1895 auf 77,5 Personen im Jahre 1905. 
Das bedauerlichste Symptom liegt jedoch darin, daß die neu entstandenen 
Arbeiterquartiere in den modernen Großstädten, z. B. auch in Berlin, eine 
größere Wohndichte und höhere Behausungsziffer auf weisen, als der Kern der 
Stadt, der das Geschäftszentrum bildet — eine Erscheinung, die vollständig 
entgegengesetzt der Entwickelung in den englischen Industriestädten ist. Die 
Notwendigkeit von Freiflächen in ausgesprochenen Arbeiterwohnvierteln wurde 
eben übersehen. Die Verständnislosigkeit vieler Stadtverwaltungen für Spiel- 
und Erholungsflächen kommt vielleicht am traurigsten in der innerhalb 
weniger Jahrzehnte entstandenen Arbeiterstadt Neukölln (früher Rixdorf) 
zum Ausdruck. Auf landwirtschaftlich genutztem billigen Gelände entstand 
hier in wenigen Jahrzehnten eine Arbeiterstadt mit fast 1 / 4 Million Ein- 
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wohnern, die jedoch eine Wohndichte von 894 Bewohnern auf den Hektar 
bebauter Fläche auf weist, so daß nur 11 qm Bodenfläche auf den einzelnen 
Bewohner dieser freudlosen Mietkasernenstadt entfallen. Die anderen Städte 
Groß-Berlins, namentlich Charlottenburg, Schöneberg und Wilmersdorf, zeigen 
eine ähnliche Entwickelung. Von hier aus bürgerte sich der Berliner Miet¬ 
kasernentyp auch in anderen Städten des Reiches ein. Bauordnungen, die 
nur an Hausbau und Verkehr dachten, wurden schablonenhaft von ursprüng¬ 
lich offen besiedelten Städten übernommen. Eb ist daher kein Wunder, wenn 
die Siedelungsdichte und Behausungsziffer fast in allen Städten durch starke 
Überbauung und schrankenlose Opferung viele Jahrhunderte vorhandener 
Hausgärten und Volksparks erschreckend in die Höhe gingen. Nach dem 
jetzigen Stande haben von den Großstädten mit über 200000 Einwohnern 
lediglich Bremen mit 8 Bewohnern auf ein Gebäude, Cöln mit 16, Frankfurt, 
Essen, Nürnberg, Stuttgart mit 19, Düsseldorf und Hannover mit 20 bzw. 
21 Bewohnern auf ein Gebäude den Eleinhausbau bzw. den Ein- bis Vier¬ 
familienhausbau noch am meisten bewahrt. Mit den englischen und belgischen 
Großstädten kann eigentlich nur Bremen hinsichtlich der Behausungsziffer 
gleichgestellt werden. Allerdings ragen die Städte Groß-Berlins mit ihrer 
um mehr als das Zehnfache gesteigerten Behausungsziffer im Vergleich zu eng¬ 
lischen Städten ganz besonders hervor, während Leipzig, Dresden, München 
und Hamburg mit 28 bis 37 Bewohnern auf ein Gebäude doch noch wesent¬ 
lich günstiger dastehen; nur Breslau und Posen nähern sich mit 43 bzw. 
52 Bewohnern pro Haus bedenklich den Groß-Berliner Mietkasernenstädten. 
Im allgemeinen kann man auch hierbei wahrnehmen, daß die alten Städte 
noch immer viel weniger dicht besiedelt sind, als die modernsten Großstädte. 
Die alte Hansastadt Lübeck hat z. B. von 100 bewohnten Gebäuden nur 
0,2 Proz. mit fünf und mehr Stockwerken, Schöneberg hingegen 61 Proz.; 
oder auf 1000 Grundstücke entfallen in Lübeck rund 600 mit ein bis zwei 
Wohnungen, in Berlin hingegen nur 56, in Breslau 95, in Charlottenburg 130. 
Selbst in alten Festungsstädten, wie Straßburg, Metz und Cöln entfallen auf 
1000 bewohnte Grundstücke 400 bis 700 mit nur 5 bis 20 Bewohnern, in 
Berlin hingegen ist diese geringe Zahl von Hausbewohnern nur bei 120 von 
1000 Grundstücken zu finden. 

Stockwerkshäufung und überaus starke Ausnutzung der Hausgrundstücke 
schließen es jedoch im Prinzip nicht aus, daß gerade zum Ausgleich für die 
Bevölkerung große Freiflächen zur Verfügung stehen. Ob dies zutrifft, wollen 
wir kurz erörtern. Die Wertung der einzelnen Freiflächen nach Lage und 
Art ist allerdings eine verschiedene. Für die Familie, und namentlich für 
den tummellustigen Nachwuchs, ist es nicht gleichgültig, ob im Anschluß an 
die Wohnung Freiflächen fehlen. Die alten Hausgärten sind zuerst, wie 
bereits angedeutet wurde, der Verbauungssucht zum Opfer gefallen. Als Bei¬ 
spiel hierfür kann wieder Berlin hervorgehoben werden. Der Prozentsatz 
der bewohnten Grundstücke mit Garten erscheint in Berlin allerdings mit 
40 Proz. im Jahre 1871 und 30 bis 35 Proz. in den letzten Jahren nur wenig 
vermindert, aber für die bewohnten Wohnungen selbst war zuletzt nur bei 
1,6 Proz. ein Garten zu finden. In Neukölln, dieser typischen Mietkasernen¬ 
stadt für Arbeiter, ist dieser Prozentsatz mit 1,9 Proz. kaum höher und auch 
für die Wohnungen Schönebergs, Charlottenburgs mit Garten bei 3,3 bzw. 
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2,2 Proz. der Wohnungen ist dieser Anteil ebenso unbedeutend. So sind von 
Jahr zu Jahr die alten Gärten in Berlin der Verbauung zum Opfer gefallen, 
und in den neuerbauten Städten Groß-Berlins, wie Schöneberg und Neukölln, 
hat man überhaupt nie die Notwendigkeit von Hausgärten für die größere 
Zahl der Familien erkannt. Auch darf nicht vergessen werden, daß die so 
spärlich vorhandenen, sogenannten Hausgärten vorwiegend Restaurations- und 
Institutsgärten sind und eigentliche Hausgärten nur in vereinzelten Villen¬ 
vierteln für die wohlhabendsten Familien bestehen. Eine ähnlich ungünstige 
Entwickelung der Hausgärten ist auch für Breslau, Königsberg, Stettin 
und einige kleinere Arbeiterstädte, namentlich Oberschlesiens, nachzuweisen. 
Andererseits haben jedoch manche Großstädte noch einen ziemlichen Anteil 
an Hausgärten für die einzelnen Wohnungen bewahrt, so z. B. Kiel mit 
9,1 Proz., Düsseldorf mit 10,5Proz. In manchen Gebieten des Reiches ist 
der Prozentsatz der Wohnungen mit Gartenbenutzung noch wesentlich größer, 
so z. B. in den sächsischen Textil- und Heimarbeitsstädten mit 20 bis 50 Proz., 
in den westfälischen Bergarbeiterstädten mit 10 bis 49 Proz. 

Verlust und moderner Ersatz des Gartenlandes in einer Großstadt kann 
vielleicht am besten in Leipzig verfolgt werden. Die großen Nutz- und 
Ziergärten Leipzigs sind in ihrer Schönheit vom jungen Goethe begeistert 
geschildert worden. Erst seit der Mitte des vergangenen Jahrhunderts fielen 
sie, einer nach dem anderen, der Bebauung zum Opfer, aber noch im Jahre 
1875 wurde auf einen Bewohner Alt-Leipzigs im Mittel 10 qm Gartenfläohe 
berechnet. Bis zum Jahre 1890 war dieser Freiflächenanteil für den ein¬ 
zelnen Bewohner auf die Hälfte vermindert und in den letzten Jahren wird 
er wohl weiter eingeschränkt worden sein. Die Freude an einem Garten kam 
jedoch gerade in Leipzig durch die Schöpfung von Mietgärten mit Spielplätzen 
zum schönen Ausdruck. Den Bemühungen Schrebers, Hauschilds und 
Gesells verdankt Leipzig die ersten Ansätze, und jetzt werden etwa 10000 
sogenannte Schrebergärten auf einer Fläche von ungefähr 211ha gezählt. 
Ganz unabhängig von dieser Art des Ersatzes der alten Hausgarten hat die 
Stadtverwaltung von Kiel Pachtgärten seit Beginn des vorigen Jahrhunderts 
angelegt, deren Zahl nach den letzten Ausweisen etwa 4500 auf einer Fläehe 
von 200ha betrug, denen noch mindestens 2000 Mietgärten auf privatem 
Gebiete in einem Ausmaße von etwa 270 ha zuzurechnen sind. In ähnlicher 
Weise ist auch die Stadt Bremen — wie wir gehört haben, die einzige Groß¬ 
stadt Deutschlands, die eine ähnlich niedrige Behausungsziffer aufweist wie 
die englischen Städte — auf dem Gebiete der Förderung der Gartenpflege 
vorgegangen. Aber die noch vorhandene Freude am Boden und seinen Erträg¬ 
nissen hat auch in Groß-Berlin über 40000 sogenannte Laubenkolonien erstehen 
lassen, wenn auch hier infolge hoher Bodenpreise und geringer Fürsorge der 
Stadtverwaltung die Schwierigkeiten einer Beschaffung und namentlich einer 
dauernden Festhaltung besonders groß sind. Selbst in Städten mit einem 
hohen Prozentsatz von Hausgärten, wie in einer Reihe sächsischer Städte, 
haben sich Schrebergartenkolonien gebildet, die den Prozentsatz der Familien¬ 
haushaltungen mit Gärten in einigen Orten nicht unwesentlich erhöhen. 

Eine andere Entwickelung haben die alten Volkserholungsplätze der 
Städte des Mittelalters genommen. Nur in wenigen Städten, wie z. B. in 
Hamburg (Dammtorwiesen), Lübeck (Mühlentorbrinks), haben sie sich seit 
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dem Mittelalter erhalten können; in den meisten Städten sind sie der Bau- 
und Spekulationswut zum Opfer gefallen. In höherem Umfange haben sich 
öffentliche Anlagen im Besitz des Staates oder fürstlicher Persönlichkeiten 
unversehrt erhalten. So entfallen von rund 458 ha öffentlicher Anlagen in 
Berlin 277ha auf Staatsgebiet, während die städtischen Parkanlagen kleiner 
sind und zum Teil auch außerhalb des Gemeindegebietes liegen. Insbesondere 
jedoch ist es auffallend, daß in den neueren Arbeiterwohnbezirken Berlins 
größere öffentliche Anlagen fast vollständig fehlen, ebenso sind in Neukölln 
keine größeren Parkflächen zu finden. In anderen Städten liegen die Ver¬ 
hältnisse vielfach besser, aber fast überall ist nachzuweisen, daß allerdings 
die alten Parkanlagen erhalten blieben, aber, dem raschen Wachstum der 
Städte entsprechend, besondere Parkflächen in den neuerbauten Gebieten fast 
nirgends in genügendem Ausmaße vorgesehen wurden. So zeigt sich das 
wenig erfreuliche Bild, daß auf den Kopf der Bevölkerung vielfach nur ein 
bis zwei und auch manchmal noch weniger Quadratmeter Parkfläche ent¬ 
fallen, und nur in wenigen Städten, wie z. B. München, Dresden, Magdeburg, 
sind genügend und auch ziemlich gut verteilte Parkflächen vorhanden. Ein 
wesentlicher Unterschied in der Art der Benutzung von Volksparks ist gegen¬ 
über englischen Städten darin zu finden, daß die öffentlichen Parks nur zum 
geringen Teil dem Publikum zugänglich sind, d. h. das Betreten der Rasen¬ 
flächen gestattet ist. Auch ist bis vor kurzem nur in wenigen Städten die 
Eigentümlichkeit englischer Parks wahrzunehmen, die darin besteht, daß in 
ihnen besondere Spielplätze und Spielflächen für die bewegungslustige Jugend 
reserviert sind. 

Die Zahl der Spielplätze ist allerdings in den letzten Jahren erfreulicher¬ 
weise gewachsen, aber eine Eigentümlichkeit der deutschen Spielplätze besteht 
darin, daß sie nur zur vorübergehenden Benutzung vorgesehen sind und 
zumeist später in die Verbauung einbezogen werden. So ist die Fläche der 
dauernden Spielplätze z. B. in Berlin mit etwa 10 ha im Jahre 1910 noch eine 
verschwindende gewesen und auch in den anderen Städten Groß-Berlins völlig 
unzureichend. Die Klein- und Mittelstädte sind für die vom Zentralausschuß 
für Volks- und Jugendspiele inaugurierte Spielplatzbewegung viel zugäng¬ 
licher gewesen; auch von Großstädten sind Städte wie Breslau, München, 
Mannheim, Kiel und Stuttgart rühmend hervorzuheben. Eine Form von 
Spielplätzen hat sich allerdings fast allerorts verbessert: die Schulhöfe 
als Spielplätze sind nach Anlage und Größe immer geeigneter geworden. 
Auoh bei Kindergärten sind vielfach ziemlich geräumige Spielplätze vor¬ 
gesehen. 

Die Skizzierung der Freiflächen in den deutschen Städten würde jedoch 
unvollständig sein, wenn nicht einer rudimentären Form von Erholungsflächen 
Erwähnung geschähe, die in der häufigen Anlage von Vorgärten und be¬ 
pflanzten Straßenzügen in die Erscheinung tritt. Manche Städte haben mehrere 
100 km bepflanzter Straßenzüge, die zwar das Straßenbild weniger monoton 
erscheinen lassen, aber für die Erholung der Stadtbevölkerung kaum in Frage 
kommen. Auch die Schmückung der Baikone und Fensterbalustraden mit 
Blumen belebt die langweilige Häuserflucht und bringt zugleich den Rest des 
Sinnes der Bevölkerung für Erzeugnisse der Natur zum Ausdruck. Aber 
schmale Vorgärtchen, bepflanzte Straßenzüge und Fensterschmuck können nur 
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als dürftige Surrogate für staubfreie, ruhige und geräumige Parks und Spiel¬ 
wiesen betrachtet werden. 

Vergleicht man schließlich die beiden Hauptfragen des städtischen Woh- 
nungs- und Siedelungswesens, die Wohnart und Wohnform einerseits und die 
Frei- und Eirholungsflächen andererseits, so ergibt sich für die erstere Gruppe 
eine ziemlich gleichmäßige Lösung auf Grund ganz bestimmter Ansprüche 
in allen Städten, hingegen in der Freiflächenfrage außerordentlich starke 
Wandlungen und Verschiedenheiten. Man könnte glauben, daß der gesund¬ 
heitliche Wert der Freiflächen für das deutsche Stadtvolk seitens der Öffent¬ 
lichkeit noch nicht richtig eingeschätzt würde oder mindestens seitens der 
Verwaltungsbehörden ungleiche Ansprüche gestellt werden. Der gesundheit¬ 
liche Wert eines genügenden Areals städtischer Freiflächen liegt allerdings 
nicht so klar zutage, wie etwa die Vergrößerung der Typhusgefahr durch 
verseuchtes Brunnenwasser oder durch ein mangelhaftes Abfuhrsystem; auch 
verdeckt der Rückgang der Sterbeziffern in den Städten, der vor allem auf 
eine wirksame Bekämpfung der Infektionskrankheiten zurückzuführen ist, die 
dem Laien wenig offenkundigen, ganz allmählich eintretenden konstitutiven 
Schädigungen des Stadtvolkes. 

Die besondere Bedeutung der bisher vernachlässigten Ansprüche an 
Freiflächen für städtische Siedelungen wird durch die Forderungen der Jugend 
am besten gekennzeichnet. Abgesehen davon, daß bereits die einem Nach¬ 
wuchs entgegensehenden Frauen durch den Mangel an Bewegungsfreiheit in 
den engen Mietskasernenwohnungen und das Fehlen von Erholungsflächen 
in der Nähe der Behausung in ihrem körperlichen Befinden geschädigt sind 
und damit auch der zu erwartende Sprößling gefährdet ist, haben Unter¬ 
suchungen der letzten Jahre auf Grund bestimmter elementarer Ereignisse 
(der heiße Sommer 1911) namentlich in den Mietkasernenstädten infolge der 
ungünstigen Wärme- und Lüftungsverhältnisse einen höchst ungünstigen 
Einfluß auf die Säuglingssterblichkeit nachgewiesen und auch sonst die 
besonderen gesundheitlichen Gefahren unserer Großstadtsiedelungen gezeigt. 
Das häufige Vorkommen von Rachitis und anderen Entwickelungshemmungen 
in der deutschen Stadtjugend sind vorwiegend auf den Mangel von Sand- 
und Spielplätzen für Kleinkinder zurückzuführen, ebenso die ungünstige 
körperliche Entwickelung unserer schulpflichtigen Jugend und auch der schul¬ 
entlassenen, bereits erwerbstätigen Jugend vielfach auf den Mangel an Spiel- 
und Erholungsplätzen. Wenn durch schulärztliche Untersuchungen in vielen 
deutschen Städten im Mittel nur bei etwa 42 Proz. der Kinder eine gute, bei 
50 Proz. eine mittlere und bei 8 Proz. eine schlechte körperliche Beschaffenheit 
festgestellt wurde und andererseits in einer Reihe von englischen Städten 
durch sorgfältige schulärztliche Untersuchungen bei 80 Proz. der Schulkinder 
eine gute körperliche Beschaffenheit, so kann dieser Unterschied zugunsten der 
englischen Schulkinder hauptsächlich auf die verschiedene Art der städtischen 
Siedelungen je nach dem Vorhandensein von Frei- und Erholungsflächen, 
Einfamilienhäusern oder Mietkasernen zurückgeführt werden. Es sind daher 
gerade Forderungen der Jugend und der Jugendpflege, die bestimmte Mindest¬ 
ansprüche an Frei- und Grünflächen im Rahmen der Bebauungspläne gerecht¬ 
fertigt erscheinen lassen. Nicht minder bedeutsam ist die Freiflächenfrage 
für die Frauen im allgemeinen. Von alters her war der Hausgarten für die 
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Frau die gegebene Erholungsstätte und zugleich der anstoßende Hof der 
sicherste Tummelplatz für die Kleinkinder. Der Gemüsebau im Hausgarten 
bildete zugleich einen letzten Rest der Eigenproduktion für den Familien¬ 
haushalt. Zugleich gewährte der Hausgarten in der wärmeren Jahreszeit 
einen Sammelpunkt für die ganze Familie und damit eine Erholungsstätte im 
besten Sinne. In der erwähnten Schrift der Zentralstelle für Volkswohlfahrt 
sind noch andere Vorzüge hervorgehoben: „Die wirtschaftliche Entwickelung 
und die dadurch bedingte Anhäufung großer Menschenmassen in den Städten 
hat das Bedürfnis nach einer Erholungsstätte am Hause noch bedeutend 
gesteigert. Die meisten Stadtbewohner müssen ihr Brot in Fabriken und 
Kontoren verdienen, sind tagsüber von Sonnenschein und reiner Luft ziemlich 
fern gehalten und können einen Ausgleich für diese Entfremdung von der 
Natur nur in der Art der Wohnungen mit anliegenden oder wenigstens leicht 
erreichbaren Ruhe- und Erholungsmöglichkeiten finden. Jeder Mangel an 
Erholungsflächen bedeutet für den Stadtbewohner eine empfindliche Ein¬ 
schränkung des Lebensraumes und namentlich eine Verhinderung normaler 
Entwickelung für den Nachwuchs. Von Licht, Luft und Sonnenschein ab¬ 
gesperrte Kinder verkümmern, zeigen Symptome der Rachitis, werden bleich¬ 
süchtig, schwächlich, nie voll leistungsfähig und noch weniger wehr- und 
generationstüchtig. u 

Insbesondere scheinen auch bemerkenswerte Unterschiede in der Wehr¬ 
fähigkeit der Jugend von Städten, die größere Unterschiede in der Wohn¬ 
dichte, in der Höhe der Behausungsziffer und daher auch in der Häufigkeit 
von Mietkasernen und dem Bestand von Freiflächen aufweisen, zu bestehen. 

Die folgende Tabelle 1 bringt hierfür einige Anhaltspunkte. 

Es sind auffallende Unterschiede zu finden. Zunächst ist hervorzuheben, 
daß zwar überall die Militärtauglichkeit der Stadtjugend geringer ist als die 
des anliegenden Landes, aber zwischen der Wehrfähigkeit der gestellungs¬ 
pflichtigen Jugend Berlins und der Landgeborenen der Provinz Brandenburg 
sind außerordentlich hohe Unterschiede zu finden, andererseits ist in den 
rheinischen Gebieten, deren Städte sich durch geringe Wohn- und Siedelungs¬ 
dichte und durch einen bestimmten Reichtum an Erholungs- und Spielflächen 
auszeichnen, der Unterschied zwischen Stadt und Land außerordentlich gering 
und die Militärtauglichkeit im allgemeinen recht bedeutend hoch. Besonders 
auffallend ist es, wenn die Wehrfähigkeit der Jugend Bremens und Ham¬ 
burgs so beträchtlich verschieden ist. Beide alten Hansastädte sind Siede¬ 
lungen desselben Volksstammes, nur in der Wohnungsform, der Häufigkeit 
der Mietkasernen, der Grünflächen und Hausgärten unterscheidet sich Bremen 
wesentlich von Hamburg; der Unterschied in der Größe der beiden Handels¬ 
städte allein kann gewiß nicht zur ausreichenden Erklärung dienen. Es 
kann daher kaum einem Zweifel unterliegen, daß die Sicherstellung aus¬ 
reichender Spiel- und Erholungsflächen für den Nachwuchs wie für die 
Familien überhaupt von größtem Einfluß ist. 

Welche Stellung und welche Fürsorge hat nun die Freiflächenfrage im 
Rahmen der Stadtbebauungspläne gefunden? 

Man ist der Frage in einzelnen Landes-Wohn- und -Baugesetzen nicht 
vollständig aus dem Wege gegangen. So sieht z.B. das sächsische allgemeine 
Baugesetz vom Jahre 1900 im § 18 f vor, daß die Anlage von leicht erreich- 
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Wohndichtigkeit in den Baubezirken eingeschränkt werden müsse und die 
erforderlichen Höfe und Gärten nötigenfalls durch Festsetzung rückwärtiger 
Bauflächenlinien sicherzustellen seien. Die Bauvorschriften sind auch in 
vielen Städten abgestuft. Durch die vielfach vorhandenen Zonenbauordnungen 
ist in einigen Wohnvierteln für bestimmte kleine Kreise der Stadtbevölkerung 
eine weiträumige Bebauung gewährleistet. Für die eigentlichen Arbeiter¬ 
quartiere ist jedoch in den meisten Großstädten eine Flächenausnutzung bis 
zu drei Vierteln der Grundstücksfläche gestattet und nur in wenigen Städte¬ 
bauordnungen durch Beschneidung der Hintergebäude und durch Ausdehnung 
des Hofraumes etwas Luftbewegung und Lichtzufuhr zu den hinteren Häuser¬ 
fronten gewährleistet. Rückwärtige Baufluchtlinien sind nur in den Bau¬ 
ordnungen von Bielefeld, Koblenz, Düsseldorf, also auch wieder rheinischer 
Städte, vorgesehen. 

Dieser Mangel an bestimmten Forderungen für Freiflächen ist seitens 
der Stadtverwaltungen nicht unverständlich. Eine angesehene Organisation, 
der „Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege“, hat noch im Jahre 
1903 von Fachautoritäten der Verwaltung und Praxis die Stellung der Bau¬ 
ordnungen im Dienste der öffentlichen Gesundheitspflege einer Erörterung 
unterziehen lassen. In den Leitsätzen zu diesem Thema ist außer den ge¬ 
wöhnlichen gesundheitlichen Anforderungen der technischen Hygiene, hin¬ 
sichtlich der Freiflächen lediglich gesagt, daß eine ausreichende Anlage von 
Freiplätzen und öffentlichen Pflanzungen, namentlich Spiel- und Erholungs¬ 
plätzen, im Rahmen der Ortsbaupläne vorzusehen sei. Auch bei diesen letzten 
Beratungen war von Mindestansprüchen für Spiel- und Erholungsflächen noch 
keine Rede. Selbst ein Entwurf für eine Reichsbauordnung von Geheimrat 
Baumeister in Karlsruhe behandelt die Freiflächenfrage in Absatz II über 
Baudichtigkeit nur im Zusammenhang mit der Frage der Überbauung, ohne 
irgend welche feste Anhaltspunkte für Spiel-, Erholungs- und Gartenflächen 
zu bieten. Es kann daher auch nicht wundernehmen, wenn in dem neuesten 
Entwurf eines preußischen Wohnungsgesetzes in Artikel 1 lediglich die all¬ 
gemeine Vorschrift in Aussicht steht, daß im Interesse des Wohnungsbedürf¬ 
nisses in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze (auch Gartenanlagen, Spiel- und 
Erholungsplätze) vorzusehen seien, während andererseits die Vorschriften für 
die Benutzung der Gebäude, Art der Wohnungsaufsicht vorzüglich gegliedert, 
bestimmte Forderungen erhoben und ausführlichst behandelt sind. 

Es ist klar, daß durch eine allgemeine Bestimmung über Freiflächen die 
überragende Bedeutung des Problems einer Sicherstellung des erforderlichen 
Lebensraumes für das Stadtvolk nicht entsprechend zum Ausdruck kommt. 
Allgemeine Fassungen werden entweder völlig unberücksichtigt bleiben oder 
je nach dem Belieben und dem Verständnis der Aufsichtsbehörden zur Gel¬ 
tung gebracht. Gerade so wie nur durch ganz bestimmte Vorschriften über 
Gebäudehöhe, Straßenbreite, Größe der Einzelräume, Verbot von Keller¬ 
wohnungen usw. eine Gleichmäßigkeit in den Wohnungsordnungen erzielt 
wurde, ebenso sind dauernde Erfolge in der Freiflächenfrage nur durch be¬ 
stimmte Mindestforderungen für die Ortsbaupläne zu erwarten. Wie wenig 
Allgemeinbestimmungen nützten, läßt am deutlichsten die außerordentliche 
Wohndichte einzelner Industriestädte oder Arbeiterwohnviertel in unseren 
modernen Großstädten erkennen. Spekulative Gartenvorstädte und Kottage- 
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gründungen in der Umgebung der Städte für etwa höchstens 5 bis 10 Proz. 
der gesamten Familienhaushaltungen, wie sie fast in allen Städten wahrzu¬ 
nehmen sind, können diese traurige Entwickelung nicht verbergen. Bau¬ 
genossenschaften und gemeinnützige Gartenstadtorganisationen sind ebenfalls 
gegenüber den höchst gefährlichen Bestimmungen der zulässigen Bodenaus¬ 
nutzung und Stockwerkhäufung und gegenüber dem ungeheuren Einfluß der 
Terrainspekulation nahezu machtlos. Für die nächsten Jahrzehnte ist durch 
die Festlegung einer überaus dichten Bebauung auf Grund genehmigter Bau¬ 
ordnungen und in Ermangelung jeglicher fester Bestimmungen für das Aus¬ 
maß von Freiflächen nur eine weitere Erhöhung der Behausungsziffer und der 
Wohndichte l ) bzw. der Siedelungsdichte a ) wie bisher zu erwarten, wenn nicht 
durch bestimmte Anforderungen an Freiflächen verschiedener Art für die 
Aufsichtsbehörden Direktiven gegeben werden. Es ist auch zu befürchten, 
daß die bereits nachweisbaren Schädigungen der Konstitution und Lebens¬ 
kraft der stadtgeborenen Bevölkerung an Intensität noch weiter zunehmen 
werden, falls nicht energische Mittel zur Anwendung kommen. 

Welche Anforderungen sollen nun für das Ausmaß an Frei¬ 
flächen in städtischen Siedelungen gestellt werden? 

Es ist erfreulich, daß in den letzten Jahren wiederholt von technischer 
und hygienischer Seite Versuche nach dieser Richtung gemacht wurden. Zu¬ 
nächst muß Klarheit darüber herrschen, was dem Begriff Freiflächen zuzu¬ 
zählen ist. Die bedeutungsvollste Form ist die Sicherstellung eines Familien¬ 
gartens an Stelle der mehr oder weniger verbauten Hausgärten in den einzelnen 
Städten. Dieser Ersatz erscheint unter den verschiedenen Namen der Lauben¬ 
kolonien, Schrebergärten, Stadtgärten, Mietgärten usw. Eine weitere Art 
von Freiflächen ist durch öffentliche Parks innerhalb und außerhalb des be¬ 
bauten Stadtgebietes gekennzeichnet. Später ist infolge der modernen Jugend¬ 
bewegung die Spielplatzfrage in den Vordergrund getreten, ohne zunächst in 
einem Zusammenhang mit den Volksparks zu stehen. Diese drei Gruppen von 
Freiflächen sind nun auch in ihrer Behandlung verschieden, je nach den An¬ 
forderungen des Alters und Geschlechtes; namentlich die Spiel- und Tummel¬ 
flächen für die Jugend sind sorgfältig nach dem Alter, der Spielfähigkeit und 
dem Geschlecht zu sondern. 

Bisher hat man sich noch am meisten mit dem Ausmaß an Parkflächen 
beschäftigt, so verlangte z. B. Stübben 2 qm Parkfläche für den Einwohner, 
also eine Parkanlage von 10 ha auf je 50000 Einwohner, und dazu noch 2 qm 
für jeden Bewohner an Straßen- und Platzbepflanzung. Stübben ging zunächst 
von der Annahme aus, daß bei einer Siedelungsdichte von 333 Personen für 
1 ha von 100 ha des bebauten Stadtgebietes 35 ha auf unbepflanzte Straßen und 
Plätze, 10 ha auf Pflanzungen (offenbar Parkflächen und bepflanzte Straßen¬ 
züge) und 55 ha auf Baublöcke zu entfallen hätten. Es wird daher von einer 
Siedelungsdichte ausgegangen, die mehr als doppelt so hoch ist, als die der 
Riesenstadt London mit 150 Personen auf 1 ha. In einem zweiten Werke 8 ) 
spricht Stübben von einer Siedelungsdichte von 250 Personen auf 1ha, 

l ) Zahl der Bewohner auf 1 ha der bebauten Hausgrundstücksflächen. 

*) Zahl der Bewohner auf 1 ha des in die Bebauung bereits einbezogenen Stadt¬ 
gebietes einschließlich Verkehrs- und Erholungsflächen. 

*) Handbuch der Architektur und des Städtebaues 1907. 
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wobei von 100 ha Stadtflftche 30 ha auf gewöhnliche Straßen und Platze, 
10 ha auf Pflanzungen und 60 ha auf Bauland entfallen sollen. Diese Siede¬ 
lungsdichte ist allerdings geringer, aber der Anteil an Freiflächen durch die 
Einbeziehung bepflanzter Straßen in seinem gesundheitlichen Werte wesent¬ 
lich eingeschränkt. Ein Anteil an Bauland mit 60 Proz. des städtischen Ge¬ 
bietes bei einer Siedelungsdichte von 250 Personen läßt allerdings auf eine 
geringere Bebauung der einzelnen Hausgrundstücke schließen. Immerhin ist 
die Spielplatzfrage und namentlich die Bemessung der Gartenanteile in diesen 
Vorschlägen Stübbens außer acht gelassen. 

In einer älteren Veröffentlichung von F. und M. Gr über *) wird ein 
Verhältnis des gesamten Stadtgebietes zu den Parkanlagen von 1:16 in Vor¬ 
schlag gebracht, so daß etwa 6 1 / 2 Proz. des Stadtgebietes auf Parkanlagen 
zu entfallen hatten. Wieviel Quadratmeter Parkfläche bei dieser Annahme 
auf die Person kämen, kann nicht berechnet werden, da das Ausmaß nach 
der Siedelungs- bzw. Wohn dichtigkeit der einzelnen Städte recht verschieden 
sein kann. Sehr wertvolle Anhaltspunkte über Freiflächen in Stadtgebieten 
sind in einer Abhandlung von Franke 8 ) zu finden: „Die Anlage von öffent¬ 
lichen Spiel-und Erholungsplätzen in Stadtgebieten.“ In dieser Veröffentlichung 
sind in dankenswerter Weise die verschiedenen Formen von ErholungB- 
und Tummelflächen auf Grund des § 18 f des sächsischen allgemeinen Ban¬ 
gesetzes von 1900 zur Erörterung gebracht. Zu den Erholungsstätten rechnet 
Franke ebenfalls Erholungsstraßen mit Anpflanzungen und Ruhebänken, die 
auch in dicht bewohnten Arbeitervierteln anzulegen wären. Von derartigen. 
Erholungsstraßen nimmt Franke an, daß sie in Verbindung mit Schmuck¬ 
plätzen und verschönert durch Baum- und Sträuchergruppen, Schmuckbeete, 
Rasen- und Wasserflächen, namentlich von alten Leuten und Rekonvaleszenten 
gern aufgesucht würden. Bei der Umwandlung von Festungswällen oder bei 
Aufgabe von Friedhöfen könnten diesen breiten Promenadenstraßen auch 
Spielplätze eingefügt werden. Jedoch nur in diesem letzteren Falle können 
diese Promenaden als eigentliche Erholungsstätten betrachtet werden, wäh¬ 
rend im allgemeinen den gewöhnlichen mit Bäumen bepflanzten Straßenzügen 
kaum ein gesundheitlicher Wert, namentlich nicht für die Jugend, zu¬ 
zusprechen ist. In diesem Sinne verlangt auch Franke gerade in den dich¬ 
testen Wohnvierteln leicht erreichbare, öffentliche, bepflanzte Plätze mit ein¬ 
gefügten Spielplätzen für kleine Kinder, etwa in der Größe von 1 bis 1 1 / % ha. 
Sehr wertvolle und durchweg richtige Gesichtspunkte sind hier für die An¬ 
lage derartiger Kleinkinderspielplätze entwickelt, und insbesondere die Art 
und Behandlung kleiner Sandspielplätze eingehend besprochen. Für Klein¬ 
kinder ist noch auf das Vorhandensein verschiedener Spielplätze in Verbin¬ 
dung mit Kindergärten und Kinderbewahranstalten aufmerksam gemacht, bei 
denen mindestens 3 qm für das Kind dieser Anstalten entfallen sollten. Eine 
genaue Angabe, wie viel Quadratmeter überhaupt für die Gesamtheit der 
vorschulpflichtigen Jugend bzw. das einzelne Kind in Aussicht genommen 
werden, ist leider nicht gemacht. Diese kleineren Erholungsflächen mitten 
in den Wohnvierteln sollen nach Franke ergänzt werden durch größere 

l ) F. u. M. Gruber, Anhaltspunkte für die Verfassung neuer Bauordnungen in 
allen die Gesundheitspflege betreffenden Beziehungen. Wien, A. Holder, 1893. 

*) Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege 1911. 
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Erholungsplätze, Parkgärten, Waldparks, mit günstigen Verbindungen in der 
Peripherie der Stadt. Innerhalb dieser entfernteren Erholungsplätze sollten 
große Spielflächen für die ältere Jugend und für die Erwachsenen vorgesehen 
sein. Er nimmt hierbei an, daß etwa 3 qm für den Einwohner hierfür das 
Mindestmaß bilden sollten. Auch für die schulpflichtige bzw. turnpflichtige 
Jugend trennt Franke die für die Wohnviertel erforderlichen kleineren 
Spielflächen von den großen in der Peripherie gelegenen. Er empfiehlt hier¬ 
für besonders die Anlage von Innenspielplätzen in der Art, daß z. B. inner¬ 
halb eines Häuserblocks mit einer Gesamtgrundstücksfläche von 8000 qm 
etwa 60 Proz. verbaut werden sollten, die übrigen 40 Proz. jedoch für An¬ 
lagen und für einen 1200 qm großen Spielplatz in Aussicht zu nehmen wären. 
Derartige Innenspielplätze sind tatsächlich in verschiedenen Städten, z. B. 
Eiei, geplant gewesen, vielleicht auch bereits zur Ausführung gebracht In 
größerem Umfange hat man Innenspielplätze in englischen und amerikani¬ 
schen Städten oft unter gewaltigen Opfern geschaffen. Weiter sollten nach 
Frankes Ansicht die Schulhöfe entsprechend vergrößert werden, und zwar 
vorwiegend zur Benutzung für vorschulpflichtige und schulpflichtige Kinder, 
jedoch nur der drei untersten, nicht turnpflichtigen Klassen. Er verlangt 
hierbei eine Größe des Schulhofes in einem Ausmaß von etwa 3 qm Fläche 
für das einzelne Kind. Besonders ausführlich behandelt Franke die großen 
Spielplätze für die turnpflichtige Jugend in gesunder, freier Lage, wohl zu¬ 
meist in der Peripherie der Stadt. Er ist hierbei der Ansicht, daß diese 
großen Spielplätze im Ausmaß von l 1 /* bis 4 ha in 20 bis 25 Minuten zu 
erreichen sein sollten und daß hierbei Spielplätze für beide Geschlechter ge¬ 
trennt in Aussicht zu nehmen wären. Im allgemeinen verlangt er eine 
Fläche von 50 qm für turnpflichtige Knaben und von 30 qm für die übrigen 
Spielberechtigten. An derartigen Spielplätzen glaubt er bei einer Verteilung 
der turnpflichtigen Schüler auf vier Nachmittage und auch bei einer genau 
geregelten Benutzung der Spielplätze seitens der anderen spielberechtigten 
Kinder mit 1000qm für 1000 Bewohner, also mit 10ha Spielfläche für 
100000 Bewohner, das Auslangen finden zu können. Weniger eingehend 
werden die Schrebergärten und Laubenkolonien als Erholungsplätze behandelt, 
in denen jedoch nach Frankes Ansicht ebenfalls Spielplätze von mindestens 
1500 qm Größe sich befinden sollten. Derartige Laubenkolonien mit Spiel¬ 
flächen sollten sowohl in den eigentlichen Wohnvierteln der Städte als auch 
in der Peripherie zu finden sein. Über den Bedarf an Familiengärten in den 
einzelnen Städten findet sich leider keine Angabe. 

In der Zusammenfassung seiner Ausführungen nimmt jedoch Franke 
an, daß wenigstens 7 Proz. der Gesamtfläche einer Stadt auf öffentliche 
Erholungs- und Spielplätze entfallen sollten. Diese Annahme ist nun etwas 
willkürlich. In zwei Städten mit derselben Einwohnerzahl, aber mit recht 
verschiedenem Ausmaß des bebauten Stadtgebietes auf Grund einer verschie¬ 
denen Siedelungs- und Wohndichtigkeit, bedeuten 7 Proz. der Gesamtfläche 
ein recht verschieden großes Gebiet. Dieses Ausmaß kann für die eine Stadt 
genügend sein, für die andere jedoch weitaus nicht dem erforderlichen Be¬ 
darf entsprechen. Insbesondere wird der Bedarf an Familiengärten nach 
der Anzahl vorhandener Hausgärten ein überaus schwankender sein. Für 
kleinere Städte, wie z. B. Zittau, Auerbach, Eibenstock, Kirchberg, von denen 
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40 bis 50 Proz. der Wohnungen Gartenanteile besitzen und dadurch bereits 
eine geringe Siedelungsdichtigkeit angedeutet ist, können 7 Proz. des städ¬ 
tischen Gebietes für Freiflächen verschiedener Art vollauf genügen, da ins¬ 
besondere auch für Kleinkinder in den vorhandenen Hausgärten vorgesorgt 
ist. Für Städte jedoch wie Dresden und Leipzig, in denen höchstens bei 
10 Proz. der Wohnungen Gartenanteile sich befinden, bedeuten 7 Proz. der 
Gesamtfläche für Erholungsstätten nicht einmal das Minimum für Volksparks 
und Spielplätze, geschweige für Schrebergärten als Ersatz für die verloren 
gegangenen Hausgärten. Aus dieser kritischen Betrachtung der Franke¬ 
schen Abhandlung, deren besonderer Wert jedoch keineswegs eingeschränkt 
sein soll, ergibt sioh bereits die Notwendigkeit anderer Anhaltspunkte für 
Mindestforderungen an Freiflächen. 

Andere Gesichtspunkte entwickelte auch bereits der Kgl. Baurat und 
Beigeordnete von Düsseldorf, Geusen, in einem Referat unter dem Titel 
„Städtebau und öffentliche Gesundheitspflege tf in der Hauptversammlung des 
niederrheinischen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege im Jahre 1912 *). 
Sehr bemerkenswert in diesem Referat ist hier vor allem die Unterscheidung 
zwischen Forderungen einer Wohnungsfürsorge in engerem und weiterem 
Sinne. Geusen geht nur flüchtig auf die engeren gesundheitlichen Anfor¬ 
derungen für Wohnungsordnungen ein, bespricht hingegen recht ausführlich 
die weiteren Forderungen an Freiflächen für das Stadtvolk. In diesen Ge¬ 
dankengängen ist offenkundig der Einfluß der Städtebauausstellungen in 
Berlin und Düsseldorf im Jahre 1910 wahrzunehmen. Die in diesen Aus¬ 
stellungen hervorgehobenen Beziehungen zwischen Bevölkerungsdichte und 
Gesundheitszustand und namentlich die Veranschaulichung einer gesunden 
Lösung der Freiflächenfrage in den amerikanischen Städten boten offenbar 
viel Anregung. Dieser Einfluß kommt auch in den Leitsätzen des Landes¬ 
baurats Rehhorst, Beigeordneten von Cöln, an der Tagung des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in Dresden im Jahre 1911 deutlich 
zum Ausdruck. Es wird besonders hervorgehoben, daß die deutschen Städte 
in der Schaffung von freien Flächen und Anlagen gegenüber den amerikani¬ 
schen Städten noch weit zurückstehen, und namentlich wird auch verlangt, 
daß in den einzelnen Bauplänen Spiel- und Gartenplätze möglichst auch im 
Inneren der Baublöcke vorzusehen seien und überdies auch größere Park¬ 
anlagen in angemessenen Abständen über das gesamte Bebauungsgebiet ver¬ 
teilt werden sollten. Offenbar unter dem Einfluß der beiden Städteausstel¬ 
lungen und der öffentlichen Besprechung der Freifiächenfrage hat Geusen 
genauere Anhaltspunkte für die Lösung des Freiflächenproblems zu geben 
versucht. Er will zunächst für die einzelnen Bauviertel (darunter werden 
nur verstanden die Flächen der Häuser, der Höfe, der Straßen und freien 
Plätze, nicht aber das Areal der Eisenbahnnetze oder der Wasserflächen) die 
Personenzahl auf 200 Seelen pro Hektar dieser Flächen beschränkt wissen, 
wobei die Personenzahl in den Arbeitervierteln höchstens auf 250 Seelen an- 
steigen sollte. In Übereinstimmung mit dieser geringen Siedelungs- und 
Wohndichte verlangt er eine bestimmte Staffelung für die Bebauung der 


l ) Zentralblatt für allgemeine Gesundheitspflege, 1. und 2. Heft, 32. Jahr- 
gang, 1913. 
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Hausgrundstücksflächen. So sollte z. B. bei Einfamilienhäusern nur die Hälfte 
dieser Fläche verbaut werden dürfen, bei zweigeschossigen Mietkasernen nur 
40 Proz., bei höhergeschossigen Mietkasernen um 3 bis 5 Proz. für das 
Geschoß mehr. Durch diese Einschränkung der Verbauung soll Raum für einen 
geräumigen Hof und auch für einen geräumigen Spielplatz mit einem Kranz 
kleiner Gärtchen gewonnen werden. Diese Bauformen sollten für Zwei- 
und höchstens für Vierfamilienhäuser der Arbeiterfamilien gelten; für den 
kleineren und besseren Mittelstand findet er dreigeschossige Häuser zweck¬ 
mäßig, wobei jedoch nur 35 Proz. der Fläche verbaut werden sollten. Be¬ 
sonders eingehend behandelt jedoch Geusen die Freiflächenfrage. Zunächst 
sollten in den einzelnen Bau vierteln Freiflächen durch Vergrößerung der 
Straßen als Spielgelegenheit für Kinder mittleren Alters und auch zum Auf¬ 
enthalt für Erwachsene gewonnen werden, außerdem jedoch größere Frei¬ 
flächen in der Peripherie als Park- und Waldanlagen, Spiel- und Sportplätze 
für die erwachsene Jugend und für die Erwachsenen, insbesondere jedoch 
auch dauernd landwirtschaftlich benutzte Flächen sichergestellt werden. Die 
Größe dieser Freiflächen außerhalb der eigentlichen Wohnviertel sollte etwa 
doppelt so groß sein als die der eigentlichen Bauviertel selbst, und von diesen 
entfernteren Freiflächen sollten 1 / 8 bis V 2 auf öffentliche Parks und Garten¬ 
anlagen entfallen. Unbedingt nötig sei es nach Geusen, daß alle diese 
Freiflächen dauernd gesichert sind und im Laufe der Zeit, selbst bei fort¬ 
schreitender Bebauung, keine Einschränkung erfahren dürften. Wenn man 
diese Anforderungen weiter verfolgt, so ergibt sich etwa im Sinne Geusen8, 
daß von dem besiedelten Gebiet, ausgenommen die Geschäftsviertel einer 
Stadt und die Eisenbahnen, 2 / 6 der Fläche Wohnviertel, 2 / 6 landwirtschaft¬ 
lich benutzte Gartenflächen und Vß Park- und Spielplatzflächen umfassen 
sollten. Daraus kann weiter eine Siedelungsdichte für das ganze Stadgebiet 
von höchstens 70 Personen pro Hektar berechnet werden, also weniger als 
für die meisten größeren englischen Städte. 

Diese beachtenswerten Forderungen haben einige Ähnlichkeit mit den 
Vorschlägen einer weitsichtigen Frau, die unter dem Pseudonym Arminius 
bereits im Jahre 1874 in einer sehr interessanten Studie mit dem Titel „Die 
Großstädte in ihrer Wohnungsnot und die Grundlage einer durchgreifenden 
Abhilfe“ skizziert wurde. Hier wurde bereits der Plan für einen grünen 
Bing um die Städte in Form eines Wald- und Wiesengürtels entwickelt, der 
nur zu V 6 mit Gebäuden besetzt werden sollte. Die Hauptfläche dieses 
Gürtels hätte der gesamten Bevölkerung als Erholung in freier Natur, und 
zwar als Garten, Wiese, Feld und Wald, zur Verfügung zu stehen. Es wären 
hier Familiengärten, Warte- und Spielplätze für kleine Kinder, Kindergärten 
für Knaben und Mädchen für das Schulalter, Arbeitsstätten der handarbei¬ 
tenden Knaben, also für Gesellen und Lehrlinge und für die in Fabriken 
arbeitende gewerbliche Jugend und auch für die Dienstmädchen zu schaffen. 
Aber auch in den eng bebauten Stadtgebieten sollten Innenparks als grüne 
Oasen reserviert bleiben. Diese weitschauende Frau machte schon damals 
auf die Gefahren für die Moral und die Gesundheit in den stark verbauten 
Stadtgebieten aufmerksam. Dieser Appell blieb vollständig unwirksam, da 
gerade in den nächsten Jahrzehnten von Berlin aus die Mietkaserne und die 
Terrainspekulation ihren Eroberungszug begannen. 
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Suchen wir nun aus all den Vorschlägen und namentlich auch auf Grund 
der zusammenfassenden Darstellung des Freiflächenproblems in der Schrift 
der Zentralstelle für Volkswohlfahrt 1 ) und im Handwörterbuch der sozialen 
Hygiene 2 ) für die Lösung des Dreiflächenproblems genauere Anhaltspunkte 
zu finden. Wenn man sich die Bestimmungen in englischen Städten zur 
Einschränkung der Siedelungsdichte vor Augen hält, so könnte zunächst ein 
gangbarer Weg auch für deutsche Verhältnisse in einer Beschränkung der 
zulässigen Hauszahl auf 1 ha erblickt werden. Dieser Weg ist jedoch in An¬ 
betracht der sehr verschiedenen Stockwerkshäufung in den einzelnen deutschen 
Städten nicht gangbar und eben nur für Städte mit vorherrschendem Familien¬ 
hausbau, wie in England, möglich. Ein anderer Weg läge in der Auf Stellung 
von Mindestforderungen für die Fläche an Familiengärten (Pachtgärten als 
Ersatz der Hausgärten), ferner an Volksparks und Spielplätzen verschiedener 
Art. Hierbei kämen etwa folgende Gesichtspunkte in Betracht. 

1. Gartenflächen. 

Zunächst könnte man annehmen, daß von der Gesamtheit der Haus¬ 
haltungen einer Stadt mindestens die Hälfte nach Kinderzahl und Neigung einen 
Garten von mindestens 150 qm zu mieten gewillt ist. Hierbei wären natür¬ 
lich von den Haushaltungen nur die Familienhaushaltungen in die Berech¬ 
nung einzubeziehen. Bei dieser Annahme ergäbe sich z. B. für Berlin eine 
erforderliche Fläche an Gartenareal von 3739 ha bei 498 537 Familienhaus¬ 
haltungen, oder für Charlottenburg für rund 71000 Familienhaushaltungen 
535ha Gartenland, für Neukölln mit 61000 Haushaltungen 457 ha, für 
Schöneberg mit 42 000 Familienhaushaltungen 317 ha, oder bei Städten mit 
einer größeren Zahl von Hausgärten, wie etwa Düsseldorf, für 73 000 Familien¬ 
haushaltungen 546 ha Gartenland, bei Plauen für 25 000 Familienhaushal¬ 
tungen 167ha Gartenland, oder in typischen Mietsgärten, wie Leipzig, für 
131 000 Familienhaushaltungen 981 ha Gartenland, für Kiel mit 43 000 Fami¬ 
lienhaushaltungen 324 ha Gartenareal. Für weitere Städte gibt die folgende 
Tabelle 2 Anhaltspunkte. 

Die tatsächlich erforderliche Gärtenfläche könnte natürlich erst nach 
Abzug der vorhandenen Hausgärten, d. h. der Familienhaushaltungen mit 
Hausgärten, berechnet werden. 

2. Volksparks. 

Für die Berechnung des erforderlichen Ausmaßes an Volksparkfläche ist 
vor allem daran festzuhalten, daß nicht ein bestimmter Prozentsatz des Stadt¬ 
gebietes, sondern eine bestimmte Zahl von Quadratmetern pro Person als 
Mindestmaß anzunehmen ist. Überblickt man die Einheitsfläche, die in 
Quadratmetern für die einzelne Person an öffentlichen Volksparks und Schmuck¬ 
anlagen in den deutschen Großstädten entfällt, so ergibt sich, daß immerhin 

l ) Familiengärten und andere Kleingartenbestrebungen in ihrer Bedeutung für 
Stadt und Land. Heft 8 der Schriften der Zentralstelle für Volks Wohlfahrt. Berlin, 
C. Heymann, 1913. 

*) Handwörterbuch der sozialen Hygiene von A. Grotjalin und J. Kaup, 
Artikel »Wohnungswesen und Städtebau“, Bd. 2. Leipzig, F. C. W. Vogel, 1912. 
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Tabelle 2. 


Deutsche Großstädte 

Familien- 
haush altungen 

Erforderliches 
Gartenareal l ) 

ha 

Berlin. 

498 537 

3739,03 

Charlottenburg. 

71 808 

534,81 

Neukölln*).. . . | 

60 881 

456,61 

Schöneberg. 

42 255 

316,91 

Berlin-Wilmersdorf. 

26 772 

200,79 

Königsberg. 

52 573 

394,30 

Danzig. 

35 975 

269,81 

Stettin. 

54 087 

405,65 

Posen. 

30 735 

230,51 

Breslau. 

114575 

859,31 

Magdeburg. 

65 859 

490,19 

Halle a. d. Saale. 

39 989 

299,92 

Kiel. 

43 217 

324,13 

Hannover. 

66 931 

501,98 

Dortmund. 

43 204 

324,03 

Gelsenkirchen. 

32 070 

240,53 

Bochum. 

25 810 

193,58 

Frankfurt a. M. 

88 394 

662,96 

Cöln a. Rh. 

110 007 

825,05 

Düsseldorf. 

72 767 

545,75 

München. 

131 080 

983,10 

Nürnberg. 

72 942 

547,07 

Augsburg. 

21 796 

168,47 

Leipzig. 

130 864 

981,48 

Dresden. 

124 164 

931,23 

Chemnitz. 

63 867 

479,00 

Plauen . 

24 997 

187,51 

Stuttgart. 

60 005 

450,04 

Mannheim. 

40 255 

301,91 

Karlsruhe. 

27 711 

207,83 

Bremen. 

53 350 

400,13 

Hamburg. 

211 876 

1589,07 

Straßburg i. E. 

36 975 

277,06 


eine große Zahl von Städten, wie z. B. München, Düsseldorf, Dresden, Leipzig, 
Charlottenburg, mehr als 5qm pro Person aufweisen, andere Städte, wie 
Breslau, Chemnitz, nur um etwas weniger. Ein Mindestmaß von 5 qm Volks¬ 
parkfläche pro Person ist daher für die Gesamtheit aller Städte gewiß ge¬ 
rechtfertigt. Für die Berechnung der erforderlichen Volksparkfläche in den 
einzelnen Städten wäre bei der Annahme von 5 qm pro Person die bereits 
vorhandene Fläche in Abzug zu bringen, um das Ausmaß neuer Volkspark- 
flächen berechnen zu können. Bei einer Ergänzung der Volksparkflächen 
wäre namentlich darauf Rücksicht zu nehmen, daß gerade in den eigentlichen 

l ) In der Annahme eines Bedarfs von 150 qm Gartenfläche pro Haushaltung 
für die Hälfte der Familienhaushaltungen. 

Ä ) Früher Rixdorf. 

Vierteljahraschrift für Gesundheitspflege, 1018. 34 
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Tabelle 3. Siedelungsverteilang 
(Die Zahlen sind dem Statistischen Jahrbuch X>eutac: 


Städte 

(Volkszählung 
im Jahre 1910) 

Bevölkerung l ) 

Siedelungs¬ 
fläche l ) 
in Hektar 

Siedelungs- 
dichte l ) 

Haui- 

grundstücks- 
fläche*) 
in Hektar 

Wohn 
dichte v 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Berlin. 

2071 257 

5559,02 

872,6 

2941,76 

704,0 

Charlottenburg. 

305 978 

1731,10 

176,8 

702,64 

435.5 

Neukölln. 

237 289 

652,07 

363,9 

265,36 

894,1 

Sohöneberg. 

172 823 

603,81 

286,2 

292,88 

590,0 

Breslau. 

512 105 

2780,98 

184,1 

1259,30 

406,7 

Chemnitz. 

287 807 

1877,33 

153,3 

1063,95 

268,0 

Cöln. 

516 527 

3904,40 

132,4 

1553,43 

332,6 

Düsseldorf. 

358 728 

3955,35 

90,7 

1650,54 

217,4 

Essen. 

294 653 

1598,19 

184,4 

1038,87 

283,6 

Frankfurt a. M. 

414 576 

2401,63 

172,6 

1885,97 

310,3 

Hamburg .. 

931 035 

4835,91 

192,5 

2287,75 

406,9 

Hannover. 

802 375 

2285,91 

132,3 

1085,77 

278,4 

Königsberg ...... 

245 894 

1603,63 

153,4 

788,29 

314,1 

Magdeburg. 

279 629 

2312,91 

120,9 

945,31 

295,8 

München. 

596 567 

4831,56 

123,5 

2760,00 

216,1 

Nürnberg. 

333 142 

2762,94 

120,6 

1529,75 

271,7 

Stettin. 

236 113 

1822,87 

129,5 

719,01 

328,4 

Stuttgart. 

286 218 

1582,93 

180,8 

754,12 

379,5 

Bochum. 

136 931 

987,74 

138,6 

668,30 

204,9 


x ) Im Jahre 1910. — Ä ) Im Jahre 1900. 


Wohnvierteln anläßlich einer Änderung der Bebauungspläne, bei Durch¬ 
brüchen, Umlegungen, am leichtesten Parkanlagen mit kleineren Spielplätzen 
gewonnen werden könnten. In der Peripherie sollten neue größere Park¬ 
anlagen überall dort vorgesehen werden, wo in den nächstgelegenen Wohn¬ 
vierteln besonders wenig Freiflächen bestehen. Mit vollem Nachdruck muß 
jedoch hervorgehoben werden, daß bepflanzte Straßenzüge ohne betretbare 
Parkflächen und Spielplätze nicht zu den eigentlichen Volksparkflächen ge¬ 
rechnet werden können. 

3. Spiel- und Tummelplätze. 

Die bisherigen Berechnungen eines Ausmaßes an Spielflächen sind stets 
einseitig gewesen, d. h. sie haben sich nur mit dem Erfordernis für die turn¬ 
pflichtige, ältere Schuljugend befaßt. Außerordentlich vernachlässigt wurden 
bisher in den deutschen Städten die Anforderungen für Kleinkinder. In 
dankenswerter Weise ist Franke auf diese Anforderung eingegangen, ohne 
jedoch ein Ausmaß zu bestimmen. Als Tummelplatz für Kleinkinder taugt 
weitaus am besten der Hof oder kleine Hausgärten im Anschluß an die Woh¬ 
nung unter der Aufsicht der fürsorglichen Mutter. Spielplätze für Klein¬ 
kinder in der Nähe sind stets nur Surrogate. Das Erfordernis wird sich 
daher nach der Zahl der vorhandenen Hausgärten und geräumigen Höfe zu 
richten haben. In den sonnenlosen Höfen unserer Mietkasernenstädte mit 
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ainzelnen deutschen Großstädten. 

Städte vom Jahre 1912 entnommen oder daraus berechnet.) 


Behausungs- 

ziffer 

(nach 1905) 

Wege, Straßen, 
Eisenbahnen, Wasserfläche l ) 

öffentliche Park¬ 
end Gartenanlagen l ) 

Auf 1 
Quadrate 

Bewohner kommen 
oeter der in Spalte 5 
angegebenen Fläche 

in Hektar 

Prozent 
der Spalte 3 

in Hektar 

Prozent 
der Spalte 3 

oder 10 

5 

10 

5+10 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

77,54 

1989,55 

35,8 

369,06 

6,6 

14,0 

1,8 

15,8 

64,78 

693,42 

39,2 

249,49 

14,4 

23,0 

8,1 

31,1 

69,70 

131,16 

20,1 

4,80 

0,7 

11,0 

0,2 

11,2 

— 

— 

_ \ 

— 

_ 

17,0 

— 

— 

51,97 

969,52 

34,9 

224,07 

8,1 

24,0 

4,4 

28,4 

80,29 

585,41 

31,2 

128,32 

6,8 

37,0 

4,5 

41,5 

16,41 

1635,86 

41,9 

207,84 

5,3 

30,0 

4,0 

34,0 

20,09 

1161,61 

29,4 

241,92 

5,9 

46,0 

6,7 

52,7 

18,92 

476,97 

29,9 

39,17 

2,4 

35,0 

1,3 

36,3 

18,75 

743,06 

30,9 

119,99 

5,0 

32,0 

2,9 

34,9 

86,81 

1094,22 

22,6 

151,10 

3,1 

24,0 

1,6 

25,6 

20,98 

931,48 

40,8 

96,64 

4,2 

36,0 

3,2 

39,2 

30,31 

465,99 

29,1 

71,42 

4,4 

32,0 

2,9 

34,9 

36,23 

— 

— 

— 

— 

33,8 

— 

— 

36,53 

1061,42 

21,9 

682,55 

14,1 

46,3 

11,4 

57,7 

19,49 *) 

988,32 

35,6 

138,17 

5,0 

45,9 

4,1 

50,0 

37,84 

467,17 

25,6 

42,87 

7,6 

30,5 

1,8 

32,3 

19,46 

640,66 

40,5 

100,77 

6,3 

26,4 

3,5 

29,9 

— 

257,80 

26,1 

29,80 

8,0 

48,8 

2,2 

51,0 


einer Hoffläche von 60 bis 80 qm für den einzelnen Häuserblock kann kein 
geeigneter Aufenthalt fiir Kleinkinder erblickt werden. Für derartige Städte 
werden pro Kind mindestens 10 qm, daher auf die Einwohner der Stadt etwa 
2 qm pro Person als erforderliche Fläche für Sandplätze und kleinere Spiel¬ 
plätze angenommen werden müssen. Sehr geeignet für diese Zwecke sind 
Innenspielplätze bei einem größeren Häuserblock oder besondere Spielplätze 
in sehr nahen Volksparks. Nur selten werden hierfür nahe gelegene Familien¬ 
gartenanlagen mit Spielplätzen dienen können. Für Städte, die eine Siedelungs¬ 
dichte unter 250 Personen pro Hektar aufweisen und daher genügend Haus¬ 
gärten anzunehmen sind, könnte mit 1 qm pro Person oder mit 5 qm für das 
einzelne vorschulpflichtige .Kind das Auslangen gefunden werden. Für die 
Schuljugend, gleichgültig, ob sie turnpflichtig oder vom Turnunterricht ganz 
oder teilweise dispensiert ist, sind mindestens 10 qm pro Kind, daher 2 qm 
für den Einwohner der einzelnen Städte anzusetzen. Hierbei ist stets zu 
berücksichtigen, daß gerade die nichtturnpflichtige und zum Teil dispensierte 
Jugend einer Gelegenheit zum Spiel außerhalb der Wohnung in hohem Maße 
bedarf. Im Sinne Frankes ist mit allem Nachdruck zu fordern, daß min¬ 
destens 1 qm pro Einwohner bzw. ß qm für das einzelne Schulkind an Spiel¬ 
fläche in leicht erreichbarer Nähe und geräumige Schulhöfe von mindestens 
4000 qm oder auch Spielflächen im Rahmen nahe gelegener Volksparks vor¬ 
handen sein sollen und nur für die Benutzung an bestimmten Spielnachmit- 

34* 
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tagen größere Spielplätze im Gesamtausmaß von 1 qm pro Schulkind an der 
Peripherie zur Verfügung stehen. Für die schulentlassene, zum größten Teil 
erwerbstätige Jugend und die jüngeren Altersklassen des Mannesalters ist 
eine Fläche von 1 qm, auf die gesamte Bevölkerung berechnet, für Spielplätze 
verschiedener Art, zumeist in der Peripherie, das mindeste Ausmaß. Für alle 
diese Formen von Freiflächen gilt die Forderung, daß sie dauernd als solche, 
wie in den englischen und amerikanischen Städten, erhalten bleiben müssen. 

Durch die bisherigen Gesichtspunkte sind bereits einige Anhaltspunkte 
gewonnen, die kurz zusammengefaßt dahin gehen, Familiengärten nach dem 
Bedürfnis der Familienhaushaltungen und der Zahl der vorhandenen Haus¬ 
gärten , weiter Volksparks im Ausmaß von 5 qm für den Einwohner und 
ebenfalls 5 qm pro Person an Spielplatzfläche Verschiedener Art sicherzu¬ 
stellen. Der Erfolg derartiger Durchführungen würde zunächst in einer Ver¬ 
ringerung der Siedelungsdichte, also der Zahl der Personen auf 1 ha der be¬ 
siedelten Stadtfläche, nicht des gesamten Stadtgebietes, zeigen. Um die 
jetzigen Verhältnisse deutlicher zum Ausdruck zu bringen, haben wir in der 
Tabelle 3 die einzelnen Flächenanteile und insbesondere auch die Anteile an 
Grundstücksfläche, Verkehrsfläche und Volksparksfläche für den einzelnen 
Bewohner in einer ßeihe von Städten zusammengestellt. 

In dieser Tabelle kommen die großen Unterschiede in der Siedelungs- 
und Wohndichte wie auch in der Behausungsziffer der einzelnen Städte klar 
zum Ausdruck. Den hohen Zahlen für die Siedelungs- und Wohndichte in 
den Städten Groß-Berlins stehen gegenüber die wesentlich niedrigeren Zahlen 
der rheinisch-westfälischen Städte, wie Cöln, Düsseldorf, Essen, Bochum usw^ 
und einiger Städte Süddeutschlands, wie München, Nürnberg. Der Anteil 
der Verkehrsflächen vom gesamten Besiedelungsgebiet im hohen Ausmaße von 
40 Proz. in vielen Städten und darüber, z. B. in Cöln, Hannover, andererseits 
wieder die überaus schwankenden Anteile an Parkflächen sind weiter für die 
deutschen Städte charakteristisch. Namentlich aus den letzten Kolonnen ist 
wahrzunehmen, wie je nach dem Vorkommen von Mietskasernen die Haus¬ 
bodenfläche für den Einzelbewohner schwankt, von 11 qm in Neukölln oder 
12 qm für Berlin und 40 bis 49 qm in den Städten Düsseldorf, München, 
Nürnberg, Bochum usw. Trotz des geringen Ausmaßes an Hausbodenfläche 
für den Bewohner Groß-Berlins ist der Anteil an Volksparkfläche verschwin¬ 
dend klein, insbesondere in Neukölln mit nur 0,2 qm oder in Berlin mit 1,8. 
Andererseits ist das mittlere Ausmaß von 5 qm pro Person in einer Reihe 
von Städten, die wir bereits früher hervorgehoben haben, weit überschritten. 

Gerade diese letzten Kolonnen der Tabelle mit den Hinweisen auf den 
außerordentlich verschiedenen Anteil an Hausbodenfläche und Volksparkfläche 
für den Einzelbewohner der verschiedenen Städte leitet zu dem Gedanken 
über, ob nicht eine noch einfachere Formel für die Forderungen an Boden, 
Luft und Licht für den Stadtbewohner zu finden wäre. Vielleicht könnte 
man, ähnlich wie einen Mindestwohnraum, auch ein Mindestmaß 
an Lebensraum, als Wohn- und Erholungsfläche für den einzelnen 
Stadtbewohner festsetzen, etwa in der Art, daß man zur Haus- 
bodenfläche für den Einzelbewohner noch hinzurechnet die er¬ 
forderliche Volkspark- und Spielfläche und außerdem noch das 
Gartenareal je nach Stockwerkshäufung und der Zahl vorhandener 
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Hausgärten. Die Verkehrs- und Begräbnisflächen und auch das Areal für 
die Geschäfts- und Industrieviertel müßten hierbei als nicht zu den eigent¬ 
lichen Wohn- und Erholungsflächen gehörig ausgenommen werden. Eine 
Mindestfläche von 50 qm für den einzelnen Stadtbewohner als 
Wohn- und Erholungsfläche erscheint hierfür als angemessene 
Fläche. Zu diesem Ausmaß kommt man durch einfache Berechnungen. 
Aus der früheren Tabelle war bereits ersichtlich, daß der Anteil an Haus¬ 
bodenfläche für den Einzelbewohner in den einzelnen Städten überaus 
schwankend ist, ein Ausgleich hierfür kann nur durch eine Familien garten¬ 
fläche geboten werden. Der Anteil der Gartenfläche ist jedoch insbesondere 
abhängig von der Wohndichte, d. h. der Zahl der Bewohner auf 1ha des 
bebauten Grundstückes einschließlich der vorhandenen Hof- und Hausgarten¬ 
fläche. Nimmt man nach den früheren Berechnungen als wünschenswerte 
Familiengartenfläche das Bedürfnis der einzelnen Familienhaushaltungen als 
Grundlage an, so ergibt sich, daß bei einer Wohndichte von wesentlich über 
700 Personen auf 1 ha mindestens 30 qm Gartenfläche für die Einzelperson 
erforderlich sind, bei einer Wohndichte von 500 bis 700 Personen 25 qm, 
von 450 bis 500 Personen 20 qm, von 400 bis 450 Personen 15 qm, von 
300 bis 400 Personen 10 qm und bei einer Wohndichte unter 300 Personen 
auf 1 ha wenigstens 5 qm für die Einzelperson. Bei diesem Ausmaß ist schon 
die Zahl der etwa vorhandenen Hausgärten berücksichtigt, die eben in der 
verschiedenen Wohndichtigkeit ihren Ausdruck findet. Bei dieser Staffelung 
des Erfordernisses an Gartenfläche für das Einzelindividuum, ausschließlich 
der Hausgartenfläche, kommen die großen Verschiedenheiten in den einzelnen 
Städten deutlich zum Ausdruck. Während nun die Gartenfläche recht ver¬ 
schieden ist, kann ein anderer Faktor für alle Städte in gleicher Größe 
angenommen werden, und zwar das Erfordernis an Volkspark- und Spielplatz¬ 
flächen für Alt und Jung. Wir haben bereits früher hervorgehoben, daß 5 qm 
für den Einzelbewohner an Parks und öffentlichen Gärten, je 2 qm für die 
vorschul- und schulpflichtige Jugend und 1 qm für die schulentlassene Jugend 
und die noch spieUustigen erwachsenen Personen erforderlich sind. Insgesamt 
also 10 qm pro Person. Dieses Ausmaß kann für alle Städte gleich bleiben. 
Wenn man nun die Einzelwerte für den Lebensraum des Stadtbewohners für 
die verschiedenen Städte gruppiert, so ergibt sich etwa folgendes Bild (Tab. 4). 

Es zeigt sich zunächst, daß zwischen den Zahlen für die Wohndichte 
und der Grundstücksfläche pro Person ein enger Zusammenhang besteht. Die 
beiden weiteren Lebensraumanteile für Garten-, Spiel- und Volksparkflächen 
sind in den nächsten Kolonnen dargestellt. Als Endergebnis ergibt sich bei 
diesen Ausmaßen ein erforderlicher Lebensraum von im Mittel 50 qm pro 
Person. Es sind allerdings kleine Unterschiede vorhanden. Für Berlin, Char¬ 
lottenburg, Breslau ist z. B. das Ausmaß für den Einzelbewohner mit unter 
50 qm geringer, in anderen Städten mit weiträumiger Bebauung und einer 
großen Zahl von Hausgärten, namentlich durch das Spielplatz- und Volkspark¬ 
erfordernis der Anteil für die einzelne Person höher als 50 qm. Im all¬ 
gemeinen ist jedoch das Mittel von 50 qm zutreffend. Es könnte nun noch 
angenommen werden, ob nicht zweckmäßigerweise statt dem Einzelindividuum 
die vorhandenen Familien als Ausgangspunkt für einen Familienlebensraum 
dienen könnten. Dagegen ist einzuwenden, daß die Kopfzahl für die einzelne 
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Tabelle 4. 

Erforderlicher Lebensraum für den Bewohner einzelner Städte. 
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Wohn¬ 
dichte *) 

Hausgrand¬ 
stücksfläche 
pro Person 
in qm l ) 

Wünschenswerte Erholungs¬ 
and Spielfläche 

Lebensraum 
insgesamt 
pro Person 

! Volksparks- 
| u. Spielfläche 

Gartenfläche 

Berlin. 


704,0 

14,0 

10 

25 

49,0 

Charlottenburg . 


435,5 

23,0 

; 10 

15 

48,0 

Neukölln .... 


894,1 

11,0 

10 

30 

51,0 

Schöneberg. . . 


590,0 

17,0 

10 

25 

52,0 

Breslau .... 


! 406,7 

24,0 

10 

15 

49,0 

Chemnitz . . . 


268,0 

37,0 

10 

5 

52,0 

Cöln. 


332,6 

30,0 

10 

10 

50,0 

Düsseldorf . . . 


217,4 

46,0 

10 

5 

61,0 

Essen. 


283,6 

35,0 

10 

5 

50,0 

Frankfurt a. M. . 


310,3 

i 32,0 

10 

10 

52,0 

Hamburg. . . . 


406,9 

24,0 

10 j 

15 

49,0 

Hannover . . . 


278,4 

36,0 

10 

5 

51,0 

Königsberg. . . 


314,1 

32,0 

10 

10 i 

. 52,0 

Magdeburg. . . 


295,8 

1 i 

33,8 

10 

5 ' 

48,8 

München.... 

* i 

216,1 

46,3 1 

10 

5 

61,3 

Nürnberg . . . 

i 

217,7 ' 

45,9 1 

1 10 

5 

60,9 

Stettin. 


' 328,4 

30,5 

10 

10 

50,5 

Stuttgart.... 

• 

379,5 

1 26,4 1 

10 

10 

46,4 

Bochum .... 

• ! 

i 204,9 | 

i 48,8 | 

1 10 

5 j 

63,5 


Familie in verschiedenen Städten eine recht verschiedene ist, z. B. in dem 
kinderarmen Berlin nur 3,1 Personen, in dem kinderreichen Bochum hingegen 
5,8 Köpfe für die Familie. Die Lebensraumfläche für die Familie könnte 
daher bei diesen Unterschieden nicht in gleicher Höhe angenommen werden, 
weil je nach der Personenzahl die Maße für das Einzelindividuum eine un¬ 
gerechtfertigte Kürzung erführen. Es scheint daher sicher zu stehen, daß 
die Forderung eines Mindestlebensraumes für die Einzelperson im Ausmaß 
von 50 qm viele Vorzüge aufweist. 

Wie würden sich nun die Siedelungsanteile bei Berücksichtigung dieses 
Mindestlebensraumes für den Stadtbewohner in den einzelnen Städten gestalten ? 
Die nächste Tabelle 5 gibt darüber Aufschluß. 

Betrachten wir zunächst die Städte Groß-Berlins, die ja an Wohn- 
dichtigkeit und Einschränkung des Lebensraumes an der Spitze stehen. Nach 
dem Statistischen Jahrbuch deutscher Städte 2 ) ist das besiedelte Gebiet Berlins 

1 ) Nach den Angaben und Berechnungen für das Jahr 1910. 

*) Breslau, G. Korn, 1912. Hier muß jedoch eingefügt werden, daß das auf 
diese Weise berechnete Familien gartenareal für Berlin mit 5178 ha größer ist als 
das vorher angegebene Ausmaß von 3739 ha bei der Annahme von je 150 qm für 
die Hälfte der Familienhaushaltungen. Es wird hierbei die Frage offen gelassen, 
ob ein höherer Prozentsatz von Familienhaushaltungen für Laubengärten in Betracht 
kommen oder ob bei starker Stockwerkshäufung die Berechnung der Grundstücka- 
fläche für den einzelnen Bewohner einer Mietkaseme eine kleine Korrektur nach 
oben erfahren sollte. 
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Tabelle 5. Versuch einer gesunden Siedelungsverteilung in einigen deutschen Großstädten. 

(Die Zahlen sind dem Statistischen Jahrbuch Deutscher Städte vom Jahre 1912 entnommen oder daraus berechnet.) 
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rund 5559 ha (ohne die noch unbesiedelte Fläche), als bebaute Grundstücks¬ 
fläche sind 2942 ha, als Verkehrsfl&che 1990 ha angegeben. Bei der Berech¬ 
nung der erforderlichen Volkspark- und Spielplatzflächen (10 qm pro Person) 
ergibt sich die Notwendigkeit nach 2171ha, an Familiengartenfläche (bei 
25 qm pro Person) ein Erfordernis von 6178ha, zusammen ein Siedelungs¬ 
gebiet von 12 439 ha. Die Verteilung wäre nun derart, daß 24 Proz. des 
nunmehrigen Siedelungsgebietes auf Grundstücksfläche, 16 Proz. auf Verkehrs¬ 
fläche, 17 Proz. auf Volkspark- und Spielplatzfläche und 42,5 Proz. auf Lauben¬ 
kolonien (Pachtgärten) entfielen. Nach der vorherrschenden Wohnform in den 
englischen Städten (Einfamilienhäuser mit Hausgarten) müßten für die Berech¬ 
nung der Wohnflächen zur vorhandenen Grundstücksfläche (24 Proz. der Siede¬ 
lungsfläche) noch 42 Proz. des Siedelungsgebietes als Mietgartenfläche hinzu¬ 
gerechnet werden, daher zusammen 66 Proz., da ja durch den Verlust der 
eigentlichen Hausgärten die Mietgärten nur als Ersatz hinzukommen. Dadurch 
ist erst die richtige Verteilung des Siedelungsgebietes durch Zusammenlegung 
der verminderten Hausgrundstückfläche und der vom Hause getrennten Miet¬ 
gartenfläche mit 60 bis 65 Proz. von 100 ha des besiedelten Gebietes als eigent¬ 
liche Wohnfläche erreicht und andererseits der Prozentsatz der Verkehrsfläche 
auf ein entsprechend geringeres Maß vermindert. Hierbei ergibt sich im 
allgemeinen, daß die für Berlin ursprüngliche Siedelungsdichte, d.h. die Zahl 
der Bewohner auf 1ha des besiedelten Gebietes mit 373 Personen nunmehr 
auf 166,5 Personen eingeschränkt ist, eine Ziffer, die noch immer höher ist 
als die von London mit 150 Personen auf 1ha. In ähnlicherWeise wäre 
auch die neue Siedelungsverteilung für die anderen Städte Groß-Berlins, für 
Charlottenburg, Neukölln, Schöneberg usw. geartet. Überall ergibt sich die 
Notwendigkeit eines hohen Ausmaßes von Spiel- und Erholungsflächen, nament¬ 
lich durch ein großes Areal von Mietgärten mit 20 Proz. des gesamten Siedelungs¬ 
gebietes für Charlottenburg, 52 Proz. für Neukölln und 42 Proz. für Schöne¬ 
berg. Zugleich tritt auch in diesen anderen Städten Groß-Berlins eine wesentliche 
Verminderung der Siedelungsdichte ein, so in dem überaus dicht besiedelten 
Neukölln durch ein Absinken von 364 auf 176 Personen pro Hektar, in 
Schöneberg von 286 auf 167. Fassen wir diese vier größten Städte Groß- 
Berlins zusammen, so ergibt sich für Groß-Berlin insgesamt (ausgenommen 
die kleineren Städte) eine Verminderung der Siedelungsdichte von 326 auf 
163 Personen pro Hektar, also eine Siedelungsdichte, die noch immer höher 
ist als die von London mit 150. Auf den ersten Blick erscheinen die in 
vorhergehendem skizzierten Forderungen für Groß-Berlin ganz außerordent¬ 
lich; soll doch ohne weitere Bautätigkeit das besiedelte Gebiet um rund 9000 ha 
vergrößert werden, nur um die erforderlichen Freiflächen für die zusammen¬ 
gepferchten Bewohner Groß-Berlins zu schaffen. Das überhaupt für diese vier 
Städte vorhandene Stadtgebiet beträgt kaum 11 000 ha. Es ist jedoch in 
weiten Kreisen die Erkenntnis verbreitet, daß sich eine Gesundung der Be¬ 
siedelungsverhältnisse für Groß-Berlin nur durch eine großzügige Siedelungs¬ 
politik erreichen läßt, für deren Aufgaben seit kurzer Zeit der Zweckverband 
für Groß-Berlin geschaffen worden ist. Die richtige Erfassung dieser Aufgabe 
kommt bereits in der Absicht des Zweckverbandes zum Ausdruck, vom Fiskus 
etwa 11000 ha Waldland für einen Wald- und Wiesengürtel um Groß-Berlin 
zu erwerben. Diese Fläche ist wesentlich größer, als unsere Forderung an 
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Freiflächen mit 9000 ha. Die etwas allgemeine Bezeichnung Wald- und 
Wiesengürtel würde durch die genauere Kenntnis der verschiedenen erforder¬ 
lichen Arten von Freiflächen erst den richtigen Inhalt bekommen. Man darf 
auch nicht vergessen, daß in den Städten Groß-Berlins bereits ein bestimmtes 
Areal an Parkanlagen, allerdings viel weniger an Spielflächen, vorhanden ist. 
Auf den Kopf der Bevölkerung treffen in Berlin doch 1,8 qm Parkflächen, 
in Charlottenburg 8,1 qm, in Neukölln allerdings wesentlich weniger mit 
0,2 qm. Auch darf nicht unberücksichtigt bleiben, daß für Groß-Berlin 
mindestens 40 000 Laubengärten mit einem Areal von mindestens 800 ha vor¬ 
handen sind, die nur in Ermangelung einer großzügigen kommunalen Familien¬ 
gartenpflege dem Zerfall bzw. der Bau- und Terrainspekulation schutzlos 
preisgegeben sind. Es handelt sich also darum, die bewundernswerten An¬ 
strengungen einer Selbstrettung der Berliner Familien durch die Gartenpflege 
in den Laubenkolonien in eine entsprechend moderne und ästhetische Form 
zu bringen. Wie das geschehen könnte, werden wir noch später berühren. 

Wesentlich günstiger gestalten sich die Verhältnisse hinsichtlich des Zu¬ 
wachses des Stadtgebietes bei Berücksichtigung der erforderlichen Freiflächen in 
den meisten anderen Großstädten. Überall ist die vorhandene Siedelungsdichte 
wesentlich geringer und daher auch bei Berechnung der neuen Siedelungs¬ 
dichte durch Einfügung der notwendigen Freiflächen nur eine geringe Ver¬ 
minderung wahrzunehmen. Auch darf nicht vergessen werden, daß in vielen 
Großstädten der Anteil an Volksparkfläche für den einzelnen Bewohner fast 
überall größer ist, als in den Städten Groß-Berlins, z. B. in München etwa 
11 qm pro Person, in Dresden 5 qm, ebensoviel in Breslau, Cöln und Düssel¬ 
dorf usw. Unsere Forderung von 5 qm Volksparkfläche ist daher in einer großen 
Zahl von Städten bereits erfüllt und vielfach überboten, namentlich in kleineren 
Städten. Wesentlich ungünstiger steht es mit den Spielplatzflächen, da 6 qm 
pro Person kaum irgendwo zu finden sind. In München sind es etwa 1 qm, 
in Hannover allerdings bereits 4 qm, in Stuttgart 3 1 2 qm, in Kiel lVa^ 111 usw., 
in den meisten Städten aber wesentlich weniger als 1 qm pro Person. Hier 
sind noch außerordentliche Anstrengungen zu machen, die aber erfreulicher¬ 
weise auch in Sicht stehen. Sind ja doch anläßlich des Regierungsjubiläums 
des Deutschen Kaisers bekanntlich 2 Mill. Mark von verschiedenen Städten 
für die Neuanlage von Spielflächen gespendet worden. Am wenigsten ist 
eigentlich bisher für die Kleinkinder geschaffen. Auch diesen noch im zarten, 
auf Licht und Luft besonders angewiesenen Alter stehenden Nachwuchs hat 
man in den eigentlichen Mietkasernenstädten fast vollständig vergessen. Für 
deren Bedürfnisse können nicht Spielplätze in der Peripherie angelegt werden, 
sondern hier muß etwas in den eigentlichen Wohnvierteln der minderbemittelten 
Bevölkerung geschehen. Hier wird es nicht anders gehen, als durch Beseiti¬ 
gung ungesunder Hinter- und Seitengebäude in großen Baublocks einen 
Innenspielraum zu schaffen, ähnlich wie dies in New York und anderen 
amerikanischen Städten bereits seit langem geschieht. Auch die Anlage von 
Sandspielplätzen in nahegelegenen Parks und Promenaden könnte das Bedürfnis 
einigermaßen befriedigen. Einen gewissen Ersatz für Kleinkinderspielflächen 
können auch Familiengartenanlagen bilden, wenn sie für die Mütter mit 
kleinen Kindern nicht allzu schwer zu erreichen sind. Es kommt ja hier in 
Betracht, daß die Familien mit Mietgärten sich mit Vorliebe tagsüber in 
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diesen aufzuhalten pflegen und hierbei trotz mancher Beschwerden auch gern 
die Kleinkinder mitnehmen. Der Forderung nach genügend Familiengärten 
als Ersatz für die verloren gegangenen Hausgärten werden anfangs überhaupt 
vermutlich große Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden. Es wird Zeit 
bedürfen, um die Öffentlichkeit mit der dauernden Einfügung von Mietgärten 
in das Stadtbild zu befreunden. Man ist des Anblicks der Mietgärten noch 
so ungewohnt und hat auch in den Großstädten durch die immerhin bereits 
Jahrzehnte andauernde Entwurzelung der Familien vom Boden nur mehr so 
wenig Sinn für den Wert der Scholle, daß man sich noch keine rechte Vor¬ 
stellung von dem zukünftigen Stadtbild machen kann. Immerhin haben selbst 
einige Großstädte, wie Bremen, Kiel, und insbesondere viele Klein- und Mittel¬ 
städte bereits die erforderlichen Flächen an Familiengärten als Pacht- und 
Mietgärten, Schreber- oder Laubengärten. Die kommunale Fürsorge und 
ästhetische Ausgestaltung läßt nur vielfach zu wünschen übrig. Garten¬ 
architekt Maass hat in einer beherzigenswerten Schrift mit dem Titel „Der 
deutsche Volkspark der Zukunft“ l ) die dauernde Einfügung der Lauben¬ 
kolonien in das Stadtbild in überzeugender Weise besprochen und seine Er¬ 
fahrung dahin zum Ausdruck gebracht, daß im Zusammenwirken von Grün¬ 
fläche und Laubgarten erst der Volkspark der Zukunft entstehen werde, der 
ähnlich wie in den Städten des Mittelalters dem Volke zur Erholung dienen 
könnte, in dem es körperlich und geistig Nahrung sammeln, in dem es graben, 
säen und ernten und in engem Familienkreise die Feiertage genießen könnte. 
Mit vollem Recht betont Maass, daß der Deutsche in seinem Familiensinn 
mehr als eine einfache Grünfläche oder einen Spielplatz benötige. Der Deutsche 
liebt, sagte er wörtlich, die Geselligkeit in engem und engstem Familienkreise, 
er liebt das Ruhige, Zufriedene und Heitere im Familienleben innerhalb seines 
Gartenzaunes, er liebt und sucht mehr noch die körperliche Beschäftigung in 
engster Fühlung mit der Natur, die ihn umgibt. Der Deutsche will graben, 
harken, er will säen und ernten. Früh beim Morgengrauen ziehen gern die 
Familien, welche keinen Garten am Hause haben, hinaus zur Laubenkolonie, 
schöpfen dort zwischen den keimenden Saaten und blühenden Blumen neue 
Kraft und erwachen zum neuen Arbeitsgang mit neuem Frohsinn und frischem 
Mut. Mit Recht hebt Maass auch hervor, daß Laubengärten und Spielplatz¬ 
flächen, wie sie die Städte des Mittelalters zeigen, unseres Volkes ureigenster 
Besitz sind. Die ästhetisch schwierige Frage der Einfügung von Lauben¬ 
kolonien in das Stadtbild wird in der Schrift von Maass ganz besonders 
erörtert. Er bringt instruktive Skizzen über die Haltung und Pflege aller 
Arten von Freiflächen, ferner auf welche Weise Spielplätze und Schmuckgärten 
am schönsten von einem Kranz von Laubengärten zu umgeben sind. 

Allerdings muß das Volk erst vielfach für den Garten, seine Pflege, seine 
Erziehungswerte erzogen werden. Zu diesem Zwecke würde die allgemeine 
Einrichtung von Schülergärten, ähnlich wie in Breslau, Gharlottenburg und 
anderen Städten, ein vortreffliches Mittel bilden. (Siehe Schrift 8 der Zentral¬ 
stelle für Volks Wohlfahrt, Absatz 4.) Für die Stadtverwaltungen ist wohl 
die Frage am wichtigsten, ob die Kosten für derartige Anlagen überhaupt zu 
erschwingen sind und ob eine weitgehende Benutzung zu erwarten steht. In 


l ) Frankfurt a. 0., Trowitzsch u. Sohn, 1913. 
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letzterer Richtung sind die Erfahrungen in Leipzig sehr lehrreich. Es wurde 
für Leipzig nachgewiesen, daß in den Leipziger Schrebergärten in den Sommer* 
ferien mindestens 20000 Kinder auf den Spielplätzen der Gärten Erholung 
fanden und daß diese Zahl von keiner anderen Stadt erreicht wurde. Außer¬ 
dem wurde nachgewiesen, daß die einzelnen Garteninhaber fast täglich sich 
in den Gärten aufhalten, dort nicht nur promenieren, sondern in gesunder 
Arbeit von einseitiger Berufsbeschäftigung Erholung finden. Es wird die 
Überzeugung ausgesprochen, daß der Wert derartiger Familiengärten wesent¬ 
lich höher sei als der öffentlicher Anlagen. Auch ist der Hinweis nicht ohne 
Bedeutung, daß für Leipzig z. B. die öffentlichen Anlagen der Stadt jährlich 
500 000^ an Erhaltungskosten erfordern, die Schrebervereine jedoch einen 
nicht unbeträchtlichen Pachtzins für Gärten auf städtischem Areal zahlen und 
andererseits nur eine unbedeutende Subvention erhalten. Wir haben bereits 
früher hervorgeboben, daß z. B. die Stadt Kiel aus den städtischen Mietgärten 
einen Pachtzins von etwa 80 000t /H zieht. Lehrer Weller hat daher gewiß 
recht, wenn er sagt: „Erhebt die Schreberanlagen in den Rang der öffentlichen 
Parkanlagen, anders geartet, billiger in der Verwaltung, erfüllen sie doch 
denselben Zweck wie diese, vielleicht noch in reicherem Maße.“ 

Es steht fest, daß die Freifiächenfrage das Hauptproblem unseres städti¬ 
schen Siedelungswesens und in seinem nahen Zusammenhänge mit der Jugend¬ 
pflege und Familienfürsorge vielleicht die wichtigste Frage für das städtische 
Volkstum überhaupt ist. Der vorliegenden Skizze liegt die Absicht zugrunde, 
die verschiedenen Formen des Freiflächenproblems zu kennzeichnen und kon¬ 
krete Forderungen aufzustellen, die, durch die Bedürfnisse begründet, in 
absehbarer Zeit auch erfüllt werden könnten. Man könnte nun ganz gut 
annehmen, daß diese Mindestforderungen an Freiflächen ähnlich wie die 
Mindestforderungen an Wohnungen in den Landeswohnungsgesetzen oder 
in dem zukünftigen Reichswohnungsgesetz ziffernmäßigen Ausdruck finden. 
Unsere Staffelung hat den Vorzug, daß sie, angepaßt an die Siedelungs- bzw. 
Wohndichte, die Erfordernisse feststellt und daher, gleichgültig welche Haus¬ 
und Wohnungsform in einzelnen städtischen Gebieten des Reiches vorherrscht, 
zur Durchführung gebracht werden könnte. Auf alle Fälle sollten diese oder 
ähnliche Mindestforderungen als Direktiven für die Aufsichtsorgane dienen, 
ln dem neuen Entwurf des preußischen Wohnungsgesetzes ist ja diese Aufgabe 
der Aufsichtsorgane besonders angedeutet. Eine Art Siedelungsinspektion 
durch Aufsichtsorgane wäre überaus zeitgemäß. 

Die Wohnungs- und Gesundheitsbehörden hätten dadurch Handhaben, 
um in der Freiflächen frage Schritt für Schritt vorwärts zu kommen. Da die 
bestehenden Bauordnungen in der Freiflächenfrage, abgesehen von der Verkehrs¬ 
flächenfrage, keine bestimmten Forderungen erheben, so werden zunächst 
manche Kommunalverwaltungen durch teure Grundkäufe allmählich den An¬ 
forderungen gerecht zu werden trachten. Man wird sich erst langsam daran 
gewöhnen, ähnlich wie für Wasserversorgungs- und Kanalisierungszwecke 
große Kapitalien für die Beschaffung von Freiflächen im Interesse weitsichtiger 
Jugend- und Familienpflege zu beschaffen und aufzuwenden. Eine besondere 
Schwierigkeit besteht in der Beschaffung leicht erreichbarer Freiflächen. 
Für die dicht verbauten Großstädte wäre es nur unter ungeheuren Opfern 
möglich, für die einzelnen Stadtteile mit 50 000 bis höchstens 100 000 Ein- 
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wohnern innerhalb des besiedelten Stadtgebietes die notwendigen Freiflächen 
zu beschaffen. Hier wird man an die Beschaffung eines Familiengarten-, 
Park- und Spielplatzgürtels in der Peripherie denken müssen, dessen Benutzung 
seitens der Familien der inneren Stadtteile durch besondere Verkehrsgelegen¬ 
heiten erleichtert werden müßte. Hinsichtlich der Familiengärten werden 
namentlich die Verwaltungen der Städte mit sehr hohen Bodenpreisen schwer 
daran denken können, durch die Pachtzinse, die kaum den landwirtschaft¬ 
lichen Xutzungswert überschreiten dürften, eine entsprechende Kapital Verzin¬ 
sung zu erreichen. Die Familiengärtenbeschaffung seitens der Stadtverwal¬ 
tungen ist eben die Sühne für die Schuld an den schonungslos geopferten 
Hausgärten, eine Fürsorge ähnlich wie für Volksparks, wobei man noch froh 
sein kann, durch die Pachtschillinge wenigstens einen Teil des Kapit&lzinses 
zu erhalten, während Volksparks nur hohe Erhaltungskosten verursachen. 
Von größter Wichtigkeit ist die Forderung, daß, ähnlich wie in den englischen 
Städten, alle vorhandenen und neu zu beschaffenden Spiel- und Erholungs¬ 
flächen (und Familiengärtenareale) dauernd für diese Zwecke erhalten bleiben 
müssen. Dem jetzigen Unfug der rücksichtslosen Opferung bestehender Frei¬ 
flächen zugunsten der Terrainspekulation muß eben energisch entgegengetreten 
werden. 

Die Aufstellung von hygienischen Mindestforderungen für den Lebens¬ 
raum der städtischen Bevölkerung kann vielleicht auch in den leitenden 
Kreisen der Stadtverwaltungen eine bedeutungsvolle Änderung in der Stellung 
zur Boden- und Wohnungsfrage bewirken. Weitgehende Forderungen der 
Bau- und Wohnungshygiene haben die Entwickelung des Boden Wuchers 
keineswegs verhindert, vielleicht sogar indirekt gefördert. Das Interesse der 
deutschen Stadtverwaltungen an einer weitsichtigen Boden- und damit Frei¬ 
flächenpolitik dürfte ähnlich wie bei den englischen Stadtverwaltungen durch 
bestimmte, allgemein anerkannte Forderungen mächtig geweckt werden. Man 
dürfte bald darauf kommen, daß öffentliche Mittel für die Beschaffung von 
Freiflächen wesentlich weniger beansprucht werden, wenn durch entsprechende 
Bestimmungen in den Bauordnungen eine Verminderung der Stockwerks¬ 
häufung, Sicherstellung geräumiger Höfe und auch Hausgärten usw., sowie 
auch eine geringere Wohn- und Siedelungsdichte erzielt und dadurch das 
notwendige Areal für Erholungsflächen aus öffentlichen Mitteln verringert 
wird. Neue Bauordnungen dürften in Bälde Spuren dieser Erkenntnis zeigen 
und die Stadtverwaltungen selbst zu einer Änderung bereits genehmigter 
Bauordnungen anregen. Schließlich darf auch nicht vergessen werden, daß 
die Stadtverwaltungen in ihren Bemühungen nach Schaffung ausreichender 
Freiflächen in den städtischen Gebieten keineswegs allein stehen werden. 
Abgesehen von einer weitgehenden Unterstützung durch die Aufsichtsbehörden 
und durch den Staat im allgemeinen ist eine Reihe kapitalkräftiger Organi¬ 
sationen an diesen besten Formen vorbeugender Gesundheitspflege in höchstem 
Grade interessiert. Die Kapitalien der Landes Versicherungsanstalten und 
auch auf Grund der neuen Bestimmungen in der Reichsversicherungsordnung 
der leistungsfähigen Krankenkassen können nicht besser angelegt werden, 
als in derartigen großen Anlagen zur Erhaltung der Gesundheit des Stadt¬ 
volkes, das zum größten Teil mit der Kranken- und Invalidenversicherung 
in Beziehung steht. Der überaus rasche Geburtenrückgang in den deutschen 
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Städten, der bei dem Überwiegen der kinderfeindlichen Mietkasernen bald 
einen noch größeren Tiefstand erreichen dürfte als in den französischen 
und englischen Städten, zwingt uns zu einer weitgehenden Menschenökonomie. 
Da nahezu drei Viertel, in manchen Industriestädten sogar vier Fünftel der 
Bevölkerung mit der Arbeiterversicherung und nunmehr auch mit der An- 
gestelltenversicherung in Beziehung Btehen, können die Träger dieser Ver¬ 
sicherungsorganisation gar nicht anders handeln, als mit dem vorhandenen 
spärlichen Nachwuchs ihrer Mitglieder möglichst fürsorglich umzugeben, um 
ihn zu erhalten und um später beim Eintritt in das erwerbsfähige Alter 
leistungsfähige Mitglieder zu gewinnen. Aber auch außerhalb der Arbeiter¬ 
versicherung haben die bemittelten Kreise unseres Volkes allen Grund, durch 
Freigabe großer Privatparks, durch Stiftungen für Freiflächen auch nach ihrem 
Vermögen an der Gesundung des städtischen Volkstums beizutragen. Die 
ungesunde Steigerung der Bodenwerte in den deutschen Städten hat zwar 
einzelne Personen unverdienterweise zu Millionen verholfen, andererseits 
jedoch durch die Zusammenpferchung der Familien der breiten Volksmasse 
in licht- und freudlose Mietkasernen die wertvollsten ethischen Werte, die im 
Familienleben ruhen, gelockert und zum Schwinden gebracht. Gerade eine 
intensive Kleingartenkultur in den angeregten Formen bedeutet Familien¬ 
pflege im besten Sinne des Wortes, sie ist aber auch die billigste Form der 
Jugendpflege, da sie sich nicht nur auf Kleinkinder, auf die Schuljugend, 
sondern auch auf die schulentlassene Jugend in der Gebundenheit der 
Familie erstreckt. Vergessen wir nicht, daß domestizierte Mietkasernen¬ 
menschen, losgelöst von der Natur, nicht für ein Arbeitsvolk taugen und auch 
einen Nachwuchs hervorbringen, der keine Mehrung der Volkskraft bedeutet 
und die aufgewandten Erziehungskosten niemals deckt. Die Sicherstellung 
eines Mindestlebensraumes für den Stadtbewohner hingegen wird mit der 
Gesundung der Familien auch die Freude an einem zahlreicheren Nachwuchs 
in der Erkenntnis beleben, daß die Jugend vor einer Verkümmerung in den 
zukünftigen städtischen Siedelungen bewahrt ist. 

Möge ein Übergang unserer bisher vorwiegend individuellen Wohlfahrts¬ 
pflege in eine zukunftsfreudige und weitsichtige Familienfürsorge die Ge¬ 
sundung unseres Stadtvolkes fördern helfen. 

Auf Grund der vorstehenden Ausführungen lassen sich die Ergebnisse 
in folgenden Leitsätzen zusammenfassen: 

1. In den bestehenden Landes-Wohn- und -Baugesetzen sind genauere Be¬ 
stimmungen weder für die zulässige Siedelungs- und Wohndichte, noch für die 
Behausungsziffer oder für das erforderliche Ausmaß von Erholung»- und Spiel¬ 
flächen (Freiflächen) in städtischen Siedelungen vorgesehen. Als Folgeerscheinung 
ist eine außerordentliche Ungleichheit nach Dichte und Freiflächen für die ein¬ 
zelnen deutschen Städte und Städtegruppen nachzuweisen, während die englischen 
Städte, dank bestimmter Ansprüche und Lebensgewohnheiten, sich durch eine nor¬ 
male Besiedelung»- und Wohndichte und durch das Vorhandensein genügender 
Freiflächen auszeichnen. Namentlich in den neueren Wohnvierteln einiger Groß¬ 
städte und Industriezentren ist infolge allzu großer Wohndichte und außerordent¬ 
lichen Mangels an Freiflächen (Städte Groß-Berlin u. a.) die Aufzucht einer ge¬ 
sunden, später wehr- und erwerbstüchtigen Jugend gefährdet und das Familien¬ 
leben gelockert. 

Bestimmte Anhaltspnnkte und Mindestforderungen für die Dichte städtischer 
Siedelungen in der Form eines Mindest-Lebensraumes für den einzelnen Stadt- 
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bewohner sind daher ebenso notwendig, wie ein Mindest-Luftraum für die Insassen 
der einzelnen Wohnungen. 

2. Als Mindestforderungen an Lebensraum für den einzelnen Stadtbewohner 
werden etwa 50 qm Bodenfläche in Vorschlag gebracht. 

Dieser Mindestlebensraum von 50 qm Bodenfläche für jeden Stadtbewohner 
setzt sich nach der Siedelungs- und Wohndichte (auch Behausungsziifer) in den 
einzelnen Städten und damit nach der Anzahl von Quadratmetern Hausgrundstüoks* 
fläche aus verschiedenen Anteilen zusammen. 

3. Gleichlautend für alle Städte ohne Unterschied ist die Forderung von 10 qm 
pro Person an Volksparks, Spiel- und Tummelflächen für Alt und Jung. Hiervon 
hätten zu entfallen 5 qm für allgemein zugängliche und betretbare Volksparks, 
möglichst gleichmäßig verteilt in den einzelnen Wohnvierteln, 2qm Spielplatz¬ 
fläche für die vorschulpflichtige Jugend und deren Begleitung in der Form von 
Nachbarschaftsspielplätzen (Innenspielplätze) mit Sandhaufen oder besonderen son¬ 
nigen Abteilungen in gut gelegenen öffentlichen Parks, 2 qm Spielplatzfläche für 
die turnpflichtige und nichtturnpflichtige Schuljugend, wovon 1 qm mindestens zur 
täglichen Benutzung in der Form geräumiger Schulhöfe und leicht erreichbarer 
Spielplätze, 1 qm zur Benutzung an besonderen Spielnachmittagen, mehr in der 
Peripherie der einzelnen Wohn- und Schulviertel, aber nicht allzu schwer erreichbar 
gelegen sein sollten, und weiter 1 qm als Spielplatzfläche für die schulentlassene 
und größtenteils erwerbstätige oder in höheren Lehranstalten (Mittelschulen) be¬ 
findliche Jugend und jugendlichen Männer, vorwiegend in der Peripherie der Wohn- 
quartiere zur Benutzung an Spielnachmittagen (Sonnabendnachmittag und Sonntag). 

4. In einigen Städten sind diese Forderungen bereits erfüllt, namentlich in 
Städten mit einer geringen Siedelungs- und Wohndichte; in den typischen Miet¬ 
kasernenstädten hingegen ist das Areal an Volksparks und Spielplätzen fast stets 
unzureichend und schlecht verteilt. Für Städte mit einer sehr geringen Wohndichte 
(Vorherrschen von Einfamilienhäusern mit Hausgarten) wäre die Forderung von 
Spielplätzen für Kleinkinder von 2 auf 1 qm pro Person zu vermindern oder voll¬ 
ständig zu unterlassen. 

5. Schwieriger ist die Verteilung der restlichen 40 qm Bodenfläche. Sogar in 
einigen Großstädten, wie Düsseldorf, Bochum, und vielen kleineren Städten Mittel¬ 
deutschlands, entfallen für den einzelnen Stadtbewohner an Hausgrundstücksfläche 
45 bis 50 qm (Vorherrschen von Ein- und Zweifamilienhäusern mit geräumigen 
Hausgärten); eine öffentliche oder private Fürsorge für Familien gärten ist daher 
gar nicht oder nur iu sehr geringem Ausmaße erforderlich. In den Städten hingegen 
mit starker Stockwerkshäufung (vor allem in den Städten Groß-Berlins) kommt dem 
Einzelbewohner nur eine Grundstücksfläche von 10 bis 20 qm zu. 

6. Je nach der Wohndichte in den einzelnen Städten ergibt sich daher die 
Notwendigkeit einer Staffelung für die Bemessung der erforderlichen Gartenfläche 
(Familiengärten, Schrebergärten, Laubenkolonien, Pachtgärten, Mietgärten) als Er¬ 
satz für die verloren gegangenen Hausgärten etwa folgendermaßen pro Person: 
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7. Familiengartenanlagen werden fast stets außerhalb der eng bebauten Wohn- 
quartiere als ein grüner Gürtel an der Peripherie dieser Quartiere anzulegen sein; 
deren leichte Erreichbarkeit ist jedoch zu sichern. 

Spielplätze verschiedener Art und Parkanlagen können mit den Gartenanlagen 
zu einem ästhetisch höchst wirksamen Gesamtbilde vereinigt Werden. Ein beson¬ 
derer Vorzug der Familiengartenanlagen liegt in dem Fehlen von Erhaltungskosten 
für die Stadtverwaltungen und ihrem Erträgnis an Mietgebühren zum Unterschiede 
von Volksparks. Außerdem ist mit einer starken Benutzung von Jung und Alt 
der hohe gesundheitliche Wert unbestritten. 
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8. Diese Erfordernisse an Freiflächen als Mindest-Lebenaranm für den Stadt¬ 
bewohner sind in den Landes-Wohn- und -Baugesetzen oder in einem Reichs¬ 
wohnungsgesetz als eminent gesundheitliche Forderungen für städtische Siedelungen 
aufzunehmen oder haben wenigstens als Direktiven für die Aufsichtsorgane zu 
dienen, deren Tätigkeit durch eine besondere Siedelungsinspektion auszubauen 
wäre. Wie in den englischen Städten ist die dauernde Erhaltung aller vorhan¬ 
denen und neu zu beschaffenden Spiel- und Erholungsflächen (auch Familiengarten¬ 
areale) innerhalb der Stadtgebiete gesetzlich sicherzustellen. Ausnahmen können 
nur von den oberen Verwaltungsbehörden nach Sicherstellung eines geeigneten 
Ersatzes bewilligt werden. 

9. In dem Bestreben nach Beschaffung der erforderlichen Freiflächen dürften 
die Stadtverwaltungen durch den Staat, die Landesversicherungsanstalten, Kranken¬ 
kassen und durch private Stiftungen (namentlich bei dauernder Festlegung) weit¬ 
gehende Unterstützung finden. 

10. Die Lösung der Freiflächenfrage bedeutet für das städtische Volkstum die 
Möglichkeit einer Selbstergänzung und Selbsterhaltung in Anbetracht der Er¬ 
schöpfung an Menschenmaterial in einigen ländlichen Gebieten und der schnell 
sinkenden Geburtenziffer in allen städtischen Familienkreisen. Beschäftigung in 
der Natur als Erholung von einseitiger Berufsarbeit, Hebung der Eigenproduktion 
der Familien, frohes Spiel der Kinder unter der Aufsicht der Eltern fördern das 
Familienleben, heben die Freude an Kindern und verbürgen die einfachste und 
natürlichste Form einer gesunden Kindererziehung und Jugendpflege. Zahl und 
Gesundheit der Kinder werden daher durch die Sicherstellung eines genügenden 
Lebensraumes günstig beeinflußt und durch Hebung der Konstitution die Erwerbs¬ 
tüchtigkeit und generative Kraft der städtischen Bevölkerung gesichert. 
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In der 42. Sitzung der Hamburger Bürgerschaft vom 12. November 1912 
wurde ein Senatsantrag auf Erweiterung der Impfanstalt beraten. Herr Berg 
bekämpfte diesen Antrag mit dem Hinweis auf die Wahrscheinlichkeit der 
reichsgesetzlichen Einführung der Gewissensklausel. Er meinte, daß bei 
deren Einführung die Räume der Impfanstalt wohl ausreichend sein würden 
und bat um Ablehnung des Senatsantrages. 

Ihm antwortete Herr Professor Pfeiffer mit einer Warnung vor der 
Gefährlichkeit der Gewissensklausel. Nach dem stenographischen Bericht 
sagte er: „Ich bin vor einigen Jahren Zeuge gewesen, als infolge der Ein¬ 
führung der Gewissensklausel in verschiedenen englischen Städten eine ver¬ 
heerende Pockenepidemie eintrat. Wie es in England ist, meine Herren, das 
wissen die meisten von Ihnen ja. Die städtische Verwaltung wird dort von 
Zeit zu Zeit auf ein bestimmtes Programm hin gewählt und muß sich auf 
dieses Programm hin verpflichten, ... so waren denn auch in verschiedenen 
englischen mittleren Städten die Stadtväter darauf eingeschworen, die Ge¬ 
wissensklausel einzuführen. Als dann aber in Gloucester und Middlesborough 
über 1200 Pockenfälle in ganz kurzer Zeit ein traten und die Bevölkerung in 
Scharen herbeieilte, um endlich, bekehrt von der irrigen Lehre, sich impfen 
zu lassen, da sab man, daß man sich getäuscht hatte. Dasselbe würden auch 
wir riskieren, wenn die Volksvertreter sich so verblendet zeigen würden, was 
ich aber nicht glauben kann, die Gewissensklausel gesetzlich einzuführen, 
denn dann verdienten sie nicht, in der Gesetzgebung des Reiches mitzuarbeiten. 
Wir würden das genau so erleben, wie man es in England erlebt hat, daß 
die verheerende Seuche eine Kinderkrankheit wird, und daß dann die Be¬ 
völkerung die Gewissensklausel hinwegfegt und in Strömen kommt, um sich 
impfen zu lassen. Und dann haben wir erst recht keinen Platz in den 
Räumen, wo wir schon jetzt keinen Platz haben.“ 

Auf diese Rede sind natürlich die Angriffe der Impfgegner nicht aus¬ 
geblieben. Herr Hugo Wegener, zweiter Vorsitzender des „Deutschen Reichs¬ 
verbandes zur Bekämpfung der Impfung“ meint, daß Herr Prof. Pfeiffer 
der Hamburger Bürgerschaft mit der Impfpanik in Gloucester Märchen erzählt 
habe. Nun ist allerdings die Gewissensklausel reichsgesetzlich in England 
erst 1898 eingeführt worden, während die erwähnten Epidemien bereits 1895 
bzw. 1898 wüteten. Von einem Märchen kann jedoch keine Rede sein, da 
die Impfverhältnisse in England bereits vor der offiziellen Einführung der 
Gewissensklausel recht mangelhafte waren. Gerade von den Stadtverwaltungen 
wurde die Impfung, worauf ja Prof. Pfeiffer hinweist, sehr oft absichtlich 
vernachlässigt. Wiederimpfung findet außerdem nur in sehr geringem Um¬ 
fange statt. Das dürfte Herrn Wegen er genau bekannt sein. 
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Zar Widerlegung der impfgegnerischen Angriffe habe ich mich anf An¬ 
regung von Herrn Prof. Pfeiffer eingehend mit dem englischen Impfwesen 
beschäftigt und die Jahrgänge 1902 bis 1912 der Zeitschriften The L&ncet 
und The British Medical Journal auf alles, was auf Gewissensklausel, Impfung 
und Pocken Bezug hat, durchgesehen. Aus äußeren Gründen, vor allem in¬ 
folge von Krankheit, hat sich die Zusammenstellung der Ergebnisse sehr in 
die Länge gezogen. Sie dürfte gegenwärtig aber deshalb von besonderem 
Wert sein, weil sich der Beichstag voraussichtlich mit der Eingabe der Impf¬ 
gegner über die Einführung der Gewissensklausel befassen wird. 

Die Abneigung des Engländers gegen jeden Zwang führte im Jahre 
1898 zur praktischen Aufhebung des Impfzwanges und zur gesetzlichen 
Einführung der Gewissensklausel. Der Passus lautet im Gesetz: „no parent 
or other person shall be liable to any penalty, if within for month from the 
birth of the child he satisfies two justices or a stipendiary or metropolitan 
police magistrate, in pelty sessions that he conscientously believes that vacci- 
nation would be prejudicial to the health of the child. u Danach hatte also 
der Vater des Kindes innerhalb von vier Monaten nach der Geburt des 
Kindes in Gegenwart zweier Zeugen an amtlicher Stelle die eidliche Erklärung 
abzugeben, daß er Gewissensbedenken habe, die Impfung sei der Gesundheit 
seines Kindes schädlich. Auf diese Erklärung hin blieb der Vater von der 
gesetzlichen Strafe wegen Nichtimpfung des Kindes frei. 

Das Impfgesetz von 1898 wurde auf vorläufig fünf Jahre vom Parla¬ 
ment angenommen. Wichtige Bestimmungen dieses Gesetzes waren noch die 
Übertragung der Verwaltung des Impfwesens auf die Armenverwaltung und 
die Anstellung von Impfärzten im Hauptamt. Die Impfärzte hatten die Ver¬ 
pflichtung, nach Ablauf des vierten Lebensmonats den Eltern des Impflings 
die schriftliche Anzeige zu machen, daß sie zur Vornahme der Impfung in 
einigen Tagen bei ihnen erscheinen würden. Die Impfung wurde dann im 
Hause der Eltern vorgenommen; Massenimpfungen, wie in Deutschland an 
behördlich bekannt gemachten Impfterminen, bestanden nicht. Die Eltern 
konnten im Laufe des vierten Monats die Impfung durch ihren Hausarzt 
vornehmen lassen, mußten dann aber dem Impfarzt die Erledigung der Impf¬ 
pflicht anzeigen oder durch den Hausarzt anzeigen lassen. Da beide Mel¬ 
dungen öfters unterblieben, kam es beim Eintreffen des Impfarztes häufig 
zu Konflikten zwischen Haus- und Impfarzt. 

Die Bezahlung der Ärzte belief sich pro Impfung auf etwa 6« Jt. Dafür 
hatte der Impfarzt den Eltern die schriftliche Anzeige seines Besuches zu 
machen, Impfung und Nachschautermin vorzunehmen und die Impflisten zu 
führen. Daß diese Bezahlung, namentlich für Landärzte mit weiten Wegen, 
nicht ausreichend zu nennen war, bedarf keiner Begründung. Trotzdem 
führte dies englische Verfahren der Einzelimpfungen zu einem erheblichen 
Anwachsen der Kosten. Die Armenbehörden, denen sie vielfach eine große 
Last waren, suchten die Unkosten an manchen Orten durch Verminderung der 
Bezahlung der Impfärzte herabzudrücken. Da das gesetzlich nicht zulässig 
war, machte es natürlich in den Kreisen der Impfärzte viel böses Blut. Eine 
andere Maßnahme der Armenverwaltungen bestand darin, die Impfungen 
absichtlich zu vernachlässigen, ja die Durchführung der Ge setz es - 
Vorschriften zu erschweren! 

Viorteljahrsschriit für Gesundheitspflege, 1913. 35 
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Das Gesetz von 1898, das doch ein großes Entgegenkommen gegen die 
Impfgegner bedeutete, brachte also mancherlei Unzuträglichkeiten. Beifall 
fand es aber selbst bei den Impfgegnern nicht. Sie waren unzufrieden, daß 
überhaupt geimpft wurde und suchten auf Grund der Gewissensklausel den 
Behörden und den Impfärzten überall Schwierigkeiten zu bereiten. So hatte 
z. B. l ) ein Impfarzt die Frau eines Arbeiters zur Impfung überredet, da sie 
sich mit ihrem ungeimpften Kinde der unmittelbaren Pockengefahr ausgesetzt 
hatte. Der impf gegnerische Vater verklagte daraufhin den Arzt. Er führte 
an, dem Arzt sei seine Abneigung gegen die Impfung bekannt gewesen und 
der Gesundheitsinspektor, der der Unterredung des Arztes mit der Frau bei¬ 
gewohnt habe 9 habe von seiner Weigerung und Abneigung gewußt. Der 
Spruch lautete zugunsten des Arztes. 

Ein anderer Fall ist folgender: In Brindley hatte man ein an Scharlach 
erkranktes ungeimpftes Kind im Krankenhause in ein Zimmer gelegt, in dem 
auch ein Pockenfall vorkam. Selbstverständlich wurden daraufhin alle In¬ 
sassen des Zimmers geimpft und natürlich auch das erwähnte Kind. Trotz¬ 
dem die Impfung normal verlief, klagten die Eltern des geimpften Kindes 
gegen den Arzt auf Vergewaltigung, da das Kind auf Grund der Gewissens¬ 
klausel von der Impfung befreit worden war. Auch diese Klage wurde ab¬ 
gewiesen. Sie beweist jedoch, zu welchen Unzuträglichkeiten es auf Grund 
der Gewissensklausel kommen kann und gekommen ist. Denn diese Beispiele 
sind nur zwei beliebige unter sehr vielen anderen ähnlichen. Es ist doch 
geradezu haarsträubend, daß ein Arzt in Erfüllung der elementarsten Pflichten 
der Seuchenbekämpfung stets eine Anklage wegen Vergewaltigung zu ge¬ 
wärtigen hat! 

Auf die allgemeine Agitation der englischen Impfgegner und ihre oft 
direkt wahnwitzigen Behauptungen wollen wir hier nicht eingehen. Er¬ 
wähnenswert ist, daß die Gewissensklausel von Impffreunden und -gegnern 
natürlich eine verschiedenartige Auslegung erfuhr. So forschte manche 
Behörde nach den Gründen für die Impfverweigerung und verwarf sie dann 
gelegentlich als nichtig. Der Lord Oberrichter von Birmingham 2 ) sprach 
sich, um einen Mißbrauch der Klausel zu verhüten, dahin aus, die Klausel 
sei nur dann zulässig, wenn der Vater die Erklärung abgibt: sein Gewissen 
lasse es nicht zu, da er glaube, die Impfung könne für die Gesundheit ge¬ 
rade seines Kindes nachträglich sein. Auf die einfache Erklärung hin, daß 
man die Impfung überhaupt für unzuträglich ansehe, dürfe eine Befreiung 
nicht stattfinden. Vom Parlamentsstaatssekretär wurde diese Auffassung als 
zutreffend erklärt. Ein Bescheid des Home secretary of state lautet dahin, 
der Vater müsse erklären, er sei überzeugt, daß die Impfung gerade seinem 
Kinde schaden werde. Die Gründe, auf denen diese Überzeugung beruhe, 
brauche die Behörde nicht näher zu prüfen. 

Was das manchmal für Gründe sind, zeigt folgendes Beispiel: In Brixham 
erklärte ein Vater, er wolle sein Kind nicht impfen lassen aus dem Grunde, 
weil er Vegetarianer sei und weil er nicht wünsche, daß „animal matter“ in 
den Körper seines Kindes eingeführt werde. Das Kind wurde befreit. Trotz 


l ) Zeitschr. f. Medizinal beamte 1903, 8. 077. 
*) Lancet 1904, H, S. 496. 
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solcher Gründe kam es in Schottland noch zu einer Häufung von Falsch¬ 
impfungen, so daß die Medizinalbehörde vor solchem Unfug öffentlich warnen 
mußte. Es fanden in England und in Schottland mehrere Bestrafungen des¬ 
halb statt 1 ). 

Die Kosten der Impfung waren ganz unverhältnismäßig hoch. Sie 
bilden im Lancet beinahe eine besondere Rubrik. Die Klagen darüber 
sind ganz allgemein. So zahlte der Staat allein den öffentlichen Impfärzten 
1899 etwa 72 000£, außer den sonstigen Ausgaben. Im Jahre 1905 beliefen 
sich die jährlichen staatlichen Kosten etwa auf 270 000 £ und etwa 12 000 £ 
von seiten der Grafschaften und Stadtgemeinden. Dafür wurden jährlich 
rund 500 000 Erstimpfungen und 300000 Wiederimpfungen ausgeführt. 

Und nun der Erfolg. Bereits 1899 fanden auf Grund der Gewissens¬ 
klausel etwa 32 000 Impfbefreiungen statt, das sind 4,5 Proz. Am 4. Juli 
1911 gab der Staatssekretär Bums im Parlament folgende offizielle Zahlen 
an (Lancet 1911): 


Jahr 

Geburten 

Impfungen 

Befreiungen 

1903 

! 948 271 

714 637 

37 675 

1904 

945 389 

711 504 

40 461 

1905 

:! 929 293 

705 040 

44 369 

1906 

1 935 081 

682 992 

53 828 

1907 

918 042 

651 050 

76 709 

1908 

| 940 383 

594 792 

160 350 

1909 

914 472 

547 251 *) 

97 326 *) 


Im Brit. med. Journ. 1909 und 1910 lauten die offiziell im Parlament 
gegebenen Zahlen für 1908 auf 162 800 Befreiungen bei 942 611 Geburten 
(17,2 Proz.), für 1909 auf etwa 190 690 Befreiungen. Der Lancet 1912 gibt 
für 1910 an 230 947 und für 1911 erste Hälfte 119 335 Erklärungen auf 
Grund der Gewissensklausel. Um dem Vorwurf der Ungenauigkeit zu ent¬ 
gehen, bemerke ich ausdrücklich, daß die offiziellen Zahlen nach den Angaben 
im Lancet und Brit. med. Journal in der angegebenen Weise differieren. 
Sehr groß sind diese Unterschiede allerdings nicht. 

Wir werden auf das gewaltige Ansteigen der Impfbefreiungen im Jahre 
1908 noch weiter unten zu sprechen kommen. Von einem regelrecht durch¬ 
geführten Impfschutz kann unter diesen Umständen selbstverständlich nicht 
mehr die Rede sein. Die Ungeimpften stellen an allen Ecken und Enden 
günstige Einbruchspforten für Pockenausbrüche dar. Und so ist es auch 
zu zahlreichen und schweren Pockenepidemien in England gekommen. Wir 
wollen auf einige davon kurz eingehen. 

Nach Pröbsting 8 ) kam es im Juni 1901, nach achtjähriger Pause, zu 
einer größeren Pockenepidemie in London. Die Gesamtzahl der Pockenfälle 
vom Juni 1901 bis Ende des Jahres gibt Pröbsting mit 1702 an, davon 

l ) Lancet 1004, H, 8.630. 

f ) Noch nicht sicher und korrekturbedürftig. 

*) Pröbsting, Die Pockenepidemie in London. Zentralbl. f. allgem. Gesundheits¬ 
pflege 1902, 8. 314. 
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226 Todesfälle. Von 161 Geimpften unter 20 Jahren starben 3 (1,86 Proz.); 
von 161 Ungeimpften 79 (49,07 Proz.). Ein geimpftes Kind unter 5 Jahren 
wurde von den Pocken ergriffen und überstand sie. 61 nicht geimpfte 
Kinder unter 5 Jahren wurden pockenkrank und 39 Btarben davon. Von 
17 ungeimpften Kindern unter einem Jahr starben 16 (80,14 Proz.). Weitere 
Einzelheiten der Londoner Epidemie würden zu weit führen. Die Gesamt¬ 
zahl der Erkrankungen betrug 9659. 

In Glasgow kamen 1900 397, 1901 1389 und vom November 1901 bis 
Mai 1902 469 Pockenfälle vor. Hier erkrankte ein am 12. September 1903 
angekommener Beisender drei Tage später im Hotel. Am 21. September 
wurde er daselbst entdeckt und ins Pockenspital geschafft. Es wurden in 
der nächsten Woche 6, in der darauf folgenden 23, dann 30 frisch Erkrankte 
dem Pockenspital zugeführt. Es wird im Brit. med. Journal Klage geführt, 
daß die behördlichen Isolierungsmaßregeln wenig erfolgreich sind. Man 
hat nämlich in den Hotels noch mehrere Pockenkranke gefunden. Ferner 
wird geklagt, daß die ungenügende Durchimpfung der Bevölkerung der 
Verbreitung der Pocken so starken Vorschub geleistet hat. Die Behörden 
sind sehr ängstlich und tun was sie können. Trotzdem kommt es von Glasgow 
aus zu einer Ausbreitung der Pooken in 14 anderen Orten. Schuld daran 
ist die Apathie der Bevölkerung gegen die Wiederimpfung und die Sorg¬ 
losigkeit gegen die Weiterverbreitung der Krankheit. Amtlich waren in 
Glasgow bis Ende Januar 1904 seit Ausbruch der Epidemie 482 Fälle 
gemeldet. Der Verlauf der Krankheit war zumeist leicht, da nur 36 Todes¬ 
fälle zu verzeichnen waren. In ganz Schottland kam es zu weit über 
1000 Pockenerkrankungen 1904, und erst im Februar 1905 ist es pockenfrei. 

In Liverpool kam es im Oktober 1902 zu einer Pockenepidemie. Sie 
dauerte 15 Monate und ergriff 2032 Personen. Eingeschleppt war sie 
teilweise per Schiff, teilweise per Bahn. Zu ihrer Verbreitung trug sehr 
wesentlich ein ungeimpftes Kind in der Robertstraße bei, zu dem kein Arzt 
gerufen wurde. Es starb nach achttägiger Krankheit und infizierte direkt 
6 Personen. Haus- bei Hausbesuche der Gesundheitsbehörden entdeckten 
noch 20 andere Fälle, fast alles Freunde der infizierten Familie. 
In der Robertstraße erkrankten allein 99 Personen; davon wurden durch 
Haus- bei Hausbesuche 68 festgestellt. Ein Fall in der Landsdownstreet 
infizierte 29 Personen. Durch tägliche Haus- bei Hausbesuche der Gesundheits¬ 
beamten bei mehr als 2000 Personen gelang die Auffindung von 470 Kranken, 
die sonst verborgen geblieben wären. Varicellen waren während der Dauer 
der Epidemie anzeigepflichtig. Ihre Meldung führte zur Aufdeckung von 
54 Fällen echter Variola. Belegt waren drei Pockenspitäler und ein kleines 
Hafenhospital. 

Leicester wurde von Dezember 1902 bis Ende Oktober 1903 und von 
Januar biB Juli 1904 von zwei größeren Pockenepidemien heimgesucht. Die 
erste belief sich auf 403 Erkrankungen und 4 Todesfälle, die zweite auf 
321 Erkrankungen und 4 Todesfälle. Der Verlauf an sich war also leicht. 
Die große Ausdehnung wurde dadurch begünstigt, daß Leicester als Haupt¬ 
sitz der Impfgegner die Impfung stark vernachlässigt hatte. Infolge der 
Epidemie wurde die Bevölkerung von einer Impfpanik ergriffen und es kam 
zu Massenimpfungen. Die Impfgegner kämpften vergeblich dagegen an. 
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Ganz ähnlich stand es 1904/05 in Dewsbury. Auch hier ist die örtliohe 
Vernachlässigung und schlechte Verwaltung des Impfwesens für die etwa 
einjährige Epidemie, mit über 1300 Pockenfällen, verantwortlich zu machen. 
Die Stadt ist als Hochburg der Impfgegner bekannt. Das machte sich 
bereits 1891/92 während einer sehr schweren Epidemie bemerkbar. Trotz¬ 
dem von ärztlicher Seite an der Hand dieser der Nutzen der Impfung hand¬ 
greiflich bewiesen war, hatten die Darlegungen in der Kommission doch 
keinen Eindruck auf die impfgegnerischen Stadtväter gemacht. Die Zahl 
der ungeimpften Kinder war beim Ausbruch der Seuche außerordentlich hoch. 
Die Impfbehörde in Dewsbury tat nichts zur Isolierung, Desinfektion, Über¬ 
wachung und Schutzimpfung während der Epidemie, so daß sich die Pocken 
rapid verbreiteten. Die Maßnahmen der Stadtverwaltung waren ungenügend 
und unzweckmäßig. In der Nähe der Pockenspitäler stank es, und sie wurden 
zur Gefahr für ihre Nachbarschaft. In einem Pockenspital schliefen zeit¬ 
weilig 17 Personen in 14 Betten!!! Bei solcher Vernachlässigung griff trotz 
aller sanitären Maßnahmen die Seuche natürlich immer weiter. Das veranlaßte 
schließlich ein Eingreifen des Local Government Board. Den städtischen 
Behörden wurde die Impfaufsicht genommen und — trotz aller Proteste 
wegen Vergewaltigung — dem Grafschaftsrat übertragen. Es ist das meines 
Erachtens ein schlagender Beweis, wohin Gewissensklausel und Impfgegner- 
schaft führen. 

So skandalös wie in Dewsbury liegen ja die Verhältnisse nicht überall. 
Die kurz geschilderten, ziemlich verschiedenartigen Epidemien zeigen jedoch 
sehr deutlich, wie der Mangel des Impfschutzes ein Weitergreifen der Pocken 
begünstigt. Auf die Aufzählung der anderen größeren und kleineren Epide¬ 
mien müssen wir verzichten, dazu sind sie zu zahlreich. So herrschten 
1902/03 die Pocken an 18 Ortschaften von England und Schottland, und in 
Essex kam es zu fast 400 Erkrankungen. Mehrfach findet sich aus Anlaß 
der Epidemien der Hinweis auf Deutschland und dessen Freiheit von Pocken¬ 
epidemien und auf dessen geringe Kosten der allgemeinen Impfung. Und 
als Gegensatz dazu die hohen Kosten der Impfung in England, und dazu 
noch die für die Pockenspitäler. Ferner kommt es mehrfach während der 
Pockenausbrüche zu Impfpaniken. Von den Gegnern wird diese Tatsache zu 
gern verschwiegen oder direkt als Märchen bezeichnet. Deshalb sei hier be¬ 
sonders darauf hingewiesen. 

Das vom Local Government Board, also von der obersten Gesundheits¬ 
behörde, herausgegebene Zirkular vom 17. Januar 1902 weist hin auf den 
Andrang des Publikums zur Impfung aus Anlaß von deren epidemischem 
Auftreten. Es besteht infolgedessen Mangel an Lymphe und die Impfärzte 
erhalten eine Anweisung über das Vorhandensein von neuer Lymphe und 
deren Anwendung 1 ). An einer anderen Stelle 8 ) wird berichtet, daß die 
Bevölkerung durch die an vielen Orten erfolgten Pockenausbrüche sehr be¬ 
unruhigt ist. Erst der Erfolg der behördlichen Maßregeln von Schutzimpfung 
und Isolierung hat ihr das Vertrauen zu den Behörden wiedergegeben. Der 
offizielle Gesundheitsbericht des Local Government Board für 1909 sagt 8 ): 

l ) Brit. med. Joum. 1902, I, 8. 229. 

*) Ebenda 1903, II, 8.57. 

a ) Lancet 1910, I, 8. 1020. 
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„Das rapide Anwachsen der Zahl der ungeimpften Kinder macht es wahr¬ 
scheinlich, daß bei einem Wiederausbruch der Pocken in epidemischer Form 
das Platz greifen wird, was man als „panic vaccination u , Impfpanik, beschrieben 
hat; das heißt, die öffentlichen Impfärzte werden von allen möglichen Leuten 
bestürmt, die geimpft sein wollen, um gegen die Seuche geschützt zu sein. 
Die Folge ist, daß der Lymphvorrat durchaus unzureichend ist, die Forderung 
zu erfüllen.“ Der Bericht fordert deshalb die Einrichtung von Impf¬ 
laboratorien. 

Trotz der hohen Kosten der Allgemeinimpfung waren in England immer 
noch besondere Pockenspitäler erforderlich, eine Einrichtung, die Deutschland 
nicht mehr nötig hat. Ihre Unterhaltung hat enorme Kosten verursacht, 
besonders natürlich zu Epidemiezeiten. Aus den vielen Zahlen nur ein Bei¬ 
spiel. Auf eine Anfrage im Parlament über die Unkosten der Pocken ant¬ 
wortete der Regierungs Vertreter: Trotzdem 1903 keine eigentliche Epidemie 
bestand, betrugen in London die Kosten 13 238 £ und die Gesamtunkosten in 
England 492 000 £. Kann man es den Impffreunden verdenken, wenn sie 
über solche Summen ungehalten sind? Während der Pockenepidemie in 
London 1901/1902 wurden sogar frühere Kriegsschiffe als Pockenspitäler 
verwandt. 

Veranlaßt durch den Nachlaß der Impfungen infolge der Gewissens¬ 
klausel, durch die Pockenepidemien und die anderen oben geschilderten Un¬ 
zuträglichkeiten, bildete sich 1902 in England eine Reichsimpfliga (the impe¬ 
rial vaccination league). War es doch nach einer Notiz im British medical 
Journal*) in 18 Monaten zu nicht weniger als 480 Einzelausbrüchen von 
Pocken im vereinigten Königreich gekommen! Der Zweck der Liga war 
die Bekämpfung der Pocken, die Lieferung guter Lymphe und die Herbei¬ 
führung eines besseren Impfgesetzes. Sie forderte die Einführung der Wieder¬ 
impfung im schulpflichtigen Alter, den Übergang der Verwaltung des Impf¬ 
wesens von dem Armenpflegewesen auf die Gesundheitsbehörden, die feste 
Anstellung der Impfärzte und Aufsicht des Staates über die privaten Lymph- 
gewinnungsanstalten. Einige Jahre ging so der Kampf zwischen Liga und 
Impfgegnern hin und her, verknüpft mit fast unzählbaren kurzen Anfragen 
im Unterhause, bis er durch das neue Impfgesetz 1907 zugunsten der Impf¬ 
gegner entschieden wurde. 

Dieser Ausgang war vorauszusehen, da der Staatssekretär Bums, der 
Vater des neuen Gesetzes, auf eine Anfrage im Parlament, ob er der Wieder¬ 
einführung der Impfung zustimmen würde, geantwortet hatte 2 ): „Ich bin 
persönlich immer gegen die Impfung gewesen und ich werde mein Bestes tun, 
meine persönlichen Ansichten zur Geltung zu bringen.“ Das British medical 
Journal fragt dazu: Eignet sich solcher Mann für die Stellung des Präsi¬ 
denten des Local Government Board, der obersten Gesundheitsbehörde? 

Das neue Impfgesetz ist am 1. Januar 1908 in Kraft getreten und ent¬ 
hält kurz folgende Bestimmungen 3 ) : 

1. Benachrichtigung von seiten des Impfarztes an den Vater, bevor das 
Kind vier Monate alt ist, wegen Hausbesuch und Impfung. 

1 ) British med. Journ. 1906, I, 8. 1011. 

2 ) Ebenda, S. 36. 

8 ) Ebenda 1908, I, 8.44. 
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2. Abgabe der Erklärung seitens des Vaters über seine Gewissens¬ 
bedenken. 

3. Ärztliches Zeugnis auf Zurückstellung der Impfung wegen des Ge¬ 
sundheitszustandes des Kindes. 

4. Ärztliches Zeugnis auf Zurückstellung wegen Vorhandensein von In¬ 
fektionskrankheiten im Bezirk. 

5. Ärztliches Zeugnis über natürliche Immunität gegen Impfung und 
Pocken (insusceptibility of successful vaccination) oder Überstehen der natür¬ 
lichen Blattern. 

6. Ärztliches Zeugnis über erfolgreiche Impfung. 

Der Passus über die Gewissensklausel lautet im neuen Impfgesetz wört¬ 
lich: „I conscientously believe, that vaccination would be prejudicial to the 
health of the child, and I make this solemn declaration conscientously belie- 
ving the same to the true, and virtue of the provisions of the Statutory 
Declarations Act 1835. Eine Erklärung an amtlicher Stelle und in Zeugen¬ 
gegenwart ist also nicht mehr nötig. Es genügt die Ausfüllung eines vor¬ 
gedruckten Formulares mit dem eben angeführten Wortlaut und die Absendung 
innerhalb sieben Tagen an den Impfbeamten des Distriktes in den ersten drei 
Lebensmonaten des Kindes. Das bedeutet eine Vereinfachung des Verfahrens 
und ein großes Entgegenkommen gegen die Impfgegner. Ein solches geht 
ja aus dem ganzen Gesetz hervor, wie auch das ärztliche Zeugnis über die 
insusceptibility of succesful vaccination beweist. Diese natürliche Immunität 
gegen Impfung und Pocken wird von verschiedenen Seiten mit Recht stark 
angezweifelt und als extrem selten hingestellt 1 ). Herr Professor Voigt hatte 
die Güte mir mitzuteilen, daß die natürliche Immunität wirklich äußerst selten 
ist, falls wirksamer Impfstoff verwendet wird. Nur Kinder während der 
Schwangerschaft geimpfter Mütter besitzen eine für wenige Wochen bemerk¬ 
bare Unempfänglichkeit gegen die Wirkung der Vaccine. 

Konnte schon unter dem Gesetz von 1898 von einer Durchführung der 
Impfung keine Rede mehr sein, so ist gegenwärtig die Schutzimpfung über- 
überhaupt zur Farce geworden. Wiederimpfung existiert so wie so fast 
nicht mehr und die Folge des neuen Impfgesetzes ist eine enorme Zunahme 
der Impfbefreiungen. Sie steigen nach den offiziellen Zahlen (siehe die 
Tabelle oben) von 76 709 im Jahre 1907 auf 160350 im Jahre 1908, 1909 
auf 190 690 und 1910 auf 230 947 Befreiungen. In Schottland fanden 1907 
5,6 Proz. Befreiungen statt. Sie stiegen 1908 auf 12,1 Proz., 1909 auf 
17,7 Proz., 1910 auf 21,7 Proz. 2 3 ). In Tynemouth hatte die Höhe der Er¬ 
klärungen auf Grund der Gewissensklausel 190£ bereits 36,2 Proz. erreicht. 
In Barnstaple erklärte der Clerk: In Barnstaple ist die Impfung praktisch 
ein toter Buchstabe, es ist eine ungeimpfte Stadt. Und ähnlich sieht es in 
ganz Westengland aus. P. H. Milne 8 ) sagte als Referent in einer Ver¬ 
sammlung der Gesundheitsbehörden in Shepton Mailet (Somerset): „Die Ab¬ 
nahme der Impfungen in Westengland ist beunruhigend“ und weiter: „If an 
epidemic of small pox occurred now, God help us.“ 

l ) British med. Journ. 1908, I, 8.462. 

*) Lancet 1912, I, 8. 1577. 

3 ) Ebenda. 
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Diese Abnahme der Impfungen und das rapide Ansteigen der Befreiungen 
ist nur zu leicht zu erklären. Braucht doch nach dem neuen Impfgesetz der 
Antragsteller, wie gesagt, nicht mehr vor Gericht zu erscheinen. 

Die Kosten der Impfung sind etwas geringer geworden. Fragt sich 
nur, ob dieser geringe Vorteil nicht über kurz oder lang durch die Folgen 
der verminderten, ja stellenweise geradezu aufgehobenen Durchimpfung in 
recht teurer Weise wieder wett gemacht wird. Tatsächlich ist es in den 
letzten Jahren zu Massenepidemien nicht gekommen, sondern nur zu spora¬ 
dischen Fällen, Staatssekretär Bums erklärte am 25. Mai 1907 im Parla¬ 
ment, daß 1906 in England und Wales nur 21 Pockentodesfälle vorgekominen 
seien, in London keine. Der amtliche Bericht sagt, daß England 1907 
„practically free tf von Pocken gewesen sei. 

Herr Wegener hat auch uns seinerzeit die impf gegnerische Drucksache 
aus „Der Mensch“ zugesandt. Ihm hat inzwischen Roesle-Dresden auf seine 
mancherlei Angriffe geantwortet 1 ). Wegener weist darin an einer Stelle 
auf die geringe Anzahl der Todesfälle an Pocken in den letzten Jahren hin, 
trotz Bestehens der Gewissensklausel, im Gegensatz zu dem besser durch¬ 
impften Italien und fragt, warum man nicht solche Statistiken veröffentliche. 
Der Grund dafür ist ganz einfach der, weil sie nur beweist, daß es durch 
ganz besondere Aufmerksamkeit gelungen ist, die Pockenfälle sofort zu er¬ 
kennen und zu isolieren, so daß es nicht zur epidemischen Pockenausbreitung 
gekommen ist. Der Zufall hat es gefügt, daß die zugereisten Pockenkranken 
schon schwer erkrankt angekommen und deshalb sofort isoliert worden sind. 
Ihre Ankunft ist zufällig nicht in das 12 tägige Inkubationsstadium gefallen, 
wo sie sich in der Stadt aufgehalten, eventuell erkrankt verborgen gehalten 
und so infizierend gewirkt haben. Die pockenfreien Zeiten sind also lediglich 
dem Zufall zuzuschreiben. Derartige Perioden hat England schon öfters 
gehabt. Den Jahren 1884 und 1885 mit je über 6000 Pockentodesfällen 
folgten sechs Jahre mit nur je 99, 56, 63, 5, 22 und 63 Sterbefällen an 
Pocken. Sehr wahrscheinlich ist, daß die Massenimpfungen in Pockenzeiten 
schützend gewirkt haben. Zu schweren Epidemien kam es dann 1891 92, 
1895/96 in Gloucester mit 434 Todesfällen, 1898 in Middlesborough, 1901 
bis 1903 in London usw. Wir haben also mit einem zyklischen Auftreten 
der Pocken zu rechnen. Auch ihr Verlauf ist — ebenso wie bei anderen 
Infektionskrankheiten — nicht immer gleich schwer. Durch eine weitere pein¬ 
liche Ausübung der Schiffskontrolle und strenge Handhabung der Quarantäne¬ 
vorschriften kann unter Umständen der gegenwärtige günstige Zustand eine 
Zeitlang erhalten bleiben. Sicher damit zu rechnen ist aber durchaus nicht. 

Andererseits ist aber <fürch die Gewissensklausel und die Zunahme der 
Ungeimpften die Gefahr der Weiter Verbreitung bei der Pocken einschleppung 
viel größer geworden. Ungezählte loci minoris resistentiae haben sich ge¬ 
bildet. Es kann leicht einmal zum Übersehen eines Pockenfalles kommen, 
der sich ohne eigentliche Eirankheitssymptome noch im Inkubationsstadium 
befindet. 1884 und bei den späteren Ausbrüchen konnte man ebensogut, 
ja vielleicht noch besser als jetzt, die Pockendiagnose stellen und doch ist es 


A ) Roesle, Medikasterei. Korrespondenzbl. d. ärztl. Kreis- u. Bezirksvereine 
im Königr. Sachsen Nr. 11, 1913. 
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za den erwähnten Ausbrüchen gekommen. Die Gefahr ist bei einer un¬ 
erkannten Einschleppung für England jetzt zweifellos noch größer als früher. 

Wenn von den Impfgegnern auf Grund ihrer Statistik gefolgert wird: 
„ Trotz Gewissensklausel herrschen gegenwärtig die Pocken in England nicht, 
also ist die Impfung überflüssig“, so ist diese Folgerung falsch. Von dieser 
Maßnahme kann man nicht sagen post hoc, ergo propter hoc. Das wäre 
ganz verkehrt. Was hier hauptsächlich in Betracht kommt, das ist Englands 
insulare Lage. Seequarantäne läßt sich in ganz anderer Weise überwachen 
als Eisenbahnverkehr. Das liegt klar auf der Hand. Drei Jahre bin ich selbst 
Quarantänearzt gewesen und spreche aus eigener Erfahrung. Eine Insel läßt 
sich ganz absperren, das Festland nicht, da die Unterbindung jeglichen Ver¬ 
kehrs auf die Dauer unmöglich ist. 

In England sehen die Behörden, die Schulen und teilweise auch die 
Bevölkerung selbst künftigen Pockenepidemien mit Sorgen entgegen. Man 
sucht in Schriften wieder für den Nutzen der Impfung Propaganda zu machen. 
Über die Forderung der Vermehrung der Impfanstalten und deren Begründung 
ist bereits oben bei der Impfpanik gesprochen worden. Die Schule trifft Vor¬ 
kehrungen durch die Bestimmung, daß innerhalb von 24 Stunden nach einem 
Pockenfall der Lehrer und seine Familie geimpft werden soll. Als im Unter¬ 
haus auf die Abnahme der Impfungen hingewiesen wird und Herr Bums, 
die Gefahr verachtend, erklärt, daß London 1908 frei von Pocken gewesen 
ist, antwortete ihm ein Zuruf: ein glücklicher Zufall! Die Anfrage am 
27. Februar 1911, ob seit Einführung des Impfgesetzes unter den ungeimpften 
Kindern Pockenfälle vorgekommen sind, muß Burns bejahen. Über 80 
Armenverwaltungen haben sich 1 ), wie Burns auf eine Anfrage berichtet, an 
ihn gewandt, bzw. ihm eine Resolution zugesandt, bei der zunehmenden 
Neigung zur Anwendung der Gewissensklausel Schritte zur Abwehr von 
Pockengefahr zu ergreifen. Burns, der Impfgegner, hält allerdings Schritte 
noch nicht für notwendig! In Dublin ist man durch die verschiedenen 
kleineren Pockenausbrüche in England 1911 ängstlich geworden und hat 
Varicellen meldepflichtig gemacht. In Bristol kam es 1909 infolge mehrerer 
Pockenfälle zu einer Zunahme der Impfungen. 

Die Lebensversicherungen, die bekanntlich ein sehr feines Gefühl für 
drohende Gefahren haben, nehmen insofern Rücksicht auf die Erhöhung der 
Pockengefahr, als sie Versicherungen bei Fehlen der Impfung nur unter Er¬ 
höhung der Prämie abschließen. Andere Verträge schließen Ungeimpfte aus 
oder bedingen einen Ausschluß der Auszahlung der Versicherungssumme bei 
Pockentod. Auf die Bedeutung dieser Maßnahmen der Versicherungsgesell¬ 
schaften braucht wohl nicht besonders hingewiesen zu werden. Sie sprechen 
für sich. 

Sind die Erfahrungen in England dazu angetan, eine Einführung der 
Gewissensklausel auch in Deutschland zu befürworten? Ich denke, die Un¬ 
vollkommenheiten, Unzuträglichkeiten mancher Art und vor allem die enorme 
Pockengefahr werden wohl manchen Schwärmer in Deutschland abschrecken. 
Meiner Meinung nach würde die Zulässigkeit der Gewissensklausel in Deutsch¬ 
land ein nationales Unglück sein. Man hat gemeint, sie bedingungsweise 


*) Lancet 1912, I, 8. 904. 
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für Deutschland zulassen zu können, nämlich wenn sie erstens Jahr für Jahr, 
bis zum 30. April (vor Beginn der Impfsaison, vielleicht im Laufe des Monats 
Januar) wiederholt werden müßte, und zweitens, wenn sie hinfällig würde 
bei jedem Ausbruch der Pocken und der dann anzuordnenden Durchimpfung 
der Gefährdeten. 

Ich kann auch diesen Bedingungen nicht zustimmen, da ich in ihnen 
nur eine Durchbrechung unseres bewährten Impfgesetzes sehe. Wir können 
uns das bei unserer geographischen Lage, als Nachbarn von Ländern ohne 
Impfzwang meines ErachtenB nicht gestatten. Unsere Lage in Mitteleuropa 
zwingt uns zur Aufrechterhaltung eines starken Heeres ebenso wie zur 
strengen Durchführung der Zwangsimpfung. Kein politisch denkender Mensch 
wird eine einseitige Abrüstung für möglich halten, ohne den abrüstenden 
Staat aufs schlimmste zu gefährden. Dieselbe Gefahr droht Deutschland bei 
praktischer Aufhebung der Zwangsimpfung durch Einführung der Gewissens¬ 
klausel. Bei dem alljährlichen Eintreffen der schlecht geimpften, infektions¬ 
verdächtigen landwirtschaftlichen Saisonarbeiter würde es ohne Frage all¬ 
jährlich zu ernsteren Pockenausbrüchen kommen. Wer die Verantwortung 
für die gesundheitlichen und wirtschaftlichen Schädigungen durch Pocken¬ 
epidemien übernehmen will, der mag die Zulassung der Gewissensklausel in 
Deutschland vertreten. 

Auf die in über hundertjähriger Erfahrung vielmillionenfach bewiesenen 
glänzenden Erfolge der Schutzimpfung will ich nicht eingehen. Die Impf¬ 
gegner würde ich doch nicht überzeugen, weil sie nicht überzeugt sein wollen. 
Sie vergessen bei Anführung der Gewissensklausel stets Englands insulare 
Lage und argumentieren: wenn England die Klausel hat, dann müssen wir 
sie auch haben. Dabei muß ich immer an die Flottendebatten der 90 er Jahre 
denken und an die sozialdemokratische Begründung der Flottenablehnung: 
die Schweiz hat keine Flotte, also brauchen wir auch keine. Ebenso lächer¬ 
lich wie jene Begründung ist auch die Forderung der Gewissensklausel für 
Deutschland. Ich bezweifle, daß nach der nächsten englischen Pockenepidemie 
die Impfgegner immer noch ihre Forderung aufrecht erhalten. Der 39. deutsche 
Ärztetag in Elberfeld hat sich einstimmig für Beibehaltung des bewährten 
Impfgesetzes vom 8. April 1874 ausgesprochen. Der Reichstag wird dieser 
einmütigen Resolution von 26 000 Sachverständigen hoffentlich mehr Gewicht 
beilegen, als den Treibereien der Impfgegner und die Einführung der Ge¬ 
wissensklausel ablehnen. 
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Die sozialhygienischen Zustände 
in Deutschland nach amtlichen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1912. 

Von Dr. med. Alfons Fisoher, Karlsruhe i. B. 


- (Schluß.) 

Wenden wir uns jetzt der großen Altersklasse der Erwachsenen zu- 
Hier muß nun eine Differenzierung nach dem Beruf erfolgen. Den Sozial¬ 
hygieniker interessiert naturgemäß die umfangreichste der Berufsklassen, 
die Lohnarbeiterschaft, am meisten. Dieser Schicht haben wir in den 
früheren Abhandlungen jeweils einen breiten Raum gewidmet. Auch unter 
den amtlichen Publikationen des Jahres 1912 liegen manche interessante 
Mitteilungen über die Gesundheitsverhältnisse der Arbeiter vor; es sei hier 
nur auf die wertvollen Darlegungen der Gewerbeaufsichtsbeamten 60 ) über die 
hygienischen Zustände bei den Zementarbeitern*) und namentlich auf die 
betreffenden Ausführungen des bayerischen Landesgewerbearztes Kölsch 61 ) 
hingewiesen. Allein, im Hinblick auf den uns zur Verfügung stehenden Raum 
wollen wir diesmal unsere Darlegungen nur einer Berufsklasse, den Beamten, 
unter Hintansetzung aller anderen Erwerbsarten, widmen. 

Die Beamten stellen gegenüber den Arbeitern, den Handelsangestellten 
und anderen freien Berufsarten insofern eine einheitliche soziale Schicht dar, 
als es sich bei ihnen um eine Personengruppe handelt, die eine vorzugsweise 
geistige Beschäftigung hat, deren Arbeitszeit im allgemeinen enger begrenzt 
ist als die anderer Erwerbszweige, und die auf ein sicheres und, wenn viel¬ 
fach auch nicht hohes, so doch ansehnliches Einkommen rechnen können; in 
hygienischer Hinsicht sind sie als eine „ausgelesene“ Gruppe zu betrachten, 
da ihrer Anstellung eine ärztliche Untersuchung vorausgeht. Obwohl mithin 
das gesamte Milieu, in dem die Beamten leben, mancherlei Vorzüge aufweist, 
so ist ihre Berufstätigkeit dennoch keineswegs frei von Gesundheitsschädi¬ 
gungen. 

Wenn nun aber auch die Beamtenschaft gegenüber den anderen Erwerbs¬ 
arten eine gewisse Einheitlichkeit darbietet, so muß doch betont werden, daß 
innerhalb dieser Berufsschicht sich zwischen den einzelnen Beamtengruppen 
große Verschiedenheiten hinsichtlich der Berufsarbeit und der sozialen Lage 
zeigen. Aus den amtlichen Publikationen, die uns über die Krankheits- und 
Sterblichkeitsverhältnisse der verschiedenen Beamtenkategorien unterrichten, 
ersehen wir den Einfluß jener Faktoren; gerade dadurch wohnt diesen Ver¬ 
öffentlichungen ein besonderer Wert inne, der überdies noch zunimmt, wenn 
man die Mitteilungen über die hygienischen Zustände der Beamten mit dem 
entsprechenden Material, das sich auf die allgemeine Lohnarbeiterschaft 
erstreckt, vergleicht. 

*) Anmerkung bei der Korrektur: Vgl. die Abhandlung von Schultze 
in dieser Zeitschrift 1913, Heft 2. 
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Betrachten wir zunächst die Angaben über die Postbeamten des 
Deutschen Reiches; wir müssen hierbei allerdings eine Publikation 5S ) aus dem 
Jahre 1911 benutzen, da eine neuere Veröffentlichung nicht vorliegt. 


Tabelle 30. Zahl der Krankheitsfälle*), Krankheitstage und Sterbefälle 
der deutschen Postbeamten. 


Beamten- 

und l 

! 

Unterbearatenklassen 

Zahl der 
Beamten 
und Unter¬ 
beamten 
i einßchl. der 

I Stell- 1 
Vertreter 
' Ende 1910 

i 

i 

! 

Es kommen 


auf 1000 

'Beamte usw. 

Krankheita- 
i fälle 

i auf einen 
i Krank- 
beitsfall 
Krank- 
j heitstage 

I auf einen 
Beamten 

usw. 

1 Krank¬ 
heitstage 

auf 1000 
! Beamte 

1 usw. 
Sterbe¬ 
fälle 

A. Beamte. 

1. Vorsteher von Ämtern I und 
El, Vize-Direktoren, Orts-Auf¬ 
sichtsbeamte und Stellenvor¬ 
steher (Obersekretäre usw.) . 

i 

4 408 

375,2 

i 

i 

56,5 

21,2 

14,5 

2. Sonstige männl. Postbetriebs¬ 
beamte . 

46 149 

426,1 

35,8 

15,2 

*,* 

3. Sonstige männl. Telegraphen- 
u. Femsprechbetriebsbeamte 

10 981 

656,6 

31,1 

20,4 

5,0 

4. Post- und Telegraphengehil- 
finnen . 

19 407 

594,1 

i 29,8 

17,7 

1 

2,3 

Zusammen . . . 

80 945 

494,9 

| 34,1 

16,9 

4,6 

B. Unterbeamte. 

5. Unterbeamte im Post-, Tele¬ 
graphen - und Fernsprech¬ 
dienst (ohne Nr. 6) . . . . 

! 

■ l 

93 551 

617,4 

! 32,4 

20,0 

4,4 

6. Landbriefträger und Post- J 
botm im Landbestelldienst . ' 

i 

i 

29 703 

373,1 

1 

' 26,7 

10,0 

3,6 

Zusammen . . . 

123 254 

558,5 

31,5 

17,6 

4,2 

Im ganzen (A. und B.) . . 

204 199 

533,3 

32,5 

17,3 

4,4 

Nachrichtlich zu A. 4: i 

a) Etatsmäßig angestellte Post- 
und Telegraphengehilfinnen 

1 5 436 

1125,6 

34,0 

38,2 

3,7 

b) Nichtetatsmäßig angestellte 1 

Post- und Telegraphengehil¬ 
finnen . !i 13 971 

387,3 

25,2 

9,7 

1,8 


*) Jede Erkrankung — auch wenn ein Beamter usw. au demselben Leiden 
mehrmals erkrankte — ist als ein besonderer Fall gezählt. 


Aus der Tabelle 30 ersehen wir, daß die Unterbeamten insgesamt größere 
Morbiditätszahlen darbieten als die höheren und mittleren Beamten, und daß 
letztere wiederum häufiger erkranken als die oberen Beamten. Daß die 
höheren Beamten größere Mortalitätsziffern aufweisen, wird offenbar durch 
den Altersaufbau bedingt. Am ungünstigsten stehen hinsichtlich der Krankheits¬ 
fälligkeit die etatsmäßig angestellten Beamtinnen da, im Gegensatz zu ihren 
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t iefen milUVreti Beamten verhältnismäßig hohe Zahlv*i 'darbietea; änderet - 
•seit# scheinen die »: wenn ■ om* eiiumU etiUsmäßig angejäieiii sind* 

.7/arEfÄiikmeldung temhtar geneigt’iti so Wal* vor ihrer deiuiitived Är^lsUung. 
.Beadhions wert'kt, wie IdMtvdie BjraakbeifmSer bei d«frtäö4br*>iirX^*rn ist; 
hier bandeit efi fckli wohl zumeist um besond&rskräftige, ■vielfach nouhjngen(1~ 
i(c)*e Eiemedtef 

Di* Tabelle 31 lehrt, daß die Ür?terhe&mteü häufiger m InfektioD^krahbv. 
heilen (Influenza*), besondere auch *n Tuberkulös m#w»6 m den Krankheiten 
der B^weguugsorifärie uiid aö VarietÄungeii jp|||^p.^ö J -ä4t.Jlid aaderenBeataien. 


Systems, 

Schließlich entnahmen wir dpr Tübeile 3 ä (& 557 )' d#ß sowohl die manu- 
liehen wie die w«il>)iebaii Bbaudou der Pust — von Hehiügbsigkeitöa abgesehen 
— bei allen TmJjRssirsuchen erimblirh günstigere Ziff 6 m »ufWöisejü als die 
allgemeine Bev$fcer nxig-H^r gleicbeu A{ter$klas 8 eii in Preußd# 

über dk /^aiut&reo. •Veirhaitmsse -der. •Eieenbuhnbeamieh liege#;Wwar 
keine j$k Angaben fäi t W-toW 'iSpffc yeföffwtlichea 

die eiuzekmu großen ßütidesstaateii entsprer.heitde Mi heil ungen. fni all- 
^^OA^Aiien sind diese Publikationen jedoch fVrr «lt«w -Zyratk nieiii oingehend 
ge<mag, Da.H brauchbarste Material Ns ) ö^tseraidij’ektKm der !/.adi> 

«ch^ö EiöeöbahneD t dem wir die in an^emt Tebelbii vJ3 5 34 und etik 
baltödfh Elfern entnehmen. 4 ' V^,*' '> - * 

2 ü den: Tabellen 33 bis ..36 ist zu bemerk«*., da# zu Ami der Kranken-*• 
V^icbclrc[ng Ämter liegenden EisenbAbnpersonä} das niedere, ^hlechtor beaol*. 

’.rta 'aoä&ijki^ber: Hkistcht von der L<*biiÄrbeiter8cb&ff» aus 

der hervorgungi kaum unterscheidet» Während diejenigen, <iie v^rsiclmrungs- 
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frei, aber zu r fmien ärztlichen ßeiiaüdhm^ berachtigi ^ind, den besser 
sL^uerteti Beamten gerechnet, werden müssen. Gerade die Gegen über Stellung 
dieser beiden Spliiddeu , woüu nur da9 badisefia lUateriftl die Mdgiidikeit 
bietet,. ist für deü SuzUfliygieniker interessant 

Veryleicbeo wir di* letzte Spalte (A bis ft> der Tabelle 33 a|it der ent> 
spis?»etißnd^ö Sy^tte der Tabelle H t $o ergifei Uch, d&ß 

(i ugti .n sfci ger* . -Xifferu auf weisen wfe die -besser b^äoldüteu Beamtem Ferner 
»lebt mau. daß. in beiden TabaÜ&fiL die fciaselueu Kategorien jeweils große 
Unteredsiede ü«erbieten; das auf den Lokmuüiteeü l» 0 ücb?iltigte Ferscmal {C der 
Tabelle 33 und D d»r Tabelle 34) zeigt 4*0 höeWen Jvmikheitsa&hlaftji dann 
bdireu >Ji* Arbeiter i A &}. rfte Beamten, di* Vorzug vv-rm im' Ftetett (B der 
Tabelle 33) tätig nnd auegeaetat sind, 

und cUs der flßaWÖe 3©« w*,it .gft^tjget atebt daa 

Personal da,, das i<?i ßure&ty -b^iuJb^ftrgt.'iü,. zwar zeigen^^^ bterbev wieder dt« 
Besaersitakrien aiß^ V\^n^i;enlwx gegönObpr d^u Krauk/?okasöenia\tgUeclern. 

Der Tabelle o4 tu eh men svir v daß die KftvsenmitgtiedQr seltekior alu 
J nfltienza, Gicht und iGieumrdismay erkranken alsAlle■^äreiab^ruugsf.reißn.; 
die Ür**ttcbe hierfür durfte wohl in der; größeren •ßmpBwdlißfa’keit; jeisrfeereiiv 
die zur Krankmeldung leichter geoeigi aiad, su su«iWu äawiv Bemerkenswert 
ist auch das häuxigeVe' Vorfeö’oatoen von N«r>:enkrankheiten bei den Besser- 
he3oldeten t vfa» offenbar mit ihrer, die geistige Kraft «t^irker Varbrwucheiirfeö 
Tht%ka'it «usamtoenhängt. Dagegen zeigen Versicherungspfliciiügeu weit 
höhere .Tuhwkidose,. den KirÄfikhwitett : ;'.där .äußeren'- Bedeckungen 

um} ijÄmentltch Wi d-en Vnrlettongem ; / . J \{<$' *. ., 

Ho steht uiftn, daß sowohl 1 «fl den: Post-wie bei den. Ei.5erihahubeÄüiteü 


in byg>^W*H^c*: B-inHKdrt. ^[äifwch. UAcbBteben. Auch hier sind ma?*‘c)ierl«ei 
Ve» beßjfcrungeu notwendig, lu) ganze» genommen aber weisen die Beamten 
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Tabelle 83. Krankheitshäufigkeit des der Krankenversicherung 



A 

Station®-, Abfertigung®- und Bureaupersonal 

B 


a 

Im Arbeits¬ 
verhältnis stehende 
Bedienstete 

b 

Im vertragsmäßigen 
Dienstverhältnis 
befindliche, als Beamte 
verwendete Personen 

Zug- und Dampf- 1 

schiff- j 

Begleitung® personal 


Durchsohn. 
Mitgliederstand 4893 

Durchschn. 
Mitgliederstand 402 

Durchsohn. 
Mitgliederstand 743 

jl Krankheita- 

j| fälle | tage 

Krankheits- 

| fälle | tage 

Krankheits¬ 
fälle I tage 

Insgesamt. 

3180 

57 356 

208 

4716 

365 

7 683 

Davon entfallen auf: 
100 Mitglieder. 

64,99 

_ 

51,74 

_ 

49,13 


1 Mitglied. 

— 

11,72 

— 

11,73 

— 

10,34 

1 Krankheitsfall . . . 

— 

18,03 

1 

22,67 

— 

21,05 


Tabelle 34. Krankheitshäufigkeit der zur freien ärztlichen Behandlung 


- •• • 1 ■ ■ ■ 


A | 


B 


Beamte des 

Stations-, Abfertigangs* und 
Bureaudienstes, 

die ausschließlich oder zumeist 
auf dem Bureau beschäftigt 
sind 

Beamte, deren Tätigkeit 
sich mehr im Freien als auf 
dem Bureau abwickelt, und die 
nicht zu einer der unter den 
nachfolgenden Buchstaben 
aufgefllhrten Beamtengruppen 
gehören 


Durchschn. 
Personalstand 2723 

Durchschn. 
Personalsland 1020 


| Krankheits- 

Krankheit«- 


1 fälle 

tage j 

fälle 

tage 

Insgesamt. 

1 101 

24 865 

1 046 

25 844 

Davon entfallen auf: 





100 Beamte . .. 

40,43 

—■ 

64,57 

— 

1 Beamten . 

— 

9,13 

— 

15,95 

1 Krankheitsfall. 

— 

22,58 

— 

24,71 


I 


günstigere Krankheits- und Sterblichkeitsverhältnisse auf als die Lohn¬ 
arbeiter; dies erkennt man deutlich, wenn man unsere, die Beamten betreffen¬ 
den Tabellen mit den entsprechenden Angaben über die Mitglieder der Leip¬ 
ziger Ortskrankenkasse (siehe meine Abhandlung in Bd. 43, S. 569) vergleicht. 

Zum Schlüsse unserer Darlegungen über die hygienischen Zustände bei 
den Beamten seien hier noch einige Mitteilungen über die Lehrer angereiht. 
Angaben, die über die Gesundheitsverhältnisse der Lehrerschaft ganzer 
Staaten Auskunft geben, besitzen wir allerdings nicht. Nur aus einzelnen 
Bezirken liegen Mitteilungen vor. — So wird aus dem Regierungsbezirk 
Düsseldorf 64 ) berichtet, daß dort während der Jahre 1905 bis 1909 wegen 
Tuberkulose 11,8 Proz. der Lehrer und 11,3 Proz. der Lehrerinnen aus dem 
Dienste ausschieden. „Es liegt daher u , so heißt es in der amtlichen Publi¬ 
kation, „kein Grund vor, daß die Tuberkulose im Lehrerstande wesentlich 
höher sei als in anderen Berufen“. — Des weiteren erfährt man, daß während 
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unterliegenden Personals der badischen Eisenbahnen im Jahre 1911. 



c 

Zug- und Dampf- 
schiff- 

Beförderunga personal 

D 

Bahn un terhaltungs- 
und 

Bahn bewachungs¬ 
personal 

E 

W erkstättenpersonal 

A bis E 

lm ganzen 


Durch sehn. 

Durch sehn. 

Durchsohn. 

Durchsohn. 


Mitgliederstand 1144 

Mitgliederstand 6930 

Mitgliederstand 4714 

Mitgliederstaud 17 826 


Krankheit«- 

Krankheits- 

Krankheits- 

Krankheits- 


fälle 

tage 

fälle 

tage 

fälle 

tage 

fälle 

tage 


925 

15 585 

2 992 

60 444 

2 781 

60 733 

10 451 

206 517 


80,86 

_ 

50,46 

_ 

58,99 

_ 

58,63 

— 


— 

13,62 

— 

10,19 

; 

12,88 

— 

11,59 


— 

16,85 


20,20 

— 

21,84 

— 

19,76 


berechtigten Beamten der badischen Eisenbahnen im Jahre 1911. 



( 


] 

D 

E 

A bis E 


Zug- und Dampf- 
sebiff- 

Begleitunggperson&l 

! 

Zug- und Dampf¬ 
schiff- 

Beförderungspersonal 

Bahnuuterhaltungs- 

und 

Bahnbewachungs¬ 

personal 

Im ganzen 


Durch sehn. 
Personalstand 2161 

Durchschn. 
Personalstand 1927 

Durchschn. 
Personalstand 226C 

Durchschn. 
Personalstand 10 697 


Krankheits- 

Krankheits- 

Krankheits- 

Krankheits- 


Alle 

tage 

AU. | 

tage | 

| fälle 

tage | 

fälle 

tage 


1 128 

25 859 

1 689 

29 540 

1 039 

22 667 

6 003 

128 781 


52,20 

1 

87,65 

— 

45,85 

— 

56,12 

_ 


— 

11,97 

— 

15,33 

— 

10,00 

— 

12,04 


— 

22,92 

— 

17,47 

— 

21,82 

— 

21,45 


des Jahres 1910 im Regierungsbezirk Oppeln 54 ) alle Lehrer, welche während 
der letzten Jahre an tuberkulöse verdächtigen Lungen- oder Kehlkopfleiden 
erkrankt gewesen waren, von den hiervon benachrichtigten Kreisärzten in 
schonender Weise auf ihren Gesundheitszustand beobachtet wurden. Von 
den etwa 5500 Lehrern des Bezirks Oppeln wurden 178 als suspekt bezeichnet. 
Die genauere Untersuchung ergab bei 49 dieser tuberkuloseverdächtigen 
Lehrer geschlossene oder offene Tuberkulose; von ihnen starben im Laufe 
des Jahres 1910 vier, sieben wurden pensioniert. Die an offener Tuberkulose 
Leidenden wurden, wie es in der amtlichen Publikation heißt, für längere Zeit 
beurlaubt und mußten vor ihrem Wiedereintritt den Nachweis erbringen, daß 
sie mit ihrem Auswurf keine Tuberkelbazillen ausstreuen. Die im Dienste 
befindlichen tuberkulösen Lehrer standen dauernd unter Kontrolle des Kreis¬ 
arztes, der in Abständen von zwei bis drei Monaten über ihren Zustand der 
Regierung zu berichten hatte. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. gg 
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Tabelle 35. Krankheitsstatistik 



Krank¬ 
heitsfälle 
auf 100 
Mitglieder 

Der Krankenversicherung 

Es entfallen . 

Krankheitstage j 

auf 1 
Mitglied 

auf 1 Krank- 1 
hei Ufa 11 

I. Allgemeine und Blutkrankheiten: 




a) Influenza. 

6,86 

0,84 

12,21 

b) Gioht und Rheumatismus jeder Art. 

7,06 

1,23 

17,47 

c) Karzinome und andere bösartige Neubildungen 

0,04 

0,03 

66,00 | 

d) Alle übrigen Krankheiten. 

0,80 

0,21 

26,13 

Zusammen . . . 

14,76 

2,31 

15,62 

II. Krankheiten des Nervensystems: 




a) Geisteskrankheit. 

0,04 

0,09 

221,29 

b) Ischias, Neuralgie, Neurasthenie und Neurose . 

1,51 

0,37 

24,51 

c) Alle übrigen Krankheiten. 

0,35 

0,20 

58,74 

Zusammen . . . 

1,90 

0,66 

34,83 

III. Krankheiten der Augen. 

0,84 

0,14 

17,26 

IV. Krankheiten der Ohren. 

0,46 

0,13 

27,51 i 

V. Krankheiten der Atmungsorgane: 



1 

a) Lungentuberkulose. 

0,49 

0,65 

133,46 

b) Asthma, Emphysem, Bronchitis, Bronchial-, 




Brust- und Lungenkatarrh, Lungen- und 



I 

Rippenfellentzündung. 

6,20 

1,80 

29,07 

c) Alle übrigen Krankheiten. 

0,66 

■ 

0,11 

16,35 

Zusammen . . . 

7,35 ! 

2,56 

34,86 

VI. Krankheiten der Kreislauf Organe. 

1,12 j 

0,51 

48,88 

VII. Krankheiten der Verdauungsorgane: 




a) Magen- und Darmkatarrh. 

7,41 

0,95 

12,78 

b) Alle übrigen Krankheiten. 

6,00 

0,97 

16,23 

Zusammen . . . 

13,41 j 

1,92 

14,32 

VIII. Krankheiten der Ham- und Geschlechtsorgane: 

j 

| 

i 

1 

a) Gonorrhöe, Schanker und Syphilis. 

0,03 

0,02 

61,00 

b) Alle übrigen Krankheiten. 

0,53 ( 

0,20 

38,49 

Zusammen . . . 

0,56 

0,22 

39,62 

IX. Krankheiten der äußeren Bedeckungen: 




a) Zellgewebsentzündung, Karbunkel, Furunkel 




und sonstige Geschwüre. 

3,37 

0,41 

12,06 I 

b) Alle übrigen Krankheiten. 

1,36 

0,20 

14,68 

Zusammen . . . 

4,73 

0,61 

| 12,81 ; 

X. Krankheiten der Bewegungsorgane. 

1,05 

0,20 

19,35 : 

XI. Anderweitige Krankheiten u. unbestimmte Diagnosen 

0,42 

0,08 

19,36 

XII. Verletzungen: 




a) Betriebsunfälle. 

9,85 

1,87 

18,97 

b) Sonstige. 

2,18 

0,37 

16,86 j 

Zusammen . . . 

12,03 | 

2,24 

| 18,59 


_ | 

__ 1 

1 _ 
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nach Krankheitsarten. 


unterliegendes 

Personal 

Zur freien ärztlichen Behandlung berechtigte Beamte 


Sterbefälle 

Es entfallen 

Sterbefalle 

im 

ganzen 

auf 1000 
Mitglieder 

KrankeitsfäDe 

auf 

100 Beamte 

Krankheitstage 

im 

ganzen 

auf 1000 

Beamte 

auf 1 

Beamten 

auf 1 Krank¬ 
heitsfall 




7,44 

1,04 

13,93 

4 



2 

— 

9,13 

1,91 

20,95 

2 

— 


3 

— 

0,03 

0,01 

51,67 

— 

— 


6 

— 

1,12 

0,32 

28,18 

4 

— 


11 

— 

17,72 

3,28 

18,51 

10 

— 


— 

_ 

0,04 

0,03 

91,00 

_ 

_ 


— 

— 

2,89 

0,86 

29,78 

— 

— 


1 

— 

0,97 

0,37 

37,63 

6 

— 


1 

— 

3,90 

1,26 

32,33 

6 

— 


— 

— 

0,81 

0,16 

19,80 

— 

— 


1 

— 

0,35 

0,09 

26,41 

— 

— 


25 

— 

0,06 

0,12 

187,00 

4 

— 


15 


6,04 

1,69 

27,97 

8 

_ 


1 

— 

0,86 

0,14 

16,35 

— 

— 


31 

— 

6,96 

1,95 

28,03 

12 

— 


25 

— 

1,01 

0,51 

50,65 

13 

— 


3 

_ 

7,60 

1,06 

14,01 

4 

— 


16 

— 

6,54 

1,15 

17,68 

8 

— 


19 

— 

14,14 

2,22 

15,71 

12 

— 


3 

_ 

■91 

0,18 

36,07 

2 

— 


3 

— 


0,18 

36,07 

2 

— 



_ 


0,37 

15,71 




— 



0,19 

17,43 

1 

— 


— 



0,56 

16,25 

1 

— 


— 

— 

1,10 

0,34 

30,87 

— 

— 


1 

— 

0,58 

0,14 

24,56 

1 

— 


9 

— 

3,90 

1,03 

26,29 

2 

— 


6 

— 

1,71 

0,31 

18,38 

— 

— 


15 

— 

5,61 

1,34 

23,88 

2 

— 


107 

6,00 

— 

— 

1 - 

59 

5,52 


36* 
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IIL Beziehungen einzelner Krankheitsarten zu den sozialen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen. 

Mit vollem Recht hat Grotjahn 66 ) betont, daß die Tragweite einer 
Krankheitsart vom sozialen Standpunkte aus in erster Linie durch ihre 
Häufigkeit bestimmt wird. Es gibt ja kaum eine Erkrankung, bei deren 
Entstehung und Verlauf die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse des 
Patienten nicht irgend eine Rolle spielen. Es wäre unmöglich hier alle 
Krankheitsarten zu berücksichtigen; wir wollen vielmehr lediglich diejenigen 
Affektionen an dieser Stelle in den Kreis der Erörterung ziehen, die für den 
Sozialhygieniker von besonderem Interesse sind; dies sind aber eben nur 
solche Leiden, die in (mehr oder weniger) häufigen Fällen in die Erscheinung 
treten. Wir werden daher zunächst untersuchen müssen, um welche Krank¬ 
heitsarten es sich hierbei handelt. 

Schon in meinen früheren Abhandlungen habe ich Übersichten geboten, 
aus denen man ein Bild von der Häufigkeit einzelner Krankheitsarten ge¬ 
winnt (vgl. Bd. 42, S. 423, sowie Bd. 44, S. 379 und 386). Allein, jene An¬ 
gaben stützten sich auf die Todesursachenstatistik. Biese aber ist eine 
recht zweifelhafte Unterlage. Denn, wie ich bereits früher dar gelegt habe 
(vgl. Bd.42, S.468ff.), gibt es zahlreiche Krankheitsfälle, in denen, selbst 
wenn sie mit dem Tode geendet haben, kein Arzt zu Rate gezogen wurde; 
wie unzuverlässig dadurch die Todesursachenstatistik wird, ist ohne weiteres 
zu erkennen. 

An dieser Stelle sollen zunächst noch in Ergänzung früherer Darlegungen 
(Bd. 42, S. 468 ff.) einige Angaben darüber, wie viele unter den Gestorbenen 
in Bayern 66 ) ärztlich behandelt waren, angereiht werden. 


Tabelle 36. Ärztlich Behandelte in Bayern. 




Von 

je 100 Gestorbenen waren ärztlich behandelt 

Regierungsbezirke 

1910 

1909 

1908 


im Durchschnitt von 



1901-1907 

1891-1900 

1881-1890 

1876-1880 

Oberbayern . . . 

82,8 

83,0 

83,1 

79,6 

74,4 

67,9 

65,0 

Niederbayem. . . 

54,1 

53,4 

52,7 

49,4 

48,9 

39,3 

36,2 

Pfalz ...... 

74,5 

74,2 

72,3 

71,6 

67,4 

63,3 

56,6 

Oberpfalz .... 

53,2 

52,5 

52,1 

48,4 

41,0 

35,1 

32,5 

Oberfranken . . . 

63,9 

62,2 

62,3 

60,9 

54,8 

46,0 

41,5 

Mittelfranken . . 

72,1 

72,0 

72,0 

68,7 

64,9 

60,2 

59,2 

Unterfranken . . 

74,2 

75,3 

75,4 

73,1 

69,3 

63,6 

60,2 

Schwaben .... 

74,0 

73,2 

73,5 

70,7 

64,5 

59,4 

54,8 

Königreich. . . 

70,0 

69,7 

69,3 

| 66,8 

61,4 

55,6 

52,2 

Gebiet rechts des i 







’ 

Rheins. 

69,4 

69,2 

68,9 

66,0 

60,8 

54,8 

51,7 

Und zwar unmittel- , 
bare Städte . . 1 

89,4 

89,4 

i 82,0 . 

86,2 

84,8 

84,2 

80,8 

Bezirksämter . . . 1 

! 

' 62,4 

61,9 

i 

61,8 

i 

59,0 

1 1 

53,6 i 

47,8 

45,3 
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Die Tabelle 36 lehrt, daß während des letzten Berichtsjahres (in dem 
die Zustände sich gegen früher gebessert haben), im Durchschnitt des ganzen 
Königreichs 70 Proz. der Gestorbenen ärztliche Behandlung genossen haben, 
daß aber von dieser Durchschnittsziffer manche Regierungsbezirke, insbesondere 
Niederbayern und Oberpfalz noch wesentlich nach unten abweichen. Bis zu 
welch geringem Umfange die Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe in manchen 
Orten sinkt, zeigt die Tabelle 37. 

Tabelle 37. Ärztlich Behandelte 
unter den Gestorbenen in einzelnen bayerischen Gemeinden. 

Die Verhältniszahlen innerhalb der Regierungsbezirke 


bewegen sich im Jahre 1910 in 
Oberbayern.... 47,8 Ingolstadt und 85,4 Rosenheim 

Niederbayem . . . 28,0 Viechtach „ 74,1 Vilsbiburg 

Pfalz.60,3 Bt. Ingbert „ 83,8 Dürkheim 

Oberpfalz .... 28,4 Roding „ 69,2 Neustadt a. W.-N. 

Oberfranken . . . 40,9 Btadtsteinach „ 71,7 Wunsiedel 

Mittelfranken. . . 44,1 Eichstätt „ 72,7 Uffenheim 

Unterfranken. . . 55,6 Alzenau n 80,9 Ochsenfurt 

Schwaben .... 54,3 Neuburg a. D. „ 79,2 Augsburg 


Die Verhältniszahlen innerhalb der Regierungsbezirke 


bewegen sich im Jahre 1909 in 
Oberbayem . . . 50,9 Schrobenhausen und 86,2 Aibling 

Niederbayern. . . 28,7 Bogen „ 72,5 Vilsbiburg 

Pfalz.60,7 Germersheim „ 83,9 Ludwigshafena.Rh. 

Oberpfalz .... 28,6 Oberviechtach , 64,5 Tirsohenreuth 

Oberfranken . . . 37,4 Stadtsteinach „ 70,3 Wunsiedel 

Mittelfranken . . 42,4 Eichstätt „ 75,9 Uffenheim 

Unterfranken. . . 57,8 Alzenau „ 81,5 Ochsenfurt 

Schwaben .... 48,4 Neuburg a. D. * 78,6 Augsburg 


Aber selbst die für das ganze Königreich geltenden Durchschnittsziffern 
sind bei einigen Todesursachen sehr klein. So waren von 100 im Jahre 1910 
Gestorbenen an angeborener Lebensschwäche nur 32,8, an Altersschwäche 51,5, 
an Magen- und Darmkatarrh 53,7, an Brechdurchfall 58,5, an Krankheiten 
des Nervensystems (außer Gehirnschlag) 56,8 ärztlich behandelt worden. 

Außer der Todesursachenstatistik kann man zur Beurteilung der Häufig¬ 
keit der einzelnen Krankheitsarten auch die In vali di täte Statistik benutzen; 
eine allgemeine Krankheitsstatistik besitzen wir jedoch nicht. Nur über 
wenige von den Affektionen, die weder zum Tode noch zur Invalidität führen, 
besitzen wir auf Grund besonderer Erhebungen zahlenmäßige Angaben 
über deren Verbreitung; im übrigen müssen hier die persönlichen Erfahrungen 
der Ärzte verwendet werden. 

Eine Statistik 67 ), die uns über die Invaliditätsursachen bei den Invaliden¬ 
rentnern in ganz Deutschland unterrichtet, ist zwar vorhanden; allein, sie 
erstreckt sich auf die Jahre 1896 bis 1899. Will man sich an der Hand 
neuerer Angaben informieren, so muß man zu Publikationen einzelner Ver¬ 
sicherungsanstalten, z.B. zu denen der Thüringischen Landesversicherungs- 
anstalt 68 ), greifen. 
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Tabelle 38. Invaliditätsursachen 

bei den Versicherten der Thüringischen Landesversicherungsanstalt. 


Nr. 

Bezeichnung der Invalidit&taursache 

Bewilligte Invaliden- und Krankenrenten 
im Jahrs 

1910 

absolut 

Pros. 

1911 

absolut 

Pros. 

1. a 

Entkräftung. 

44 

__ 

50 

_ 

b 

Blutarmut u. Krankheiten des Blutes 

56 

— 

45 

— 

c 

Altersschwäche. 

211 = 311 

9,08 

257 = 352 

9,71 

2. a 

Gelenkrheumatismus. 

296 

— 

343 

— 

b 

Gicht. 

20 = 316 

9,22 

38 = 381 

10,51 

3. 

Muskelrheumatismus. 

26 

0,76 

32 

0,88 

4. 

Tuberkulose der Lungen. 

482 

14,06 

427 

12,06 

5. 

Tuberkulose anderer Organe . . . 

35 

1,02 

41 

1,13 

6. a 

Krebs.. 

119 

— 

149 

— 

b 

Andere bösartige Geschwülste . . 

9 

— 

14 

— 

c 

Gutartige Geschwülste (ausschließ- 






lieh Ziff. 22 b). 

5 = 138 

3,88 

6 = 169 

4,66 

7. a 

Syphilis.. 

14 

— 

15 

— 

b 

Tripper. 

2 

— 

8 

— 

c 

Infektions- und parasitäre Krank- 






heiten (ausschließlich Ziff. 2 a) . 

14 

— 

13 

— 

d 

Alkoholvergiftung. 

12 

— 

17 

— 

e 

Bleivergiftung. 

7 

— 

2 

— 

f 

Sonstige Vergiftungen. 

3 

— 

1 

— 

g 

Zuckerkrankheit. 

14 

— 

17 

— 

h 

Sonstige, nicht unter Ziffer 1—7 g 






entfallende Allgemeinleiden . . 

3 = 69 

2,01 

8 = 76 

2,10 

8. 

Geisteskrankheiten. 

104 

3,03 

97 

2,68 

9. 

Krankheiten des Gehirns und seiner 






Häute. 

41 

1,20 

70 

1,93 

10. a 

Epilepsie. 

22 

— 

25 

— 

b 

Sonstige funktionelle Neurosen . . 

173 = 195 

5,69 

206 —— 231 

6,37 

11. 

Krankheiten des Bückenmarks . . 

51 

1,49 

56 

1,54 

12. 

peripherer Nerven oder N. Bez. 

52 

1,52 

57 

1,57 

13. 

der Augen. 

92 

2,68 

81 

2,23 

14. 

der Ohren. 

9 

0,26 

10 

0,28 

15. a 

der Nase und ihrer Nebenhöhlen 

2 

— 

1 

— 

b 

des Kehlkopfes, der Luftröhre . 

63 = 65 

1,90 

76 = 77 

2,12 

16. 

des Brustfelles. 

18 

0,53 

13 

0,36 

17. 

der Lungen (Asthma usw.). . . 

851 

10,24 

408 

11,26 

18. 

des Herzens. 

312 

9,10 

326 

8,99 

19. a 

d. Schlagadern (ausschl. Ziff. 18) 

293 

— 

267 

— 

b 

der Blutadern, Venen. 

36 

— 

37 

— 

c 

der Lymphgefäße. 

3 = 332 

9,69 

1 = 305 

8,41 

20. 

des Magens. 

59 

1,72 

49 

1,35 

21. a 

des Darms und des Bauchfells . 

12 

— 

13 

— 

b 

der Leber, Gallenblase. 

17 = 29 

0,85 

18 = 31 

0,86 

22. a 

der Mundhöhle, des Bachens . . 

2 

— 

2 

— 

b 

Kropf. 

7 = 9 

0,26 

2 = 4 

0,11 

23. a 

Unterleibsbrüche (auch Bauchbr.) 

22 

— 

20 

— 

b 

Senkung der Bauoheingeweide . . 

2 = 24 

0,70 

6 = 26 

0,72 

24. 

Krankheiten der Nieren. 

27 

0,79 

41 

1,13 

25. 

Krankheiten der Hamwege.... 

58 

1,69 

62 

1,71 

26. a 

Krankheiten der Haut. 

17 

— 

15 

— 

b 

Unterschenkelgeschwüre. 

41 = 58 

1,69 

35 = 50 

1,38 

27. 

Krankheiten der Knochen .... 

76 

2,22 

75 

2,07 

28. a 

Folgen mechanischer Verletzungen 

89 

— 

66 

— 

b 

Traumatische Neurosen. 

2 = 91 

2,66 

2 = 68 

1,88 

29. 

Anderweitige Krankheiten und un¬ 






bestimmte Diagnosen. 

2 

0,06 

— 

0,00 


Zusammen . . 

3427 

100,00 | 

3625 

100,00 
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Sowohl in der Todes- wie in der Invaliditätastatistik spielt die Tuber¬ 
kulose die Hauptrolle. Dieser Krankheit haben wir daher in unseren früheren 
Abhandlungen stets einen breiten Raum gewidmet; über ihre Beziehungen zu 
den sozialen und wirtschaftlichen Zuständen sollen auch an dieser Stelle 
noch einige Angaben geboten werden. 

Der schon oben erwähnten Publikation des Statistischen Amtes der Stadt 
Halle 69 ) entnehmen wir folgende Zusammenstellung: 


Tabelle 89. Es starben in Halle a. 8. 
während der Jahre 1901—1909 an Tuberkulose. 


Soziale Stellung 

15—80 Jahre alt 
< (Ua = 100 gesetzt) 

80—60 Jahre alt 
(11$ = 100 gezetmt) 

15—«0 Jahre alt 
(II a -» 100 gesetzt) 

absol. 

Proz. 

relative 

Intensität 

abzoL 

Proz. 

relative 

Intensität 

absol. 

Pros. 

relative 

Intensität 




Männliches Gesohleoht 



I. Selbständige . . 
II a. Höhere und mitt- 

9 

36,00 

212 

131 

20,44 

142 

140 

21,02 

141 

lere Beamte . . 

9 

17,00 

100 

26 

14,36 

100 

35 

14,96 

100 

II b. Untere Beamte . 

10 

21,28 

125 

40 

20,51 

149 

| 50 

20,66 

188 

III. Privatbeamte . . 

83 

49,25 

290 

41 

23,70 

165 

74 

30,83 

206 

IV. Gelernte Arbeiter 

171 

44,53 

262 

176 

29,98 

209 

847 

35,74 

239 

V. Ungel. Arbeiter . 

64 

40,51 

238 

127 

23,48 

164 

191 

27,82 

183 




Weibliches Geschlecht 



I. Selbständige . . 

II a. Höhere und mitt¬ 

25 

44,64 

1 

99 

89 

19,69 

134 

114 

22,44 

125 

lere Beamte . . 

9 

45,00 

100 

25 

14,71 

100 

34 

17,89 

100 

II b. Untere Beamte . 

14 

31,82 

71 

40 

23,53 

160 

54 

25,23 

141 

III. Privatbeamte . . 

9 

40,91 

91 

26 

25,00 

170 

35 

27,78 

155 

IV. Gelernte Arbeiter 

96 

51,06 

113 

115 

25,44 

173 

211 

32,97 

184 

V. Ungel. Arbeiter . . 

58 

42,65 

95 

88 

22t80 

155 

146 

27,97 

156 

VI. Gesinde. 

45 

32,61 

72 

5 

12,20 

83 

50 

27,93 

156 


Man entnimmt der Tabelle 39, daß beim männlichen Geschlecht sowohl 
in der Altersklasse von 15 bis 30, wie von 30 bis 60 Jahren die höheren 
und mittleren Beamten am günstigsten dastehen, was teils auf die der An¬ 
stellung vorausgehende ärztliche „Auslese“, teils auf die verhältnismäßig 
günstige soziale und berufliche Lage zurückzuführen ist; sehr hohe Ziffern 
zeigen in der Altersklasse von 15 bis 30 Jahren die ungelernten und die 
gelernten Arbeiter; die höchste Sterblichkeit findet sich aber in dieser Alters¬ 
gruppe bei den Privatbeamten, was mit unseren obigen Darlegungen über die 
Häufigkeit der Tuberkulose bei den Wiener Handelslehrlingen übereinstimmt. 
In der Altersklasse von 30 bis 60 Jahren ist die Mortalität am stärksten bei 
den gelernten Arbeitern. Beim weiblichen Geschlecht zeigt sich in der 
jüngeren Altersklasse der Einfluß der schlechteren sozialen Lage nicht; ja, 
die unteren Beamten und das Gesinde weisen sogar die niedrigsten Sterblich- 
keitsziffern auf. Dagegen ähnelt in der Altersklasse von 30 bis 60 Jahren 
auch beim weiblichen Geschlecht das Bild dem der Männer. 
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Aach über die Sterblichkeit an organischen Herzleiden sowie an 
Krankheiten des Nervensystems bei den einzelnen sozialen Schichten 
gibt die Publikation des Statistischen Amtes der Stadt Halle 59 ) Auskunft. 


Tabelle 40. Sterblichkeit an organischen Herzleiden 
im Alter von 80 bis 60 Jahren. 


Soziale Stellung 

| Männliches Geschlecht 1 

Weibliches Geschlecht 

1 

! absolut 

Proz. 

| relative \ 

' Intensität | 

1 

absolut 

Proz. 

relative 

Intensität 

I. Selbständige. 

j 52 

8,11 

98 

56 

12,39 

132 

IL a) Höhere und mittlere Beamte \ 

! 15 

8,29 

100 

16 

9,41 

100 

b) Untere Beamte. 

14 

7,18 

87 

20 

11,76 

125 

m. Privatbeamte. 

13 

7,51 

90 I 

10 

9,61 

102 

IV. Gelernte Arbeiter. 

35 

5,96 

72 

i 46 

10,18 

108 

V. Ungelernte Arbeiter. 

31 ] 

| 5,73 

69 

[ 29 

7,51 

80 


Tabelle 41. Sterblichkeit an Krankheiten des Nervensystems 
im Alter von 30 bis 60 Jahren. 


r 

Soziale Stellung 

Männliches Geschlecht 

Weibliches Geschlecht 

absolut 

Proz. 

relative 

Intensität 

absolut 

Proz. 

relative 

Intensität 

I. Selbständige. 

79 

12,32 

131 

35 

7,74 

93 

II. a) Höhere und mittlere Beamte 

17 

9,89 

100 

14 

8,24 

100 

b) Untere Beamte. 

19 

9,74 

104 

18 

10,59 

128 

III. Privatbeamte. 

15 

8,67 

92 

11 

10,58 

128 

IV. Gelernte Arbeiter.I 

47 

8,01 

85 

35 

7,74 

93 

V. Ungelernte Arbeiter.j 

40 

7,39 

79 

| 24 

6,22 

75 


Wie die Tabellen 40 und 41 lehren, ist die Sterblichkeit an Herz- und 
Nervenleiden beim männlichen Geschlecht um so größer, je höher die be¬ 
treffende Gruppe sozial steht; diese Erscheinung ist offenbar darauf zurück¬ 
zuführen, daß bei den oberen Ständen sowohl die geistige Überanstrengung 
als auch ein gewisser Luxus in der Lebenshaltung ungünstig einwirken. 

Ferner liegen über die Verbreitung der Geisteskrankheiten amtliche 
Publikationen vor. So wird aus Preußen 60 ) berichtet, daß die Zahl der 
Geisteskranken in den Irrenanstalten während der letzten Jahrzehnte zu¬ 
genommen hat. 

Tabelle 42. 

Die Zahl der Geisteskranken in den Irrenanstalten Preußens. 


Jahr 

Zahl 

Jahr 

Zahl 

Durchschnitt 1881 bis 1890 . . 

34 781 

1905 . 

98 008 

, 1891 „ 1900 . . 

57 191 

1906 . 

103 355 

1901. 

73 955 

1907 . 

108 721 

1902 . 

78 704 

1908 . 

113 318 

1908 . 

88 892 

1909 . 

125 181 

1904 . 

92 720 
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Hierzu bemerkt die amtliche Veröffentlichung, man dürfe aus dieser 
fortwährenden Steigerung nicht ohne weiteres schließen, daß die Geistes¬ 
krankheiten wirklich zunehmen. Wenn auch nicht in Abrede gestellt werden 
könne, daß die moderne Kultur eine größere Zahl an psychischen Erkran¬ 
kungen zeitige, so müsse vor allem doch berücksichtigt werden, daß die Auf¬ 
nahmen in die Irrenanstalten sich gegen früher bedeutend vermehrt haben, 
seitdem die Scheu vor diesen immer mehr schwindet und der offenkundige 
Nutzen der Anstaltsbehandlung stets deutlicher zutage tritt. 

Ein deutlicheres Bild von den Beziehungen der Geisteskrankheiten zu 
den wirtschaftlichen und sozialen Zuständen erhalten wir aus einer badischen 
amtlichen Publikation 61 ). 

Es würde festgestellt, daß während der sieben Jahre von 1904 bis 1910 
in den vier badischen Staatsirrenanstalten und den beiden psychiatrischen 
Universitätskliniken insgesamt 15 980 Kranke von über 16 Jahren auf¬ 
genommen wurden; davon waren 54,3 Proz. männlichen Geschlechts. Man 
hat nun die auf jede Berufsabteilung entfallende Zahl von Geisteskranken 
in ein Verhältnis zur Gesamtzahl der entsprechenden Berufszugehörigen, wie 
sie nach der Berufs- und Betriebszählung vom Jahre 1907 vorliegen, gesetzt. 
Das Ergebnis war folgendes: 

Tabelle 43. Auf 1000 der betreffenden Berufsabteilung angehörende 

Personen kommen Geisteskranke in badischen Irrenanstalten: 


Berufeabteilang 

überhaupt 

männliche 

weibliche 

Landwirtschaft. 

7,8 

9,4 

6,3 

Gewerbe und Industrie. . . 

12,3 

13,9 

10,2 

Handel und Verkehr. . . . 

14,7 

18,6 

11,0 

Freie Berufsarten. 

16,5 

14,3 

19,6 


An diese Zahlenangaben knüpft die amtliche Publikation noch folgende 
erläuternde und ergänzende Bemerkungen: 

„Aus diesen Verhältniszahlen geht deutlich hervor, daß von allen Berufs¬ 
abteilungen die Land- und Forstwirtschaft durch geistige Erkrankung am 
wenigsten gefährdet ist, jedenfalls weniger als die Industrie und letztere 
weniger als Handel und Verkehr. Am meisten bedroht von Geisteskrankheiten 
sind die Angehörigen der sogenannten freien Berufsarten. Es zeigt sich 
ferner, daß die Männer in allen Berufsabteilungen der geistigen Erkrankung 
mehr unterliegen als die Frauen mit Ausnahme der freien Berufsarten, wo 
der Anteil des weiblichen Geschlechts (19,6 Prom.) weit überwiegt. 

Diese Unterschiede treten noch deutlicher hervor, wenn man bei obiger 
Berechnung die Haushaltungsangehörigen, die nur nebenberuflich oder über¬ 
haupt nicht erwerbstätig sind, ausscheidet und lediglich die Erwerbstätigen 
untersucht, unter Trennung derselben nach ihrer früheren sozialen Stellung 
(ob selbständig oder abhängig). Es zeigt sich dann folgendes Bild: 

Es entfallen auf 1000 selbständige Erwerbstätige in der Berufsabteilung 
Land- und Forstwirtschaft 7,4, auf Gewerbe und Industrie 13,1, auf Handel 
und Verkehr 19,2, auf die freien Berufsarten 22,5 Geisteskranke. Erheblich 
geringer ist die Erkrankungsgefährdung bei den beruflich Unselbständigen. 
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In der Beruf sabteilung Landwirtschaft waren 5,0 von 1000, in Gewerbe und 
Industrie 12,9, im Handel und Verkehr 12,0, bei den freien Berufsarten 
dagegen nur 10,3 von 1000 Unselbständigen geisteskrank. 

Auch hier tritt wieder die schon oben erwähnte größere Erkrankungs¬ 
gefahr beim männlichen Geschlecht in die Erscheinung; eine Ausnahme, die 
aber leicht begreiflich ist, machen die selbständigen Erwerbstätigen in Gewerbe 
und Industrie (Näherinnen, Büglerinnen, Schneiderinnen usw.) und die Un¬ 
selbständigen in den freien Berufsarten (Kontoristinnen, Maschinenschreibe¬ 
rinnen u. dgL) u 

Beachtenswert sind ferner die Angaben der badischen Publikation über 
den Zusammenhang von Berufszugehörigkeit bzw. Geschlecht mit der Art 
der geistigen Erkrankung. Hierüber erfährt man folgendes: „Im Zeit¬ 
raum 1904/1910 mußten wegen alkoholischer Geistesstörung bzw. chronischem 
Alkoholismus insgesamt 1030 Männer (l,6Prom.) und 89 Frauen (0,1 Prom.), 
wegen Paralyse 748 Männer (1,1 Prom.) und 216 Frauen (0,3 Prom.), wegen 
Neurasthenie 324 Männer (0,5 Prom.) und 43 Frauen (0,1 Prom.), wegen 
Epilepsie 681 Männer (1,0 Prom.) und 191 Frauen (0,3 Prom.) Heilanstalten 
auf suchen. Dieser Befund entspricht der bekannten Tatsache, daß das männ¬ 
liche Geschlecht den Schädigungen des Alkoholmißbrauches, den Folgen der 
geschlechtlichen Ansteckung (progressive Paralyse) und der Gefahr der Über¬ 
anstrengung durch Gehirnarbeit (Neurasthenie) in weit höherem Maße als 
das weibliche ausgesetzt ist; die größere Anzahl der epileptischen Männer 
erklärt sich aus der Beobachtung, daß der Alkoholmißbrauch die Entwickelung 
der Epilepsie vielfach begünstigt, ja geradezu herbeiführt und nicht selten 
als Epilepsie (Alkoholepilepsie) in Erscheinung tritt. Die Zahl der an Alko¬ 
holismus erkrankten selbständigen Männer steigt in der Berufsabteilung 
Handel und Verkehr, bei der die Gast- und Schankwirtschaften eingereiht 
sind, auf 6,1 Prom. Wegen Morphinismus und ähnlicher narkotischer Ver¬ 
giftungen mußten 23 Männer, darunter 13 Ärzte, in die genannten Anstalten 
aufgenommen werden. Paralyse und Neurasthenie finden sich vorherrschend 
(3,3 bzw. 1,3 auf 1000 Erwerbstätige) bei den Angehörigen der freien Berufs¬ 
arten, und zwar besonders bei den selbständig Erwerbstätigen; für die hohe 
Zahl der wegen Neurasthenie aufgenommenen Kopfarbeiter muß im wesent¬ 
lichen die geistige Überanstrengung verantwortlich gemacht werden. Diese 
ist auch bei der stark überdurchschnittlichen Ziffer derselben für Paralyse 
nächst der geschlechtlichen Ansteckung als wichtigste Nebenursache in Rech¬ 
nung zu stellen. 

Bei den aufgenommenen Personen weiblichen Geschlechts herrscht die 
einfache Seelenstörung (6030 Fälle, d. s. 9 Prom.) und die Hysterie (340 Fälle, 
d. s. 0,5 Prom.) vor. Es erklärt sich dies durch die bekanntermaßen beträcht¬ 
lich größere Neigung des weiblichen Geschlechts zu Gemütskrankheiten (melan¬ 
cholische Depression, manische Erregungen u. dgl.) sowie zu hysterischen 
Störungen. Zu der einfachen Seelenstörung zählen außerdem die geistigen 
Erkrankungen, die sich im Zusammenhang mit dem Fortpflanzungsgeschäft 
(Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett) entwickeln.“ 

So wertvoll die Mitteilungen des badischen statistischen Landesamtes 
sind — schon weil sie meines Wissens die einzigen sind, die sich auf einen 
ganzen deutschen Bundesstaat erstrecken —, so darf man bei Schlußfolgerungen 
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aus diesen Angaben zwei Punkte nicht außer acht lassen. Einmal handelt 
es sich bei den gebotenen Ziffern nur um solche Kranke, die in Irrenanstalten 
auf genommen waren; diese Zahlen geben aber nicht die volle Summe aller 
Geisteskranken wieder, so daß das Bild ungenau wird; es ist sehr wohl mög¬ 
lich, daß bei Angehörigen der einen Berufsabteilung verhältnismäßig häufiger 
eine Internierung in einer Irrenanstalt durchgeführt wird, als bei den An¬ 
gehörigen einer anderen Berufsabteilung. Dazu kommt aber noch, daß man 
die größere Anzahl der Geisteskrankheiten bei einer bestimmten Berufsabteilung, 
z. B. bei den freien Berufsarten, oder bei einer bestimmten sozialen Schicht, 
z. B. bei den Selbständigen, nicht lediglich auf die Besonderheiten der Berufs¬ 
arbeit oder der sozialen Stellung zurüokführen darf; man muß vielmehr an¬ 
nehmen, daß wohl in vielen Fällen die Personen, deren geistige Eigenschaften 
sie für die Ausübung jener Berufsarten und für seine Stellung fähig erscheinen 
ließen, von Haus aus eine gewisse Disposition für Psychosen besessen haben; 
erinnert sei hier nur an den bekannten Zusammenhang von Genie und Irrsinn. 

Auf dem Gebiete des Alkoholismus verdient an dieser Stelle eine 
Bekämpfungsmaßnab me erwähnt zu werden, die nach ihrem Schöpfer, dem 
in St. Louis amtierenden Richter Pollard, benannt ist. Pollard hatte vor¬ 
geschlagen, man solle bei Delikten, die im Zustande der Trunkenheit begangen 
wurden, den Strafaufschub an die Zusicherung des Verurteilten knüpfen, 
daß er sich während einer bestimmten Zeit des Alkoholgenusses enthalten 
werde. Den Wert dieser Einrichtung erkennt man ohne weiteres; denn es 
wird hierbei nicht nur auf den Trinker, dem der Strafaufschub bewilligt wird, 
eingewirkt, es ist vielmehr anzunehmen, daß das Wohlverhalten des Ver¬ 
urteilten für andere Alkoholiker ein Vorbild bieten wird. Es ist daher er¬ 
freulich, daß das hessische Ministerium der Justiz im September 1911 eine 
Verfügung getroffen hat, wonach zu der guten Führung, die für den Straf¬ 
aufschub zur Bedingung gestellt wird, auch gehört, daß der Trinker sich nicht 
dem Trünke hingibt. „Im Falle der Gewährung des bedingten Aufschubes 
mit Enthaltsamkeitsanweisung ist“, so heißt es in der Verordnung, „dem 
Mäßigkeitsverein oder dem sonstigen, auf Bekämpfung des Alkoholismus ge¬ 
richteten Verein, der die Schutzaufsicht zu übernehmen bereit ist, Mitteilung 
von dem Strafaufschub und den Bedingungen, unter denen er gewährt ist, 
zu machen.“ 

Die Schwierigkeiten, eine einwandfreie Krankheitsstatistik zu erhalten, 
werden, wenn es sich um die zahlenmäßige Feststellung von venerischen 
Krankheitsfällen handelt, ganz besonders groß, da sich hier der Wunsch der 
Verheimlichung vielfach geltend macht. Lediglich aus Norwegen und Däne¬ 
mark, wo nach Angabe von Blaschko 62 ) anonyme Meldepflicht der Kranken 
vorgeschrieben ist, liegen verwendbare Zahlen vor. Für das Deutsche Reich 
in seiner Gesamtheit gibt es keine Statistik der Geschlechtskranken. Auf 
Veranlassung des preußischen Kultusministeriums wurde im Jahre 1900 eine 
Zählung 68 ) der Geschlechtskranken veranstaltet; die Erhebung erstreckte sich 
jedoch nur auf diejenigen, die an einem bestimmten Tage (30. April jenes 
Jahres) in ärztlicher Behandlung standen. Eine solche Untersuchung ist natur¬ 
gemäß unzulänglich. Darum ist es dankenswert , daß man im Herzogtum 
Braunschweig eine* Zählung 64 ) durchführte, die sich auf einen längeren 
Zeitraum, vom 1. Februar bis 31. Juli 1909, bezog. Handelt es sich hierbei 
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auch nur um einen kleinen Staat, so stellt dieser doch ein Gebiet mit Stadt- 
und Landbevölkerung vor. 

Die wichtigsten Resultate dieser Erhebung geben wir in unseren Tabellen 
44, 45 und 46 wieder. 

Tabelle 44. Das prozentuale Verhältnis der Geschlechtskranken 
zur Bevölkerung in Stadt und Land in Braunschweig. 

Auf 100 Einwohner kamen Kranke: 


Wohnort 

Lues 

Gonorrhöe 

Stadt Braunschweig .... 

0,13 

0,27 

Übrige Städte. 

0,04 

0,07 

Landgemeinden. 

0,02 

0,02 


Tabelle 45. Die venerischen Kranken in Braunschweig 
nach dem Geschlecht. 



Lues 

Gonorrhöe 

Männlich. j 

226 

470 

Weiblich.| 

71 

41 


Tabelle 46. Die prozentuale Verteilung der venerischen Kranken 
in Braunschweig nach dem Geschlecht und dem Familienstände. 



Ledig 

Verheiratet 

Verwitwet 
oder geschieden 



a) Männlich. 

Lues. 

63,5 

35,5 

0,9 

Gonorrhöe. . . 

78,9 

19,8 

1,3 



b) Weiblich. 

Lues. 

63,4 

31,0 

5,6 

Gonorrhöe. . . 

63,4 

34,2 

2,4 


Aus der Tabelle 44 ersehen wir, wie sehr die Verbreitung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten mit der Größe der jeweiligen Gemeinde zusammenhängt. 
Diese Feststellung deckt sich mit meinen früheren Darlegungen über die 
Häufigkeit der venerischen Affektionen bei Soldaten in Garnisonen von ver¬ 
schiedener Einwohnerzahl (vgl Bd. 43, S. 578). Die Tabelle 45 lehrt, daß 
die Geschlechtskrankheiten viel häufiger bei dem männlichen, als bei dem 
weiblichen Geschlecht auftreten. Diese Erscheinung ist darauf zurückzuführen, 
daß von einer erkrankten Prostituierten gewöhnlich zahlreiche Männer in¬ 
fiziert werden. Endlich zeigt die Tabelle 46, eine wie große Ziffer von Per¬ 
sonen, die verheiratet sind, mit Geschlechtskrankheiten behaftet sind. 

Zum Schluß unserer sozialpathologischen Betrachtungen seien noch einige 
Angaben über die Zahnkrankheiten bzw. deren Behandlung geboten. Von 
der Erkenntnis der Bedeutung, die einem gesunden Gebiß für die gesamte 
hygienische Beschaffenheit des Organismus innewohnt, ausgehend, strebt jetzt 
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anderen Abteilung werden die künstlichen Zähne und die Ersatzteile eingesetzt. 
Schließlich sei noch berichtet, daß die Landesversicherungsanstalt Württem¬ 
berg im Jahre 1911 einen Antrag des württembergischen Krankenkassen- 
Verbandes auf Errichtung einer Zahnklinik in Stuttgart oder mehreren Zahn¬ 
kliniken an verschiedenen Orten des Landes abgelehnt hat, und daß mit 
Ausnahme der Landesversicherungsanstalt Mecklenburg jetzt von allen 
Trägern der Invalidenversicherung Heilverfahren für Zahnkranke übernommen 
werden. 


IV. Allgemeine Maßnahmen der sozialen Hygiene. 

Während wir bereits in den obigen Abschnitten gelegentlich auf solche 
Einrichtungen hinwiesen, die einen bestimmten Zweig des sozialen Gesundheits- 
wesens oder eine bestimmte Personengruppe betrafen bzw. sich gegen eine 
bestimmte Eirankheitsart richteten, sollen in dem letzten Teil unserer Erörte¬ 
rungen die allgemeinen Maßnahmen der sozialen Hygiene besprochen 
werden. 

Die soziale Hygiene ist, wie aus unserer Definition hervorgeht, sowohl 
eine Wissenschaft als auch ein praktisches Betätigungsfeld. Aber zwischen 
den beiden Seiten bestehen viele Berührungspunkte. Wie die Wissenschaft 
Gesetze auf Grund der Erfahrungen, die man bei der praktischen Arbeit 
gewinnt, aufstellt, so muß eine auf Erfolg hoffende Betätigung sich auf dem 
Boden wissenschaftlicher Erkenntnis aufbauen. 

Darum ist es für die Wirksamkeit sozialhygienischer Maßnahmen erforder¬ 
lich, daß der sozialhygienischen Wissenschaft eine breite, sichere Basis bereitet 
wird. Es ist erfreulich, mitteilen zu können, daß man während des Jahres 
1912 in München und dann auch in Berlin Universitätslehrstühle für 
soziale Hygiene geschaffen hat; sind diese vorläufig auch noch mangelhaft 
gestaltet, so ist es doch zu begrüßen, daß nun endlich der immer mehr 
sich entfaltende Zweig der hygienischen Wissenschaft an den deutschen 
Universitäten Pfiegstätten gefunden hat. Aber darüber kann kein Zweifel 
bestehen, daß auch für alle anderen Universitäten, Hochschulen und sonstigen 
geeigneten Kulturzentren gleichartige Institute gefordert werden müssen. 

An dieser Stelle verdient ein Vorschlag Erwähnung, der im neuesten 
Geschäftsbericht 67 ) der Ortskrankenkasse der Maler zu Berlin zum Ausdruck 
gelangt ist. Dort heißt es, daß den neuen Anforderungen, welche an die Kranken¬ 
kassen durch die R.-V.-O. gestellt werden, am besten entsprochen werden wird, 
wenn diese „ein Bureau für medizinische Statistik, Gewerbe- und 
soziale Hygiene errichten und einen auf diesem Gebiet erfahrenen Arzt an 
die Spitze stellen würden. Diesem Arzt, der hauptamtlich anzustellen wäre, 
werden die gesamten Aufgaben der Krankheitsverhütung zu übertragen sein, 
er wird sich vor allem auf dem vernachlässigten Gebiete der Gewerbehygiene 
betätigen und er wird auf Grund der von ihm wissenschaftlich bearbeiteten 
Statistik feststellen, in welchen Betrieben besonders häufig Berufskrankheiten 
Vorkommen, er wird, wenn er sie festgestellt hat, nicht warten, bis der Gewerbe¬ 
inspektor danach fragt, sondern wird sie selbst den Gewerbeaufsichtsbeamten 
melden, er wird weiter wissenschaftliche Untersuchungen anstellen, er wird 
sich mit den Gewerkschaften und Gewerkvereinen in Verbindung setzen, er 
wird Massenuntersuchungen der Arbeiter vornehmen zur Feststellung der 
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Konstitution und des Vorkommens von Berufskrankheiten und der gesamten 
sozialhygienischen Verhältnisse der Kassenmitglieder, ihre Wohnungs- und 
ErnähruügBverhältni88e im Auge halten u . Ohne Zweifel ist dieser Vorschlag 
beachtenswert. Aber selbst, wenn er tatsächlich an zahlreichen Orten zur 
Ausführung gelangen würde, so würde dennoch unsere Forderung nach völlig 
unabhängigen wissenschaftlichen Arbeitsstätten, in denen das Gesamtgebiet 
der sozialen Hygiene zu erforschen ist, nicht erfüllt sein. 

Die bedeutungsvollsten allgemeinen Maßnahmen praktischer Natur stellen 
die Gewerbeordnung und die Reichsversicherungsordnung dar. In 
den folgenden Darlegungen soll nun geschildert werden, welche Erscheinungen 
auf dem Gebiete dieser beiden wichtigen Faktoren in den amtlichen Publi¬ 
kationen des Jahres 1912 besonders bemerkenswert sind. 

Die hauptsächlichsten Vorschriften der Gewerbeordnung in ihrer neuen 
Gestalt vom 28. Dez. 1908 Betzen wir hier als bekannt voraus. Wir geben 
zunächst eine das Jahr 1910 betreffende Übersicht 68 ) wieder, die über das 
Verhältnis der revisionspflichtigen zu den revidierten Betrieben unterrichtet. 

Der Tabelle 49 ist zu entnehmen, daß von den 282 592 revisionspflichtigen 
Betrieben nur 154 538, d.h. also nur 54,4 Proz., tatsächlich revidiert wurden. Und 
wenn auch aus der Statistik zu ersehen ist, daß man vorzugsweise die Betriebe, in 
denen zahlreiche Arbeiter beschäftigt wurden, der Gewerbeaufsicht unterzogen 
hat — von den 6 617 584 in Betracht kommenden Arbeitern waren 5 590 806, 
d. h. also 83,9 Proz., in revidierten Betrieben tätig —, daß mithin eine größere 
Anzahl von Arbeitern den Vorteil der staatlichen Fabrikinspektion geno.^n 
haben, als man aus der relativen Ziffer der revidierten Betriebe schlitzen 
müßte, so wird man doch erkennen, daß der Umfang der Gewerbeaufsicht bei 
weitem noch nicht den Anforderungen, die der Sozialhygieniker stellen muß, 
genügt. 

Wie notwendig eine lückenlose Gewerbeaufsicht ist, beweist die höhe 
Anzahl von Vergehen gegen die Gewerbeordnung; hiervon gibt uns folgende 
Statistik 69 ) eine Vorstellung (s. Tabelle 50). 

Die staatliche Gewerbeaufsicht in Deutschland ist aber nicht nur in 
quantitativer, sondern auch in qualitativer Hinsicht unzulänglich. Wir haben 
schon in einer früheren Abhandlung (Bd. 43, S. 604) dargelegt, daß dem Kreise 
der Gewerbeaufsichtsbeamten auch eine hinreichende Anzahl von Medizjnern 
eingereiht werden müßte, wie dies in Belgien (es soll jetzt noch hinzugefügt 
werden: und in England) der Fall ist; wir haben damals weiter angeführt, 
daß unter den deutschen Bundesstaaten nur Bayern einen Landesgewerbe¬ 
arzt besaß, während dem badischen ärztlichen Fabrikinspektor keine 
spezifisch medizinische, sondern allgemeine Aufgaben, wie jedem anderen 
Gewerbeaufsichtsbeamten, zugewiesen wurden. Nun können wir mitteilen, 
daß nach den Angaben des Vorstandes des badischen Gewerbeaufsichtsamtes 
in der zweiten Kammer der ärztliche Aufsichtsbeamte seit dem Beginn des 
Jahres 1912 lediglich mit medizinischen Arbeiten betraut ist. So erfreulich 
diese Erscheinung ist, so nachdrücklich wird zu fordern sein, daß die Ent¬ 
wickelung der ärztlichen Gewerbeaufsicht sich nach dem Vorbilde der genannten 
ausländischen Staaten in etwas schnellerem Tempo als bisher vollzieht. 

Wie ungenügend die hier in Rede stehenden Verhältnisse zurzeit noch 
in Preußen, wo es bis jetzt ärztliche Gewerbeaufsichtsbeamte nicht gibt,. 
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Tabelle 40. Die im Jahre 1910 im Deutschen Reiche in Betrieben mit 
Betrieben beschäftigten Arbeiter (erwachsene und jugendlich« 

revidierten 


. . 


Zahl der Betriebe 




Anzahl der in den 


Bezeichnung 

der 

über¬ 
haupt | 

i 

mit 

er¬ 

wachse- 

Arbeiterinnen über 

16 Jahre 

junges 
von 14 bis 1« 

Industriezweige 

Arbeite¬ 
rinnen 
über 16 
Jahre 

jugend¬ 

lichen 

Ar¬ 

beitern 

neu 

männ¬ 

lichen 

Arbeiter 

16 bis 

21 

Jahre 

über 

21 

Jahre 

zu¬ 

sammen 

männ¬ 

lich 

weib¬ 

lich 

1 

2 ! 

3 

4 

6 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

III. 

Bergbau, Hütten- und 
Salinenweeen, Torf¬ 
gräberei . 

4 277 

704 

1 868 

1 061 860 

7 436 

9 686 

17 021 

40 093 

1 142 

IV. 

Industrie der Steine und 
Erden. 

21 766 

5 686 

7189 

630 717 

24 422 

42 918 

67 840 

27 125 

7 311 

V. 

Metallverarbeitung . . 

20 843 

3 947 

12 610 

466 131 

27 683 

43 731 

71 314 

49 757 

11 068 

VI. 

Industrie d. Maschinen, 
Instrumente u. Appa¬ 
rate . 

19 217 

1847 

10 288 

«21 706 

26 098 

85 265 

60 363 

68 080 

5 000 

VII. 

Chemische Industrie . . 

2 662 

963 

773 

120 435 

7 884 

13 649 

21 383 

3 668 

2 602 

VIII. 

Forstwirtschaft^ Neben- 
prod., Leuchtstoffe, 
Seifen, Fette, öle und 
Firnisse. 

3 654 

773 

666 

64 636 

3 219 

4 874 

8 093 

1 191 

1 278 

IX. 

Textilindustrie .... 

16 089 

12 880 

9164 

392 464 

145 715 

282 703 

428 418 

32 975 

63 316 

X. 

Papierindustrie .... 

4 088 

2 973 

2 414 

106 568 

23 940 

83 982 

67 922 

7 624 

9 301 

XL 

Lederindustrie. 

2 930 

998 

1037 

82 281 

6 467 

10 863 

17 320 

4 622 

2 1S9 

xi. ■; 

IC 1 

Industrie der Holz- und 
Schnitestoffe. 

1 

33 227 

; 3 031 

10 808 

345 181 

10 016 

19 884 

29 900 

23134 

4 031 

Xlhl 

Nahrungs- und Genuß¬ 
mittel . 

82 847 

12 699 

16 392 

426 367 

68 928 

113 560 

172 478 

26 478 

20 049 

XIV. 

Bekleidungsgewerbe . . 

46 776 ! 

39 227 

19 420 

101 222 

119 903 

111299 

231 202 

8 670 

43 080 

XV. 

Reinigungsgewerbe . . 

3 323 

; 2 880 

784 

| 11 062 

11119 

21083 

32 202 

503 

. 1947 

XVI. 

Baugewerbe (Zimmer¬ 
plätze und andere Bau¬ 
höfe) . 

12 036 

238 

4 999 

224 097 

179 

720 

899 

11776 

11 

XVII. 

Polygraphische Gewerbe 

7 974 

4119 

| 5 646 

I 123 331 

16 463 

24 480 

40 933 

13 950 

4 809 

— 

Sonstige Industriezweige 

1996 

196 

| 244 

11 803 

829 

1 941 

2 770 

761 

202 


Zusammen 1910 . . 

282 692 

|| 93156 

| 104 181 

i| 4 868 830 

| 489 180 | 770 428 

| 1 269 668 

! 309 1 01 

167 225 


sind, geht aus einem amtlichen Bericht 70 ) hervor, in dem es heißt, daß 
die Tätigkeit der Medizinalbeamten auf dem Gebiete der Gewerbehygiene im 
allgemeinen nur wenig Fortschritte gemacht habe, und daß gemeinsame 
Besichtigungen mit dem Gewerbeinspektor öfters an der Schwierigkeit, eine 
passende gemeinsame Zeit zu finden, gescheitert sind. Man sieht, daß die 
Unzulänglichkeit auf dem System, die schon sonst überlasteten Kreisärzte 
noch in den Dienst der Gewerbehygiene zu stellen, beruht. Im besonderen 
bietet der amtliche Bericht folgendes Bild: 

„Im Regierungsbezirk Gumbinnen war die Beteiligung der Kreisärzte 
an den Revisionen reger als in den Vorjahren; die dabei festgestellten Miß¬ 
stände wurden nach Möglichkeit beseitigt. 

Im Regierungsbezirk Marienwerder wird der Kreisarzt jetzt etwas 
häufiger zugezogen als früher; so wurden in den Kreisen Flatow und 
Könitz Bäckereien, Fleischereien und Molkereien vom Gewerbeinspektor und 
Kreisarzt gemeinsam besichtigt. 


Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 












Die sozialhygienischen Zustande in Deutschland nach amtl* Veröffentl. usw. 577 


mindestens zehn Arbeitern und in den diesen gleichgestellten 
beiderlei Gesohlechts). Verhältnis der reviiionspf lichtigen zu den 
Betrieben. 


Betrieben beschäftigten 

Zahl 

der 

revi¬ 

dierten 

Be¬ 

triebe 

In den revidierten Betrieben wurden beschäftigt 

Leute 

Jahren 

Kinder 

unter 14 Jahren 

Arbeiter 

über¬ 

haupt 

| Erwachsene 

junge Leute von 
14 bis 16 Jahren 

Kinder unter 

14 Jahren 

Arbeiter 

über¬ 

haupt 

zu¬ 

sam¬ 

men 

männ¬ 

lich 

weib¬ 

lich 

■U- 

s&m- 

men 

Arbeiter 

Arbei¬ 

terinnen 

männ¬ 

lich 

weib¬ 

lich 

männ¬ 

lich 

weib¬ 

lich 

12 

13 

14 

15 

16 

! 17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

41 235 

180 

20 

150 

1110 256 

3 985 

! 

1 045 360 

| 16 401 

39 868 

1108 

114 

10 

1102 861 

84 436 

819 

365 

1184 

638 677 

15 760 

443 032 

60 439 

22 639 

6 660 

645 

299 

633 614 

60 815 

1009 

380 

1389 

689 649 

12 930 

390 355 

1 

! 

62 342 

40116 

9 619 

867 

294 

603 583 

63 080 

1013 

104 

1117 

946 265 

12 681 

! 723 951 

66 911 

49 224 

4 624 

919 

88 

836 717 

6 IBS 

71 

75 

146 

148129 

2 015 

113 366 

19 600 

! 8 385 

2 230 

66 

42 

188 678 

l 

2 469 ; 

77 

46 

123 

75 321 

2 49 6 

54 090 

6 962 

1040 

1 054 

47 1 

1 36 

68 229 

86 291 

1459 

2 562 

4 021 

911194 

12 216 

345 958 

381 042 

28 946 

46 863 

1287 

i 1979 

806 076 

16 826 | 

223 

286 

509 

180 824 

3116 

93 696 

60 416 

6 468 

8 277 

197 

230 

169 282 

6 711 ! 

89 

23 

112 

106 424 

1966 

70 317 

16 230 

3 829 

1 899 

68 

1 1 

21 

91364 

i 

27 165 

577 

166 

733 

402 979 

20 004 

267 303 

26 787 

17 606 

3 650 

461 

111 

814 808 

45 527 

467 

619 

1086 

645 448 

36 768 

804 956 

140 998 

16 980 

16 977 

322 

468 

479 696 

61 650 

366 

1 081 

1447 

385 621 

17 895 

80 381 

148 634 

7 037 

24 868 | 

278 

648 

261 836 

2 450 

18 

41 

59 

45 763 

1906 

8 428 

24 403 

400 

1 609 | 

1 14 

32 

34 886 

11 786 

230 


230 

237 012 

5160 

110 711 

463 

6 070 

_ 

1 1 » 

_ 

116 856 

18 75S 

448 

84 

532 

183 564 

5 212 

93 230 

32 272 

10 218 

8 883 

845 

64 

140 012 

963 

18 

14 

32 

15 668 

489 

6 326 

1 891 

642 

135 

1 16 

1 

8 910 

476 326 

7 014 

5866 

12 870 

6 617 584 

154 688 

4 161 467 

1043 686 

252168 

138 446 

| 6 727 

4 323 

| 6 690 806 


In Berlin wurde die Tätigkeit der Kreisärzte auf gewerbehygienischem 
Gebiete vielfach beansprucht; nicht selten wurden Besichtigungen in Verbin¬ 
dung mit' den Gewerbeaufsichtsbeamten vor genommen. 

Im Regierungsbezirk Frankfurt wurden von den Kreisärzten, in der 
Regel gemeinsam mit den Gewerbeaufsichtsbeamten, 68 Betriebe besichtigt. 

Im Regierungsbezirk Breslau macht sich, soweit es die bisherigen 
Bestimmungen ermöglichen f ein verständnisvolles Handinhandarbeiten der 
Gewerbeinspektoren und der Kreisärzte bemerkbar. 

Im Regierungsbezirk Liegnitz wurden gemeinsam 18, von den Kreis¬ 
ärzten allein 370 Besichtigungen vorgenommen. 

Im Regierungsbezirk Merseburg fanden gemeinschaftliche Besichti¬ 
gungen in 3 (1909 in 2) Kreisen in 15 (8) Fällen statt, und zwar in den 
Kreisen Bitterfeld 12, Delitzsch 1 und Naumburg 2 Besichtigungen. 

Im Regierungsbezirk Erfurt besichtigen die Kreismedizinalbeamten 
gelegentlich der Ortsbesichtigungen eine große Reihe von Fleischereien, 

Vierte\jahrsschrift für Gesundheitspflege, 191S. 37 
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Tabelle 50. 



Bestrafte 

Verurteilte 


Handlungen 

Personen 


A. Vergehen gegen die Gewerbeordnung. 


I. Arbeitsordnung. 

40 

36 

II. Arbeitslohn .. 

24 

26 

ELI. Arbeitszeit in offenen Verkaufsstellen. 

3 828 

3 764 

IV. Sonntagsruhe . .*. 

10 552 

10 514 

V. Arbeitsräume, Einrichtungen, Betriebsrege- 
lung usw. 

2 185 

2 061 

VI. Kennzeichen der Arbeiter. 

3 

3 

VH. Frauensohutz. 

1 730 

1 638 

VOT. Jugend- und Kinderschutz nach der Gewerbe- 
Ordnung . 

1 003 

944 

B. Andere Gesetze. 

IX. Kinderschutz mit dem Kinderschutzgesetz . . . 

3 579 

3 723 

X. Anfertigung von Phosphorzündhölzem .... 

— 


XE Schutz der Schiffsmannschaft auf Seeschiffen . 

23 

18 

XII. Arbeiterversicherung. 

1 647 

1564 

Summe { 

l 1909 

1 24 614 

24 291 

1 22 200 

21 743 


Bäckereien, Molkereien, aber auch hierbei wie außerhalb der Ortsbesichtigungen 
die zahlreichen Tabaksfabriken, Webereien, Kaliwerke usw. in Gemeinschaft 
mit dem Gewerbeinspektor oder dem Bergrevierbeamten. 

Im Kreise Geestemünde, Regierungsbezirk Stade, hat sich ein erfreu¬ 
liches Zusammenarbeiten des Gewerbeaufsichte- und Medizinalbeamten an¬ 
gebahnt; sie besichtigten zusammen unter anderen 16 Schlächtereien, einen 
Schlachthof und eine Eisfabrik. Auch in den Kreisen Bremervörde und 
Kehdingen wurden in je einem Falle gemeinsame Besichtigungen vor¬ 
genommen. Außerdem wurden von den Kreisärzten allein besichtigt ein Glas¬ 
hüttenwerk, eine Häckerlingsschneiderei, eine Acetylenbeleuohtungsanlage, 
eine Mineralwasserfabrik und im Kreise Jork sämtliche Ziegeleien. 

Im Regierungsbezirk Minden hat die Zahl der Besichtigungen gewerb¬ 
licher Anlagen sowohl durch die Kreisärzte allein als auch in Gemeinschaft 
mit dem Gewerbeinspektor zugenommen. 

Im Regierungsbezirk Göln wurden Besichtigungen gewerblicher Anlagen, 
zum größeren Teile gemeinsam mit den Gewerbeaufsichtsbeamten, in den 
meisten Kreisen vorgenommen. Aber nur in wenigen Fällen geschahen sie 
aus Gründen der Gewerbeaufsicht im engeren Sinne, vielmehr fast ausschließ¬ 
lich infolge besonderer Beschwerden über Belästigungen durch diese Betriebe. 

Im Regierungsbezirk Trier haben in den Kreisen mit wenig Industrie 
die gemeinsamen Besichtigungen der Schlachthäuser zugenommen. tf 

Daß die hier geschilderte Wirksamkeit der Kreisärzte auf dem Gebiete 
der Gewerbehygiene den Anforderungen des Sozialhygienikers nicht entspricht, 
ist ohne weiteres zu erkennen. 
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Während wir sehen müssen, daß sich die deutsche Arbeite rschutzgesetz- 
gebung bzw. deren Gestaltung durch die Verwaltungspraxis gegenüber den 
Einrichtungen ausländischer Staaten hinsichtlich der Mitwirkung der Ärzte 
im Rückstände befindet, können wir feststellen, daß unsere Sozial¬ 
versicherung immer noch unerreicht in der Welt dasteht. In meiner vor¬ 
jährigen Abhandlung (Bd. 44, S. 582ff.) habe ich die Reichsversicherungs- 
ordnung besprochen und darauf hingewiesen, welche Verbesserungen, 
namentlich wegen der Vergrößerung des Versichertenkreises, das neue Reform¬ 
werk zeitigen wird. Nun bietet das „Reichsarbeitsblatt* eine Übersicht 71 ) 
über „Die Sozialversicherung in Europa u . Aus dieser Publikation läßt sich 
vor allem zweierlei entnehmen: Zunächst ergibt sich bei dem Vergleich der 
Gesetzgebungen in den verschiedenen Ländern, daß im allgemeinen, wie schon 
eben erwähnt wurde, das Deutsche Reich gegenwärtig noch unzweifelhaft den 
ersten Rang einnimmt; hiermit soll allerdings nicht in Abrede gestellt werden, 
daß in manchen Sonderfragen der eine oder der andere ausländische Staat die 
deutschen Einrichtungen übertroffen hat; wir werden daher eifrig darauf bedacht 
sein müssen, die Stellung, die uns schon wegen der Priorität zukommt, auf 
die Dauer zu wahren. Im einzelnen auf die Vorzüge der ausländischen Maß¬ 
nahmen einzugehen, ist allerdings hier nicht der Ort; ich habe überdies einige 
Vergleiche mit dem Ausland schon bei meiner vorjährigen Besprechung der 
Reichsversicherungsordnung gezogen. — Des weiteren bietet die erwähnte Über¬ 
sicht im Reichsarbeitsblatt ein zahlenmäßiges Bild von den Leistungen der 
deutschen Arbeiterversicherung von Beginn an bis zum Schluß des Jahres 1910. 
Zur Ergänzung der Angaben in einer früheren Abhandlung (Bd. 42, S. 462 
und 463) seien hier aus der amtlichen Publikation einige Zusammenstellungen 
geboten, die einen besonderen Wert dadurch haben, daß sie die letzten sein 
dürften, die sich auf die Sozialversicherungsgesetzgebung in ihrer alten Gestalt 
beziehen, und die mithin zum Vergleich mit den auf Grund der Reichs- 
versicherungs - Ordnung zu gewinnenden Ergebnissen heranzuziehen sein 
werden. 

Der Tabelle 51 entnimmt man, daß mit Hilfe der sozialen Versicherung 
gewaltige Summen, die dem Gesundheitswesen gedient haben, verausgabt 
worden sind. Allerdings sind wir nicht in der Lage, den Erfolg dieser Auf¬ 
wendungen ziffernmäßig darzulegen, wir können uns nur mittelbar aus der Höhe 
jener Geldsummen eine Vorstellung davon machen, welche Zustände jetzt vor- 
liegen würden, wenn es in Deutschland keine Sozialversicherung gegeben 
hätte. Darum ist es erfreulich, daß vor einigen Monaten im Reichstage ein 
Antrag 72 ) angenommen wurde, in dem verlangt wird, daß eine amtliche Denk¬ 
schrift über die gesundheitlichen, sittlichen und sozialen Wirkungen der 
deutschen Arbeiterschutz- und Arbeiterversicherungsgesetzgebung vorgelegt 
werden soll. 

Andererseits ist die Frage aufgeworfen worden, ob die Sozialversicherung 
nicht zu Schäden verschiedener Art, insbesondere zuSimulation undRenten- 
hysterie geführt hat; namentlich der Berliner Nationalökonom Bernhard 
hat in einer viel erörterten, aber viel und scharf zurückgewiesenen Schrift 78 ) 
versucht, diese unerwünschten Folgen darzutun. So unangebracht Bern¬ 
hards Darlegungen, die auf einer ganz einseitigen und sicherlich tendenziösen 
Beurteilung beruhen, erscheinen, so berechtigt ist es danach zu forschen, ob 
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es Zeichen dafür gibt, daß die Sozialversicherung das prophylaktische Ergebnis 
gezeitigt hat, das man erhoffte, ln meiner vorjährigen Arbeit (Bd. 44, S. 602 
und 603) habe ich die Erfolge des Heilverfahrens darzulegen versucht. Aber 
andererseits stehen diesen Feststellungen jene obenerwähnten, viel umfassen¬ 
deren Resultate entgegen, die uns zu der Befürchtung veranlaßten, daß die 
physische Beschaffenheit unserer Arbeiterbevölkerung im Laufe der letzten 
Jahrzehnte nicht nur besser, sondern eher schlechter geworden ist. Hieraus 
ist freilich nicht zu schließen, daß etwa unsere Sozialversicherung an dieser 
Verelendung schuld sei, sondern daß verhängnisvolle Einflüsse sich geltend 
machen, denen gegenüber die bisherige Gestaltung der Sozialversicherung 
noch zu schwach war, und daß diese daher namentlich nach der prophylaktischen 
Seite hin noch erheblich ausgebaut werden muß. Auch das beste Heilmittel 
versagt seinen Dienst, wenn es in zu kleiner Dosis gereicht wird. 

Erfreulicherweise sehen wir, daß unsere Sozialversicherung nicht nur 
durch die Gesetzesreform, sondern auch auf dem Wege der Verwaltung eine 
immer umfassendere Wirksamkeit zum Zwecke der Krankheitsverhütung ent¬ 
faltet. Zu den Maßnahmen, deren prophylaktischer Wert jedoch von ver¬ 
schiedenen Autoren, so insbesondere von Brauer 74 ) und Grotjahn 75 ), an- 
gezweifelt wurde, gehören die Lungenheilstätten. Es wurde daher gefordert, 
daß neben den Heilstätten, deren Heilwirkung man als fraglich bezeichnet, auch 
Heimstätten nach norwegischem Vorbilde errichtet werden sollten, mit deren 
Hilfe die unheilbaren Phthisiker von den Gesunden femzuhalten wären. Ob 
nun auch die Geringschätzung der Heilstätten berechtigt ist oder nicht — mir 
erscheint sie nicht berechtigt —, das Verlangen nach Heimstätten ist sicher¬ 
lich zu billigen. Und darum ist es zu begrüßen, daß die Heimstätten¬ 
entwickelung jetzt auch in Deutschland gute Fortschritte macht. Namentlich 
hat sich auf diesem Gebiete die Landesversicherungsanstalt Rhein¬ 
provinz ausgezeichnet. 

Im Hinblick auf die Bedeutung der in Rede stehenden Maßnahmen und 
in Anbetracht des vorbildlichen Verfahrens dieser Landes Versicherungsanstalt 
sollen an dieser Stelle aus dem letzten amtlichen Bericht 76 ) einige Stücke im 
Wortlaut hier wiedergegeben werden. Zuvor sei noch bemerkt, daß die 
Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz für die Unterbringung von invaliden 
Phthisikern im ganzen 40 Anstalten, und zwar zumeist kleine ländliche 
Eirankenhäuser, aber auch drei Pflegeheime, die nur für Lungenkranke be¬ 
stimmt sind und zwei Spezialkrankenhäuser für Schwindsüchtige, zur Ver¬ 
fügung hat. 

In dem Berichte heißt es nun: 

„Die Zahl der lungenkranken Invaliden, die Aufnahme in diese Kranken¬ 
häuser wünschen, ist erfreulicherweise in einem langsamen, aber ständigen 
Steigen begriffen. Von den Kranken sowohl als von ihren Angehörigen wird 
die Unterbringung nicht als Härte, sondern als Wohltat empfunden. 

Verpflegt wurden Personen im Jahre 


1907 . 162 

1908 . 222 

1909 . 293 

1910 .411 

1911 .469 
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Auch ist festzustellen, daß der Aufenthalt der Lungenkranken im 
Krankenhause von einer ständig wachsenden Dauer ist, was natürlich 
bei dem vorgeschrittenen Stadium ihres Leidens, wenn eine Besserung erzielt 
werden soll, notwendig ist. So sind 88 Lungenkranke länger als 2 Jahre, 
88 länger als 1 Jahr, 100 länger als 6 Monate in den Pflegeheimen geblieben. 
Im Jahre 1911 sind von insgesamt 469 verpflegten Personen einschließlich 
der Todesfälle insgesammt 335 Personen = 71 Proz. in den Anstalten ver¬ 
blieben, wozu noch 4 als erwerbsfähig entlassene Personen kommen. 

Die ständige Behandlung durch den Arzt hat regelmäßig gute Erfolge 
zu verzeichnen. Im Jahre 1911 wurden vier vorgeschrittene Fälle als erwerbs¬ 
fähig entlassen. In der Hauptsache kann sie sich bei der Art des Leidens 
natürlich nur auf eine Milderung der quälenden Nebenerscheinungen erstrecken. 
Gewichtszunahmen sind, soweit es sich nicht um Kranke der letzten Stadien 
handelte, fast ausnahmslos zu verzeichnen. Subjektiv fühlen sich die meist 
sehr abgefallenen Kranken schon nach einigen Wochen wesentlich besser. Der 
Einfluß der geordneten Lebensweise auf Körper und Gemüt macht sich in 
fast allen Fällen bemerkbar. 

Stetig bettlägerig krank waren nur einzelne, die sich im letzten Krankheits- 
stadium befanden. Dagegen haben fast alle von Zeit zu Zeit wegen vorüber¬ 
gehender Verschlimmerung des Leidens oder Auftretens von hohem Fieber, 
Lungenblutung, tuberkulöser Darmentzündung, Gehirn- und Rippenfellentzün¬ 
dung das Bett hüten müssen. 

An Komplikationen lagen vor: Kehlkopftuberkulose, Darmtuberkulose, 
Wanderniere, Nasenlupus, Mittelohrkatarrh u. a. 

Die Kranken mittlerer Stadien beschäftigten sich freiwillig stundenweise 
mit leichter Haus-, Garten- und Handarbeit. Überhaupt hat es sich immer 
mehr als notwendig herausgestellt, durch Beschäftigung die Gedanken der 
Kranken von ihrem Leiden abzulenken. Der Müßiggang lenkt sie auf ihr 
Leiden hin, macht sie überdrüssig und veranlaßt sie zu baldigem Austritt. 
Im Anfänge wollen die meisten von ihnen zwar nichts von Beschäftigung 
wissen, indessen gelingt es einer geschickten und entgegenkommenden An¬ 
passung an den Charakter und die Neigung des Kranken seitens der Ver¬ 
waltung und des Pflegepersonals doch fast regelmäßig, irgend eine ablenkende 
und doch zusagende Tätigkeit in Haus-, Garten- oder Handarbeit für den 
Kranken zu finden. Eine ganze Reihe von Invaliden hat sich zu dauerndem 
Aufenthalt entschlossen. 

Verschiedene Pfleglinge wurden auf genommen, bei denen ein Heilverfahren 
abgelehnt worden war, weil nicht vorauszusehen war, daß sie durch die bei 
Heilstättenbehandlung übliche Kur in der Höchstdauer von drei Monaten 
wieder erwerbsfähig werden würden. Mehrere von diesen konnten nach viel- 
monatiger Sohonung und Behandlung nunmehr dennoch als für die Heilstätte 
geeignet entlassen werden. Auch bei manchen anderen ist der Krankheits¬ 
prozeß nach mehrmonatiger Schonung zur Ruhe gekommen. Einige von diesen 
verließen wesentlich gebessert das Krankenhaus, um, unterstützt durch 
die Rente, eine ganz leichte Beschäftigung aufzunehmen. Sie konnten ohne 
Bedenken entlassen werden, denn gesundheitlich gebessert und über die not¬ 
wendigen Vorsichtsmaßregeln belehrt, boten sie die Garantie, daß sie zunächst 
keine ernste Gefahr für ihre Mitmenschen mehr seien. 
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Von den Kranken selbst sowohl als auch von ihren Angehörigen, deren 
Besuch sie unbeschränkt empfangen dürfen, wird denn auch die Unterbringung 
nicht als Härte, sondern als Wohltat empfunden. 

Am 1. Januar 1911 befanden sich in den Anstalten 221 (1910: 188) 
lungenkranke Pfleglinge. Im Laufe des Jahres wurden neu überwiesen 
248 Pfleglinge, so daß zusammen 469 Personen im Jahre 1911 verpflegt 
worden sind. Hierunter befanden sich 101 Frauen. Diesen 469 Personen 
wurden 83 646 Pflegetage gewährt. Die Pflegekosten betrugen 156233,36«^. 
An Kenten wurden einbehalten 39 408,92 tvon fremden Versicherungs¬ 
anstalten wurden für Tuberkulöse dieser Anstalten 483,69 Jft erstattet, so daß 
die LandeBversicherungsanstalt für die Pflege der tuberkulösen Invaliden die 
Summe von 116 340,82^ aufgewendet hat. 

Von den verpflegten Invaliden standen 
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Somme 469 

Es waren 64 Sterbefälle im Jahre 1911 zu verzeichnen, ausgetreten sind 
134 Pfleglinge. Am Schlüsse des Jahres 1911 waren 271 Tuberkulöse unter¬ 
gebracht.“ 

Betrachten wir nun, wie weit die Invalidenpflege, soweit sie sich auf 
Tuberkulöse erstreckt, bis jetzt bei sämtlichen Trägern der Invalidenversiche¬ 
rung gediehen ist; hierüber belehrt uns die den amtlichen Nachrichten 77 ) des 
Reichsversicherungsamtes entnommene Tabelle 52. 

Man ersieht aus der Tabelle 52, um wieviel weiter die Entwickelung in 
der Rheinprovinz gediehen ist als in allen anderen Landesgebieten. Offenbar 
hat die Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz auf diesen wichtigen Teil 
der Prophylaxe besondere Mühe verwendet. Denn starke Widerstände gilt 
es hierbei zu überwinden, wie der Düsseldorfer Landesrat Schmittmann 78 ) 
gelegentlich der Ausschußsitzung, die vom Deutschen Zentralkomitee zur 
Bekämpfung der Tuberkulose auf den 13. Juni 1912 einberufen war, mit großer 
Klarheit dargelegt hat. Als das schwerwiegendste Hindernis bezeichnet er 
das „psychologische Moment, daß der Kranke nicht bereit ist, sich um der 
Mitmenschen willen als Aufgegebener internieren zu lassen“. Das einzige Mittel 
hiergegen erblickt Schmittmann darin, „daß statt des Gesichtspunktes der 
Internierung immer das Moment der Hilfe in den Vordergrund gestellt 
wird. Die Hoffnung auf Hilfe erzeugt Bereitwilligkeit, sich in Anstaltspflege 
zu begeben, die Hoffnung auf Hilfe veranlaßt die Kranken, trotz aller wechseln¬ 
den Stimmungen in der Anstaltspflege auszuharren. Die Erfahrungen der 
Versicherungsanstalt Rheinprovinz haben bewiesen, daß es gelingt, die Kranken 
solange an die Anstaltpflege zu fesseln, als es gelingt, ihnen die Hoffnung auf 
Besserung oder wenigstens auf Linderung der quälenden Krankheitserschei¬ 
nungen zu erhalten“. 
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Seit einer Reihe von Jahren bemüht man sich, auch die militärärzt¬ 
lichen Untersuchungen für die Heilbehandlung nutzbar zu machen. 
Die Militärärzte sind berechtigt (aber nicht verpflichtet), diejenigen von den 
militäruntauglichen Gestellungspflichtigen, für welche ein Heilverfahren auf 
Kosten der Invalidenversicherung in Betracht kommt, den Versicherungsträgern 
bekannt zu geben. In welchem Umfange von dieser Befugnis Gebrauch ge¬ 
macht wurde, und welche Erfolge bei dieser Zusammenarbeit der Versicherungs¬ 
anstalten mit den Militärsanitätskorps erzielt wurden, darüber belehrt uns 
folgende Statistik 79 ): 


Tabelle 53. Nutzbarmachung militärärztlicher Untersuchungen 
für die Heilbehandlung. 



Die unteren 

Davon sind 
in Heilbehandlung 
genommen worden 
(ständig und nicht 
ständig) 

Das Heilverfahren ist abgelehnt 

Jahr 

V erwaltungsbehörden 
haben angemeldet 

von der 
Versicherungs¬ 
anstalt 

von den 
Angemeldeten 

i 

a) Lungen- oder kehlkopftuberkulöse Personen 

1907 

925 

305 

j 352 

240 

1908 

763 

276 

209 

245 

1909 ! 

575 

189 

137 

207 

1910 

522 

165 | 

96 

224 

1911 

475 

157 | 

112 

174 


b) Personen mit anderen Krankheiten als Lungen- 
oder Kehlkopftuberkulose 

1907 

1418 

158 

II 439 

753 

1908 

1063 

127 

268 

448 

1909 

587 

85 

142 

241 

1910 

700 

80 

167 

328 

1911 

711 j 

67 i 

195 

301 


In Anbetracht der nach Hunderttausenden zählenden, jährlich abzu¬ 
fertigenden Gestellungspflichtigen erscheint die Zahl der von den Militärärzten 
für ein Heilverfahren Vorgeschlagenen äußerst klein. Betrachtet man jedoch 
die Ziffern, die Hetsch 80 ) auf Grund dienstlicher Angaben über denselben 
Gegenstand veröffentlicht hat, so gewinnt das Bild schon ein etwas besseres 
Aussehen. 

Ein Vergleich der Tabelle 53 mit der Tabelle 54 zeigt, daß hier wesent¬ 
liche Differenzen in den Angaben der beiden auf amtlichem Material beruhen¬ 
den Publikationen vorherrschen; wie diese Unterschiede zustande kommen, 
ist mir unerklärlich. 

Außer gegen die Tuberkulose wenden die Landesversicherungsanstalten 
noch manchen anderen Krankheitsarten, die oft zur Invalidität führen, ihre 
besondere Aufmerksamkeit zu; zu diesen Leiden gehören vor allem: Rheuma¬ 
tismus und Gicht, Nervenkrankheiten und Alkoholismus. Freilich beteiligen 
sich nicht alle, sondern vorläufig nur ganz wenige Versicherungsanstalten, 
insbesondere die Anstalt Rheinprovinz, an diesen prophylaktischen Maßnahmen 
in größerem Umfang. 
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Tabelle 54. Anzahl der Leute, welche während des Jahres 1911 im 
Bereiche der preußischen Armee und der sächsischen Armeekorps bei 
militärärztlichen Untersuchungen als der Einleitung eines Heilver¬ 
fahrens bedürftig ermittelt worden sind. 



Beim 

Ersatsgeschlft 

i 

Bei sonstigen 
milit&rftrztlichen 
Untersuchungen 
(Entlassungen a. d. 
Militärdienst usw. 

Insgesamt 

1 

j absol. 

Pro*.*) 

1 absol. 

Pro*.*) ! 

1 absol. 

i_ 

Pro*.*) 

Tuberkulose der oberen Luftwege und 



l 

: 



Lunge.. 

1136 

15,5 

1 166 

26,7 

1302 

16,4 

Tuberkulose der Knochen und Gelenke 

20 

0,27 

3 

0,48 

23 

0,29 

„ * Haut (einschl. Lupus) 

30 

0,41 

4 

0,64 

34 

0,43 

„ anderer Organe .... 

5 

0,07 

4 

0,64 

9 

0,11 

Insgesamt . . . 

1191 

— 

177 

i — 

1368 

— 

1. Von den ermittelten Heilbedürf- 







tigen haben ihre Einwilligung zur 
Namhaftmachung nicht gegeben 

293 

4,0 

60 

9,6 

353 

4,4 

2. Die Behandlung 







a) wurde von den Heilbedürftigen 


i 





angenommen. 

3849 

52,6 

224 

36,0 

4073 

51,3 

b) wurde von den Heilbedürftigen 

abgelehnt. 

c) wurde von den Versicherungs¬ 

1002 

13,7 

36 

5,8 

1038 

13,1 

gesellschaften usw. abgelehnt . 
d) war aus sonstigen Gründen 

243 

3,3 

13 

2,1 

256 

3,2 

nicht durchführbar. 

340 

4,6 

25 

4,0 

365 

4,6 

e) unbekannt. 

1596 

21,8 

264 

42,4 

1860 

23,4 

3. Die eingeleitete Behandlung . . . 

3849 

52,6 

224 

36,0 

4073 

51,3 

a) war von Erfolg (geheilt und 







gebessert). 

2429 

63,1 

56 

25,0 

2485 

61,0 

b) war ohne Erfolg. 

207 

5,4 

14 

6,3 

221 

5,4 

o) ist noch nicht abgeschlossen . 

724 

18,8 

59 

26,3 

783 

19,2 

d) unbekannt. 

489 

12,7 

| 95 

42,4 

584 

14,3 


*) Prozente der betreffenden Armeesumme. 


Über die bisherige Ausdehnung, welche das Heilverfahren gegen Rheuma¬ 
tismus 81 ), sowie das gegen Nervenkrankheiten 81 ) gefunden haben, unter¬ 
richten die Tabellen 55 und 56. 

Erwähnenswert ist ferner, daß die Versicherungsanstalt Rheinprovinz 
sowohl für Nervenkranke als auch für Rheumatiker jeweils besondere 
Volksheilstätten errichtet hat. Roderbirken 89 ), die rheinische VolkB- 
heilstätte für Nervenkranke, wurde im Jahre 1906 eröffnet und ging 1909 
in den Besitz der Landes Versicherungsanstalt über; sie ist die erste eigent¬ 
liche „Volksheilstätte für Nervenkranke“ in Deutschland. — Das Landesbad 
Aachen-Burtscheid 8S ) dient der Aufnahme von Personen, die an Rheuma¬ 
tismus, Ischias, chronischen Vergiftungen, Erkrankungen des Rückenmarks 
(Lähmungen), der Nerven (Neuralgien), der Atmungswege, der Haut, der Be¬ 
wegungsorgane u. a. m. leiden. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 











Die sozialhygienischen Zustände in Deutschland nach amtl. Veröffentl. usw. 587 


Auch in der 
Stellung, welche die 
einzelnen Landes Ver¬ 
sicherungs-Anstalten 
gegenüber den Maß¬ 
regeln zur Bekämp¬ 
fung des Alkoho¬ 
lismus einnehmen, 
zeigen sich große Ver¬ 
schiedenheiten. Wäh¬ 
rend ein Teil Zurück¬ 
haltung beobachtet, 
haben namentlich die 
Versicherungsanstal - 
ten Westfalen, Rhein¬ 
provinz, und Schles¬ 
wig-Holstein eine aus¬ 
gedehntere Tätigkeit 
entfaltet. „Bei ihrem 
Vorgehen gegen die 
Tuberkulose, die Ge¬ 
schlechts- und andere 
Volkskrankheiten,“ so 
heißt es in einer amt¬ 
lichen Publikation 84 ), 
„war es ihnen nicht 
verborgen geblieben, 
wie häufig der Al¬ 
kohol, wo er nicht 
selbst die Menschen 
zugrunde richtet, die 
Grundlage und Be¬ 
dingung für die Aus¬ 
breitung der genann¬ 
ten Seuchen bietet.“ 
Die Landesversiche¬ 
rungsanstalten be¬ 
schränkten sich aber 
im allgemeinen in 
ihrem Kampfe gegen 
den Alkoholismus auf 
Mittel wie Aufklä¬ 
rung, Unterstützung 
von Trinkerheilstät¬ 
ten, Guttemplerlogen 
usw., sowie auf Förde¬ 
rung des Arbeiter- 
wohnungs - Wesens, 
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während man sich mit der Einleitung eines Heilverfahrens zunächst nicht 
befreunden konnte, da es an zahlenmäßigen Belegen für die Rentabilität einer 
solchen Maßnahme fehlte. Doch auch auf diesem Gebiet sind in der letzten 
Zeit Fortschritte zu verzeichnen. Im Jahre 1905 waren nur 57 alkohol¬ 
kranke Personen in Heilbehandlung genommen, im Jahre 1910 waren es 
bereits 670 Männer und 7 Frauen. Über die Tätigkeit der Landesversiche¬ 
rungsanstalt Westfalen auf diesem Gebiet liegt eine besondere Statistik 85 ) 
vor; man entnimmt ihr, daß auf Kosten der Versicherungsanstalt im Jahre 
1905 nur 9, im Jahre 1911 dagegen 160 Alkoholiker ein Heilverfahren 
genossen haben; bei den Behandelten des Jahres 1911 wurde in 128 Fällen 
= 80 Proz. aller Fälle, ein Heilerfolg erzielt. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß die Landesversicherungs¬ 
anstalten nicht nur für Tuberkulöse, sondern auch für sonstige unbemittelte, 
hilfsbedürftige Kranke und alte Rentenempfänger, denen es an einem Zu¬ 
fluchtsort fehlt, Invalidenheime errichtet hat. Aus einer Reihe solcher 
Heime — namentlich in Thüringen, Braunschweig und Hessen — ist, wie 
aus einer amtlichen Veröffentlichung 86 ) mitgeteilt wird, öfter hervorgetreten, 
daß die Insassen der Invalidenheime sich sehr glücklich und zufrieden fühlen. 
Im Jahre 1911 waren in 13 eigenen Invalidenheimen der Versicherungs¬ 
anstalten, in 4 von ihnen gemieteten Häusern und in 404 fremden Anstalten 
(Siechenheimen, Krankenhäusern) 2744 Männer und 1183 Frauen unter¬ 
gebracht. 

So sorgt die Sozialversicherung nicht nur für Krankenbehandlung 
sowie für Krankheits- und Invaliditätsverhütung, sondern auch für ein be¬ 
schauliches Dasein sonst verlassener alter und invalider Personen. 

V. Zusammenfassung. 

Zum Schluß mögen hier nun noch einmal die wichtigsten Ergebnisse 
unserer Betrachtungen kurz zusammengefaßt werden. 

Im Vordergrund des Interesses auf dem Gebiete der Bevölkerungsbewegung 
und der sozialen Hygiene überhaupt steht zurzeit die Frage des Geburten¬ 
rückganges. Wir haben eine Reihe von Erscheinungen angeführt, aus 
denen man die Verminderung der Geburtenziffern erkennen kann. Aber wir 
haben auch betont, daß aus der üblichen Berechnung der Geburtenzahlen pro 
1000 Einwohner ein einwandfreies BUd nicht zu erhalten hat, und daß auch 
die Angaben über die Fruchtbarkeit bei den einzelnen Altersgruppen vorläufig 
nicht genügen, um Schlüsse zu ziehen. Im Hinblick auf das gegenwärtig 
vorliegende ^faterial muß man äußerst vorsichtig sein, wenn man sich über 
die Ausdehnung des Geburtenrückganges oder gar über die Ursachen dieser 
Erscheinung ein Urteil erlaubt; fehlt es aber zurzeit noch an der hinreichenden 
Feststellung von Tatsachen, so ist es naturgemäß sehr gewagt, bereits Mittel 
zur Bekämpfung des Geburtenrückganges vorzuschlagen. 

Sehr beachtenswert sind die Angaben über die Sterblichkeitsverhält- 
nisse bei den einzelnen Berufsabteilungen. Wir haben gesehen, wie 
ungünstig manche Erwerbsarten, vor allem der Handel und die Bekleidungs¬ 
industrie, dastehen. Die Tatsache, daß die Mortalität bei diesen Berufsarten 
auch schon in den jüngsten Altersklassen sehr hoch ist, hat uns gelehrt, daß 
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die traurigen Ergebnisse nicht die Folge der speziellen Berufsarbeit sind; 
sie werden vielmehr dadurch bedingt, daß körperlich untaugliche Personen 
in das Erwerbsleben eintreten und sich solchen Berufen zuwenden, wo sie 
meinen, trotz ihres mangelhaften Gesundheitszustandes tätig sein zu können. 
Gegen diesen Irrtum und seine betrübenden Konsequenzen gibt es nur ein 
Mittel: Ärztliche Untersuchung beim Eintritt in das Berufsleben und Über¬ 
weisung der Untauglichen in eigens zu gründende Waldarbeitsstätten. 

Auf diese Weise würde man der physischen Verelendung innerhalb 
der Arbeiterbevölkerung wirksam begegnen. Daß tatsächlich eine solche 
Verelendung vorliegt, und daß sie trotz aller bisher angewandten Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes und der Arbeiterversicherung zuzunehmen 
scheint, dafür haben wir mehrere sehr zu beachtende Feststellungen angeführt. 

Dagegen konnten wir zeigen, daß Zeichen einer wahren Degeneration, 
einer Entartung der Keimsubstanz, nicht zu finden sind. Auch der Hinweis 
vonBluhm, daß die abnehmende Austragefähigkeit als ein Entartungssymptom 
zu betrachten sei, ist als irrig zu bezeichnen. 

Man muß eben, wie ich in meinem „Grundriß der Sozialen Hygiene" 
Kapitel „Fortpflanzung" dargelegt habe, zwischen den Einflüssen der vererbten 
Konstitution und denen des sozialen Milieus unterscheiden. Daß eine Konsti¬ 
tutionsverschlechterung in unserem Volke vorliegt, ist nicht zu beweisen. 
Daß aber für weite Kreise die Lebensbedingungen sehr ungünstig sind und 
vielfach noch immer mißlicher werden, dafür haben wir Beispiele erwähnt. 
Wir wiesen auf die Verteuerung der Lebensmittel hin, und wir schilderten 
an der Hand des Dresdner Materials das sozialhygienische Milieu der un¬ 
bemittelten Wöchnerinnen. Und die Einwirkungen der ungünstigen sozialen 
Verhältnisse auf die gesundheitlichen Zustände haben wir auf Grund der 
Ergebnisse, die bei der Untersuchung in Halle gewonnen wurden, dargetan. 

Andererseits zeigten wir, wiederum unter Benutzung der Hallenser An¬ 
gaben, daß manche Erkrankungen, so die angeborene Lebensschwäche der 
Sander, sowie Herz- und Nervenleiden, sich verhältnismäßig häufiger bei den 
Bessersituierten finden. Auch diese Kreise leiden unter dem Einfluß ihres 
sozialen Milieus. Und wenn wir dies feststellen, so ergibt sich schon hieraus, 
daß die soziale Hygiene als Wissenschaft ihr Arbeitsgebiet keineswegs auf 
die unbemittelten Volksschichten beschränkt, wie manche meinen. Allerdings 
wendet sich das Interesse der Sozialhygieniker vorzugsweise der wirtschaftlich 
schwachen Bevölkerung zu. Denn diese Kreise sind besonders groß; dazu 
kommt aber noch, daß bei ihnen die sozialhygienischen Mißstände meist un¬ 
verschuldet sind. 

Erfreulicherweise konnten wir von einer ganzen Anzahl solcher Ein¬ 
richtungen, die der Verbesserung der sozialhygienischen Zustände dienen, 
berichten. Hierzu gehört zunächst die Fürsorge für die Kinder im Spiel¬ 
alter, auf welchem Gebiete Charlottenburg bahnbrechend vorangegangen ist. 
Des weiteren sind die Maßnahmen zur körperlichen Ertüchtigung der 
Schuljugend zu erwähnen; hier hat sich Braunschweig ausgezeichnet 
Besonders zu begrüßen ist die in mehreren deutschen Städten bereits ein¬ 
geführte ärztliche Untersuchung der Fortbildungsschüler. Dagegen 
ist das völlige Verbot der Nachtarbeit der Jugendlichen leider nicht erreicht 
worden. Zu wünschen ist ferner, daß in Zukunft mehr als bisher Ärzte an 
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der Gewerbeaufsicht mitwirken; anerkennenswert ist der obengenannte Fort¬ 
schritt in Baden. Sehr erfreulich ist es sodann, daß man jetzt den Zahn¬ 
krankheiten eine besondere Aufmerksamkeit widmet, wie dies seitens der 
Militärverwaltung und der Landesversicherungsanstalten geschieht. Letztere 
haben, wie wir dargelegt haben, in den letzten Jahren ihre Fürsorge für die 
Tuberkulösen immer mehr ausgedehnt, indem sie auch für die Unheilbaren 
eine geeignete Unterkunft beschafften. Auch die Maßnahmen der Landes¬ 
versicherungsanstalten zur Behandlung der Rheumatiker, der Nervenkranken 
und Alkoholiker verdienen Beachtung, wie auch die Invalidenheime, in denen 
alleinstehende Invalide und Greise aufgenommen werden, sehr dankenswert sind. 

So kommen wir zu dem Ergebnis: Viel Mißstände herrschen noch; aber 
von allen Seiten bemüht man sich, Abhilfe zu schaffen. Es geht vorwärts. 
Wünschen müssen wir nur noch, daß das Tempo beschleunigt wird. 
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Eier und Eierersatz. 

Eine hygienische Studie von Dr. Hugo Hühl, Eiei. 


In den letzten Jahrzehnten hat die Nahrungsmittelindustrie einen ge¬ 
waltigen Aufschwung genommen, der bedingt war durch die kulturelle und 
wirtschaftliche Entwickelung Deutschlands. Was zunächst die kulturelle 
Entwickelung anbetriift, so müssen wir hervorheben, daß aus zwei Gründen 
das Bedürfnis nach verfeinerter eiweißreicher Nahrung gestiegen ist. Erstens 
hat der Charakter der Beschäftigung eine wesentliche Änderung erfahren für 
eine große Zahl der Bewohner Deutschlands, die Handarbeit, welche mit einer 
großen Muskelanstrengung verbunden war, ist durch Maschinen ersetzt, an 
ihre Stelle trat die Kopfarbeit, welche eine andere Energiezufuhr bedingt. 
Bei schwerer Muskelarbeit, die eine gesteigerte Aufnahme von Kohlehydraten 
und Fett erfordert, kann der Mensch mit einer Ernährung auskommen, die 
fast ausschließlich aus Pflanzenstoffen besteht. Der Kopfarbeiter dagegen 
muß, um sich richtig zu ernähren, einen Teil der Pflanzenkost durch anima¬ 
lische eiweißreiche Nährstoffe decken J ) *). Dazu kommt zweitens, daß die ge¬ 
steigerten Löhne bzw. Gehälter das Streben nach einer verfeinerten Kost auf- 
kommen ließen. Die wirtschaftliche Entwickelung Deutschlands gibt sich 
einmal kund in der enorm wachsenden Bevölkerungsziffer, sodann in dem 
vollständigen Erwerbsumschwung. Man schätzt 8 ), daß auf dem Gebiete des 
heutigen Deutschen Reiches im Jahre 1816 24,8 Millionen Menschen wohnten. 
Seit der Gründung des Reiches ist die Zahl seiner Einwohner gestiegen von 
48,8 Millionen im Jahre 1871 auf 64,9 Millionen im Jahre 1910 oder im Ver¬ 
hältnis von 100 zu 159. Die durchschnittliche Zunahme betrug seit dem 
Jahre 1885 regelmäßig mehr als 1 Proz. im Jahre; 1895 bis 1900 gar 1,50, 
1900 bis 1905 1,46, 1905 bis 1910 1,36Proz. jährlich. Dem entspricht 
gegenwärtig eine Bevölkerungsvermehrung von etwa 825000 Menschen im 
Jahre. Unter der Annahme einer weiteren Steigerung von nur 1 Proz. im 
Jahre werden um die Mitte des 20. Jahrhunderts rund 100 Millionen Menschen 
im Deutschen Reiche zu ernähren sein. Die so im Laufe der letzten 40 Jahre 
enorm wachsende Bevölkerung konnte in der Landwirtschaft keine Erwerbs¬ 
gelegenheit mehr finden und mußte sich anderen Berufen zuwenden, und 
zwar oft solchen, bei denen die Kopfarbeit gegenüber der Muskelarbeit in 
den Vordergrund tritt. Hiermit eng zusammen hängt die Verringerung der 
Muskelarbeit für die Mehrzahl der Bewohner Deutschlands von vornherein 
durch die Umbildung der deutschen Volkswirtschaft vom überwiegenden Agrar- 
zum überwiegenden Industriestaat. Wir erwähnten schon, gestützt auf die 
Forschungsergebnisse Cohnheims und Rubners, daß der mehr geistig 
arbeitende, körperlich aber nur wenig angestrengte Mensch eine eiweiß¬ 
reichere Nahrung nötig hat und Beinen Energiebedarf 4 ) nicht ausschließlich 
durch Pflanzenkost decken kann. 

Nicht übersehen werden darf natürlich, daß der Aufschwung der Technik 
die Entwickelung der Nahrungsmittelindustrie ganz außerordentlich förderte. 
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Es wäre z. B. der Mühlenindustrie geradezu unmöglich, den gesteigerten 
Anforderungen zu genügen, welche die Konsumenten auf Grund der For¬ 
schungen der Physiologen und der verfeinerten Lebensansprüche an sie 
stellen, wenn die Technik nicht die großartigen Hilfsmittel in Gestalt maschi¬ 
neller Einrichtungen geschaffen hätte. 

Es wurde schon zum Ausdruck gebracht und begründet, daß die Nach¬ 
frage auf dem Nahrungsmittelmarkte das Angebot übersteigt. Infolgedessen 
sind die Preise auch gestiegen, ja, es ist in vielen Fällen, wenn es sich um 
Produkte der Landwirtschaft handelt, geradezu unmöglich, die Bedürfnisse 
im eigenen Lande zu decken; es bleibt nichts anderes übrig, als durch Import 
der betreffenden Produkte aus reicheren Ländern, die Überschuß haben, das 
Fehlende zu decken oder durch Ersatzstoffe. 

Auf Grund dieser wirtschaftlichen Erörterungen können wir dem Thema 
näher treten. Es seien zwei Leitsätze aufgestellt: 

I. Welche Anforderungen müssen an importierte Eier gestellt werden? 

II. Unter welchen Bedingungen genügen Eierersatzmittel den Anforde¬ 
rungen der Hygiene? 

Der Verbrauch an Eisubstanz ist recht bedeutend, einmal infolge der 
verfeinerten Lebensweise in allen Bevölkerungsschichten, sodann infolge des 
natürlich gesteigerten Verbrauches, der bedingt ist durch den Umschwung 
der Erwerbstätigkeit. Deutschland ist daher gezwungen, aus dem Auslande 
zu importieren, und wir haben zu unterscheiden zwischen der Einfuhr ganzer 
Eier und der von konserviertem Eiweiß und Eigelb. Beide finden auch 
industrielle bzw. gewerbliche Verwendung, so die teuren Eidotter in der 
feineren Gerberei. Hiervon können wir natürlich absehen, es handelt sich 
für uns lediglich um die Eisubstanz als Nahrungsmittel. Als Grundsatz 
können wir die Bedingung hinstellen, daß die importierten ganzen Eier sich 
in einem hygienisch einwandfreien Zustande befinden. Bei längerem Auf¬ 
bewahren gehen die Eier leicht in Fäulnis und Zersetzung über. Diese ist 
nach Zimmermann 6 ) stets durch niedere Organismen, Schimmelpilze oder 
Bakterien verursacht. Die Schimmelpilze 6 ) dringen nicht ausnahmslos, aber 
doch in der Regel von außen durch die poröse Schale ein, die Infektion mit 
Bakterien erfolgt gewöhnlich im Eileiter, wenn auch die Einwanderung von 
Fäulnis- und Typhusbakterien wie von Cholera Vibrionen durch die un¬ 
verletzte Schale nachgewiesen ist. Um die Eier gegen das Eindringen von 
schädlichen Organismen zu schützen, überzieht man sie mit einem luftdichten 
Überzüge von Paraffin, Gelatine, Gummi, Harz, Wachs usw. oder behandelt 
sie mit einer antiseptischen Flüssigkeit. Hierauf brauchen wir nicht näher 
einzugehen, da eine gesundheitliche Schädigung durch so konservierte Eier 
nicht stattfindet, erwähnt sei nur, daß sie an Geschmack einbüßen. Wichtig 
dagegen ist, daß das spezifische Gewicht importierter Eier nicht unter 1,05 
beträgt. Eier mit diesem spezifischen Gewichte sind mindestens drei Wochen 
alt; beträgt das spezifische Gewicht nur noch 1,015, so zeigt das Ei in der 
Regel schon Fäulniserscheinungen und ist in jeglicher Form zum mensch¬ 
lichen Genüsse ungeeignet 7 ). 

Eine schärfere Kontrolle ist erforderlich, wenn es sich um konserviertes 
Eiweiß und vornehmlich Eigelb handelt. Konsument ist hier die Nahrungs¬ 
mittelindustrie in erster Linie. Bäcker und Konditoren, Fabrikanten von 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. QQ 
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Eipulver verbrauchen große Mengen konserviert importierten Eigelbs und 
Eiweiß. Unter Umständen ist gegen diese Einfuhr vom hygienischen Gesichts¬ 
punkte aus nichts einzuwenden, nämlich dann, wenn die Haltbarmachung der 
Eisubstanz ohne Zusatz schädlicher Konservierungsmittel erfolgte. So bringt 
die amerikanische Firma „Troefood Company Limited“ ein haltbar gemachtes 
Eigelbpulver in den Handel, daß nach den Untersuchungen von M. Popp*) 
eine vorzügliche Zusammensetzung besitzt. In der Trockenmasse enthalten: 


1 

1 

i 

j Fett 

Eiweiß 

Stickstofffreie 

f 

! 

| Proz. 

Proz. 

Substanz 

1. Eierpulver Troefood. . . 

36,34 

48,60 

7,16 

2. Frische Hühnereier . . . 

48,66 

41,25 

— 


Das Eierpulver wird mit Wasser angerieben und dann weiter verdünnt. 
Die Verdünnung schmeckt nach einer Mischung von rohem und gekochtem Ei. 

Nicht selten sind importierte Eierkonserven durch Chemikalien gegen 
Fäulnis geschützt In Betracht kommen Alkalien, Kaliumhydroxyd und 
Natriumhydroxyd, Borsäure und Borax, Kochsalz und Salicylsäure. Die Ver¬ 
wendung von Alkalien ist nur dann angängig, wenn das Eiweiß in der 
pharmazeutisch-chemischen Industrie verarbeitet werden soll, für die Fabri¬ 
kation von Nährmitteln ist es nicht geeignet. Es dürfte sich auch wohl 
stets nur um die Haltbarmachung von Eiweiß handeln. Da zur Konser¬ 
vierung, wenn wir von den pathogenen Organismen absehen, die Entwicke¬ 
lungshemmung ausreicht, genügen relativ geringe Mengen Alkali. Borsäure 
und Borax dürfen nicht verwendet werden, Borax äußert überdies kaum eine 
und die Borsäure nur eine geringe Wirkung auf das Wachstum der Mikro¬ 
flora s ). In einer 3 prozentigen Lösung kommen Sporen von Mucor und Peni- 
cillium z. B. noch gut zur Entwickelung, und Dosquet 9 ) fand, daß eine 
wässerige 5 prozentige Borsäurelösung die Bakterienentwickelung nicht völlig 
hemmt. Hailer 10 ) untersuchte die entwickelungshemmende und bakteri¬ 
zide Kraft einiger anorganischer und organischer Säuren und fand für die 
Borsäure die geringste Desinfektionskraft. Eine 0,7 prozentige Lösung tötete 
Staphylokokken noch nicht nach 60 Minuten. Auch das Kochsalz besitzt 
nach den Arbeiten von Koch 11 ), de Freytag 12 ) und Behring 18 ) nur eine 
geringe bakterizide Wirkung. Die Salicylsäure würde sehr geeignet sein, 
wenn sie nicht gesundheitsschädlich wäre. Nach Behring 14 ) wirkt sie 
doppelt so stark wie die Carbolsäure, nach Samter 15 ) wirkt sie nur wenig 
bakterizid, aber selbst in schwacher Konzentration stark entwickelungs¬ 
hemmend. Diese Eigenschaft kommt für die Konservierung aber in erster 
Linie in Frage. 

Die Wachstumshemmung der niederen pflanzlichen Organismen durch 
Chemikalien ist entweder nicht vorhanden, oder nicht anwendbar, oder endlich 
beides nicht Hygienisch ein wandsfrei ist nur das Kochsalz; in einer 10 pro¬ 
zentigen Kochsalzlösung wachsen aber gerade die gewöhnlichen, im Ei vor¬ 
kommenden Schimmelpilze noch vorzüglich. 

*) Nach einem Referat. 
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Für die Nahrungsmittelindustrie kommen also nur die Eierkonserven 
in Betracht, welche durch Austrocknen bei niederer Temperatur, höchstens 
60°C als Endtemperatur, erhalten werden; die Bezüge aus dem Auslande 
sind nur unter Garantie einzukaufen, und diese Garantie muß durch Nach¬ 
prüfung erhärtet werden. 

Die Nahrungsmittelindustrie hat sich bemüht, Ersatz für die Eier zu 
schaffen, und zwar, soweit es sich um die reelle Industrie handelt, mög¬ 
lichst vollwertigen. Das Wort „Ersatz“ bedeutet nach meiner Definition, 
daß es sich um Produkte handelt, die ohne jeglichen Eizusatz hergestellt 
wurden oder bei denen der Eizusatz doch nur eine nebensächliche Rolle 
spielt. Natürlich muß der Gehalt an verdaulichen Eiweiß- und Fettstoffen 
dem frischer Eier, berechnet auf die Trockenmasse, nahezu gleichkommen, 
ferner müssen die Mineralstoffe qualitativ jedenfalls möglichst dieselbe Zu¬ 
sammensetzung zeigen. Ist ersteres nicht der Fall, so ist das Präparat als 
Eierersatz auf jeden Fall zurückzuweisen. 

Die Verwertung des aus der Magermilch abgeschiedenen Käsestoffes zur 
Fabrikation von Eierersatzmitteln ist im Anfang dieses Jahrhunderts auf¬ 
gekommen, wenn die grundlegenden Arbeiten auch weiter zurückgehen. Das 
im Handel befindliche Kasein enthält im Maximum 93,00 Proz. Trockenmasse, 
84,76 Proz. Eiweiß und 4,20 Proz. Fett. Infolge des hohen Gehaltes an 
Eiweißstoffen ist das Kasein, trotz des geringen Fettgehaltes, entschieden ein 
geeignetes Ersatzmittel für Eier, wie aus nachfolgender Zusammenstellung 
hervorgeht. Es enthalten: 


Fett 

Eiweißstoffe 

1 Pro*. 

Proz. 

Frische Eier. 48,60 

41,25 

Kasein (im Maximum) . . . 4,20 t 

84,76 


Von einem vollwertigen Ersatz in dem oben ausgesprochenen Sinne kann 
man natürlich nicht reden, immerhin ist es mit Freuden zu begrüßen, daß 
wir in dem Kasein einen natürlichen Stoff besitzen, gegen dessen nahrungs¬ 
mittelindustrielle Verwertung vom hygienischen Standpunkte aus nichts ein¬ 
zuwenden ist, zumal der geringe Fettgehalt wenig ins Gewicht fällt, da ein 
ausreichender Ersatz durch leicht resorbierbare Fette möglich ist. 

Ich will auf die verschiedenen Kaseinpräparate des Handels nicht ein- 
gehen, es würde zu weit führen. Nur ein Beispiel möchte ich anführen. Als 
„Lactorolin“ gelangt, in Form kleiner Tafeln von etwa 4 g Gewicht, ein Eier- 
ersatz folgender Zusammensetzung in den Handel: 


Trockensubstanz. 92,30 Proz. Verdauliches Eiweiß . . . 51,88 Proz. 

Fett.16,30 „ Unverdauliches Eiweiß . . 3,06 „ 

Eiweiß. 54,94 „ Mineralbestandteile . . . 8,88 B 


Hiervon wasserlöslich 5,17 Proz., in der Hauptsache (etwa 4 Proz.) Chlor¬ 
natrium, reichliche Mengen phosphorsaures Kali, Spuren schwefelsaures Kali. 
In Wasser unlöslich 3,71 Proz., in der Hauptsache phosphorsaures Eisen; 
das Präparat war künstlich gefärbt, der Farbstoff deklariert. 

38* 
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Wie das Eiweiß der Milch, findet auch das in gewissen Samen und 
Früchten enthaltene als vegetabilisches Eiweiß Verwendung, so werden die 
eiweißreichen Leguminosensamen verarbeitet, vornehmlich die Sojabohnen. 
Ein gefärbtes Gemisch von fast gleichen Teilen Stärke und vegetabilischem 
Eiweiß bringt Töllner als vegetabilisches Ei in den Handel. 

Gegen alle wirklich eiweißreichen Präparate läßt sich nichts einwenden, 
der Zusatz künstlicher, unschädlicher gelber Farbe ist aus kaufmännischen 
Rücksichten geboten. Die Hausfrau beurteilt meistens den Wert des Eies in 
erster Linie nach der Farbe, und das große Publikum will Eherteigwaren an 
der Farbe erkennen können. 

Traurig ist es aber, daß viele Fabrikanten dieses ausnutzen und Eier¬ 
ersatzmittel in den Handel bringen, sogar unter irreführender Reklame, die 
überhaupt kein Eiweiß oder doch nur dieses in Spuren enthalten. So untersuchte 
ich vor längerer Zeit ein intensiv gelb gefärbtes Präparat, den „Eierpulver¬ 
extrakt Triumph u , das nach Aussage des Fabrikanten eine Ersparnis frischer 
Eier bedeutete, weil ein Paket im Werte von 20^ dieselben Dienste bieten 
sollte, wie eine Partie Eher für 80 Eis ließ sich feststellen, daß ein intensiv 
gefärbtes Gemisch von Weizenmehl und Kartoffelmehl vorlag. Ein Eiergelb¬ 
pulver, das das Gelb von vier Eiern in einer Menge von etwa 20 g ersetzen 
sollte, bestand aus einer intensiv gefärbten Mischung von Stärkemehl mit 
Salzen. Es wurden nur 0,88 Proz. Eiweiß ermittelt, dagegen 20,36 Proz. 
Mineralbestandteile, vornehmlich Chloride, Phosphate, Carbonate der Alkalien, 
Kalk war nicht nachweisbar. Eine Luteinreaktion trat natürlich ebensowenig 
ein, wie bei dem vorgenannten Präparat. 

Es ließen sich noch viele Beispiele, auch aus der Literatur, anführen, 
ich glaube aber, daß aus den vorstehenden Ausführungen zur Genüge hervor¬ 
geht, mit welcher Unverfrorenheit von unreellen Industriellen gefälscht wird. 
Gerade die Bevölkerungsklassen aber, die eine eiweißreiche Ernährung nötig 
haben, denen die frischen Vogeleier zu teuer sind, die unteren Beamten¬ 
klassen, bilden das Kaufpublikum. Die Farbe täuscht ihnen den Nährwert vor. 

Meines Erachtens kann mit Hinsicht auf die Ernährungsfrage unseres 
Volkes der grobe Schwindel nicht genug gebrandmarkt werden. Es liegt 
dieses im Interesse der öffentlichen Wohlfahrtspflege, der reellen Industrie 
und vor allem derjenigen Volksklassen, die wertlose Ware für teures Geld 
als wertvoll erhandeln. 

Gewinnsucht und Gewissenlosigkeit haben die Industrie solcher Nähr¬ 
mittel sehr verbreitet, man beschränkt sich nicht nur auf den Vertrieb von 
durchaus wertlosen Eierpulvern, sondern bringt auch schön gelb gefärbte 
Teigwaren als Eherteigwaren in den Verkehr. Ich habe eingangs betont, daß 
unser Volk aus mehrfachen Gründen eine gute Ernährung nötig hat. Es ist 
meines Elrachtens die Aufgabe der öffentlichen Gesundheitspflege, die richtige 
Ernährung der breiten Volksschichten aufs sorgfältigste zu überwachen, indem 
sie allen Neuerscheinungen und Neuanpreisungen auf diesem Gebiete nachgeht. 

Literatur. 

l ) Otto Cohnheim, Die Physiologie der Verdauung und Ernährung. 21. u. 
22. Vorlesung. Berlin 1908. Bubner, Volks ernährungsfragen. Leipzig 1908. 

*) Hultgreens und Landergreens, Untersuchungen über die Ernährung 
schwedischer Arbeiter bei frei gewählter Kost, 8. 34. Stockholm 1891. 
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Die Milchyersorgung grosser Städte 
mit spezieller Berücksichtigung der Verhältnisse 

in Hamburg. 

Von Dr. Richard Drews, Hamburg. 


Für das neugeborene Kind und entsprechend auch für das junge Tier 
ist ausschließlich die Muttermilch die naturgemäße Nahrung. Sie enthält alle 
zum Wachstum und zur Erhaltung des Körpers erforderlichen Nährstoffe in 
leichtverdaulicher Form und in entsprechenden Mengenverhältnissen. Das 
Fett ist in der Milch in feinster Verteilung vorhanden und wird leicht ver¬ 
daut. Der Käsestoff ist ein für die Ernährung besonders wertvoller Eiweiß¬ 
stoff. Unter den Salzen der Milch sind hervorzuheben die Kalksalze und die 
Phosphorverbindungen, deren der wachsende Organismus zum Aufbau der 
Knochen bedarf; auch Eisen führt die Milch in einer für eine beschränkte 
Zeit der Entwickelung ausreichenden Menge. 

Für den Säugling ist die Muttermilch durch keine andere Milch voll¬ 
wertig zu ersetzen, am besten noch durch die Kuhmilch, die aber im all¬ 
gemeinen mehr Käsestoff, dagegen weniger Milchzucker und Eiweiß, aber 
ungefähr die gleiche Menge Fett wie die Muttermilch enthält. 


Kuhmilch: 

Wasser.86,0 bis 89,5 Proz. 

Fett. 2,7 „ 4,3 , 

Eiweißstoffe (davon ö /io Käsestoff). 3,0 „ 4,0 „ 

Milchzucker. 3,6 „ 5,5 „ 

Salze (Mineralbestandteile). 0,6 * 0,9 „ 

Frauen milch: 

1. Woche S. Woche 

Wasser. 84,2 Proz. 

Fett. 3,5 bis 4,2 „ 

Eiweißstoffe (davon 91 Proz. Käsestoff) ... 0,8 „ 1,2 „ 

Milchzucker. 6,0 „ 7,0 „ 

Salze (Mineralbestandteile). 0,2 „ 0,25 „ 


Darum muß man die Kuhmilch, um sie der Frauenmilch ähnlicher zu 
machen, mit gekochtem Wasser verdünnen, mit Zucker (am besten Milchzucker) 
versüßen und nötigenfalls wegen des beim Verdünnen sich verringernden Fett¬ 
gehaltes mit etwas Rahm versetzen. 

Ziegenmilch kann der Kuhmilch als mindestens gleichwertig an die Seite 
gestellt werden. Sie verhält sich fast wie die Sahne der Kuhmilch, hat aber 
einen scharfen Geruch, wenn die Ziegen nicht sehr sauber gehalten werden, 
und ist nicht immer leicht zu beschaffen. 

Für den gesunden Erwachsenen ist die Kuhmilch ein ausgezeichnetes 
Nahrungsmittel, obwohl die Ernährung nicht dauernd allein mit Milch auf¬ 
recht erhalten werden kann, wegen der dazu notwendigen großen Flüssigkeits- 
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menge. Als Ernährungsmittel für Geschwächte und Kranke ist die Milch von 
ganz besonderer Bedeutung, sowohl um den Ernährungszustand zu heben, wie 
auch als planmäßig angewandtes Kurmittel bei lang dauernden Erkrankungen, 
z. B. bei Tuberkulose, gewissen Erkrankungen des Magens und der Nieren usw. 

Unter diesen Umständen ist es nicht zu verwundern, daß der Kuhmilch 
bei der Versorgung der Städte mit Nahrungsmitteln eine hohe Bedeutung vom 
Standpunkte der Volkswirtschaft und Gesundheitslehre zukommt. 

Die Menge der alljährlich im Deutschen Reiche erzeugten Kuhmilch wird 
auf rund 25 1 / 2 Millionen Liter mit einem Wert von etwa 2,1 Millarden Mark 
geschätzt. Der Wert der außerdem aus dem Auslande eingeführten Milch 
und Milcherzeugnisse schwankt im Jahre zwischen 50 und 70 Millionen Mark x ). 

Von der erzeugten Milch wird ein Teil unmittelbar genossen, während 
der größere Teil zu Butter und Käse verarbeitet wird. Der Milchverbrauch 
in den einzelnen Gegenden ist verschieden 1 ); er ist, auf den Kopf der Bevöl¬ 
kerung bezogen, in Berlin auf 106,5 Liter, in München auf 131,1 Liter, in 
Freiburg auf 181,1 Liter, in Frankfurt a. M. auf 159,9 Liter, in Cöln auf 
131,4 Liter, in Altona auf 114,7 Liter und in Hamburg auf 137,5 Liter ge¬ 
schätzt worden pro Jahr 2 ). 

Natürlich kommen bei Zählungen, wo es sich um so hohe Werte handelt, 
Schwankungen vor, und eine Zählung der Deutschen Landwirtschaft sgesell- 
schaft ergibt etwas andere Zahlen als die vorstehenden. Diese Zählung ergab 
im Jahre 1906 als Wert der deutschen Milcherzeugung 2642 Millionen Mark, 
also mehr als irgend eines anderen Zweiges der Landwirtschaft. Die bedeuten¬ 
den Werte, welche im Milchverkehr umgesetzt werden, zeigt am besten folgen¬ 
der Vergleich mit anderen Zweigen der Landwirtschaft. Die gesamte Brot¬ 
getreideernte (Weizen und Roggen) bewertete sich in dem gleichen Jahre auf 
2253 Millionen Mark, die Kartoffelernte auf 876 Millionen Mark, der Wert 
der Zuckerproduktion betrug 418 Millionen Mark, der der Spiritusgewinnung 
94 Milionen Mark. Das Braugewerbe brachte für 1120 Millionen Mark Werte 
hervor. Noch beachtenswerter wird die Summe von 2642 Millionen Mark für 
die Milcherzeugung, wenn man ihr mit Hilfe der Ausweise des „Kaiserlichen 
Statistischen Amtes“ einige Zahlen gegenüberstellt Selbst die Einnahmen aller 
Staats- und Privateisenbahnen im Jahre 1905 betragen mit 2437 Millionen 
Mark und aller Hüttenerzeugnisse (einschließlich Eisen) mit 264 Millionen 
Mark bei weitem nicht so viel, wie die Erträgnisse dieses früher so vernach¬ 
lässigten landwirtschaftlichen Nebenbetriebes. 

Der Wert der deutschen Milchversorgung im Jahre 1906 betrug mit 
2642 Millionen Mark um 642 Millionen Mark mehr als die vielbesprochene 
Kriegsentschädigung der Franzosen an Deutschland im Jahre 1871. 

Von der in den großen Städten verbrauchten Milch wird nur ein kleiner 
Teil im Stadtgebiete selbst erzeugt, und zwar zeigt sich beim Vergleich mehrerer 
großer Städte in bezug auf die Versorgung mit Milch, daß, um so kleiner die 
Eigenproduktion und um so größer die Einfuhr ist, je größer die Stadt ist 1 ). 

Die Untersuchung von Beuckemann („Der Milchverbrauch der Städte“) 
ergab in zehn Städten mit mehr als 250 000 Einwohnern pro Tag: 

Eigenproduktion. 230 078 Liter = 11,8 Proz. 

Wagenzufuhr. 565 174 „ = 28,9 * 

Bahn- oder Schiffszufuhr. . 1 101 625 „ = 59,2 „ 
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in zehn Städten mit 100 000 bis 260 000 Einwohnern pro Tag: 

Eigenproduktion. 80 435 Liter = 14Proz. 

Wagenzufuhr. 234 736 „ =42 „ 

Bahn* oder Schiffszufuhr . . . 249 198 „ = 44 „ 


in zehn Städten mit 50 000 bis 100 000 Einwohnern pro Tag: 

Eigenproduktion. 34 706 Liter = 12,5 Proz. 

Wagenzufuhr. 177 945 „ =63,9 „ 

Bahn- oder Schiffszufuhr ... 65 751 „ = 23,0 w 

in kleinen Städten: 


Eigenproduktion.24,2 Proz. 

Wagenzufuhr.55,0 „ 

Bahn- oder Schiffszufuhr.20,8 „ 


Der Milchverbrauch ist in Berlin durchschnittlich pro Kopf und pro 
Jahr 118 Liter, wofür der Durchschnittspreis mit 22^ eher zu niedrig als 
zu hoch angerechnet wird. Das macht im Jahre einen Gesamtbedarf von 
2 100 000 X 118 X 22 4 also 64 l / a Millionen Mark (247 800 000 Liter). Der 
Preis der Milch von Bolle ist vom Wagen geholt 22^, ins Haus gebracht 
24 der Preis der Milch vom Dominium Dahlen ist 30 $ und die Kindermilch 
der Milchkuranstalt im Viktoriapark kostet bis 70^. 

In München wurden im Jahre 1908 verbraucht (A. Clevisch, „Die 
Versorgung der Städte mit Milch u ) 83 312 000 Liter. Davon waren: 

Eigenproduktion. 3 183 000 Liter = 3,89 Proz. 

Wagenzufuhr. 19 585 000 „ = 23,58 „ 

Bahnzufuhr.• 60 444 000 „ = 72,67 „ 

Davon wurden pro Kopf verbraucht 149 Liter, im Jahre 1900 nur 
130 Liter. Der Milchverbrauch pro Kopf betrug: 

Im Jahre 1900 . 130 Liter 

„ n 1904 . 131 „ 

„ , 1908 149 „ 


Der Bierverbrauch war dagegen pro Kopf: 


Im Jahre 1900 . 356 Liter 

* » 1904 . 315 „ 

„ „ 1907 . 287 „ 


In Cöln treffen täglich 168162 Liter Milch ein im Preise von 25224,30*/# 
(ä Liter 15^). Davon sind: 

Eigenproduktion. 40 000 Liter = 23,78 Proz. 

Wagenzufuhr. 43 000 9 = 25,60 „ 

Bahn- oder Sohiffszufuhr . . 85 115 . = 50,62 „ 

Pro Kopf und pro Jahr werden 131,40 Liter Milch verbraucht, täglich 
0,36 Liter. Rechnet man die Betriebskosten pro Liter auf 5 ^ und eine Span¬ 
nung von 6^ zwischen Einkaufs- und Verkaufspreis, so beträgt der Jahres¬ 
umsatz in Cöln 61 379 130Liter im Verkaufswert von 12 275 826t/#, wenn 
das Liter zu 20^ verkauft wird. 

Von den 168 162Litern Milch, die täglich in Cöln eingeführt werden, 
werden verkauft etwa: 
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1. 113 162 Liter an Privathaushaltungen, 

2. 25 000 , , Bäckereien, 

3. 20 000 „ „ Anstalten, 

4. 10 000 * * technische Betriebe. 


Davon: 

a) an Margarinefabriken. 7000 Liter 

b) an Schokoladefabriken. 2000 „ 


c) za anderen technischen Zwecken und Käsefabrikation . 1000 „ 

Milcbpreise. Die Erzeugung von 1 Liter Milch kostot nach zuver¬ 
lässigen Berichten Fach verständiger durchschnittlich 13 1 / a bis 15$ an Ur¬ 
sprungswert. Dieser Preis ist auch von Howard, Professor der landwirt¬ 
schaftlichen Buchführung in Leipzig, auf Grund sorgfältiger Berechnung für 
63 größere Güter ermittelt worden. Für Cöln gibt Clevisch den Erzeugungs¬ 


preis auf 15 $ an. 

Als Verkaufspreis wird im Durchschnitt bezahlt: 

1. In Städten von 250 000 Einwohnern und mehr. 18»4 

2. ^ „ * mehr als 100 000 bis 250 000 Einwohnern . 18,2 „ 

3. „ „ n 50 000 bis 100 000 Einwohnern. 16,9 „ 

4. , „ Ä unter 50 000 Einwohnern. 15,4 £ 


In Cöln ist der Verkaufspreis 20$, in Berlin auf der Straße 18$, im 
Hause 20-$, in Paris 35-$, in London etwa 30$, in New York im Winter 
30$, im Sommer 25$. 

Sehen wir nun, wie sich die Verhältnisse der Milch Versorgung und des 
Milchbedarfs in Hamburg gestalten. 

Aus den Haushaltungsrechnungen von 200 minderbemittelten Familien 
geht hervor, daß sie durchschnittlich im Jahre 2234verausgaben, und davon 
entfallen 1017^ 52$ auf die Nahrung, und unter diesen 102 Jft 80$ für 
Milch = 4,ß Proz. aller Ausgaben, oder 10,1 Proz. der Nahrungsausgaben, 
pro Tag 28$. 

Der Milchverbrauch wächst in den Familien mit steigender Wohlhaben¬ 
heit absolut. 

Es verausgabten für Milch Familien mit einer Gesamtausgabe von: 


unter 1200 JL . 


«2,25 Jt, = 

5,8 Proz. der Gesamtausgabe 

von 1200 bis 1600 JL . . 

85,11 . = 

5,9 

1» n 

9 

. 1600 . 

2000 * . . 

95,92 £ = 

5,3 

» n 

9 

. 2000 „ 

2500 * . . 

105,73 , = 

4,8 

» n 

9 

. 2500 . 

8000 „ . . 

107,00 , = 

3,9 

» n 

9 

. 3000 „ 

4000 £ . . 

128,20 , = 

3,8 

9 ii 

9 

. 4000 „ 

5000 £ . . 

142,45 „ = 

3,3 

9 » 

9 

über 5000 Jk . 


149,14 , = 

2,5 

9 9 

9 


Die Ausgaben für Milch sind dreimal so groß wie für Kartoffeln, viermal 
so groß wie für Kaffee und Kaffeeersatz und zwei Drittel so groß wie die 
Ausgabe für Brot. Kinderreiche Familien im Arbeiterstande haben oft ebenso 
hohe Ausgaben für Milch als für die Wohnung. Es ist Regel, daß in solchen 
Familien das Anderthalb- bis Zweifache für Milch als für Fleisch ausgegeben 
wird, und bei niedrigen Lohn Verhältnissen ist das Verhältnis sogar so, daß 
viermal so viel Geld für Milch als für Fleisch ausgegeben werden muß. 
(Dr. Else Conrad, „Lebensführung von 22 Arbeiterfamilien in München“.) 
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Man sieht hieraus die große Bedeutung der Milch im Haushalt. 
Milch im Arbeiterhaushalt (zwei Arbeiter der Kistenfabrik Salomon). 

1. Mann, Frau, ein Kind. 


Einnahme. 1387,45 Jk 

Ausgabe. 1364,25 „ 

Davon für Milch. 99,77 „ 

Für Nahrung zusammen. 723,66 „ 


2. Mann, Frau, vier Kinder (12, 10, 8, 5 l / 2 Jahr). 


Einnahme. 1402,60 Jk 

Ausgabe. 1373,78 „ 

Davon für Milch. 65,74 „ 

Gesamtausgabe für Nahrung. 709,48 w 


Betrachten wir die wirtschaftlichen Verhältnisse und Fragen Hamburgs, 
so müssen wir die Städte Altona, Wandsbeck und Harburg mit in Betracht 
ziehen, weil die vier Städte örtlich und verkehrlich miteinander eng ver¬ 
bunden sind. 

Die Verbrauchsziffern für den Bedarf an Milch pro Tag und Kopf sind 
in der Bevölkerung ziemlich verschieden: 


Hamburg mit 

865 000 Einwohnern bedarf 

pro 

Tag 0,38 Liter pro Kopf 

Altona „ 

171 000 


n 


. 0,31 „ 

II fl 

Harburg „ 

60 000 

» 

n 

» 

. 0,25 . 

fl fl 

Wandsbeck „ 

34 000 

n 

» 

» 

. 0,35 . 

I» » 


Die vier Städte bedürfen mit zusammen 1 130 000 Einwohnern also täg¬ 
lich 415 450 Liter oder jährlich 151 639 250 Liter Milch (E. Meinert, „Die 
Milchversorgung Hamburgs“. Mitteilungen des Zentralvereins der Milch¬ 
produzenten für Hamburg und Nachbarstädte, Februar 1909). Zur Erzeu¬ 
gung dieser Milchmenge kommen, da jede Kuh täglich für den städtischen 
Bedarf 7 Liter Milch liefert, 59 000 Kühe in Betracht. Diese Kühe befinden 
sich in bequemer Nähe Hamburgs, und zwar in einem Kreise von 50 bis 60 km 
Radius, in den Kreisen Stormarn, Pinneberg, Segeberg, Harburg, York und 
Herzogtum Lauenburg, sowie kleinen Teilen Mecklenburgs. 

Da nun in diesen Distrikten nach statistischem Ausweis mehr als 105 000 
Milchkühe stehen, so ist für Hamburg und die anderen drei Städte ein Über¬ 
schuß von 46 000 Kühen vorhanden. Eine Inanspruchnahme noch weiterer 
Kreise würde den Milchzufiuß mit dem Quadrat der Entfernungen wachsen 
lassen, da sämtliche in Betracht kommenden Landstriche eine Produktions¬ 
stätte von Vieh und Milch in so intensiver Weise darstellen, wie man nur 
wenige im Deutschen Reiche finden kann. 

Hamburg ist daher in bezug auf die Versorgung mit Milch auf das gün¬ 
stigste gelegen. Dadurch ist ihm zugleich eine Gewahr für den Erhalt preis¬ 
werter Ware gegeben, da eine unangemessene Preisgestaltung durch die Pro¬ 
duzenten ihr natürliches Gegengewicht in der vorhandenen Konkurrenz findet. 

Auf Grund der geringen Entfernungen ist die Zufuhr der Milch in ge¬ 
ringerem Maße als andere deutsche Großstädte auf den Bahntransport 
angewiesen. Während die Zufuhr per Bahn in Leipzig 55 Proz., in München 
59 Proz., in Dresden 71 Proz. und in Berlin 72 Proz. des Gesamtbedarfs an 
Miloh beträgt, kommen von dem täglichen Bedarf von 415 450 Liter Milch 
nach Hamburg: 
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per Schiff. 42 000 Liter = lOProz. 

„ Wagen. 166 000 „ = 40 „ 

* Bahn. 187 000 „ =45 , 


in den Stadtgebieten erzeugt. . 20 000 „ = 5 „ 

Ein direkter Verkauf vom Produzenten an die Konsumenten findet nur 
in ganz geringem Umfang statt, etwa täglich 10 000 bis 20 000 Liter, davon 
zwei Drittel an öffentliche Anstalten. In der Hauptsache ruht der Verkauf der 
Milch in den Händen von rund 2200 Händlern, welche in Ladengeschäften 
und durch persönliches Überbringen dem Publikum die Milch übermitteln. 
Außerdem gibt es noch etwa 30 Grossisten, die sich zwischen die Produ¬ 
zenten und Kleinhändler geschoben haben. 

Der Straßenverkehr mit Milch spielt sich noch ziemlich nach alter Weise 
ab, indem die Milch in Eimern, welche an Wagen oder Karren mit Hunden 
hängen, von Straße zu Straße gefahren wird. Um die Milch den Eimern zu 
entnehmen, wird der Deckel der Eimer nach Bedarf geöffnet, und so wird die 
Milch mehr oder minder den Unbilden der Witterung, vor allem aber dem 
Staube preisgegeben. Um den heutigen Anforderungen an Appetitlichkeit 
und Hygiene mehr zu entsprechen, führt sich doch jetzt mehr zur Erfüllung 
der Forderung: „über die Straße darf Milch nur in fest geschlossenen Gefäßen, 
möglichst in Flaschen, verbracht werden“, die Sitte ein, die Milch in Glas- 
flaschen, die mit Pappscheiben verschlossen sind, in die Häuser zu liefern. 
Wer die dafür entstehenden Mehrkosten nicht bezahlen will, kann sich ja 
seinen Bedarf aus dem Laden selbst entnehmen. 

Da wir es nun bei der Milch mit einem sehr empfindlichen Nahrungs¬ 
mittel zu tun haben, muß bei ihrer Gewinnung, Behandlung und Aufbewahrung 
sowohl bei dem Händler als auch im Hause der Familie eine ganz besondere 
Sorgfalt und Sauberkeit angewendet werden. 

In der „Zeitschrift des Königlich Preußischen Statistischen Landesarates“ 
findet sich eine interessante Studie aus der Feder des Statistikers Dr. E. Peter¬ 
silie, die sich mit der Milchversorgung auf dem Bahnwege in 41 deut¬ 
schen Großstädten im Jahre 1911 befaßt. Über die Milcliversorgung 
Hamburgs auf diesem Wege unterrichten folgende Angaben 20 ): 

Die Milchmenge, die im Jahre 1911 auf dem Bahnweg nach Hamburg 
gekommen ist, war ganz erheblich geringer als die nach Berlin gesandte, sie 
erreichte nur 41 531 553 kg. Das ist sehr viel weniger als der geringeren 
Bevölkerung Hamburgs gegenüber Berlin entsprechen würde. Man muß aber 
bedenken, daß die Bahnmilch Berlins nicht nur die Bevölkerung der eigent¬ 
lichen Stadt, sondern auch die der dicht besiedelten nächsten Umgebung ver¬ 
sorgt, was in Hamburg nicht in dem Maße der Fall sein kann, da sich um 
Hamburg nicht ein so fester Ring stark bevölkerter Gemeinwesen legt, wie 
um Berlin. Ferner ist zu bedenken, daß Hamburg in großer Nähe noch viel 
Wiesengelände hat, das seine Umgebung mit Milch versorgt, das aber bei 
Berlin fehlt. Und schließlich ist zu berücksichtigen, daß Hamburg auch noch 
Milch auf dem Wasserwege bezieht. 

Die Entfernungen, aus denen Hamburg Bahnmilch erhält — und nur 
von dieser ist hier die Rede —, bewegen sich zwischen 12 und 104 km, also 
in viel engeren Grenzen als in Berlin. Aus einer Übersicht geht hervor, daß 
Hamburg besonders viel Milch aus der Entfernung von 31 bis 39 km 
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erhält. Mit nicht viel geringeren Mengen ist dann noch die folgende Zone 
von 41 bis 50 km vertreten. In einer Entfernungszone von 12 bis 20 km 
sind zwei Orte mit bedeutendem Milchversand, nämlich Pinneberg im Nord¬ 
westen mit 1 191 120 kg und Harburg im Süden mit 1 534 980 kg. In der 
nächsten Zone von 21 bis 28 km, die schon 7 363 770 kg Milch nach Hamburg 
schickte, finden sich sechs Orte mit je mehr als 500 000 kg Versand, nämlich 
Ashausen (1395040kg), Hittfeld (1078830kg), Stelle (1074640kg), 
Friedrichsruh (811 000kg), Daerstorf (804290kg), und Klecken 
(575 800kg). Wir kommen zur Zone von 31 bis 39 km, der mit 12 765 380 kg 
für Hamburg wichtigsten. Hier sind zu erwähnen, Schwarzenbeck 
(3 571 849 kg), Buxtehude (3 185 130 kg), Winsen a. d. Luhe (2 984 210kg) 
und Siethwende (1435 670 kg). Die Zone von 41 bis 50 km sandte 
10 241133 kg Milch. Hier kommen in Frage Büchen (2 113 430 kg), Dauen- 
hof (1648 480kg), Möhnsen (1256 383kg), Hollenstadt (1030 390kg), 
Müssen (986 300kg), Lüneburg (808 360kg) und Tosjtedt (501160kg). 
In der nächsten Zone von 51 bis 60 km wird die Milchmenge schon wesent¬ 
lich weniger; sie betrug nur noch 3 201660 kg. Nur drei Orte kommen mit 
Mengen von mehr als 500 000 kg in Frage, nämlich Trittau (826 860kg), 
Schwanheide (642260kg) und Mollhagen (633310kg). Aus der Ent¬ 
fernung von 61 bis 69 km kamen noch 2 656 610kg Milch. Hier ist mit 
größeren Mengen allein Boizenburg (1149 460kg) zu nennen, das dem öst¬ 
lichen Versorgungsgebiet angehört. Aus weiterer Entfernung ist dann ledig¬ 
lich noch Brahlstorf mit 665 960kg zu erwähnen, während die wenigen 
noch übrig bleibenden Orte beträchtlich geringere Mengen versandten. Der 
entfernteste Ort, der Hamburg mit Milch versorgt hat, ist Geesten¬ 
seth, nicht weit von Geestemünde. Trotz der Entfernung von 104 km kann 
der Ort noch dem südlichen Marschengebiet eingereiht werden, das damit von 
allen drei Versorgungsgebieten die größte räumliche Ausdehnung erhält. 

Wieweit die einzelnen Gruppen an der Milchversorgung Hamburgs be¬ 
teiligt gewesen sind, geht aus der folgenden Übersicht hervor. 


Eingeführt wurden: 

i 

Milch 

k £ 

| Proz. 

Insgesamt. 

Davon entfielen auf: 1 

! 41 531 553 


1. das Ostgebiet. 

14 528 993 

34,98 

2. das südliche Marschengebiet . . 

19 507 360 

46,97 

3. das Nordwestgebiet. 

6 225 780 

14,99 

4. vereinzelt liegende Orte . . . . | 

1 269 420 

3,06 


Das Übergewicht hat danach mit 46,97 Proz. das südliche Marschen¬ 
gebiet. Ein gutes Drittel, 34,98 Proz., der Hamburger Bahnmilch kommt 
dann noch aus dem Osten, während das nordwestliche Gebiet, das ebenfalls 
zum großen Teil aus Marschland besteht, nur 14,99 Proz. geschickt hat. 

Die Milch ist nicht nur in ihrer chemischen Zusammensetzung mannig¬ 
fach und umständlich bestimmbar, sie hat auch vom Augenblick ihrer Gewin¬ 
nung bis zu ihrer Verwendung als menschliches Nahrungs- und Erfrischungs- 
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mittel einen langen, an Haltepunkten reichen Weg zurückzulegen. Daher 
muß auch ihr Ergehen auf dieser Wanderung und ihre Ankunft am Bestim¬ 
mungsort sorgfältig überwacht und vor drohenden Schädigungen geschützt 
werden 7 ). 

Betrachten wir einmal diesen Weg und sehen wir, wie der Verkehr mit 
Milch nach dem heutigen Stand der Hygiene so geregelt werden kann, wie 
es bei billiger Berücksichtigung aller in Betracht kommenden äußeren Um¬ 
stande nur irgend möglich, und zwar nicht nur für große Musterbetriebe, ist. 

Da ist dann das Gebot, um das sich alles dreht: die Reinlichkeit. 

Das Bild des ländlichen Kuhstalles, wie es uns von Kindheit her geläufig 
ist, muß aus unserer Vorstellung verschwinden, mit seiner niedrigen, mit ab¬ 
bröckelndem Kalk beworfenen Decke, an deren Balken zierliche Schwälbchen 
nisten; mit seinen kleinen schmutzigen Fenstern, in denen hier und da nur 
noch durch eine Scherbe eine Scheibe angedeutet ist; mit seiner Gebieterin, 
der Kuhmagd, einer Gestalt von zweifelhafter Sauberkeit, wie sie die zu 
melkende, kotbedeckte Kuh gerade aus ihrem unsauberen Lager auf stört, 
um ihr dann kurzerhand den notdürftig gereinigten Melkeimer unterzustellen 
und mit der Arbeit zu beginnen, nachdem sie sich auf ihren Melkschemel in¬ 
mitten des schmutzigen StroheB niedergelassen und die Hände schnell noch 
einmal an der auch kaum gerade sauberen Schürze abgerieben hat. 

Der Musterstall unserer Zeit bietet einen ganz anderen Anblick, und 
seine leitenden Gesichtspunkte sind: Sauberkeit, Geräumigkeit, Helligkeit und 
guter Luftwechsel ohne Zugluft und ohne Staub. Die Stallwände und der 
Fußboden müssen leicht zu reinigen sein. Wasserleitung sollte in keinem 
Stalle fehlen. Von besonderer Bedeutung ist natürlich der Ort der Milch¬ 
gewinnung, der Kuhstand selbst, da die Kuh ja leider so wenig Reinlichkeits¬ 
sinn besitzt. Hauptsache ist hier die Sorge für reichliche, öfters erneute 
Streu und möglichst sofortige Beseitigung der Entleerungen. Das Tier selbst 
ist möglichst sauber zu halten, besonders sind vor dem Melken das Euter 
und die angrenzenden Körperteile gut zu reinigen und abzuwaschen. Die 
Melker und Melkerinnen müssen sachgemäß geschult sein. Vor dem Melken 
muß sich die melkende Person nochmals gründlich die Hände waschen, die 
nicht mit Ausschlag oder Geschwüren bedeckt sein dürfen. Die Melkeimer, 
am besten aus verzinktem Eisenblech, müssen gründlichst gereinigt, am besten 
im Dampf sterilisiert sein. Sofort nach dem Melken muß die Milch in Sicher¬ 
heit gebracht werden und durch Abkühlung auf 6 bis 10° Kälte in einen 
Zustand versetzt werden, der eine Vermehrung der bereits in ihr enthaltenen 
oder doch noch in sie hineingeratenen Keime unterdrückt. Dies geschieht 
durch Wasserkühlung oder noch besser durch Eis. Es werden in Deutsch¬ 
land mehr als 1 Million Liter Milch täglich gekühlt. Dann wird die Milch 
durch die Milchschleuder (Zentrifuge) und Filtrieren mit dem Kiesfilter von 
Verunreinigungen befreit und erhitzt, um die die Haltbarkeit der Milch beein¬ 
trächtigenden Keime, besonders die der Tuberkulose, zu vernichten, und ent¬ 
weder sterilisiert oder pasteurisiert. Im allgemeinen wird man mit dem 
Pasteurisieren, d. h. dem Erhitzen auf 68 bis 69°, etwa 20 Minuten lang, mit 
nachfolgender Kühlung, auskommen. In der Mehrzahl der Durchschnitts¬ 
betriebe ist die Milch immer noch so wenig vor Verunreinigung geschützt, 
daß mit ihr in Deutschland noch jährlich Tausende von Zentnern Kuhkot 
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genossen werden; besonders aber ist der Gesundheitszustand der Kühe nur 
allzuoft nicht über jeden Zweifel erhaben; gehen doch Fachleute so weit, über¬ 
haupt 60 Proz. aller Kühe für tuberkulös zu erklären. Deshalb muß die 
Milch erhitzt, gekocht werden. Absolut keimfrei wird die Milch im allgemeinen 
ebensowenig durch Erhitzung wie durch Kühlung, es erfolgt nur eine erheb¬ 
liche Wachtumshemmung der Keime. Immerhin hat die Erhitzung vor der 
Kühlung den Vorzug, daß sie von jedermann stets zu jeder Jahreszeit und in 
jeder Wohnung gemacht werden kann. Wenn auch in einzelnen Fällen ab¬ 
gekochte oder sterilisierte Milch schlecht vertragen wird, ist doch die Erhitzung* 
das wichtigste Konservierungsmittel der Milch, besonders so lange als die 
Mehrzahl der Säuglinge auf gewöhnliche Marktmilch angewiesen ist. 

Der Transport der Milch muß mit derselben Sauberkeit geschehen und 
die jetzt eingeführten Flaschen mit Pappscheiben sind recht zweckmäßig. 

Die Milchverkaufsräume müssen sauber hergerichtet sein. Jede 
ordentliche Milchhandlung soll drei getrennte Räume enthalten: einen Ver¬ 
kaufsraum, einen Aufbewahrungsraum und einen Spülraum 8 ). 

Die Verkaufsräume müssen sich in ihren Einrichtungen auf das Not¬ 
wendigste beschränken. Alles Überflüssige an Mobiliar und Ausstattungs- 
gegenständen dient nur als Staubfänger. Der Raum muß am besten voll¬ 
ständig abwaschbar sein. 

Der gleichzeitige Verkauf von anderen Handelswaren soll nur insoweit 
erlaubt sein, als dabei eine Schädigung der Milch ausgeschlossen ist; direkt 
unstatthaft ist aber der Handel mit Käse, Fischen oder gar Steinkohlen in 
demselben Raume. 

Der Aufbewahrungsraum muß ebenso vor schädlichen Einflüssen 
bewahrt werden und gute und trockene Luft enthalten. Die in manchen 
Städten so verbreiteten Kellerläden haben allerdings den Vorteil der kühlen 
Temperatur, aber den großen Nachteil der schlechten Durchlüftung und sind 
noch weniger zu empfehlen, wenn die Luft noch der Verunreinigung durch 
Abzugskanäle, Aborte usw. ausgesetzt ist. Zum Essen, Kochen oder gar 
Schlafen dürfen solche Räume nicht benutzt werden, da die Milch außer¬ 
ordentlich leicht schlechte Gerüche annimmt. Ein verständiger Händler wird 
auch das Rauchen unterlassen und ebenso das Aufstellen einer Gasuhr im 
Aufbewahrungsräume vermeiden. Daß Hunde ferngehalten werden müssen, 
versteht sich wohl von selbst. In Ermangelung eines Aufbewahrungsraumes 
werden oft große Eiskasten verwendet, die stets sauber gehalten werden 
müssen. 

Der Spülraum, der sich meistens auf dem Hofe befindet, soll ebenso 
gegen schädliche Gerüche gesichert sein, die Abzugskanäle müssen gut 
schließen und die zum Trocknen aufgestellten Gefäße vor Verunreinigung 
durch Kinder und Hunde geschützt sein. 

In den Händen der Hausfrau angelangt, bedarf die Milch außer 
kühler Aufbewahrung und Schutz vor Verunreinigung des Abkochens oder 
Pasteurisierens, wobei selbstverständlich alle Gefäße gründlich gereinigt sein 
müssen. Große Unannehmlichkeiten, Beschwerden und Schäden erwachsen 
Milchhändlern und Produzenten noch vielfach durch das geringe Verständnis, 
welches Hausfrauen oder deren Mädchen dem Wesen der Milch entgegen- 
bringen. Den hohen Wert guter Milch nach Gebühr schätzen und die Be- 
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Handlung der Milch, sowie ihre Verwendung zu nahrhaften und wohlschmecken¬ 
den Speisen gründlich kennen zu lernen, ist eine volkswirtschaftliche Aufgabe 
den jungen Mädchen gegenüber, deren Lösung bereits in der Schule angestrebt 
werden müßte 9 ). 

Um den Milch verkehr zu regeln, war es notwendig, denselben unter die 
Aufsicht der Polizei zu stellen und Vorschriften zu erlassen. In Hamburg 
wurde zuerst im Jahre 1818 eine Polizeiverordnung erlassen „wider das 
Umhertragen, Ausstellen und Verkaufen der Milch in unbedeckten Gefäßen 
und wider die Verfälschungen der Milch u , welche 1840 wieder in Erinnerung 
gebracht wurde. Das jetzt in Hamburg geltende „Gesetz, betreffend den 
Verkehr mit Kuhmilch u wurde im Jahre 1894 erlassen 10 ). In diesem Gesetz, 
welches den ganzen Milchverkehr regelt, vom Produzenten bis zum Kon¬ 
sumenten 11 ), wurde bestimmt: 

Vollmilch ist die Kuhmilch, welcher nichts zugesetzt und nichts ge¬ 
nommen ist und welche einen Fettgehalt von mindestens 2,7 Proz. und ein 
spezifisches Gewicht von mindestens 1,029 bei 15°C hat. 

Halbmilch ist die Kuhmilch, deren Fettgehalt durch teilweise Ab¬ 
rahmung oder durch Vermischung von Vollmilch mit abgerahmter Milch ver¬ 
ringert worden ist und noch einen Fettgehalt von mindestens 1,8 Proz. und 
ein spezifisches Gewicht von mindestens 1,030 bei 15° C hat. 

Magermilch ist die Kuhmilch, welche fast völlig, wie namentlich 
durch Zentrifugieren, entfettet worden ist und einen Fettgehalt von min¬ 
destens 0,15 Proz. und ein spezifisches Gewicht von mindestens 1,035 bei 
15° Chat. 

Dieses Gesetz hat wesentlich zur Besserung der beim Verkaufen der 
Milch bestehenden Zustände beigetragen, wie sich namentlich daraus zeigt, 
daß nach dem Erlaß des Gesetzes bei der zahlreichen Prüfung von Milch¬ 
proben, welche zur Untersuchung an das Hygienische Institut überwiesen 
wurden, erheblich weniger Fälle von Verfälschungen der Milch gefunden 
wurden als vorher, und zwar von Wasserzusatz, Entrahmung, Wasserzusatz 
und Entrahmung und Zusatz fremder Stoffe (Borax oder Borsäure) zur Kon¬ 
servierung der Milch. Das Hygienische Institut prüft ferner Fragen der 
Milchhygiene; insbesondere werden Untersuchungen darüber angestellt, welche 
Erfolge mau durch sorgfältige Behandlung der Milch bei der Gewinnung, 
beim Transport ^isw. in hygienischer Beziehung erzielen kann; ferner über 
die Reinigung, Pasteurisierung und Sterilisierung der Milch, sowie zur Fest¬ 
stellung des Alters und des Grades der Zersetzung der Milch bei Abgabe 
an die Konsumenten. 

Ein wohltätiger Einfluß hat sich betreffs Behandlung der Milch übrigens 
durch die belehrenden Anregungen bei Produzenten, Händlern und auch dem 
Publikum bemerkbar gemacht durch die im Jahre 1903 in Hamburg ab¬ 
gehaltene milchhygienische Ausstellung. 

Im Anschluß daran und veranlaßt durch diese Ausstellung, begründete 
sich in den Kreisen strebsamer Milchproduzenten ein Verein „Gesunde Milch“ 
mit dem Sitz in Wandsbeck zum Zweck der Förderung der allgemeinen Inter¬ 
essen der Milcherzeugung, Beratung und Belehrung der Mitglieder in allen 
die Versorgung der Stadt mit gesunder Milch betreffenden Fragen. Der 
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Verein hat jetzt 17 Mitglieder mit rund 1500 Kühen und untersteht einer 
dauernden Kontrolle eines Prüfungsausschusses aus einem Arzt, einem Tier* 
arzt und zwei Landwirten, welcher mehrmals im Jahre unangemeldet Revisionen 
abhält und die Leistungen in 1. Stallhaltung, 2. Viehhaltung, 3. Füttern, 
4. Melken, 6. Milchbehandlung und 6. Güte der Milch einschätzt. Der Verein 
hat heute fast ausnahmslos Musterstallungen. Neuerdings sind in Hamburg 1 , 
welches den Verein „Gesunde Milch“ subventioniert, die staatlichen Kranken¬ 
häuser angewiesen worden, ihren Bedarf an Milch aus dem Verein zu decken; 
im übrigen verschwindet diese Eliteware in der Masse der sonstigen Milch, 
welche zum städtischen Verbrauch geliefert wird. 

Um sich gegen den Preisdruck zu schützen, der sich durch den Erlaß 
des Milchgesetzes geltend machte, schlossen sich im Herbst 1900 die Produ¬ 
zenten mit 26 Lokalvereinen und rund 2300 Mitgliedern mit einem Besitz 
von 24 000 Kühen zum „Zentralverein der Milchproduzenten für Hamburg 
und Nachbarstädte“ zusammen, zugleich auch, um sich gegenseitig vor der 
UnVerkäuflichkeit der Milch zu angemessenen Preisen zu bewahren. Heute 
zählt der Verein 2714 Mitglieder mit 27 820 Kühen. Milch, die zu an¬ 
gemessenem Preise nicht verkäuflich war, wurde auf Vereinskosten in Meie¬ 
reien verarbeitet. Die zwischen Meiereierlös und dem festgelegten Verkaufs¬ 
preis entstehende Differenz wurde aus der Vereinskasse an das Mitglied bar 
bezahlt. Jedes Mitglied, welches jedoch seine Milch zu dem erhöhten Preise 
verkaufte, zahlte pro Liter 1 / a ^ zu den Unkosten. Dieser 1 / a ^ Beitrag hat 
genügt, die nötigen Ausgaben zu bestreiten und dabei noch einen Reserve¬ 
fond von 569 000 anzusammeln. Jetzt hat der Verein sieben eigene Meie¬ 
reien im Betrieb, welche aus Mitgliedern bestehenden Meiereigenossenschaften 
unterstehen. 

Diese Meiereien dienen in erster Linie dazu, den Mitgliedern des Vereins 
möglichsten Schutz in Aufnahme ihrer Milch in gegebenem Falle zu gewähren, 
und stellen andererseits die Reservoire dar, aus denen die Stadt ihren erhöhten 
Bedarf schöpft und in welche sie, falls der Konsum nicht genügend auf¬ 
nahmefähig ist, die überflüssige Milch ablaufen läßt. Der Betrieb in diesen 
Meiereien ist deshalb auch wechselnd und verschiedenartig stark. Die 
zurückbleibende Magermilch haben die Produzenten bis zu 90 Proz. des Voll¬ 
milchquantums zurückzunehmen, die im Mai/Juni mit 2 l / 2 $, in den übrigen 
Monaten mit 3 $ pro Liter berechnet wird. Einige Meiereien haben die 
Möglichkeit, einen großen Teil dieser Magermilch zu verkaufen, wodurch eine 
Entlastung der Lieferanten eintritt. 

Diese Dezentralisierung der Verwertung unverkäuflicher Milch hat sich 
gut bewährt, weil dadurch Frachtkosten gespart werden und eine unnötige 
Überflutung mit Milch verhindert wird. Außerdem werden die Rückstände, 
nämlich die Magermilch, in denkbar bester Beschaffenheit zurückgeliefert und 
so die relativ höchste Verwertung derselben erzielt. Es ist immer gut, diese 
Magermilch möglichst der privaten Verwendung zu entziehen und sie durch 
eine angemessene technische Verwertung nutzbar zu machen. 

Ein Überblick über die Tätigkeit des „Zentralvereins der Milchprodu¬ 
zenten für Hamburg und Nachbarstädte“ ergibt folgendes Bild: 

1909 .... 2794 Mitglieder mit 28457 Kühen 

1910 .... 2844 „ „ 28 561 
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Ergebnis in den Jahren 1901 bis 1909: 
Gesamtproduktion 458307605Liter 1909/10: 76251408Liter 

Davon verkauft . . 395 248360 „ = 86,24 Proz. 63126276 „ 

„unverkauft. . 63059245 „ =13,76 „ 13590632 , = 18 Proz. 

Minderwert 1 585 927 Jt öder 2,5 ^ pro Liter. 

Zur Erzeugung dieser Milch dienten durchschnittlich alljährlich 22 394 
Kühe. Eine Kuh lieferte jährlich 2600 Liter Milch oder täglich 7,1 Liter. 
Der Konsum verlangt von dieser Milch in den Monaten: 



Prot. 

Unver¬ 

kauft 

Ptob. 


Proz. 

Unver¬ 

kauft 

Pros. 


Proz. 

Unver¬ 

kauft 

Pros. 

April . . . 

86,4 

13,6 

August . . 

86,4 

13,4 

Oktober. . 

90,0 

10,0 

Mai .... 

81,7 

18,3 

September. 

87,55 

12,45 

November. 

89,5 

10,5 

Juni.... 

82,25 

17,75 

Februar. . 

87,3 

12,7 

Dezember . 

88,91 

11,09 

Juli .... 

84,3 

15,7 

März . . . 

87,12 

12,88 

Januar . . 

88,2 

11,80 

Im Mittel . 

83,66 

16,34 

Im Mittel . 

87,09 

12,91 

Im Mittel. 

89,2 

10,80 


Der Durchschnittspreis für 1 Liter Milch in Hamburg, der von dem 
Händler an den Produzenten bezahlt wurde: 

war 1900. 11,5 ^ 

jetzt. 14,13 w 

Der Gesamtbedarf im Jahre 1908 war an Milch für: 


Hamburg . (pro Kopf täglich 0,38 Liter) ) 
Altona • • ( n n n 0,31 „ ) 

'Wandsbeck ( „ „ * 0,35 „ ) 

Harburg . ( * „ „ 0,25 „ ) 

Davon lieferten: 


151 639 250 Liter, täglich 415450 Liter. 


Vereinsmitglieder. 67160000 Liter im Werte von 9152249 Jk 

Meiereien und sonstige Lieferanten 84 479250 „ „ , „ 10419198 „ 

Eingangspreis. . • 19571447 Jk 


Verbrauchswert. Händlerpreise an den Konsumenten: 


für 13 729 437 Liter Magermiloh & 6 4 

und 187 809 813 „ Vollmilch & 21 $ im Durchschnitt 

In Summa. 29784826 Jk 

Verdienst. 10213379 jH 

Spannung zwischen Einkauf und Verkauf für den Händler -|- 0,7 ^ pro Liter. 

Inwieweit gemeinsames Wirken günstige Erfolge und die Beseitigung 
von Mängeln und Schwierigkeiten erzielen kann, lehrt die weitere Tätigkeit 
des Zentralvereins. Die in den Viehbeständen der Mitglieder seit drei Jahren 
eingeführte Tilgung der Tuberkulose nach dem Ostertagschen Verfahren 
liegt in den Händen der Landwirtschaftskammer für Schleswig-Holstein bzw. 
des derselben unterstellten bakteriologischen Instituts für Tierseuchen in Kiel, 
und für das hamburgische Gebiet in denen der Hamburger bakteriologischen 
Station. Vom Verein wird für jede Kuh pro Jahr 1 dt bezahlt. 

Vierteljahrsschrift für Geaundheitapflege, 1918. 39 
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Es wurden untersucht: 


1906/07 . . 15 174 Kühe, davon als tuberkulös geschlachtet 294 = 1,94 Proz. 
1907/08. . 27185 „ „ „ „ „ 289 = 1,06 „ 

1908/09 . . 28 210 , , _ , 805 = 1,08 , 

1906/09 . . 70 569 Kühe, davon als tuberkulös geschlachtet 888 = 1,25 Proz. 
Untersuchungskosten rund 70 000 Ji 

Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß der Prozentsatz doch wohl sehr hoch 
angegeben ist, wenn behauptet worden ist, in Deutschland seien 60 Proz. aller 
Kühe tuberkulös. 

Welche Gefahr durch die Schlachtung der tuberkulösen Kühe beseitigt 
wurde, ergibt sich aus folgender Betrachtung: 


1906/07 

1907/08 


Jahr 


Anzahl 
der unter¬ 
suchten 
Kühe 


15 174 
27 185 


Mit 

übertragbarer Tuberkulose- 
Tuberkulose verdächtig 
behaftet 


Ktthe | Proz. 


294 1,94 

289 1,06 


Kühe 


Proz. 


512 2,9 

507 1,9 


Von insgesamt 42359 untersuchten Kühen waren daher 583 = 1,38 Proz 
mit übertragbarer Tuberkulose behaftet, die ausgemerzt und geschlachtet 
wurden. 

Da sich in beiden Jahren die erkrankten Tiere auf 200 Besitzer ver¬ 
teilten, muß die Möglichkeit einer Verseuchung der Milch von täglich min¬ 
destens 200 Kannen ä 20 Liter = 4000 Liter vorhanden gewesen sein, die 
nun durch das Schlachten der erkrankten Tiere beseitigt wurde. Diese 
4000 Liter Milch verteilen sich nach dem Hamburger Bedarf auf 2666 Haus¬ 
haltungen mit 11 464 Konsumenten, unter denen 252 Kinder (2,2 Proz.) im 
Alter bis zu einem Jahr zu rechnen sind, denen fortdauernd der Genuß von 
Milch zuteil geworden wäre, die mehr oder minder die Möglichkeit einer 
Infektion durch Tuberkelbazillen bot (Meinert). Nicht nur die Bakterien, 
auch die von ihnen erzeugten Gifte sind schädlich; auch gegen sie hilft das 
Erhitzen der Milch nicht. 

Diese Gefahr wurde beseitigt! 

Das ist eine Tätigkeit des Zentralvereins, die einen großen Vorteil gegen¬ 
über dem früheren Zustand darbietet und die man daher dankbar aner¬ 
kennen muß. 

Ich glaube, der Verein braucht die Mißgunst der öffentlichen Meinung 
nicht zu fürchten bei einer weiteren von Meinert in Aussicht gestellten 
Maßregel seitens des Vereins, welche für die Konsumenten von nicht zu 
unterschätzendem Vorteil wäre, nämlich der Errichtung einer Milchunter¬ 
suchungsstation zur Verfügung der Vereinsmitglieder und deren Ab¬ 
nehmern. 

Der Wunsch nach einer solchen Untersuchungsstation besteht seit dem 
Auftreten und der praktischen Behandlung der Streptokokkenfrage in Ham¬ 
burg. Seit dem 1. April 1908 wird die nach Hamburg eingehende Milch 
durch eigens dazu bestellte Beamte auf das Vorkommen von Streptokokken 
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geprüft, d. h. auf das Vorhandensein von Bakterien, welche entzündung¬ 
erregend und eiterbildend wirken. Werden solche Bakterien in der Milch 
eines Lieferanten gefunden, so darf dieser so lange keine Milch mehr nach 
Hamburg bringen, bis die Euh gefunden und von der Milchproduktion für 
den Konsum zurückgezogen ist, in deren Milch sich die Verunreinigung findet. 
Da nun äußere Kennzeichen der Kuh oder der Milch die Infektion auch für 
den Tierarzt nicht erkennbar machen, daher eine mikroskopische Unter¬ 
suchung der Milch jeder Kuh eines ganzen Bestandes stattfinden muß, ver¬ 
gehen je nach Lage der Produktionsstätte und Verfügbarkeit der Unter¬ 
suchungsstelle eine Reihe von Tagen, während welcher der Besitzer einer 
„Streptokokkenkuh u seine Milch nicht in den Verkehr geben darf, ohne 
sich eine Anklage gegen das Nahrungsmittelgesetz zuzuziehen. Hier gewährt 
nun der Zentralverein seinen Mitgliedern Schutz insofern, als derartige wegen 
Streptokokken beanstandete Milch, die nach vorhergehender Zentrifugierung 
und hochgradiger Pasteurisierung für Verbutterungszwecke verwendbar ist, 
in eine der angeschlossenen Meiereien abgeliefert werden kann und dann 
ebenso wie unverkaufte Milch entschädigt wird. 

Eine Milchuntersuchungsstation für die Vereinsmitglieder und deren Ab¬ 
nehmer würde die Untersuchung der Milch vereinfachen und beschleunigen. 

Seit Mai 1909 darf die von der Hamburger Polizei beanstandete „Strepto¬ 
kokkenmilch “ nicht mehr in die angeschlossenen Meiereien abgeliefert werden. 

In dem Jahrgang 1908/09 wurden 28 210 Kühe, sowie die von diesen 
erzeugte Milch auf Tuberkulose untersucht und 305 Kühe = 1,08 Proz. der 
Gesamtzahl geschlachtet. 

Leider mußte der Verein auch in diesem Jahre wieder konstatieren, daß 
das konsumierende Publikum den Bestrebungen, eine möglichst einwandfreie 
Milch zu liefern, gleichgültig gegenübersteht und an Milch kauft, was nicht 
geradezu gegen die gesetzlichen Bestimmungen verstößt, wodurch die Milch 
der Mitglieder unverkauft bleibt. Um nun diese Kosten für die Entschädi¬ 
gungen der unverkauften Milch besser zahlen zu können, wurde seit Mai 1909 
eine Vereinfachung der Sanierung der Kuhbestände eingeführt, welche in den 
Jahren 1906 bis 1909 rund 70 gekostet hatte, und die Untersuchung auf 

die Milch beschränkt, um die Kühe ausfindig zu machen und der Abschlach¬ 
tung zu überweisen, welche an Eutertuberkulose leiden. Zu diesem Zweck 
werden zuerst von sämtlichen sichtlich gesunden Kühen des Bestandes, wenn 
dieser nicht über 60 Kühe zählt, aus jedem Striche einer jeden Kuh (ohne 
vorher etwas wegzustrippen) einige Züge Milch in ein gemeinsames Gefäß 
gemolken oder zusammengegossen. Von einer Hauptsammelprobe und von 
dieser Milchmenge wird nach gutem Umrühren das Probefläschchen für die 
Untersuchung gefüllt. Von einer Kuh, die Knotenbildungen oder Verhärtungs- 
stellen am Euter oder an den Strichen zeigt, oder welche Milch gibt, die in 
Aussehen, Geruch oder sonstiger Beschaffenheit nicht normal erscheint, und 
somit irgendwelche Bedenken hinsichtlich der Gesundheit des Euters erregt, 
soll immer ein besonderes Probefläschchen mit Milch gefüllt und entsprechend 
bezeichnet werden. Diese Milch wird aber nicht der Sammelprobe zugemengt. 
Kühe, welche augenfällig abnorm beschaffene Milch geben, dürfen zur Liefe¬ 
rung von Milch für den Konsum oder zur Meiereiverarbeitung nicht weiter 
verwendet werden. 

39* 
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Von größeren Beständen müssen mehrere Sammelproben entnommen 
werden, so daß für je eine derselben nicht mehr als das Gemelk von etwa 
50 Kühen benutzt wird. Die Flaschenetikette ist dann so auszufüllen, daß 
die Kühe, deren Milch in der Probe enthalten ist, damit genügend deutlich 
gekennzeichnet sind, so daß eine Verwechselung mit anderen Tieren nicht 
stattfinden kann. 

Die Untersuchung der Kuhbestände erfolgte im Herbst 1909 und Früh¬ 
jahr 1910 durch diese Entnahme von Milchproben, deren jede durch Ober¬ 
impfung auf Meerschweinchen auf etwaiges Vorkommen von Tuberkulose¬ 
bazillen geprüft wurde. Bei Befund solcher Bazillen wurde in der Stallung, 
aus der die Probe stammte, eine eingehende Untersuchung sämtlicher Kühe 
und die Absonderung der eutertuberkulös befundenen Tiere durch einen vom 
bakteriologischen Institut entsendeten Tierarzt vorgenommen. Neue Impf¬ 
milchproben wurden außerdem von dem Kuhbestand nach Absonderung der 
erkrankten Tiere entnommen und geprüft. So wurde ein genaues Bild vom 
Stande der Eutertuberkulose gewonnen und eine auf völlig sicherer Diagnose 
begründete Entfernung der eutertuberkulösen Kühe durchgeführt. 

Die Untersuchung der rund 2800 Kuhbestände ergab im 

Herbst 1909 . 55 Infektionen = 2 Proz. 

Frühjahr 1910. 28 „ = 1 „ 

Nach Mitteilung der Untersuchungsergebnisse an die Besitzer der infi¬ 
zierten Bestände konnten diese teils selbst, teils mit Hilfe des Tierarztes in 
37 Fällen die erkrankten Tiere finden und dem Schlachter verkaufen, so daß 
nur in 18 Fällen = 0,6 Proz. der Gesamtzahl der Bestände bei den ersten 
Proben rund 5 Fälle = 0,03 Proz., bei den zweiten Proben von rund 28 000 
Kühen eine Erkrankung an Eutertuberkulose festgestellt und die Abschaffung 
der betreffenden Kühe vollzogen werden konnte. In 18 Fällen wurden Strepto¬ 
kokkenkühe ausgeschieden. 

Durch diese neue Art der Sanierung der Kuhbestände wurden nicht nur 
Kosten gespart (1909/10 6000 für Untersuchung von Milch und Kühen 
gegen 28 000^ im Jahre 1908/09), sondern es wird auch für das konsu¬ 
mierende Publikum eine Erweiterung der Sicherung für den Erhalt gesunder 
Milch geschaffen, welche das Publikum alle Ursache hat, dankbar anzuerkennen. 

Im September 1910 wurde von dem Zentralverein der Milchproduzenten 
unter der Firma „Milchzentrale u eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
gegründet, deren Hauptgesellschafter der Zentralverein ist. 

Der Zentralverein sorgt auch dadurch für eine einwandfreie Milch, daß 
er seine Mitglieder anhält, die Milch ro zu liefern, daß sie den im Milch¬ 
gesetz von 1894 geforderten Ansprüchen in bezug auf Fettgehalt und spezi¬ 
fisches Gewicht, d. h. Eiweißgehalt, entspricht und eventuell seine Mitglieder 
bestraft. 

Nach dem Inkrafttreten des Milchgesetzes trat eine fortdauernde Kon¬ 
trolle des Milchverkehrs und Untersuchung der Milch ein. Zuerst wurden 
durch zwei Offizianten der Polizei eine Anzahl Milchproben in den Geschäften 
oder von den Wagen ohne besondere Auswahl entnommen und in dem Labora¬ 
torium des Hygienischen Instituts untersucht, später, seit September 1894, 
wurde an Ort und Stelle mittels Lakstodensimeter eine Vorkontrolle durch 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





613 


Die Milchvertforgung großer Städte usw. 

den Polizeibeamten vorgenommen und nur der verdächtigen Milch Proben 
entnommen, täglich aber mindestens acht Proben untersucht. 

Die Untersuchungen führten zu folgenden Ergebnissen: 


Beanstandungen von Milch wegen Wasserzusatz und Entrahmung 
in den Jahren 1894, 1895, 1896 und 1897: 


Jahr 

Zahl der 
unter¬ 
suchten 
Proben 

Beanstandung 

wegen Wasserzusatzes oder 
geringen Fettgehaltes 

Zusatz 
von Wasser 

Zahl | Proz. 

Ungei 

d 

Fettg 

Zahl 

lügen- 

er 

'ehalt 

Proz. 

Wass< 

unc 

genü 

Fett 

Zahl 

srrusats 
1 äu¬ 
gender 
gehalt 
Pros. 

1894 

1895 

1896 

1897 

2456 | 
2194 , 
3204 i 
3794 

614 = 25,0 Proz. der Gesamtzahl 
217 = 10,4 . „ , i 

366 = 11,4 „ „ 

339 = 10,3 „ „ „ l 

178 29,0 

68 81,3 

107 29,3 

111 32,8 

392 

137 

257 

224 

63,9 

63.2 

70.3 
66,1 

44 

12 

2 

4 

7,17 

5,5 

0,5 

1,2 


In den vier Monaten Februar bis Mai 1894 waren von 892 Milchproben 
388 Proben = 43,5 Proz. zu beanstanden, und davon waren 

316 = 35,4 Proz. entrahmt oder einer Entrahmung sehr verdächtig, 

43 = 4,8 „ hatten Wasserzusatz bis zu 50 Proz. erhalten, 

28 = 3,1 „ waren durch Entrahmung und Wasserzusatz verfälscht. 

Eine Probe hatte Zusatz von wässeriger Boraxlösung erhalten. 

In den Monaten Juni bis Dezember nach dem Inkrafttreten des Milch¬ 
gesetzes ergab sich in bezug auf die festgestellten Fälschungen der . Milch 
ein ganz anderes Bild. 

Von 1564 Milchproben entsprachen 255 = 16,3 Proz. nicht dem Gesetz 
und zwar hatten 

135 Proben = 8,6 Proz. Wasserzusatz, 

76 n = 4,9 „ ungenügenden Fettgehalt, 

16 „ = 1,0 Proz. waren durch Entrahmung und Wasserzusatz gefälscht, 

28 „ enthielten Konservierungsmittel. 

Während in der ersten Periode 43,5 Proz. der Proben beanstandet wurden, 
waren es in der zweiten nur 16,3 Proz. 

Eine große Anzahl von Milchhändlern glaubte zuerst, daß der gesetzlich 
geforderte Fettgehalt von 2,7 Proz. in der in hiesiger Gegend produzierten 
Milch nicht vorhanden sei, aber die Untersuchungen ergaben, daß von 696 
Proben der nach Hamburg eingeführten Milch aus 13 aufeinander folgenden 
Monaten 

14 unter 2,5 Proz., 

11 aber 2,51 bis 2,69 Proz., 

152 „ 2,70 „ 3,0 „ 

519 „ über 3,0 „ 

Fettgehalt hatten. 

Da die Milchhändler als „Vollmilch“ die früher als „Kindermilch“ be- 
zeichnete Milch zu 25 $ pro Liter verkauften, alle übrige Milch — also auch 
diejenige, welche ihrer Meinung nach unveränderte Kuhmilch war — zu 20 $ 
als „Halbmilchwurde das Publikum durch die Polizei im November 1896 
aufgeklärt, nur „Vollmilch“, nicht „frische Milch“, was auch abgerahmte und 
Magermilch sein kann, zu fordern, und schon vom Oktober 1895 an Milch, 
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die der Milchhändler soeben geliefert hatte, bei Privatleuten diesen abgekauft, 
um festzustellen, ob die Beschaffenheit der Milch der Bezeichnung, unter 
welcher sie verkauft war, und der Bezeichnung, die das Transportgefäß trug, 
entsprach. 

Im Jahre 1894 war in einzelnen Fällen festgestellt worden, daß die 
Hamburger Milchhändler, zum Teil auch Produzenten im Einverständnis mit 
den Händlern, der Milch sogenannte „Erhaltungspulver“, bestehend aus einem 
Gemisch von Borax und Borsäure, zugesetzt hatten. Die Untersuchungen er¬ 
gaben, daß von 662 Proben 207 = 14Proz. im Jahre 1896 Zusätze von bor¬ 
säurehaltigen Mitteln erhalten hatten, besonders die nach dem Aufrahmen hin¬ 
gestellte und später als Halbmilch verkaufte Milch, damit sie nicht sauer wird. 

In den Jahren 1898 und 1899 wurden in der Vorkontrolle von den 
Polizeioffizianten 6335 bzw. 6559 Milchproben geprüft und wegen Verdacht 
auf Wasserzusatz 57 bzw. 40 Proben beanstandet. 

Die Untersuchungsstation ergab in diesen beiden Jahren: 


Jahr 

Zahl der 
unter¬ 
suchten 
Proben 

Beanstandet wegen Wasserzusatz 
oder 

ungenügenden Fettgehalt 

Wasser¬ 

zusatz 

| Zahl | Proz. 

Ent¬ 

rahmung 

Zahl | Proz. 

Wasser¬ 
zusatz und 
Entrahmung 
Zahl! Proz. 

1898 

3020 

310 = 10,2 Proz. der Gesamtzahl 

92 

29,6 

215 

69,3 

3 

0,96 

1899 

2793 

192= 7,1 , , 

| 62 

32,2 

130 

67,7 


— 


In den Jahren 1898 und 1899 wurden 945 bzw. 1178 Milchproben auf 
Zusatz borsäurehaltiger Konservierungsmittel untersucht und bei 4,65 bzw. 
4,32 Proz. aller untersuchten Fälle nachgewiesen. 


Im Jahre 1895 waren es. 23,0 Proz. 

. n 1896 , * . 14,5 „ 

■ . 1897 * „ 4,9 „ 

- » 1898 „ „ 4,65 „ 

n n 1899 „ „ nur. 4,32 „ 


aller untersuchten Fälle als günstige Folge der polizeilichen Kontrolle, so daß 
eine entschiedene Besserung eingetreten ist. 

Die Verunreinigung der Milch durch Schmutz zeigt sich in Hamburg in 
stets geringerem Grade. Der mittlere Schmutzgehalt war 1902 in der Markt¬ 
milch im Liter 10,9 mg, d. h. in 100 Litern nicht ganz 11g. 

Aus den vorstehend angeführten Untersuchungsergebnissen der Milch 
auf Fettgehalt und spezifisches Gewicht ergibt sich, daß trotz der fortdauern¬ 
den Kontrolle die Verfälschungen der Milch von 1894 bis 1899 allerdings 
von 25 Proz. aller Proben auf 7,1 Proz. zurückgegangen ist, durchschnittlich 
aber um 10 Proz. herum schwankt, so daß von zehn Proben immer eine Probe 
Milch enthält, welche nicht den von dem Milchgesetz geforderten Gehalt an 
Fett und Eiweiß hat. Ich glaube, diese Verfälschungen der Milch werden 
nicht aufhören, so lange der ganze Milchverkehr in den Händen von Privat¬ 
leuten ruht und nicht, wie die Lieferung von Trinkwasser, vom Staate über¬ 
nommen ist. Es ist daher eine ständige Kontrolle der Milch durchaus notwendig. 

Die amtliche Beurteilung der zum Konsum in großen Städten gelieferten 
Milch unterliegt außerordentlichen, oft kaum zu besiegenden Schwierigkeiten. 
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Da die Zusammensetzung, d. h. der Gehalt an wertvollen Bestandteilen (Fett, 
Eiweiß, Zucker) in der natürlichen Milch großen Schwankungen unterliegt 
und in den meisten Verordnungen die Zusammensetzung der schwächsten bzw. 
der an solchen Bestandteilen ärmsten Milch als Grundlage der Beurteilung 
dient, so ist es einleuchtend, daß eine gehaltvollere Milch bis zu einem ge¬ 
wissen Grade (in Budapest z. B. bis zu 15 Proz. und mehr) verdünnt werden 
kann, um noch zwar als schwache, aber unverfälschte Milch zu erscheinen 
und als solche zum Konsum zu gelangen. In jedem solchen Falle kann die 
Frage, ob natürlich oder mit Wasser verfälscht, wenn auch in geringem 
Grade, nur durch Vornahme regelrecht durchgefübrter Stallproben entschieden 
werden, was in großen Städten, die ihre Milch aus vielen und den verschieden¬ 
sten Quellen beziehen, ohne ständige Kontrolle sämtlicher Meiereien und 
Milchhändler undurchführbar ist. Da aber eine ständige Kontrolle der Milch¬ 
lieferanten in dem erwähnten Sinne sehr große Kosten verursachen würde, 
entsteht die Frage, ob es nicht einfacher und zweckmäßiger wäre, anstatt 
der Gehaltszahlen der schwächsten natürlichen Milch solche einer gehalt¬ 
volleren Durchschnittsmilch als Minimalzahlen vorzuschreiben. Ballö-Buda- 
pest hält eine solche Vorschrift für zweckmäßiger, denn die Produzenten 
schwacher Milch werden zwar, wenn sie nicht imstande sind, für die Pro¬ 
duktion einer gehaltvolleren Milch zu sorgen, der Lieferung in größere Städte 
verlustig, aber die Sanktionierung einer eventuellen Verwässerung der Milch 
wird hierdurch auf die sicherste Weise und einfach vermieden. 

In dem Hamburger Milchgesetz ist eine solche gehaltvollere Durch- 
schnittsmilch als Minimalzahl gewählt; da aber dasselbe einen Fettgehalt von 
2,7 Proz. verlangt und von 696 Proben eingelieferter Milch 519 einen Fett¬ 
gehalt von über 3 Proz. hatten, so besteht auch hier die Möglichkeit, die 
Milch mit Wasser zu verfälschen und doch als dem Gesetz entsprechend auf 
den Markt zu bringen. 

Eine einfache Milchprobe, die es ermöglicht, daß die Untersuchung von 
jedem Laien vorgenommen werden kann, veröffentlicht die Zeitschrift „English 
Mechanic“. Die zu prüfende Milch wird gut durchgeschüttelt, so daß die 
Fettmilch mit dem übrigen vollkommen vermischt ist. Dann wird ein Teil 
davon mit der fünfzigfachen Menge Wasser verdünnt. Man hält nun in 
einem verdunkelten Raume ein gewöhnliches Trinkglas mit breitem flachen 
Boden über eine Kerzenflamme und füllt es mit der verdünnten Milch an, 
bis man die Flamme nicht mehr durch die Flüssigkeit sehen kann. Die Dicke 
der Schicht, die erforderlich ist, um diese Wirkung zu erzielen, gibt das Maß 
der Reinheit der zu untersuchenden Milch an. Beträgt die Schicht 2 cm, so 
kann man annehmen, daß die Milch nicht gewässert worden ist. In Wirklich¬ 
keit gibt Milch von guter Qualität eine Schicht von l 1 /* cm. Bei einer solchen, 
die mit dem halben Volumen Wasser verdünnt ist, beträgt die Dicke der 
Schicht, die aufgegossen werden muß, 3 cm. Bei einer Dicke von 4 cm kann 
man annehmen, daß die Milch um die Hälfte mit Wasser verdünnt ist. Zu einer 
rohen und schnellen Beurteilung leistet dieses Verfahren recht gute Dienste. 

So wie die Milch einer steten Kontrolle bedarf, damit sie den Anforde¬ 
rungen des Milchgesetzes entspricht, so bedürfen auch die Verkaufs- und 
Wohnräume der Milchhändler einer Kontrolle, welche in Hamburg von den 
Wohnungspflegern ausgeübt wird. 
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Das Gesetz schreibt vor: „Die für den Verkehr bestimmte Milch ist mit 
der größten Sauberkeit und Sorgfalt zu behandeln, und müssen sämtliche 
Gegenstände, welche mit ihr in Berührung kommen, stets sauber gehalten 
werden. Die Milch darf nur in trockenen Räumen aufbewahrt werden, welche 
genügend hell sind, stets sorgfältig gelüftet und gereinigt und weder als 
Wohn-, Schlaf- oder Krankenzimmer benutzt werden, noch mit Kranken¬ 
zimmern in unmittelbarer Verbindung stehen. u 

Der Vertrieb der Milch ruht in den vier Städtekomplexen Hamburg, 
Altona, Wandsbeck und Harburg in den Händen von rund 2200 Händlern, 
welche in Ladengeschäften und durch persönliche Überbringung dem Publi¬ 
kum die Milch vermitteln, und außer diesen Detaillisten gibt es noch etwa 
30 Grossisten, die sich zwischen die Produzenten und Kleinhändler ein¬ 
geschoben haben. 

Das Adreßbuch von Hamburg, Altona und Wandsbeck 1911 zeigt in 

Hamburg. 1366 Milchhandlungen 

Altona .. 157 „ 

Wandsbeck. . 49 _,_ 

In Summa . . . 1572 Milchhandlungen 

Von den Milchhandlungen befinden sich in Hamburg 717, also mehr als 
die Hälfte, in Altona 52, also mehr als ein Drittel, im Keller. Die Verhält¬ 
nisse der Milchhandlungen in Hamburg müssen im allgemeinen als gut be¬ 
zeichnet werden in bezug auf Ordnung, Sauberkeit und Aufbewahrung der 
Milch, wie die Untersuchung von 370 Milchhandlungen links der Alster und 
293 Milchhandlungen rechts der Alster ergaben. Die Ladenräume waren fast 
immer sauber, die Aufbewahrungsräume enthielten oft auch andere Sachen, 
z. B. Kleiderschränke, Kommoden usw., nur die Schlaf räume waren häufig 
klein, dunkel und überfüllt. Hier wurde durch die Wohnungspfieger ab¬ 
geholfen, ebenso wurden kleine Mängel, wie unbedeckteWasserkasten, fehlende 
direkte Anschlüsse des Spülhahns, fehlende Dunstrohre in den Klosetts usw., 
durch die Gesundheitsaufseher beseitigt, die in Hamburg sehr kritisch sind. 
Schwierigkeit macht oft die Unterbringung des Hundes, der häufig im besten 
Zimmer, im Schlafraum oder gar wohl im Milchaufbewahrungsraum aufbewahrt 
wurde. Zuweilen scheiterte die Weiterbenutzung einer sonst guten Wohnung 
an der Unmöglickeit, den Hund gut unterzubringen. Nebenerwerb, Ausübung 
eines Handwerks in der Milchhandlung oder Verkauf von anderen Nahrungs¬ 
mitteln kommt vor, ist aber doch selten. Der Verkauf von Petroleum wurde 
einmal verboten. Es wurde gefunden in den Milchhandlungen rechts der Alster: 


Verkauf von Brot. 2 mal 

* „ Käse, Fettwaren. 1 „ 

„ „ Grünwaren, Brot. 1 „ 

„ a Brot, Bier, Brause. 3 „ 

* „ Brot, Bier, Fettwaren. 1 „ 

„ n Brot, Käse, Bier. 1 „ 

„ „ Bier und Selter. 1 ^ 

* a Brot, Butter, Eier. 2 „ 

„ . Eier, Butter, Käse. 3 „ 

n a Kartoffeln, Steinkohlen, Grünwaren . 3 „ 

„ „ Kolonialwaren, Früchte. 1 „ 

Möbelanfertigung. 1 B 


Unter 370 Milchhandlungen . . . 20 mal 
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Außerdem fanden sich bei diesen 370 Milchh&ndlungen: 


Dunkle Wohnräume. 7 mal 

Klosett am Laden. 2 „ 

Mangelhafte Schlafräume.48 „ 

Schlechte Wohn- und Schlaf räume. 6 n 

Unsauberkeit . ..10* 


Von den 293 Milchhandlungen links der Alster verkauften pro Tag: 


1 bis 

30 Liter . 

. 6 Milchhandlungen 

450 bis 

500 Liter . 

. 7 Milchhandlungen 

30 , 

50 

f» • 

. 10 

TI 

500 , 

600 

71 

. 5 

i) 

50 , 

100 

n 

42 

. 

600 , 

700 

II * 

. 2 

n 

100 , 

150 

* 

49 

!> 

700 , 

800 

1» 

. 4 

n 

150 „ 

200 


. 56 

fl 

800 , 

900 

II * 

. 1 

n 

200 , 

250 

* 

. 21 

fl 

900 . 

1000 

fl • 

. 2 

n 

250 . 

300 

n 

. 20 

* 

über 

1000 

fl ’ 

. 12 

f> 

350 , 

400 

fi • 

. 9 

i» ! 

1 






Von den 370 Milchhandlungen rechts der Alster verkauften pro Tag: 


1 bis 

30 Liter . 

. 12 Milchhandlungen 

300 bis 

400 Liter . 

. 18 Milchhandlungen 

30 , 

50 

» 

. 11 

n 

400 . 

500 , . 

. 6 

fi 

50 . 

100 

fi 

43 

fi 

500 , 

600 , . 

. 1 

ii 

100 . 

150 

n 

71 

fi 

700 , 

800 „ . 

1 

ii 

150 , 

200 

fi 

71 

t! 

800 , 

900 , . 

. 1 

9 

200 , 

250 

i» 

. 32 

fl 

900 , 

1000 „ . 

1 

9 

250 „ 

300 

9 

. 20 

n 

über 

1000 „ . 

. 8 

9 


Es ergibt sich aus diesen Zahlen, daß die kleinen Milchhandlungen mit 
1 bis 50 Liter Tagesverkauf mehr und mehr verschwinden und die größeren 
meistens 50 bis 250 Liter verkaufen. Dieses ist insofern von Vorteil, als bei 
geringem Umsatz auch der Verdienst nur klein ist und daher Nebenbetriebe 
ausgenutzt werden, zugleich auch, um die Schwankungen im Umsatz zu 
regulieren; Großhändler haben auch bessere Anlagen für die Milchbehandlung 
und können dem Bedürfnis des Publikums besser genügen. Das Publikum 
bezieht auch seine Milch lieber von großen Milchhandlungen. Die kleinen 
Milchhändler sind nicht genügend kapitalkräftig und rekrutieren sich oft aus 
nicht fachmännisch vorgebildeten Kreisen. Kleine Milchhandlungen gehen 
öfter in andere Hände über und werden zuweilen nur errichtet, um recht 
bald mit Nutzen verkauft zu werden. In kleinen Milchhandlungen werden 
manchmal die Kinder zum Austragen der Milch benutzt. 

Über den weiteren Vertrieb der Milch in Hamburg sagt der Bericht des 
Hygienischen Instituts über die Nahrungsmittelkontrolle in Hamburg 1898 
bis 1899: 

„Wollte man selbst annehmen, daß ein jeder einzelne der Milchhändler 
von den menschenfreundlichsten Gesinnungen geleitet wäre und sich die Auf¬ 
gabe gestellt hätte, die Milch in möglichst frischem, reinem und unverfälschtem 
Zustande an die Konsumenten zu liefern, so hätte man doch noch damit zu 
rechnen, daß ein nicht geringer Prozentsatz dieser Händler nicht alle die¬ 
jenigen Kenntnisse besitzt, welche die erste Voraussetzung für eine rationelle 
Behandlung der Milch sind. 
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Wenn man auf einem Morgenspaziergang die verschiedenen Milchträger 
und Milchkannen betrachtet und die Manipulationen verfolgt, die mit den 
Milchkannen vor sich gehen, sieht, wie gelegentlich nicht allein der Hund, 
der den Karren zieht, seine durstende Zunge an den träufelnden Milchgefäßen 
labt, sondern wie auch fremde Hunde Beziehungen mancherlei Art zu den 
gelegentlich auf dem Trottoir oder auf den Treppen vor den einzelnen Häusern 
aufgestellten Milchkannen gewinnen und wenn man sich dann alle weiteren 
mit diesem verzettelten Milchverkehr zusammenhängenden Gefahren über¬ 
legt, so sieht man sich immer wieder vor die Frage gestellt, von welcher Seite 
die unbedingt nötige gründliche Abhilfe gegen diese, einer Großstadt von der 
Bedeutung Hamburgs völlig unwürdigen Zustände zu erwarten sein müßte. tt 

In diesen Verhältnissen hat sich nun seit dem Erscheinen des Berichtes 
im Jahre 1899 gar nichts geändert, außer daß ein Teil der Milch auf den 
Karren in verschlossenen Glasflaschen befördert wird, so daß diese vor den 
Verunreinigungen auf der Straße verschont bleibt. 

Die großen Konsumgenossenschaften in Hamburg führen die Milch für 
ihre Mitglieder nicht in eigener Regie. Der Konsum-, Bau- und Sparverein 
„Produktion“ hat die Lieferung der Milch einer Meierei übertragen. Die 
Milch wird nicht ins Haus geliefert, sondern von den Mitgliedern an den 
Verkaufsstellen entnommen. Die Milch wird wöchentlich in sechs Proben 
aus verschiedenen Verkaufsstellen von einem Chemiker auf Fettgehalt und 
spezifisches Gewicht untersucht. Der Umsatz betrug im Jahre 1910 täglich 
3655 Liter. Ebenso lassen der Altonaer Beamtenverein und der Verein 
Hamburger Staatsbeamten ihre Mitglieder durch Milchgroßhändler versorgen. 

Der Bericht des Hygienischen Instituts erhofft keine Besserung des Milch¬ 
verkehrs, ehe nicht der Staat die Versorgung in die Hand genommen hat, 
ebenso wie die Regelung der Versorgung mit Fleisch und Trinkwasser. Es 
ist aber noch ein Faktor, der besonders wichtig erscheint, um eine Besserung 
des Milchverkehrs herzustellen, und das ist die Frage der Kindersterblichkeit. 

In Anbetracht der immer mehr zunehmenden, erschreckend hohen Säug¬ 
lingssterblichkeit, deren Ursache neben der bedauerlichen steten Abnahme der 
Zahl der selbststillenden Mütter in der schlechten Beschaffenheit der den 
Kindern der ärmeren Bevölkerungsklassen zu Gebote stehenden Milch zu 
suchen ist, muß es als eine sehr ernste Pflicht aller deutschen Städte be¬ 
zeichnet werden, für die Beschaffung guter und billiger Milch zu sorgen. 

Die Frauenmilch ist ein unentbehrliches Nahrungsmittel für den Säug¬ 
ling, die sich durch keine andere Milch irgendwelcher Tiergattung ersetzen 
läßt. Durch keinerlei Manipulation chemischer oder irgendwelcher Art ist es 
möglich, eine Tiermilch der Frauenmilch ähnlich oder gar gleich zu machen. 
Für den Säugling gibt es nur eine natürliche Nahrung, das ist die Milch 
seiner Mutter. Von welchem Einfluß die Ernährung auf die Sterblichkeit 
der Säuglinge und damit auf die Vermehrung des Volkes überhaupt ist, macht 
sich der Laie nur eine schwache Vorstellung. Einige statistische Angaben 
sollen dieses erläutern: 

Im Jahre 1903 starben in Deutschland von etwa 2 Millionen Lebend¬ 
geborenen fast 405 000 ehe sie das erste Lebensjahr vollendeten, und zwei 
Drittel der Todesfälle kann man auf mangelhafte Ernährung zurückführen. 
Von diesen Todesfällen kamen auf je 1 „Stillkind“ 5 „Flaschenkinder“. Von 
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den Kindern der Armen starben etwa 2 l / s m& l> den illegitimen Kindern etwa 
7 bis 8 mal so viel wie von den Kindern der Reichen. Bekanntlich ist die 
Kindersterblichkeit in den Wintermonaten am geringsten, in den Sommer¬ 
monaten, besonders im Juli und August, am größten. Diese Sterblichkeit 
kann in bezug auf die künstlich ernährten Kinder, die Flaschenkinder, bedeutend 
vermindert werden durch rationelle Ernährung. 

In Berlin starben im Jahre 1906 10170 Kinder unter 1 Jahre, von 7738 
konnte die Art der Ernährung festgestellt werden, es waren 7064 mit Tier¬ 
milch ernährt, 674 mit Frauenmilch, also nur 8,7 Proz. Brustkinder. 

In Berlin starben: 



1904 

1905 

1906 

Kinder unter 1 Jahr. 

Davon Brustkinder. 

11 325 

841 

10 170 

674 

11762 

867 


Die Sterblichkeit, und zwar besonders an Magendarmkrankheiten der 
Kinder im ersten Lebensjahre, ist eine besonders hohe während der heißen 
Jahreszeit, und hierbei spielt neben allgemeinen hygienischen Verhältnissen, 
insbesondere schlechter Wohnung, die Ernährung die Hauptrolle. 

Es starben an Verdauungskrankheiten unter 1 Jahre in Berlin: 


Juli | (überhaupt . . 3010 

August / 1900 { Brustkinder . . 140 

September J [Flaschenkinder 2817 

Juli ] f überhaupt . . 2965 

August > 1901 1 Brustkinder . . 134 
September J [ Flaschenkinder 2831 


in den j (überhaupt . . 1733 
anderen ! 1900 < Brustkinder . . 132 

Monaten J [ Flaschenkinder 1601 

in den 1 f überhaupt . .1818 
anderen > 1901 < Brustkinder . . 123 
Monaten J [Flaschenkinder 1695 


Diese Angaben gelten nicht nur für Berlin, sondern wiederholen sich für 
alle Länder und Städte und zeigen deutlich die Wichtigkeit der Ernährung 
mit Muttermilch. Die Säuglingssterblichkeit in Hamburg war im Verhältnis 
zur Gesamtsterblichkeit: 


Jahr 1 

In der Stadt 
Pros. 

Auf dem Landgebiet 
Pros. 

1904 . 

27,5 

32,8 

1905 . 

28,3 

29,2 

1906 . 

28,1 

29,0 

1907 . 

23,6 

26,7 

1908 . 

26,2 

27,6 


Es starben jährlich von 100 Lebendgeborenen im Durchschnitt der Jahre 
1886 bis 1896 in Hamburg 21 Proz. 

Die Verhütung von Magendarmkrankheiten aller Art ist der beste Schutz 
gegen die Sommerdiarrhöe (Kindercholera). So wichtig auch die äußeren 
Verhältnisse, die hygienischen und sozialen Bedingungen, die sich nicht ohne 
weiteres ändern lassen, Ursachen der Kindersterblichkeit sind, die Nahrung 
und damit die Mich muß als ebenso schwerwiegender Faktor angesehen werden. 
Natürlich tritt auch wieder bei der Ernährung der Einfluß der sozialen Ver- 
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hältnisse zutage. Da die Anschaffung guter und einwandfreier Nahrung so 
sehr von der wirtschaftlichen Lage der einzelnen Familie abhängt, so kann 
man sich nicht wundem, daß auch auf dem weiten Gebiet der Magendarm¬ 
krankheiten die ärmsten Kinder am schlechtesten gestellt sind. Der Mangel 
geeigneter Vorratsräume und die Unkenntnis über die geeignete Behandlung 
der Milch im Haushalt und über die einfachsten hygienischen Anforderungen 
deB Säuglings machen sich auch hier wieder zu ungunsten der wirtschaftlich 
schlechter Gestellten und weniger Intelligenten geltend. 

Die Kindersterblichkeit steht auch in Hamburg im umgekehrten Ver¬ 
hältnis zum Einkommen. Im Jahre 1898: 



Versteuertes Ein¬ 
kommen pro Kopf 
JC 

Säuglinge starben 
auf 1000 Einwohner 

Harvestehude. 

2829 

2,02 

Rotherbaum.' 

2150 

2,47 

Altstadt. 

658 

3,65 

Neustadt. 

353 | 

9,39 

Horn. 

295 

10,86 

Bill ward er Ausschlag .... 

266 

1 

9,00 


Unter diesen Umständen wäre es eigentlich die Pflicht des Staates oder 
der Stadtregierungen, dafür zu sorgen, daß allen Säuglingen eine absolut 
gute, reine und einwandsfreie Milch zur Verfügung steht, wodurch sicher der 
großen Kindersterblichkeit vor gebeugt werden könnte. Dieser Anforderung 
stehen aber große Schwierigkeiten entgegen. 

Das Natürlichste wäre es, wenn jede Milch so gewonnen und von solchen 
Eigenschaften wäre, daß man sie ohne Bedenken zur Ernährung von Säug¬ 
lingen und Kranken verwenden könnte, und die idealste und höchste Forderung 
an Milch wäre wohl die, daß sie in rohem Zustande ohne Gefahr für diese 
Zwecke brauchbar wäre. Das ist zurzeit aus vielen Gründen nicht möglich, 
nicht zuletzt aus dem hohen Preise, den man für solche Milch zahlen müßte. 
Was man vom ländlichen Milchproduzenten verlangen kann, ist möglichste 
Sauberkeit seines Betriebes, gesundes Vieh und allenfalls noch Seihen und 
Kühlen der Milch. 

Weit größere Anforderungen kann und muß man stellen, wenn die Milch 
zu einem höheren Preise als „Vorzugsmilch 4 , „Sanitätsmilch 4 , „Kurmilch 4 , 
„Säuglingsmilch 4 oder unter ähnlichem Namen verkauft wird. Solche Forde¬ 
rungen sind fast überall von den Aufsichtsbehörden auf Grund sachverständiger 
Vorschläge aufgestellt worden. Der Preis der Vorzugsmilch schwankt nach 
den Einrichtungen und der Sorgfalt, welche die Molkereien für die Gewinnung 
und Behandlung der Milch aufwenden, von 35 bis 100 $ und beträgt im 
Durchschnitt 30 ^ pro Liter. Die Forderungen beziehen sich auf Stallhygiene, 
Gesundheit der Kühe, Ermelken, Personal, Reinigung, Kühlung, Versand und 
Transport der Milch und am besten die Trockenfütterung der Kühe. Die 
Milch muß nach den Berliner Vorschriften mindestens 3 Proz. Fett enthalten. 

Das Hamburger Milchgesetz von 1894 enthält keine Vorschriften über 
eine solche Vorzugsmilch. Im Jahre 1897 bestanden in Hamburg lOKontroll- 
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milchanstalten mit 120 bis 130 Kühen, wovon auf 1 Anstalt 2, auf eine 
andere 6, auf 5 Anstalten je 10 bis 15 f auf 2 Anstalten 15 bis 20 und auf 
1 Anstalt 25 Kühe entfielen. Die 10 Anstalten lieferten täglich etwa 1200 Liter. 
Die Stalleinrichtungen hatten keine bemerkenswerten Besonderheiten, wie die 
Untersuchungen des Hygienischen Instituts ergaben. In neun Anstalten bestand 
Stallfütterung. Eine tierärztliche Kontrolle fand nicht regelmäßig statt, 
ebensowenig die Untersuchung der Milch. Das Melken der Kühe erfolgte in 
einigen Anstalten durch den Besitzer, in den anderen durch Dienstboten, und 
die Reinigung der Euter war nicht streng durchgeführt. Die Milch wurde 
in allen Anstalten durch ein- bis dreimaliges Seihen gereinigt, aber keine 
Anstalt besaß Milchfilter oder Reinigungszentrifugen. Nur in vier Anstalten 
wurde die Milch gekühlt und nur eine Anstalt besaß einen Milchkühler. Die 
Reinigung der Milchflaschen konnte nicht festgestellt werden. Nur zwei der 
Anstalten sicherten den Verschluß der Flaschen durch einen übergeklebten 
Papierstreifen, die anderen hatten keine besonderen Sicherheitsvorrichtungen 
gegen unbefugte Veränderung der Milch während des Transportes. Der Preis 
dieser Kontrollmilch betrug in einem Falle 25^, in einem Falle 40, in einem 
Falle 40 bis 45 und in drei Fällen 40 bis 50, in vier Fällen 50^ pro Liter. 
Die Untersuchungen der Milch ergaben, daß die chemische Zusammensetzung 
derselben, soweit der Gehalt an Nährstoffen in Betracht kam, durchweg nichts 
zu wünschen übrig ließ, insbesondere betrug der Fettgehalt 3,0 bis 5,13 Proz., 
im Durchschnitt in den zehn Anstalten 3,6 Proz. 

Das Endresultat der Untersuchung des Hygienischen Instituts war, daß 
sich manches gegen die Einrichtungen und den Betrieb dieser sogenannten 
Kontrollmilchanstalten einwenden ließe, in bezug auf die Zahl der gehaltenen 
Kühe, die Art der Kontrolle und der Milchgewinnung, Bowie die Behandlung 
und den Transport der gewonnenen Milch, so daß bei einer Anzahl der Ham¬ 
burger Kontrollmilchanstalten die Einrichtungen nicht derartige sind, daß 
sich durch sie der Name Kontrollmilchanstalt oder der hohe Preis der dort 
vertriebenen Milch rechtfertigen ließe. 

Leider sind bis jetzt weitere Erhebungen und Untersuchungen durch 
das Hygienische Institut nicht bekannt geworden, so daß die letzten 13 Jahre 
nicht berücksichtigt werden können, um etwa zu zeigen, ob die Kontrollmilch 
besser geworden ist. 

Dagegen wurden im Jahre 1899 Untersuchungen angestellt über die 
sogenannte „Kindermilch“, welche nach altem Brauch jeder Milchhändler 
außer der Vollmilch führt. Diese Kindermilch darf nicht verwechselt werden 
mit der Kontrollmilch, die nur in einer beschränkten Anzahl von Anstalten 
vertrieben wird. Die Erkundigungen ergaben, daß die Produktion, soweit 
Auswahl und Stallung sowie Fütterung der Kühe in Betracht kommt, ferner 
Melken und Transport dieser Kindermilch, nicht mit besonderen Vorsichts¬ 
maßregeln erfolgt, welche dieser Kuhmilch in bezug auf Qualität einen Vor¬ 
zug vor der gewöhnlichen Marktmilch bedingten. J Die Kindermilch stammte 
in der Regel aus denselben Gefäßen wie die gewöhnliche Marktmilch. 

Beim Einkauf von 62 derartig entnommenen Proben wurden 43 seitens 
der Lieferanten als „Kinder-Vollmilch“ bezeichnet. In 29 Fällen, d. h. 95,2 Proz. 
lag der Fettgehalt der Kindermilch über 2,7 Proz. Die Erhebungen über 
den allgemeinen Fettgehalt der nach Hamburg eingeführten Milch zeigen, 
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daß bei 96,4 Proz. aller untersuchten Proben der Fettgehalt über 2,7 Proz. 
lag. Von der Kindermilch hatten 77,4 Proz. der Proben mehr als 3 Proz. 
Fett, von der überhaupt nach Hamburg eingeführten Milch hatten 74,6 Proz. 
aller Proben mehr als 3 Proz. Fett. 

Die sogenannte „Kindermilch“ in Hamburg war also durchweg nichts 
anderes als eine tatsächlich unverfälschte Milch. 

In bezug auf die Sauberkeit war die Kindermilch nicht durchweg ein¬ 
wandsfrei, denn 8 Proben = 13,5 Proz. aller untersuchten Proben zeigten 
mehr als 10 mg Schmutz im Liter. 

Die Stadt Dresden hat in ihrer Bekanntmachung betreffend den Verkehr 
mit Milch vom 31. Juli 1900 folgenden Passus aufgenommen: 

„Als Kur-, Kinder-, Säuglings-, Kontroll-, Gesundheitsmilch oder mit 
irgend einer ähnlichen Bezeichnung, die in dem Käufer den Glauben erwecken 
soll oder kann, daß es sich um eine besonders beschaffene Milch handle) darf 
nur eine solche bezeichnet werden, welche höheren Ansprüchen in bezug auf 
Gewinnung, Aufbewahrung und Beförderung genügt. Der Verkauf solcher 
Milch, ebenso der von sterilisierter oder pasteurisierter Milch muß polizeilich 
gemeldet und behördlich genehmigt sein. Bei Ansuchen dieser Genehmigung 
ist der Nachweis zu erbringen, daß der Unternehmer eine zuverlässige Per¬ 
sönlichkeit ist, der die zur Ausübung dieses Gewerbes nötigen Erfahrungen 
besitzt oder dem andere darin erfahrene Personen zur Seite stehen. Es ist 
ferner die Zahl der einzustellenden Tiere anzugeben, sowie durch das Zeugnis 
des Stadtbezirkstierarztes zu erweisen, daß die in Aussicht genommenen 
Stallungen ausreichend groß sind und den hygienischen Anforderungen ent¬ 
sprechen. Es ist weiter durch ein gleiches Zeugnis zu belegen, daß sämtliche 
in dem Stalle gehaltenen Tiere gesund und auf Einspritzung der üblichen 
Tuberkulinmenge reaktionsfrei geblieben sind. 

Die betreffenden Tiere sind so zu kennzeichnen, daß eine Verwechselung 
ausgeschlossen ist, und dürfen weder mit Kühen, die zu anderen Zwecken 
dienen, noch mit anderen Tieren den Aufenthaltsort teilen.“ 

Ein Vorgehen nach dieser Richtung muß auch für Hamburg als dringendes 
Bedürfnis bezeichnet werden. 

Neben den Milchhandlungen, deren Besitzer, entweder als einzelne Unter¬ 
nehmer oder genossenschaftlich vereinigt, wohl den bedeutendsten Anteil an 
der Versorgung der Großstadt mit Milch haben und neben den Ladengeschäften 
einen ausgedehnten Straßenhandel betreiben, gibt es noch Großbetriebe mit 
direktem Absatz. Das sind die schon erwähnten Molkereien, deren Haupt¬ 
produktion die sogenannte Vorzugs- oder Säuglingsmilch betrifft und gegen 
welche, da sie modern eingerichtet und rationell betrieben werden, vom 
hygienischen Standpunkte am wenigsten einzuwenden ist. Diese Wirtschaften 
betreiben neuerdings auch neben der Milchgewinnung die Herstellung vieler 
anderer Milchpräparate, wie Kefir usw. 

Von den für Hamburg in Betracht kommenden Großbetrieben, besonders 
für die Säuglingsmilch, möchte ich als die bedeutendsten nur drei erwähnen, 
nämlich die von G. Poenitz betriebene „Eilbecker Meierei“ und die Sanitäts¬ 
milchwirtschaft von F. Lampe in Eidelstedt und Rudorff in Glinde. 

Die Eilbecker Meierei, welche aus der Molkerei der Milch Verwertungs¬ 
genossenschaft der vereinigten Landleute von 1890 hervorgegangen ist, wurde 
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nach den Kopenhagener Anstalten eingerichtet, welche, durch Busch angelegt, 
in baulichen Anlagen und Betrieb bis in die kleinsten Details hinein muster¬ 
gültig sind, an die Milchproduzenten in bezug auf Haltung und Fütterung 
der Milchkühe, in bezug auf die Reinlichkeitsmaßnahmen beim Melken, das 
Abkühlen und den Transport der Milch die weitgehendsten Forderungen 
stellen und in Kopenhagen selbst für eine künstliche Reinigung und schnelle 
und rationelle, saubere Ablieferung der Milch an die Konsumenten sorgen. 
Die Eilbecker Meierei entnimmt die Milch aus Gütern mit Musterstallungen 
und teilweise Tiefkühlanlagen, deren Kühe sämtlich der Beobachtung des 
Instituts für Tierseuchen in Kiel und der Kontrolle des Vereins „Gesunde 
Milch u unterstehen. Durch Pasteurisieren der frischen Milch in Flaschen 
werden die etwa pathogenen Keime getötet. Außerdem führt die Eilbecker 
Meierei eine Säuglingsmilch, welche aus einer Mischung von Molke, Milch¬ 
zucker und Rahm besteht. Der Absatz der beiden Milchsorten beträgt 
zusammen etwa 3 Millionen Liter jährlich, und täglich werden etwa 12 000 Liter 
verarbeitet. Der Preis für die pasteurisierte Milch beträgt 28 pro Liter 
und für die Säuglingsmilch 60-$ pro Liter. Die Milch wird durch 21 Ver¬ 
kaufswagen in der Stadt vertrieben. Über die Rudorffsche Milchwirtschaft 
werde ich in einem besonderen Aufsatze berichten. 

Die Sanitäts-Milchwirtschaft von F. Lampe in Eidelstedt hat Muster¬ 
stallungen für 200 eigene Kühe und steht unter tierärztlicher Aufsicht. Sie 
liefert täglich rund 1300 Liter rohe Vollmilch, 250 Flaschen Gärtnersche 
Fettmilch und 60 Liter sterilisierte Vollmilch nach Hamburg - Altona. Der 
Preis ist für rohe Vollmilch 35^, für sterilisierte Vollmilch 40 bis 45^ 
pro Liter. 

Derartige Privatanstalten können nun selbstverständlich für Unbemittelte 
und Arme wegen der hohen Preise der Milch und Säuglingsmilch nicht in 
Betracht kommen. Es genügt auch nicht, um das Verderben der Milch in 
der Häuslichkeit zu verhindern, einfach Sterilisieranstalten zu errichten, 
sondern es muß der Milch von dem Augenblick der Gewinnung bis zur Ver¬ 
abreichung an die Säuglinge die peinlichste Sauberkeit gewahrt bleiben und 
durch das gesamte Herstellungsverfahren eine absolut keimfreie und der 
Muttermilch möglichst ähnliche Beschaffenheit garantiert werden und die 
Säuglingsmilch dem Alter des Säuglings entsprechend trinkfertig zu einem 
mäßigen Preise geliefert werden. 

Eine solche Anstalt wurde 1904 in Bergisch-Gladbach errichtet zur Her¬ 
stellung von trinkfertiger Säuglingsmilch, und im Anschluß an die Allgemeine 
Ausstellung für hygienische Milchversorgung im Mai 1903 wurde im Oktober 
1904 die erste und im April 1905 die zweite Milchküche in Hamburg (Eich¬ 
holz 29 und Reginenstraße 40) mit Hilfe der Patriotischen Gesellschaft er¬ 
richtet, welche in den letzten Wochen 1905 täglich einen Umsatz hatten von 
1240 bzw. 1014 Flaschen. Die verwandte Milch hat durchschnittlich einen 
Fettgehalt von 3 Proz. Die Milch und Milchmischungen werden 10 Minuten 
auf 70° C erhitzt und dann gekühlt, wobei genügend sicher die Keime, welche 
zu Cholera, Typhus, Diphtherie, Tuberkulose gefährlich in Betracht kommen, 
getötet werden. Man kann diesen Milchküchen, welche keine Milch in die 
Häuser austragen und die Milchmischungen auf den Marktpreis von 30 
pro Liter Vollmilch berechnen, nicht den Vorwurf der Unterbietung machen. 
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Die Mischungen sind folgende: 

I. 

a) 150gVollmiloh mit 150g 5proz. Soxhletscher Nährzuckerlsg. fiir 10 4, Extrafl. 2 4 

b) 300g „ * 300 g 5 „ n „ 154» „ 34 

II. 

a) 400 g Vollmilch mit 200 g 5proz. Soxhletscher Nährzuckerlsg. für 18 4» Extrafl. 3 4 

b) 600g , „ 300 g 5 , . „ „ 22 4, , 44 

in. 

800g Vollmilch mit 200 g 5proz. Soxhletscher Nährzuckerlsg. für 25 4» Extrafl. 5 4 

IV. 

a) 1000 g Vollmilch zu 25 4> Extraflaschen 5 4, 

b) 1200g , , 30 4, « 5 4, 


Man gibt pro Tag: 

1. Lebenswoche Mischung I in 6 Flasohen k 50 g = 10 4» Extraflasche 2 4 


2. 

ff 

I 

„ 8 

ff 

4 100 g = 

15 & 

ff 

83 

3. bis 4. „ 

ff 

H 

, e 

ff 

4 100 g = 

18 & 

ff 

33 

2. bis 3. Monat 

ff 

H 

» 6 

ff 

4 155 g = 

22 & 

ff 

4 4 

4. bis 5. „ 

ff 

m 

. 6 

ff 

4 165 g = 

25 3. 

ff 

: 53 

6- . 

ff 

IV 

. 6 

ff 

4 165 g = 

25 3, 

ff 

53 

Dann 

ff 

IV 

. 6 

ff 

4 200 g = 

30 Vi 

ff 

5 3 


Die Abgabe der Milch erfolgt nachmittags 2 bis 4 Uhr, Sonntags 2 bis 
3 Uhr trinkfertig. 

Die Kinder werden jede Woche von einem Arzt gewogen, etwa beob¬ 
achtete Krankheiten ohne weiteres dem Haus- oder Kassenarzt auf vorgedruckter 
Postkarte mit Rückantwort gemeldet. Ärztlicher Rat wird nicht erteilt. 

Es wurden vom 1. April bis ultimo Dezember 1905 ausgegeben an: 

414 Kinder von der Milchküche I 171100 Fl. Milchmischung und 173420 Fl. Vollmilch 
312 * « „ . H 114554 „ „ w 83773 „ 

Im Jahre 1906 wurden 850 Ränder mit Milch versorgt mit einer Aus¬ 
gabe von täglich 5000 Flaschen und bis Juni 1907 schon 1050 Kinder mit 
täglich 6400 Flaschen. Seit Juni 1907 arbeiten in jeder der Stadthälften 
zu beiden Seiten der Alster eine auf eine Tagesausgabe von 10 000 Flaschen 
berechnete Säuglingsmilchküche und in Rotenbergsort die dritte Milchküche 
mit 2500 Flaschen täglich. Von zehn Ausgabestellen hatten sechs eine wöchent¬ 
liche Wiegestunde. 

Das Ziel dieser Milchküchen, welche keine wohltätige, sondern 
gemeinnützige Anstalten sein wollen, ist, der Erkrankung des Säuglings durch 
sachgemäße Milchernährung vorzubeugen, wenn das Kind keine Muttermilch 
erhalten kann. 

Die Zahl der verausgabten Flaschen wächst von Jahr zu Jahr. 

Im Jahre 1906 wurden verausgabt: Milchmischungen. 518 870 Flaschen 

Vollmilch. 695 228 

Summa ... 1 214 098 Flaschen 

Im Jahre 1907 wurden verausgabt: Milchmischungen. 956 051 Flaschen 

Vollmilch. 1 371 149 , 

Summa ... 2 327 200 Flaschen 
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Im Jahre 1908 wurden verausgabt: Milchmischungen.1 221 261 Flaschen 

Vollmilch. 1 778 511 

Summa ... 2 999 772 Flaschen 

Im Jahre 1909 wurden verausgabt: Milchmischungen. 1 191 858 Flaschen 

Vollmilc h. 1 865 972 

8umma ... 3 067 830 Flaschen 


Im Jahre 1907 .wurden 1980 Kinder mit Milch versorgt 

„ » 1908 „ 1380 „ 

Bis 1. Juli 1909 . „ 1553 „ 

Vom 1. Juli 1909 bis 1. Jan. 1910 „ 1463 „ „ „ „ 


Daß diese Milchmischungen und einwandfrei behandelte Vollmilch auf 
die Ernährung der Säuglinge in ausgezeichneter Weise wirken, steht außer 
aller Frage, wie die ganze Verteilung der Nahrung aber auf die Kindersterblich¬ 
keit der Stadt Hamburg wirkt, muß erst eine genaue Statistik zeigen. Die 
Zeit der Wirksamkeit dieser Milchküchen ist noch zu kurz, um darüber einen 
Schluß zu ziehen. Ich komme noch später auf die Milchküchen zurück. 

Die Milchküchen haben jetzt 1911 als „ Milchküchen der Patriotischen 
Gesellschaft in Hamburg 25, in Altona 5 und in Wandsbeck 1 Ausgabestelle, 
und in Hamburg findet in 22, in Altona in 2 derselben einmal wöchentlich 
eine Wiegestunde und Beratungsstunde durch einen Arzt statt, in welcher 
namentlich die Mütter auch über den Wert des Stillens unterrichtet und zum 
Stillen angehalten werden. Der Preis der pasteurisierten Vollmilch ist jetzt 
30 Außer den Milchmischungen mit Soxhletschem Nährzucker, Milch¬ 
zucker oder Rohrzucker werden jetzt auch solche mit amerikanischem Hafer¬ 
mehl, mit Theinhardtscher Kindernahrung oder Kellerscher Nahrung und 
Buttermilch abgegeben. 

Überblicken wir nun noch einmal den ganzen Milch verkehr, so finden 
wir, daß die Versorgung der großen Städte und auch Hamburgs mit Milch 
noch an manchen Punkten verbesserungsbedürftig ist und das Problem bis 
jetzt noch unvollkommen gelöst ist, obwohl die Versorgung der Städte mit 
einem ebenso wichtigen Lebensmittel, wie die Milch, nämlich mit Fleisch 
durch die Errichtung der Schlachthöfe schon seit langen Jahren in geregelte 
Bahnen gelenkt ist. Die großen Schwierigkeiten der praktisch einwandfreien 
Durchführung einer geregelten Milchversorgung liegen zum Teil in der Eigen¬ 
art der Milch, die, wie kaum ein anderes Nahrungs- oder Genußmittel, auf dem 
Wege von der Gewinnung bis zum Konsum so leicht und schnell Veränderungen 
erleidet, welche die Bekömmlichkeit beeinträchtigen und sie zu einer bedenk¬ 
lichen Gefahr für die Gesundheit machen können. An Versuchen und Vor¬ 
schlägen, die Milchversorgung zu regeln, hat es nicht gefehlt. In der 
Notwendigkeit der Einführung einer strengen, schon am Produktionsort ein¬ 
setzenden Kontrolle sind sich alle tierärztlichen Autoren einig. Weit schwieriger 
gestaltet sich die Frage des Milchvertriebes. 

Die Stadt Zürich hat mit der Genossenschaft „Lebensmittelverein Zürich“ 
einen Vertrag geschlossen, daß diese auf dem Stadtgebiet eine den Anforderungen 
der modernen Hygiene und Technik entsprechende Molkerei errichtet für eine 
Tagesleistung von 10000 bis 25 000 Liter, von der nur Vollmilch von mindestens 
3,3Proz. Fettgehalt und 12,4 Proz. Trockensubstanz abgegeben werden soll. 

Viertejjahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 40 
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Die Stadt gibt dafür ein Darlehen in der Höhe der Hälfte der Anlagekosten 
(nicht über 200000 c^), und Bolange dieses Darlehen nicht zurückbezahlt 
ist, verzichtet der Verein darauf, die Abgabe der Milch auf seine Mitglieder 
zu beschränken und Rückvergütung an die Milchkundschaft auszugeben. 
(Nahrungs-, Gesundheits- und Wohnungspflege der Stadt Zürich, Festschrift.) 

Milchversorgung durch Konsums besteht in Essen, Mülhausen (Elsaß), 
Augsburg und Tuttlingen, die eigene Molkereien haben. 

Auf dem ersten Deutschen Städtetage zu Dresden 1903 sprachen Ober¬ 
bürgermeister Adickes-Frankfurt und auf der 31. Versammlung des Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege Krupper-Cöln günstig über die Milch¬ 
versorgung durch städtische Milchhöfe. 

Gauert empfiehlt städtische Milchwerke entsprechend der Trinkwasser¬ 
versorgung. Der Händlerstand soll durch fachmännische Ausbildung ge¬ 
hoben und die Verkehrsordnungen verschärft werden. Durch die Zentrali¬ 
sierung der Betriebe werden die Wohnungen und Verkaufsstellen der Händler 
entlastet. Ähnlich wie die Schlachthöfe Bequemlichkeiten und Vorteile bieten, 
die sich bei kleinen Hausschlachthäusern nicht befinden, so sollen größere 
Molkereianlagen durch Zentralisierung Betriebsvereinfachungen hervorrufen. 

Hillmann glaubt, daß Milch Verkaufsgenossenschaften besser wirken als 
Polizeiverordnungen, besonders wenn sie von den Stadtverwaltungen unter¬ 
stützt werden. 

Ein Autor, der in einem Artikel „Die Milch Versorgung in den Städten u 
die großen Schäden von Hamburgs Milchversorgung schildert, empfiehlt Zu¬ 
sammenschluß aller Händler, fachmännische Lehrkurse für ihre Mitglieder und 
Angestellten, genossenschaftliche Kontrolle der Geschäfte und deren Milch. 
Der Staat soll dabei die Händler unterstützen. 

Schmid glaubt, daß Genossenschaften der Produzenten den Zwischen¬ 
händler ersetzen können. Er wünscht Absatzgenossenschaften statt der Milch¬ 
werke Gauerts. 

Nach Schwarz kann nur gemeinsames Vorgehen der organisierten Land¬ 
wirte und Händler unter Mitwirkung der Stadtverwaltungen die nötigen Re¬ 
formen bewirken. 

Poitter empfiehlt nach einem alten Vorschläge von Prölss: „Am zweck¬ 
mäßigsten wäre die Einrichtung von Milchhöfen oder Milchzentralen (ent¬ 
sprechend den der Zentralisation des Fleischverkehrs dienenden Schlachthöfen), 
die im Besitz und Betrieb der Stadt sind oder zum mindesten durch eigens 
angestellte, entsprechend vorgebildete städtische Beamte überwacht werden. 
In diesen Zentralstellen, deren in größeren Städten mehrere bestehen könnten, 
soll die gesamte Milch zusammenfließen; hier wird sie nach etwaiger Reini¬ 
gung, Kühlung und Zubereitung in Transportgefäße gefüllt und durch ent¬ 
sprechend eingerichtete Verkaufswagen und Verkaufsstellen an das Publikum 
abgegeben.“ 

Helm erwartet den größten Erfolg durch die Einsetzung sogenannter 
Milchämter, die nicht nur aus den die Bedürfnisse der Milchkonsumenten 
wahrnehmenden städtischen Verwaltungsbeamten, Ärzten, Hygienikern, Che¬ 
mikern und Tierärzten gebildet sind, sondern auch aus Landwirten, Milch¬ 
händlern und Molkereisachverständigen. Vor solchem Milchamt können alle 
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Milch versorgungsfragen friedlich gelöst werden, z. B. Festsetzung des Ver¬ 
kaufspreises für Trinkmilch, Marktmilch usw. Eine weitere Aufgabe des 
• Milchamtes wäre die Überwachung des Milchverkaufs in den Läden durch 
sachverständige Beamte. Wenn so Stadt und Land Zusammenwirken würden, 
um die Städte auskömmlich mit Trinkmilch zu versorgen, würden sie sich um 
die Volkswohlfahrt ein hohes Verdienst erwerben. 

Clevisch-Cöln ist der Ansicht, daß Errichtung von Milchämtern, Grün¬ 
dung von Vereinigungen der Milchproduzenten, Organisation des Milchhandels, 
fachmännische Ausbildung der Händler, Überwachung des gesamten Milch¬ 
verkehrs, nur Wegweiser zu Wegen sind, die weiter ausgebaut werden müssen. 
Er glaubt, daß man sich fast noch am Anfang der Forschungen auf diesem 
Gebiet befindet. 

Zunächst ist folgendes zu fordern: 

1. Die Milchproduktion und der Milchhandel bedürfen der Regelung 
durch ein Reichsgesetz, das der landespolizeilichen Regelung noch genügend 
Raum zur Betätigung übrig läßt. 

2. Für große Städte ist eine Zentralisierung der Milohversorgung ein¬ 
zurichten. 

3. Zur Ausschaltung der Mißstände in der Milchversorgung großer Städte 
ist eine Konzessionspflicht im Milchhandel einzuführen. Die Konzession darf 
nur vergeben werden zur Errichtung einer Milchhandlung, wenn der Bewerber 
gewisse Bedingungen in wirtschaftlicher, moralischer und fachmännischer Be¬ 
ziehung erfüllt. 

Nachtrag. 

Erst nach der Fertigstellung der vorliegenden Arbeit gelang es mir, in 
den Besitz der Berichte über die Jahre 1910 und 1911 der von dem Herrn 
Stadtphysikus Sieveking im Aufträge der „Patriotischen Gesellschaft zu 
Hamburg u ins Leben gerufenen und unter seiner tatkräftigen und umsichtigen 
Leitung stehenden Milchküchen zu kommen. 

Im Jahre 1910 erhielt die Ausgabe der Milchmischungen dadurch eine 
Erweiterung, daß neben drei Hauptmischungen und Vollmilch auch Ab¬ 
kochungen von amerikanischem Hafermehl, Th ein har dt scher Kindernahrung, 
Keller scher Malzsuppe und Buttermilch in steigenden Mengen auf ärztliche 
Verordnung verabfolgt wurden, und daß die Milchküchen sich bereit erklärten, 
jede andere Mischung auf ärztliche Verordnung abzugeben, so daß eine große 
Abwechselung in der Anpassung an wechselnde Bedürfnisse erreichbar wurde. 
Daß man statt der Theinhardt sehen Kindernahrung nicht Kufekes Kinder¬ 
mehl nahm, muß allerdings mit Rücksicht auf die vorzügliche Wirkung des 
Kufekemehles bedauert werden. 

Die Milchküchen der Patriotischen Gesellschaft lieferten nun trinkfertig 
in mit Pappscheiben verschlossenen Flaschen folgende Mischungen (s. Tabelle 1). 

Die Mischungen Ia, Ib und Ila werden zubereitet mit & Proz. Lösung 
von Soxhlet schein Nährzucker, nur auf besonderen Wunsch mit 5 Proz. 
Lösung von Milchzucker. Die Mischungen Ilb und III werden zubereitet 
mit 2 Proz. Lösung von Rohrzucker, auf besonderen Wunsch mit dem Zucker¬ 
zusatz, verstärkt durch Milchzucker (s. Tabelle 2). 

40 * 
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Die Milchversorgung großer Städte usw. 

3. Theinhardtsche Eindernahrung in demselben Mischungsverhältnis 
wie 2. 4. Ke 11ersehe Malzsappe. 5. Buttermilch. 

Die Zahl der Ausgabestellen vermehrte sich im Jahre 1910 in Hamburg 
auf 26, in Altona auf 6 und in Wandsbeck wurde 1 Ausgabestelle ein¬ 
gerichtet, so daß im ganzen 31 Ausgabestellen bestanden. 

So hatte Sieveking im Jahre 1910 nach und nach den ganzen Städte¬ 
komplex Wandsbeck, Hamburg, Altona und Ottensen mit einem Netz von 
Milchküchen überzogen und damit in Deutschland zum erstenmal in größtem 
Maßstabe den Versuch praktisch durchgeführt, die Säuglingssterblichkeit 
durch Maßnahmen öffentlich-hygienischer Natur zu bekämpfen. Sieveking 
hat sich durch den praktischen Ausbau der Milchküchen für alle Zeit einen 
ehrenvollen Namen in der Geschichte der Säuglingssterblichkeitsbekämpfung 
gesichert. 

Im Jahre 1910 wurden 1540 Kinder mit Milch versorgt und im 


Januar . . . 

256 508 Flaschen 

Juli. 

259 628 Flaschen 

Februar . . . 

239 815 

. 

August . . . 

258 857 

»» 

März .... 

270 859 

*» 

September . . 

245 682 


April .... 

263 126 

n 

Oktober . . . 

240 694 

ii 

Mai. 

271 872 

9 

November . . 

232 647 

» 

Juni. 

261 009 

n 

Dezember . . 

239 055 

» 


im ganzen 3 039 632 Flaschen abgegeben, etwas weniger als im Jahre 1909, 
wohl zum Teil eine Folge des mit Hilfe der Säuglingspflegerinnen noch ener¬ 
gischer als bisher aufgenommenen Kampfes gegen die Überfütterung und 
der eifrigen Stillpropaganda. Für Zwillinge oder Drillinge wurden 22 638 
Flaschen im Werte von rund 900 Jtt als Freiportionen zur wirtschaftlichen 
Hilfe abgegeben und 59 005 Flaschen im Werte von etwa 3000 gaben die 
Milchküchen für Stillprämien frei ab, für bedürftige und schwächliche Mütter 
unter der Bedingung regelmäßigen Besuches der Beratungsstunden etwa 800 g 
Vollmilch (4 Flaschen) täglich. 

Für das Jahr 1911 wurde kein Bericht veröffentlicht, weil dieses Jahr 
infolge der Maul- und Klauenseuche, die auch im Milch versorgungsgebiet 
Hamburgs stark verbreitet war, infolge der ungewöhnlichen Dürre und 
Sommerglut und des damit verbundenen Futtermangels und endlich infolge 
der durch dieses alles verursachten Milchfurcht der großstädtischen Bevölke¬ 
rung zu einem ganz außergewöhnlich ungünstigen Betriebsergebnis führen 
mußte, besonders da auch die später zu behandelnde Schulmilchlieferung un¬ 
gewöhnliche Aufwendungen an die Milchküchen stellte. Auch die Hoffnung, 
das Jahr 1912 möchte einen Ausgleich bringen, hat sich nicht erfüllt und 
der Milchabsatz der Säuglingsmilch ging beträchtlich zurück, weil mehrere 
recht leistungsfähige Ausgabestellen infolge der Organisation der allgemeinen 
Säuglingsfürsorge im gesamten Stadtgebiet aufgehoben werden mußten. 

Es wurden ausgegeben im ganzen 

im Jahre 1911 . 2 390129 Flaschen 

„ „ 1912 . 1965 679 

Dieser Rückgang in der Versorgung der Kinder mit der Milch der Milch¬ 
küchen ist zu bedauern, da man Sieveking durchaus recht geben muß, wenn 
er sagt: „Ohne Milchküchen ist keine richtige Säuglingsfürsorge zu betreiben“. 
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Für die mit den Hamburger Verhältnissen bekannten Leser sind die zwei 
nachfolgenden Tabellen von großem Interesse (s. Tabelle S. 632 u. 633). 

In ähnlicher Weise gestalteten sich die Verhältnisse im Jahre 1912, nur 
gingen die Zahlen fast gleichmäßig zurück. Die Gesamtzahl der in den Aus¬ 
gabestellen, zwei Krippen, St. Johannis und St. Jacobi, der Poliklinik und dem 
großen Spielplätze an der Elbe (25843 Flaschen) ausgegebenen Flaschen 
betrug im 


Januar . . 

. 178 546 Fluchen 

Juli . . . . 

. 173 197 Flaschen 

Februar . . 

. 168 156 

» 

August . . 

. 163 282 

März . . . 

. 182 101 

1» 

September . 

. 150 490 

April . . . 

. 166 913 

n 

Oktober . . 

. 147 722 „ 

Mai .... 

. 174 204 

n 

November . 

. 144 108 

Juni .... 

. 165 300 

» 

Dezember . 

. 151 660 

In Summa wurden im Jahre 1912 abgegeben 1965679 Flaschen, und zwar: 


Ia . . 


31 970 Flaschen 


Ib . . 


76 058 

i» 


Ic . . 


93 717 

n 


11 a . . 


94 067 

n 


II b . . 


261 629 

w 


in . . 


334 197 

n 


IV . . 


1 074 041 

* 

Neben der Bereitstellung 

von Säuglingsmilch 

als Vollmilch oder in den 


verschiedenartigsten Verdünnungen und Mischungen haben aber die Milch¬ 
küchen auch noch die Versorgung der Schulen mit Vollmilch in trinkfertigen 
Massen schon seit Ende 1907 ausgeführt. Sie gingen dabei von dem Ge¬ 
danken aus, daß eine rasche Befriedigung einer größeren Anzahl von Kindern 
nur möglich sei, wenn ihnen die Milch in kleinen, einfach zu öffnenden 
Fläschchen geliefert würde. Ein Milchautomat gebraucht, abgesehen von 
seinen hohen Anschaffungskosten und seiner schwierigen Reinigung, viel zu 
viel Zeit, um in den kurzen Pausen der Schule diesem Bedürfnis genügen 
zu können, und dasselbe gilt für einen freien Ausschank in Gläsern, bei 
dem ja auch noch eine genaue Abmessung der Milchmenge nicht durchzu¬ 
führen ist. 

Die Milchküchen lieferten jeden Morgen die am Nachmittag vorher be¬ 
stellte Anzahl von je 200g Vollmilch fassenden, enghalsigen und so auch 
bequem leerzutrinkenden Flaschen in metallenen Körben an die Schulen, die 
in die verschiedenen Stockwerke und Vorplätze getragen und dort bereit¬ 
gestellt wurden, eventuell zum Anwärmen sicher auf den Heizkörpern, so daß 
sich der Andrang zu ihnen günstig verteilen ließ. 

Die Milch selbst, ihre Gewinnung und Beförderung stand unter strenger 
tierärztlicher und bakteriologischer Aufsicht und die damit gefüllten Flaschen 
wurden mit Pappverschluß, der sich leicht öffnen ließ, geschlossen und 
20 Minuten bei 75° C pasteurisiert. Im Winter erhalten die Kinder die Milch 
ungekühlt, im Sommer tiefgekühlt. Die zurückgelieferten Flaschen werden 
in den Milchküchen mit heißer Sodalösung 24 Stunden stehen gelassen und 
mit Bürsten und heißem Wasser in der Spülmaschine gereinigt. 

Es wurden in den Jahren 1908 bis 1912 an die Volksschulen und einige 
höhere Schulen geliefert: 
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Literzahlen der verausgabten Schulmilch im Jahre. 



1 1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

I. . . . 

2 735 

3 961 

6 250 

8 587 

28 136 

II ... . 

4 155 

4 742 

7 229 

46 614 

86 272 

III ... . 

j 3 687 

4 764 

3 366 

46 817 

25 084 

IV ... . 

1 316 

2 016 

7 487 

9 999 

18 864 

V . . . . 

3 585 

4 166 

5 489 

27 563 

21 881 

VI ... . 

| 2 803 

3 342 

6 363 

15 197 

22 755 

VII. . . . 

806 

1 660 

2219 

7 143 

7 571 

VIII. . . . 

| 1 579 

1 356 

2 314 

6 075 

10 747 

IX ... . 

2 202 

5 050 

7 763 

14 683 

17 626 

X . . . . 

| 2 392 

3 743 

4 370 

10 995 

12 704 

XI ... . 

3 086 

6 647 

8 897 

23 979 

25 415 

XII ... . 

1 3 995 

5 283 

00 

CI 

24 103 

20 474 

Summe . 

32 341 

46 730 

69 025 

241 755 

247 529 


Es ist sehr zu bedauern, daß diese geordnete Milohlieferung an die 
Schulen vom 1. Mai 1913 an hat aufhöreu müssen, da sich die Abgabe von 
10 Proz. an die Schuldiener bei einem Preis von 25 für den Liter im Ver¬ 
kauf und 16,7 ^ im Ankauf als eine unmöglich finanziell zu leistende Be¬ 
lastung der Milchküchen erwiesen hat Es ist dieses um so mehr zu bedauern, 
da auf diese Weise jedes Kind zu seinem Recht kam, kein Grund zu Be¬ 
schwerden vorlag und Beanstandungen niemals erfolgten. Es wurde klar 
bewiesen, daß selbst in einer Großstadt eine zentralisierte Trinkmilchversorgung 
der Schulen wirtschaftlich möglich ist, sobald der Preis der Rohmilch und 
der abzugebenden pasteurisierten trinkfertigen Milch einen genügend großen 
Abstand haben. Der Hauptvorrang einer so geregelten Milchversorgung liegt 
darin, daß nur auf diesem Wege die Beaufsichtigung von tadelsfreien Bezugs¬ 
quellen möglich ist. Auf diesem Wege läßt sich auch die Frage des Schul¬ 
frühstücks am einfachsten regeln, denn eine Semmel und ein Fläschchen 
Vollmilch enthalten so viel Nährstoffe, wie für ein Kinderfrühstück not¬ 
wendig ist. 

Bezüglich der Milchversorgung Hamburgs ist in der letzten Sitzung des 
Fachausschusses der Detaillistenkammer für den Milchhandel, an dem auch 
Vertreter der Milchproduktion teilgenommen haben, eine Anzahl von An¬ 
regungen und Wünschen geäußert worden, die die Detaillistenkammer nach 
weiterer Prüfung den beteiligten Eisenbahnverwaltungen übermittelt hat. 
Trotz der anerkennenswerten Fürsorge, die von den beteiligten Bahn Verwal¬ 
tungen der Beförderung der Milch besonders in der wärmeren Jahreszeit 
zugewendet wird, kommt es doch noch häufiger vor, daß die Milch während 
des Transportes mehr oder minder erheblich gelitten hat und bei ihrer Ankunft 
in Hamburg in hygienischer Hinsicht nicht mehr allen berechtigterweise zu 
stellenden Ansprüchen genügt. Die Interessenten sind nun der Ansicht, daß 
durch einen weißen Anstrich der der Milchbeförderung dienenden Eisenbahn¬ 
waggons und durch die Anbringung der Aufschrift „Milchwagen“ eine weitere 
Verbesserung erzielt werden könnte. Zunächst würde durch den weißen 
Anstrich der Wagen die Einwirkung der Sonnenstrahlen erheblich abgeschwächt 
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Reeperbahn 170 . . 
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werden. Wichtiger noch ist, daß die Kenntlichmachung der Milchwagen durch 
einen Farbenanstrich usw. dazu dienen würde, die Aufmerksamkeit der Stations¬ 
und Zugbeamten auf diese Wagen zu lenken, wodurch nicht nur das immer 
noch vorkommende Verschleppen der Waggons vermieden, sondern zugleich 
auch eine promptere Bereitstellung der Wagen, insbesondere für die Ausladung, 
erzielt werden könnte. 

Es ist darüber geklagt worden, daß häufig in den der Milchbeförderung 
dienenden Wagen auch andere übelriechende Waren, wie z. B. frisch geschossenes 
Wild, Seefische usw. t befördert werden. Da die Milch die Eigenschaft besitzt, 
fremde Gerüche schnell anzunehmen, da außerdem durch das Beipacken anderer 
Güter die Gefahr eines Verschmutzens und einer Verunreinigung der Milch¬ 
kannen usw. entsteht, sollten solche Güter nicht in den Milch wagen unter¬ 
gebracht werden. Eventuell würden diese Güter in einem besonderen, in 
den Wagen anzubringenden Verschlage unterzubringen sein. Ein weiterer 
Anstand bezieht sich darauf, daß leere Transportgefäße bei der Rücksendung 
häufig verschleppt werden und oft erst nach geraumer Zeit in die Hände des 
Empfängers oder Absenders zurückgelangten. Solche Fälle sind geeignet, 
erhebliche Störungen in den regelmäßigen Bezügen der Milch hervorzurufen. 
Es handelt sich hier um Unachtsamkeiten des Bahnpersonals, da die Milch¬ 
gefäße nach den „ Bedingungen“ mit dem Namen des Absenders, Versenders, 
der Empfangs- und Bestimmungsstation versehen sein müssen. 

Die Königl. Basenbahndirektion in Altona hat darauf der Detaillisten¬ 
kammer folgendes erwidert: 

„Wir werden prüfen, inwieweit es möglich sein wird, während der 
wärmeren Jahreszeit Kühlwagen oder Wagen mit weißem Anstrich zur Milch¬ 
beförderung zu benutzen, und ob von einer Aufschrift „Milchwagen“ Vorteile 
zu erwarten sind. Die Milch immer in besonderen Wagen zu befördern, 
wird bei den oft nur geringen Mengen nicht möglich sein. Doch bestehen 
Vorschriften, Milch, Butter und ähnliche Nahrungs- und Genußmittel von 
anderen Gütern, durch die sie beschädigt werden könnten, im Wagen zu 
trennen. Diese Anordnung halten wir bei strenger Durchführung für aus¬ 
reichend; insbesondere Vorschläge zum Unterbringen anderer Güter können 
im Wagen nicht angebracht werden. Um Verschleppungen der Milchgefäße 
möglichst vorzubeugen, wird zurzeit ein neues Signierverfahren mit farbigen 
Nummern erprobt, das ein schnelles Erkennen der auszuladenden Gefäße 
sichert. Es darf davon eine Beseitigung des beklagten Übelstandes oder doch 
eine erhebliche Besserung erwartet werden. — Für schleunige Rücksendung 
verschleppter Gefäße soll Sorge getragen werden.“ 

Gerade jetzt beginnt in Hamburg für die Versorgung mit Kuhmilch eine 
neue Zeit durch die neuen Verordnungen, die manche Verbesserungen schaffen 
werden. 

Das Gesetz über den Verkehr mit Kuhmilch, das, wie bereite 
erwähnt, der Senat der Bürgerschaft vorgelegt hat, lautet wie folgt: 

§ 1. Kuhmilch darf, soweit sie nicht unter die in den §§ 2 bis 4 und 5 
Absatz 2 dieses Gesetzes genannten Milcharten fällt, nur unter den Bezeichnungen 
Vollmilch oder Magermilch in die Stadt Hamburg eingeführt, dort feilgehalten, 
verkauft oder in den Verkehr gebracht werden. Vollmilch ist 1 die Kuhmilch, der 
nichts zugesetzt und nichts genommen worden ist, und die einen Fettgehalt von 
mindestens 2,7 vom Hundert und ein spezifisches Gewicht von mindestens 1,029 bei 
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-}-15° C bat. Magermilch ist die Kuhmilch, deren natürlicher Fettgehalt durch 
Abschöpfen des Rahms oder durch Abscheidung desselben auf maschinellem Wege 
oder durch Zusatz von entrahmter Milch verringert ist oder die von Natur so fett¬ 
arm ist, daß ihr Fettgehalt die für Vollmilch vorgeschriebene Mindestgrenze nicht 
erreicht; entrahmte Milch muß ein spezifisches Gewicht von mindestens 1,031 bei 
-f- 15° G haben. Unter „Milch 11 ohne nähere Bezeichnung oder unter „frischer Milch" 
oder dgl. ist im Verkehr immer nur Vollmilch zu verstehen. 

§ 2. Als Vorzugsmilch, Kontrollmilch, Säuglingsmilch, Kindermilch, Kurmilch, 
8anitätsmilch oder unter einer ähnlichen Bezeichnung, die den Anschein erwecken 
kann, daß die Milch in gesundheitlicher Beziehung der gewöhnlichen Milch vor¬ 
zuziehen sei, darf nur solche Vollmilch in die Stadt Hamburg eingeführt, dort feil¬ 
gehalten, verkauft oder in den Verkehr gebracht werden, die den vom Senat im 
Wege der Verordnung zu bestimmenden besonderen Bedingungen in bezug auf ihre 
Gewinnung und Behandlung entspricht. 

§ 3. Als Rahm darf nur solche Milch eingeführt, feilgehalten, verkauft oder 
in den Verkehr gebracht werden, die einen Fettgehalt von mindestens 10 vom 
Hundert hat. Schlagrahm muß einen Fettgehalt von mindestens 25 vom Hundert haben. 

§ 4. Unter Buttermilch ist nur der bei der Buttergewinnung verbleibende 
Rückstand zu verstehen, der ohne Wasserzusatz gewonnen ist. Buttermilch, die 
bei der Herstellung einen Wasserzusatz erhalten hat, darf nur unter der Bezeichnung 
„gewässerte Buttermilch“ vertrieben werden. Die Menge des zugesetzten Wassers 
darf, auf 100 Teile der unverdünnten Buttermilch berechnet, 20 Teile nicht über¬ 
schreiten. Ersatz für Buttermilch darf nur unter einer seine Herstellung deutlich 
erkennbar machenden Bezeichnung vertrieben werden, insbesondere darf Magermilch, 
die in eine der Buttermilch ähnliche Flüssigkeit verwandelt ist, nur unter der Be¬ 
zeichnung „gebutterte Magermilch“ vertrieben oder in den Verkehr gebracht werden. 

§ 5. Auf abgekocbte, sterilisierte, pasteurisierte oder in anderer Weise keim¬ 
frei oder haltbar gemachte Milch finden die Vorschriften der §§ 1 bis 8 dieses 
Gesetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß diese Milcharten nur unter einer auch 
ihre Behandlung erkennbar machenden Bezeichnung vertrieben werden dürfen. 
Die §§ 1 bis 3 finden keine Anwendung auf geronnene Milch (saure Milch, Setz¬ 
milch, Dickmilch), kondensierte Milch, Kefir und sonstige Milchzubereitungen. 

§ 6. Der 8enat bezeichnet die Voraussetzungen, unter denen Kuhmilch oder 
Milchzubereitungen als unrein, verdorben, gesundheitsgefährlich, nachgemacht oder 
verfälscht nicht in das hamburgische Stadtgebiet eingeführt, dort feilgehalten, 
verkauft, verarbeitet oder sonst in den Verkehr gebracht werden dürfen. Der 
Senat erläßt ferner unbeschadet der Bestimmungen der §§ 1 bis 5 dieses Gesetzes 
die bei Gewinnung, Einführung, Beförderung, Behandlung, Aufbewahrung und 
Abgabe von Kuhmilch oder* Milchzubereitungen zu beobachtenden Vorschriften und 
ordnet die zu ihrer Durchführung erforderlichen Kon troll- und Sicherheit» maßregeln 
an. Hierbei bleibt es dem 8enat überlassen, den Beamten der Polizeibehörde und 
des Medizinalamts weitergehende Befugnisse, als die in den §§ 2 und 3 des Reichs¬ 
gesetzes, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs¬ 
gegenständen, vom 14. Mai 1870 bezeichneten zu geben. 

§ 7. Wer gewerbsmäßig Kuhmilch in der Stadt Hamburg feilhalten, verkaufen 
oder vertreiben, oder die in den §§ 4 und 5 dieses Gesetzes genannten Milcherzeugnisse 
herstellen oder vertreiben will, hat hiervon vor der Eröffnung des Gewerbebetriebes 
unter Angabe seiner Wohnung und Geschäftsstelle der Polizeibehörde Anzeige zu 
erstatten. Jeder Wechsel der Person des Geschäftsinhabers, der Wohnung, der 
Geschäftsstelle sowie die Einstellung des Geschäftsbetriebes und die Eröffnung von 
Zweiggeschäften sind der Polizeibehörde unverzüglich anzuzeigen. Zur Erstattung 
der Anzeige ist der Geschäftsinhaber und, sofern das Geschäft für diesen von einem 
selbständigen Leiter geführt wird, dieser letztere verpflichtet. Die Inhaber der zur 
Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes bestehenden Geschäftsbetriebe haben die vorstehend 
vorgeschriebenen Anzeigen innerhalb eines Monats nach dem Inkrafttreten dieser 
Gesetzes Vorschrift einzureichen. 

§ 8. Wer Milch unter der Bezeichnung Vorzugsmilch, Kontrollmilch, Säuglings, 
miloh, Kindermilch, Kurmilch, Sanitätsmilch oder unter ähnlichen Benennungen (§ 2) 
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in die Stadt Hamburg zum Zwecke des Vertriebes einführen oder dort feilhalten, 
verkaufen oder in den Verkehr bringen will, bedarf hierzu der Genehmigung der 
Polizeibehörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Nachweis erbracht 
wird, daß den auf Grund des § 2 erlassenen Bestimmungen des Senats entsprochen 
wird, genügende Sicherheit für die dauernde Befolgung dieser Vorschriften gegeben 
ist und nicht Tatsachen vorliegen, die den Besitzer der Milchwirtschaft, in der die 
Milch gewonnen wird, oder die Person, die die Milch hier unter einer der vorerwähnten 
Bezeichnungen vertreiben will, als unzuverlässig erscheinen lassen. Die Polizeibehörde 
ist berechtigt, die Erteilung der Genehmigung von der Hinterlegung einer von ihr 
zu bestimmenden Geldsumme als Sicherheit für die Erfüllung der Vorschriften ab¬ 
hängig zu machen. Die Genehmigung ist zurückzunehmen, wenn Tatsachen vor¬ 
liegen, die ergeben, daß die Gewinnung oder Behandlung der Milch nicht den Vor¬ 
schriften gemäß erfolgt oder die Person, der die Genehmigung erteilt ist, nicht mehr 
die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt. Gegen die Entscheidung der Polizeibehörde 
steht den Nachweispflichtigen binnen einer Frist von vierzehn Tagen die Beschwerde 
an die Senatssektion für Gewerberekurssachen zu. Die Beschwerde hat keine auf¬ 
schiebende Wirkung. Die für das Verfahren in Gewerberekurssachen erlassenen Vor¬ 
schriften vom 19. Januar 1900 finden entsprechende Anwendung. 

§ 9. Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen werden, 
falls nicht anderweitig höhere Strafen angedroht sind, mit Geldstrafe bis zu 150 Jh 
oder mit Haft bis zu sechs Wochen bestraft. Daneben kann die Einziehung der für 
den Verkehr bestimmten Milch verfügt werden, die den in diesem Gesetz oder den 
Ausführungsverordnungen dazu festgestellten Eigenschaften nicht genügt oder in 
Widerspruch mit diesen Vorschriften gewonnen, behandelt, eingeführt, aufbewahrt 
oder in den Verkehr gebracht worden ist, und zwar ohne Unterschied, ob sie dem 
Schuldigen gehört oder nicht. Ist die Verfolgung oder Bestrafung einer bestimmten 
Person nicht ausführbar, oder sind die Voraussetzungen für eine Bestrafung nicht 
gegeben, so kann die Einziehung selbständig verfügt werden. 

§ 10. Dieses Gesetz gilt für den Bezirk der Stadt Hamburg. Der Senat kann 
jedoch den Geltungsbereich der auf Grund des § 6 dieses Gesetzes erlassenen Vor¬ 
schriften ganz oder teilweise auf das gesamte hamburgische Staatsgebiet ausdehnen. 
Insoweit findet der § 9 dieses Gesetzes entsprechende Anwendung. 

§ 11. Dieses Gesetz tritt an einem vom Senate festzusetzenden Tage in Kraft. 
Mit diesem Tage tritt das Gesetz betreffend denVerkehr mit Kuhmilch, vom 18. April 
1894, außer Kraft. 

Zum Schluß erübrigt es mir noch, Herrn Dr. Moritz Fürst für die 
Anregung und eine Anzahl Notizen zu dieser Arbeit zu danken, ebenso Herrn 
Physikus Dr. Sieveking für die liebenswürdige Überlassung der Jahresberichte 
der Milchküchen. 
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handlungen mit besonderer Berücksichtigung Hamburger Verhältnisse, b) Hage¬ 
ln an n, Milchkonservierung und deren Gesundheitsschädlichkeit, c) Prof. Edlefsen, 
Säuglingsmilch und Milchpräparate, d) von Ohlen, Kindersterblichkeit und Milch- 
Versorgung, e) Weichardt, Die Behandlung der Milch im Haushalt. 

**) Gesetz betreffend den Verkehr der Milch in Hamburg 1894. 
u ) Die Versorgung der großen Städte mit Kindermilch. I. Teil. Die Not¬ 
wendigkeit einer Umgestaltung der Kindermiloherzeugung von Dr. Max Sei ff er t. 
Leipzig, Adolf Weigel, 1909. 

15 ) Geschichtliches über die Versorgung Hamburgs mit Milch von Dr. P. Voigt. 
Hamburg, L. Boysen, 1903. 

lfl ) Berichte des hygienischen Instituts über die Nahrungsmittelkontrolle in 
Hamburg 1894 bis 1904. 

l7 ) Die Säuglingsmilchküchen der Patriotischen Gesellschaft in Hamburg. 
Jahresbericht vom Physikus Dr. Sieveking. Hamburg, L. Boysen, 1906. 

lfl ) Adickes-Beutler, Die sozialen Aufgaben der Städte. Zwei Vorträge auf 
dem ersten Deutschen Städtetage in Dresden 1903. 

l ®) Die Milchversorgung der Städte mit besonderer Berücksichtigung der Säug¬ 
lingsernährung. Sonderabdruck aus der „Deutschen Vierteljahrsschrift für öffentliche 
Gesundheitspflege*, Bd. 39, Heft 1. Braunschweig, Friedr. Vieweg & Sohn, 1907. 

t0 ) Die Milchversorgung auf dem Bahnwege von Dr. E. Petersilie (Zeitschr. 
des Königl. Preußischen Statistischen Landesamtes, April 1913). 
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Die Gewerbehygiene in Rumänien, 

speziell in Bukarest, bis zum Jahre 1913. 

Von Dr. N. Burghele, 

Städtischem Bezirksarzt für die Industrien in Bukarest. 


Über diese so bedeutende Frage der sozialen Medizin kann noch nicht viel 
mitgeteilt werden, weil die nötigen Unterlagen noch vielfach fehlen. Sichere 
Auskünfte sind nur über Bukarest vorhanden, und auch diese nur aus den 
letzten Jahren. Das Wenige, das hier geboten wird, konnte nur mit großer 
Mühe gesammelt werden. Vieles ist dem Entgegenkommen von Kreis- und 
Stadtärzten, weiteres der rumänischen und ausländischen Literatur zu ver¬ 
danken. Ein Teil gründet sich auf eigene Erfahrung. Ich bin mir wohl 
bewußt, daß noch vieles zu tun übrig bleibt, so daß ich den Leser bitten 
muß, nachsichtig zu sein. 

Die Gewerbehygiene steht in enger Verbindung mit dem Wachsen und 
Fortschreiten der industriellen Tätigkeit. Beide bedingen sich gegenseitig 
im Verlaufe der Zeiten und der Menschheit. Es ist dies leicht verständlich, 
weil die Hygiene nicht nur eine ärztliche Wissenschaft ist, sondern auch 
eine sozial-wirtschaftliche Leistung darstellt. 

Die Unterschiede zwischen Fabrik, Werkstätte, Kleinindustrie, Groß¬ 
industrie, Industrieanstalt, Lager sind weder hierzulande noch in anderen 
Ländern oder in internationalen Kongressen festgestellt worden. Alles ist 
konventionellen Anschauungen überlassen, die sich den Umständen gemäß 
wandeln. Deswegen sollen die Benennungen hier so gebraucht werden, wie 
sie im gewöhnlichen Leben gebräuchlich sind. 

Im allgemeinen ist die Hygiene in den städtischen Gewerben entwickelter 
als auf dem Lande. Es ist dies leicht verständlich; die Städte, an der Spitze 
Bukarest, sind der Mittelpunkt von Bedarf und Angebot, so daß dort Industrie 
und Hygiene Zusammentreffen. Hier eine kleine statistische Tabelle für das 
ganze Land: 


1 

Jahr 

Einwohner 

| Bodenoberfläche 
qkm 

Einwohner 
pro qkm 

Eisenbahngeleise 

km 

1866 

3 864 848 

120 973 

32 

172 

1912 

7 000 000 

131 353 

i 

53 

: 1 

3690 

i 


Bis zur Thronbesteigung König Karls I. (1866), besonders bis zum 
Unabhängigkeitskrieg (1877) war die Industrie, namentlich die mechanische, 
nur wenig entwickelt. Demgegenüber waren die handwerksmäßig betriebenen 
Industrien, vorzüglich die rumänische nationale (Heim-)Industrie stark ver¬ 
breitet, sowohl im Herren- wie im Bauernhause, Die Erzeugnisse dieser 
Industrie waren schön, dauerhaft, aus reinem Material, fein gearbeitet usw., 
viele Städte, Vorstädte, Dörfer, Familien u. a. waren ob der verschiedenen 
Arten der gleichen Industrie berühmt und deswegen wurden sie nach den 
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Industrien benannt. Im Laufe der Jahre sind diese Industrien immer mehr 
gesunken, durch andere Unternehmungen ersetzt oder sind ganz verschwunden. 
In den letzten Jahrzehnten ist in der besseren Gesellschaft das Interesse für 
die nationale Industrie von neuem erwacht, so daß jetzt diese Arbeiten wieder 
mannigfach unterstützt werden. 

Fast alle diese Industrien entwickelten ihre Tätigkeit im eigenen Heim; 
jeder Bewohner, jeder Handwerker hatte die nötigen Werkzeuge zur Ausübung 
des Berufes, ohne andere Vorbereitung als die praktische Erlernung des Hand¬ 
werks. Es waren also Familien-Heimwerkstätten, die bei den hygienischen 
Maßregeln in Bukarest besprochen werden sollen. Diese Arbeitsräume konnten 
natürlich nur schwer hygienisch überwacht werden. 

Die Krankheiten waren geringer an Zahl, die Geschlechter waren kräftiger 
und gesunder, die Bevölkerung war spärlicher, die Luft war reiner, die 
Nahrung reicher. Zugleich war die Lebenshaltung billiger, Angebot und Bedarf 
waren kleiner. Hygienische Bedürfnisse waren wenig bekannt und ebenso die 
praktische Verwendung der Naturkräfte für die Industrie. Die Beseitigung der 
festen und flüssigen Abfälle, Maßregeln gegen den Lärm, die üblen Gerüche, 
die Luftverderbnis, die Erschütterungen, Maßnahmen betreffend den Luft¬ 
raum, das Licht, die Lüftung, Fürsorge für die Arbeiter bei Krankheit und 
Unfällen und andere hygienische Maßregeln waren nur wenig bekannt und 
noch weniger beachtet. 

Unter solchen Umständen war es natürlich, daß Hygiene und Industrie 
sich auf gleicher, wenig entwickelter Stufe befanden, und daß weder die Be¬ 
hörden, noch die Arbeitgeber der Hygiene irgend welche Aufmerksamkeit 
schenkten. 

Von dem Jahre 1866 ab haben sich in der Geschichte unseres Vater¬ 


landes mehrere Ereignisse zugetragen, die einen bedeutenden Einfluß auf die 
Entwickelung der Industrie und Volkswirtschaft ausgeübt haben. So unter 
anderem der Unabhängigkeitskrieg, die Erhebung des Fürstentums zum 
Königreich, der Schutz und die Unterstützung der nationalen Industrie, die 
Handelsverträge mit den fremden Staaten und der Schutzzoll, der Bau zahl¬ 
reicher Verkehrswege (Chausseen, Eisenbahnen, Flußfahrt, Schiffahrt usw.), 
Ausstellung der Landeserzeugnisse im Inlande und im Auslände, Entwickelung 
der Petroleumindustrie, Gründung vieler Finanz-, Handels- und Industrie¬ 
gesellschaften usw., Btrengere Anwendung der Gesetze, moderne Umgestaltung 
in der Tätigkeit der acht Ministerien und vieles andere. 

Um ein genaueres Bild über den Gang der Gewerbehygiene zu geben, 
erachte ich es für notwendig, einige Ziffern aus der Industriestatistik zu geben. 
Die Ausweise Paianus’ zeigen, daß die Großindustrie, also Industrieanstalten *) 
mit festem Kapital 2 ) von 50000 Lei, 25 dauernden Arbeitern und vervoll- 


kommneten Maschinen 


war. 


Im Jahre | 

Großindustrie 

1866 

39 

1906 

471 


l ) Es ist ein Ausdruck, der nicht zu weit gefaßt werden darf. 

*) Festes Kapital umfaßt den Wert des Grundbesitzes, des Baues und der 
Maschinen, das übrige ist bewegliches Kapital. 
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Der Rückgang der Körperkonstitution, wie er durch die große Zahl der 
Untauglichen im Heere bewiesen wird, das frühe Altern, die Krankheits- 
ziffern und die sich häufenden Unfälle, die Verteuerung der Lebensverhält- 
nisse, die Erfindungen und die Vervollkommnung der Maschinen, die zu¬ 
nehmende Dichtigkeit der Bevölkerung, die rasche Vermehrung der Industrie, 
die Fortschritte der hygienischen Wissenschaft, die Verbreitung der all¬ 
gemeinen und Fachbildung, die Steigerung des Angebotes und des Bedarfs, 
alles dies zwang die Behörden und die Fabrikherren, der Hygiene erhöhte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Es ergibt sich hieraus, daß gleichzeitig mit der Entwickelung der Indu¬ 
strie auch die Gewerbehygiene mit Gesetzen und Verordnungen in die Er¬ 
scheinung treten mußte. 

Wie anderwärts, werden auch bei uns die Forderungen der Hygiene nur 
langsam erfüllt, hauptsächlich deshalb, weil sie ein gewisses Verständnis vor¬ 
aussetzen und außerdem Kosten verursachen. 

Immerhin macht sich ein Anfang hygienischen Fortschrittes auch in 
den Industrien im Lande in letzter Zeit bemerkbar. 

Die alten und die neuen Sanitätsgesetze (1875, 1885, 1893, 1898, 1910) 
mit ihren Ausführungsbestimmungen haben sich immer mehr mit der Gewerbe¬ 
hygiene befaßt. Demzufolge sind allgemeine Maßregeln angeordnet worden 
über die Errichtung der Fabriken, die Festigkeit des Baues, die Art, die 
Ausdehnung und die Lage, über Luftraum, Licht, Heizung, Reinlichkeit, Er¬ 
nährung der Arbeiter, Beseitigung der Abfallstoffe y Maßregeln gegen den 
Rauch der Schornsteine, gegen störende Geräusche, Erschütterungen, Aus¬ 
dunstungen, Unfälle usw. Besondere Maßregeln sind in bezug auf die Ge¬ 
werbehygiene bei verschiedenen Industrien vorgesehen, besonders bei den 
gesundheitsschädlichen. 

Rumänien ist ein wesentlich landwirtschaftliches Land. Es ist daher 
natürlich, daß sich in erster Reihe jene Industrien entwickelt haben, die in 
Verbindung mit dem Ackerbau stehen. In diesen ist zuerst die Gewerbe¬ 
hygiene zur Geltung gelangt; dahin gehört die Herstellung von Kerzen, von 
alkoholischen Getränken, die Gerbereien, Webereien (Lein, Hanf, Wolle u. a.). 

Den Müllem wurde das Mahlen verdorbenen Maises untersagt. Der 
unreife Mais darf nicht eingesammelt und zu keiner Industrie verwendet 
werden. 

Da die Verfälschung der Wachskerzen durch Vermischung mit Paraffin, 
Ceresin usw. eine gewaltige Ausdehnung gewonnen hatte, die die Arbeiter 
und die Kirchengänger gefährdete, wurden strenge hygienische Maßregeln 
ergriffen in bezug auf die Beschaffenheit der Bestandteile (Wachs, Docht) und 
die Art der Herstellung. 

Das Einweichen und Bleichen des Leinens und des Hanfes, das Waschen 
der Wolle u. a. in fließenden Wässern wurde verboten, weil eine solche 
Verschlechterung des Wassers eintrat, daß es weder von Menschen noch von 
Tieren genossen werden konnte. Zu diesem Zwecke sind Gruben gestattet, 
die mit diesen Wässern in Verbindung stehen und stets außerhalb des Dorfes 
gelegen sein müssen. 

In den chemischen Laboratorien ist nachgewiesen worden, daß der 
Pflaumen- und Getreidebranntwein bei der Herstellung schädliche Substanzen 
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erzeugt (Furfurol, Aldehyde usw.). Es ist den Erzeugern zur Pflicht ge¬ 
macht worden, sich solche Apparate zu beschaffen, die aus reinem Material 
bestehen. 

Sehr mangelhaft ist in den meisten Fabriken die Beschaffenheit der 
Aborte, desgleichen die Größe des Luftraumes und die Art der Lüftung. 

Da sich Gesundheitsschädigungen durch mangelhafte Destillierung und 
Bereitung des Leuchtpetroleums feststellen ließen, hat die Gesundheitsbehörde 
besondere Vorschriften erlassen über das Petroleum (1892, 1893). Sie zwang 
die Erzeuger, das Bereitungssystem zu verbessern und als Leuchtpetroleum 
solches Petroleum nicht zu verschleißen, das unter 23° C entzündbare Dämpfe 
aufweist. 

Die Reinlichkeit läßt in den Fabriken im ganzen viel zu wünschen übrig. 
Badegelegenheit ist selten. Die Reinigung beschränkt sich meist auf den 
Fußboden, nicht aber auf die Wände, Werkzeuge usw. Viel zu wünschen 
läßt auch die Beseitigung des Auswurfs, da Spucknäpfe hier wie ander¬ 
wärts nicht beliebt sind, und wo sie vorhanden, meistens unhygienisch ge¬ 
halten sind. 

Von Gewerbekrankheiten werden am häufigsten Bleivergiftungen bei 
Buchdruckern und Töpfern beobachtet. Durch behördliche Maßnahmen ist es 
erreicht, daß jetzt klinische Fälle selten geworden sind. 

Aufenthalts- und Speisesäle für Arbeiter sind seltep, und wo sie vor¬ 
handen sind, entsprechen sie nicht den hygienischen Anforderungen. Das 
Gesetz zur Begünstigung der nationalen Industrie verpflichtet die Unter¬ 
nehmer unter anderem auch zur Beschaffung gesunder Wohnungen. Von 
diesem Gesichtspunkte betrachtet, läßt die Floßindustrie auf dem Siret, auf 
der Bistritza u. a. viel zu wünschen übrig — jährlich kommen hier etwa 
50000 Flößer in Frage —, namentlich was Ernährung und Unterkunft betrifft 
Ebenso schlecht ist gewöhnlich die Versorgung der Lehrlinge der herum¬ 
ziehenden Lebensmittelverkäufer und der Verkäufer selbst. Für die ersteren 
ist teilweise eine Besserung eingetreten, für die anderen läßt sich wegen ihrer 
Unbeständigkeit nichts ausrichten. 

Im allgemeinen tragen die Arbeiter während der Arbeit keine besondere 
Arbeitskleidung, so daß sie den Staub und schädlichen Schmutz nach Hause 
tragen. 

Die ärztliche und sonstige Fürsorge war nur wenig entwickelt und wurde 
nur von den Sanitätsgesetzen überwacht. Später sind besondere Gesetze 
erlassen worden, die auch die ärztliche Hilfe vorsehen, so das Minengesetz 
(1895, 1899, 1900, 1903): ärztliche Hilfe, kleine Spitäler, Unterstützung der 
Arbeitsunfähigen usw. Im Jahre 1906 erschien das Gesetz betreffend Für¬ 
sorge für die Minderjährigen und die Frauen in der Industrie, die Vermeidung 
von Unfällen während der Arbeit, Sicherheitsmaßregeln in sämtlichen Arbeits¬ 
räumen (1910), schließlich das Gewerbegesetz, von dem weiter unten die Rede 
sein wird, und andere Verordnungen. 

Die festen und flüssigen Abfälle werden in nur wenigen Industrien 
(10 Proz.) vorschriftsmäßig behandelt, neutralisiert oder verbrannt oder von 
neuem zu industriellen Zwecken verwendet. In den meisten Betrieben werden 
sie keinerlei Behandlung unterworfen, auf die Straße gelassen oder in die 
öffentlichen Kanalisationsanlagen oder auf unbebauten Plätzen und im eigenen 

Viertetfahrsschrift für Gesundheitspflege, 1918. 42 


Digitized by 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



642 


Dr. N. Burghele, 


Digitized by 


Hof gelagert. Unter sämtlichen Industrien ist es die des Petroleums, die 
durch die Beseitigung der Abfälle die fließenden Wässer am meisten schädigt. 

Dann aber sind die Rumänen im allgemeinen, vom Bauern bis zum be¬ 
handschuhten Gigerl, nicht gewillt, zu arbeiten, um Reichtümer zu erwerben. 
Deshalb gibt es bei uns keine eigentliche Armut infolge wirklichen Mangels. 
So erklärt es sich, daß nach Rumänien zahlreiche arme Arbeiter aus der 
Fremde kommen, die, da sie sich auf das Arbeiten verstehen, nach einigen 
Jahren bereichert in die Heimat zurückkehren. 

Nehmen wir dazu das Verhalten der Syndikalisten, die bestrebt sind, 
das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern dauernd zu ver¬ 
schlechtern, so haben wir einige der wesentlichsten Ursachen bezeichnet, durch 
die das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ungünstig be¬ 
einflußt wird. 

Dieses Mißverhältnis ist nur teilweise durch das Gesetz über die Orga¬ 
nisierung der Gewerbe, des Kredits und der Arbeiterversicherung vom 
Jahre 1912, eine Vervollständigung des Gesetzes vom Jahre 1902, beseitigt 
worden. Wie alle Gesetze hat auch dieses seine Mängel, doch ist es ein 
Anfang, der gewiß einen großen Einfluß auf die Arbeiterschaft ausüben wird, 
nicht nur durch die Geldunterstützung, sondern auch durch die hygienische 
Erziehung. Wir erwarten von diesem Gesetze eine bedeutende Entwickelung 
der Gewerbehygiene, wie dies durch die Invalidenversicherung und das 
Krankenkassengesetz in Deutschland und Österreich-Ungarn geschehen ist. 

Das Gesetz über das Monopol der geistigen Getränke und die Bekämpfung 
der Trunksucht (1908, 1909, 1911) hat mittelbar einen Einfluß auf die 
allgemeine hygienische Erziehung auch in den Gewerben ausgeübt. Es ist 
erst eine zu kurze Zeit verstrichen seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, so 
daß ein abschließendes Urteil über die Erfolge dieses vom sozialen Standpunkte 
so wichtigen Gesetzes zurzeit noch nicht gefällt werden kann. 

Die Verordnung über die Überwachung der Nahrungsmittel und Ge¬ 
tränke vom gesundheitlichen Standpunkte (1896, 1908) gibt Anweisungen 
über die Hygiene dieser Gewerbe, sowohl in bezug auf die Einrichtung, wie 
in bezug auf das Verfahren mit den verschiedenen Nahrungsmitteln. Das 
Gesetz über die Sonntagsruhe hat gleichfalls einen wohltuenden Einfluß auf 
die hygienische Erziehung ausgeübt. 

Dies ist in allgemeinen Zügen der Zustand der Gewerbehygiene im ganzen 
Lande bis zum Jahre 1913. 

Was speziell die Hauptstadt Bukarest betrifft, so habe ich in einer vor 
Jahren in dieser Zeitschrift veröffentlichten Mitteilung (1905) darauf hin¬ 
gewiesen, daß in Bukarest in den verschiedenen Industriezweigen große 
hygienische Fortschritte erzielt worden sind. 

Wie wohl alle Hauptstädte, hat auch Bukarest sich auf vielen Gebieten 
gewaltig entwickelt: geistig, sozial, im Handel, in der Industrie usw. Als 
Hauptstadt mußte sie den anderen Städten vorangehen. 

Die Erfüllung der hygienischen Vorschriften ist bei den neu gegründeten 
Fabrikanlagen nicht schwierig, wohl aber bei den älteren, die unter den Vor¬ 
schriften der damaligen Gesetze errichtet wurden. 

Hier lassen wir einige Zahlenangaben folgen, die zur Aufklärung dienen 
sollen: 
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Jahr 

1 Oberfläche 
der Hauptstadt 
ha 

Einwohner¬ 

zahl 

Bekannte 

Industrien 

1875 

4500 

! 200 000 

267 

1912 

5500 

300 000 

3000 


In dem Berichte des verewigten Oberarztes der Hauptstadt, Jacob 
Felix, über das Jahr 1875 finden wir eine Schilderung der von der Ge- 
sundheitsbehörde angeordneten gewerbehygienischen Maßregeln. Unter 
anderem finden sich Verbesserungen in folgenden Industrien: Metallurgie, 
Vergoldern, Seifensiedereien, Lichtzieher, in den Töpfereien usw., die nicht 
nur primitiv waren und die Gesundheit der Handwerker schädigten, sondern 
auch die Nachbarschaft belästigten. Im Jahre 1880 ist es dazu gekommen, 
den Betrieb der Gerbereien zu untersagen, die die Vorstädte infizierten, die 
Ufer des Dimbowitzaflusses durch die Behandlung der Felle in diesem Wasser 
zerstörten. Gleichzeitig sind die Darmwäschereien verbessert worden. Es 
folgte die Einstellung der Fettschmelzereien, die das Fett ohne jedwede Vor¬ 
sicht bis zur Gärung aufbewahrten und dann in primitiven Einrichtungen 
zum Schmelzen brachten, was eine erhebliche Luftverderbnis durch Zer¬ 
setzung und üble Ausdunstung zur Folge hatte. 

Schon im Jahre 1885 beschäftigte sich die städtische Gesundheitsbehörde 
mit der Rauchfrage der Schornsteine. Sowohl die Industrien wie die Be¬ 
hörden haben manche Maßregeln ergriffen. Allein das Übel ganz zu beseitigen, 
ist hier wie im Auslande bisher nicht gelungen. In sämtlichen Industrien 
sind rauchverzehrende Apparate und Erhöhung der Schornsteine angeordnet 
worden. 

Das Luftgaswerk (Filaret) ist verpflichtet worden, die Abwässer zu neu¬ 
tralisieren, bevor sie sich in den öffentlichen Kanal ergießen, weil die zur 
Gaswaschung gebrauchten Abwässer mancherlei Unfälle veranlaßt hatten. 

Die mit der Herstellung des Hirsetrankes, Braga, des Hydromels und 
ähnlicher kühlender Getränke beschäftigten Unternehmer sind durch besondere 
Verordnungen angehalten worden (1900), in bezug auf die Einrichtung, die 
Gebäude, die Rohstoffe bestimmte Vorschriften zu beachten. 

Die Fabriken zur Herstellung kohlensäurehaltiger Trinkwässer und 
Limonaden haben Kanalisation, Wasserleitung, mechanische Reinigung der 
Flaschen u. a. 

Auch die Bäckereien haben mancherlei Verbesserungen aufzuweisen: 
Belehrung der Arbeiter (Gesundheitsbüchlein), Undurchlässigkeit der Wände 
und des Fußbodens in den Arbeitsstätten, mechanische Knetung usw. Trotz 
aller Anstrengungen der Behörden ist die Reinlichkeit noch keine ausreichende. 
Insbesondere ist dies der Fall in den Nebenbetrieben der Bäckerei, d. h. dort, 
wo Käse- und Fleischstrudel (pläcinterie) und Brezel (simigirie) bereitet 
werden; die Unsauberkeit läßt sich vielleicht daraus erklären, daß sich mit 
dem Verschleiß von Strudel und Brezel nur Griechen, Macedonier und Serben 
aus den niedersten Klassen befassen, denen Sauberkeit fremd ist. 

Für die Lager von Getreide, Heu, Brennmaterial (Holz, Koks usw.) sind 
gepflasterte saubere Höfe vorgeschrieben, gemauerte Räume für die Waren, 
Bewahrung vor Schädigungen, die durch Staub oder Gärung veranlaßt sind. 
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Die Barbiere müssen Bürsten und Kämme desinfizieren, die Gehilfen 
müssen rein sein und waschbare Blusen tragen. 

Mehrfache Verordnungen verpflichten die Arbeitgeber, die Lehrlinge 
impfen und wieder impfen zu lassen und ihnen kräftige Nahrung und einen 
gesunden Schlafraum zu gewähren. 

Außer diesen bisher geschilderten besonderen sanitären Maßregeln, die 
sich unmittelbar auf die Arbeit des Handwerkers beziehen, gibt es noch 
andere, die, obwohl in das allgemeine Gebiet der Gesundheitspflege fallend, 
doch nebenbei auch die Gewerbehygiene beeinflussen. Es sollen nur die 
wesentlichsten genannt werden. 

Verschiedene Verordnungen und gemeinverständliche Belehrungen über 
Cholera, Typhus, Trinkwasser, Reinlichkeit, Aborte usw. werden auch von 
den Arbeitern gelesen und wenigstens teilweise befolgt Die Schaffung des 
Parkes König Karl (1906) hat zur Assanierung eines ganzen Viertels bei¬ 
getragen und gestattet den Arbeitern, ebenso wie der Gemeindepark (1912), an 
der Bewaldungszone wenigstens einen Tag in der Woche in reiner, ozon¬ 
reicher Luft zu verleben, ln bezug auf Bereitstellung freier Plätze ist Bukarest 
vielen ausländischen Städten überlegen, da viele Plätze unbebaut sind und 
fast jeder Hausbesitzer seinen Hof mit Garten und Bäumen ziert. Für die 
hygienische Erziehung sorgen volkstümliche Vorträge, Belehrungen, Volks¬ 
bücher in den Schulen, der Arbeitsbörse und in den Werkstätten. 

Die Rettungsgesellschaft dient durch die Samariterschule und die erste 
Hilfe der Verhütung von Unfällen. Einen günstigen Einfluß vom Standpunkt 
der hygienischen Erziehung übt die von der Gemeinde gegründete Gesell¬ 
schaft für billige Wohnungen aus; das gleiche erstreben neuerdings auch 
private Gesellschaften. 

Diese privaten gesellschaftlichen Unternehmungen verdienen um so mehr 
Unterstützung, als in Rumänien der Zusammenschluß Privater sehr selten 
ist, weil man alle Verbesserungen von den Behörden erwartet. 

Zum Schluß sei noch eine Maßregel erwähnt, die für die Gewerbehygiene 
von besonderer Bedeutung zu werden verspricht. Im Jahre 1908 hat der 
damalige Bürgermeister Vintila Bratianu eine besondere Abteilung für 
Gewerbehygiene gegründet mit drei ärztlichen Inspektoren, von denen einer der 
Verfasser ist. Diese Abteilung hat eine sichtliche Besserung der Hygiene in 
sämtlichen Industrieanstalten herbeigeführt und verdient deshalb ausführlicher 
geschildert zu werden. 

Bei den Besichtigungen wurde festgestellt, daß vielfach Industrien in 
Kellern, Dachböden, Schuppen untergebracht waren, ohne genügende Be¬ 
leuchtung, ohne ausreichenden Luftraum, unsauber und unordentlich, ohne 
Maßnahmen für Unfallverhütung usw. 

Auch heute gibt es noch Betriebe, die der Kontrolle der Behörden ent¬ 
zogen blieben, aber in der Mehrzahl findet man schon die eine oder andere 
hygienische Maßregel. Die Arbeitgeber gewöhnen sich allmählich an die Er¬ 
füllung hygienischer Maßregeln; in vielen Fällen haben die Arbeitgeber aus 
eigener Initiative verschiedene Verbesserungen vom gesundheitlichen Stand¬ 
punkte vorgenommen und die Behörden um Genehmigung gebeten, nur um 
nicht mit den Sanitätsorganen, deren Einfluß an Bedeutung gewinnt, in Kon¬ 
flikt zu geraten. 
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Für jede dieser Industrien ist von der Abteilung der Gewerbehygiene 
ein Gesundheitsbuch angelegt worden, nach einem bestimmten Schema, in 
dem Angaben über den bei der Inspektion gefundenen Zustand und die 
nötigen Maßregeln zur Beseitigung der Übelstande eingetragen werden. 

Es gibt Werkstätten, die nur in bestimmten Jahreszeiten tätig sind 
(Pelze, Wäsche, Kleider); hier gelang es bald, die nötigen Besserungsmaßregeln 
durchzuführen. War die Arbeitsdauer zu kurz (zwei bis drei Monate oder 
noch weniger für Pelzmützen, Stoffmützen usw.), so waren die Arbeitsräume 
oft schon geschlossen, ehe die Maßregeln ganz durchgeführt waren. Diese 
Inspektionen werden nicht nur während der Arbeitszeit gemacht, sondern 
auch in den Ruhezeiten. 

Die beamteten Ärzte haben sich bemüht, nach Möglichkeit in den inneren 
Mechanismus der Gewerbe einzudringen, die verschiedenen Apparate und 
deren Handhabung, die Rohstoffe, die Erzeugnisse, in die sie überführt 
werden, kennen zu lernen, da sie nur so sich Rechenschaft geben können 
über die hygienischen Mängel, die die einzelnen Industriezweige mit sich 
bringen. 

Die Inspektionen während der Mahlzeiten haben gezeigt, daß manche 
Arbeiter, insbesondere Frauen und Mädchen, sich schlecht und ungenügend 
ernähren. Der Grund ist hauptsächlich darin gelegen, daß sie hier sparen, 
um größere Ausgaben für schöne Kleider und anderen Tand machen zu 
können. 

Sehr groß ist die Zahl der Werkstätten, besonders Schneidereien und 
Schuhmachereien, die in den Wohnungen betrieben werden, wo nur der Haus¬ 
vater oder höchstens noch die Frau und Kinder an der Arbeit beteiligt sind 
(Atelier de famille, Sweating-System, Heimarbeit). Diese Industrien ver¬ 
mehren sich in besorgniserregender Weise. Solche Betriebe waren auch in 
früheren Zeiten vorhanden; sie entstanden, weil die industrielle Arbeit weder 
zentralisiert, noch örtlich beschränkt und gesetzlich geregelt war, so daß 
jeder Handwerker in seiner Wohnung arbeitete. Heute aber liegen die Ver¬ 
hältnisse ganz anders. Einerseits sehen sich die Arbeitgeber mit Läden ge¬ 
zwungen, die Werkstätten aufzuheben und die zu verschleißende Ware Heim¬ 
arbeitern anzuvertrauen, während andererseits der Heimarbeiter sich genötigt 
sieht, viel Arbeit zu nehmen, die von ihm, Frau und Kindern Tag und Nacht 
im Schweiße ihres Angesichtes verfertigt werden muß. Dabei ist die Heim¬ 
arbeit schlecht bezahlt, schlechter als Fabrikarbeit. In England haben ver¬ 
schiedene Genossenschaften der Trade-Unions den Wunsch geäußert, durch 
ein Gesetz die Heimarbeit zu verbieten. In Frankreich ist eine Liga der 
Käufer gegründet worden, um gegen die Familienateliers zu kämpfen. Bis 
jetzt vergeblich. Es war ein Fehler des Sanitätsgesetzes vom Jahre 1910, 
den Sanitätsbehörden das Recht zu nehmen, sich mit der Hygiene dieser Heim¬ 
betriebe zu befassen, die Schädigungen für den Handwerker und den Kunden 
mit sich bringen. 

Es ist festgestellt worden, daß in diesen Betrieben die angeordneten 
hygienischen Maßregeln nicht befolgt werden, weder von dem Arbeitgeber, 
noch von dem Arbeitnehmer; die letzteren tragen keine Blusen während der 
Arbeit, waschen nicht die Hände vor der Mahlzeit, benutzen keine Spuck¬ 
näpfe usw. 
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In Rumänien herrscht Mangel an Arbeitskräften, Die Arbeiter, die sich 
dessen bewußt sind, legen die Arbeit nieder, wenn sie der Arbeitgeber zwingen 
will, die angeordneten Maßregeln zu erfüllen. Der Arbeitgeber, der sich von 
den Arbeitern verlassen sieht, während er der Kundschaft gegenüber ver¬ 
pflichtet ist, verzichtet darauf, die Arbeiter zur Erfüllung der sanitären 
Pflichten anzuhalten und nimmt zu allen möglichen Mitteln seine Zuflucht, 
um die Durchführung der angeordneten sanitären Maßregeln hinauszu¬ 
schieben. In diesem Circulus vitiosus kommt die öffentliche Gesundheitspflege 
zu kurz. 

Die größte Aufmerksamkeit wurde den Arbeitsstätten der Schneider, 
der Schuster, der Wäschereien und Büglereien, der Druckereien, Kartonage- 
fabriken zugewandt, wo mannigfache hygienische Verbesserungen erzielt 
wurden. 

Die drei der Gewerbeaufsicht verpflichteten Ärzte haben einen Gesund- 
heitskatechismus verfaßt, in dem in volkstümlicher Weise auseinander- 
gesetzt ist, wie der Arbeiter für seine Gesundheit und die Gesundheit seiner 
Familie zu sorgen hat, sowohl bei der Arbeit außer dem Hause wie im eigenen 
Heim, wie Krankheiten vermieden werden können und wie die Gesundheit zu 
bewahren ist. Außerdem finden sich darin hygienische Ratschläge in bezug 
auf Lüftung und Beleuchtung der Arbeitsstätten, da in dieser Hinsicht viel 
gesündigt wird. 

Es ist angeordnet worden, daß in den Arbeitsstätten für genügende 
Beleuchtung gesorgt wird; während des Tages ist künstliche Beleuchtung 
untersagt, ausgenommen in bestimmten Berufen, in denen das künstliche 
Licht auch am Tage verwendet werden muß (Photographen). Juillerat und 
Thibaut (Paris), Ransome und Anderson (London) haben festgestellt, daß 
in den Setzereien, in denen künstliche Beleuchtung oder ungenügende natür¬ 
liche Beleuchtung war, Tuberkulosefälle häufiger waren, als Fälle von Blei¬ 
vergiftung. 

Es sind viele Betriebe gefunden worden, die in genügend großen Räumen 
untergebracht waren, allein die Regale waren schlecht auf gestellt und mit 
Waren 'so bestellt, daß weder Beleuchtung noch Luftraum ausreichend waren. 
Auch fanden sich Werkstätten, besonders bei Tischlern und Schustern, mit 
horizontalen Brückchen, aus Brettern hergestellt, die im Zimmer ein Unter¬ 
geschoß oder Obergeschoß bildeten, die beide licht- und luftlos waren: das 
Obergeschoß diente als Schlafraura für die Arbeiter, als Warenlager oder auch 
als zweite Werkstätte. Alle diese hygienischen Mängel sind durch behörd¬ 
liche Maßnahmen beseitigt worden. 

Die häufigsten Erkrankungen der Arbeiter waren Blutarmut (besonders 
bei Schneidern) und Unfälle (Verwundungen). 

Obwohl die Landesgesetze und die Dienstordnungen der Handwerk¬ 
körperschaften genau Arbeits- und Ruhestunden bestimmen, ebenso wie die 
Art der Arbeit für Frauen und Minderjährige, wurde der Arbeiter vielfach 
länger bei der Arbeit zurückgehalten, während die Verwendung der Minder¬ 
jährigen bei Arbeiten, die ihren Kräften nicht entsprachen, in großem Um¬ 
fange stattfand. Soviel als möglich sind diese Übelstände beseitigt worden. 

Aus vorstehendem ergibt sich, daß trotz mancher Verbesserungen noch 
viel zu tun bleibt. Die Förderung der Hygiene ist nicht bloß von Gesetzen 
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und Verordnungen abh&ngig, sondern sie hängt in erster Linie yoq den 
Sitten und Gebräuchen des Volkes ab. Nun läßt bei uns die hygienische 
Erziehung fast alles zu wünschen übrig. Und da es hierzulande Gebrauch 
ist, daß alles von den Behörden ausgeht, ergibt sich, daß für eine Besserung 
auf diesem Gebiete, für die Anbahnung einer hygienischen Erziehung des 
Volkes die Sanitätsgesetze allein nicht ausreichen. Dazu kommt die Art der 
Anwendung dieser Gesetze, von deren zweckentsprechender und gerechter 
Anwendung die Förderung dieser hygienischen Erziehung abhängt. 

In der Hoffnung, daß wie die Hygiene im allgemeinen auch die Gewerbe¬ 
hygiene immer weiter fortschreiten wird, schließe ich diese kurze Schilderung 
der Gewerbehygiene in Rumänien und besonders in Bukarest. 
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XIY. Deutscher Kongress für Volks- und Jugendspiele 

in Stettin, 28. bis 80. Juni 1918. 

Bericht von Professor Dr. Kohlrausoh, Hannover. 


Der Kongreß wurde durch eine Sitzung des Vorstandes eröffnet, in der 
die einzelnen Punkte der Tagesordnung festgesetzt wurden. Für das deutsch¬ 
akademische Olympia am 18. Oktober 1913 wird ein Siegespreis für die 
beste Mannschaft im Schlagballspiel bewilligt. Dann folgt eine gemeinsame 
Besprechung des Vereins Vorstandes und Ortsausschusses und ein Begrüßungs¬ 
abend im Parkhaus, der von mehreren Tausend Menschen besucht war. 
Oberbürgermeister Dr. Ackermann begrüßte die Teilnehmer, während der 
Stettiner Lehrergesangverein den Abend durch Gesangsvorträge verschönte. 

Am nächsten Morgen fand die Hauptversammlung des Vereins statt. 
Der stellvertretende Vorsitzende, Prof. Dr. Schmidt-Bonn, sprach sein Be¬ 
dauern über die Krankheit und das Fehlen des Vorsitzenden, Herrn Dr. 
v. Schenckendorff - Görlitz, und des Geschäftsführers, Geh. Hofrat Prof. 
Dr. Raydt-Hannover, aus. Prof. Dr. Schmidt berichtete über die günstige 
Entwickelung des Vereins und der Kasse und widmete Worte der An¬ 
erkennung dem verstorbenen Mitgliede, WirkL Geh. Rat G. H. Weber- 
München, dessen Andenken die Versammlung durch Erheben von den Plätzen 
ehrte. Für 1914 ist der Verein ein geladen von den Städten Hannover, 
Altona, Cöln und Eisenach. Der Verein wählt nach Befürwortung durch den 
Vorstand Altona als nächsten Kongreßort. Bei der Wahl des großen Aus¬ 
schusses werden die durch Verlosung ausscheidenden 38 Mitglieder wieder¬ 
gewählt und neu hinzugewählt Prof. Kaup-München, Universitätsturnlehrer 
Br oder sen-Kiel, Rechtsanwalt Dr. Ray dt-Leipzig und Bürgermeister Maaß- 
Görlitz. Daran anschließend folgte eine Sitzung des großen Ausschusses. 
Die Kasse wird in bester Ordnung gefunden und dem Schatzmeister Ent¬ 
lastung erteilt. In den neu zu gründenden Ausschuß für Spielplätze werden 
gewählt die Herren Stadtschulrat Dr. Sickinger-Mannheim, Professor 
Dr. Schmidt-Bonn, Prof. Dr. Kohlrausch-Hannover, Oberbürgermeister 
Dominicus-Schöneberg, Spielinspektor Münzer-Bismarckhütte, Turnlehrer 
Zobel-Schöneberg, Lehrer Fischer-Hamburg und Turnwart H. Schröer- 
Berlin. Der technische Ausschuß wird im Herbst eine Sitzung abhalten, 
hauptsächlich um Heft 13 der Spielregeln festzustellen. Die aus dem Vor¬ 
stand ausscheidenden Mitglieder, Oberbürgermeister Dominicus-Schöneberg 
und Geh. Regierungsrat Dr. Hagen-Schmalkalden, werden durch Zuruf 
wiedergewählt. 

Um IO 1 /* Uhr begann die erste Kongreßverhandlung mit einer Be¬ 
grüßung der Erschienenen durch Prof. Schmidt. Dieser berichtete über 
die Erfolge des Zentralausschusses, dessen Hauptverdienst in der tatkräftigen 
Mithilfe bei der Ertüchtigung der Jugend liege. Herr Regierungspräsident 
v. Schmeling begrüßte den Kongreß namens der Staatsregierung in seinem 
und des Oberpräsidenten Namen und wünschte den Verhandlungen rechten 
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Prof. Dr. Kohlrausch, 


Erfolg. Als Vertreter des Provinzial-Schulkollegiums begrüßte den Kongreß 
Geh. Rat Dr. Friedel. Er erinnerte an die Befreiung des deutschen Vater¬ 
landes vor 100 Jahren und an das Regierungsjubiläum unseres Kaisers, der 
sein warmes Interesse den Bestrebungen zur Hebung der Wehrtüchtigkeit 
zuwendet. Oberbürgermeister Dr. Ackermann-Stettin sprach namens der 
Kongreßstadt deren Wünsche für guten Erfolg der Arbeit des Zentral¬ 
ausschusses aus. Schulrat Prof. Dr. Rühl begrüßte den Kongreß namens 
der deutschen Turnerschaft, die mit dem Kongreß Hand in Hand arbeite, 
Prof. Dr. Hammerschmidt namens des Deutschen Vereins für Volkshygiene 
und Prof. Dr. Schmidt namens des Deutschen Vereins für Schulgesundheits¬ 
pflege, der pommerschen Ärztekammer und des deutschen Kampfspielbundes. 
Namens der Akademischen Turner sprachen stud. theol. Goedicke von der 
Cheruscia-Göttingen namens des V. C., des Verbandes farbentragender Turner- 
schaften, und Kandidat Oberländer-Danzig im Namen des T. B., des Ver¬ 
bandes nicht farbentragender akademischer Turnvereine. 

An Se. Majestät den Kaiser, den Protektor Prinz Eitel Friedrich, den 
Reichskanzler, den Kultusminister, Abgeordneten v. Schenckendorff und 
Geschäftsführer Ray dt wurden Huldigungs- bzw. Begrüßungstelegramme ab¬ 
gesandt. Dann folgte der Vortrag über „Spielplätze und Volksgesundheit“ 
von Sanitätsrat Prof. Dr. Schmidt-Bonn. Mit der geringen Militärtauglich¬ 
keit der Bewohner der großen Städte mit ihren ungünstigen Wohnungs¬ 
verhältnissen begründete er die Forderung, besonders an eng bebauten 
Flächen Spielflächen einzurichten, die der Jugend Licht und Luft geben. 
Kleinkinderspielplätze mit Einrichtungen zum Sandspielen und Ruhebänken 
für die Mütter können auch bei geringem Umfange von 4 bis 5 Ar schon 
Segen stiften. Für die Spiele der Größeren Bind planmäßig über das Stadt¬ 
gebiet verteilte größere Plätze nötig, von denen mindestens 1 ha auf je 15 000 
bis 20 000 Einwohner zu rechnen ist. Es genügt aber nicht, nur die nötigen 
Plätze bereit zu stellen, sondern auch der Jugend, besonders der gewerblich 
tätigen, die erforderliche Zeit zu schaffen und sie durch Einrichtung von ver¬ 
bindlichen Spielnachmittagen zum Spiel heranzuziehen. 

Über dasselbe Thema berichtete vom sch ul technischen Standpunkt aus 
Stadtschulrat Dr. Sickinger-Mannheim, der im wesentlichen folgendes aus¬ 
führte: Bei den heutigen für die gesundheitliche Entwickelung der Jugend 
ungünstigen Lebens Verhältnissen hat die öffentliche Schule als Hilfsinstitution 
der Familie außer dem eigentlichen Turnen das Bewegungsspiel im Freien 
durch einen für alle turnfähigen Schüler verbindlichen, unterrichte- und 
aufgabenfreien Spielnachmittag in geordnete Pflege zu nehmen. Die Zeit 
dafür wird durch Einführung der sogenannten Kurzstunde oder durch Ver¬ 
wendung von zwei Stunden der bisherigen Gesamtstundenzahl jeder Klasse 
gewonnen. Für je sechs gleichzeitig spielende Volksschulklassen ist eine 
Freifläche von 1 ha, für je sechs Klassen der höheren Schulen und der Fort¬ 
bildungsschule eine solche von l 1 / a ha vorzusehen. An den Sonnabend¬ 
nachmittagen und an den Sonntagen hat die schulentlassene Jugend den 
ersten Anspruch auf die Spielplätze. Das Freiluftturnen erfüllt nicht nur 
gesundheitliche Zwecke, sondern dient auch im Sinne der Arbeitsschul¬ 
bewegung in wirksamer Weise der Entwickelung der praktischen Intelligenz, 
der Weckung der Aktivität, sowie der Bildung des Gemüts- und Willenlebens. 
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Als Verwaltungsbeamter behandelte dasselbe Thema Herr Oberbürger¬ 
meister Dr. Dominious-Schöneberg. Wie er ausführte, seien derartige 
Spielplätze zu beschaffen teils durch Erhaltung altüberkommener Freiflächen 
in den Städten und auf dem Lande, teils durch rechtzeitige Fürsorge in 
künftig zu bebauenden Stadtteilen. Diese Fürsorge muß systematisch sein, 
wie z. B. in der Stadt Mannheim. Es empfiehlt sich die Aufstellung gewisser 
Normen für die Spielplatzgröße, wie sie in dem Auskunftsbogen des Zentral¬ 
ausschusses geboten werden. Die Anlegung derartiger Spielplätze erfordert 
allerdings erhebliche Mittel, zumal der Bedarf an Spielplätzen bei der zu er¬ 
hoffenden Einführung eines obligatorischen Spielnachmittages in den Schulen 
und des obligatorischen Turnens in den Fortbildungsschulen enorm wachsen 
werde. Deshalb ist die Heranziehung der Beihilfe Privater, der Landes- 
versicherungsanstalt und der Städte zu erstreben. Die Erkenntnis der Not¬ 
wendigkeit ausreichender Spielplätze sei wichtig. Aufgabe des Zentral¬ 
ausschusses und insbesondere seines neuen Ausschusses für Spielplätze müsse 
es sein, dieses Feuer zu schüren und die Bewegung sachkundig zu beraten. 
Im Anschluß an diesen letzten Vortrag wird einstimmig folgende Entschließung 
angenommen: 

Der XIV. Deutsche Kongreß für Volks- und Jugendspiele begrüßt die 
von dem deutschen Reichstag am 24. Juni gefaßte Resolution, wodurch der 
Herr Reichskanzler ersucht wird, dafür sorgen zu wollen, daß in allen deut¬ 
schen Bundesstaaten die Wehrfähigkeit der Jugend durch eine bessere 
körperliche Ausbildung gehoben werde. Der Kongreß bittet den Herrn 
Reichskanzler, den verbündeten Regierungen warm zu empfehlen, dieser 
Resolution zuzustimmen. 

In der Besprechung tritt Herr Dragehjelm-Kopenhagen warm für 
Sandspielplätze ein, für die er sozusagen Fachmann ist, und gibt eine Reihe 
von wertvollen Anweisungen für deren Einrichtung. Herr Turnlehrer Stadt¬ 
verordneter Zobel-Schöneberg fordert die Einführung einer obligatorischen 
Spielstunde und wendet sich gegen die Ausführung des Bürgermeisters 
Dr. Reicke-Berlin in der Vossischen Zeitung. Frau Dir. Dr. Matz wünscht 
größere Schulhöfe und verlangt die Bereitstellung der Spielplätze auch für 
die Mädchen. Herr Oberbürgermeister Dr. Ackermann berichtet, daß die 
Stadt Stettin zwei neue Spielplätze gründen wolle, und macht noch einige 
geschäftliche Mitteilungen. 

Am zweiten Kongreßverhandlungstage verlas Prof. Schmidt zunächst 
die eingegangenen huldvollen Antworttelegramme des Kaisers, des Prinzen 
Eitel Friedrich, des Reichskanzlers, Kultusministers und des Generalfeld¬ 
marschalls v. d. Goltz, sowie ein Glückwunschtelegramm des Abgeordneten 
v. Schenckendorff. Sodann hielt der Stadtschulrat Hahne - Stettin 
seinen Vortrag: „Welchem Ideal hat der moderne deutsche Mann zuzu¬ 
streben ? w Als solche Ideale kennzeichnete er die Wehrhaftigkeit, Liebe zur 
deutschen Sprache, zum Vaterlande, zur Familie, dem Elternhaus, zum Pflicht¬ 
gefühl und zur Religiosität. Frl. Dr. Gertrud Bäumer-Berlin, die Vor¬ 
sitzende des Bundes deutscher Frauen vereine, sprach über die Frage: „Welchem 
Ideal hat die moderne deutsche Frau zuzustreben?“ Das alte Ideal der 
„kleinen, schwachen, furchtsamen Frau“, so führte sie aus, ist abgetan. 
Heute ist es die körperlich, geistig und sittlich tüchtige Mutter, die eine 
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sichere Führerin ihrer Kinder sein kann. Der ergriffene Beruf soll für das 
junge Mädchen nicht ein Notbehelf bis zum Eintritt in die Ehe sein, sondern 
eine volle, es befriedigende und es doch kräftigende, für den späteren Mutter¬ 
beruf schonende Arbeit. Das Vaterlandsgefühl soll zu einem klaren Bewußt¬ 
sein der vaterländischen Pflicht entwickelt werden. Prof. Schmidt sprach 
zum Schluß den beiden Vortragenden den Dank der Versammlung aus. 

Die Kongreßnachmittage wurden ausgefüllt dtirch turnerische und sport> 
liehe Darbietungen. Am Sonnabend führten nach einer Kranzniederlegung 
am Kriegerdenkmal auf dem deutschen Berge vor Kreckow und einer An¬ 
sprache des Herrn Oberbürgermeisters Dominicus-Schöneberg am Kaiser¬ 
denkmal Tausende von Schulkindern beiderlei Geschlechts Freiübungen, 
Wettkämpfe und Spiele aller Art vor, die bei dem herrlichen Wetter einen 
erhebenden Eindruck machten. Herr Oberrealschuldirektor Dr. Neuen¬ 
dorff-Mühlheim a. Ruhr nahm nach einer Ansprache die Preisverteilung an 
die Sieger in den Wettkämpfen vor. Am Abend folgten Schwimm Vorführungen 
der Vereinigten Stettiner Schwimmvereine in der vom Pionier-Bataillon be¬ 
sonders hergerichteten vorzüglichen Schwimmbahn auf der Oder in Gotzlow, 
an der sich auch die Regimenter der Stettiner Garnison durch Bataillons¬ 
stafetten beteiligten. Die Siegerverkündigung und Preisverteilung nahm 
nach einer Ansprache Herr Prof. Dr. Kohlrausch-Hannover vor. Die 
Stettiner Rudervereine und die Bootsabteilung des Stettiner Flottenvereins 
veranstalteten bei anbrechender Dunkelheit einen einzigschönen Lampion¬ 
korso. Bei Rückfahrt mit dem Festdampfer „Freya“ leuchteten die Oder¬ 
ufer in bengalischem Licht auf. Mit einem prächtigen Brillant-Feuerwerk 
und besonders schöner Beleuchtung der großartig angelegten Hakenterrasse 
fand der Abend einen gelungenen Abschluß. 

Der Sonntagnachmittag brachte Wettkämpfe der Sport-, Spiel- und 
Turnvereine des Odergaues, sowie ein Frühkonzert in den Anlagen am Park¬ 
haus und an der Hakenterrasse, sowie eine Besichtigung der Stadt und eine 
Hafenrundfahrt. Am Nachmittag begannen, nach einer Ansprache des Herrn 
Oberbürgermeisters Dr. Ackermann, die Vorführungen des Militärs, der 
Turnvereine des Odergaues und der Stettiner und pommerschen Sport- und 
Spiel vereine. Zu gleicher Zeit fand bei prächtigem Wetter auf der Oder die 
diesjährige, namentlich von Berliner Vereinen stark beschickte 27. Inter¬ 
nationale Ruderregatta des Stettiner Regattavereins statt, bei der Tausende 
von Zuschauern beide Oderufer dicht besetzt hielten. Ein Festmahl vereinte 
nach Schluß der Regatta einen großen Teil der Teilnehmer in dem großen 
Saal des Konzerthauses. 

Am Montag fanden die Beratungen des Deutschen Jugendwandertages, 
eine Sitzung des Sonderausschusses für Spielplätze und ein Kriegsspiel am 
Glambecksee statt, an dem 2000 bis 3000 Jugendliche teilnahmen, nach dem 
Vorbild einer Schlacht aus den Freiheitskriegen. Am Abend wurde das 
Fest mit einem Unterhaltungsabend für Jungdeutschlandfreunde abgeschlossen. 
Dann folgten noch Fahrten eines Teiles der Kongreßteilnehmer nach den 
Ostseebädern, der Insel Rügen, Kopenhagen und Helsingfors. 
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XIII. Jahresversammlung 
des Deutschen Yereins für Schulgesundheitspflege, 


Die XIII. Jahresversammlung des Deutschen Yereins für Schulgesundheits¬ 
pflege fand unter reger Teilnahme von Ärzten, Schulmännern und Verwaltungs- 
beamten am 13. und 14. Mai d. J. in Breslau statt. Aus dem offiziellen 
Yerhandlungsbericht, der soeben erschienen ist, seien hier folgende Referate 
und Vorträge hervorgehoben. 

1. Welche Anforderungen sind an den Schulneuling zu stellen? 

Medizinischer Referent Stadtschularzt Dr. Steinhaus - Dortmund: In 
körperlicher Beziehung sind an den gesunden Schulanfänger bestimmte Forde¬ 
rungen zu stellen, die im wesentlichen in Durchschnittskörpermaßen zum 
Ausdruck kommen: Länge 108 bis 110 cm, Gewicht 18 bis 20 kg, Brustumfang 
52 bis 54 cm, Schädelumfang 49,5 bis 51,5 cm, alles natürlich mit physiologi¬ 
scher Schwankungsbreite. Ferner muß der Schulneuling über einen gewissen 
Vorstellungsschatz und Intelligenzgrad verfügen, welch letzterer sich haupt¬ 
sächlich auf Gedächtnis, Begriffsbildung, Urteils- und Kombinationsfähigkeit 
bezieht; zur Prüfung empfiehlt sich die bekannte Testmethode von Binet 
und Simon, bei welcher von 12 Tests der Altersstufen fünf und sechs Jahre 
mindestens 6 richtig gelöst werden müssen, wenn das Kind unterrichtsfähig 
sein soll. Gewisse körperliche und geistige Krankheiten — auffallend schlechter 
Ernährungszustand, hochgradige Rachitis, Skrofulöse und Tuberkulose, aus¬ 
gedehnte Ekzeme, organische Herzfehler usw.; Epilepsie, Hysterie, Chorea, 
Imbezillität, Idiotie, Psychopathien — schließen die Schulbesuchsfähigkeit aus 
oder lassen mindestens eine Zurückstellung des Kindes wünschenswert er¬ 
scheinen. Unter all diesen Voraussetzungen ist vom ärztlichen Standpunkt 
aus die Forderung gerechtfertigt, das vollendete sechste Lebensjahr als das 
geeignete EinschulungBalter anzusehen und generell festzulegen; Ausnahmen 
sollen nur bis zum Alter von 5 8 / 4 Jahren zugelassen werden, und zwar nach 
vorheriger, für die Eltern verbindlicher Untersuchung des Kindes durch den 
Schularzt. 

Pädagogischer Referent Stadtschulrat Dr. Weh rh ahn-Hannover: Die in 
die Schule aufzunehmenden Lernanfänger müssen körperlich und geistig 
normale Entwickelung aufweisen: ihr Körper muß imstande sein, die mit 
dem Unterricht und dem Aufenthalt in der Schule verbundenen Anstrengungen 
zu ertragen, ihr Geist soweit entwickelt, daß sie einem geordneten Elementar¬ 
unterricht zu folgen vermögen. Nach den bisherigen Erfahrungen wird dieser 
Zustand im allgemeinen erst mit dem vollendeten sechsten Lebensjahr erreicht. 
Die Schulpflicht soll deshalb im siebenten Lebensjahr beginnen, aber auch 
nicht unnötig weiter hinausgeschoben werden, weil das Kind in diesem Alter 
einen gewissen Drang nach Erweiterung seiner Kenntnisse besitzt, dem Reoh- 
nung getragen werden muß. — Bei der Festsetzung des Lehrstoffes und der 
Lehrmethode der Unterklasse muß die Schule darauf Rücksicht nehmen, daß 
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Dr. Steinhardt, 


den Lernanfängern der Übergang von Haus zur Schule und die Aneignung 
des Unterrichtsstoffes möglichst leicht gemacht wird; in dieser Hinsicht leistet 
der sogenannte Reformunterricht sehr gute Dienste, bei welchem die Kinder 
malen, Stäbchen legen, formen, ausschneiden, unter Benutzung des Lesekastens 
lesen usw. und so tatsächlich spielend lernen. 

2. Rektor K. Basedow-Hannover: Schulversorgung schwachbefä¬ 
higter Kinder in ländlichen Gemeinden und kleineren Städten. 

Für alle unterrichtsfähigen schwachsinnigen Kinder ist aus erziehlichen, 
unterrichtlichen und wirtschaftlichen Gründen besonderer heilp&dagogischer 
Unterricht notwendig, ln Orten, in denen eine ausreichende Zahl derartiger 
Kinder vorhanden ist, sind sogenannte Hilfsschulen einzurichten; wo dagegen 
nur wenige Kinder in Betracht kommen, sollen entweder a) falls die Orte 
in der Nähe einer Stadt mit Hilfsschule liegen, die Kinder auf Kosten der 
Gemeinde dorthin geschickt werden, oder b) nicht zu weit voneinander ent¬ 
fernt liegende kleine Gemeinden gemeinsam eine Hilfsschule gründen, die 
erforderlichenfalls als Tagesanstalt einzurichten wäre, oder c) für diejenigen 
Gemeinden, bei denen die unter a) und b) gegebenen Voraussetzungen nicht 
zutreffen, die Errichtung heilpädagogischer Anstalten angestrebt werden, deren 
Kosten zweckmäßig diejenigen Stellen zu tragen haben, welche die Blinden-, 
Taubstummen- und Idiotenanstalten unterhalten. Bis zur Durchführung dieser 
Maßnahmen ist überall da, wo es irgend angängig ist, für die schwachsinnigen 
Kinder heilpädagogischer Nachhilfeunterricht einzurichten; dieser kann jedoch 
nur als Notbehelf angesehen werden. 

3. Stadtschularzt Dr. Stephani-Mannheim: Die Bedeutung des 
Straßenlärms für die Schule. 

Für die Schule sind mit der Steigerung des Straßenlärms ernste allgemeine 
und unterrichtshygienische Mißstände verknüpft. Die Erteilung eines ruhigen 
Unterrichts ist unmöglich, und es entstehen Schädigungen für die Stimmorgane 
und das Nervensystem sowohl der Lehrer wie auch der Schüler. Das Öffnen 
der Fenster während der Schulzeit ist ausgeschlossen, außerhalb derselben 
wegen der Beeinträchtigung der Reinigungsarbeit sehr beschränkt. Deshalb 
ist bei Schulhausbauten die Lage der Mehrzahl der Klassenräume nach der 
Straße zu vermeiden, sie bedeutet einen Fehler in der Grundrißlösung, der 
sich nicht wieder gut machen läßt; dagegen sind Schulhausgebäude im Inneren 
von Häuserblocks — unter der Voraussetzung, daß genügend große Höfe zur 
Verfügung stehen — hygienisch sehr beachtenswert. 

4. Prof. Dr. Brieger-Breslau: Schwerhörigkeit in der Schule. 

Erkrankungen des Gehörorgans sind beim schulpflichtigen Kinde so häufig 

und, auch in ihrer Wirkung auf den Unterrichtserfolg, so bedeutsam, daß 
sich daraus besondere Aufgaben in schulhygienischer Hinsicht ergeben. An 
kleineren Orten mit einer geringen Zahl schwerhöriger Kinder wird man mit 
Sonderkursen, die neben dem Unterricht erteilt werden und in erster Linie 
das Absehen vom Munde zu lehren haben, auskommen müssen; an größeren 
Orten ist die Einrichtung von Sonderschulen für Schwerhörige diesem Not¬ 
behelf vorzuziehen. Der Sonderschule sind diejenigen Kinder zuzuweisen, 
welche vom Lehrer als ungeeignet für den Unterricht in der Volksschule 
bezeichnet und vom Arzt als mit Krankheiten des Gehörorgans behaftet 
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gefunden werden, die die Funktion des Ohres in sehr erheblichem Maße irre¬ 
parabel schädigen; Arzt und Lehrer müssen bei der Entscheidung über die 
Zweckmäßigkeit der Überweisung an die Schwerhörigenschule in jedem ein¬ 
zelnen Fall Zusammenwirken. Als Besucher dieser Sonderschule kommen 
weiterhin auch mit erheblicheren Hörresten begabte Insassen der Taubstummen¬ 
anstalten und solche Besucher von Hilfsklassen in Betracht, deren Zurück¬ 
bleiben ihrer Schwerhörigkeit zuzuschreiben ist. Die Organisation des Unter¬ 
richts erfolgt am besten in vollständigen Schulsystemen; schulhygienisch ist 
ständige spezialärztliche Versorgung notwendig. 

5. Stadtarzt Dr. Oebbecke-Breslau: Der Beruf der Schulschwester 
und ihre Tätigkeit. 

Die Schulschwester, die in Krankenpflege ausgebildet sein muß, ist ein 
notwendiges Hilfsorgan in der Organisation der Schulhygiene. Sie soll ver¬ 
mittelnd eintreten zwischen Schularzt einerseits und behandelndem Arzt und 
Eltern andererseits, indem sie durch Teilnahme an den Sprechstunden des 
Schularztes in der Schule und des behandelnden Arztes (Poliklinik, öffentliche 
Fürsorge usw.), ferner durch Besuche in der Wohnung des Schulkindes über 
Gesundheitszustand und Behandlung desselben sich stets auf dem Laufenden 
hält und jederzeit Aufschluß geben kann. Ferner hat sie als ärztliche Gehilfin 
in Schule und Haus sich zu betätigen und kann wegen ihrer Kenntnis der 
häuslichen Verhältnisse auch dem Lehrer manch wertvollen Aufschluß geben. 

6. Eine sehr eingehende Besprechung sowohl vom pädagogischen — 
Direktor Dr. Lietz-Haubinda — und ärztlichen — Schularzt Dr. Sexauer- 
Godesberg — Referenten als auch seitens der zahlreichen Diskussionsredner 
fand über „Die Bedeutung der Landerziehungsheime tf statt; da sie 
sich mehr in pädagogischer denn in hygienischer Richtung bewegte, so erübrigt 
sich eine weitere Besprechung an dieser Stelle. Letzteres gilt auch von der 
sexuellen Aufklärung, deren Für und Wider von Ärzten und Schulmännern 
eingehend erörtert wurde, ohne viel Neues oder gar eine allseits befriedigende 
Lösung der vielumstrittenen Frage zu bringen. 

Dr. Steinhardt-Nürnberg. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Kritiken und Besprechungen, 


Leitfaden der Wasseruntersuclmng. Nach eigenen Erfahrungen 
bearbeitet von Dr. G. A. Ziegeler. 2. Aufl. Mit 33 Abbildungen. 
129 S. Stuttgart, Ferdinand Enke, 1912. Preis brosch. 3tJC. 

Einen breiten Raum nimmt in dem Leitfaden die Schilderung der zur 
Untersuchung des Wassers nötigen Prüfungsmittel, deren Untersuchung auf 
Reinheit, ihre Zubereitung und Anwendung ein. Es mag dahingestellt bleiben, 
ob bei einem kurzen Leitfaden eine solche Ausführlichkeit (die Beschreibung 
nimmt nahezu ein Drittel des ganzen Buches ein) erforderlich ist mit Rück¬ 
sicht auf die Möglichkeit der Beschaffung einwandfreier Reagenzien für die 
chemische Analyse. Was die Untersuchungsmethoden selbst anlangt, so 
dürften keinesfalls nähere Angaben über die Härte eines Wassers, sowie ein¬ 
fache Bestimmungsmethoden derselben fehlen. Der Begriff ist im praktischen 
Leben viel zu sehr eingewurzelt, um, wie es vom Verfasser absichtlich geschieht, 
einfach übergangen werden zu können. Das Mangan, welches im Wasser 
keineswegs selten vorkommt und ein häufiger Bestandteil eisenhaltigen Wassers 
ist, wird vom Verfasser mit keinem Worte erwähnt. Bei der Bestimmung des 
Eisens dürfte ein Hinweis auf die praktische kolorimetrische Bestimmung des¬ 
selben nicht fehlen. Mit der vom Verfasser gebrauchten Nomenklatur für 
das Ammoniumradikal (NH 4 ): Am, für Ferrisulfat Fe(S0 4 ) 3 , für Kalium¬ 
permanganat K a mn0 8 könnte man sich schließlich noch abfinden, wenn sie 
auch für den Anfänger, für welchen das Buch bestimmt sein soll, keineswegs 
empfehlenswert ist; dagegen dürfte es nicht Vorkommen, daß die letztgenannte 
Formel zweimal kurz nacheinander (8.64) als Kmn0 8 angeführt wird, wobei 
auch noch dem Verfasser der Fehler unterläuft, die zweite Gleichung, welche 
die Zersetzung des Kaliumpermanganats in saurer Lösung veranschaulichen 
soll, nicht der von ihm gebrauchten doppelten Molekularformel desselben 
anzupassen. Das Äquivalentgewicht des Kaliumpermanganats findet sich an 
zwei aufeinander folgenden Stellen (S. 20 u. 21) verschieden zu 316 und 316,5 
angegeben. Schließlich sei nur noch wörtlich eine Ansicht des Verfassers 
wiedergegeben, welche im dritten Abschnitt (Bakteriologische Untersuchung 
des Wassers), S. 79, niedergelegt ist: „Trotz der Verfeinerungen, welche die 
bakteriologischen Untersuchungen in den letzten Jahren erfahren haben, be¬ 
herrscht die Wissenschaft das Gebiet noch keineswegs, wie neuerdings (1911) 
die Massenvergiftungen im Berliner Asyl für Obdachlose, denen 89 Menschen 
zum Opfer fielen, zur Genüge bewiesen haben, in welchem Falle der Amyl¬ 
alkohol (sic! der Ref.) den Sündenbock hergeben mußte, um die Ehre der 
Wissenschaft zu retten“. 
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Es wäre am Platze gewesen, wenn Verfasser vor Herausgabe der Neu¬ 
auflage den Leitfaden einer Durchsicht unterzogen und den chemischen Teil 
dem jetzigen Stande der Wissenschaft angepaßt hätte; seine Ansichten dürften 
wohl kaum allgemeine Zustimmung finden. (E. Merkel-Nürnberg.) 


Zentralblatt für die gesamte Chirurgie und ihre Grenz¬ 
gebiete. Unter ständiger Aufsicht der Deutschen Gesellschaft für 
Chirurgie herausgegeben von A. Bier-Berlin, A. Frh. v. Eiselsberg- 
Wien, 0. Hildebrand-Berlin, A. Köhler-Berlin, E. Küster-Berlin, 
F. de Quervain-Basel und V. Schmieden - Berlin. Schriftleitung: 
Dr. C. Franz-Berlin. Berlin W 9, Julius Springer. 

Zentralblatt für die gesamte Gynäkologie und Geburtshilfe 
SOWie deren Grenzgebiete. Herausgegeben von 0. Beuttner- 
Genf, A. Döderlein-München, Ph. Jung-Göttingen, B. Krönig- 
Freiburg, C. Menge-Heidelberg, 0. Pankow-Düsseldorf, E. Wert¬ 
heim-Wien und W. Zangemeister-Marburg. Redigiert von 
E. Runge-Berlin und W. Zangemeister-Marburg. Berlin W 9, 
Julius Springer. 

Dem im gleichen Verlag seit etwa Jahresfrist erscheinenden Zentralblatt 
für innere Medizin und ihre Grenzgebiete folgen nun die Zentralblätter aus 
der Chirurgie und Gynäkologie sowie deren Grenzgebieten. Die Blätter sind 
ebenso wie jenes zusammengestellt und versprechen eine ungemein rasche und 
ausführliche Berichterstattung, wofür ja auch die Namen des Verlags und der 
Herausgeber bürgen. Das Zentralblatt für die gesamte Chirurgie steht unter 
spezieller Fürsorge der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie. 

Den Referaten im gynäkologischen Zentralblatt ist eine ausgezeichnete 
Arbeit H. v. Bardelebens-Berlin: „Therapeutische Richtlinien aus alten und 
neuen Forschungen über Lungentuberkulose und Schwangerschaft“, voran¬ 
gestellt. 

Ein Bedenken kann ich bei den Blättern nicht unterdrücken, ob sich 
denn genügend Abonnenten für die nicht billigen Neuerscheinungen finden 
werden? (S. Merkel-Nürnberg.) 


Jahrbuch 1913 für Volks- und Jugendspiele. In Gemeinschaft 
mit E. v. Sclienckendorff und Sanitätsrat Prof. Dr. F. A. Schmidt 
herausgegeben von Geh. Hofrat Prof. H. Raydt. Leipzig und Berlin, 
B. G. Teubner. Kart. 3 Jtt. 

Mit gewohnter Pünktlichkeit und im gewohnten Rahmen liegt auch in 
diesem Jahre wieder das Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele vor. In Er¬ 
innerung an die große Zeit vor 100 Jahren ist diesmal ein besonderes Augen¬ 
merk auf die Erörterung der Ertüchtigung unserer Jugend gelegt worden. 
Die ersten sieben Aufsätze reden hiervon. Besonders möchte ich hier auf 
zwei Arbeiten hinweisen: Kaup, „Die Ertüchtigung unserer erwerbstätigen 
Jugend“, und Profe, „Die Ertüchtigung unserer Frauen“. Neu ist der 
Abschnitt „Von den deutschen Hochschulen“; recht brauchbar ist auch in 

Vierteljfthrauchrift fttr Gesundheitspflege, 1918. 42 
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diesem Jahre wieder die Zusammenstellung der Literatur der Leibesübungen 
aus dem Jahre 1912. 

Beferen); hat bereits wiederholt auf die Veröffentlichungen des „ Zentral- 
au8ßchusse8 tf hingewiesen und kann auch in diesem Jahre wieder nur auf 
das wärmste die Unterstützung seiner Bestrebungen empfehlen. Es ist dies 
jetzt durch Beitritt zu dem vom Zentralausschuß gegründeten Verein am 
besten möglich. Zum Kriegführen gehört bekanntlich in erster Linie Geld, 
das von den Vereinsmitgliedern geschafft werden soll. 

(S. Merkel «Nürnberg.) 


Handbuch des Medizinal- und Veterinärwesens im König¬ 
reich Sachsen nach dem Stande vom 1. Januar 1913. Dresden-N 9 
C. Heinrich. Preis 1,60 

Das im Königl. Landesgesundheitsamte bearbeitete Handbuch enthält 
diesmal mancherlei Verbesserungen; so findet sich z. B. im Verzeichnis (12) 
der Ärzte, Zahnärtzte und Apotheker unter dem Namen jeder Kreishaupt¬ 
mannschaft der Name des betreffenden medizinischen Rates, sowie zu jedem 
Medizinalbezirke auch der Name des betreffenden Bezirksarztes beigefügt; 
beim Ehrengeriohtshofe (S. 24) ist der Name des ständigen Protokollanten 
und dessen Stellvertreters angegeben. Bezüglich der Bezeichnung als 
„Polizeiarzt“ ist die Ministerialverordnung vom 19. September 1911 — vgl. 
„Korrespondenzblatt“ Nr. 10, 1912, S. 1911 — berücksichtigt worden usw. 
Das billige Handbuch, in welchem auch die während des Druckes noch bekannt 
gewordenen Veränderungen, soweit irgend angänglich, berücksichtigt worden 
sind, ist bei seinem amtlichen Charakter ein zuverlässiges Nachschlagebuch 
in allen das Zivil- und Militär-Medizinalwesen und Veterinärwesen betreffenden 
Personenfragen. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Bibliographische Monatsschrift. Internationale Zeitschrift für 
die gesamte Literatur der Medizin. Herausgegeben und verant¬ 
wortlich redigiert von H. Albert Hellm ers in Hamburg. Fachliteratur- 
Verlag vorm. Toelle, Hamburg 36. 12 Hefte bilden einen Band. 

Preis 30 t /ft. 

Der Name der Zeitschrift ergibt deren Inhalt; es werden die im Jahre 1913 
erschienenen Bücher, Broschüren, Arbeiten, nach ihrem Titel aufgeführt; am 
Schlüsse des Heftchens folgt ein Autorenverzeichnis mit Hinweis auf die Auf¬ 
führung nach den Titeln. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Dr. jur., Dr. med. h. c. von Behr-Pinnow, Kabinettsrat a.D.: GteburtCU- 

rückgaiig und Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. 

Berlin, Julius Springer. 

Der als Vorstand des Deutschen Mutt er schütz-Verbandes bekannte Ver¬ 
fasser bringt in vorliegendem Schriftchen zunächst seine Ansichten über den 
Grund des Geburtenrückganges in Deutschland. Es sind dies dieselben, die 
Referent in der letzten Zeit wiederholt an dieser Stelle bei der Besprechung 
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anderer Bücher erwähnt hat. Auch y. Behr-Pinnow schließt mit der Auf¬ 
forderung an das deutsche Volk, daß wieder Wandel hier geschaffen werden 
müsse. 

Wenn es dem Referenten gestattet ist, hier auch eine Ansicht über den 
Geburtenrückgang einzuschalten, so kann die Wahrnehmung nicht unter¬ 
drückt werden, daß in erster Linie die wohlhabenden Kreise mit der gewollten 
Kinderbeschränkung den minderbemittelten ein schlechtes Beispiel gegeben 
haben, und gerade die wohlhabenden Kreise müßten als erste hier wieder 
Umkehr halten. Daß ferner die teure Lebenshaltung gleichfalls ihre Folgen 
hat, wird meines Erachtens überall zu wenig berücksichtigt. 

Im 2. Teile des Heftchens wird die einschlägige Gesetzgebung besprochen 
und im Anschluß daran, in welcher Art dieselbe noch zu erweitern und 
ergänzen wäre. Es folgt eine Beschreibung der bestehenden Einrichtung zur 
Eindämmung der Kindersterblichkeit, sowie die Würdigung der bisher ein¬ 
geschlagenen Maßnahmen und ihrer Erfolge. 

Die Arbeit zeigt gute Beherrschung des gesamten einschlägigen Stoffes. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalver¬ 
waltung. Im Aufträge Seiner Exzellenz des Herrn Ministers des 
Innern herausgegeben von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
II. Band, 3. Heft. Die Choleraepidemie von 1908/1909 in St. Peters¬ 
burg. Von Prof. Dr. K. Zabolotny, Privatdozent S. J. Zlatogoroff, 
Privatdozent G. S. Kulescba und Dr. W. J. Jakowleff. Mit 3 Bei¬ 
lagen von W. W. Stepanoff undDr. B. J. Bierstock, A. Tschurilina 
und S. P. Brüllowa. II. Band, 4. Heft. Das öffentliche Gesundheits¬ 
wesen Helgolands. Von Med.-Rat. Dr. Lindemann, Kreisarzt in 
Berlin. Berlin, Richard Schoetz, 1913. 

Den bisherigen guten Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinal¬ 
verwaltung schließen sich die beiden vorliegenden durchaus würdig an. Sie 
bringen genaue Beschreibungen des auf dem Titel angegebenen Inhalts. 
Interessenten seien auf dieselben aufmerksam gemacht. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Mutterschaft. Ein Sammelwerk für die Probleme des Weibes als Mutter. 

Herausgegeb. in Verbindung mit 52 Mitarbeitern von Adele Schreiber. 

822 S., 371 Abbildungen. München, Albert Langen, 1913. Preis geh. 

20 c^, geb. 25^Ä. 

Vorliegendes Werk soll ein Seitenstück zu dem vor 5 Jahren heraus¬ 
gegebenen Buche vom Kinde bilden. Es beleuchtet in vorurteilsloser Weise 
die Mutterschaft unter den Gesichtspunkten der Völkerkunde, Sozialpolitik, 
Hygiene, Psychologie, Statistik, Sexualwissenschaft, Sexualreform, Kunst und 
Religion. 

Die Zusammenstellung des Werkes ist eine außerordentlich geschickte. 
Nach einer Einleitung von Lily Braun folgen unter anderen Arbeiten solche 
von Privatdozent Dr. Paul Bartels über die Mutter in Sitte und Brauch der 
Völker, von Professor Joseph Köhler über die Mutter im Rechte der Völker, 
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von Dr. Theodor Kappstein über das Frauenideal des Mannes und von 
Dr. F. Müller-Lyer über die Ehe. Mehrere Aufsätze, so die von Adele 
Schreiber: Die Ansätze neuer Sittlichkeitsbegriffe im Hinblick auf die 
Mutterschaft, mißbrauchte und unwillkommene Mutterschaft und uneheliche 
Mütter geben uns Bilder des praktischen Lebens. Es folgt Henriette 
Fürth mit „Die Lage der Mutter und die Entwickelung des Mutterschutzes 
in Deutschland“, worauf von Fischer, Fürth, Weiß, Tugendreich und 
anderen die offene und geschlossene Fürsorge für Mütter besprochen wird. 
Nach einigen kleineren Arbeiten über Ammen, Hebammen, Physiologie und 
Pathologie der Mutterschaft, erste Mutterpflichten usw. wird von einer Reihe 
Autoren die Lage der Frau als Mutter in den verschiedenen Ländern ge¬ 
schildert. Leider fehlen, wie Schreiber in der Einleitung schon bemerkt, 
einige Länder; die betreffenden Autoren haben gar nicht, oder nicht recht¬ 
zeitig genug ihre versprochenen Arbeiten geliefert. 

Studien über Mutterschaftsstatistik, Mütterlichkeit, soziale Mutterschaft, 
Mutterschulung, Mütterabende, die Mutter in der Religion, in der bildenden 
Kunst, in der Karikatur, in der Dichtung schließen das Werk. 

Es ist selbstredend, daß der Inhalt sämtlicher Arbeiten kein gleichwertig 
hoher ist, es ist auch selbstverständlich, daß bei so vielen Mitarbeitern einige 
Wiederholungen an verschiedenen Stellen des Buches vorgekommen sind, im 
großen und ganzen muß jedoch das Werk als ein wohlgelungenes bezeichnet 
werden, wobei die einzelnen Probleme vorurteilslos und freigeistig behandelt 
werden. Geradezu vorzüglich Bind die Ausstattung des Werkes und die vielen 
Abbildungen und farbigen Tafeln. Zu wünschen wäre bei einer Neuauflage, 
neben einigen Kleinigkeiten, nur eine Erwähnung der Berufsvormundschaft 
und eine bessere Berücksichtigung der Fürsorge für das Ammenkind. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


C.A. Ewald: Über Altern und Sterben. Vortrag. Wien u. Leipzig, 
Alfred Hölder, 1913. Preis h 4t. 

Der Verfasser behandelt rein vom naturwissenschaftlichen Standpunkt 
aus, unter Außerachtlassung ethischer und religiöser Gesichtspunkte, die 
Frage: Warum altern und sterben wir, was ist der Tod? Wir unterscheiden 
ganz allgemein zwei Arten des Todes, den physiologischen Tod, worunter wir 
den natürlichen Abschluß des Lebens und als dessen Ursache das Altern ver¬ 
stehen, und den pathologischen, d. h. den von einer Krankheit oder Verletzung 
verursachten Tod. 

Daß das Sterben eine physiologische Notwendigkeit ist, läßt sich durch 
zahllose Beispiele aus der Naturgeschichte der vielzelligen Wesen bekräftigen. 
Das Einzelindividuum wird der Erhaltung der Art geopfert sobald es seinen 
Zweck, seine Art fortzupflanzen, erfüllt hat. Sein Weiterbestehen müßte 
sogar die Existenz des jungen Nachwuchses erschweren und somit für die 
Entwickelung desselben direkt schädlich sein. 

Der Tod tritt in einem, in bestimmten Grenzen fixierten Alter ein, weil 
das erreichbare Alter, das im Sinne der Darwinschen Selektionstheorie durch 
Anpassung erworben ist, für jede Art durch erbliche Übertragung fest¬ 
gesetzt ist. 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



661 


Kritiken und Besprechungen. 

Diese fixierte Zeit fällt nun durch die natürliche Züchtung für gewöhn¬ 
lich mit der Fortpfianzungszeit zusammen. Bei den höher stehenden Tieren 
tritt dieser Zusammenhang weniger deutlich unmittelbar zutage. Beim Menschen 
kann er nur durch Analogieschlüsse nachgewiesen werden. 

Wir bedürfen deshalb zur weiteren Erklärung für dieses Verhalten noch 
eines Moments, das ist die Abnutzung der Gewebe. 

Die Ursache der Gewebsabnutzung, des charakteristischen Zeichens des 
Alterns, ist in einem ungenügenden Ersatz des Verbrauchten, also in einer Ab- 
* nähme der Wachstumsgeschwindigkeit infolge einer morphologischen Differen¬ 
zierung der Zelle zu suchen, die ihrerseits wiederum durch chemische Stoff- 
wechselprodukte in den Geweben, die wir als Autotoxine bezeichnen, bedingt 
zu sein scheint. (Loerch-Potsdam.) 


H. Bischoff, w. Hoffmann, H. Schwiening: Lehrbuch der Militär- 
hygieoe. V. Bd. Militärsanitätsstatistik, bearbeitet von H. Schwie¬ 
ning. 600 S. 31 Karten im Text. 8°. Berlin, August Hirschwald, 1913. 

Der Verfasser gibt in dem 1. Abschnitt seiner Arbeit eine Übersicht 
über die Geschichte und die Theorie der Statistik im allgemeinen, sowie der 
medizinischen und Sanitätsstatistik im besonderen. In eingehendster Weise 
schildert er die Entwickelung und den Wert der SanitätsStatistik, sowie ihre 
Technik, die Massenbeobachtung, die Zuverlässigkeit des Grundstoffes, das 
Gesetz der großen Zahlen, die zeitliche Begrenzung der Beobachtung, die 
Berechnungsarten (Verhältniszahlen, Gliederungs- und Beziehungszahlen, 
Durchschnitte, Vergleiche), die Art der Erhebungen (Listen, Zählkarten) und 
die Form der Darstellung (Tabellen, Kurven, Karten). 

Der 2. Abschnitt enthält die Rekrutierungs Statistik aller Kultur- 
Staaten, deren Ergebnisse mit großer Mühe zusammengetragen sind. 

Die ältere Statistik von etwa 1846 bis in die Mitte der sechziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts ergibt für Deutschland trotz der vielen Mängel 
des Grundstoffes wenigstens die eine Tatsache, daß die Tauglichkeit zum 
Militärdienste im wesentlichen nicht in dem Maße abgenommen hat, daß man 
daraus auf eine Abnahme der physischen Qualität der Militärpflichtigen 
schließen kann. Die Zahl der Tauglichen schwankt in dieser Zeit zwischen 44 
und 66 vom 100 der endgültig Abgefertigten. Für die Zeit von 1862 bis 1875 
fehlen leider die Angaben. Es folgt dann eine Periode von 1875 bis 1887, 
in der die Tauglichkeitsziffer sich zwischen 39 und 45 Proz. hält, dann aber 
bis 1910 auf 46 bis 56 Proz. wieder aufsteigt. 

Beruf und Gebürtigkeit der Militärpflichtigen nach Stadt und Land 
haben in der letzten Periode in den einzelnen Korpsbezirken einen sehr 
verschiedenen Einfluß auf die Tauglichkeit ausgeübt, so daß sich eine all¬ 
gemeine Regel für diese Einflüsse kaum aufstellen läßt. Es ist ja auch dieses 
Erachtens weniger der Beruf an sich und die Gebürtigkeit für die physische 
Entwickelung der Jugendlichen bestimmend, als die Umwelt, in der sie den 
Beruf ausüben und aufwachsen. Wenn in der Tat die Stadtgeborenen 
— übrigens keineswegs überall — eine geringere Tauglichkeitsziffer aufweisen, 
als die Landgeborenen, so ist die Entstehung dieser Ziffer zu einem großen 
Teile auch von der stetigen Zunahme der städtischen Bevölkerung und damit 
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von der Möglichkeit einer größeren und strengeren Auswahl unter den Stadt¬ 
geborenen abhängig. 

Von 100 Abgefertigten waren im Durchschnitt der Jahre 1904 bis 1908 
untauglich zum aktiven Dienst 19 wegen allgemeiner Körperschwache, je 3 
wegen Krankheiten des Herzens und Fehlern an den Gliedmaßen, je 2 wegen 
Augenbrechungsfehlem, Plattfüßen und Unterleibsbrüchen. Eine merkliche 
Zunahme weisen nur die allgemeine Körperschwäche und die Krankheiten 
des Herzens auf. Indes auch diese Zahlen schwanken in den einzelnen Aus¬ 
hebungsbezirken in so weiten Grenzen, daß man dieses Erachtens dieselben 
kaum als natürlich wird ansprechen können. So hatte Groß-Berlin 38 und 
Bastenburg nur 7 Proz. Körperschwache, Erfurt 6 und Ingolstadt nur 1 Proz. 
Herzkranke. Bei den Freiwilligen gab es nur 13 Proz. Körperschwache, 
dagegen 6 Proz. Herzkranke und 4 Proz. mit Augenbrechungsfehlem. 

Mit Recht hebt der Verfasser hervor, daß an der Herstellung der 
Tauglichkeitszahlen so viele Faktoren beteiligt sind, daß man sie nicht lediglich 
als Ausdruck der physischen Werte der militärpflichtigen Bevölkerung ansehen 
kann. Der Bedarf an Rekruten, die Fortschritte in der Diagnostik, die 
Möglichkeit der Gruppierung der Militärpflichtigen in die Kategorien rela¬ 
tiver Tauglichkeit (Ersatzreserve und Landsturm) und die individuelle wissen¬ 
schaftliche Anschauung des Untersuchers sind an ihnen nicht minder beteiligt, 
als die für die Beurteilung der Tauglichkeit gegebenen allgemeinen, übrigens 
auch wandelbaren dienstlichen Vorschriften; erhöhte doch die Herabsetzung 
des Mindermaßes 1893 die Tauglichkeitsziffer um volle 10 Proz. 

Entsprechend der Zunahme der Bevölkerung ist auch die absolute Zahl 
der Militärpflichtigen von Jahr zu Jahr gestiegen; 1875 betrug sie rund 
348 000, 1910 559 000 Köpfe. Wenn trotz der Abnahme der Geburten auch 
die relative Zahl der Militärpflichtigen nicht entsprechend abgenommen hat, 
so liegt der Grund dafür in der Abnahme der Sterblichkeit der Jugendlichen, 
besonders der Säuglinge. So erfreulich diese Erscheinung für die Erfolge der 
sozialen Fürsorge ist, so liegt dieses Erachtens doch für die Erhaltung der Wehr¬ 
tüchtigkeit eine gewisse Gefahr in ihr verborgen. Von 100 bis zum 20. Lebens¬ 
jahre überhaupt Gestorbenen starben etwa Vs an Zehr- und Nervenkrankheiten; 
es läßt sich annehmen, daß ebensoviel daran erkranken, und gerade diese 
Krankheiten drücken den Überlebenden nur zu oft den Stempel physischer 
Minderwertigkeit auf. Von diesem Standpunkte aus erscheint es höchst 
bedenklich, wenn bei der großen Verbreitung der Tuberkulose diese Krank¬ 
heit mit nur 4 Proz. an der Sterblichkeit der Jugendlichen beteiligt ist. 

Erwähnt sei noch, daß zurzeit Frankreich 87, Italien 48, Österreich- 
Ungarn 27, Rußland 79 Proz. Taugliche auf weist. Es sind dies Zahlen, die 
auf so grundverschiedenen Aushebungsmethoden beruhen, daß sie zu Ver- 
gleichszwecken untereinander und mit Deutschland überhaupt nicht heran¬ 
gezogen werden können. 

Der 3. Abschnitt des Werkes enthält die Heeressanitätsstatistik im 
engeren Sinne: Morbidität, Mortalität, Abgang durch Unbrauchbarkeit. 

In Deutschland stieg die Morbidität im Heere von 1820 bis 1872 von 
73 auf 121 Proz. der Kopf stärke, während die Mortalität, abgesehen von den 
Seuchenjahren, sich ziemlich stetig auf 0,6 bis 0,8 Proz. gehalten hat Seit 1873 
ist der Gesamtzugang an Kranken von 131 auf 56 Proz. gefallen. In 
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Österreich-Ungarn ging in der gleichen Zeit die Morbiditätsziffer von 46 
auf 18, in Italien von 100 auf 79, in Frankreich von 287 auf 216 Proz. der 
Kopfstärke herunter. Auch diese Zahlen gestatten dank der grundver¬ 
schiedenen Art der Zählung keine Vergleiche. ' 

In den meisten Heeren hat dabei die Zahl der Lazarettkranken weniger 
abgenommen, als die der Revierkranken. Doch auch hierbei zeigen sich 
Unterschiede, die nicht in der Schwere der Krankheit, sondern in der Art 
der Behandlung ihre Ursache haben. So Btellte sich das Verhältnis der 
Lazarettkranken zu den Revierkranken in Deutschland wie 1 zu 1,4 bis 1,6, 
in Österreich-Ungarn wie 1 zu 1,2 bis 2,3, in Italien dagegen wie 1 zu 0,7 
bis 0,9. 

In Deutschland zeigen infolge einer schärferen Diagnose die Nerven¬ 
krankheiten eine beträchtliche Zunahme. Im ganzen haben die Krankheiten 
des Kreislaufes und der Verdamm gsorgane und der äußeren Bedeckungen 
den Löwenanteil an dem Krankenzugang, während in den anderen großen 
Heeren die Infektionskrankheiten, besonders der Typhus, immer noch den 
Haupttribut fordern. 

Die Mortalität infolge von Krankheit betrug zurzeit in Deutschland 
etwa 0,2, in den anderen großen Heeren 0,3 Proz. der Kopfstärke, die infolge 
von Selbstmord in Deutschland und Italien 0,3, in Österreich-Ungarn 0,8 Prom., 
die infolge von Verunglückung fast überall gleichmäßig 0,3 Prom. Überall 
hat sie dabei stetig abgenommen. 

Als unbrauchbar entlassen wurden in Deutschland rund 4 Prom. und 
„ fast ebensoviel in den anderen großen Heeren. Hier wie dort ist dieser 
Abgang in leichter stetiger Zunahme begriffen. 

Es ist ein ganz besonderes Verdienst des Verfassers, daß er sich der 
außerordentlich mühevollen Sammlung und Sichtung des spröden Stoffes 
unterzogen hat, schon um den weitgehenden Schlußfolgerungen aller derer 
zu begegnen, die, wenn einmal die Tauglichkeitsziffern im Sinken und die 
Abgangsziffern im Steigen begriffen sind, gleich bei der Hand sind ohne Be¬ 
rücksichtigung aller der Faktoren, die auf die Herstellung dieser Ziffern 
ein wirken, einen degenerativen Niedergang der physischen Qualität der 
Militärpflichtigen und damit auch der ganzen Bevölkerung zu konstruieren 
und zu prophezeien. (Meisner.) 


Paul Ehrlich: Abhandlungen über Salvarsan. Bd. 3. 584 S. 

München, Lehmann, 1913. Preis geb. 12. 

Wie in den vorhergehenden Bänden, so sind auch in dem vorliegenden 
zum größten Teil Arbeiten gesammelt, die Bchon in der Münchener med. Wochen¬ 
schrift, aber auch in der Deutschen med. Wochenschrift, der Med. Klinik und 
anderen Zeitschriften erschienen sind. Ehrlich betont die Wichtigkeit der Tech¬ 
nik und den Wasserfehler, und zwar sowohl den organischen wie den anorga¬ 
nischen, hiervon handeln die ersten Arbeiten. Es folgen dann Veröffentlichungen 
über die allgemeinen Erfahrungen der Salvarsanbehandlung, besonders bei 
Heer und Marine, über Abortivbehandlung und Reinfektion. Sehr wichtig 
ist ja auch die Erweiterung unserer Kenntnisse durch die Resultate der 
Lumbalpunktion; über diesen Gegenstand finden wir die Arbeiten von Drey- 
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fuß, Spielhoff und anderen gesammelt ebenso, wie neuere Arbeiten über 
Neurorezidive. Es folgen dann noch Publikationen über Nebenwirkungen 
und Todesfälle, über Salvarsan bei nichtsyphilitischen Krankheiten, Salvarsan 
bei exotischen Krankheiten und über das Neosalvarsan. In Ehrlichs Schluß¬ 
betrachtungen nimmt auch die Besprechung des Wertes des Neosalvarsans 
einen breiten Raum ein. Von den experimentellen Resultaten sei hervor¬ 
gehoben, daß die von Doinikow und Greff angestellten Tierversuche mit 
Neosalvarsan bei den vergifteten Tieren niemals die von Marschalkö und 
Veszprämi angegebenen Folgen, nämlich eine Encephalitis hämorrhagica 
ergaben. Auch in dieser Schlußbesprechung geht Ehrlich noch einmal be¬ 
sonders auf die Ausschaltung des organischen wie anorganischen Wasser¬ 
fehlers ein. (C. Bruhns-Charlottenburg.) 


Obermiller: Zur Kritik der Nebenwirkungen des Salvarsans 
(bzw. Neosalvarsans) mit besonderer Berücksichtigung 
des „Wasserfehlers“. 38 S. Straßburg 1913. Preis 1,80 Jt, 
Obermiller vertritt den Standpunkt, daß die Nebenwirkungen des 
Salvarsans rein toxischer Natur sind, ja sogar sich vollkommen mit denen 
des Arsens und seiner Derivate decken. Beziehentlich des Wasserfehlers 
betont der Verfasser auf Grund der Mulzer sehen Versuche — es wurden 
mit Wasser, das sechs Wochen offen dagestanden hatte und nicht frisch 
destilliert, aber gut sterilisiert war, ohne Schädigungen Salvarsaninjektionen 
gemacht —, daß die sogenannten Bakterienleichen nicht der Grund des * 
eventuellen Fiebers sein könnten. Die Indikation des Salvarsans, dessen 
schädliche Nebenwirkungen man doch nicht vollkommen ausschalten könne, 
präzisiert Obermiller dahin, daß die Hauptdomäne des Salvarsans die 
tertiären ulcerösen Prozesse seien, sowie die gegen Quecksilber refraktären 
und die malignen Fälle. Im übrigen aber gibt Obermiller zu, daß es bei 
vorsichtiger Anwendung und in kleinen Dosen und größeren Zwischenräumen, 
bei genauester Berücksichtigung der bekannten Gegenindikationen gegeben, 
in Kombination mit Quecksilber ebenfalls sehr gute Dienste in der Bekämpfung 
der Syphilis leiste. (C. Br uh ns-Charlottenburg.) 


C.Maaß: Über die Desinfektion der Häute von Rauschbrand- 
kadavern. Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte, Bd. XLIV, 
Heft 2, 1913. 

Verfasser prüfte zunächst die von anderer Seite gemachte Angabe nach, 
daß in Häuten von Rindern, die an Rauschbrand verendet seien, alle Bazillen 
und Sporen durch eine zehntägige Lagerung in 1 prom. Sublimatlösung sowie 
in 6 proz. Kreolin- und Karbolsäurelösung sicher vernichtet würden. E fand, 
daß 5 proz. Lysol- und Karbolsäurelösung selbst nach vierwöchiger Ein¬ 
wirkungsdauer die Rauschbrandkeime nicht vernichtet hatten; 1 prom. Sublimat¬ 
lösung bewirkte zwar nach vier Wochen eine Abtötung der Keime, machte 
die Häute aber gleichzeitig für ihre weitere Verwendung unbrauchbar. 

Dagegen führten Versuche mit der von Schattenfroh für die Desinfektion 
milzbrandhaltiger Rohhäute empfohlenen „Pickelbeize“, einer kombinierten 
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Salzsäure-Kochsalzlösung, zu einem günstigen Ergebnis. Eine Lösung, die 
2 Proz. Salzsäure (D. A. B. 5) und 10 Proz. Kochsalz enthielt, tötete auch bei 
niedriger Temperatur (2° C) nach fünftägiger Einwirkung sämtliche Rausch¬ 
brandkeime mit Sicherheit ab. Eine Lösung von 2Proz. HCl (gleich 8Proz. 
der 25 Proz. HCl enthaltenden Salzsäure des D. A. B. 5) und 10 Proz. Koch¬ 
salz bewirkte bereits nach 24 Stunden eine sichere Desinfektion. Die Pickel¬ 
flüssigkeit führte an den Häuten mikroskopisch sichtbare Veränderungen 
nicht herbei; nach einer Mitteilung der deutschen Versuchsanstalt für Leder¬ 
industrie in Freiberg i. S. erscheint ihre Verwendung vom Standpunkt der 
Gerberei unbedenklich. 

Bezüglich der Versuchstechnik sei bemerkt, daß als Tastobjekte in der 
Hauptsache Häute von Rindern, welche einer natürlichen Rauschbrandinfektion 
erlegen waren, daneben aber auch Reinkulturen und Häute von künstlich 
infizierten Meerschweinchen benutzt wurden; der Nachweis des Desinfektions¬ 
effektes geschah durch Versuche am Meerschweinchen; hierbei erwies sich 
die intramuskuläre Injektion einer Emulsion, welche aus den der Desinfektion 
ausgesetzt gewesenen Hautstückchen hergestellt war, zuverlässiger als die 
subkutane Verimpfung ganzer Hautstückchen; durch Zusatz von Milchsäure 
ließ sich die etwa geschädigte Virulenz wieder hersteilen. 

Auf Grund seiner Versuche empfiehlt Verfasser als Desinfektions verfahren 
für Häute von Rauschbrandkadavern, deren Verwendung nach § 108 der 
Ausführungsbestimmungen zum Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 geneh¬ 
migt werden soll, das 24stündige Einlegen derselben in eine Pickelflüssigkeit, 
zu deren Herstellung 9 Liter Salzsäure des Handels und 12 kg Kochsalz auf 
100 Liter Wasser verwendet werden. (Marmann-Potsdam.) 


Hesse: Über die Verwendbarkeit der „Eisenfällung“ zur 
direkten Keimzählung in Wasserproben- Arbeiten aus dem 
Kaiserl. Gesundheitsamte, Bd. XLIV, Heft 2, 1913. 

Verfasser unterzog die von Paul Th. Müller angegebene Schnellmethode 
der bakteriologischen Wasseruntersuchung einer Nachprüfung. Diese Methode 
besteht darin, daß die in einer größeren Menge Wassers vorhandenen Bakterien 
mit Liquor ferri oxychlorati ausgefällt werden, das Sediment mit Gentiana 
violett gefärbt und durch Zentrifugieren auf ein bestimmtes Quantum eingeengt 
und daß von dem gefärbten Zentrifugat eine bestimmte Menge auf einer ab¬ 
gemessenen Fläche des Objektträgers gleichmäßig verteilt und fixiert wird. 
Aus der Zahl der durchschnittlich in einem Gesichtsfeld gefundenen Keime 
läßt sich die Keimzahl in leem berechnen. 

Durch Untersuchung der nach beendeter Absetzung des ausgeflockten 
Eisenhydroxyds überstehenden klaren Flüssigkeit mittels seiner früher an¬ 
gegebenen Berkefeldfiltermethode konnte Verfasser nachweisen, daß durch 
eine einmalige Fällung durchschnittlich nur 89,2 bis 91,5 Proz. der Bakterien 
gefällt werden, während P.Th.Müller 99,1 Proz. berechnet hatte. 

Verfasser fand weiterhin, daß unter Umständen bei lufthaltigen und 
keimreichen Wässern die Ausfällung und das Zentrifugieren erschwert sei und 
daß das Sediment zuweilen eine klumpige Beschaffenheit annehme, wodurch 
eine gleichmäßige Verteilung und Färbung ausgeschlossen sei. 
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Im mikroskopischen Präparat übertraf bei Wässern, welche verschieden© 
Bakterientypen enthielten, die Zahl derjenigen Gebilde, über deren Natur sich 
Verfasser nicht klar werden konnte, die Menge der sicheren Bakterien um das 
Zwei- bis Dreifache. 

Die hierdurch gegebenen Ungenauigkeiten vergrößern sich auf Grund der 
Berechnung um das Tausendfache. Außerdem ist die Leistungsfähigkeit der 
P. Th. Müllerschen Methode nach „unten“ begrenzt, indem sich die Keim¬ 
zahl in keimarmen Wässern nicht bestimmen läßt. 

Trotz der großen Fehlerquellen, welche der Müllerschen Methode an¬ 
haften, hält Verfasser sie jedoch für eine schnelle, orientierende Voruntersuchung 
von Wasserproben geeignet, da sie es dem Untersucher ermöglicht, sich in etwa 
zwei Stunden ein ungefähres Bild von dem Keimgehalt eines Wassers zu 
machen. Als ein vollwertiger Ersatz für das Kulturverfahren kann sie aber 
nicht angesehen werden. (Marmann-Potsdam.) 


Hirschbruch und Marggraf: Zur Frage der Haltbarkeit der 
Typhusbazillen auf verschiedenen Fleischarten. Arbeiten 
aus dem KaiserL Gesundheitsamte, Bd. XLTV, Heft 2, 1913. 

Verfasser infizierten künstlich kleine Stückchen verschiedener, aus einer 
größeren Metzgerei bezogener Fleischsorten mit einer aus verschiedenen Typhus¬ 
stämmen hergestellten Emulsion und konnten die Keime auf sämtlichen 
Fleischsorten noch nach 50 Tagen nachweisen, gleichviel ob dieselben 
bei Zimmer- oder EiBschranktemperatur auf bewahrt worden waren; auf Kalbs¬ 
leber waren die Typhusbazillen noch nach 8 bzw. 22 Tagen nachweisbar, 
je nachdem die Stückchen im Zimmer oder Eisschrank gehalten waren. Dabei 
waren sämtliche Proben im Zeitpunkte des Nachweises der Bazillen in einem 
derartigen Zustande der Fäulnis, daß ihre Verkäuflichkeit unbedingt aus¬ 
geschlossen war; aus diesem Grunde wurde die Beobachtungszeit nicht weiter 
ausgedehnt. 

Der Nachweis der Keime geschah auf Drigalski- und Malachitagar; die 
meisten positiven Ergebnisse lieferte der direkte Ausstrich; zuweilen hatte 
aber auch die vorherige Anreicherung der Stückchen in Bouillon oder Galle 
ein gutes Resultat. (Marmann-Potsdam.) 


Wilh. Weinberg: Die Kinder der Tuberkulösen. Mit einem 
Begleitwort von Dr. Max Gr über in München. Leipzig, J. Hirzel, 
1913. Preis hiM. 

Nach den ungünstigen Erfahrungen, die man in den siebziger und acht¬ 
ziger Jahren mit der Statistik als Hilfsmittel zur Erforschung der Seuchen 
gemacht hatte, ist sie lange Zeit gegenüber dem Experimente zurückgetreten, 
dem man die großen Erfolge der letzten Jahrzehnte verdankte. Nur ver¬ 
einzelt traten daneben statistische Arbeiten als fruchtbare Forschungstaten, 
die in die Tiefe drangen, während die meisten an der Oberfläche haften blieben 
und vielfach nur als fast entbehrliches Mittel zur Stütze anderweitig begrün¬ 
deter Ansichten dienten. Unter den ersteren waren besonders bemerkens¬ 
wert die Untersuchungen Weinbergs über die Tuberkulose, die durch das 
vorliegende Werk gekrönt werden. 
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Das Buch behandelt das Schicksal der Kinder der in Stuttgart 1873 bis 
1902 gestorbenen Tuberkulösen bis zum 20. Lebensjahre, und zwar von 
18 206 Kindern aus 5309 Familien. Möglich war es nur durch die württem- 
bergische Einrichtung der Familienregister, die es ermöglichten, sie genau, 
einschließlich der ausgewanderten, zu verfolgen. 

Eine der interessantesten Fragen war die über die Fruchtbarkeit der 
Tuberkulösen. Ist es richtig, daß sie eine abnorm große Fruchtbarkeit haben 
und dadurch eine Degeneration des Menschengeschlechts verursachen? Die 
Frage konnte verneint werden; die tuberkulösen Männer hatten eine durch¬ 
schnittliche Kinderzahl von 3,33 gegen 4,41; die tuberkulösen Frauen von 
3,44 gegen 3,84. Neben dieser Bruttofruchtbarkeit sind auch Untersuchungen 
über die Nettofruchtbarkeit angestellt, d. h. die Zahl der Kinder, die das 
20. Jahr erreichen. Als zweites äußerst wichtiges Ergebnis zeigte sich, daß 
die Todesfälle bei tuberkulösem Vater bedeutend erhöht waren, nämlich auf 
100 Geborene 46,82 gegen 40,27, bei tuberkulöser Mutter 48,11 gegen 40,17 
betrugen. Weiter interessante Resultate wurden betreffs des Abstandes der 
Geburtszeit der Kinder von dem Tode der tuberkulösen Eltern, des geringen 
Einflusses der Erstgeburt (gegen Pearson), der sozialen Stellung der tuber¬ 
kulösen Eltern und besonders der Todesursache der Kinder erhalten. Die 
Erklärungen, die dafür gegeben werden, bestätigen in erfreulicher Weise den 
bedeutenden Einfluß der Infektion und geben eine Entscheidung in Fragen 
der Entstehung der Phthise beim Menschen, die der experimentellen Forschung 
nicht zugänglich ist, und jeder, der sich mit diesen Fragen befaßt, wird in 
Zukunft das Werk heranziehen müssen. (Für weitergehende Schlußfolgerungen 
muß noch beachtet werden, daß es sich nicht um die Kinder Tuberkulöser 
handelt, sondern um die Kinder an Tuberkulose verstorbener Personen, also 
von Personen, die nach ihrer Konstitution und ihren Lebensverhältnissen der 
Tuberkulose nicht Widerstand genug leisten konnten. Ref.) 

Alles dies möge in dem Buche selbst nachgelesen werden. Was aber 
noch interessanter ist als das Ziel ist der Weg, den der Verfasser eingeschlagen 
hat, die Methoden, mit denen er arbeitet, und durch die Erklärungen und die 
große Beigabe von Zahlen ist das auch dem Nichtfachmann erleichtert. Nach¬ 
dem die Technik des Experimentes heutzutage so fein ausgebildet ist, sehen 
wir jetzt auch die Statistik sich zu gleicher wissenschaftlicher Exaktheit 
ausbauen. (Kiaskalt-Königsberg i. Pr.) 


Gärtner: Gutachten des Reichs-Gesundheitsrates betreffend dl6 

Verunreinigung der großen Röder durch die Abwässer 
der Zellulosefabrik von Kühler und Niethammer in 
Gröditz in Sachsen. 

Lehmann: Gutachten des Reichs-Gesundheitsrates betreffend 

die Abwässerbeseitigung der Stadt Offtenbach a. M. 

Sonderabdruck aus den Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. 
Bd. 44. Berlin, J. Springer. 

Das erste Gutachten hatte die enorme Verunreinigung der großen Röder 
auf preußischem Gebiete zur Veranlassung, die durch eine im Königreich 
Sachsen liegende Fabrik verursacht wurde. Letztere läßt täglich 120 cbm 


Digitized by 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



668 


Kritiken und Besprechungen. 


Difitized by 


konzentriertes Abwasser, das die Ablaugen einer täglichen Produktion von 
20000 kg lufttrockener Zellulose enthält, und die Waschwässer in den nur 
0,4 bis 4 sec cbm führenden Bach, der dazu noch an vielen Stellen angestaut 
ist. Hierdurch wurde angeblich die Fischzucht bis zur Elster zerstört, das 
Bachwasser zu haus wirtschaftlichen Zwecken unbrauchbar gemacht und durch 
den üblen Geruch namentlich zur Sommerszeit Gesundheitsstörungen hervor¬ 
gerufen; außerdem die Brunnen minderwertig gemacht. Sämtliche Angaben 
außer den letzten wurden mehr oder minder begründet gefunden. Im einzelnen 
sind die Maßnahmen zur anderweitigen Beseitigung der Kocherlaugen be¬ 
sprochen, wie Herstellung von Klebstoffen, Farbstoffen, Gerbstoffen, Futter¬ 
mitteln, Alkohol, doch kann heutzutage noch keines in Betracht kommen. Es kann 
daher nur vorgeschlagen werden: Entschädigung der Fischereiberecbtigten, 
regelmäßige Räumung des Baches, Beseitigung der Mühlstaue und zweck¬ 
mäßiges Einlaufenlassen. Nötigenfalls müssen ein oder mehrere Kocher außer 
Betrieb gesetzt oder es muß die Fabrik zeitweise überhaupt stillgelegt werden. 

Das zweite Gutachten wurde wegen der starken Verunreinigung des 
Maines in seinem Unterlaufe und der Beteiligung der drei Bundesstaaten 
Bayern, Preußen und Hessen daran abgegeben. Besonders eingehend sind 
die industriellen Abwässer von Offenbach behandelt. Eine sehr bemerkens¬ 
werte Berechnung der Menge der suspendierten Stoffe, die nach den Er¬ 
gebnissen der einzelnen Abwasserproben berechnet wurde, und derer, die 
tatsächlich im Maine gefunden wurde, ergab, daß sich täglich 80786kg 
(wasserhaltiger) Schlamm ablagert. Die Verunreinigung des Mainwassers 
hat oberhalb Frankfurts schon einen so hohen Grad erreicht, daß seine Brauch¬ 
barkeit als Badewasser und Fischwasser stark herabgesetzt ist und gelegent¬ 
lich widerlicher Geruch entsteht. Im besonderen werden die Projekte zur 
Neukanalisierung und Abwasserreinigung von Offenbach besprochen, die wegen 
der verschiedenartigen Fabrikabwässer Schwierigkeiten und interessante Punkte 
bieten. (Kisskalt-Königsberg i. Pr.) 


Dun bar: Die Abwässer der Kali-Industrie. Gutachten betreffend 
die Versalzung der Flüsse durch die Abwässer der Kali-Industrie. 
Mit 18 lithogr. Tafeln. München und Berlin, R. Oldenbourg, 1913. 

Dunbar bespricht in dem vorliegenden ausführlichen Gutachten das 
Vorkommen der Kalisalze und die Entwickelung der Kali-Industrie, die Ent¬ 
stehung, den Charakter und die Menge der Kaliabwässer, den Verbleib der 
Endlaugen, ihr Verhalten in den Flüssen und das Eindringen von Flußwasser 
in den Boden. Daran schließen sich Vergleiche über das Verhalten von 
Chlormagnesium im Boden. Im Anschluß daran erörtert Dunbar den 
gegenwärtigen Versalzungsgrad der Flüsse, die Vorschläge zur Verwertung 
der Endlaugen und endlich die schädlichen Wirkungen der Endlaugen in 
bezug auf Trink- und Brauchwasser. 

Auf Grund von 306 im Jahre 1912 ausgeführten Analysen ließ sich 
berechnen, daß die Elbe bei Hamburg durchschnittlich etwa 6040t Chlor 
pro Tag führt. Abgesehen von 1200 t Chlor, rührt diese Chlormenge vor¬ 
wiegend von dem Mansfelder Schlüsselstollen und der Kali-Industrie her. 
Das Chlormagnesium entstammt bis auf einen kleinen Bruchteil in seiner 
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Gesamtmenge den Endlaugen der Kali-Industrie. Aua den Versuchen ergibt 
sich ferner, daß der weitaus größte Teil der Endlaugen in unzersetzter Form 
bis zur Elbmündung gelangt. 

Als einer der größten Übelstände muß es bezeichnet werden, daß in der 
Frage der Flußversalzung nicht das Reich, sondern die einzelnen Landes¬ 
regierungen zuständig sind. Hieraus erklärt es sich, daß für die eine Strecke 
des Flußlaufes eine etwa doppelt so starke Versalzung behördlich zugelassen 
wird, als für eine andere Strecke desselben Flußlaufes. Dazu kommt, daß 
diese behördlich zugelassenen Grenzwerte in bezug auf Verhärtung und Ver¬ 
salzung nach den vorliegenden Untersuchungen vielfach um das Zehnfache 
und mehr überschritten werden, trotz aller Aufsichts- und Kontrollinaßregeln, 
ein Zustand, der mit der üblichen Auffassung über die Bedeutung von Recht 
und Gesetz unvereinbar ist. Die hauptsächlichsten Ergebnisse seiner Fest¬ 
stellungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Das Wasser der Elbe und Weser ist, praktisch gesprochen, frei von 
Chlormagesium und Magnesiumsulfat. 

Ein Gehalt von 30 mg Chlormagnesium im Liter beeinträchtigt schon 
die Verwendbarkeit des Wassers zur Herstellung von Tee. Ein Chlor¬ 
magnesiumgehalt von 50 mg im Liter Trinkwasser wird von vielen Personen 
schon unangenehm empfunden, ein Gehalt von 110 mg Chlormagnesium da¬ 
gegen bereits von einem großen Prozentsatz der Bevölkerung. Auch nach 
anderer Richtung wirken derartige Chlormagnesiummengen bereits in nach¬ 
weisbarer Weise schädlich. 

Ein Chlormagnesiumgehalt von 50 bis 110 mg im Liter genügt, um 
Flußwasser wie dasjenige der Elbe und der Weser für Trinkzwecke minder¬ 
wertig zu machen. Der in der Weser und Elbe zurzeit nachweisbare Gehalt 
an permanenter Magnesiahärte (Chlormagnesium und Magnesiumsulfat) er¬ 
reicht schon jetzt gelegentlich diese Grenze. Durch Anlegung von Grund- 
wasserwerken innerhalb der Einflußsphäre dieser Flüsse kann man sich diesen 
nachteiligen Wirkungen nicht entziehen, weil mit dem Eindringen des Fluß¬ 
wassers in den Untergrund zu rechnen ist, und weil das Chlormagnesium 
zum großen Teil äußerlich dort durch den Boden hindurchtritt, oder oben 
in das ebenso schädliche Calciumchlorid umgesetzt wird. 

Die Chlormagnesiumzufuhr erfolgt im Wesergebiet ausschließlich durch die 
Endlaugen der Kali-Industrie, im Elbgebiet zu etwa 92 Proz. durch die End¬ 
laugen der Kali-Industrie', zu etwa 8 Proz. aus dem Mansfelder Schlüsselstollen. 

Da die Fernhaltung der Endlaugen von den Stromläufen technisch durch¬ 
führbar ist, muß sie auf alle Weise erstrebt werden. Der finanzielle Schaden, 
der den Unterliegen! aus der Endlaugenableitung erwächst, ist größer, als 
die dadurch erzielten Ersparnisse der Kali-Industrie. (Vgl. auch das über¬ 
nächste Referat.) _ (E. R.) 

R. Abel: Handbuch der praktischen Hygiene. Zwei Bände mit 
zusammen 313 zum Teil farbigen Abb. Jena, Gustav Fischer, 1913. 
Preis 24<^£; geb. 26 

Das vorliegende Werk soll vor allem der Praxis dienen, indem es an 
der Hand der wichtigsten Lehren der hygienischen Wissenschaft alles das 
zur Darstellung bringt, was zur Durchführung dieser Lehren bisher bei uns 
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geschehen ist oder noch zu geschehen hat. An einem solchen Handbuch der 
praktischen Hygiene, das den Arzt mit den im Einzelfalle in Frage 
kommenden praktischen Maßnahmen vertraut macht, dem Gesundheitstechniker 
und Verwaltungsbeamten an der Hand der wissenschaftlichen Ergebnisse 
und Forderungen zeigt, was praktisch schon erprobt ist oder noch der Ein¬ 
führung wert erscheint, hat es bisher gefehlt. Die Bedeutung des Werkes 
liegt in der Betonung des praktisch Geleisteten und noch zu Leistenden. 
Dementsprechend unterscheidet es sich auch in der Anordnung des Stoffes 
wesentlich von den wissenschaftlichen Handbüchern der Hygiene und auch 
von den Handbüchern der öffentlichen Gesundheitspflege. 

Nach einer Einleitung des Herausgebers über Begriff, Bedeutung und 
Entwickelung der praktischen Hygiene und einer Darstellung der Gesundheits¬ 
statistik von Prinzing wird im ersten Buch die Hygiene der allgemeinen 
Lebens Verhältnisse behandelt, und zwar behandelt Nußbaum die Hygiene 
der Ortschaften, Versmann und R. Fürst die Hygiene des Wohnhauses, 
Salomon die Wasserversorgung, Brix die Beseitigung der Abfallstoffe, Abel 
das Leichenwesen. Hieran schließt sich die Hygiene der Ernährung und der 
Nahrungsmittel gleichfalls von Abel, die Hygiene der Kleidung von Gehrke 
und der Körperpflege von Herzberg und F. A. Schmidt. Im folgenden 
Abschnitt „Die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten“ bespricht zuerst 
Löffler die Grundzüge der Lehre von der Infektion und Immunität, 
M. Kirchner die allgemeinen Gesichtspunkte für die Bekämpfung der über¬ 
tragbaren Krankheiten und Flatten und Abel die Bekämpfung der einzelnen 
übertragbaren Krankheiten. — Das zweite Buch behandelt die Hygiene 
besonderer Lebensverhältnisse und beginnt mit der Hygiene des Säuglings¬ 
alters (Sieveking), des Kleinkinderalters (Abel), der Schulhygiene (Leu- 
buscher) und der schulentlassenen Jugend (Kaup). Daran schließt sich 
die Hygiene der Gewerbebetriebe und gewerblichen Arbeiter (E. Roth), die 
Hygiene der Kranken und Siechen (E. Dietrich), der Militärpersonen 
(v. Vagedes) und der Gefangenen (E. Ziemke). Im letzten Abschnitt, der 
die Hygiene des Verkehrswesens behandelt, bespricht Tracinski die Hygiene 
der Eisenbahn, Sannemann die Hygiene der Schiffe und Häfen und endlich 
Schilling die Hygiene in den Tropen. 

Wie diese Inhaltsübersicht ergibt, ist in dem vorliegenden Handbuch 
das gesamte Gebiet der praktischen Hygiene zur Darstellung gebracht. Eine 
Durchsicht der einzelnen Kapitel ergibt, daß unter Beiseitelassung wissen¬ 
schaftlicher Streitfragen für jedes der behandelten Gebiete die vorliegenden 
gesundheitlichen Gefahren erörtert und im Anschluß daran die Forderungen, 
welche die Wissenschaft zu deren Beseitigung stellt, erhoben werden. Hygie¬ 
nische Forschungs- und Untersuchungsmethoden sind dabei, soweit erforderlich, 
nur kurz nach Art und Tragweite berührt. Eine eingehende Darstellung 
haben überall die zur Herbeiführung gesundheitlicher Verhältnisse zur Ver¬ 
fügung stehenden Mittel, Methoden, Maßnahmen, Anordnungen und Ein¬ 
richtungen gefunden, wobei auch auf außerdeutsche Verhältnisse, soweit 
erforderlich, Rücksicht genommen ist. Die Literaturangaben am Schlüsse 
der einzelnen Abschnitte wurden auf die wichtigsten in Frage kommenden 
Angaben beschränkt, die es dem Leser ermöglichen, über die behandelte 
Frage weitere Aufschlüsse zu erhalten. 
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Nach allem unterliegt es keinem Zweifel, daß das vorliegende Handbuch 
in allen Fragen der praktischen Hygiene den beamteten und nicht beamteten 
Ärzten, den Gesundheitstechnikern, den staatlichen und kommunalen Ver¬ 
waltungsbeamten, aber auch dem Sozialpolitiker und Nationalökonomen als 
zuverlässiger Führer sich erweisen wird. Möchten die berufenen Kreise im 
weitesten Umfange hiervon Gebrauch machen. (E. R.) 

Gutachten desReiohs-Gesundheitsrates über den Einfluß der 
Ableitung von Abwässern aus der Chlorkalium- und 
Sulfatfabrik der Gewerkschaft Rastenberg in Rasten¬ 
berg in Thüringen auf die Ilm, Lossa und Saale. Bericht¬ 
erstatter: Franken-Halle, Keller und Spitta-Berlin. Arbeiten aus 
dem Kaiserl. Gesundheitsamt, Bd. XLIV, Heft 4, 1913. 

Das Gutachten kommt zu dem Schluß, daß eine Versalzung des Saale- 
wie des Ilmwassers um 425 mg Chlor bis zu einer Höchstgrenze von 450 mg 
Chlor im Liter unter der Voraussetzung, daß die dadurch herbeigeführte Zu¬ 
nahme der Verhärtung 30° nicht übersteigt , vom hygienischen Standpunkt 
noch als duldbar erachtet werden kann, weil das Wasser beider Flüsse als 
Trinkwasser nicht in Frage kommt, eine schädliche Wirkung der Versalzung 
beim Tränken von Tieren nach früher angestellten Versuchen erst bei weit 
höheren Versalzungen wahrnehmbar ist und bei einer Versalzung bis zu 450 mg 
Chlor auch eine Schädigung der selbstreinigenden Kraft des Flußwassers 
nicht zu befürchten ist. Das gleiche gilt hinsichtlich der Fischzucht. Auch 
liege kein überzeugender Nachweis dafür vor, daß bei der angegebenen Höhe 
der Versalzung landwirtschaftliche Interessen an der Ilm oder Saale ge¬ 
fährdet werden. Dabei bleibt dahingestellt, ob durch die in Frage stehende 
Versalzung eine unzulässige wirtschaftliche Schädigung anderer Gewerbe¬ 
betriebe verursacht wird. Hinsichtlich der Wasserversorgung der Städte Bern¬ 
burg und Magdeburg wird die durch die in Rede stehende Anlage zu erwartende 
Mehrversalzung als belanglos erachtet (vgl. hierzu das Dun bar sehe Gutachten: 
Die Abwässer der Kali-Industrie). 

Voraussetzung ist allerdings, daß die Endlaugenmengen sich gleichmäßig 
über die ganze Zeit verteilen und im richtigen Verhältnis zur jeweiligen 
Wasserführung der Vorflut stehen. Zu diesem Zweck sind entsprechend 
große Aufhaltebalken anzulegen und ein geeigneter wirksamer Abflußregulator 
aufzustellen. Auch müssen Einrichtungen getroßen werden, um den Salz¬ 
gehalt des Ilmwassers dauernd selbsttätig zu registrieren. (E. R.) 

K. Kampffmeyer: Die GartenstedtbewegUIlg. 2. AufL Mit 17 Abb. 
„Aus Natur und Geisteswelt“. Sammlung wissenschaftlich-gemein¬ 
verständlicher Darstellungen, 259. Bd. Leipzig und Berlin, B. G. 
Teubner, 1913. 

Der bekannte Vorkämpfer der Gartenstadtbewegung in Deutschland 
hat in der vorliegenden, nach wenigen Jahren notwendig gewordenen Neu¬ 
auflage seiner Schrift die Erfolge und Erfahrungen berücksichtigt, welche 
die Fortschritte der letzten Jahre der Gartenstadtbewegung gebracht haben. 
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Die Abbildungen sind nahezu völlig erneuert und vorwiegend deutschen 
Gartenstädten entnommen. 

In fünf Kapiteln und einem Schlußwort gibt der Verfasser eine zusammen- 
fassende Darstellung der Gartenstadtbewegung, ihrer Geschichte, ihrer Ziele 
und Erfolge. Welche Bedeutung die fortschreitende Gartenstadtbewegung 
für die Gesundheit des Volkes gegenüber dem Massenmietshause hat, erhellt 
daraus, daß die gesünderen Lebensverhältnisse nach den in englischen Garten¬ 
städten gemachten Erfahrungen die Sterblichkeit, und namentlich die Säug¬ 
lingssterblichkeit, außerordentlich günstig beeinflussen, und daß diese gesündere 
Lebenshaltung vor allem ihren Ausdruck findet in der kräftigeren Entwickelung 
der heranwachsenden Jugend. Es steht zu hoffen, daß die Erkenntnis der 
gesundheitlichen Bedeutupg dieser Bewegung allmählich mehr und mehr alle 
Volkskreise durchdringen wird, nachdem Hygieniker und Ärzte bereits auf 
dem 13. Internationalen Kongreß für Hygiene und Demographie, der im 
Jahre 1907 in Berlin tagte, die Bedeutung dieser Bewegung anerkannt und 
in einer besonderen Resolution empfohlen haben, der Ausgestaltung der 
bestehenden Ortschaften und der Begründung neuer Siedlungen 
die Ziele der Gartenstadtbewegung zugrunde zu legen, die in den 
verschiedenen Kulturländern hygienisch vorbildliche Ansied¬ 
lungen geschaffen hat oder zu schaffen bemüht ist. (E. R.) 


L. He im-Erlangen: Die Bakterien als der Menschen Freunde 
und Feinde, sowie die Verhütung ansteckender Krank¬ 
heiten. 36Abb., 115 S. Leipzig, Max Hesse. Geb. 1,35 t/#. 

Im Aufträge des Verbandes der Ärzte Deutschlands zur Wahrung ihrer 
wirtschaftlichen Interessen erscheint im Verlag von Max Hesse in Leipzig 
eine Bücherei des modernen Wissens. 

Zu den Hausbüchern über die Erhaltung der Gesundheit gehört auch 
das genannte Schriftchen. Nach einer kurzen Einführung in die Morphologie 
und Züchtung der Bakterien im allgemeinen, werden zuerst die nicht patho¬ 
genen Kleinwesen und deren Bedeutung für den Haushalt der Natur, für die 
Ernährung und die Nahrungsmittel, insbesondere die Milch, besprochen, und 
schließlich die pathogenen Bakterien und die durch sie bedingten Krankheiten 
der Reihe nach durchgegangen. 

Wer das Schriftchen mit Verständnis liest, wird darin nicht nur viel 
Wissenswertes und Interessantes finden, sondern er wird auch lernen, welche 
Wege uns die Hygiene weist, um uns durch hygienische Lebensweise vor 
Erkrankungen zu bewahren, ohne allzu große Ängstlichkeit über die drohende 
Gefahr der Ansteckung und ihrer Folgen. 

Schon der Name des Verfassers bietet die Gewähr für eine fesselnde und 
leicht verständliche Darstellung, wie für vorzügliche Durcharbeitung. Wir 
können dem kleinen und doch inhaltsvollen Schriftchen die weiteste Ver¬ 
breitung wünschen. (E. R.) 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Was ist Yoghurt 

und Intestibakter und worin besteht deren Wirkung ? 

Von Dr. A. WolfF, Kiel. 


Der Mensch hat hinsichtlich der Gesunderhaltung seines Körpers und 
somit wohl auch der Verlängerung seiner Lebensdauer der medizinischen wie 
der milchwirtschaftlichen Bakteriologie, die sich zum großen Teil auf gleichem 
Gebiete bewegen, bereits vieles zu verdanken. Dies gibt sich neuerdings 
wieder in den Forschungen betreffend die therapeutische Wirkung der Milch¬ 
säurebakterien, dann in den in ganz neuester Zeit vorliegenden Resultaten 
des Weiter Verfolges dieser Therapie zu erkennen. Es dürfte keine ledigliche 
Vermutung sein, daß dank der bakteriologischen Forschungen der Menschheit 
mehr Gesundheit und größere Lebensdauer gegeben wurde, zumal wenn man 
in Betracht zieht, daß der sogenannte Kampf ums Dasein heute ungleich auf¬ 
reibender ist als in zurückliegenden Zeiten. Prof. Fisher von der Yale- 
Universität will gefunden haben, daß das menschliche Leben, seitdem die 
Grundlehren der modernen Bakteriologie Gemeingut geworden sind, sich um 
& bis 6 Jahre verlängert hat, so daß die mittlere Lebensdauer jetzt nahezu 
40 Jahre beträgt, gegen 22 im 16., 25 im 17. und 33 im 18. Jahrhundert, 
wenn auch ein großer Teil auf die früher mehr verbreitete Säuglingssterblichkeit 
zurückzuführen sein dürfte. 

Das Ziel dieser Bakteriotherapie, die ein besonderer Zweig der modernen 
Heilkunde geworden ist, besteht in der Bekämpfung der schädlichen Bakterien 
des Körpers, speziell des Darmes, durch nützliche Bakterien. Ein jeder, auch der 
gesunde Körper, enthält eine Unmenge von Bakterien und muß sie enthalten 
zur vollkommenen Erledigung seiner Funktionen; es kommt nur darauf an, 
diese Bakterienschar in Ordnung, d. h. in richtigem und förderlichem Ver¬ 
hältnis im Darme, zu halten. Bei der zumeist unzweckmäßigen Ernährung 
des Menschen, wie durch vorwiegende Fleischkost, können nicht alle Eiweiß¬ 
stoffe vom Körper resorbiert werden, infolgedessen setzt hauptsächlich im 
Dickdarm, woselbst die unverdauten eiweißhaltigen Nährstoffe sich festsetzen, 
eine Zersetzung durch Darmbakterien ein, wobei allerlei giftige Stoffwechsel¬ 
produkte entstehen, die nach der Aufnahme in das Blut die Erscheinungen 
der Selbstvergiftung (Autointoxikation) hervorrufen und mancherlei Erkran¬ 
kungen nach sich ziehen bzw. schwere chronische Störungen hervorrufen 
können und als eine der Hauptursachen der Lebensverkürzung erscheinen. 
Von diesen Fäulnisbakterien kommen regelmäßig im Darme vor: das Bacte- 
rium coli (in der Mitte stehend zwischen Fäulnis- und Milchsäurebakterien), 
der Bacillus putrificus, der Bacillus sporogenes, der Bacillus perfringens (welch 
letztere beide wiederholt bei Blinddarmentzündungen besonders zahlreich an¬ 
getroffen wurden) und Buttersäurebazillen. Diese Bakterien dürfen sich im 
Darme ihrer schädlichen Nebenprodukte wegen nicht anhäufen, noch weniger 
andererseits direkte Krankheitserreger, wie Typhus-, Ruhr-, Cholerabazillen usw. 

Vierteljahreschrift für Gesundheitspflege, 1913. 43 
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Dr. A. Wolff, 


hinzutreten. Von nützlichen Bakterien, welche die schädlichen erfolgreich 
bekämpfen, kennen wir zwei Gruppen ausgesprochener Milchsäurebakterien> 
einmal die vom Typus der gewöhnlichen Milchsäurebakterie (Bacterium lactis 
acidi oder Streptococcus lacticus), zweitens als besonders wirksam die Gruppe 
der langstäbchenförmigen Milchsäurebakterien (Bacterium caucasicum oder 
Bacterium casei). Die Fäulnisbakterien des Darmes ganz zu vernichten, geht 
nicht an, da sie immerhin wichtige und wertvolle Funktionen im menschlichen 
Organismus zu versehen haben. Sie sollen aber durch die Säurebakterien,, 
speziell Milchsäurebakterien, im Zaune gehalten, bzw. wie die direkten 
Krankheitserreger bekämpft werden. Dies vermag man zum Teil bereits 
durch richtige Diät, im übrigen und besonders aber durch den Genuß von 
Sauermilch, d. h. von Milch, die reichlich Milchsäurebakterien enthält. 

Die gewöhnliche Milchsäurebakterie ist in Buttermilch und Setzmilch 
stark vertreten, daher, abgesehen von der Nährkraft, die diätische Wirkung 
bzw. Bekömmlichkeit dieser beiden Sauermilchprodukte. Das günstig wirkende 
Agens ist die von den Milchsäurebakterien aus dem Milchzucker erzeugte 
Milchsäure. Da sich in der spontan gerinnenden Milch (Setzmilch), zumal 
wenn die Milch nicht ganz sauber gewonnen wurde, an der Zersetzung des 
Milchzuckers und auch der übrigen Bestandteile der Milch in mehr oder 
weniger geringe Grade außer den Milchsäurebakterien noch andere Organismen 
beteiligen und neben Milchsäure noch verschiedene Nebenprodukte, wie 
Alkohol, Essigsäure, Buttersäure, Kohlensäure, Sumpfgas usw. bilden, so kann 
die in der gewöhnlichen Dickmilch oder Setzmilch vor sich gehende Säure¬ 
bildung nicht als absolut rein bezeichnet werden. Eine reine Milchsäure¬ 
gärung erhält man aber, wenn man die Milch zwecks Abtötung der Neben¬ 
flora zuvor kocht und dann (nach entsprechender Abkühlung) mit Reinkulturen 
der gewöhnlichen Milchsäurebakterie versetzt. In der Buttermilch war das 
Ausgangsmaterial, der Rahm, in den weitaus meisten Fällen erhitzt und mit 
Reinkulturen der gewöhnlichen Milchsäurebakterie versetzt. Wirksamer noch 
als die gewöhnliche Milchsäurebakterie (in Setzmilch und Buttermilch) sind 
langstäbchenförmige Milchsäurebakterien, die bedeutend mehr Milchsäure 
produzieren, leichter den sauren Magensaft lebend passieren und sich im 
Darm ansiedeln können. Eine Reinkultur beider Milchsäurebakterien&rten 
enthält ein guter Yoghurt, die wohl zur Genüge bekannte bulgarische Sauer¬ 
milch. Sie enthält, wie gesagt, lediglich zwei Arten von Milchsäurebakterien, 
das Bacterium lactis acidi (Streptococcus lacticus) und das besonders wirksame 
Bacterium bulgaricum (Bacillus bulgaricus). Als wirksames Bekämpfungs¬ 
mittel der schädlichen Bakterien also, aber auch als sogenanntes Prophy- 
laktikum wäre dieses Milchprodukt zu empfehlen. 

Wie der großen Literaturanhäufung, den Yoghurt betreffend, zu ent¬ 
nehmen ist, sind durch seine therapeutische Anwendung in der Tat nicht selten 
sehr gute Erfolge erzielt worden, aber auch abgesehen von seiner Verwendung 
als Kurmittel ist der Yoghurt als Nahrungsmittel durchaus zu empfehlen. 
Als Diätetikum und Heilmittel sollte er immer mehr Verbreitung finden und 
sich zum Volksnahrungsmittel entwickeln, zumal er als Nahrungsmittel nicht 
teuer ist im Vergleich z. B. mit dem hoch im Preise stehenden Fleisch. Nur 
sehr wenige können diese Sauermilch nicht vertragen, und zwar jene nicht, 
die einen schwachen Magen besitzen, der vielleicht an sich zuviel Säure enthält. 
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Was ist Yoghurt und Intestibakter und worin besteht deren Wirkung? 675 

Eine auf Korpulenz zielende Wirkung hat der l'oghurt nur bei hohem Fett¬ 
gehalt, eine abführende kaum, vielleicht eher eine stopfende in den ersten 
Tagen. Jedoch dürfte das individuell und vom gegenwärtigen Zustande des 
Darmes abhängig sein. Im allgemeinen wirkt Yoghurt regulierend auf die 
Darmtätigkeit und ist sowohl bei Verstopfung als auch bei Durchfall angebracht, 
welche Erscheinungen ja beide auf einer Überreizung der Verdauungsorgane 
beruhen, derart, daß der Darm geschwächt ist und die aufgenommene Nahrung 
nicht verarbeiten kann. Er darf natürlich auch Kindern gegeben werden 
und in kleinen Portionen sogar Säuglingen. 

Die Herstellung von Yoghurt ist eine einfache insofern, als man die 
beiden Milchsäurebakterien nur in einer zuvor durch Erhitzen keimfrei ge¬ 
machten Milch anwachsen zu lassen braucht. Es wachsen die Bakterien aber 
nur bei einer Temperatur von etwa 45° C, die konstant mehrere Stunden 
gehalten werden muß. Darin liegt die Schwierigkeit, den Yoghurt selbst im 
Haushalt herzustellen. Da die Herstellung zudem mit Mühe und Kosten 
verbunden ist, so muß es überlegt werden, ob es nicht vielleicht doch vorteil¬ 
hafter ist, fertigen Yoghurt aus einer Meierei zu beziehen. Auch ist es nicht 
selten, daß im Haushalte nur ein Yoghurt ähnliches Produkt erzielt wird. 
Mittels des fertiggestellten Yoghurt kann man immer wieder neuen Yoghurt 
hersteilen, indem man kleine Quantitäten, die ja die beiden Y'oghurtbakterien 
enthalten, in gekochte und auf 45° G gekühlte Milch verimpft, bis daß einmal 
Fremdinfektion hinzutritt und ein neues „Ferment“ (Impfstoff) bezogen werden 
muß. Als „Ferment“ bezeichnet man eine absolute Beinkultur der beiden 
obligaten Yoghurtbakterien, entweder in flüssiger Form, meistens in steriler 
Magermilch gezüchtet, oder in Trockenform als Pulver oder Tabletten dar¬ 
gestellt. In letztgenannter Form kann man die Yoghurtbakterien seinem 
Körper auch direkt einverleiben, doch kommt dann natürlich der Wohl¬ 
geschmack und der Nährwert der Y r oghurtmilch nicht in Betracht. 

Yoghurt aus eingedickter Milch hergestellt, wie er oft im Orient ge¬ 
nommen wird, wird auch als „Maya“ bezeichnet, das Ferment ist das gleiche 
wie beim Yoghurt, es dürfte aber nicht immer Zweck haben, die Milch ein¬ 
zudicken, weil der Nährwert ja derselbe bleibt, dem Produkt vielmehr nur 
Wasser entzogen wird. 

Bekömmlicher noch ist Yoghurt, wenn er unter Zusatz von etwas Zucker 
bzw. Zucker und geriebenem Brot oder mit Fruchtsaft genossen wird, weil 
er alsdann leichter verdaulich ist und die Bakterien in ihrer Wirkung unter¬ 
stützt werden. 

Oftmals wird Yoghurt mit Kefir verwechselt. Während aber die Kefir¬ 
pilze als Organismenkonglomerat in Eiweiß eingebettet in Form sogenannter 
Kefirkörner makroskopisch sichtbar sind, bilden die beiden Milchsäurebakterien 
des Y T oghurt niemals derartige Körner. Der Kefir hat insofern eine ähnliche 
Wirkung wie der Yoghurt, als auch er beide Milchsäurebakterien enthält, er 
faßt aber daneben auch noch andere Organismen, die z. B. Alkohol produ¬ 
zieren. Daher ist die Wirkung immerhin eine andere und sollte der Kefir¬ 
genuß ärztlicher Verordnung überlassen bleiben. 

Nach den neuesten Forschungen von Prof. Metschnikoff soll nun aber 
die darmdesinfizierende Wirkung der Y 7 oghurtbakterien nur bis zum Dick¬ 
darm reichen, weil sie dort keinen Zucker mehr als Nährstoffquelle vorfinden. 
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Gerade hier aber, wo die Eiweißfäulnis am stärksten vor sich geht, sollte sie 
durch die Milchsäurebildung bekämpft werden. Es wäre hier also eine Zucker¬ 
quelle zu schaffen, die den Milchsäurebildnern die Lebensbedingungen ermög¬ 
lichte. Prof. Metschnikoff erreichte dies durch eine neue Bakterie, die in 
erster Linie aus Stärke Zucker produziert. Diese Bakterie siedelt sich gern 
im Dickdarm an. Stärke ist im Dickdarm stets vertreten, zumal beim Genuß 
von Kartoffeln. Es gelingt also auf diese Weise durch Einverleibung einer 
aus Stärke Zucker bildenden Bakterie, den Yoghurtbakterien ihre Wirkung 
auch im Dickdarm zu ermöglichen. Die Bakterie ist Glycobacter peptolyticus, 
kurz auch Intestibakter genannt worden. Sie ist also dem Yoghurt in zweck¬ 
mäßiger Form, etwa Pulverform, beizugeben, um dessen Wirkung ausgiebigst 
zu unterstützen. 

Fermente bzw. Präparate von Yoghurt und Glykobakter gibt es im 
Handel unter verschiedenen Namen, so Fermente in flüssiger und trockener 
Form zur Bereitung von Yoghurt, ferner Yoghurtpräparate für direkten Genuß, 
in flüssiger, Pasten- oder Trockenform als Pulver oder Tabletten, andererseits 
Präparate des Glykobakteriums in Pulver- oder Tablettenform, nicht selten 
auch werden Yoghurtbakterien und das Glykobakterium zu einem Präparat 
für den direkten Genuß vereinigt. Notwendig aber dürfte es sein, derartige 
Präparate, mögen sie für den direkten Genuß oder als Impfstoff in Aus¬ 
sicht genommen sein, zuvor wenigstens einmal auf Anwesenheit der beiden 
obligatorischen und charakteristischen Milchsäurebakterien, speziell auf Bact. 
bulgaricum, an geeigneter Stelle prüfen zu lassen. 
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Die Fragebogen bei Wohnungsenquöten. 

Von N. Bandalin. 

(Aus dem Hygien. Institut der Universität Königsberg, 
Direktor: Prof. Dr. Kisskalt.) 


Während Wohnungsenqueten schon seit langer Zeit unternommen wurden, 
um die Baufestigkeit und die Bausicherheit zu ermitteln, hat Bücher als 
erster in einer großen Wohnungsenquete, die in Basel im Jahre 1889 vor- 
genommen wurde, die nationalökonomische und besonders die hygienische 
Seite in den Vordergrund gestellt. Seitdem sind zahlreiche andere Wohnungs¬ 
enqueten vorgenommen worden. Einige von ihnen haben für den Hygieniker 
sehr interessante Resultate ergeben. Andere ließen sich zur Erforschung 
sanitärer Fragen nur in geringem Umfange verwenden. Dies gilt ganz 
besonders für diejenigen Wohnungsenqueten, welche sich auf große Gebiete 
erstrecken. So z. B. wurde in Württemberg im Jahre 1910 eine solche vor¬ 
genommen, die das ganze Land umfaßte. Es ist selbstverständlich, daß solche 
Enqueten nicht so sehr in die Tiefe dringen können wie andere, denn die 
exakte Ausfüllung aller Bogen würde viel zu viel Zeit in Anspruch nehmen, 
und ganz besonders ihre Verarbeitung viel zu große Kosten machen. Anderer¬ 
seits erhält man einen Überblick über große Gebiete. Wir haben also bei 
den Wohnungsenqueten ebenso wie bei den Haushaltungs- und Ernährungs¬ 
budgets zwischen einer extensiven und einer intensiven Methode zu unter¬ 
scheiden. Wird die Enquete, um gesundheitliche Schädigungen aufzudecken, 
vorgenommen, so ist letztere natürlich vorzuziehen. 

Die Wohnungsenqueten interessieren uns hier nur von der sanitären 
Seite aus. Zahlreiche Fragen, welche in nationalökonomischem Interesse 
gestellt werden, haben für den Hygieniker geringe Bedeutung, trotzdem wird 
man sie selbstverständlich in eine Enquete stellen, die zu rein hygienischen 
Zwecken unternommen wird, nicht nur in allgemein wissenschaftlichem Inter¬ 
esse, sondern weil z. B. der Mietpreis im Verhältnis zur Höhe des Einkommens 
in jeder Beziehung von eminent praktischer Bedeutung ist. Wohnungs¬ 
enqueten liegen im Grenzgebiet beider Wissenschaften. 

Die Fragen, welche gestellt werden, sind außerordentlich verschieden. 
Trotzdem ist von der richtigen Fragestellung der Ausfall der ganzen Unter¬ 
suchung abhängig. Es sei daher zunächst kurz zusammengefaßt, welche 
schädlichen Einflüsse durch die Enquete ermittelt werden können. 
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Ein schlechter Zustand einer Wohnung kommt zustande durch Wohnungs¬ 
bau und Wohnungsbenutzung. Ersterer Begriff ist im weitesten Sinne ge¬ 
meint. Es fällt darunter auch die Lage des Hauses und seine Umgebung, 
also die Stelle, an der es gebaut ist. Beides läßt sich aber im Fragebogen 
nicht scharf trennen. Die Verbreitung von Infektionskrankheiten z. B. kann 
dadurch geschehen, daß der Abort mangelhaft ist oder von mehreren Personen 
benutzt wird, aber auch dadurch, daß die Wohnung überfüllt ist und Über¬ 
tragung von Infektionskrankheiten erleichtert ist. Ein schlechter Abort kann 
aber auch zur Folge haben, daß er wenig benutzt wird, wodurch recht häufig 
chronische Verstopfung entsteht. Von besonderer Wichtigkeit sind Fragen, 
die sich auf die Temperaturverhältnisse beziehen. Sie müssen gestellt werden, 
um zu ermitteln, ob die Wohnung kalte Fußböden (über einer Durchfahrt) 
oder eine kalte Wand hat, ob sie Doppelfenster besitzt, wie die Öfen beschaffen 
sind, speziell ob sich die ganz unhygienischen kleinen eisernen Öfen darin 
befinden. Andererseits ist zu ermitteln, ob die Wohnung im Sommer sehr 
heiß wird, so daß Erwachsene und besonders Säuglinge unter der Hitze leiden, 
und mit Rücksicht auf die Kühlung der Milch, ob sie einen eigenen Wasser¬ 
leitungshahn hat. Letzterer ist natürlich auch wichtig, damit unter den 
Hausbewohnern keine Streitigkeiten entstehen, überhaupt ist auf derartige 
Imponderabilien viel Rücksicht zu nehmen. Weiterhin ist auf die Belichtungs¬ 
verhältnisse zu achten. Unbedingt notwendig sind Angaben über den Einfall 
des Tageslichtes, über die Größe der Fenster, ob letztere durch Vorhänge 
verhängt werden müssen (Parterre- und Kellerräume). Auch die Farbe der 
Tapeten kann von Wichtigkeit sein. Sehr wünschenswert ist für Rekonvales¬ 
zenten oder für Tuberkulosekranke ein Vorgarten oder Balkon. Letzterer 
wird allerdings zu einem weiteren Zimmer umgewandelt und bietet öfters für 
das Gegenüber einen unappetitlichen Anblick nach Aussehen und Benutzung. 

Weitere Fragen haben sich zu beziehen auf die Feuchtigkeit, welche 
durch Wärmeentziehung (Neuralgien, Rheumatismus) oder auch durch Konser¬ 
vierung von Infektionserregern schädlich wirken kann. Lärm wird man 
meistens in Wohnungen nahe an Pferdeställen, an Straßen mit starkem Ver¬ 
kehr oder in Wohnungen mit rücksichtslosen Über- oder Unterwohnungen 
finden. Auch nach Erschütterungen (Motor) kann gefragt werden. Stets zu 
ermitteln sind Belästigungen durch Rauch, Gerüche, Straßenstaub. Ebenso 
ist nach Ungeziefer zu fragen, und zwar nicht nur nach dem, was die Haus¬ 
frau darunter versteht, also Wanzen, Kakerlaken, sondern auch nach auf¬ 
fallend vielen Stubenfliegen, die nicht nur belästigend sind, sondern bei der 
Übertragung von Infektionskrankheiten mitwirken. 

Während alle diese Schäden durch schlechten Bau oder schlechte Be¬ 
nutzung kommen können, bezieht sich auf letztere allein die wichtigste, wohl 
stets gestellte Frage, die eine etwaige Überfüllung feststellen soll. 

Ich habe in folgendem versucht, eine Anzahl von Fragebögen zusammen¬ 
zustellen, wie sie bis jetzt bei Wohnungsuntersuchungen gebraucht worden 
sind. Im ganzen konnte ich 26 erhalten, unter denen sich die wichtigsten 
Enqueten wohl sämtlich befinden dürfen. 

Unter den nicht veröffentlichten befindet sich auch die Gießener Wohnungs¬ 
enquete. Diese wurde im Jahre 1905 vorgenommen durch Zusammenarbeiten 
des Vereins für Bodenreform, von Studenten und Krankenkassenmitgliedern. 


Digitized by 


Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Fragebogen bei Wohnungsenqueten. 


679 


Der Fragebogen wurde nach einem Referat von Privatdozent Dr. Kisskalt 
von einer Kommission ausgearbeitet Die Enquete wurde mit großem Eifer 
unternommen. Die freiwilligen Teilnehmer aus allen Ständen, insbesondere 
die Studenten, widmeten sich ihrer Aufgabe mit dem größten Eifer, so daß 
fast sämtliche Wohnungen mit Ausnahme von zwei oder drei Straßen, in 
denen nur Bemittelte wohnten, aufgenommen wurden. Leider wurde das 
umfangreiche Material aus äußeren Qründen nicht verarbeitet 

Die Wohnungsenqueten unterscheiden sich in ihren Fragebogen sehr 
'wesentlich. Es ist dies auch selbstverständlich, denn die zu untersuchenden 
Wohnungen und der Zweck der Enquete war oft ein sehr verschiedener, indem 
manchmal die sämtlichen Wohnungen einer Stadt oder eines Landes nur be¬ 
stimmter Gesellschaftsklassen oder nur Kranke aufgenommen werden sollten. 

Es kann nicht meine Aufgabe sein, die Fragestellung eingehend zu 
kritisieren und noch weniger einen idealen Fragebogen daraus zusammenzu¬ 
stellen, denn auch in Zukunft wird es, je nach dem Zweck, sehr verschiedene 
Fragebogen geben müssen. Jedoch sei eine Anzahl von Fragen heraus¬ 
gegriffen, deren Stellung und Formulierung etwas schwieriger scheint. Viel¬ 
leicht kann durch ihre Besprechung die Arbeit bei späteren Enqueten erleichtert 
werden. Von der Fragestellung ist ja sehr viel abhängig, indem die auf¬ 
nehmende Person mindestens am Anfang noch nicht über alle Einzelheiten 
informiert ist, die für den Bearbeiter von Interesse sein könnten. 

Es sollen nun in folgendem einzelne der Fragebogen so wiedergegeben 
werden, wie sie uns vorliegen, dann die beste Stellung der einzelnen Fragen 
erörtert werden. Ich hoffe mit diesem Vorgehen denjenigen, welche sich mit 
der äußerst wichtigen Aufgabe — der Aufstellung eines Fragebogens — 
befassen, den besten Dienst zu erweisen, denn im Fall, daß sie mit meinen 
folgenden Ausführungen nicht einverstanden sein sollten, ist es ihnen möglich, 
an Hand von anderen Beispielen die Fragestellung anders zu präzisieren. 

Es sind dabei die verschiedensten Arten von Enqueten vertreten. Nr. 23 
und Nr. 26 sind die erwähnten, die sich über alle Wohnungen großer Landes¬ 
teile erstreckten und daher notgedrungen kürzer sein mußten. Ähnlich 
extensiv sind die, die bei Gelegenheit von Volkszählungen erhoben wurden, 
z. B. Nr. 17, 6, 11. Umgekehrt suchen Nr. 2 (die epochemachende Büch er sehe), 
Nr. 1, 9, 12, alle in Betracht kommenden Verhältnisse zu ermitteln, zum Teil 
sogar durch sehr ins einzelne gehende Fragen; sie sind allerdings in der Er¬ 
hebung und Bearbeitung die teuersten gewesen. Der Art der gestellten Fragen 
nach sind die, bei denen nur die Wohnungen der minderbemittelten Klassen 
untersucht wurden, etwa die gleichen: Nr. 4, 15, 20, 24. Andere wurden 
durch das besondere Interesse an Kranken inauguriert , so Nr. 3, 5, 10. Sie 
sind vielfach nicht sehr eingehend, da nur geringe Mittel zur Verfügung 
standen, behandeln aber wenigstens bestimmte Fragen sehr genau. 

In den Originalen stehen selbstverständlich die Fragen untereinander, 
und es sind Rubriken zur Ausfüllung freigelassen. 

Es wurden die Fragebogen folgender Enqueten durchgesehen: 

1. Augsburg. Die Wohnungsuntersuchung in der Stadt Augsburg im 
Jahre 1904 von Dr. oec. publ. Hans Rost. 

2. Basel. Die Wohnungsenquete in der Stadt Basel 1889. Von Karl 
Bücher. 
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3. Berlin. Unsere Wohnungsenquete. Von Albert Kohn. (Im Auf¬ 
träge des Vorstandes der Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kauf¬ 
leute, Handelsleute und Apotheker.) Seit 1902. 

4. Bremen. Die Untersuchung der Wohnungen minderbemittelter 
Klassen in Bremen. Dr. Böhmert. 

5. Breslau. Unsere Wohnungsenquete im Jahre 1906. 22. Jahres¬ 

bericht des Verbandes der Orts- und Betriebskrankenkassen zu Breslau. 

6. Breslau. Volkszählung am 1.Dezember 1910. 

7. St. Gallen. Erhalten vom Statistischen Amt. 

8. Gera. Allgemeine Ortskrankenkasse der Stadt Gera 1903. 

9. Gießen (vgl. vorn). 

10. Graz. Zeitschrift für soziale Medizin 1909. Erhebung über 250 Woh¬ 
nungen tuberkulöser Arbeiter in Graz. Dr. med. Burkard. 

11. Dresden. Volkszählung vom 1. Dezember 1910. (Erhalten vom 
Statistischen Amt.) 

12. Heidelberg. May, Die Heidelberger Wohnungsuntersuchung. 

13. Hannover. Sonderabdruck aus dem Archiv für Städtekunde. Prof. 
Dr. Kettler. (Um Material als Grundlage für eine etwa danach erforderlich 
scheinende Ergänzung der hier geltenden Bauordnung vom 9. Dezember 1901 
zu gewinnen.) 

14. Hessen. Jahresberichte des Landeswohnungsinspektors. Seit 1903. 

15. Frankfurt a. M. Flugschrift des Frankfurter Mietervereins Nr. 2. 
Das Wohnungselend und seine Abhilfe in Frankfurt a. M. 1897. 

16. Fürth. Erhalten vom Statistischen Amt. 

17. Königsberg. Volkszählung am 1.Dezember 1910. (Erhalten vom 
Statistischen Amt.) 

18. Lechhausen. Wohnungserhebung in Lechhausen 1908, bearbeitet 
von R. Schmidt. Zeitschrift des Königl. Bayerischen Statistischen Landes- 
ajntes. Jahrgang 1910. (Nach der allerhöchsten Verordnung.) 

19. Magdeburg. 

20. München. Schirmer, Das Wohnungselend der Minderbemittelten 
in München 1899. Nach dem Ergebnis der statistischen Erhebung der 
katholisch organisierten Arbeiterschaft Münchens. 

21. München. Mitteilungen des Statistischen Amtes der Stadt München 
1900. 

22. Nürnberg. Ergebnisse der allgemeinen Wohnungsuntersuchung in 
Nürnberg 1901/1902. Im Aufträge des Stadtmagistrats bearbeitet von 
Dr. Karl Büchel. Nürnberg 1906. 

23. Sachsen. Reichsarbeitsblatt 1911. 

24. Wiesbaden. Verein zur Bekämpfung der Schwindsuchtsgefahr. 

25. Winterthur. Die Wohnungsenquete in der Stadt Winterthur vom 
9. bis 26. März 1896. Carl Landolt. Winterthur 1901. (Am 27. Januar 
wurde durch den großen Stadtrat die Vornahme einer Wohnungsuntersuchung 
beschlossen. Es wurde sowohl der gesundheitlichen Seite der Wohnverhält¬ 
nisse Winterthurs wie auch der wirtschaftlichen Seite der Wohnungszustände 
Aufmerksamkeit zugewandt.) 

26. Württemberg. Reichsarbeitsblatt. Erhebung für die fünf Städte 
des Landes. Februar 1911. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Fragebogen bei Wohnungsenqueten. 


681 


Fragebogen Nr. 1. 

Wohnungserhebung in der Stadt Augsburg 1904. 

Hausbogen Nr. 

Eigentümer. Name, Beruf und Stellung im Beruf. Wohnt im Hause, außer¬ 
halb des Hauses, aber in Augsburg, außerhalb Augsburgs. 

Inliegend: Wohnungskarte für einzige Wohnung des Hauseigentümers. 

Wohnungskarten für völlig untersuchte Hauseigentümerwohnungen; Mietwohnungen; 
leerstehende Wohnungen; verschlossen Vorgefundene Wohnungen; der Untersuchung 
verweigerte Wohnungen. 

Zusammen Wohnungen. 

Das Gebäude dient vorwiegend als Wohnhaus. 

Unterschrift: .. 

1. Bauweise: einzeln, gruppenweise, geschlossen. 2. Bestandzeit des Hauses: 
sehr alt, alt, neu, Neubau der letzten zehn Jahre; Erbauungsjahr: im Jahre 1903 
zum Bezug fertiggestellter Neubau, noch unvollendeter Neubau. 3. Baulicher Zu¬ 
stand: gut erhalten, vernachlässigt, schlecht. 4. Die Hausanlage besteht aus: 
Vordergebäude, Seitengebäude, Hintergebäude. Das Haus ist Eckhaus der beiden 
Straßen, geht durch die Straße. 5. Ist besetzte Stallung vorhanden? (Nein, ja.) 
Wo liegt dieselbe? Wie ist dieselbe besetzt? Ist vorschriftliche Dunggrube vor¬ 
handen? 6. Ist Hofraum vorhanden? (Nein, ja.) Befestigungsart? Ist derselbe 
entwässert? (Ja, nein.) Dient derselbe den Hausbewohnern zur Mitbenutzung? (Ja, 
nein.) Wenn nicht, wozu dient er? 7. Ist Waschküche vorhanden? (Nein, ja.) Für 
V , für H., für gemeinsam mit Haus Nr. . Lage: im beson¬ 

deren Gebäude, im Keller des V. oder wo? Ist dieselbe entwässert? (Ja, nein.) 
Sonstige WaschgeJegenheit welcher Art? 8. Treppe. Lage: im Hause, außenliegend, 
und zwar geschmssen, nur überdacht, ganz frei? Material: Holz, Stein, Eisen? 
Anlage: bequem, steil? Baulicher Zustand: gut unterhalten, schadhaft? Beleuch¬ 
tung: ausreichend, mangelhaft, düster, lichtlos? Besondere Treppe für Wohnung 

Nr.. welcher Art? NB. Sind die Treppen in den verschiedenen Teilen 

der Hausanlage nicht gleichartig, so ist unter Nr. 13 das weitere anzugeben. 9. Zahl 
der vorhandenen Aborte für Wohnungen (einschließlich leerstehende) uud 

Aborte besitzen Wasserspülung. Die Fäkalableitung wird bewerkstelligt 
durch Tonnenabfuhr. Etwa zu beanstandende Lage der Abortgrube . 10. Be¬ 

seitigung des Hausunrats, städtische Kehrichtabfuhr. Sammelgrube: gedeckt, offen ? 
Dungstätte oder? . 11. Tritt Grundwasser auf der Kellersohle zutage? (Ja, 

nein.) 12. Verunreinigungen in der Nähe des Hauses? . 13. Sonstige Bemer¬ 
kungen: . Auf genommen am .. Unterschriften 

Wohnungserhebung in der Stadt Augsburg 1904. 

(Muster für die Antworten vielfach beigefügt.) 

Wohnungskarte Nr. 1. 

1. Wohnung des Hauseigentümers. Dienst- oder Freiwohnung. Mietwohnung 
von jetzigem Mieter bezogen im Monat .. Mietwohnung wegen leer¬ 
stehend seit Monat .. 2. Haushaltungsvorstand: Name, Beruf und Stellung 

im Beruf. 3. Personen in der Haushaltung: Familienglieder, Gewerbegehilfen, 
Dienstboten, Pflegekinder, Zimmermieter, Schlafgänger. Insgesamt: männlich, 
weiblich. Zusammen. Besuchsgäste. Kost-(Bewahr)kinder. Schläft, wenn anwesend, 
im Baum Nr. 4. Beschreibung der einzelnen Wohnräume. Lage, a) Art des 
Gebäudes, b) Stock. Verwendung. Größenmaße, a) Länge, b) Breite, c) Höhe. 
Fenster: a) Zahl, b) gehend auf. Beleuchtung. Heizbarkeit. Trockenzustand. 
Lage unter Terrain. Zugänglich nur durch Baum Nr. . Schlafende Personen: 
a) über 14 Jahre, b) von 10 bis 14 Jahren, c) unter 10 Jahren. Durch Tür ver¬ 
bunden mit Baum Nr. . Bodenfläche: Kubikinhalt. Vielfaches des Minimalluft- 
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kubus (an und für sich — bei Verbindung). 5. Für die W.-Räume und A.-Räume 
(bzw. auch für die Verbindung von W. oder A. mit anderer Verwendung). Raum 

Nr.. Fenster: a) Zahl, b) Höhe, c) Breite. Quadratfläche. Bodenfläche pro 

1 qm Fensterfläche. 6. Für die A. (bzw. auch AW.-, AS.- usw.) Räume. Art des 
Betriebes. Zahl der beschäftigten Personen. Pro Person Luftraum. 7. Bei O.- 
Wohnungen. Lage: a) unter Terrain s. Rbr. 4., b) auf Terrain-Niveau, c) über 
Terrain 0. 90m. Unterbau: a) unterkellert, b) hohlgelegt, c) direkt auf Terrain 
aufliegend. 8. Oben nicht beschriebene, als Schlaf räume benutzte Nebengelasse. 
Bodenkammer: innere Dachverkleidung. Umfassungswände. Größenmaße: Länge, 
Breite, Höhe. Beleuchtung. Trockenzustand. Schlafende Personen: über 14 Jahre, 
von 10 bis 14 Jahren, unter 10 Jahren. Kubikinhalt. Vielfaches des Minimal¬ 
luftkubus. 9. Zur Wohnung gehörige, ausschließlich gewerblich benutzte Räume: 
Laden, Kontor, Schreibstube, Lagerraum, Werkstatt, Gastwirtschaftsraum oder? 

10. Sonstiges Wohnungszubehör: Badezimmer, Speisekammer, Holz- und Kohlen¬ 
lager, Keller, Bodenraum, Garten, Gartenmitbenutzung, Stallung oder? 

11. Wasserbezug: Städtische Wasserleitung: Zapfstelle in der Küche, Stiegenliaus 

V. H. O. St, im Hof oder? Öffentlicher Laufbrunnen in m Entfernung 

vom Hause. Privater Pumpbrunnen im Anwesen oder wo? in m Entfernung 
vom Hause. 12. Abwasser, a) Ausgußstelle: Becken in der Küche, im Stiegenhaus 
V.H. 0. St. oder wo? Syphonabschluß? (Ja, nein.) Regeneinlaß im Hof, freier 
Hof, Garten, Dungstätte, Straße oder wo? b) Ableitung: durch den städtischen 
Straßenkanal; in einen Werkkanal; direkt in die Wertach; in Versitzgrube; in 
dichte Sammelgrube; in die Straßenrinne; versitzt an der Ausgußstelle. 13. Gas 
ist installiert, wird bezogen für Beleuchtung, Beheizung, Kochen, Kraftbetrieb. 
Ist Gasselbstmesser im Gebrauch? (Ja, nein.) 14. Kochen: Es ist vorhanden: 
Küchenherd, Wandkochofen zw. R. Nr. (Kochnische) und keines von 

beiden. Gekocht wird Sommer: in der Küche, im Wandkochofen, im R. Nr. 
auf Herd, Ofen — Apparat. Gekocht wird Winter: in der Küche, im Wandkoch¬ 
ofen, im R. Nr. auf Herd, Ofen = Apparat. Es wird nicht gekocht, weil 

15. Wäsche wird in der Waschküche, Wohnung besorgt, außer Haus gegeben. 

16. Abort. Bestimmt für? Wohnungen, wirklich beuutzt: allein, gemeinsam, mit 

Wohnung Nr. mit . Lage: in der Wohnung, im Stiegenbaus, V.-H. 0. S. im 
Hof oder wo? Tür verschließbar? (Ja, nein.) Zu bemängeln in bezug auf Sitte 
und Anstand? (Nein, ja.) Fenster auf H. Beleuchtung. Luftwechsel gut. Dunst¬ 
abzug vorhanden? (Ja, nein.) Fallrohr aus Ton, Holz, Blech, Eisen? Wasserspülung 
vorhanden? (Ja, nein.) Ableitung: Klärcaisson mit Überlauf; in den städtischen 
Straßenkanal; in den städtischen Werkkanal; in den städtischen Werkkanal 
ohne Spülung einmündend; senkrecht ins fließende Wasser; in einen seitlich 
angebrachten Schacht; in den städtischen Werkkanal mit Spülung ohne Klärung, 
durch Seitenkanal einmündend ; bewegliche Tonne; feststehender Behälter aus 
Eisen; Zement in gemauerter Grube; gewöhnliche Abortgrube: offen, über¬ 
wölbt, abgedeckt mit ; Dungstätte oder? 17. Allgemeiner Zustand der 
Wohnung seitens des Mieters: sauber, vernachlässigt, unsauber. 18. Mietzins: Er¬ 
hoben, geschätzt, per Jahr für die Wohnung. Erhoben, geschätzt per Jahr 

. Ms für Gewerbsräume (vgl. bei 9). Erhoben, geschätzt pro Jahr Jt für Neben¬ 
vergütung: Wasser, Kehrichtabfuhr, Kaminkehren, Straßenreinigung, Garten. Ist in 
dem Mietzins eine Quote für Abnutzung enthalten? (Ja M, Nein.) In welcher Weise 
ist sonst eine Abnutzungsgebühr vereinbart? Wurde Haft- oder Draufgeld ent¬ 
richtet? (Ja *&, Nein.) 19. Untervermietet an eine selbständige Haushaltung (3) sind 
die Räume Nr. 5. Beruf: Fabrikarbeiterin. Mietzins M per Monat. Allgemeine 
Haltung seitens des Mieters: sauber, vernachlässigt, unsauber. Diese Haushaltung 
kocht ira Ofen des Raumes Nr. , wäscht im Raum Nr. . 20. Ziramermieter: 

Beruf; Mann, Weib; bezahlt Mark? Hat außer Zimmer F., M., A., W.*). 21. Schlaf¬ 
gänger: Beruf; a) Mann, Weib; bezahlt Jk. Hat außer Schlafstelle: F., 

M., A., W. Unter bezeichneter Schlafgänger hat Familienwohnsitz in 

und kehrt regelmäßig über Sonn- und Feiertage dorthin zurück. 22. Zu¬ 
gangsverhältnisse. Die Wohnung steht unter einem Vorplatzabschluß (mit beson- 

*) F. = Frühstück, M. = Mittagessen, A. = Abendessen, W. = Wäsche. 
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derem Eingang für R. Nr. ), hat offenen Vorraum, schließt ohne Vorraum 
direkt an die Treppe (bei M. und D.) f hat Zugang über freien Bodenraum. R. Nr. 
bildet den einzigen Zugang zur Wohnung. R. Nr. ist nur direkt vom Freien 
aus zugänglich. 23. Bemerkungen (insbesondere über Luftwechsel, schlechte Gerüche, 
Bedenklichkeiten der Betriebsarbeiten, überhaupt über Mängel, die sonst in der 
Wohnungskarte nicht berücksichtigt sind). 

Aufgenommen am . Unterschriften: 

Fragebogen Nr. 2. 

Basel. I. Wohnungsbogen. 

Volkszählungskrei» Nr. 1889. Haushaltung Nr.. 

Liegenschaft Nr. 

1. Art des Gebäudes: Vordergebäude, Flügelgebäuäe, Hintergebäude*). 2. Name . 
des Haushaltungsvorstandes. 3. Personen in der Haushaltung: total: nämlich 
Familienangehörige, Dienstboten und Gewerbegehilfen, Schlafgänger. 4. Beschrei¬ 
bung der einzelnen Räume. (Die Erklärung siehe auf der Rückseite.) Nr. Lage. 
Verwendung. Länge (Tiefe). Breite. Höhe. Bodenfläche. Kubikinhalt Fenster¬ 
zahl. Beleuchtung. Schlafende Personen. Höhe über Terrain. Unterlag*. Bei 
Kniestockräumen: Höhe der Fensterbrüstung über dem Fußboden. 5. Bei un¬ 
günstiger oder zweifelhafter Beschaffenheit einzelner Räume ist noch anzugeben 
unter Beifügung der Nummer des betreffenden Raumes: Größe der Fensterfläche, 
Breite der anliegenden Straße, Breite und Länge der anstoßenden Hofräume, Größe 
der Lichtschächte: m 2 . 6. Weitere Bemerkungen über einzelne Räume sind auf 

der Rückseite anzubringen. Den Schlafräumen ist dabei eine besondere Aufmerk¬ 
samkeit zu schenken. 7. Abtritte: Anzahl, mit welchen Haushaltungen gemein¬ 
schaftlich? Lage: innerhalb, außerhalb des Hauses*). Art der Beleuchtung. Art 
der Ventilation. Ableitung: Schwemmkanal, Teich oder Rhein, Dohle ohne Spülung, 
überdeckte Baugrube, offene Baugrube *). 8. Küchenwasser, Ableitung in Schwemm- 
kanal, Teich oder Rhein, Dohle ohne Spülung, überdeckte Baugrube, offene Bau¬ 
grube, Zisterne. 9. Wasser bezug: Wasserwerk, laufender Brunnen, Sodbrunnen. 
10. Allgemeiner Zustand der Wohnung: a) gut unterhalten, vernachlässigt; b) trocken, 
feucht. 11. Bezahlte Miete im Quartal: Frcs. 12. Seit wann wohnt die Haus¬ 

haltung in dem Hause? 

Unterschrift de9 Erhebungsamtes: 

Rückseite. 

Erklärung zur Beschreibung der einzelnen Wohnräume: 

Kol. 2: 00 (unter dem Erdgeschoß), 0 (Erdgeschoß), I, II, III, IV Stockwerk, Man¬ 
sarde, Kniestock. 

Kol. 3: Wohnraum, Schlafraum, Küche, Arbeitsraum (Werkstätte) oder kombiniert: 
W. A., Ws., Wk. usw. Räume, die nur als Arbeitsräume dienen, sind nicht 
aufzunehmen. 

Kol. 4, 5, 6 sind bei Räumen, die nur als Küche dienen, nicht auszufüllen. 

Kol. 7, 8 werden erst nach der Aufnahme ausgefüllt. 

Kol. 10: Direkt, indirekt. 

Kol. 11: Die Totalzahl der Schlafenden soll mit der Totalzahl der Personen in 
der Haushaltung übereinstimmen. 

Kol. 12 ist nur für Erdgeschoßräume bestimmt: Liegt der Fußboden unter dem 
Terrain, so wird der Zahl ein — vorgesetzt. 

Kol. 13 ist ebenfalls nur für Erdgeschoßräume bestimmt: unterkellert, hohlgelegt, 
direkt auf dem Terrain aufliegend. 

II. Hau8bogen. 

(Umschlagbogen, zur Aufnahme sämtlicher Wohnungsbogen 
eines Hauses bestimmt.) 

*) Die zutreffenden Worte sind zu unterstreichen. 
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Fragebogen Nr. 3. 

Berlin. Wohnungsenquete im Jahre 1903 . 

Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute 

und Apotheker. 

I. Name. 2. M. W. Alter Kr.-J. . 3. Krankheit. 4. Bettlägerig. 

5. Ausgehzeit. 6. Str. Nr.. 7. Vorderhaus, 1., r. Seitenflügel, Quergebäude, 

parterre, Treppen, Dach-, Kellerwohnung. 8. Wieviel Bäume stehen dem Kranken 
zur Verfügung? 9. Größe des Zimmers bzw. des Aufenthaltsraumes V 10. Länge, 
Breite, Höhe, Bodenfläche, Kubikinhalt? Wieviel Fenster? Hell, dunkel, feucht? 

11. Wieviel Personen teilen mit dem Kranken den Baum am Tage? bei Nacht? 

12. Hat Patient ein Bett zur alleinigen Benutzung? 13. Wird der Baum als 
Arbeitsstätte benutzt? oder die Wohnung zu einem Betriebe? 14. Ist Heizgelegenheit 
vorhanden und welche? eiserner Ofen, Kachelofen, Kochmaschine? 15. Lage des 
Klosetts? Hof, Wohnung, Korridor, Treppen? 18. Mit wieviel Personen wird 
dasselbe gemeinschaftlich benutzt? 17. Mit wieviel Haushaltungen? 18. Welche 
Stellung im Haushalte hat der Kranke? Mann, Frau, Tochter, Sohn, verwandt 
oder wohnt derselbe möbliert, in Schlafstelle oder beim Arbeitgeber? 19. Wie weit 
zum nächsten Park? 20. Sind in demselben Haushalt bereits Erkrankungen an 
Tuberkulose vorgekommen? Wer wurde davon betroffen? Mit welchem Ausgang? 

Fragebogen Nr. 4. 

Bremen. Fragebogen zur Wohnungsstatistik. 

Straße . Hausnummer ..... Höhenlage. Straßenbreite des Hauses . 

Tiefe des Hauses . Tiefe des gesamten Grundstückes 

I. Name des Haushaltungsvorstandes. 

II. Seit wann in dieser Wohnung wohnhaft? Wo wohnten Sie bei der 
Volkszählung? 

III. Einkommen 

a) des Haushaltungsvorstandes: 

1. aus Arbeitsverdienst oder Gehalt (wöchentlich, monatlich oder jährlich), 

2. aus anderen Quellen (Benten, Unterstützungen usw.): 

b) anderer zur Familie gehörender Personen, das zur Führung des Haushaltes 

verwendet wird: 

1. der Ehefrau, 2. der Kinder (einzeln aufzuführen), 3. anderer Personen. 

Bei den Personen zu b) ist die Art des Erwerbs anzugeben. 

IV. Mietpreis: a) der ganzen Wohnung jährlich (bei Wohnungen der Haus¬ 
eigentümer nach dem Marktwert abzuschätzen), b) Ist ein Teil der Wohnung als 
besondere Wohnung weiter vermietet und an wen? Wenn ja, zu welchem Preise? 
Ist dieser Preis im Gesamtpreis zu a) mit einbegriffen (Ja oder nein)? c) Ist mit 
der Wohnung eine Werkstatt, eine Gastwirtschaft, ein Laden, eine Bäckerei, eine 
Schlächterei, eine Milchhandlung, eine Stallung, eine Bemise oder ein anderes Ge¬ 
schäftslokal verbunden? (Ja oder nein mit Angabe des Lokals.) Ist der Preis 
dafür in dem Gesamtpreis zu a) mit einbegriffen? Ja oder nein? d) Wie hoch 
ist eventuell der abgeschätzte Wert des von der Familie bewohnten Teiles der 
Wohnung [ohne die Bäume zu b) und c)]? Anmerkung: Sind Geschäftslokale mit 
der Wohnung verbunden, so sind sie dann mit zu berücksichtigen, wenn sie auch 
zum Wohnen oder Schlafen der Familie dienen. Dies ist dann unter d) zu be¬ 
merken. 

Gesundheitsverhältnisse. Sind in Ihrer Familie seit der letzten Volks¬ 
zählung Angehörige hier verstorben? Vorname . Datum (annähernd). Sind unter 
Ihren Angehörigen seit der letzten Volkszählung hier Erkrankungen an Diphtherie, 
Scharlach, Typhus, Lungenleiden vorgekommen? Vorname . Monat und Jahr 
Kran kheitsname. 
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Y. Mitglieder der Haushaltung. Laufende Nr. Vorname, Familienname, 
Geschlecht, männlioh, weiblich, Alter in vollen Jahren, 8tellung in der Familie, 
Beruf und Geschäft, in dem der Beruf ausgeübt wird. 

VI. Verzeichnis der Wohnräume. (Als Wohnräume sind alle zum Wohnen, 
ßchlafen und Kochen benutzte Bäume zu rechnen, also auch Küchen. Kojen und 
Alkoven werden zu den betreffenden Wohnräumen gerechnet, doch ist dies in der 
letzten Spalte besonders kenntlich zu machen. Die Bäume sind auch dann aufzu¬ 
führen, wenn sie keine Türen oder Fenster haben, wie z. B. Teile des Flurs, des 
Bodens usw., die zum Schlafen benutzt werden.) Bezeichnung des Baumes: Wohn- 
raum, Schlafraum, Kammer, Boden, Flur, Küche, Kellerraum, Verschlag unter der 
Treppe usw. Größe des Baumes: Tiefe, Breite, Grundfläche, Höhe, Baumgehalt. 
Hat der Baum schräge Wände? Ja oder nein (bleibt frei). Beschaffenheit der 
Fenster: Zahl, Höhe, Breite, Fläche, Lichtwinkel; wohin gehen die Fenster, wie 
viele können nicht geöffnet werden? (bleibt frei). Welche der oben zu V. an¬ 
geführten Personen schlafen in dem Baum? (nach Nummern aufzuführen). Zahl 
und Beschaffenheit der Schlafstätten (Db. = Doppelbett; B. = einfaches Bett; 
Kb. = Kinderbett; Kw.= Kinderwagen, Korb, Wiege; Schlsph. = Schlafsopha oder 
andere Schlafstätte? Form der Angabe: Nr. 1 und 2: Db., Nr. 3: Kb. Wenn in 
dem Baume eine Gewerbe betrieben wird, welches? und von wieviel Personen? 
Heiz- oder Kochgelegenheit zu beschreiben (eiserner Ofen, Kachelofen, Gasherd usw. 
oder keine). Bemerkungen über den baulichen Zustand (ob feucht, unsauber, schlecht 
ventiliert usw., möglichst genau zu beschreiben). 

VII. Wird die oben angegebene Küche noch von anderen Familien benutzt? 
(Ja oder nein), eventuell von wie vielen ? Wird auch in einzelnen Jahreszeiten im 
Zimmer gekocht, oder was ist sonst über das Kochen zu bemerken? Wenn keine 
Küche unter VI aufgeführt ist, wo wird gekocht? Ist ein Spülwasserablauf in der 
Wohnung vorhanden? (Ja oder nein). Wenn nein, wohin wird das Spülwasser 
entleert? Ist Leitungswasser im Hause? 

VIII. Wird der Abort von mehreren Familien benutzt? Von wieviel Personen 
im Hause? Gibt die Beschaffenheit des Abortes zu Bemerkungen Anlaß und zu 
welchen ? 

IX. Sind außer den unter VI aufgeführten Bäumen noch Nebenräume, Garten 
oder Hof vorhanden (Waschküche, Trockenboden, Keller und Dachräume, Mit¬ 
benutzung eines Hofes, eines Gartenstückes usw. einzeln aufführen, bei Vorgarten 
und Hof mit Angabe der Größe nach qm). Wenn keine Waschküche vorhanden 
ist, wo wird gewaschen? 

X. Ist die Wohnung eine Souterrainwohnung? Wenn ja, liegt sie nach hinten 
zu ebener Erde oder zu ebener Erde oder wieviel Stufen darunter? Ist ein Vorhof 
nach der Straße vorhanden, und wie groß ist der Abstand vom Trottoir? Höhe 
der nach der Straße belegenen Bäume a) vom Fußboden, b) von der Straßenfront? 
Welche Bäume nach der Straße werden als Küche, Wohnzimmer oder zum 8chlafen 
benutzt ? 

XI. Wenn die Eltern tagüber zur Arbeit gehen, was geschieht mit den Kindern, 
die beaufsichtigt werden müssen, und welche Kosten entstehen durch die Beauf¬ 
sichtigung oder Unterbringung bei Pflegemüttern, in Heimen usw.? Welche Mahl¬ 
zeiten nehmen die einzelnen Familienmitglieder ein und wo? Wer kocht, wieviel 
Zeit ist zum Kochen vorhanden? 

XII. Welche Miete bezahlen die in der Wohnung wohnenden Schlafgänger 
oder Zimmermieter und was erhalten sie dafür? (Die Personen einzeln anzuführen.) 
Was war im vorigen Jahr die Höchst zahl der gleichzeitig vorhandenen Einlogierer 
und wie waren sie untergebracht? Was war etwa die Durchschnittszahl? 

Ich bezeuge hiermit, daß ich die vorstehenden Angaben gewissenhaft fest¬ 
gestellt habe. 

Als Bausachverständiger: Als Schreiber: 
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Fragebogen Nr. 5. 

Breslau. Volkszählung am 1. Dezember 1910. 

Wohnungskärte zum Zählbrief Nr. . Zählbezirk Nr. des 
Reviers. Straße (oder Platz) Nr. 

1. Name des Haushaltungs Vorstandes, dessen Hauptberuf oder -erwerb: 

2. Wohnen 8ie im eigenen Hause, zur Miete, in Dienstwohnung, Portierwohnung, 
Hausmeisterwohuung, in Freiwohnung? (Zutreffendes zu unterstreichen.) 3. 8eit 
wann bewohnen Sie als HaushaitungsVorstand die Wohnung ? (Monat und Jahr.) 
4. Liegt Ihre Wohnung im Keller, Erdgeschoß (Parterre), hohen Erdgeschoß (Hoch¬ 
parterre), Halb- oder Zwischenstock (Entresol), 1, 2, 3, 4, 5 Treppen hoch? (Zu¬ 
treffendes unterstreichen. Erstreckt sich die Wohnung auf mehrere Stockwerke, 
so ist jedes der betreffenden Stockwerke zu unterstreichen. Eine Wohnung gilt als 
im Keller gelegen, wenn ihr Fußboden in den Erdboden eingesenkt ist.) 5. Wieviel 
Zimmer (Stuben) hat Ihre Wohnung, und zwar heizbare Zimmer, nicht heizbare 
Zimmer? (Räume ohne Fenster und Türen sowie Küchen, Entrees, Dachkammern, 
Speisekammern u. dgl. sind nicht als Zimmer zu zählen.) 6. Hat die Wohnung 
Entree, Küche, Entreeküche, Mädchengelaß, Kabinett, Alkoven, Speisekammer, Bade¬ 
raum, Balkon, Loggia, Bodenkammer, Kohlen- und Vorratskeller, Wasserklosett? 
(Zutreffendes zu unterstreichen.) 7. Hat die Küche Fenster ins Freie ? (Ja oder 
nein.) Hat das Mädchengelaß Fenster ins Freie? (Ja oder nein.) 8. Hat die 
Wohnung mit anderen Wohnungen das Entree gemeinsam ? (Ja oder nein.) Oder 
die Küche? (Ja oder nein.) Oder das Wasserklosett? (Ja oder nein.) Wenn die 
Wohnung kein Klosett für sich allein hat, mit wie vielen anderen Wohnungen ist 
sie auf dasselbe Klosett angewiesen ? 9. Wird von der Haushaltung die städtische 
Wasserleitung benutzt ? (Ja oder nein.) Wenn ja, hat sie einen Zapfhahn für sich 
allein ? (Ja oder nein.) Wenn nein, mit wie vielen anderen Haushaltungen ist sie 
auf denselben Zapfhahn angewiesen ? 10. Wird in Ihrer Wohnung Gas benutzt ? 

(Ja oder nein.) Wenn ja, geschieht dies nur in der Küche, oder nur in anderen 
Wohnräumen, oder in der Küche und anderen Wohnräumen? Wird in Ihrer 
Wohnung elektrisches Licht benutzt? (Ja oder nein.) 11. Wird Ihre Wohnung 
von einer Zentralanlage aus geheizt ? (Ja oder nein.) Wenn ja, hat die die Zentral¬ 
heizungsanlage für sich allein (zentralisierte Einzelheizung) ? (Ja oder nein.) 

12. Wird in einem Raum Ihrer Wohnung Handwerk, Heimarbeit oder sonstige 
Gewerbstätigkeit ausgeübt? (Ja oder nein.) Wenn ja, welche? In wieviel Räumen? 

13. Wird Entree, Küche, Mädchengelaß, Kabinett, Alkoven, Werkstatt, Laden, Boden¬ 
kammer von Mitgliedern der Haushaltung (einschließlich Dienstboten, Gewerbe¬ 
gehilfen, Lehrlingen) für gewöhnlich als Schlafraum benutzt? (Die als Schlafraum 
benutzten Räume zu unterstreichen.) 14. Wieviel beträgt die jährliche Miete für 
Ihre Wohnung ? (Einschließlich der Abgaben für Wasser uhd Schornsteinreinigung 

JL* Bei Wohnungen in eigenem Hause sowie bei Dienst- und Freiwohnungen 
geschätzter Mietwert jH.) 15. Benutzen Sie außer Ihrer Wohnung auf demselben 
Grundstück gelegene Geschäftsräume (Läden, Gastwirtschaftslokale, Bureauräume, 
Kontors, Werkstätten, Fabrikräume, Lagerräume, Remisen, Stallungen)? (Ja oder 
nein.) Ist deren Mietwert in dem bei Frage 14 genannten mit enthalten? (Ja oder 
nein.) Wenn ja, welches ist der jährliche Mietwert dieser Geschäftsräume für sich 

allein ? . Jt. 16. Haben Sie einen Teil Ihrer Wohnung an Aftermieter weiter 

vermietet? (Ja oder nein.) Wenn ja, wieviel Zimmer? 

Unterschrift: .. 

Fragebogen Nr. 8. 

Allgemeine Ortskrankenkasse der Stadt Gera 1903. 

1. Name? 2. Krankheit? 3. Bettlägerig? 4. Ausgeheilt? 5. Straße? 6. Gewerb¬ 
licher Betrieb im Hause ? 7. Beschaffenheit der Treppen ? 8. Ist das Haus kanalisiert? 
9. Patient wohnt .... Treppen; Dach-, Kellerwohnung? 10. Beschaffenheit des Hauses: 
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eng, unreinlich, Pferdestallungen, übler Geruch? 11. Wieviel Bäume stehen dem 
Kranken zur Verfügung? 12. Welchen Lohn bezieht der Patient? 13. Was zahlt 
er an Miete? 14. Patient wohnt in eigener Wohnung? Möbliert? Schlafstelle? 
15. Länge, Breite, Höhe der Zimmer? 16. Zahl und Beschaffenheit der Fenster? 
17. Lüftung des Zimmers? 18. Ist es hell, dunkel, finster? 19. Wieviel Personen 
teilen den Raum ? bei Tage ? bei Nacht ? sind sie gesund ? 20. Hat Patient 

ein Bett zur alleinigen Benutzung ? 21. Wie weit zum Park ? Freien Platz zum 

Spazierengehen? 22. Wird der Baum zur Arbeitsstelle benutzt? Oder die Wohnung 
zu einem Betrieb? 23. Ist Heizgelegenheit vorhanden und welche? 24. Wird im 
Schlafraum gekocht ? 25. Lage des Aborts ? 26. Mit wieviel Personen und Haus¬ 

haltungen wird derselbe gemeinschaftlich benutzt? 27. Welche Stellung im Haus¬ 
halt hat der Kranke ? 


Fragebogen Nr. 9. 

Gießen. 

1*). Straße, Nr. . Stockwerk. 2*). Wieviel Wohnungen sind im Hause? 
Davon leerstehend: 1 bis 3, 4 bis 10 Zimmer? 3*). Beruf des Haushaltungsvor- 
standes? 4*). Sind Sie mit dem Hausbesitzer verwandt? Stehen Sie ln seinem 
Dienst? 5*). Ist die Wohnung im Vorder - oder Hinterhaus? 6*). Gesamtzahl der 
Zimmer ohne Küche? Wieviel davon heizbar? 7*). Sind darunter a) Mansarden 
und wieviel? b) Dachzimmer und wieviel? 8*). Ist besondere Küche vorhanden? 
Ist besondere Speisekammer vorhanden ? 9*). Wieviel Zimmer dienen als Geschäfts- 

lokal? Als Werkstatt? 10*). Wird regelmäßige Lohnarbeit in der Wohnung ge¬ 
trieben und welche? 11. Länge, Breite, Höhe der einzelnen Zimmer? 12. Fenster¬ 
zahl der einzelnen Zimmer? 13. In welcher Entfernung vom Fenster kann ein 
Sitzender den Himmel sehen? 14. Zustand der einzelnen Zimmer; feuchte Wände, 
Schwamm? 15. Beschaffenheit der Treppen? 16. Ist ein besonderer Baum für 
schmutzige Wäsche vorhanden? 17. Wo wird die Wäsche gewaschen? 18. Wenn 
in einer Waschküche, von wieviel Familien wird diese benutzt? 19. Wo liegt die 
Waschküche? 20. Wo wird die Wäsche getrocknet? 21. Ist Wasserleitung vor¬ 
handen? 22. Ist eigener Abort vorhanden? Wenn nicht, von wieviel Familien 
wird der Abort benutzt ? 23. Wo liegt der Abort ? 24. Wieviel Personen gehören 
im ganzen zum Haushalt ? 25. Wieviel davon gehören zur Familie ? männliche ? 

weibliche? Wieviel darunter unter 14 Jahren? 26*). Wieviel Dienstboten? Gewerbs- 
gehilfen ? Schlafgänger? Aftermieter? 27*). Welche Vergütung zahlen die letzten? 
28*). Wieviel davon sind nur einen Teil des Jahres anwesend ? 29. Wieviel benutzte 
Betten sind in der Wohnung? Wird auch die Küche als Schlafraum benutzt? 
30. Wieviel Personen sind dauernd leidend? Wieviel dauernd erwerbsunfähig? 
31*). Wie lange wohnen Sie in der Wohnung?. 32*). Ist es Ihnen schwer geworden, 
die Wohnung zu finden? 33*). Ist es Ihnen Ihrer Kinderzahl wegen Bchwer ge¬ 
worden? 34*). Wie oft sind Sie in den letzten fünf Jahren umgezogen? 35*). Wie¬ 
viel Miete bezahlen Sie ? 36*). Hat 9ich der Mietpreis geändert, seit Sie hier wohnen 
und wie? 37. Sonstige Bemerkungen. 

Anmerkung für den Erheber :j Bei den Wohnungen von fünf und mehr Zimmern (aus¬ 
schließlich der Küche) sind nur die mit einem *) bezeichnten Fragen zu beantworten. 


Fragebogen Nr. 10. 

Öraz. 

Straße. Skizze. Datum der Erhebung. 1. Art des Gebäudes? ca. wann 

erbaut? Bauweise: einzeln, gruppenweise, geschlossen? Bewohnte Stockwerke 
Die Wohnung des Patienten befindet sich in einem Vordergebäude, Anbau, Hinter¬ 
gebäude, Stiegenaufgang? 2. Beschreibung der einzelnen Bäume der Wohnung: 
I. Nr.? II. Lage? III. Verwendung? IV. Länge? V. Breite? VI. Höhe? VII. Fuß¬ 
bodenbelag ? VIII. Fensterzahl ? IX. Belichtung ? X. Heizverhältnisse ? XI. Fuß¬ 
boden über oder unter Terrain? XII. Unterlage? XIII. qm-Fläche? XIV. cbm- 
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Kaum? XV. Raumverminderung; dureh Möbel? ad II. Geschoß und Himmels¬ 
richtung? ad III. Wohn-, Schlaf-, Arbeitsraum, Küche, Kabinett, Speisekammer, 
Vorzimmer ? ad IX. Direkt, indirekt ? ad X. Kachelofen, eiserner Ofen, Sparherd ? 
ad XI. und XII. nur bei Kellerwohnungen ? ad XII. Unterkellert, auf dem Terrain 
aufliegend? ad IX. a) Größe der Fensterflächen (Glas)? b) Wie weit vom Fenster 
ist noch Himmel sichtbar ? c) Breite der anliegenden Straße ? d) Breite und Länge 
der anstoßenden Hofräume ? e) Lichtschächte, Querschnitt, Höhe ? 3. Abort: a) für 
... Parteien und Personen gemeinsam? b) Im Gesperr der Wohnung, am Gange, 
in einem anderen Stockwerk, außerhalb des Hauses? c) Belichtung: direkt, indirekt, 
dunkel? d) Luftschacht? 4. Wasserbezug: a) Brunnen? b) Wasserleitung: im 
Gesperr der Wohnung, am Gange, in einem anderen Stockwerk, außerhalb des 
Hauses? 5. Wirtschaftsbalkon? 6. Gartenbenutzung? 7. Abfuhr des Hausunrates? 

8. Personen des Haushaltes*), Verdienst und Nebeneinkommen: Betrag**), Art, 
Mietpreis, Verteilung der Bewohner nach Raum, Personen, Schlafstelle***), 

9. Wohnungszustand: gut erhalten, mäßig, vernachlässigt, trocken, feucht? 10. Wie 
lange wohnt die Partei in der Wohnung? 11. Sind seit etwa % Jahr Infektions¬ 
krankheiten in der Wohnung vorgekommen? 12. Name, Alter, Stellung im Haus¬ 
halt und Beschäftigung de9 Patienten? 13. Gesundheitszustand der Mitbewohner? 
14. Sohutz gegen KrankheitsVerbreitung? 15. Bemerkungen über die Art und Dauer 
der Erkrankung des Patienten? 16. Wie lange Kassenmitglied? Art der Vor¬ 
kehrungen, die durch die Kasse getroffen wurden? Ausbezahltes Krankengeld? 
Tägliches Krankengeld? 

*) Familienmitglieder, Dienstboten, Familien, Fremde (Ziramermieter, Bettgeher)? 

**) Täglich, wöchentlich, monatlich, jährlich? 

***) Bett, Kinderbett, Bodenbett, Divan, Kinderwagen? 


Fragebogen Nr. 11. 

Wohnungsbogen der Stadt Dresden. Volkszählung 
vom 1. Dezember 1910. 

Straße und Hausnummer.. Katasterabteilung.. Nr. . Zählkreis 

Litt. Zählbezirk Nr.. Haushaltungsliste Nr. 

1. Vor- und Zuname des HaushaltungsVorstandes. 

2. Seine Berufstätigkeit und Stellung im Beruf? (Beruflich Selbständige: 
Handwerkermeister, Fabrikanten, Unternehmer, Geschäftsinhaber, wollen ihre Firma, 
beruflich Unselbständige: Angestellte, Handwerksgesellen, Arbeiter wollen genau 
angeben, als was und von wem sie beschäftigt werden. Beamte wollen Amt und 
Titel angeben. — Personen, die am 1. Dezember außer Stellung sind, wollen gleich¬ 
wohl ihre gewöhnliche Berufstätigkeit angeben mit dem Zusatz: stellenlos.) 

3. Sind Sie Eigentümer des Hauses? Mieter der Wohnung? Inhaber einer 
Freiwohnung? Hausmannswohnung? Beamtendienstwohnung? Stiftungswohnung? 
(Zutreffendes unterstreichen.) 

4. Sind Sie direkter Mieter oder Aftermieter (d. h. haben Sie die Wohnung 
dem Hausbesitzer abgemietet oder einem anderen Mieter? Zutreffendes unter¬ 
streichen.) Wenn Sie Aftermieter sind, ist Name und Beruf des Mieters, der an 
Sie weiter vermietet hat, hier aozugeben. 

5. Befindet sich Ihre Wohnung im Vorder-, Seiten - oder Hinterhaus? (Zu¬ 
treffendes unterstreichen.) 

6. Liegt Ihre Wohnung im Keller, Erdgeschoß, Zwischengeschoß, im ersten, 
zweiten, dritten, vierten, fünften, sechsten Obergeschoß ? (Zutreffendes unterstreichen.) 
Ist Ihre Wohnung eine Dachwohnung? (Ja oder nein.) Bewohnen Sie das ganze 
Haus? (Ja oder nein.) — (Als Kellerwohnung gilt jede Wohnung, in der der Fuß¬ 
boden der Wohn- und Schlafräume tiefer als die Straße oder Hoffläche liegt. — 
Wenn eine Wohnung sich auf mehrere Stockwerke erstreckt, ohne das ganze Haus 
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zu umfassen, so ist jedes der betreffenden Stockwerke zu unterstreichen und, in 
welchem Stockwerk der Hauptbestandteil der Wohnung liegt, hier anzugeben.) 

7. Wieviel Zimmer hat Ihre Wohnung? (Einzurechnen sind die an Zimmer¬ 
mieter ohne selbständigen Haushalt odsr Schlafgänger vermieteten Zimmer; auszu¬ 
schließen die an eine andere Haushaltung weiter vermieteten Wohnungsteile.) Wie 
viele Ihrer Zimmer sind heizbar? (Mit einem Ofen oder mit einer anderen Heiz¬ 
vorrichtung versehen ?) Wie viele nicht heizbar ? (Nur mit Fenstern versehene 
Wohn- und Schlafräume sind als Zimmer zu rechnen. Auch sogenannte Kammern, 
wenn sie Fenster haben und als Wohn- und Schlafräume benutzt werden können, 
zählen zu den Zimmern. Dagegen kommen hier nicht in Betracht: Küchen, Speise¬ 
kammern, Badezimmer u. dgl. Zubehör.) 

8. Hat Ihre Wohnung eine Küche ? (Ja oder nein.) Wenn ja, wird die Küche 
von anderen Familien benutzt ? (Ja oder nein.) Wenn ja, von wie vielen ? Wird 
die Küche als Schlafraum benutzt? (Ja oder nein.) 

9. Hat Ihre Wohnung einen eigenen Abort oder einen mit anderen Wohnungen 
gemeinsam ? (Zutreffendes unterstreichen.) Wenn gemeinsamer Abort, zu wie vielen 
Wohnungen außer der Ihrigen gehört der Abort noch ? Hat der Abort Wasser¬ 
spülung ? (Ja oder nein.) 

10. Gehören zu Ihrer Wohnung Alkoven (fensterlose Zimmernebenräume, 
Zimmernischen), Speisekammern, eine Waschküche (Mitbenutzung), Badezimmer, 
Bodenräume, Kellerräume, ein Balkon, eine Veranda, eine Terrasse, ein Garten (Mit¬ 
benutzung) ? (Zutreffendes unterstreichen.) Ob ein oder mehrere der angeführten 
Räume usw. vorhanden sind, ist dabei gleichgültig. Welche von den angegebenen 
(unterstrichenen) Nebenräumen werden zugleich als Schlafraum benutzt? 

11. Sind mit der Wohnung Gewerberäume (Läden, Schankräume, Werkstätten usw.) 
verbunden? (Ja oder nein.) 

12. Seit wann (Jahr, Monat) bewohnen Sie Ihre jetzige Wohnung? 

13. Wieviel beträgt der jährliche Gesamtmietpreis Ihrer Wohnung? . Jt. 

(Anzugeben ist die Gesamtmiete einschließlich etwaiger Nebenvergütungen für 
Wasser, Gas, Garten u. dgl. und einschließlich des Mietpreises etwaiger Gewerbe¬ 
räume, dagegen abzüglich des Mietwertes der von Ihnen an eine Haushaltung etwa 
weiter vermieteten Räume.) 

14. Vermieten Sie regelmäßig Schlafstellen? (Als Schlafstellen sind zu rechnen: 
Zimmer, die vom Mieter nur während der Nacht benutzt werden dürfen und außer¬ 
dem bloße Bettstätten.) (Ja oder nein.) Wieviel Schiafgänger haben 8ie zurzeit? 

15. Vermieten Sie regelmäßig Zimmer an Zimmermieter? (Zimmermieter sind 
Mieter, die ein Zimmer zum Schlafen und Wohnen gemietet haben.) (Ja oder nein.) 
Wenn ja, wieviel Zimmer haben Sie zurzeit vermietet? Wieviel Zimmermieter 
haben Sie zurzeit? 

Verzeichnis der zum Schlafen benutzten Räume. 

Vorbemerkung: Das Verzeichnis ist nur für solche Wohnungen, in die Zimmer¬ 
mieter oder Schlafgänger aufgenommen werden, auszufüllen. Jeder einzelne zum 
Schlafen benutzte Raum ist für sich auf einer Zeile zu beschreiben. Räume, in 
denen niemand zu schlafen pflegt, brauchen nicht aufgeführt zu werden. Zurzeit 
unbenutzte Betten sind in Spalte 5 hinter der Zahl der Betten überhaupt in Klammern 
anzugeben. 

Laufende Nr. Art des Raumes. Zahl der Fenster: ins Freie, nach anderen 
Räumen *). Zahl der Betten. Zahl und Art der sonstigen Schlafgelegenheiten **). 
Zahl der in dem in Spalte 2 eingetragenen Räume schlafenden Personen. Darunter 
befinden sich: Personen überhaupt: männlich, weiblich. Über 14 Jahre alte Familien¬ 
angehörige: männlich, weiblich. Kinder bis zu 14 Jahren. Schlafgänger: männlich, 
weiblich. Zimmermieter: männlich, weiblich. 

Unterschrift: 


*) Nach dein Flur, dem Treppenhaus usw. 

**) Regelmäßig zum Schlafen benutzte Kinderwagen, Sofas, Strohlager usw. 
Yiertcljahrsachrift für Gesundheitspflege, 1913. 44 
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Fragebogen Nr. 12. 

May: Die Heidelberger Wohnungsuntersuchung. 

Straße. Nr.. Eigentümer.. Wohnt der Eigentümer im Hause? 

Hausbogen. 

Haus. Art des Hauses. Keller. Hof raum (wenn genügend, wenn ungenügend» 
Flächenmaß an geben). Garten. Sammlung der Fäkalien : in Grube, Tonne, Kanal» 
Abwasserleitung, wohin? Stockwerke: Stock. Zugang. Treppe. Gewerbliche, nicht 
bewohnte Bäume, Wohnräume, Zahl der Haushaltungen in Eigentum, Miete» 
Aftermiete, Dienstwohnung, Freiwohnüng. Zahl der Fenster: ins Freie, nicht ine 
Freie. Aborte: Zahl, Fenster: ins Freie, nicht ins Freie. Spülung, Dunstrohr» 
W asseryersorgung. 

Haushaltungsbogen. 

Straße. Nr Haushaltungsvorstand. Eigentum, Miete, Aftermiete, Dienst¬ 
wohnung, Freiwohnung. 1. Familienangehörige: über 14 Jahre, unter 14 Jahre. 
2. Bei der Familie wohne ade Hausgenossen: Pflegekinder, Dienstboten, Gewerk¬ 
gehilfen, Zimmermieter, Schlafgänger. Gesamtzahl: .Personen über 14 Jahre, 

unter 14 Jahre. Zahl der Betten für Erwachsene, Zahl der Betten für Kinder. 

Wohnung. Laufende Nr. Bäume: Länge, Breite, Höbe, Verwendung, Kubik- 
raum. Fenster: senkrecht, liegend, ins Freie, nicht ins Freie, Fläche qm. Heizbar, 
nicht heizbar. Abort: Zahl. Zahl der Schlafenden. Kubikraum für die Schlafenden. 
Art des Hauses. Stockwerk. Wohn - und Schlaf raum für eine Person in cbm. 
Wohnung: möbliert, unmöbliert. Preis für das Jahr, Preis für cbm. 

Fragebogen Nr. 14. 

Hessen. 

1. Laufende Nr. 2. Tag der Anzeige, Tag der Besichtigung. 3. Name de» 
Vermieters bzw. seines Stellvertreters. (Zu unterstreichen, wenn zugleich Haus¬ 
eigentümer.) 4. Lage des Hauses. Straße., Nr.. 5. Nähere Angaben über die 

Wohnung. Lage: Stockwerkshöhe, Hinterhaus, auf welchem Teile der Treppe. 
Zahl der Wohn - und Schlaf räume. Ist eine abgeschlossene Küche vorhanden ? 
Größe der Bäume: Länge .. . m, Breite m, Höbe m. 6. Luftraum der Bäume 
in cbm. 7. Anzahl der Bewohner: über 10 Jahre, unter 10 Jahre. 8. Fenster: Größe 
der Fenster in jedem Baum (Breite und Höhe). Können die Fenster geöffnet 
werden? 9. Luftraum für eine Person. (Hier sind zwei Kinder unter 10 Jahren 
als eine Person zu rechnen.) 10. Schlafen, abgesehen von Eheleuten, die über 
14 Jahre alten Personen nach Geschlechtern getrennt? 11. Sonstige Angaben über 
die Wohnung. Beschaffenheit des Abortes, der Treppen, der Fenster. Feuchte oder 
der Beparatur bedürftige Wände und Decken. Wird in der Wohnung ein Gewerbe 
betrieben? 12. Name und Beruf des Mieters. 13. Welche Beanstandungen sind zu 
machen? 14. Frist zur Beseitigung der Mängel bzw. zur Bäumung der Wohnung 
bewilligt bis 15. Die Beanstandungen sind erledigt: durch Beseitigung der 

Mängel am Leerstellung der Wohnung am. 


Fragebogen Nr. 15. 

Frankfurt a. M. 

Den 189.Uhr mittags. 

Fragebogen Nr... 

1. Vor- und Zuname und Beruf des Haushaltungsvorstandes. 2. Lage der 
Wohnung: a) Straße und Hausnummer, b) Vorder-, Seiten - oder Hintergebäude? 
c) Stockwerk, d) Haus alt oder neu? e) Art des Hauses, namentlich Zahl der 
Geschosse. 3. a) Ist die Wohnung Eigentümerwohnung — direkt vom Hauswirt 
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gemietet — Aftermieterwohnung? b) Ist die Wohnung von Anfang an als Familien¬ 
wohnung erbaut oder erst nachträglich zu einer solchen eingerichtet worden ? Was 
war sie im letzteren Falle vorher ? 4. Familienstand, Alter und Berufstätigkeit 

aller in der Wohnung vorhandenen Personen. 5. Gesundheitszustand der Bewohner. 
6. Anzahl, Verwendung und Größe der vorhandenen Bäume: Nr., Lage, Ver¬ 
wendung, Länge, Breite, Höhe, Bodenfläche, Kubikinhalt, Fensterzahl, Größe der 
einzelnen Fenster, Beleuchtung, Betten, schlafende Personen nach Zahl und Familien¬ 
stand, bei Personen unter 14 Jahren auch das Alter. 7. Allgemeiner Zustand der 
Wohnung: a) Sind einzelne Bäume feucht, und welche sind dies? b) Sind einzelne 
Bäume dunkel, und welche siud dies? c) Können die einzelnen Bäume gut gelüftet 
werden ? d) Sind störende Gerüche und Geräusche vorhanden ? (z. B. vom Abtritt, 
von benachbarten Werkstätten und Fabriken, von Wirtschaften usw.) e) In was 
für einem baulichen Zustande ist die Wohnung? f) Ist die Wohnung von ihrem 
Inhaber gut unterhalten? g) Allgemeiner Eindruck der Wohnung: I. gut, mittel¬ 
mäßig, schlecht, ganz schlecht? II. Mobiliareinrichtung: sehr ärmlich, ärmlich, 
ausreichend, behaglich ? 8. Ist Heizgelegenheit vorhanden ? 9. Welche Nebenräume 
sind vorhanden ? (z. B. Mansarden, Keller, Boden, Stall, Waschküche usw.). 10. Ab¬ 
trittsverhältnisse: a) Zahl und Lage der Abtritte (z. B. in der Wohnung, im Hof, 
auf der Treppe), b) Von welcher Art ist der Abtritt ? Wasserklosett, Tonnensystem, 
Grubensystem ? c) Wieviel Parteien und Personen benutzen ihn im ganzen ? 
11. a) Ist in der Wohnung ein Ausguß zur Beseitigung des Ausgußwassers vorhanden 
und in welchem Baume ? Oder, wie werden die Abwässer sonst beseitigt ? b) Auf 
welche Weise wird der Kehricht beseitigt? 12. Ist ein Hof, ist ein Garten vor¬ 
handen? Groß oder klein? Benutzung erlaubt? 13. Mietpreis für die Wohnung 
nach Abzug aller sonstigen Vergütungen, wie Wassergeld, Treppenbeleuchtung, 
Schornsteinfeger? Mietzahlung post- und pränumerando und in welchen Fristen? 

14. a) Kommt das Wasser aus der Wasserleitung oder wo sonst her? b) Hat die 
Wohnung einen eigenen Wasserhahn für sich? c) Wieviel Wassergeld wird bezahlt? 

15. a) Seit wann wohnt Inhaber in der Wohnung? b) Besteht ein schriftlicher 
Mietvertrag? c) Ist der Vertrag ein Hausbesitzervertrag? 16. Name und Stand 
des Hausbesitzers. 17. Besondere Bemerkungen, namentlich etwaige besondere Miß¬ 
stände der Wohnung und Klagen des Inhabers über sie. 

Nachträglich: a) Könnte Inhaber der Wohnung nach seinem Beruf und 
sonstigen Verhältnissen auch in einer anderen Stadtgegend wohnen? b) Ist es Inhaber 
schwer geworden, seine jetzige Wohnung zu finden ? 


Fragebogen Nr. 17. 

Für Zwecke der Gemeindestatistik der Stadt Königsberg i. Pr. 
Volkszählung am 1. Dezember 1910. 

Wohnungskarte zum Zählbrief Nr.. Zählbezirk Nr.. Straße 

(Platz) Nr. 

1. Name und Vorname des Haushaltungsvorstandes. Beruf desselben. 2. Sind 
Sie Eigentümer dieses Hauses oder Mieter oder Aftermieter Ihrer Wohnung oder 
Inhaber einer Dienstwohnung oder Freiwohnung ? (Zutreffendes ist zu unterstreichen.) 

3. Liegt Ihre Wohnung: a) in einem Familienhause (ja, nein) oder.? b) in einem 

Zweifamilienhause? (Ja, nein.) 4. Liegt die Wohnung im Vorder- oder Hinter¬ 
hause? Liegt sie ferner im Keller, Erdgeschoß (parterre, hoch parterre), eine, 
zwei, drei, vier, fünf Treppen hoch? (Zutreffendes ist zu unterstreichen. Liegt 
die Wohnung in mehreren Etagen, so ist jede der in Betracht kommenden 
Etagen zu unterstreichen. Als Keller gelten Bäume, deren Fußboden unter der 
Straßenüäehe liegt.) 5. Aus wieviel Zimmern (Stuben) besteht Ihre Wohnung, 
und zwar heizbaren Zimmern, nicht heizbaren Zimmern (Kabinette)? (Als heiz¬ 
bare Zimmer sind nur solche Wohnräume anzusehen, aus denen mindestens ein 
Fenster ins Freie, auf die Straße oder den Hof bzw. Garten führt, und in denen 
auch ein Ofen steht. Steht der Ofen in der Wand zwischen zwei Stuben, so gelten 
beide anstoßenden Zimmer, falls von jedem ein Fenster ins Freie führt, als „heiz- 
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bares Zimmer“. Küchen sind hier nicht mitzuzählen.) 6. Wird in den Zimmern 
Ihrer Wohnung ein Handwerk oder Gewerbe betrieben? (Ja, nein und welches? 
In wieviel Zimmern ?) 7. a) Hat Ihre Wohnung außerdem eine Küche ? (Ja, nein.) 
Wird die Küche von anderen Familien (Haushaltungen) mitbenutzt (d. h. ist die 
Küche mit anderen Wohnungen gemeinschaftlich) ? (Ja, nein, mit wieviel Wohnungen.) 

b) Wenn keine besondere Küche vorhanden ist, wo wird gekocht? c) Wird die 
Küche auch als Schlafraum benutzt? (Ja, nein.) 8. a) Hat Ihre Wohnung eine 
Badeeinrichtung? (Ja, nein) oder ist diese mit anderen Wohnungen gemeinschaft¬ 
lich? (Ja, nein.) Mit wieviel Wohnungen? Besitzt die Badeeinrichtung einen Gas¬ 
heizofen? (Ja, nein.) b) Ist in der Wohnung ein Wasserklosett vorhanden? (Ja, 
nein.) Wenn mehrere, wie viele? oder ist das Klosett gemeinschaftlich mit 
anderen Wohnungen? (Ja, nein, mit wieviel Wohnungen?) c) Hat Ihre Wohnung 
einen eigenen Wasserhahn? (Ja, nein.) Wenn mehrere, wie viele oder gemein¬ 
schaftlich mit anderen Wohnungen? (Ja, nein, mit wieviel Wohnungen?) d) Hat 
Ihre Wohnung einen eigenen Ausguß? (Ja, nein.) Wenn mehrere, wie viele, 
oder gemeinschaftlich mit anderen Wohnungen? (Ja, nein.) Mit wieviel Woh¬ 
nungen? 9. a) Wird in Ihrer Wohnung Gas benutzt zu Kochzwecken? (Ja, 
nein.) Zu Beleuchtungszwecken? (Ja, nein.) Zu gewerblichen Zwecken? (Ja, 
nein.) b) Besitzt Ihre Wohnung Gasleitung, ohne daß Sie Gas verwenden? (Ja, 
nein.) c) Wird in Ihrer Wohnung elektrisches Licht benutzt? (Ja, nein.) Elek¬ 
trische Kraft zu gewerblichen Zwecken? (Ja, nein.) 10. Besitzt Ihre Wohnung 
a) Zentralheizung? (Ja, nein.) b) Etagenheizung? (Ja, nein.) c) Gasheizung? 
(Ja, nein.) In wieviel Wohnräumen? 11. Benutzen Sie außer Ihrer Wohnung 
in demselben Hause noch weitere Bäume, und zwar wie viele als Läden, Wirt¬ 
schafts- oder Bestaurationslokale, Kontore (Bureaus), Geschäfts- oder Lager¬ 
räume, Werkstätten oder Fabrikräume, Niederlagen, Bemisen usw., Stallungen? 
12. a) Wieviel beträgt die jähiliehe Miete für Ihre Wohnung (einschließlich aller 
Nebenabgaben) ? Beim Hauseigentümer sowie bei Dienst- und Freiwohnungen ge¬ 
schätzter Wert der Wohnung (jährlich)? b) Ist darin die Miete oder der Wert der 
in Frage 11. genannten Gewerberäume mitenthalten? (Ja, nein.) Wieviel beträgt 
der jährliche Mietwert sämtlicher solcher Geschäftsräume für sich allein? J&. 

c) Ist in der Wohnungsmiete eine Entschädigung für Zentralheizung oder Warm¬ 
wasserleitung enthalten ? (Ja, nein.) Zutreffendenfalls, welcher Betrag wird hierfür 

angerechnet (jährlich)? . jH>. 13. Haben Sie einen Teil Ihrer Wohnung weiter 

vermietet? (Ja, nein.) Zutreffendenfalls, wieviel Zimmer haben Sie vermietet an 
Aftermieter, Chambregarnisten, Pensionäre, Schlafsteller? 14. Wie viele Personen 
befinden sich in Ihrer Wohnung? Dem Geschleoht nach: männlich, weiblich, zu¬ 
sammen; überhaupt; Familienangehörige (einschließlich Verwandte), Erzieher und 
Dienstboten, Gewerbegehilfen (einschließlich Lehrlinge), Chambregarnisten usw., 
Schl afste Iler. 


Fragebogen Nr. 23. 

Sachsen. (Reichsarbeitsblatt 1911.) 

Formular A. (2. und 3. Seite.) 

1. Lfde Nr. 2. Lage: im Vorderhaus, im Hinterhaus, im Seitenhaus? 3. Stock¬ 

werk (Keller, Erdgeschoß I., H., III. usw. Obergeschoß)? 4. Name und Beruf des 
Haushaltungsvorstandes oder Angabe, ob die Wohnung leer steht? 5. Zahl der zur 
Wohnung gehörenden heizbaren Zimmer*)? 6. nicht heizbaren Zimmer*)? 7. Koch¬ 
küchen? 8. Läden und Schankräume? 9. anderen Bäume nebst Bezeichnung der¬ 
selben (Abort, Boden und Keller sind nicht aufzuführen). 10. Ist der Haushaltungs¬ 
vorstand oder der Inhaber der Bäume Eigentümer (E.) dieses Hauses oder Mieter (M.) ? 
Ist die Wohnung Freiwohnung (F.)? Hausmannswohnung (H.)? Dienstwohnung (D.) 

*) AU Zimmer sind bloß Räume mit Fenstern (auch solchen, welche nicht unmittelbar 
ins Freie führen) anzusehen und zwar nur, sofern diese Räume bewohnt sind oder bestimmt 
sind, bewohnt zu werden. Wirtschaftsräume, Badezimmer usw. gelten daher nicht als 
Zimmer und sind erst in Spalte 9 anzugeben. 
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für Beamte oder Stiftungswohnung (S.)? 11. Wann bezog oder mietete der gegen¬ 

wärtige Inhaber diese Bäume? Für leerstehende Wohnungen: Seit wann leer¬ 
stehend*)? 12. Gehört Garten oder Gartenbenutzung zur Wohnung? Mietpreis der 
Wohnung? 13. Betrag des jährlichen Mietpreises [einschl. der Nebenvergütungen**)?] 
14. Sind dabei Neben Vergütungen für Gas, Garten usw. eingerechnet und in welchem 
Betrage? 15. Ist der Mietwert von Läden, von sonstigen Gewerbe- oder Amtsräumen 
eingerechnet und in welchem Betrage***)? 16. Gesamtzahl der Bewohner einschließ¬ 
lich der Kinder, Dienstboten, Schlafleute und Untermieter? 17. Sind einzelne Zimmer 
oder Teile der Wohnung an Untermieter oder Schlafleute vergeben? (Dienstboten 
für den Haushalt und Gewerbegehilfen des Wohnungsinhabers gelten nicht als 
Untermieter oder Schlafleute.) 18. Bemerkungen. 

Formular B. (2. und 3. Seite.) 

Lfde. Nr. 1, 2, 3,4. 2. Art des Baumes (Musterausfüllung: heizbares Zimmer, 

Vorsaal, Küche)? 3. Zahl der Fenster? 4. Fensterlage (Aussicht nach der Straße, 
nach dem Hof)? 5. Mit Eingang vom Vorsaal? vom Flur? nur durch andere Zimmer? 
6. Zahl der Betten f)? Zahl der schlafenden Personen? 7. überhaupt, 8. darunter 
Kinder unter 14 Jahren? 9. Bezeichnung der schlafenden Personen ff) (auch zwei 
Schlafburschen, eine Zimmermieterin mit Kind, Dienstmädchen, ein Lehrling)? 
10. Bemerkungen (auch ein Bett zurzeit unbenutzt, schlafen beide in einem Bett usw.)? 
Hat die Wohnung einen eigenen Abtritt? (Ja oder nein) oder besteht nur ein ge¬ 
meinsamer Abtritt für mehrere Wohnungen? 

Fragebogen Nr. 24. 

Wiesbaden. Verein zur Bekämpfung der Schwindsuchtsgefahr. 

Haushaltungsbogen. 

Straße. Hausnummer. Haushaltungsvorstand: Name, Beruf. Wohnungsver¬ 
hältnis: Eigentum. Miete. UnterVermietung. Dienstwohnung. Freie Wohnung. 
Familienangehörige: über 14 Jahre, unter 14 Jahren. Bei der Familie wohnend. Haus¬ 
genossen: Pflegekinder. Dienstboten. Gewerbegehilfen. Zimmermieter. Schlafgänger. 
Gesamtzahl: Personen unter 14 Jahren, über 14 Jahre. Zahl der Betten: für Er¬ 
wachsene, für Kinder (unter 14 Jahren). 

Wohnung. 

I. Lfde. Nr. . Art des Hauses. 8tockwerk. Bäume: Verwendung. Länge. 
Breite. Höhe. Kubikraum? Fenster: senkrecht, liegend, ins Freie, nicht ins Freie? 
Fläche (qm)? Heizbar, nicht heizbar? Abortzahl? Zahl der Schlafenden? Kubik- 


*) Auch Wohnungen, die zur Zahlungszeit unbewohnt, aber bereits für einen späteren 
Termin vermietet sind, sind als leerstehend zu bezeichnen. Bei Wohnungen in Neubauteu, 
die polizeilich für bezugsfähig erklärt, aber noch nicht bewohnt sind, i*t anzugeben: bezugs¬ 
fähig 6eit .. 

**) Bei leersteheuden Wohnungen geforderter Mietpreis. Für Wohnungen, die vom 
Hausbesitzer bewohnt sind, braucht kein Mietpreis angegeben zu werden. 

***) Wenn Läden, Gewerbe- und Amtsräume mit der Wohnung zusammen vermietet 
*ind und nur ein Gesamtmietpreis vereinbart und dieser Preis in Spalte 13 genannt ist, ist 
in Spalte 15 der Mietpreis dieser Räume wenigstens schätzungsweise anzugeben. Ist der 
Preis des Ladens usw. in Spalte 13 nicht einbegriffen, so bedarf es auch seiner Angabe in 
Spalte 15 nicht. 

f) In Spalte 6 ist nur die Zahl der eigentlichen Betten einzutragen; sind zum Schlafen 
dienende Kinderwagen, Sofas, Kohlenlager usw. vorhanden, so ist dies in Spalte 10 anzageben. 

+f) Die Bezeichnungen für Erwachsene sind so zu wählen, daß das Geschlecht sich 
daraus ergibt; also nicht „Schlafleute u , sondern „Schlafburschen“, „Schlafmädchen“ oder 
ähnlich. Wo die Zahl der in Spalte 7 und 9 angegebenen Personen nicht mit der Bettenzahl 
in Spalte 6 übereinstimmt, ist die Ursache hiervon in der Spalte „Bemerkungen“ zu erklären. 
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raum für den Schlafenden? Wohn- und Schlaf raum für eine Person in cbm Woh¬ 
nung? Preis für das Jahr? Preis für 1 cbm? Jahreseinkommen des Haushaltungs¬ 
vorstandes (einschließlich Nebenverdienst der Familienmitglieder). II. Zahl der zur 
Wohnung gehörigen, ausschließlich gewerblich benutzten Bäume? III. Sonstiges 
Wohnungszubehör: Badezimmer, Speisekammer, Holz- oder Kohlenlage, Keller, 
Bodenraum, Garten, Gartenmitbenutzung, Stallung? IV. Kochen: besondere Küche, 
Kochstube? V. Wäsche: Waschküche im Hause? Waschen in der Wohnung? Waschen 
außer Hause? VI. Abort: Grube, Tonne, Kanal? VII. Unter Vermietverhältnis: Zins 
für Untervermietung pro Monat für a), b), c), d)? Bettenzahl für Untermieter? 
Vm. Zugangs Verhältnis: Wohnung steht unter Vorplatzabschluß, schließt direkt an 
die Treppe, ist direkt vom Freien zugänglich? 

Anleitung für Wohnungsbogen: Zu Spalte 1 und 2: Wie beim Hausbogen. 
Zu Spalte 3: Spaltenverwendung: W = Wohnraum, A = Alkoven, 8 = Schlafraum, 
K = Küche, DK = geschlossene Kammer für Dienstboten oder ßchlafgänger, 
O = offener Baum für Schlafgänger, G = gewerblicher Baum. Letztere Verwen¬ 
dungsart ist nur dann hier auszu nehmen, wenn die Werkstätte zugleich Wohnraum 
ist oder mit den Wohnräumen in untrennbarer Verbindung steht, z. B. durch ge¬ 
meinsamen Eingang, gemeinsame Heizung usw., oder im allgemeinen zugleich als 
Wohnraum benutzt wird. Die Zeichen werden nach Bedarf kombiniert, z. B. 
WK = Waschraum und Küche, W8K usw. Zu Spalte 4: Fenster, die in einen 
Winkel oder in einen Hof von weniger als 2 m Breite gehen, sind als nicht ins 
Freie gehende zu zählen. Zu Spalte 6: Wenn ein oder mehrere Aborte für mehrere 
Haushaltungen bestimmt sind, so wird ein Bruch gebildet, in welchem die Zahl der 
Aborte als Zähler, die Zahl der dieselben benutzenden Haushaltungen als Nenner 
gesetzt werden; z. B. ein Abort für drei Haushaltungen = Vs für jede der betreffen¬ 
den Haushaltungen. Zu Frage III bis X das Zutreffende. Ist in der Wohnung 
irgend etwas zu beanstanden, so ist die betreffende Spalte mit Botstift anzustreichen 
und die Beanstandung, ebenfalls mit Botstift an gestrichen, hier unten unter den 
Bemerkungen zu l>eschreiben. Beträgt die Zahl für Wohn- und Schlafraum für 
eine Person in Kubikmeter weniger als 12, so ist dieselbe mit Botstift zu unter¬ 
streichen. 

Bemerkungen. 


Fragebogen Nr. 26. 

Württemberg. Erhebung für die fünf Städte des Landes. 

Die Haushaltungsliste der Volkszählung von 1910. 

I. Größe der Wohnung. 

1. Wieviel Wohnräume (geheizte, oder die Anzahl ungeheizter Zimmer, Stuben, 
Kammern) hat die Haushaltung im ganzen? 2. Hat die Haushaltung außerdem 
eine Küche, einen Küchenanteil, keine Küche? (Das Zutreffende ist zu unter¬ 
streichen.) 3. Wie viele der unter Ziffer 1. genannten Wohnräume werden als 
Schlafräume benutzt? 


II. Wohnrechtsverhältnisse. 

Die Wohnung ist: Eigentum, Mietwohnung, Dienstwohnung? (Das Zutreffende 
ist zu unterstreichen.) 

Hat der Haushaltungsvorstand die Wohnung inne als Eigentümer, Mieter, 
Unter-(After)Mieter, als Dienstwohnung oder Freiwohnung (in Nutznießung)? 

In nebenstehendem Schema sind Angaben über die Bäume einzutragen, die 
zur Wohnung gehören: 

Zahl der Wohnräume [einschließlich Schlaf räume oder als solche benutzt, auch 
offene, Speicherräume (Anzahl)J. Fremdenzimmer in Gasthäusern, Hotels und deren 
Dependancen. Anstaltsräume (der Insassen). 

Ist eine besondere Küche vorhanden? (Ja, nein.) Wenn ja, zur alleinigen Be¬ 
nutzung? Zur gemeinsamen (Mit-) Benutzung? Mit (wieviel) anderen Haushaltungen ? 
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Im folgenden soll nun wiedergegeben werden, durch welche Fragen man 
die wichtigsten Punkte zu ermitteln suchte. 

1. Die erste Frage war die, ob die Wohnung in sich abgeschlossen 

ist. Die Frage ist in folgender Weise gestellt: Fragebogen Nr. 1. 22. Zu¬ 

gangsverhältnisse. Die Wohnung steht unter einem Vorplatzabschluß (mit 
besonderem Eingang für Raum Nr. ), hat offenen Vorraum, schließt ohne 
Vorraum direkt an die Treppe, hat Zugang über freien Bodenraum. Raum 

Nr.. bildet den einzigen Zugang zur Wohnung. Raum Nr. ist nur 

direkt vom Freien aus zugänglich. 

Manche Fragen sind auch kürzer. Besser ist es, ähnlich wie es in Nr. 22 
geschieht, den Flur als eigenen Raum aufzufassen und auszumessen, wenn er 
mit zur Wohnung gehört. Gehört er nicht dazu, so ist die vorgedruckte 
Frage: Oder münden die Zimmer einzeln auf einen Vorraum, der mit anderen 
Wohnungen gemeinsam ist? Ist derselbe hell oder dunkel? Das Mitrechnen 
des Vorraumes als Teil der Wohnung ist deshalb erforderlich, weil derselbe 
zu allen möglichen häuslichen Verrichtungen verwendet werden kann, die bei 
seinem Fehlen im Zimmer vorgenommen werden. 

2. Durch die zweite Frage soll die Größe der Räume im Verhältnis 
zur Zahl der Bewohner ermittelt werden. Stets finden sich die Fragen: 
Länge, Breite, Höhe, Bodenfläche, Kubikinhalt, sowie nach der Zahl der Per¬ 
sonen. Diese dürfen nicht eingeteilt werden in solche über und unter 14 Jahren, 
sondern es muß stets das Alter angegeben werden. (Näheres vgl. Rubner 
und Wolpert, Archiv für Hygiene, Bd. 50, S. 1.) Überhaupt muß man be¬ 
denken, daß, selbst, wenn im Augenblick der Zweck der Bearbeitung eine 
Frage nicht direkt nötig erscheinen läßt, sie doch besser gestellt wird, da 
spätere Bearbeiter vielleicht gerade daran Interesse haben. Außerdem ist 
stets zu trennen nach Familienangehörigen und Fremden: Besuchsgäste, Pflege¬ 
kinder, Dienstboten, Gewerbegehilfen, Zimmermieter, Schlafgänger. Sehr be¬ 
währen dürfte sich die Frage nach Verteilung der Bewohner in der Nacht, 
indem unter den Rubriken für die einzelnen Zimmer ein entsprechender Raum 
frei bleibt für die Frage: Wer schläft darin? 

Für die Berechnung des Luftkubus bleibt dann ein Raum frei. 

Eine Frage nach schrägen Wänden oder schräger Decke findet sich merk¬ 
würdigerweise nur in einem Bogen (Nr. 4). Ihre Beantwortung ergibt sich 
allerdings auch aus den Maßen der Zimmer. 

3. Bei unseren heutigen WohnungsVerhältnissen ist es unbedingt not¬ 
wendig, in kleinen Wohnungen die Küche unter den bewohnten Räumen 
mitzurechnen. Ist die Frage nicht klar gestellt, so ergeben sich Irrtümer 
und Mißverständnisse, die sich lange durch die Literatur fortschleppen, da 
man nicht weiß, ob die Küche unter den Wohnräumen mitgerechnet ist oder 
nicht. Um allen Irrtümern auszuweichen, ist es das Übersichtlichste und 
Zweckmäßigste, die ganze Rubrik zu benennen: Wohnräume und Küche und 
bei allen die Größe usw. zu bestimmen. Steht dann unter jedem Zimmer die 
Verteilung der Bewohner bei Nacht, so ergibt sich von selbst, ob in der Küche 
geschlafen wird oder nicht, ebenso die Frage nach Belichtung usw. Einige 
Bogen enthalten noch die Frage, ob mit festem Brennmaterial oder Gas ge¬ 
kocht wird. Bogen Nr. 16 stellt die Frage für Sommer und Winter getrennt 
und untersucht weiter: es wird nicht gekocht, weil 
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4. Es folgt in den meisten Fragebogen eine Frage nachdem allgemeinen 
Zustand der Wohnungen. Die Beantwortung scheint sehr stark in das 
subjektive Ermessen des Erhebers gestellt zu sein; trotzdem wird in vielen 
Bearbeitungen hervorgehoben, daß gerade sie sehr gute Resultate ergeben 
haben. Sehr zweckmäßig scheint es zu sein (wie es Bogen Nr. 15 und Nr. 22 
tun), zwei Fragen auseinander zu halten, nämlich erstens: in welchem bau¬ 
lichen Zustande befindet sich die Wohnung?; zweitens: ist die Wohnung von 
ihrem Inhaber gut (sauber, vernachlässigt, unsauber, schlecht) unterhalten? 
Auf diese Weise ergibt sich nicht nur der allgemeine Zustand, sondern auch 
die Ursache dafür. 

5. Nur in fünf Fragebogen wird nach dem Verbleib der schmutzigen 
Wäsche gefragt und nur einmal, wo sie bis zum Waschen aufbewahrt wird. 

6. Auch die Frage nach der Waschküche fehlt oft. Ebenso die nach 
den Räumen, wo die Wäsche getrocknet wird. Einige Bogen stellen etwa fol¬ 
gende Fragen (Nr. 9): Wo wird die Wäsche gewaschen? Wenn in einer 
Waschküche, von wieviel Familien wird diese benutzt? Wo liegt die Wasch¬ 
küche? Wo wird die Wäsche getrocknet? Wo die Kinderwäsche? Die zweite 
Frage bezieht sich auf die Möglichkeit der Übertragung von Infektionskrank¬ 
heiten. Zur letzteren sei bemerkt, daß die Kinderwäsche sehr oft in der Woh- 
nuog oder in der Küche getrocknet wird. Es ist klar, daß dadurch starke 
Belästigungen und sogar Gesundheitsschädigungen infolge der Feuchtigkeit 
im Hochsommer entstehen müssen. 

7. Sehr oft vernachlässigt ist die Frage nach einem Raum im Freien. 
Die eingehendste Frage ist im Bogen Nr. 11 und zwar: Gehören zur Wohnung 
Alkoven? ein Balkon? eine Veranda? eine Terrasse? ein Garten oder Hof 
(Mitbenutzung)? Wünschenswert ist noch die Angabe, ob der Balkon an der 
Küche oder am Wohnzimmer ist. 

8. Ganz wesentlich schwieriger als die Frage nach dem Luftkubus scheint 
die nach der Tagesbeleuchtung der Zimmer zu stellen zu sein. Viele 
Fragebogen begnügen sich mit der Frage: Wieviel Fenster? Hell? Dunkel? 
Andere Fragen, die viel weiter gehen, lassen bei jedem Zimmer die Fenster¬ 
größe ausmessen. Manchmal findet man die Frage: Zahl der Fenster ins 
Freie? nicht ins Freie? Wo man sehr genau sein wollte, stellte man die 
Frage so: Zahl? Größe? gehend auf? Breite der anliegenden Straße? des 
Hofes? Höhe der gegenüber stehenden Häuser? Doch erfordern solche 
Messungen sehr viel Zeit und Arbeit; infolgedessen suchen andere einfach 
die Helligkeit der Zimmer dadurch zu ermitteln, daß sie fragen, ob hell oder 
dunkel? Doch ist dies ein sehr subjektiver Maßstab. Auch die nachfolgende 
Bemerkung in einer Rubrik: Bodenfläche pro Quadratmeter Fensterfläche? 
gibt deshalb kein Bild, weil die Helligkeit je nach dem Gegenüber sehr ver¬ 
schieden sein kann. Wesentlich zweckmäßiger scheint die Frage: In welcher 
Entfernung kann ein Sitzender den Himmel noch sehen? Noch besser würde 
sie vielleicht in der Weise gestellt: In welcher Entfernung vom Fenster kann 
man in Tischhöhe den Himmel noch sehen? Es ist dabei nicht nötig, sich 
zu bücken, sondern man nimmt in der bekannten Weise einen Taschenspiegel 
in Tischhöhe in die Hand und geht damit vom Fenster zurück, bis das letzte 
Streifchen Himmel darin verschwindet. Es hat sich gezeigt, daß das Zimmer 
genau so weit für hell gelten kann, als dies der Fall ist. Da aber das Resultat 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Fragebogen bei Wohnungsenqueten. 


697 


der Beurteilung verschieden ist, je nachdem die Fenster an der Längs- oder 
Schmalseite liegen, so ist bei der Ausmessung des Zimmers die Zahl für die 
Fensterseite zu unterscheiden. Zweckmäßig ist noch ein Vordruck: Müssen 
die Fenster verhängt werden, damit nicht Fremde hineinsehen können? da 
das Zimmer dadurch notgedrungen dunkler gemacht wird. 

9. Nach der Feuchtigkeit der Wohnung fragen 15 von 26 Bogen, 
allerdings in sehr einfacher Weise und zwar: feüchte Wände? Schwamm? 
Es sollte mindestens noch eine Frage hinzugefügt werden, welche ersehen 
läßt, woher die Feuchtigkeit stammt, also: wenn ja? liegt eine Wand an der 
Wetterseite? Steigt die Feuchtigkeit von unten auf? Faulen die Dielen? 
Kommt die Feuchtigkeit durch Überfüllung? Verdampfen von Wasser beim 
Kochen? usw. 

10. Bei Kellerwohnungen wären noch folgende Fragen zu beant¬ 
worten: Ist der Straßenstaub so stark, daß das Fenster geschlossen bleiben 
muß? Grenzt das Erdreich direkt an die Mauer? Oder umgibt ein aus- 
gemauerter Graben das Haus? Wie tief ist derselbe? Wie tief ist der Boden 
der Wohnung unter dem Erdboden? Wie tief ist die untere Kante des 
Fensters darunter, die obere darüber? 

11. Die Gesundheitsschädigungen durch Lärm, Rauch, üble Gerüche und 
Staub, sowie Erschütterungen wurden lange Zeit nicht entsprechend ein¬ 
geschätzt. In neuerer Zeit hat sich ein Wandel darin vollzogen, und die 
Gerichte haben sich der Meinung angeschlossen, daß auch geringe Mengen 
von Rauch und üblen Gerüchen, welche zwingen, die Fenster dauernd zu 
schließen, eine Gesundheitsschädigung sind, ebenso wie Lärm, welcher die 
Nachtruhe stört. Es ist daher bei Wohnungsenqueten mehr als früher darauf 
Rücksicht zu nehmen. Die Fragen, welche gestellt wurden, sind: Ist der Hof¬ 
raum und die Umgebung des Hauses verunreinigt durch Kehricht, Mist, Kom¬ 
post, andere Ablagerungen? Pferdestallung? Übler Geruch? oder: Sind 
störende Gerüche oder Geräusche vorhanden? Ihnen wäre noch hinzuzufügen 
die Rauchbelästigung, sowie: Sind die Belästigungen so stark, daß deswegen 
dauernd oder zeitweilig die Fenster geschlossen werden müssen? Ist die 
Wohnung deshalb billiger? 

12. In keinem Bogen findet sich die Frage: „Ist Ungeziefer vorhanden? 
Welcher Art? (Auch nach auffallend zahlreichen Stubenfliegen und die Ur¬ 
sache dafür ist durch den Vordruck zu fragen.) Durch warme Stellen in der 
Wohnung?“ Wenn auch diese Frage öfters nicht wahrheitsgemäß beantwortet 
werden wird, so wird sich doch wenigstens ein ungefährer Überblick ergeben. 

13. Die Frage nach der Zahl der Betten findet sich nur in 12 Frage¬ 
bogen, vor allem in denjenigen, welche von Krankenkassen herausgegeben 
sind. Sie lauten in diesem Falle: Hat Patient ein Bett zur alleinigen 
Benutzung? Sie ist aber immer zu stellen, und zwar genügt es nicht, die 
Zahl überhaupt zu ermitteln, denn es kommt z. B. vor, daß zwar so viele 
Betten, als Bewohner vorhanden sind, daß aber ein Bett leer steht, während 
in einem anderen zwei Lehrlinge zusammenschlafen. Es muß daher besser 
heißen: Wieviel benutzte Betten sind in der Wohnung? Wenn mehr als 
eine Person in einem Bett schläft, ist Alter und Geschlecht anzugeben. Ein 
Fragebogen verlangt auch die Angabe der unbenutzten Betten, ein anderer 
macht darauf aufmerksam, daß auch zum Schlafen dienende Kinderwagen, 
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Sofas, Rohlager anzugeben sind. Am besten dürfte sein, unter die Rubrik 
für jedes Zimmer die Zahl der darin stehenden Betten und schlafenden Per¬ 
sonen anzugeben. Übrigens sei darauf aufmerksam gemacht, daß wenige 
Fragen so ungern beantwortet werden, wie diese, und daß man diese Frage 
in der Praxis am besten am Schlüsse stellt, um die Leute nicht kopfscheu 
zu machen. 

14. Bezüglich der Temperatur wurde bisher fast nur nach der Heiz- 
barkeit gefragt. Dabei wird die Frage bekanntlich verschieden beantwortet, 
was man unter einem heizbaren Zimmer zu verstehen hat. Unserer Meinung 
nach ist ein Zimmer auch dann als heizbar anzusehen, wenn in einem Neben¬ 
zimmer, mit dem es durch eine Nebentür verbunden ist, ein Heizkörper steht. 
Um allen Mißverständnissen auszuweichen, wird man jedoch am einfachsten 
die Frage so stellen, daß man unter die Rubrik für Zimmergröße noch bei¬ 
fügt: direkt heizbar durch eisernen Ofen, Kachelofen, Kochmaschine, Zentral¬ 
anlage, Gasherd? indirekt heizbar? unheizbar? Betreffs der Temperatur im 
Sommer ist mindestens die Frage zu stellen: Ist die Wohnung im Sommer 
sehr heiß? durch Sonnenstrahlung? durch Kamine? usw. Nach welcher 
Himmelsrichtung liegt sie? 

15. Aborte. In manchen Städten wird es noch notwendig sein, nach¬ 
zufragen, ob Wasserspülung, Tonne, Grube usw. vorhanden ist. Vgl. hierüber 
besonders Fragebogen Nr. 1. In vielem anderen kann man davon absehen. 
Dagegen ist es dringend notwendig, zu fragen, ob der Abort ein Fenster hat, 
und wie der Zugang ist: ob vom Flur, durch einen Wohnraum, durch die 
Küche, ob er mit einer Tür oder gar nur mit einem Vorhang verschlossen ist. 
Leider stellen nur die allerwenigsten Bogen solche Fragen. Meistens dagegen 
findet sich die, allerdings unbedingt notwendige: Hat die Wohnung einen 
eigenen Abort? Wenn nicht, mit wieviel Haushaltungen und Personen ist 
er gemeinsam? Oder noch besser (Nr. 1): Bestimmt für wieviel Wohnungen? 
Wirklich benutzt von wieviel Wohnungen? Zu bemängeln in bezug auf Sitte 
und Anstand? Liegt er in der Wohnung? im Stiegenhause? im Hofe? Auch 
die Frage: Beschaffenheit des Abortes? ist neben den anderen nicht überflüssig. 

16. Ebenso wie bei den Aborten ist bei der Wasserleitung Wert 
darauf zu legen, daß sie nicht mehreren Parteien gemeinsam sei. Es kommt 
zu leicht vor, daß einer am Zapfhahn wartet, bis der andere fertig ist, wo¬ 
durch sehr häufig Streitigkeit entstehen kann. Im Gegenteil soll das Wasser 
reichlich und in leicht erreichbarer Nähe vorhanden sein. Es sei noch be¬ 
sonders darauf aufmerksam gemacht, wie wichtig es ist, daß die Säuglings¬ 
milch im Sommer durch laufendes Wasser gekühlt werden kann. Um zu 
ermitteln, ob dies der Fall ist, werden auf den Bogen folgende Fragen gestellt: 
Wird in der Haushaltung die städtische Wasserleitung benutzt? Wenn ja, 
hat sie einen Zapfhahn für sich allein? Wenn nein, mit wieviel Haus¬ 
haltungen ist sie auf denselben Zapfhahn angewiesen? Außerdem muß 
gefragt werden, ob Pumpbrunnen (private oder öffentliche), öffentliche Lauf¬ 
brunnen usw. benutzt werden, und in welcher Entfernung vom Hause die¬ 
selben sind. Die Frage muß auch dann gestellt werden, wenn sie nach der 
Wasserleitung mit ja beantwortet ist, da aus Sparsamkeit sehr oft das Wasser 
eines eigenen, aber schlechten Brunnens verwendet wird. Man unterschätze 
nicht die Wichtigkeit dieser Fragen; in manchen Städten wird man über- 
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raschend viel private Brunnen, manchmal auch sehr schlechte finden, selbst 
wenn die städtische Wasserleitung in alle Häuser geht. 

17. Über Abwasserbeseitigung finden sich die Fragen: Syphonabschluß ? 
Ableitung durch den städtischen Schwemmkanal? in eigenem Bach? in Ver¬ 
sitzgruben? in dichte Sammmelgrube? in die Straßenrinne? Versitz an der 
Ausgußstelle? Dieselben Fragen werden für die Küchenwasserableitung ge¬ 
stellt. Auch die Müllabfuhr wird in gleicher Weise untersucht. Als beste 
Fragen seien vorgeschlagen: Wie wird der Müll gesammelt bis zur Abfuhr? 
Kiste? Tonne? Sammelgrube? (gedeckt, offen). Wie wird er abgefahren? 

18. Auch die Frage, ob in der Wohnung ein Gewerbe betrieben wird, 
ist selbstverständlich notwendig. Die beste der gestellten Fragen lautet hier 
(Nr. 6): Wird in einem Baum Ihrer Wohnung Handwerk, Heimarbeit oder 
sonstige Gewerbetätigkeit ausgeübt? Wenn ja, welche? In wieviel Räumen? 
Legt die Enquete besonderes Gewicht auf die Heimarbeit, so sind diese Fragen 
entsprechend zu vermehren. 

19. Bei den Erhebungen der Krankenkassen findet sich noch oft folgende, 
sehr zweckmäßige Frage: Wie weit ist es bis zum nächsten Park oder freien 
Platz zum Spazierengehen? 

Wie erwähnt, liegt die Versuchung nahe, nach diesen Ausführungen einen 
idealen Fragebogen vorzuschlagen, der alles enthält. Es ist dies jedoch nicht 
möglich, besonders mit Rücksicht auf die vorhandenen Hilfskräfte und auch 
auf den Zweck der Enquete. Man wird ja bei allen Enqueten eine Anzahl 
Wohnungen, nämlich die besten, doch nicht ganz genau auf nehmen. Soweit 
die Enquete zu sanitären Zwecken unternommen wird, dürfen wohl die Fragen, 
so wie sie hier vorgeschlagen wurden, die zweckmäßigsten sein. Bei statistisch¬ 
ökonomischen Enqueten wäre es ebenfalls sehr wünschenswert, sie in derselben 
Weise und möglichst viele von ihnen einzufügen. Bei umfassenden Enqueten 
— es sei hier von solchen bei Volkszählungen abgesehen — wird durch einige 
Fragen mehr die Arbeit unter Zeitverlust nicht wesentlich vergrößert. Nach 
den z. B. in Gießen gemachten Erfahrungen nimmt der Gang von einer Woh¬ 
nung zur anderen sehr viel Zeit in Anspruch, ebenso die Erklärung des 
Zweckes bei jeder einzelnen Familie, sowie das Ausmessen der Zimmer. Die 
Beantwortung der übrigen Fragen erfolgt dann sehr schnell, besonders, wenn 
ein Erheber fragt, der andere protokolliert. Mit letzterem System kommt man 
schneller vorwärts, als wenn man in jede Wohnung nur einen Mann schickt. 
Man bedenke auch, daß die Fragebogen nicht nur für die Bearbeitung ver¬ 
wendet werden, wie sie im Moment geplant ist, sondern daß sich nach kurzer 
Zeit schon neue Fragen ergeben können, welche man unter Umständen an 
Hand der vorhandenen Bogen schnell lösen kann. 

Am Schluß dieser Arbeit sei es mir gestattet, Herrn Prof. Dr. Kisskalt 
für die Anregung zu dieser Arbeit und die stetige freundliche Teilnahme an 
ihrem Fortgang meinen aufrichtigsten Dank auszusprechen. 
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Über die Heimarbeit im Kreise Schmalkalden 
und ihre Sanierung. 

Von Medizinalrat Kreisarzt Dr. Matzdorff. 


Der kleine preußische Kreis Herrschaft Schmalkalden ist nach mancher 
Richtung gerade für den Medizinalbeamten ein außerordentlich interessanter. 
So habe ich an anderer Stelle 1 ) über seine maßgebende, bahnbrechende Be¬ 
deutung in der Fürsorge für die Jugend einen Beitrag geliefert. In scheinbar 
loser, aber bei näherer Betrachtung doch in ganz enger Beziehung zur Jugend¬ 
fürsorge steht das Kapitel der Heimarbeit, zu dem ich heute einige Beiträge 
liefern möchte. Der Zusammenhang zwischen beiden Aufgaben besteht in 
folgendem. Anfang der 90er Jahre des verflossenen Jahrhunderts fiel die 
geringe Tauglichkeitsziffer der Stellungspfiichtigen des Kreises auf; beim 
Nachgehen der Gründe ergab sich als Hauptursache die frühzeitige Aus¬ 
nutzung der kindlichen Kräfte in der Hausindustrie und die durch den un¬ 
genügenden Verdienst bedingte Unterernährung der Kinder. 

Allerdings die Lage der Hausindustrie hatte schon etwa anderthalb Jahr¬ 
zehnte hindurch die Behörden beschäftigt; bis zum Jahre 1877 reichen die 
Berichte des Landratsamtes über den Niedergang der gewerblichen Verhält¬ 
nisse zurück. Die mir zur Verfügung gestellten Akten des Landratsamtes 
sind denn auch die Hauptquellen für die Schilderung der früheren Verhält¬ 
nisse, die ich nun allerdings an Ort und Stelle durch persönliche Unterredungen 
mit den Heimarbeitern, Besichtigung von Werkstätten eingehend ergänzt habe. 
Meine Stellung als Bezirksarzt der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft 
sowie als Vertrauensarzt der Landesversicherungsanstalt hat ebenfalls zur 
Ergänzung der amtlichen und sonstigen Angaben und besonders zur Beob¬ 
achtung der gesundheitlichen Verhältnisse der Kreisbewohner beigetragen, 
wobei ich ausdrücklich bemerke, daß die im landwirtschaftlichen Betriebe 
verletzten Arbeiter fast ausnahmslos die Landwirtschaft nur als Nebengewerbe 
betreiben, daß fast alle ihren Hauptverdienst aus irgend einem gewerblichen 
Betriebe ziehen. Wenn ich nun im folgenden mancherlei Einzelheiten bringe, 
die anscheinend einen besonderen wissenschaftlichen Wert nicht zu haben 
scheinen, so bin ich doch der Ansicht, daß Ärzte, Verwaltungsbeamte und 
andere gerade an diesen Einzelheiten vieles lernen können, diese jenen einen 
tiefen Einblick in die Arbeitsleistung mancher Heimarbeiter gewähren und 
von der praktischen Seite her so manche auf theoretischem Wege erworbene 
Kenntnisse erläutern. Laboratoriumsversuche anzustellen verbietet sich ja für 
den Praktiker aus äußeren Gründen von selbst. 

Ich lasse bei meinen Ausführungen das Hausarbeitgesetz vom 20. Dezember 
1911 zunächst außer Betracht. Den interessierten Lesern dürfte es bekannt 
sein, und es ist nicht meine Aufgabe, dieses Gesetz in seinen Zielen und 

l ) Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Med. u. öffentl. Sanitätswesen. 3. Folge, XLIII, 1. 
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Erfolgen zu erörtern, sondern die gewerblichen Verhältnisse der Heimarbeiter 
unseres Kreises zu beleuchten, wie sie im Laufe der letzten 50 Jahre sich 
gestaltet haben und heute noch sind. 

Der Kreis Schmalkalden ist von alters her ein industrieller, nicht in dem 
heutigen landläufigen Sinne, der das Bestehen großer, ausgedehnter Fabrik¬ 
anlagen und Werke voraussetzt, sondern in dem Sinne, daß jedes Haus sozu¬ 
sagen seine eigene Fabrik im Familienbesitz und jede Familie eine Arbeiter¬ 
schaft dieser Fabrik darstellt. Freilich vollzieht sich auch hier allmählich 
die Umwandlung in den fabrikmäßigen Betrieb im heutigen Sinne und gerade 
nicht zum Nachteil der Bevölkerung. 

Aber bis vor kurzem war der Familienbetrieb, die Heimarbeit, die Lebens¬ 
ader der hiesigen Bevölkerung. Jahrhundertelang war diese auf die Heim¬ 
arbeit angewiesen, nachdem der 30 jährige Krieg den an erster Stelle stehenden, 
früher blühenden Bergbau fast ganz lahmgelegt hatte. Doch hat dieser auch 
nach jenem großen Kriege noch Jahrhundertelang dem bedeutendsten Zweige 
der Heimindustrie, dem Kleineisengewerbe, das Material, das Eisen für seine 
Erzeugnisse geliefert. Jetzt bestehen nur noch kümmerliche Reste; nur zwei 
Bergwerke, Stahlberg und Mommel, sind noch im Betrieb. 

Die Hausindustrie des Kreises Schmalkalden, besonders in ihrem Haupt¬ 
zweige, dem Kleineisengewerbe, war und ist zum Teil noch eine ganz eigen¬ 
artige. Die meisten Heimarbeiter arbeiten auf eigene Gefahr und Rechnung, 
ohne Auftrag, erwerben Rohmaterial durch selbständigen Kauf vom Händler, 
der durchaus nicht immer der Abnehmer ist; das kann man wohl als Heim¬ 
arbeit im eigentlichsten Sinne bezeichnen, wobei natürlich, wie sich das wohl 
von selbst versteht, der Betrieb in der eigenen Wohnung vor sich geht. Fast 
ebenso häufig ist eine zweite Art des Betriebes, die Herstellung und Bearbei¬ 
tung gewerblicher Erzeugnisse in eigenen Betriebswerkstätten im Aufträge 
und für Rechnung anderer Gewerbetreibender, wobei der Hersteller das Roh¬ 
material selbst kauft. Endlich wird aber auch das Rohmaterial von dein 
Unternehmer geliefert, von dem Heimarbeiter in der eigenen Wohnung ver¬ 
arbeitet und die fertige Ware dem Unternehmer wieder abgeliefert. Letztere 
Art der Heimarbeit scheint auch in hiesigem Kreise immer mehr an Boden 
zu gewinnen. 

In selteneren Fällen wird auch auf einem gemieteten Platze in der Werk¬ 
statt eines anderen Besitzers, im übrigen aber unter denselben Bedingungen 
gearbeitet. Diese Art des Betriebes wird besonders in der Schleiferei und 
Poliererei geübt und ist im strengen Sinne keine Heimarbeit. Dennoch stehen 
diese Arbeiter den eigentlichen Heimarbeitern außerordentlich nahe, das Feld 
ihrer Tätigkeit ist dasselbe, indem sie der von den Heimarbeitern fertig¬ 
gestellten Ware den letzten Schliff geben. Sie werden daher hier zu den 
Heimarbeitern gezählt, wie dies auch von anderer Seite geschieht 1 ). Die 
Verhältnisse der an gemieteten Plätzen stehenden Arbeiter liegen oft insofern 
ungünstiger, als die Platzmiete oft denVerdienst unverhältnismäßig schmälert, 
und die Familienmitglieder nicht jederzeit helfen können. Andererseits fallen 
in diesem Falle die Ausnutzung der Kinder, die Schädigung der Familien- 

1 ) Dämmer, Handb. d. Arbeiterwohlfahrt, Hausindustrie von Ascher. Stutt¬ 
gart, bei Enke. 
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Mitglieder durch die Gefahren des Betriebes, die auf dem Besitz ruhenden 
Lasten und anderes fort. 

Allen diesen verschiedenen Arten der hiesigen Hausarbeit kommt außer 
der eigenen Werkstatt noch das wichtige Merkmal zu, daß die Herstellung 
der Erzeugnisse nur durch die Familie und, wenn irgend möglich, ohne jede 
fremde Hilfe erfolgt. Allerdings gibt es Erzeugnisse, z. B. Hämmer, zu deren 
Herstellung zwei Arbeiter nötig sind. Aber auch zu dieser Arbeit werden 
meist Familienmitglieder, fast immer die heran wachsenden Söhne, heran¬ 
gezogen, falls ein solcher nicht vorhanden oder verhindert, etwa zum Militär 
eingezogen ist, muß eine Hilfskraft gemietet werden. Das geschieht aller¬ 
dings nur in dringenden Fällen, weil dadurch die Unkosten zu hoch steigen. 
Hierin liegt auch der Grund, wie wir des weiteren noch sehen werden, daß 
die Väter die Söhne zu ihrem, des Vaters Beruf gleichsam zwingen. Noch 
vor wenigen Wochen sah ich den vom Militär beurlaubten Sohn eines Zeug¬ 
schmiedes dem Vater bei der Anfertigung von Hämmern helfen, weil der 
andere Sohn eingezogen war; ohne ihn hätte der Betrieb eingestellt werden 
müssen. 

Wenden wir uns nun den Gewerben zu, welche als Gegenstand der Heim¬ 
arbeit überhaupt in Frage kommen, so können wir diese in drei Gruppen 
teilen: 

1. in solche, die von alters her betrieben wurden, jetzt aber im Aussterben 
begriffen oder schon ausgestorben sind, 

2. in solche, die aus der Vergangenheit herübergerettet sind in die 
Gegenwart, 

3. in solche, welche seit dem Niedergang der alten Gewerbezweige seit 
etwa 40 Jahren neu eingeführt worden sind. 

Eine scharfe Trennung zwischen der ersten und zweiten Gruppe ist des¬ 
halb nicht durchführbar, weil die Herstellung eines Artikels nicht mit einem 
Schlage aufhört. 

Verwachsen mit dem Kreise ist von jeher die Kleineisenindustrie mit 
ihren vielfachen, verschiedenartigen Zweigen, welcher sich, wie bereits er¬ 
wähnt* die Schleiferei und die Poliererei angliedern. Ein sehr alter Betriebs¬ 
zweig ist auch die Drechslerei in Horn und Holz, die Industrie von Spiel¬ 
waren aus Holz, sodann die Korbmacherei. Zu den eingeführten Gewerben 
gehören die Knopfmacherei, die Ledertaschenfabrikation und vor allem dio 
Zigarrenfabrikation. 

Die Kleineisenindustrie hat die meisten Wandlungen erfahren, weil sie 
eine große Anzahl verschiedener Zweige zusammenfaßt, von denen einige 
ganz ausgestorben, andere dem Untergang geweiht, wieder andere neu auf¬ 
genommen sind. Sporen, Trensen, Steigbügel, Ahlen (Brosten), Feilen, Raspeln 
werden so gut wie nicht mehr im Hausgewerbe hergestellt. Die Anfertigung 
von Nägeln, Geschirrteilen (Ringen, Schnallen, Kinnketten), Drahtzangen, 
Korkziehern, Bohrern, Striegeln, Schlächterstahlen, Schirmzwingen wird immer 
mehr eingeschränkt. In größerem Umfange werden noch Schusterzwecken, 
Beißzangen, Hämmer, Frisiereisen, Bügelzangen angefertigt. 

Die Blüte der Kleineisenindustrie oder Kleinfeuerindustrie fällt in die 
Zeit, wo das für die Verarbeitung erforderliche Eisen in den Bergwerken des 
Kreises selbst gewonnen, der gewonnene Eisenstein sich zur Verarbeitung der 
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Bevölkerung gleichsam anbot. Auch das Roheisen wurde in eigenen Schmelz¬ 
öfen ausgeschmolzen. Die Schmalkalder Artikel oder Schmalkalder Kurz¬ 
waren gingen einst in alle Welt und tun es heute noch. Wenn man sich 
selbst in den kleinsten Werkstätten nach der Menge der täglich angefertigten 
kleinen Artikel, z. B. der Frisierzangen oder der Korkzieher erkundigt, so 
muß man staunen über die Endziffer eines einzigen Tages und man fragt 
unwillkürlich, wo denn diese groß weise angefertigten Kurzwaren eigentlich 
bleiben. Sie gehen nun allerdings meist ins Ausland, und die Wirren in den 
Balkanländern, die ein großes Absatzgebiet darstellen, haben den Heim¬ 
arbeitern einen nicht unbeträchtlichen Schaden zugefügt. 

Welches sind nun Gründe des Niederganges dieses einst so blühenden 
Zweiges der Heimarbeit, welcher Tausenden von fleißigen Händen jahrhunderte¬ 
lang lohnenden Erwerb brachte ? Die Kleineisenindustrie besteht nachweislich 
seit dem 14. Jahrhundert und hat wie jedes Gewerbe gute und böse Zeiten 
durchgemacht, aber seit dem Jahre 1843 wurde der Notstand permanent 1 ). 
Immerhin trat auch jetzt ab und zu noch eine günstigere Wendung ein, so 
im Jahre 1870, aber der Rückschlag blieb nicht aus. Daß die kümmerliche 
Lage der Hausindustrie die Aufmerksamkeit der Behörden auf sich lenkte, 
habe ich bereits kurz erwähnt, und so finden sich denn bereits seit dem 
Jahre 1877 Berichte an die Königl. Regierung bzw. das Ministerium in den 
Akten des hiesigen Landratsamtes, die lange Jahre hindurch jährlich erstattet 
wurden. Hier sind eingehende Angaben über den Stand der Heimarbeiter in 
ihren verschiedenen Zweigen zu finden. Im Jahre 1902 wurde auf den im 
Reichstage gestellten Antrag (Trimborn und Genossen) hin eine Umfrage be¬ 
treffend die Förderung des Handwerks veranstaltet, die ebenfalls die schwierige 
Lage des Heimgewerbes im Kreise Schmalkalden aufdeckte. 

Die hauptsächlichsten Gründe des Niederganges der Hausarbeit sind nun 
folgende: 

1. Die erste heftige Erschütterung erhielt die Kleineisenindustrie dadurch, 
daß man das erforderliche Roheisen nicht mehr im Kreise selbst ausschmelzen 
konnte, sondern von auswärts beziehen mußte. Der jahrhundertelang be¬ 
triebene Raubbau hatte die Bestände vernichtet, welche die Holzkohle für die 
Schmelzöfen lieferte, und der Ersatz durch auswärtige Kohle war so teuer, 
daß darunter der Absatz der Eisenartikel leiden mußte, weil sie nicht kon¬ 
kurrenzfähig waren. Zu dieser Verteuerung des Rohmaterials kam noch, daß 
die Ausfuhr unter ungenügenden Verkehrsmitteln — es fehlte an einer Eisen¬ 
bahn — litt. Die fertige Ware mußte zu billig abgesetzt werden, wenn sie 
nicht durch die Erzeugnisse anderer Gegenden vom Markt verdrängt werden 
sollte. Nicht uninteressant ist es, zu verfolgen, wie durch die Ausschaltung 
des heimischen Eisens der bis dahin immer noch nicht ganz unbedeutende 
Bergbau, der ja das Eisen geliefert hatte, allmählich niederging. Im Jahre 
1892 verkaufte die Gewerkschaft Mommel 9403 hl Eisenstein, außer Schwer- 
und Flußspat und vereinnahmte dafür 13 481,54 c/C Die Ausbeuteablieferung 
betrug nur 3000«^ gegen 6000 im Vorjahre. Ebenso vereinnahmte das 
Bergwerk Stahlberg für 8070 hl Eisenstein 12 528,06 JH. Die Ausbeute¬ 


l ) Frankenstein, Bevölkerung und Hausindustrie im Kreise Schmalkalden. 
Beiträge z. Geschichte d. Bevölkerung Deutschlands von Neu mann. Tübingen 1887. 
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ablieferung betrug nur 1000 jft gegen 3000 Jfl im Vorjahre. Und schon hatte 
es Jahre gegeben, wo die Schächte stillgelegt werden mußten. Ein ähnliches 
Schicksal hatte der Betrieb der Schmelzöfen; auch sie waren an Zahl immer 
weniger geworden. Im Jahre 1850 zählte man noch 13 Eisensteingruben, 
4 Schmelzhütten im Kreise; 1875 waren noch 5, 1877 noch 3 von den 
letzteren vorhanden, und diese wenigen mußten ebenfalls den Betrieb zeit¬ 
weise einstellen, weil wegen der niedrigen Eisenpreise die Produktionskosten 
nicht lohnten oder die geringfügigen Aufträge den Arbeitern nur auf wenige 
Monate Beschäftigung boten. Jetzt gibt es nur noch einen Schmelzofen im 
Kreise (Neuehütte) und zwei Gruben. Die Stahl (Zain-) hämmer, welche das 
gewonnene Eisen bearbeiteten für den Gebrauch, sind völlig verschwunden; 
der letzte, der in Hohleborn stand, jetzt im Hennebergschen Museum in 
Schmalkalden aufgestellt, erzählt den kommenden Geschlechtern von der 
mühseligen und doch erträglichen Arbeit früherer Jahrhunderte. 

2. Der Todesstoß wurde der Kleinindustrie durch die Technik, den 
fabrikmäßigen Maschinenbetrieb versetzt. Diese Umgestaltung vollzog sich 
natürlich langsam, erstreckte sich zunächst auf einige Artikel, allmählich griff 
sie auf andere über, vernichtete mehr und mehr den handwerksmäßigen 
Betrieb vieler Artikel und ließ nur denen das Leben, die Erzeugnisse her¬ 
stellten, für die es noch keine Maschinen gab. So gibts keine Löffelmacher 
mehr, dagegen werden Schusterzwecken noch ausschließlich durch Handarbeit 
hergestellt. Einige Artikel werden zwar in der Hauptsache fabrikmäßig her¬ 
gestellt, es wird ihnen aber mit der Hand die Vollendung gegeben; so werden 
die Ahlen (Brosten) in der Fabrik hergestellt, die untere Spitze, mit der 
gebohrt, die obere, welche in das Heft eingedreht wird, werden mit der Hand 
gefertigt. Zwei solcher Ahlenspitzer gibt es noch in Asbach, sonst sind sie 
dort ausgestorben. 

In den amtlichen Berichten wird wiederholt auf den Niedergang ver¬ 
schiedener Zweige der Kleineisenindustrie infolge der Aufstellung von Maschinen 
hingewiesen; so wird 1881 die Konkurrenz der Maschinen für die gedrückten 
Preise in der Ahlen-, Bohrer-, Zangen-, Schnallenfabrikation verantwortlich 
gemacht; von den Nagelschmieden heißt es im Jahre 1882 bereits: „sie gehen 
dem dauernden Verfall entgegen“; der Rückgang dieses Zweiges der Nagel- 
schmiederei wird 1895 als gefahrdrohend bezeichnet infolge Konkurrenz der 
Maschinen, die nur Drahtstifte herstellten, und des unlauteren Wettbewerbes 
gewissenloser Händler; im Jahre 1883 wird ausdrücklich bemerkt, daß die 
Ahlen-, Bohrer-, Zeug-, Zangen-, Sporen- und Nagelschmiede nicht mehr 
konkurrenzfähig seien, der wöchentliche Verdienst der Kl ein eise narbeiter 8 bis 
12 <M betrüge. Im Jahre 1893 befand sich nach dem amtlichen Bericht die 
Schnallenindustrie in Brotterode, die dort den Haupterwerbszweig bildete, in 
so bedenklichem Rückgänge und warf so wenig ab, daß die Kinder in der 
Zigarrenfabrik mehr verdienten als die Väter bei angestrengtester Arbeit in 
ihrem Gewerbe. 

3. Ein weiteres Moment, welches für den Verfall des Heimgewerbes ver¬ 
antwortlich zu macheu ist, ist der in jene Zeit fallende Übergang vom Zunft¬ 
zwang zur Gewerbefreiheit. 

4. Der Mangel an Verkehrsmitteln bzw. einer Bahnverbindung nach Stadt 
Schmalkalden und den Hauptstrecken der Werrabahn und der Bahn Neu- 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



705 


Über die Heimarbeit im Kreise Schmalkalden und ihre Sanierung. 

dietendorf - Rietschenhausen verteuerte die Erzeugnisse erheblich und er¬ 
schwerte den schnellen Absatz wie die Beschaffung des Roheisens. 

5. Die Lasten der Gesetzgebung, die Zölle, Abgaben haben ebenfalls eine 
Schädigung hervorgerufen. Nach den Akten des Landratsamtes von 1893 
wurde der Absatz der Kleineisenartikel, die nach Rußland gingen, durch die 
neue Zollgesetzgebung geschädigt, und besonders die Kleingewehrindustrie, 
die früher 85 000 Terzerole jährlich nach den Donauländern (das Paar zu 
0,95 Jt) exportierte, war dem Untergang verfallen, weil sie die Beschußgebühr, 
0,05 JL pro Lauf, Kosten für Sendung nach und von der Beschußstation und 
für nochmalige Reinigung des beschmutzten Laufes nicht tragen konnte. 
Im folgenden Jahre, 1894, schon spricht der Bericht von der Vernichtung der 
Kleingewehrindustrie durch das Beschußgesetz. 

6. Der Preisdruck von seiten der Händler, welche die ungünstige Lage 
der Heimarbeiter ausnutzten, ließ dieseu keinen Nutzen. Die Händler nahmen 
die fertige Ware zu den geforderten Preisen nicht ab; der arme Heimarbeiter, 
der aus der Hand in den Mund lebte, sich noch den Rohstoff für die nächste 
Woche kaufen mußte, um überhaupt arbeiten zu können, war schließlich ge¬ 
zwungen, die Ware um jeden Preis, ja noch unter dem Selbstkostenpreis, ab¬ 
zugeben, um Geld in die Finger zu bekommen. Im Jahre 1893 war es nach 
dem Bericht des Landrats so weit gekommen, daß die 150 Nagelschmiede in 
Oberschönau, trotzdem sie vorzugsweise Nägel fertigten, welche nicht mit der 
Maschine hergestellt werden konnten, bei angestrengtester Arbeit eines 
manneskräftigen Schmiedes nur durchschnittlich 7 tM wöchentlich verdienten. 
Die unseligste Form dieses Zwischenhandels war die, daß die Kaufleute des 
Ortes, welche außer allerlei Lebensmitteln, Gebrauchsartikeln auch das Roh¬ 
eisen führten, bei Ablieferung der fertigen Ware nicht nur den geborgten 
Betrag für die gelieferten Rohmaterialien abzogen, sondern den eigentlichen 
Verdienst in Gestalt von Waren dem Arbeiter aufdrängten, bei Weigerung 
ihm aber keine Rohmaterialien mehr borgten. Auf diese Weise bekamen die 
Heimarbeiter kaum bares Geld in die Hände und wurden immer mehr ab¬ 
hängig von den Händlern. 

7. Allzu zähes Festhalten an dem Hergebrachten, Liebe zur Selbständig¬ 
keit, ein allzu ausgeprägtes Heimatsgefühl, ein unangebrachtes Haften an der 
Scholle vereitelten zum großen Teil die Bemühungen, den Arbeitern eine 
bessere Existenz zu verschaffen. In den behördlichen Berichten wird immer 
wieder auf diese an und für sich schätzenswerten, unter den besonderen Ver¬ 
hältnissen aber den Schein der Hartköpfigkeit erweckenden Eigenschaften der 
Heimarbeiter hingewiesen. So heißt es in dem Bericht von 1894, daß diese, 
welche die Selbständigkeit schätzen, zu anderen, lohnenderen Erwerbszweigen 
nicht überzuführen seien, daß sie lieber verkümmern, als sich der Fabrik¬ 
ordnung fügen. Ähnlich sagt der Bericht von 1896, daß bei den verschie¬ 
denen Versuchen, die Lage der Heimarbeiter zu bessern, die Schwierigkeit 
bleibt, daß der hausindustrielle Arbeiter seiner bisherigen Tätigkeit nicht 
entfremdet werden kann, obwohl diese der Konkurrenz der Maschinen und 
dem Großbetriebe mehr und mehr weichen muß. 

Auch in die Fremde gingen die Heimarbeiter nicht, wodurch sie neue 
Eindrücke, neue Anregungen hätten empfangen, andere Methoden und Fabri¬ 
kationsweisen hätten kennen lernen können. Es fehlte die notwendige 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 45 
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Berührung mit auswärtigen Betrieben derselben Art. Das ist auch heute noch 
zum größten Teil der Fall, trotzdem neue Verkehrswege den Verkehr nach 
außen erleichtern. Mit einer Zähigkeit, die einer besseren Sache würdig, 
hängen die Heimarbeiter an ihrem durch Geschlechter hindurch in der 
Familie eingebürgerten Gewerbe. Mit Ängstlichkeit wachen die Väter noch 
heute darüber, daß ihre Kinder sich ja nicht einem anderen Berufe zuwenden; 
dieses Bestreben geht so weit, daß sie den Bemühungen der Behörden, des 
Landrats, dem jungen Geschlecht eine bessere Erwerbsquelle zu verschaffen, 
ihm andere Berufe zugänglich zu machen, mit Mißtrauen begegnen. Jährlich 
finden auf Grund einer eingehenden körperlichen Untersuchung Beratungen 
der männlichen Konfirmanden, also der Knaben, die vor der Wahl eines 
Berufes stehen, statt. Da wird denn alljährlich immer wieder die Erfahrung 
gemacht, daß sich die Konfirmanden für einen anderen Beruf, als der des 
Vaters ist, entscheiden, nach der Entlassung aus der Schule aber doch in die 
Werkstatt des Vaters eintreten. 

Die Einseitigkeit, die sich durch die Spezialisierung der einzelnen Zweige 
immer mehr herausgebildet hat, macht den einzelnen Arbeiter untauglich für 
die Aufnahme eines anderen Zweiges und zwingt ihn, in demselben Gewerbe 
zu bleiben, oft zeitlebens. Ja innerhalb des von ihm einmal erlernten Ge¬ 
werbes übt er meist nur eine bestimmte Tätigkeit aus, z. B. die des Zu¬ 
schlagens. Abgesehen von diesen in dem Gewerbe begründeten Ursachen 
haben aber noch einige andere, von dem Beruf unabhängige Faktoren zur 
Verschlechterung der Lage der Heimarbeiter beigetragen. 

Die Landwirtschaft und Viehhaltung nämlich, die für alle Heimarbeiter 
stets eine weitere Quelle des Erwerbes bildete und ihnen einen großen Teil 
der nötigen Lebensmittel lieferte, ist seit Jahrzehnten in stetem Rückgang 
begriffen. Es läßt sich ein Rückgang der Benutzung der Bodenfläche nach- 
weisen; die Gesamtfläche betrug bereits 1887 nur 7718,3 ha, 27,61 Proz. der 
Gesamtfläche. Daß sie an und für sich große Erträge nicht brachte, beweisen 
folgende Angaben. Für Schmalkalden besteht nach Schleusingen die niedrigste 
Bonitätsziffer den sämtlichen 28 Kreisen der Regierungsbezirke Erfurt und 
Merseburg gegenüber. Der Grundsteuerreinertrag beträgt im Durchschnitt 
2,90 Jt, im Regierungsbezirk Erfurt 7,00 oft, im Regierungsbezirk Merseburg 
9,40 oft. Daß der Niedergang fortdauert, kann man täglich durch Nachfrage 
bei den Ortsbehörden erfahren; namentlich in den höher gelegenen Dörfern 
ist dies der Fall und hat seinen Grund in der schwierigen Bewirtschaftung 
der Hänge, auf welche Dung und Jauche in Kötzen auf dem Rücken mühselig 
hinaufgeschafft werden müssen, fast ausschließlich von Frauen und Mädchen, 
während die Männer am Amboß stehen. Die bessere und leichtere Arbeits¬ 
gelegenheit, die sich z. B. in Ober- und Unterschönau durch die Zigarren¬ 
fabrikation bietet, läßt das weibliche Geschlecht zu diesem Erwerbszweig mehr 
und mehr übergehen. Jedenfalls deckt der Anbau von Getreide den Bedarf 
bei weitem nicht mehr. 

Weitere Gründe für den Rückgang der Landwirtschaft liegen in der 
Zersplitterung des Grundbesitzes infolge des bestehenden Erbrechts, durch 
die Einschränkung der Weidegerechtigkeit infolge der Schließung der Bestände, 
durch die Verweigerung der für den Dung nötigen Waldstreu, welche seit 
dem Übergang der Waldungen in Herzoglich Gothaischen Besitz im Jahre 
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1867 geübt wird und zu vielen gerichtlichen Verfahren noch heute führt. 
Hand in Hand ist mit dem Rückgang der Landwirtschaft ein stetiger Rück¬ 
gang des Großviehbestandes nachweisbar, besonders im Steinbacher Grund. 
Bei der Aufnahme der Bevölkerung nach Berufsklassen hat sich ergeben, daß 
auf die Industrie einschließlich Bergbau und Bauwesen 59 Proz., auf die 
Landwirtschaft nebst Garten-, Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei 26,8 Proz. 
entfallen (s. Franken stein). 

Die Gemeindeabgaben, direkte wie indirekte, sind im Kreise Schmalkalden 
mit wenigen Ausnahmen sehr hoch, im besonderen in der Stadt Schmalkalden, 
auch dieser Umstand bedeutet eine Belastung des Heimarbeiters, wie es auch 
ein Ausdruck der geringen Steuerkraft ist. 

Die Schleiferei und Poliererei, die wir zur Heimarbeit rechnen, wird 
nicht in eigenen, zur Wohnung gehörigen Werkstätten, sondern in einer 
sogenannten Schleifkote betrieben, in welcher der Schleifer einen Platz 
mietet. Der Schleifer und der Polierer sind in ihrer Arbeit von den übrigen 
Kleinfeuerarbeitern abhängig, weil diese ja für jene Vorarbeiten, ihnen die 
bis auf das Schleifen fertiggestellten Erzeugnisse übergeben. Die Schleifer 
und Polierer müssen also aüf das Material warten, wodurch es oft zu 
unfreiwilligen Unterbrechungen der Arbeit, besonders am Montag, kommt. 
Die wirtschaftliche Lage der Schleifer und Polierer ist aber, namentlich 
gegenüber den übrigen Heimarbeitern, als eine günstige zu bezeichnen; der 
durchschnittliche Tagesverdienst beträgt bei Anrechnung der unfreiwilligen 
Pausen 4 bis 4,50 jft. Jedenfalls ist von einem Niedergang, wie er in den 
meisten Zweigen der Kleineisenindustrie stetig ist, nichts zu bemerken. 

Zum Beleg für die obigen Ausführungen über den Niedergang der Klein¬ 
eisenindustrie einige Zahlen. Wenn für den einen oder den anderen Zweig 
ein bestimmter Ort gleichsam als typisch angeführt wird, so entspricht dies 
der Tatsache, daß die verschiedenen Zweige der Kleineisenindustrie nicht 
gleichmäßig verstreut über den ganzen Kreis sind, sondern daß sich der 
eine Zweig in diesem, der andere in jenem Ort eingebürgert hat, wahr¬ 
scheinlich infolge der Vererbung vom Vater auf Kinder und Kindeskinder. 
Die Aufzählung folgt nach der Größe und Ausdehnung des betreffenden 
Zweiges. 

Von den Nagelschmieden liegen die meisten amtlichen Zahlen vor. In 
Steinbach-Hallenberg, der Wiege der Nagelschmiederei und -Schlosserei für 
Kleineisenzeug, gab es 1728 noch 160 selbständige Nagler, die alle Arten 
Nägel, Bretter-, Schloß-, Huf-, Schuh-, Tor- und Schiffsnägel herstellten. Die 
statistische amtliche Nachweisung der Nagelschmiedebetriebe für das Jahr 
1903 führt nur noch 45 an; hiervon sind 44 ohne versicherungspflichtigen 
Arbeiter, zu welchen bei dieser Erhebung auch Familienangehörige mit Aus¬ 
nahme der Ehefrauen gezählt sind; nur ein Betrieb führte einen versicherungs¬ 
pflichtigen Arbeiter auf. Der Durchschnittsverdienst selbständiger Meister 
beträgt jährlich 300 bis 500 dft. Im Jahre 1894 lebten von 3236 Einwohnern 
dort 2000 Personen von der Kleineisenindustrie, und weitaus die meisten 
hiervon von der Nagelschmiederei. In Oberschönau lebten 1894 unter 
1179 Einwohnern etwa 550 Personen einschließlich Frauen und Kinder von 
der hausindustriellen Nagelschmiederei; 1903 wurden noch 117 Nagel¬ 
schmiedereibetriebe gezählt, hierunter 99 ohne, 18 mit je einem versicherungs- 
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pflichtigen Arbeiter; der jährliche Verdienst betrug 500 bis 650 Jft. Im 
Jahre 1905 war die Zahl auf 110 gesunken. 

In Unterschönau finden wir 1894 von 505 Einwohnern 250 Personen 
einschließlich Frauen und Kinder mit dem Schmieden von Nägeln beschäftigt, 
1903 60 selbständige Nagelschmiedemeister, von denen 42 ohne, 7 mit je 2, 
11 mit je einem versicherungspflichtigen Arbeiter schmieden; der Verdienst 
betrug 500 <M jährlich; 1905 war die Zahl bereits auf 56 herabgegangen. 

ln Rotterode waren 1894 von 506 Einwohnern 325 Personen einschließ¬ 
lich Frauen und Kinder in diesem Zweige tätig; 1903 sind noch 82 solcher 
selbständigen Meister, und zwar 72 ohne, 9 mit je einem, 1 mit 2 versiche¬ 
rungspflichtigen Arbeitern aufgeführt, 1905 nur noch 53; ihr Verdienst betrug 
jährlich 300 bis 500 Jft, 

In Altersbach lebten sogar im Jahre 1894 von 532 Einwohnern etwa 
520 Personen einschließlich Frauen und Kinder von diesem Erwerbszweig; 
1909 waren noch 62 selbständige Meister vorhanden, die zusammen 110 ver¬ 
sicherungspflichtige Arbeiter beschäftigten. Die rüstigen verdienten wöchentlich 
9 bis 10 Jtl % die alten Schmiede 7 bis 8 Jft. 

In Brotterode wurden früher jährlich 16000 bis 20 000Ztr. Eisen in 
der Kleineisenindustrie verarbeitet (zu Sporen, Schnallen, Steigbügeln, Trensen, 
Geschirrringen, Reit- und Fahrstangen); dieser Verbrauch ist sehr zurück¬ 
gegangen, doch lebten 1895 von 2807 Einwohnern noch 575 Personen von 
der — wie es im amtlichen Bericht heißt — schlecht lohnenden Schnallen- 
schmiederei. Jetzt betreiben etwa 15 bis 20 Heimarbeiter dort die Klein¬ 
eisenindustrie; sie nennen sich Sporer, verfertigen aber fast nur Bestandteile 
von Pferdegeschirren, meist Ringe, Schnallen, sodann auch Striegel. 

Früher zählte man, als das Spezialisieren noch nicht so eingerissen war, 
1000 selbständige Meister für Beißzangen, Bohrer und Ahlen in der Stadt 
Schmalkalden. Die Ahlenschmiede, die Ahlen (Brosten) herstellen, gelten als 
ausgestorben. Vor etwa 10 Jahren gab es in der Stadt Schmalkalden noch 
60 selbständige Meister; in Asbach, wo die Ahlenschmiederei früher ein¬ 
gebürgert war, fertigen noch zwei, wie oben schon mitgeteilt, Spitzen an die im 
übrigen fertige Ahle. Im ganzen dürfte man noch 10 solcher Ahlenschmiede 
im Kreise zählen. Dagegen ist eine große Ahlenfabrik entstanden (Concordia). 
Asbach zählt noch 10 bis 12 Zweckschmiede und 15 Zeugschmiede. 

Die Schneckenbohrer, Feilen- oder Raspelhauer sind so gut wie ver¬ 
schwunden; die erstgenannten stellten vor 30 Jahren noch 40 selbständige 
Meister in der Stadt Schmalkalden, jetzt kaum noch 5 im Kreise. Dagegen 
sind 4 Fabriken entstanden. Von den Feilen- und Raspelnhauern gibt es in 
der Stadt noch gegen 6 Meister sowie eine Fabrik. 

In der Stadt Schmalkalden stellen vielleicht noch 8 Meister Beißzangen 
her gegen 27 vor etwa 10 Jahren; 5 Großbetriebe besorgen die Herstellung 
fabrikmäßig. 

Auch die Herstellung von Drahtzangen findet immer mehr in Groß¬ 
betrieben statt, die wenigen selbständigen Meister im Steinbacher Grund 
gehen dem Aussterben entgegen. 

Korkziehermacher fanden sich vor wenigen Jahren im Steinbacher Grund 
noch 50 bis 60, die aber jetzt zum Teil auch schon zum fabrikmäßigen 
Betrieb übergegangen sind. 
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Striegelmacher hat die Stadt Schmalkalden noch drei selbständige, dafür 
aber eine Fabrik, die sich mit Recht rühmen kann, die größte Deutschlands 
zu sein. 

Die Fabrikation von Blasebälgen geschieht nur noch in Großbetrieben, 
während sie früher besonders in Kleinschmalkalden im Heimbetriebe her¬ 
gestellt wurden. 

Die Schleiferei und Poliererei lehnen sich naturgemäß an die kleinsten 
Betriebe an, da sie von ihnen abhängen; die fabrikmäßigen Betriebe haben 
ihre eigene Einrichtung für diesen Zweck. Allein im Steinbacher Grund 
waren bis vor wenigen Jahren noch 60 Schleifkoten für Heimarbeit vorhanden. 

An die Kleineisenindustrie reiht sich, ebenfalls als eine uralte, die Holz¬ 
warenfabrikation. Sie ist zum größten Teil, wie die Schleiferei und Poliererei, 
abhängig bzw. eng verknüpft mit der ersteren, denn sie liefert die für die 
Fertigstellung gewisser Eisenkurzwaren erforderlichen gedrechselten Holzteile, 
so die Hefte (Griffe) für die Ahlen, Aussteiner, Frisier-, Brennscheren, Gurken- 
hobel, Stiele für Hämmer usw., sie ist also mehr eine Drechslerei, welche besonders 
in den Orten Floh, Seligenthal, Schnellbach, Struth zu Hause ist. Das Polieren 
dieser Drechslereien geschieht in derselben Werkstatt, und die dem Heft auf¬ 
gesetzten Metallringe schlagen die Kinder auf. Die Spielwarenindustrie ist 
selbst in sonst schlechten Jahren weniger gedrückt gewesen; so ist sie nach 
dem amtlichen Bericht selbst in dem ungünstigsten Jahre 1893 nicht zurück¬ 
gegangen, und der Bericht von 1895 besagt ausdrücklich, daß ein Rückgang 
der hiesigen Spielwarenindustrie nicht eingetreten war; aber sie kommt in¬ 
folge des geringen Bedarfs, der sich auch nach gewissen Jahreszeiten (Winter) 
richtet, verhältnismäßig wenig in Betracht. 

Auch für den Rückgang der noch aufzuzählenden Hausindustrien sind 
in der Hauptsache die bei der Kleineisenindustrie aufgefübrten Faktoren, als 
Einführung von Maschinen, Großbetrieb, Preisdruck usw. verantwortlich. 

Zu den ältesten Erwerbszweigen gehört die Horndrechslerei, die sich 
zurzeit wenigstens hauptsächlich mit der Herstellung von Pfeifenteilen be¬ 
schäftigt. Obwohl Fabrikbetriebe auf diesem Gebiete nicht entstanden sind, 
geht die Heimarbeit ständig zurück. Der Verdienst eines rüstigen Arbeiters 
beträgt bei zehn- bis zwölf ständiger Arbeitszeit (nach Abzug der Pausen) 
2,50 bis 3,00 oft täglich, wofür er Werkstatt und Werkzeuge herleihen muß; 
dafür hat er einen geringen Ersatz durch denVerkauf der ihm verbleibenden 
Hornspäne, die er als Dünger verkauft. Im Trusental ist der Sitz dieser 
Industrie; es werden jetzt in Trusen selbst einer, in Wahles zwei, im ganzen 
Trusental etwa 15 selbständige Meister gezählt. Sie verarbeiten ausschließlich 
gelieferten Rohstoff und geben die fertige Arbeit zurück. 

Die zweite Stelle in der Geschichte der Heimindustrie des Kreises Schmal¬ 
kalden nimmt nach Alter und Ausdehnung die Korbmacherei ein; sie hatte 
und hat noch ihren vernehmlichsten Sitz in Kleinschmalkalden, ferner in 
Seligenthal. In hoher Blüte hat sie kaum je gestanden; dafür spricht die 
Tatsache, daß in früheren Zeiten, wo nur grobe Körbe, sogenannte Füllfässer, 
angefertigt wurden, das Stehlen der Weiden an der Tagesordnung war und 
daß, um diesen Diebstählen Einhalt zu tun, in den dreißiger Jahren des 
19. Jahrhunderts die feine Korbmacherei eingeführt wurde. Nach den amt¬ 
lichen Akten war auch im Jahre 1873, wo alle Erwerbszweige darniederlagen, 
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die Beschäftigung eine sehr schlechte, die Preise niedrig. Eine Besserung ist 
kaum eingetreten und wenn, wie im Jahre 1893, die Beschäftigung eine gute 
war, so litten die Preise unter dem Preisdruck der Händler. Den tödlichen 
Schlag, von dem sie sich nicht wieder erholte, erhielt die Korbwarenheim¬ 
arbeit durch die Einführung der Gefängnisarbeit in Suhl im Jahre 1894. Hier 
arbeiteten 30 Gefangene für die Firma F. in Kleinschmalkalden (gothaischen 
Anteils), nachdem sie durch eigens hingesandte Arbeiter angeleitet waren. 
Für Anfertigung eines runden Korbes wurden 15 i), für einen eckigen 20 
gezahlt. Hierdurch wurde den Heimarbeitern in unserem Kreise nicht nur 
die Arbeit entzogen, sondern es traten auch derartige Preisunterbietungen 
ein, daß die genannte Firma infolge der Gefängnisarbeit etwa 50 Proz. weniger 
Arbeitslohn zahlte. Auch die Preise der anderen Waren wurden dadurch 
gedrückt, so daß für Zweideckelkörbe statt 85 nur 70, dann 65 $ gezahlt 
wurden, woran ein Arbeitslohn von 30 bis 35^ blieb, gegen einen solchen 
von 45 bis 50 ^ früher. Ein Korbmacher einschließlich der ganzen Familie 
verdiente bei 14stündiger Arbeitszeit 1,20 bis 1,50«^ täglich. Infolge der 
Not verlegten sich die Korbmacher wieder auf das Stehlen der Weiden, 
fertigten grobe Körbe an, und mußten, wegen Waldfrevels bestraft, im Ge¬ 
fängnis zu Suhl für die obengenannte Firma, welche die Ursache ihrer Not 
war, arbeiten. Seit acht Jahren besteht diese Art der Gefängnisarbeit nicht 
mehr. Dieser Erwerbszweig geht dem Untergang entgegen. In Kleinschmal¬ 
kalden, wo 1894 noch 250 Korbmacher in der Hausindustrie beschäftigt 
waren, und wo die Korbmacherei auch jetzt noch am stärksten vertreten ist, 
gibt es nach behördlicher Auskunft nur noch 50 selbständige Meister. 

Zu erwähnen ist endlich die Knopfmacherei, die, neueren Datums, eben¬ 
falls ihren Sitz in Kleinschmalkalden, wo 1900 eine bereits wieder eingegangene 
Fabrik gegründet wurde, und auch in Brotterode hat. In letzterem Ort sind 
etwa noch ein Dutzend Heimarbeiter, meist Frauen und Kinder, mit der An¬ 
fertigung von Hemdenknöpfen beschäftigt. Die Knopfmacherei wird immer 
mehr durch die Tabakverarbeitung verdrängt. 

Der zuletzt genannte Erwerbszweig gehört nicht in dieses Kapitel; denn 
er gehört nicht zu den im Niedergang begriffenen, seine Einführung ist viel¬ 
mehr als ein Fortschritt anzusehen; er wird noch später erwähnt werden. 

Nachdem wir im Vorhergehenden die Gründe des Niederganges der Heim¬ 
arbeit ausführlich besprochen haben, wenden wir uns den Heimarbeitern selbst, 
ihren wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnissen, sowie den gesundheit¬ 
lichen Schäden der Heimarbeit zu. Niedergang und Schäden der Heimarbeit 
stehen im engen Zusammenhänge, denn letztere wurzeln zum großen Teil in 
jenem. So sind ungünstige Entlohnung, Wohn- und Ernährungsverhältnisse, 
Arbeitszeit, Kinderarbeit unmittelbar abhängig von der Lage des Erwerbs¬ 
zweiges, gesundheitliche Schädigungen ihrerseits eine Folge ungenügenden 
Verdienstes, der schlechten Ernährung, der langen Arbeitszeit, der unhygie¬ 
nischen Wohnung usw., zum Teil allerdings der besonderen Berufsarbeit 
eigentümlich. 

Der Übersichtlichkeit und der Bedeutung wegen, welche der Kleineisen¬ 
industrie zukommt, nehme ich diese wieder als Grundlage meiner Aus¬ 
führungen, um letztere durch die etwaigen Besonderheiten der anderen Er¬ 
werbszweige am Schlüsse zu ergänzen. 
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1. Wohnung und Werkstatt. Beide sind häufig unter einem Dache, meist 
ist die letztere an das Wohnhaus angebaut oder noch häufiger in einem be¬ 
sonderen Häuschen in unmittelbarer Nähe des Wohnhauses. Das Wohnhaus 
besteht aus Fachwerk mit Lehm-, selten mit Steinfüllung und ist mit Ziegeln 
gedeckt. Außer dem eigentlichen Wohnraum, der aber noch ein bis zwei 
Betten für die Eltern enthält, und dessen eiserner Ofen oft auch noch zum 
Kochen dient, stehen nur ein bis zwei unter dem Dach gelegene, enge, un¬ 
heizbare Schlafräume und die kleine, oft an den Flur anschließende, meist 
fensterlose Küche der meist sehr zahlreichen Familie zur Verfügung. Die 
lichte Höhe dieser zum dauernden Aufenthalt dienenden Räume habe 
ich nie über 2,50 m gefunden, den Rauminhalt meist von 30 bis 50 cbm, 
kaum je über 50cbm, wie sich aus den mir vorgelegten Liquidationen der 
Desinfektoren über vorgenommene Schlußdesinfektionen hat feststellen lassen. 
Der Zustand, welchen Aborte, Abortgruben, Mist- und Jauchestätten dar¬ 
bieten, spottet meist jeder Beschreibung; fast jede solche Anlage bedeutet 
eine Gefahr für die Hausbewohner und die Nachbarschaft. Die Aborte liegen 
im Hause oder an dieses angebaut oder besser angeklebt, oft im oberen Stock¬ 
werk oder in unmittelbarer Nähe des Hauses, ohne Schutz gegen Kälte und 
Witterung meist mit schmutzigem Sitzbrett, mit einem Erdloch darunter für 
die Aufnahme der Fäkalien, welches oft so flach ist, daß auch ohne Regen¬ 
güsse der Inhalt über die Umgebung Übertritt. 

Die Schmiede eines Nagelschmiedes oder Naglers ist ungefähr 2 m hoch, 
3,50 m lang, 2,50 m tief, aus Lehmwänden aufgeführt, mit einem Ziegeldach 
überdacht, durch welches der Schornstein den Rauch des einzigen Schmiede¬ 
feuers abführt. Die Dicke des krustenartig den Wänden anhaftenden Rußes 
ist so groß, daß es den Anschein hat, als sei er seit dem Aufbau der Werk¬ 
statt nicht entfernt worden. Der Fußboden besteht aus festgestampftem, 
meist feuchtem und kaltem Erdreich, ohne Pflasterung. Von einer Dielung 
oder gar Zementierung, wie sie Ascher (siehe früher) für die neueren Werk¬ 
stätten erwähnt, habe ich nirgends etwas gefunden, schon deswegen nicht, 
weil neuere Werkstätten so gut wie gar nicht vorhanden sind; sie vererben 
sich in der Familie fort und neue derartige Betriebe werden so gut wie nicht 
eröffnet. Die Werkstätte wird nur höchst mangelhaft durch ein, höchstens 
zwei, niedrige, undichte, schmutzige Fenster erhellt. Im Winter vermehrt die 
trübselige, qualmende Petroleumlampe den schon bestehenden Rauch. Ab¬ 
gesehen von der nach den Wohnräumen oder Flur führenden Verbindungs¬ 
tür — falls die Werkstatt nicht abseits liegt — führt eine schlecht schließende 
Tür unmittelbar ins Freie. Öffnen bei ungünstigem Wetter läßt Kälte und 
Wind unmittelbar auf den Körper des Arbeiters ein wirken. Die Tür wird 
daher bei kühlerem Wetter, obwohl durch sie die einzige Lüftung stattfindet, 
dauernd geschlossen gehalten, wodurch im Inneren eine von Rauch, Qualm und 
Metallstaub erfüllte Luft herrscht, die im heißen Sommer trotz geöffneter Tür 
fast noch unerträglicher ist. Das einzige Schmiedefeuer glüht auf einem 
meist in der Mitte oder auch in einer Ecke stehenden Herd; es wird durch 
einen von dem Arbeiter mit dem Fuß in Bewegung gesetzten Blasebalg ge¬ 
schürt. Auf jeder Seite des Herdes steht ein Amboß, je einer für Vater und 
Sohn oder auch Frau oder Tochter. Hinter dem Feuerherd befindet sich 
noch der Blasebalg. 
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Von derselben Beschaffenheit sind durchschnittlich alle Schmieden, so z. B. 
die Ahlenschmieden in Asbach; etwas größere Dimensionen finden wir z. B. 
bei den Hammerschmieden, wo zwei Leute an einem Ambos stehen und der 
Zuschläger den Hammer mit beiden Händen über dem Kopf schwingt. Hier 
muß schon die Höhe etwa 2,50 bis 2,80 m betragen. 

2. Arbeitsart, Arbeitsleistung, Arbeitszeit. Wir wollen zunächst 
wiedereinem Nagelschmied bei seiner Tätigkeit Zusehen. Er hat zwei Eisenstäbe 
im Schmiedefeuer; während des Schmiedens am Amboß setzt er den Blasebalg* 
mit einigen Tritten des einen Fußes ab und zu in Bewegung und facht auf 
diese Weise das Feuef an. Die linke Hand holt vermittelst einer Zange den 
glühenden Eisenstab aus dem Feuer, legt ihn auf den Ambos, während der 
Hammer in der Rechten mit schnellen Schlägen ihn zum Nagel formt, das 
untere Ende zuspitzt, den Eisenstab über der Amboßkante in der für den 
Nagel erforderlichen Länge abbiegt und das abgebogene Stück über dem Ab¬ 
schrot, einem mit der Schneide nach oben stehenden, auf dem Amboßblock 
befestigten Meißel abtrennt, abschrotet. Jetzt legt er den Eisenstab wieder 
ins Feuer, ergreift mit der Zange das abgeschrotete Stück, steckt es mit der 
Spitze in das Locheisen, welches ein der Größe des Nagels entsprechendes 
Loch enthält und aus dem der Nagel so weit herausschaut, als für den Kopf 
erforderlich ist; er formt den letzteren durch einige kräftige Schläge auf das 
stumpfe, herausragende Nagelende; zum Schluß endlich wirft er mit einer 
geschickten Bewegung der in der linken Hand befindlichen Zange den fertigen 
Nagel aus dem Locheisen heraus auf den Amboßblock. Nun beginnt das 
Spiel aufs neue, das nicht nur Muskelkraft erfordert, sondern auch gutes 
Sehen, Umsichtigkeit und schnelles geschicktes Hantieren, zumal beim Hinein¬ 
bringen des Nagels in das Locheisen und wiederum beim Herauswerfen. Ein 
Mangel an diesen Eigenschaften bringt Versäumnis bei jedem einzelnen Nagel, 
die schließlich bei dem Endergebnis des Tages ins Gewicht fällt. Um einen 
einzigen Nagel fertig zu stellen, sind von dem Augenblicke an, wo der Eisen¬ 
stab aus dem Feuer genommen wird, bis zur Vollendung des Nagelkopfes, wie 
ich oft genug gezählt habe, mindestens 30 und bis an 40 Hammerschläge 
mit dem rechten Arm erforderlich. Für die Zahl der Schläge ist die Größe 
des Nagels kaum von Belang; vielmehr erfordert ein kleiner Nagel fast eben 
so viel Schläge wie ein großer, dagegen haben die Hämmer je nach der Größe 
des Nagels ein verschiedenes Gewicht. Nehmen wir für einen Hufnagel 
30 Schläge mit einem vierpfündigen Hammer an, so sind das bei einer Zahl 
von 1000 Stück, wie sie ein rüstiger Arbeiter täglich herstellt, 45000 Hammer¬ 
schläge mit dem rechten Arm; dementsprechend die verschiedenen Griffe mit 
der linken Hand und Tritte des Fußes auf den Blasebalg. 

Während hier ein Mann allein arbeitet, sind bei der Herstellung vieler 
Fabrikate zwei sich ergänzende Personen nötig, von denen der eine den zu 
bearbeitenden Gegenstand auf den Amboß hält, alle Drehungen und sonstigen 
Manipulationen mit der einen Hand vornimmt und ab und zu einzelne Schläge 
mit der anderen führt. Die andere Person besorgt lediglich das Zuschlägen, 
als sogenannter Zuschläger. Beide müssen natürlich gut aufeinander ein¬ 
gearbeitet sein, und sind es auch; denn nicht nur, wie schon oben bemerkt, 
hat ein Spezialisieren der einzelnen Zweige der Eisenindustrie sich heraus¬ 
gebildet, sondern sogar ein Spezialisieren einzelner Verrichtungen in jedem 
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Zweige. So bleibt mancher sein ganzes Leben hindurch nur Zuschläger« 
Wir betreten eine Schmiede, in welcher zwei Personen, Vater und Sohn, 
sogenannte Schusterhämmer herstellen. Es liegen wieder zwei Eisenstäbe im 
Feuer. Die Herstellung des Hammers spielt sich in etwa vier Abschnitten 
ab. Zunächst wird die Form zurecht geschlagen in vier Absätzen, die durch 
das Drehen des Eisens hervorgebracht werden, wozu 14, 28, 12, 14 zusammen 
68 Schläge vom Zuschläger geführt werden; im zweiten Abschnitt wird das 
Loch für den Hammergriff mit 10 Schlägen, durch Hineintreiben eines ent¬ 
sprechenden Eisenbolzens, den der Meister auf setzt, geschlagen; dann erfolgt 
in 5 plus 9 zusammen 14 wuchtigen Schlägen das Abschroten des Hammers 
vom Eisenstabe, der nun sofort wieder ins Feuer kommt; endlich als vierter 
Abschnitt das Zuspitzen des einen Hammerendes mit 18, 27, 11, 11 zusammen 
67 Schlägen. Es sind also im ganzen 159 Schläge vom Zuschläger mit einem 
achtpfündigen Hammer, den dieser mit beiden Händen über den Kopf her¬ 
führt, nötig, während der Meister etwa 20 Schläge tut. Bei fleißiger Arbeit 
stellen zwei Leute täglich fünf Dutzend Schusterhämmer her, wobei der Zu¬ 
schläger 9540, zum Teil recht wuchtige Schläge mit dem mit beiden Händen 
erhobenen Hammer führt. 

Die Arbeitszeit ist eine recht lange, sie beginnt sehr früh und dauert 
oft spät in die Nacht hinein, z. B. arbeiten manche Nagelschmiede von 4% Uhr 
morgens bis gegen 8V 2 Uhr abends. Andere fangen wohl später an, arbeiten 
dann aber auch länger. Die Länge der Arbeitszeit muß sich bei den aller¬ 
meisten Heimarbeitern den Anforderungen des Lebensunterhaltes und den 
Lohnbedingungen anpassen. Der Nagelschmied, den ich oben als Beispiel 
der Arbeitsart und -leistung anführte, muß, um 1000 Nägel täglich herzu¬ 
stellen, 13 bis 13y 2 Std. von 4 , / a bis 8 1 2 Uhr abends arbeiten, wobei er 
Va Std. für das erste, V 2 Std. für das zweite Frühstück, 1 bis l l / 2 Std. für das 
Mittagessen, zuweilen noch 1 2 Std. für einen Abendimbiß, im ganzen also 
2y a bis 3 Std. Ruhezeit hat. Die beiden Zeugschmiede, welche Schuster¬ 
hämmer herstellen, brauchen zur Fertigstellung von 5 Dtzd. Hämmern 14 Std. 
einschließlich l l / 2 Std. Pause von morgens 6 bis abends 8 Uhr. 

3. Arbeitsverdienst. Der Arbeitsverdienst ist meist auch bei an¬ 
gestrengter und fleißiger Arbeit in den meisten Erwerbszweigen ein sehr 
geringer und nur die sprichwörtliche Bedürfnislosigkeit des Thüringer Heim¬ 
arbeiters ermöglicht es ihm, aufs Notdürftigste durch das Leben zu kommen. 

Für 1000 Stück Nägel, wozu, wie oben ausgeführt, die Arbeit eines 
ganzen Tages — 13 Std. ohne Pausen — erforderlich ist, werden ihm 3,20«^ 
gezahlt; vorausgesetzt, daß 1000 fertige Nägel nicht weniger als 4 Pfd. wiegen. 
Hiervon gehen ab der Verbrauch an Kohlen, die Abnutzung des Werkzeuges, 
der Wohnung, die für An- und Ablieferung der Ware erforderliche Zeit, so 
daß ihm nach Abzug aller Unkosten etwas über 2 verbleiben. Ein rüstiger 
Nagelschmied in Altersbach stellt täglich 1500 sogenannte Schweizerhaken 
her bei Anspannung aller Kräfte, in der Woche 10000 Stück bei 14 1 2 stän¬ 
diger Arbeitszeit, von 1 / a 5 bis 9 Uhr, bei 2 1 / 2 ständiger Pause. Für 1000 Stück 
dieser Nägel, die insgesamt nicht weniger als 4 Pfd. wiegen dürfen, erhält er 
2,15 Jlt, also für den Tag 3,25 wovon wieder abgehen Rohmaterial, 
Kohlen usw. Er braucht für 1500 Nägel 7 1 / 2 Pfd. Eisen ä 0,08 Jft = 0,60^, 
denn l 1 a Pfd. gehen als Hammerschlag verloren, ferner pro Tag 0,15 
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Kohlen, somit bleiben 2,50 1 M\ bringt man die übrigen Aufwendungen in Ab¬ 
zug, so bleiben auch hier etwas mehr als 2,00 

Für 5 Dtzd. Schusterhämmer, wierie nach obiger Beschreibung in 12 1 / 2 stän¬ 
diger Arbeitszeit von zwei Personen in fleißiger Arbeit angefertigt werden, 
erhält der Meister 10^, also für das Dutzend 2,00«^. Davon gehen ab: 


Für 1 Dtzd. Hammerstiele.0,35 Ji 

Für das Polieren von 1 Dtzd. Hämmern, das von besonderen 

Polierern besorgt wird.0,25 „ 

Für Roheisen für 1 Dtzd. Hämmer.0,50 „ 

Für Kohlen, Lack zum Lackieren des Stieles usw. . . . 0,10 „ 

Zusammen. . . 1,20 M 


Es bleiben davon also 0,80 dl pro Dutzend oder 4 JlC Tagesverdienst 
für 5 Dtzd. für zwei Personen; hierbei ist nicht in Anrechnung gebracht Ab¬ 
nutzung der Werkzeuge, der Werkstatt, Frauen- und Kinderhilfe. 

Ein rüstiger Zweckschmied in Asbach stellt von (5 bis 8 Uhr, also in 
14 Std. mit 2 1 2 bis 3 Std. Ruhezeit, 2500 bis 3000 Stück 25mm lange 
Schusterzwecken her, welche zum Festheften des Leistens im Schuh dienen. 
Für 1000 solcher Zwecken, die 2 Pfd. wiegen müssen, erhält er L 4L Er 
verbraucht dazu 2 1 4 Pfd. Stahl, 1 Pfd. zu 25 öi 1 4 PW. geht beim Schmieden 
verloren; ferner sind die schon öfter erwähnten Abzüge zu machen, so daß 
auch hier im allergünstigsten Falle 1,75 bis 2 *At bleiben. 

Wie oben auseinandergesetzt, besteht die Tätigkeit der Ahlenschmiede 
jetzt nur in dem Zuspitzen der Ahlen; hierbei verdient ein tüchtiger Arbeiter 
6 bis 7 dt wöchentlich, früher, als sie die Ahlen vollständig herstellten, 17 t U 
durchschnittlich in der Woche. 

Die angeführten Zahlen werden sicherlich im Durchschnitt richtig sein, 
ich habe sie durch zahlreiche Nachfragen und Vergleiche gewonnen. Gewiß 
ist manchmal das Bestreben vorhanden gewesen, einen geringeren Verdienst 
anzugeben, als er in Wirklichkeit vorhanden ist, um Mitleid zu erwecken oder 
aus Furcht vor höherer Steuereinschätzung — denn diese Leute wittern 
selbst in dem Harmlosen eine Behörde. Augenschein und Beobachtung lehren 
am besten, wie armselig die Heimarbeiter wohnen und leben, trotzdem sie mit 
nie ermattendem Fleiß am Amboß stehen. Hierbei ist nirgends die Arbeit 
der Frauen berechnet, die auf dem Rücken die fertige Ware zur Ablieferung 
tragen, sowie die Tätigkeit der Kinder, die das Brennmaterial herbeischaffen 
und andere Handlangerdienste tun. 

Mit diesen Zahlen stimmen aber auch die behördlichen Erhebungen 
überein; so sagt der Bericht des Jahres 1883, daß der Verdienst der Kleiu- 
föuerarbeiter wöchentlich 8 bis 12^ betrage. Die ungünstige wirtschaftliche 
Lage ergibt sich, wenn man den Prozentsatz der Sparkasseneinlagen zur Be- 
volkerungsziffer für verschiedene Bezirke vergleicht. Dieses Prozentverhältnis 
betrug vor einigen Jahren ungefähr: für den Kreis Schleusingen 31,9 pro 
Kopf, für den Regierungsbezirk Erfurt 62,1 pro Kopf, für die Provinz Sachsen 
89,8 pro Kopf, und für den Kreis Schmalkalden 21,1 pro Kopf (besonders 
niedrig im Bezirk Steinbach-Hallenberg). 

4. Lebensunterhalt und Ernährung. Kaffee, d. h. meist irgend ein 
Ersatz, nicht etwa Bohnenkaffee, und Kartoffeln sind seit langem das Haupt- 
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nahrungsmittel der Heimarbeiter des Thüringer Waldes; hierin stimmen alle 
Kenner der Verhältnisse überein. 

Der Nagelschmied nimmt morgens Kaffee und mit Fett, Margarine, Wurst¬ 
fett bestrichenes Brot zu sich. Das Mittagessen besteht aus einer Kartoffel¬ 
suppe, der wiederum etwas Fett zugesetzt wird; ein bis zweimal werden statt 
Kartoffeln Hülsenfrüchte verwendet. Nur Sonntags gibt es Fleisch, von dem 
1 4 Pfd. im rohen Zustande auf den Kopf der Familie berechnet wird; zu¬ 
weilen wird auch ein Überschuß gekauft, so daß für Montag noch etwas übrig 
bleibt. Zum Nachmittagskaffee gibt es Brot wie morgens, bei diesem und 
jenem ab und zu Wurst‘oder Eier; das Abendbrot bilden Kartoffeln mit Salz, 
die in Wurstfett oder Specksauce getaucht werden; öfters wird auch saure 
Milch statt des Fettes gegeben. Eine Abwechselung bietet mittags oder 
abends ein aus Kartoffeln zubereiteter Pfannenkuchen, Teitscher in Schmal- 
kalder Mundart genannt, der dem westfälischen Puffer gleicht und bei Hoch 
und Gering eine Lieblingsspeise bildet, bei ersten allerdings nur mit Schmand 
(Sahne) bestrichen. 

Diese Aufstellung entspricht dem Küchenzettel der besser gestellten 
Kleinfeuerarbeiter, die neben dem eigenen Häuschen einen Stall für Schwein 
und Ziege sowie etwas Gartenland haben; die Kost der Ärmsten, der Gebrech¬ 
lichen und der Alten lautet: Kaffee und Kartoffeln, Kaffee und Brot; dasselbe 
immer wieder in umgekehrter Reihenfolge. Eine schlechte Kartoffelernte 
bedeutet daher einen Notstand, wie dies auch die behördlichen Berichte be¬ 
zeugen. 

Es würde sich verlohnen, die Nahrung dieser Leute einmal auf ihren 
Gehalt an den drei, für den Aufbau und die Erhaltung des Körpers notwen¬ 
digen Nahrungsstoffen zu prüfen; man würde erstaunt sein, daß trotz der 
unzureichenden, abwechselungslosen, stickstoffarmen Kost noch diese Arbeit 
geleistet wird. 

Eine Ergänzungsarbeit der Kleinfeuerarbeiter liefern die Schleifer und 
Polierer; erstere bewerkstelligen die gröbere, letztere die feinere Bearbeitung 
der Metallwaren. Das Schleifen wie das Polieren geschieht auf verschiedene 
Art. Für das eigentliche Schleifen werden meist große steinerne Schleifsteine 
benutzt, die bei jeder Umdrehung mit dem unteren Teil in Wasser tauchen 
(nasse Schleiferei), wodurch die Staubentwickelung erheblich vermindert wird, 
jedoch wird der vor dem Schleifstein sitzende Arbeiter von den mitgerissenen 
Wassertropfen durchnäßt. Auch springen beim Behauen der Steine, das die 
Arbeiter selbst ausführen, viele Steinteilchen ab. Ein Schleifer schleift z. B. 
in 8 Stunden 16 Dutzend Hämmer für einen Lohn von 3 J/. Das Polieren 
geschieht an rotierenden, mit Gummi bekleideten Scheiben; der Gummi wird 
mit einer fettigen Masse eingerieben. Oder die Scheiben bestehen aus zu¬ 
sammengepreßtem Filz, wodurch bei der Arbeit sehr viel Wollstaub sich ent¬ 
wickelt. Eine Saugvorrichtung besteht nicht, höchstens fängt ein Kasten, der 
die Scheibe teilweise umgibt, die abgeschleuderte Wolle auf, die jedoch neben 
dem Kasten umherfliegt und sich auf den Gegenständen ablagert. 

Einer eingehenden Besprechung wären nun, um das Bild der Kleinfeuer¬ 
heimarbeit zu vervollständigen, die Kinderarbeit und die eigentlichen Gesund¬ 
heitsschädigungen zu unterziehen; doch behandle ich beide Punkte am Schlüsse 
des Abschnittes über die Schäden der Heimarbeit, um Wiederholungen zu 
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vermeiden und lasse mich zunächst noch kurz über die Schäden in der Korb¬ 
macherei, Drechslerei und Tabakindustrie, als den nächst der Kleineisen¬ 
industrie wichtigsten Erwerbszweigen, aus. 

Die Korbmacher arbeiten fast ausschließlich in der Wohnstube oder 
selten in einem in offener Verbindung mit jener stehenden Nebenraum, eine 
im Vergleich mit den oben beschriebenen Schmieden gut eingerichtete Werk¬ 
stätte, was Raumgehalt, Ausstattung, Licht und Reinlichkeit betrifft, während 
die Luft von Wasserdämpfen erfüllt ist infolge des Verdampfens des für die 
Befeuchtung der Weiden gebrauchten Wassers. 

Das Korbflechten erfordert naturgemäß viel weniger körperliche Kraft 
als das Schmieden, dagegen gewiß mehr Handfertigkeit, Genauigkeit und Auf¬ 
merksamkeit, zumal wenn es sich um die Herstellung besserer Sorten handelt. 
So werden zu Zweideckelkörben drei Sorten Material, Weiden, Stroh und 
Rohr, gebraucht. Eine falsche Anordnung des Materials bringt Verlust an 
Material und Zeit. 

Die Arbeitszeit ist wie bei den Kleineisenarbeitern eine überaus lange, 
ja meist noch länger und dauert 15 bis 16 Stunden, von 5 bis 9 oder 6 bis 
10 Uhr ungefähr. Oft, besonders am Schluß der Woche, wird auch diese Zeit 
noch überschritten und bis tief in die Nacht hinein gearbeitet, um bei der 
Ablieferung den nötigen Lohn zu erhalten. Dabei sind die Pausen überaus 
kurz, gerade nur ausreichend, um die dürftige Mahlzeit einzunehmen; über¬ 
einstimmend wurde die Ruhezeit alles in allem auf etwa eine Stunde an¬ 
gegeben. 

Der Verdienst richtet sich mehr nach der Sorte als nach Größe und 
Zahl. Für feinere Körbe, deren ein fleißiger Arbeiter täglich vier herstellt, 
werden 80 bis 90 £ nach Abzug des Materials bezahlt, was täglich 3,20 bis 
3,60 Jtt ausmacht. Da die Korbmacher jedoch durchschnittlich einen Tag — 
meist Montag — zum Sortieren des ungeordneten Materials, der verschieden 
langen und starken Weidenruten, gebrauchen, so fällt mindestens ein Tag 
aus; sie verdienen nur an fünf Wochentagen und können daher nur mit 
einem Durchschnittsverdienst von 16 bis 18 *AL wöchentlich rechnen. Er¬ 
heblich weniger wird an der groben Ware verdient. Ganz besonders 
ungünstig stehen die Witwen der verstorbenen Korbmacher da; ein Netto¬ 
verdienst von 550 jährlich, also von 10,50 Jft wöchentlich, ist als Höchst¬ 
einnahme einer Witwe einschließlich zweier Kinder anzunehmen (s. Akten 
des Landratsamtes 1908). 

Die Nahrung des Korbflechters ist die des Schmiedes. Die erste Mahl¬ 
zeit besteht aus Kaffee mit eingebrocktem, trockenem Brot; zur zweiten 
Mahlzeit gegen 11 Uhr — dem Mittagessen — wird meist Suppe aus Kar¬ 
toffeln — viermal wöchentlich — oder aus Hülsenfrüchten mit Speckstückchen 
an Stelle des Fettes gegeben. Sonntags wird Rind- oder Schweinefleisch ge¬ 
kauft, auf fünf Köpfe ein Pfund roh. Zum Nachmittagskaffee gegen 3 Uhr 
gibt es Brot mit Wurstfett oder Schmalz, bei den Begüterten, die ein Schwein 
auf ziehen, ab und zu Wurst. Abends wird in der Regel Kartoffelpuffer in 
Leinöl gebacken. 

Auch die Drechsler haben ihre Werkstatt in oder neben dem Wohnraum, 
jedenfalls sind die Werkstätten meist geräumiger, heller und luftiger als die 
Schmiede Werkstätten; indessen erzeugt, namentlich bei den Horndrechslern, 
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von denen schon die Rede war, das Abdrehen des Horns an der Drehbank 
sehr viel feinen Staub. 

Die seit einer Reihe von Jahren eingefühlte Tabakbearbeitung beschäftigt 
eine große Zahl von Heimarbeitern, allerdings meist Frauen und Kinder, die 
diesen lohnenden Nebenverdienst sich sichern. Im wirtschaftlichen Sinne 
bedeutet sie auch für die Hausindustrie eine Verbesserung. Von den mit 
ihr verbundenen gesundheitlichen Schäden ist später die Rede, ebenso von 
der Kinderarbeit dieses Erwerbszweiges. Abgesehen hiervon ergeben sich 
kaum Schäden, höchstens für die Konsumenten, die die Zigarren rauchen 
müssen, welche in schmutzigen Räumen, auf schmutzigen Tischen und von 
den schmutzigsten Händen zubereitet werden. Der Arbeitsraum hierfür ist 
die Wohnstube mit ihren zahlreichen Insassen, und von der Großmutter ab¬ 
wärts bis zu den fünf- und sechsjährigen Kindern beteiligen sich alle Glieder 
der Familie, die nicht auswärts beschäftigt sind, an dieser Arbeit, während 
die kleinsten Kinder dabei herumspielen, ihre Bedürfnisse verrichten, von der 
Mutter kaum gereinigt werden usw. 

Ein überaus wichtiges Kapitel betrißt die Gesundheitsschädigungen der 
Arbeiter, auf die ich mein besonderes Augenmerk gerichtet habe. Wir 
haben zunächt wieder die Kleinfeuerarbeiter im Auge. 

1. Blutarmut ist eine der häufigsten Erkrankungen, denen wir begegnen. 
Hand in Hand hiermit finden wir meist schwächliche Konstitutionen und dies 
trotz der Ausbildung einzelner besonders angestrengter Muskelgruppen. 
Schon Frankenstein (s. früher) spricht von der körperlichen Verkommen¬ 
heit der Kleineisenarbeiter, besonders im.Amte Steinbach-Hallenberg. Unter 
den vielen Heimarbeitern, mit denen ich zu tun hatte, habe ich kaum einen 
gesehen von der blühenden Gesundheit und Kraft, wie ich sie aus meiner 
früheren Tätigkeit bei der Landbevölkerung der Mark Brandenburg in Er¬ 
innerung habe. 

Nach dem Gesagten ist das auch nicht auffällig. Fleißige Heimarbeiter, 
denen das Wohl ihrer meist sehr zahlreichen Familie am Herzen liegt, kommen, 
abgesehen von den Feiertagen, nicht aus dem Hause und auch an diesen oft 
nicht. Zwei Drittel des Tages gehen auf die Arbeit, ein Drittel auf die 
Nachtruhe — in einem engen und schlecht gelüfteten Raum — hin. Die 
Ruhepausen sind kurz, die Arbeit schwer, die Ernährung unzureichend, die 
hygienischen Bedingungen ungenügend. Nur die, welche ein Stück Land 
ihr Eigen nennen, finden zur Zeit der Bestellung oder der Ernte in der Land¬ 
arbeit einen dürftigen Ausgleich. Hiermit hängt die vielfach geäußerte An¬ 
schauung zusammen, daß das weibliche Geschlecht, welches hauptsächlich die 
Landwirtschaft versieht, kräftig und blühend sei. Dies ist bedingt richtig, 
eben nur im Vergleich mit den dürftigen Exemplaren des männlichen Ge¬ 
schlechts. Von einer Blüte der Frauen kann ich eigentlich nicht sprechen. 

2. Ebenso häufig wie die genannten Krankheiten und als Berufskrank¬ 
heiten anzusehen sind die Veränderungen des Skeletts, wie Verkrümmungen 
der Wirbelsäule, X- und 0-Beinstellung, Plattfüße und besonders Form¬ 
veränderungen der Fingergelenke. 

Die Feuerarbeiter stehen mit mehr oder weniger gespreizten Beinen, 
was insbesondere bei Führung des Hammers der Fall ist, auf Holzschuhen 
oder Pantoffeln ohne Wölbung 12 bis 14 Stunden am Amboß, wobei unaus- 
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gesetzt das Fußgewölbe die Körperlast zu tragen hat. Dabei wird oft noch 
mit einem Fuß der Blasebalg in Bewegung erhalten, wobei dann ein Fuß die 
ganze Körperlast tragen muß. Daß Gewicht aber ist kein gleichmäßiges, 
ruhendes, sondern beim Zuschlägen balanciert der Körper fortwährend hin 
und her, geht aus einer Gleichgewichtsstellung in die andere, wodurch die 
Lage der Knochen des Fußgewölbes zueinander fortwährend geändert, immer 
aufs neue eine Anpassung erforderlich wird. Noch ungünstiger wirken die 
beim Zuschlägen auf Eisen oder Amboß entstehenden, oft starken ruckweisen 
Stöße, die sich auf die Knochen des Fußgewölbes in einer bestimmten Rich¬ 
tung übertragen. Daß eine solche dauernde Belastung zur Abflachung des 
Fußgewölbes führen muß, ist einleuchtend. Außerdem wirkt die breitbeinige 
Stellung insbesondere der Zuschläger ebenfalls in derselben Richtung ungünstig 
ein, wie sie auch der Entwickelung von X-Beinen Vorschub leistet. Ver¬ 
krümmungen der Wirbelsäule sind ganz besonders häufig bei den Kleineisen¬ 
arbeitern zu finden, welche mit der rechten Hand den Hammer führen und 
mit der linken die Zange mit dem Eisen halten. Hierbei wird fortwährend 
bei leicht nach vorn und rechts geneigter Haltung des Rumpfes die rechte 
Schulter gehoben, während die linke Schulter gesenkt und der linke Arm in 
die linke Seite gelegt wird. Diese Stellung, die wieder stundenlang inne¬ 
gehalten wird, erklärt das häufige Vorkommen der Rückgratsverkrümmungen, 
die meist als Skoliosen sich zeigen. 

Ganz besonders häufig sind Deformitäten der schwersten Art an den 
Händen der Kleinfeuerarbeiter wahrzunehmen. Sie betreffen den zweiten bis 
vierten Finger und gleichen in der Abweichung der Finger nach der Klein¬ 
fingerseite zu und in der Verdickung und Bewegungsbeschränkung der Ge¬ 
lenke der Arthritis deformans, tritt jedoch in viel früherem Lebensalter auf. 
Ich habe Leute von noch nicht dreißig Jahren mit solchen Gliedern gesehen. 
Es sind nur beide Hände befallen, die übrigen Glieder nicht, was ein Beweis 
zu sein scheint, daß nicht eine den ganzen Körper treffende Schädlichkeit, 
Gicht und Rheumatismus, die Verunstaltung erzeugt hatte; es fehlte auch 
jedes Zeichen einer solchen Krankheit, wie Gichtknoten usw. Diese Verände¬ 
rungen kommen nur durch die Haltung der Hand, besonders der vier Finger 
beim Halten der Werkzeuge, insbesondere des Hammers, zustande, während 
der Daumen frei bleibt, weil er nicht aus der Längsachse abgedrängt wird. 
Ich habe den Eindruck, daß sie häufiger an der rechten Hand, die den 
Hammer führt, zu finden sind als an der linken, doch ist die Zeit der Beob¬ 
achtung zu kurz, um hierüber eine bestimmte Angabe zu machen. 

3. Echter Gelenkrheumatismus kommt ebenfalls sehr häufig vor; er be¬ 
fällt zum Unterschied von der eben genannten deformierenden Arthritis regellos 
die Gelenke, setzt bei längerem Bestände Auflagerungen auf Kapsel usw. ab 
und verursacht dann Bewegungsbeschränkung; aber ein solches Glied bietet 
ja bekanntlich ein ganz anderes Aussehen als jene Krankheit. Dieser Ge¬ 
lenkrheumatismus ist, ebenso wie der häufig vorkommende Muskelrheumatismus 
und die Neuritis, eine Erkältungskrankheit, eine unvermeidliche Folge des 
Temperaturwechsels, der beim Öffnen der Tür den beim Schmiedefeuer und 
durch anstrengende Muskelarbeit erhitzten Arbeiter trifft. 

4. Daß die durch das lange Stehen verursachte Stauung Erweiterungen 
der Venen der unteren Gliedmaßen mit allen Folgezuständen hervorruft, ist 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



719 


über die Heimarbeit im Kreise Schmalkalden und ihre Sanierung. 

erklärlich. Ich habe hier sehr viele Krampfadern, Unterschenkelgeschwüre 
und Ekzeme gesehen, wie sonst nur bei den Webern in meinem früheren 
Tätigkeitsbereiche in der Mark. Es sind ja auch die günstigsten Bedingungen 
für die Entwickelung der Venenerweiterungen in der Arbeit selbst geschaffen. 

5. Atrophische und paralytische Zustände, ferner Erscheinungen am 
rechten Arme, wie sie von der Paralysis agitans her uns geläufig sind, finden 
sich häufig schon bei Leuten im besten Mannesalter. Eine ganze Anzahl 
Zuschläger müssen ihren Beruf aufgeben, weil sie den Hammer nicht mehr 
führen können. Es ist ja begreiflich, daß bei der einseitigen Anspannung 
derselben Muskelgruppeü eine Übermüdung eintritt, die schließlich durch 
Ruhe nicht mehr ausgeglichen wird. Die Erscheinungen sind zuweilen sehr 
schwere, insbesondere habe ich tremorartige Zustände vou solcher Stärke ge¬ 
sehen, daß sie den Kranken fast jede Hantierung unmöglich machten, übrigens 
keine Zeichen von multipler Sklerose aufwiesen, an welche mau erinnert 
wurde. Das Zittern ist zwar am rechten Arm am stärksten, aber nicht bloß 
auf diesen beschränkt, vielmehr befällt es auch den linken Arm und ab und 
zu auch die anderen Glieder, besonders den Kopf. 

6. Frühzeitige Arteriosklerose. Sie hat ja erst in neuerer Zeit die Auf¬ 
merksamkeit der Ärzte und des Publikums in vielfach übertriebenem Maße 
erregt ; das zeigt sich hier in vielen Anträgen auf Invalidenrente, die nur mit 
oft recht mäßiger Arterienverkalkung von seiten des Arztes begründet werden. 
Von ärztlicher Seite wird behauptet und auch ich habe den Eindruck, daß 
diese Krankheit hier überaus häufig vorkommt und gerade auch bei der land¬ 
wirtschaftlichen Bevölkerung. Da nun im Kreise Schmalkalden die Land¬ 
wirtschaft fast ausschließlich eine Nebenbeschäftigung der Fabrik- und Heim¬ 
arbeiter ist, läßt sich bisher wenigstens nicht feststellen, welcher Erwerbszweig, 
ob Industrie oder Landwirtschaft, die größere Schädlichkeit mit sich bringt, 
wobei natürlich der Einfluß der sonst bekannten Faktoren nicht in Abrede 
gestellt werden soll. Zweifellos tritt die Arteriosklerose sehr früh auf, er¬ 
reicht aber selten hohe Grade. 

7. Außerordentlich häufig sind chronische Erkrankungen der Atmungs¬ 
organe, besonders das Emphysem. Dieses kommt nicht nur ungemein häufig, 
sondern auch schon in jüngeren Jahren vor. Es liegt nahe, in dem bergigen 
Terrain die Ursache zu suchen. Die Anforderungen, welche das Bergauf und 
Bergab stellen, werden an alle Einwohner in gleicher Weise gestellt, und 
doch bevorzugt das Emphysem in ausgesprochenem Maße die Kleinfeuer¬ 
arbeiter. Anscheinend werden allerdings die Landwirtschaft treibenden Männer 
ebenso häufig befallen; jedoch liegt eine irrtümliche Annahme nach dieser 
Richtung deswegen so nahe, weil, wie ich schon oben bei Besprechung der 
Arteriosklerose erwähnt habe, die Kleinfeuerarbeiter meist auch Landwirt¬ 
schaft betreiben. Bei den Frauen, die doch hauptsächlich den landwirtschaft¬ 
lichen Betrieb versehen, insbesondere die Lasten auf die Höhen tragen, findet 
sich das Emphysem nicht häufiger als sonst. Auf den Arbeiter in der Werk¬ 
statt wirken ja auch besondere Schädlichkeiten ein. Metallstaub und schlechte 
Luft, angestrengte Lungentätigkeit bei den schnell sich folgenden raschen 
Bewegungen der Arme usw. sind solche Schädlichkeiten. 

Unter den Erkrankungen der Atmungsorgane erheischt die Tuberkulose 
naturgemäß eine besondere Besprechung. Die Bedingungen zu ihrer Ent- 
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Wickelung sind ja bei den Heimarbeitern genügend gegeben. Schon die 
ungünstigen Wohnungs-, Arbeite - und Ernährungs Verhältnisse, von denen 
oben ausführlich die Rede war, begünstigen die Entwickelung, indem sie die 
Widerstandskraft des Körpers herabsetzen. Hierzu kommen dann die direkten 
Schädlichkeiten der Werkstatt und der Arbeit. Ich habe bereits bei Schilde¬ 
rung der Arbeit der Kleineisenfeuerarbeiter ausgeführt, daß z. B. zur Her¬ 
stellung von 1500 Schweizer Haken 7 Pfd. Eisen nötig sind, wobei IVjHcL 
als Hammerschlag verloren gehen; ähnlich geht bei der Anfertigung von 
1000 Stück Brettnägeln, die fertig 9 Pfd. wiegen, über 1 Pfd. an Hammer¬ 
schlag ab. Metallstaub ist also reichlich vorhanden, wozu bei den Schleifern 
noch der beim Behauen der Steine entstehende Steinstaub kommt Die Aus¬ 
breitung der Tuberkulose unter den Schleifern und Polierern bedarf einer 
besonderen Besprechung. Im Jahre 1910 äußerte sich der Berichterstatter 
in der Sitzung des Ausschusses des Deutschen Zentralkomitees zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose dahin, daß die Tuberkulosesterblichkeit unter den 
Schleifern des Kreises Schmalkalden gering sei, während sie unter der übrigen 
Bevölkerung sogar in einigen Dörfern mit fast ausschließlich landwirtschaft¬ 
licher Bevölkerung zahlreiche Opfer fordere. Die dem Ausschuß vorgelegte 
Tabelle besagte: 


Es starben 


! 

insgesamt 

an Lungen- darunter 

tuberkulöse Schleifer und Polierer 

1906 

1907 

1908 

1909 

624 

629 

631 

658 

43 

44 

46 

53 

1 

2 

4 


Ich kann diese Tabelle ergänzen: 

1910 jj 695 | 47 | 4 


Bei der Aufstellung dieser Tabelle, die auf den Anzeigen und den 
Leichenscheinen beruht, ist zu bedenken, daß beide in bezug auf den Beruf 
meist sehr ungenau ausgefüllt sind. 

Ich selbst habe auf Grund der häufigen Untersuchungen von Arbeitern, 
welche Anträge auf Krankenfürsorge stellten, den bestimmten Eindruck ge¬ 
wonnen, daß die Tuberkulose unter den Schleifern und Polierern viel häufiger 
vorkommt. Auch kann ich auf Grund meiner Ermittelungen und des vor¬ 
liegenden amtlichen Materials der Ansicht nicht beipflichten, daß die Tuber¬ 
kulose unter der landwirtschaftlichen Bevölkerung zahlreiche Opfer fordert, 
denn die Industrie ist fast überall eingedrungen, mindestens geht ein Teil 
der Dorfbewohner in die benachbarten Fabriken; ferner läßt sich, wie schon 
mehrfach erwähnt, die Bevölkerung nicht streng scheiden in eine solche, 
welche Landwirtschaft treibt, und in eine andere, welche gewerblich be¬ 
schäftigt ist; vielmehr treiben die Arbeiter fast alle Landwirtschaft. In den 
Dörfern mit vorwiegend oder ausschließlich landwirtschaftlicher Tätigkeit ist 
meinen Ermittelungen nach die Tuberkulose selten. 

Zum Schluß habe ich die von Ascher (s. Dämmer) zusammengestellte 
Tabelle für die Jahre 1906 bis 1911 weitergeführt. 
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Aus dieser geht hervor, daß, während die 
Zahl der Sterbefälle im Verhältnis zur Zahl der 
Lebenden im Staate fast ständig gesunken ist, 
eine Abnahme im Kreise Schmalkalden nicht 
zu verzeichnen ist. Dieselbe Erscheinung zeigt 
sich bei der Betrachtung der Sterbefälle an 
Tuberkulose im Staate wie im Kreise Schmal¬ 
kalden. Endlich ist auch die Zahl der Sterbe¬ 
fälle an Tuberkulose im Verhältnis zur Gesamt¬ 
sterblichkeit im Kreise Schmalkalden nicht 
zurückgegangen, während sie im Staate erheb¬ 
lich abgenommen hat. 

8. Endlich ist nicht zu verkennen, daß 
infolge der Einseitigkeit und Gleichförmigkeit 
der Arbeit, der gedrückten Lage und des Fehlens 
jeglicher Anregung häufig eine geistige Stumpf¬ 
heit, geistige Verkümmerung (s. Falken stein) 
vorhanden ist, die den Heimarbeiter an Intelli¬ 
genz geringwertiger erscheinen lassen als den 
Durchschnittsarbeiter der größeren Städte. 

Der Alkoholismus spielt keine große Rolle; 
obwohl namentlich bei den jungen Leuten am 
blauen Montag nicht gearbeitet wird, sind Kon¬ 
flikte mit der Behörde selten. Daß der Ver¬ 
brauch an Branntwein und Bier immer mehr 
abnimrat, habe ich an anderer Stelle (Viertel¬ 
jahrsschrift f. gerichtl. Medizin usw.) mitgeteilt. 

Bleikrankheit, die sonst als eine häufige 
Erkrankung bei den Feilenhauern erwähnt wird, 
ist mir nicht häufig begegnet. Der Grund mag 
die Herstellung der Feilen in mit besseren Vor¬ 
richtungen ausgestatteten Fabriken sein, denn 
im Hausbetrieb werden sie kaum noch her¬ 
gestellt. 

Eine besondere, kurze Besprechung soll 
noch der Kinderarbeit gewidmet werden, die 
mit der Heimarbeit aufs engste verknüpft ist, 
ja ohne welche diese nicht bestehen kann und 
die trotz des Kinderschutzgesetzes in unserem 
Kreise noch in ausgedehntem Maße besteht. 
Daß die in fremden Werkstätten, besonders in 
den größeren Betrieben beschäftigten Kinder nur 
ausnahmsweise über das gesetzlich zulässige Maß 
angestrengt werden, dafür sorgen die Betriebs¬ 
unternehmer aus Furcht vor Strafe, infolge der 
Kontrolle usw. meist schon von selbst. Anders 
in der Werkstatt des Vaters. Allerdings in den 
amtlichen Berichten liest man auch hier höchst 

Vierteljahrs^chrift für Gesundheitspflege, 1913. 
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selten von Übergriffen. Die Angaben der Väter über die Dauer und den Grad 
der Beschäftigung ihrer Kinder sind den Behörden gegenüber äußerst vor¬ 
sichtig gehalten, denn sie fürchten eine Unterbindung der für sie unentbehr¬ 
lichen Kinderarbeit. Noch ungenauer und unzuverlässiger sind die Angaben 
der Schulkinder, wenn die vorgeschriebenen Listen von den Lehrern ausgefüllt 
werden. Die Lehrer, welche längere Jahre in ihren Gemeinden tätig sind, 
klagen allgemein darüber, daß auf Umfrage die Kinder überhaupt jede Be¬ 
schäftigung leugnen oder falsche Angaben machen, weil sie hierzu von ihren 
Eltern angehalten werden aus eben erwähntem Grunde. Früher, als die 
Leute noch nicht gewitzigt waren, entsprachen die Auskünfte der Kinder 
mehr der Wahrheit. 

So kann man denn nur auf Umwegen zu einer der Wirklichkeit ent¬ 
sprechenden Anschauung gelangen. Ich frage bei Schulbesichtigungen nicht: 
„Wer von Euch arbeitet bei seinem Vater in der Werkstatt, wer macht 
Knöpfe, wer Nägel“, weil ich bald bemerkt habe, daß die Meldung zögernd 
oder gar nicht erfolgte. Ich frage: „Wer von Euch kann mir sagen, wie 
Hemdenknöpfe gemacht werden, wer versteht Nägel zu schmieden? Meist 
heben sich nun die Hände derer, die diese Arbeit verrichten; durch weitere 
Fragen nach dem Wo und Wie kommt man dann sehr gut dahinter, wie die 
Kinder noch immer in Anspruch genommen werden; und die Beobachtungen 
vieler Lehrer, die in die Familien hineingucken, stimmen hiermit. Auch wer 
das Vertrauen der Heimarbeiter gewonnen, dem schütten sie zuweilen ihr 
Herz aus, und auch hieraus kann man gerade bei den unlohnendsten und 
anstrengendsten Erwerbszweigen die Mitarbeit der Kinder ersehen. Es ist 
aber auch für die Behörde die oft ungemessene Inanspruchnahme der Kinder 
ein offenes Geheimnis, so z. B., daß die Kinder der Korbmacher in Klein¬ 
schmalkalden hauptsächlich in den letzten Wochentagen bis spät abends 
helfen müssen, damit diejenige Anzahl Körbe fertiggestellt wird, deren Ertrag 
den kärglichen Unterhalt für die nächste Woche sicherstellt. 

Immerhin ist ja auch auf diesem Gebiet manches besser geworden, so 
werden die Eiinder morgens vor der Schule kaum noch zur Arbeit heran¬ 
gezogen, was nach Berichten alter Lehrer z. B. in Altersbach früher regel¬ 
mäßig schon von 5 Uhr ab der Fall war. Auch hat in manchen Ortschaften 
die Kinderarbeit immer mehr aufgehört und wird dort, z. B. in Oberschönau, 
mit dem Aussterben mancher Betriebe ganz verschwinden. Die Ursache ist 
wohl die Einführung lohnenderer Fabrikarbeit und Hausgewerbe, so der 
Tabakverarbeitung im genannten Orte. Ein eigentümliches Argument für 
den Geburtenrückgang, welches zugleich die Abnahme der Kinderarbeit er¬ 
klärt, lieferte gelegentlich der Erhebung über den Geburtenrückgang im 
Jahre 1912 die Ortsbehörde in Oberschönau. Früher, so führte sie aus, war 
jedes Kind vom frühen Alter an ein werbendes Kapital, mit jedem Kinde 
wuchs das Einkommen der Familie, da es mitarbeiten mußte. Jetzt fürchten 
die Eltern den Vorwurf der Ausnutzung, den die Kinder ihnen später machen 
könnten, und lassen sie infolgedessen nicht mehr arbeiten. Da aber nun mit 
der Arbeit auch der Verdienst durch die Kinder wegfällt, verzichten sie auf 
diese. An vielen Orten jedoch habe ich selbst wiederholt in den Werkstätten 
Kinder bei der Arbeit gesehen und durch geschickte Fragestellung oft die 
obigen Ausführungen bestätigt gefunden. Ich will das Ergebnis meiner Nach- 
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forschnngen und Beobachtungen hier nur in wenigen Sätzen wiedergeben, 
obwohl es sich verlohnte, diese Angelegenheit, die ja so innig verknüpft ist 
mit der heute so gewürdigten Jugendpflege, ausführlicher zu beleuchten. 

In Asbach wurden Dezember 1904 32 Kinder beschäftigt, nämlich: 

Im Alter von 6 Jahren 2 Knaben, 1 Mädchen täglich 2 Stunden mit 
Feilen von Zwecken, darunter 1 bei einem fremden Meister. Im Alter von 
7 Jahren 2 Einaben, 2 Mädchen täglich 2 bis 3 Stunden mit Feilen von 
Zwecken, darunter 2 bei einem fremden Meister. Im Alter von 8 Jahren 
1 Knabe, 1 Mädchen täglich 2 bis 5 Stunden mit derselben Arbeit, darunter 
1 bei einem fremden Meister. Im Alter von 9 Jahren 2 Knaben, 2 Mädchen 
täglich 2 bis 5 Stunden mit derselben Arbeit, 1 mit dem Abreiben von Stielen 
mit Sandpapier, alle 4 bei einem fremden Meister. Im Alter von 10 Jahren 
1 Knabe, 2 Mädchen täglich 2 bis 3 Stunden mit Polieren von Hämmern, alle 
drei bei einem fremden Meister. Im Alter von 11 Jahren 4 Knaben, 1 Mädchen 
täglich 2 bis 4 Stunden; 2 Knaben mit Feilen von Hämmern, 1 Knabe mit 
dem Anfertigen von Zwecken, 1 Knabe in der Hausschlächterei, 1 Mädchen 
mit dem Feilen von Zwecken, dieses bei einem fremden Meister. Im Alter 
von 12 Jahren 4 Knaben, 2 Mädchen täglich 1 bis 5 Stunden, 4 mit Feilen 
von Zwecken und Polieren von Eisenwaren, 1 Zuschläger bei Anfertigung 
von Zwecken, 1 Mädchen mit Polieren von Griffen. 2 Knaben, 1 Mädchen 
bei einem fremden Meister. 

In Asbach wurden 1905 Kinder unter dem gesetzlichen Alter mit Ölen 
von Hammerstielen, Feilen von Zwecken beschäftigt. 

Nach den amtlichen Akten von* 1905 wurden in Brotterode 16 Kinder 
(11 Knaben, 5 Mädchen) im Alter von 7 bis 14 Jahren durchschnittlich 

3 bis 6 Stunden täglich beschäftigt, und zwar: 

Im Kleineisengewerbe (Anfertigung von Schnallen, Bingen, Kinnketten) 

4 Knaben; mit Knopf machen 2 Knaben, 2 Mädchen; mit Ausbreiten von 
Tabakblättern 3 Knaben, 1 Mädchen; mit Anfertigen von Metalletiketten 
1 Knabe, 2 Mädchen; mit Kontorarbeit 1 Knabe. 

Eine in der Schule in Brotterode ebenfalls im Jahre 1905 vorgenom¬ 
mene Ermittelung hatte folgendes Ergebnis: Es wurden beschäftigt: 


In Klasse 1: 

In Klasse 2: 
In Klasse 3: 

In Klasse 4a: 

In Klasse 4b: 
In Klasse 1: 

In Klasse 2: 

In Klasse 3: 


26 Kinder, 12 bis 13 Jahre alt, an 2 bis 6 Wochentagen 2 bis 
6 Stunden. 

23 Knaben, 10 bis 12 Jahre alt, täglich 4 Stunden. 

23 Knaben, 8 bis 11 Jahre alt, an 3 bis 6 Tagen 3 Stunden.; sämt¬ 
lich im Kleineisengewerbe, mit Knopfmachen und mit Ausbreiten von 
Tabakblättern. 

6 Knaben, 7 bis 8 Jahre alt, täglich 2 bis 6 Stunden, 4 mit dem 
Ausbreiten von Tabakblättern, 1 mit Anfertigung von Metall¬ 

etiketten, 1 mit Anfertigen von Schnallen und Bingen 6 Stunden. 

14 Knaben, 7 bis 9 Jahre alt, täglich 1 bis 5 Stunden, sämtlich mit 
Knopfmachen (Überspinnen). 

14 Mädchen, 13 bis 14 Jahre alt, an 2 bis 3 Wochentagen, jedesmal 
2 bis 3 Stunden mit Ausbreiten von Tabakblättern und Anfertigen 
von Metalletiketten und Bingen. 

23 Mädchen, 11 bis 13 Jahre alt, täglich 3 bis 4 Stunden, 16 mit 
Knopfmachen, 5 mit Ausbreiten von Tabakblättern, 2 mit Anfertigen 
von Etiketten. 

16 Mädchen, 8 bis 9 Jahre alt, täglich 3 bis 6 Stunden mit derselben 
Arbeit. 
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In Klasse 4: 28 Mädchen, 7 bis 8 Jahre alt, täglich 2 bis 3 Stunden, 16 mit 

Knopfmachen, 7 mit Ausbreiten von Tabakblättern, 5 im Kleineisen- 
gewerbe. 

In Klasse 5: 13 Mädchen, 6 bis 8 Jahre alt, täglich 2 Stunden mit Knopfmachen 

und Ausbreiten von Tabakblättern. 


In Seligenthal arbeiteten 1904 8 Schulkinder täglich 4 bis 6 Stunden, 
in Unterschönau 10 Schulkinder 3 Stunden täglich. In Steinbach-Hallenberg 
dagegen wurden 1904 nur 8 Arbeitskarten für Kinder ausgestellt, eine An¬ 
gabe, die jedenfalls der Zahl der wirklich beschäftigten Kinder nicht entsprach. 
In Oberschönau waren 18 Kinder von 10 Jahren 5 bis 8 Stunden in der 
Nagelschmiede des Vaters tätig, 2 Kinder von mehr wie 10 Jahren in der 
Schlosserei 5 bis 8 Stunden. 

Die vor dem Eintritt in den Beruf vorgenoramene Untersuchung der 
männlichen Konfirmanden der Jahrgänge 1896/1897 bis 1899/1900 ergab 
für Oberschönau, daß von 82 Untersuchten 65, gleich 80 Proz., gewerblich 
beschäftigt waren (allein 37, gleich 45 Proz., in der Nagelschmiederei). Bei 
einer Firma in Barchfeld wurde 1905 festgestellt, daß sie zwar Kinder nicht 
beschäftige, wohl aber zulasse, daß die Mutter ihre Kinder mitbringe, um zu 
helfen; eine andere Firma ebenda beschäftigte ungesetzlich Kinder in der 
Fabrik — zwei Beläge, wie das Kinderschutzgesetz auch in Fabrikbetrieben 
umgangen wird. 

Über die Kinderarbeit in der Korbmacherei sagt der amtliche Bericht, 
daß 1903 74, 1904 37 schulpflichtige Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren 
in der Korbmacherei mit Zureichen der Weiden, Lackieren fertiger Waren, 
Flechten von Körben bis abends 10 Uhr, ausnahmsweise bis 11 und 12 Uhr 
beschäftigt wurden, und fügt hinzu, daß sie im zartesten Alter meist stunden¬ 
lang sitzen und sich in einer durch die naß verarbeiteten Weiden mit 
Feuchtigkeit erfüllten Luft aufhalten müssen, außerdem auch sehr schlecht 
genährt seien. 

In Brotterode habe ich in diesem Jahre folgende Erhebung gemacht: 
Es sind beschäftigt: 


In Klasse 1: 


In Klasse 2: 


In Klasse 4: 

In Klasse 5: 


1 Knabe 2 bis 6 Stunden täglich in der Schuhmacherei des Vaters, 
4 Knaben drechseln zweimal wöchentlich Hornspitzen, 1 Knabe hilft 
als Maler, einige machen Knöpfe, fast alle übrigen breiten Tabak¬ 
blätter aus. 

1 Knabe poliert beim Vater an der Schmirgelscheibe Eisen für Gurken¬ 
hobel von 2 bis 7 l / s Uhr, macht stündlich 200 bis 300 Eisen fertig. 
1 Knabe poliert in der Drechslerei des Vaters Hornspitzen von 2 bis 
6 Uhr fast täglich, verdient in 4 Stunden 1 M. 1 Knabe formt Hinge 
und kleine Schnallen auf kaltem Wege täglich von 2 bis 7 Uhr, 
formt in einer Stunde 500 Stück und verdient in 5 Stunden 80 bis 
90 Die übrigen machen meist Knöpfe oder breiten Tabakblätter aus. 
1 Knabe hängt beim Vater Hinge zum Verzinnen auf, 1 Knabe hilft 
dem Vater als Schuhmacher, ein anderer als Schlächter, sehr viele 
sind in der Tabakindustrie beschäftigt. 

24 Kinder, 9 Jahre alt, breiten Tabakblätter aus, täglich 3 Pfd. in 
4 Stunden, 13 machen Knöpfe. 


Daß unter den oben besprochenen Gesundheitsschädigungen in besonders 
hohem Grade der noch wenig widerstandsfähige, im Wachstum befindliche, 
kindliche Organismus leidet, ist von vornherein einleuchtend. Die Unter- 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



725 


über die Heimarbeit im Kreise Schmalkalden und ihre Sanierung. 


suchung der oben angeführten 82 Konfirmanden aus Oberschönau, die also 
in den Jahren 1906 bis 1900 geboren sind, hatte folgendes Ergebnis: Es 
litten an: 


Rhachitis. 

Skoliosen. 

Plattfuß. 

X-Beinstellung. 

0-Beinstellung. 

Skrofulöse. 

Lungenkrankheit (Tuberkulose) 


3 = 2 Proz. 

6 = 7 . 

10 =11 



1 = 0,8 „ 
7 = 8,5 „ 


Über die einzelnen Schädlichkeiten in der Korbmacherei ist ja bereits 
gesprochen worden, einer besonderen Erwähnung bedarf noch die Ausnutzung 
der Kinder in der Verarbeitung des Tabaks. Daß letztere für die Heimarbeit 
der Kinder von außerordentlicher Bedeutung ist, haben wohl die oben an¬ 
geführten, aus den Schulen ermittelten Zahlen genügend dargetan, und dieser 
lohnende und leichte Erwerbszweig wird in immer größerer Ausdehnung auf¬ 
genommen. Fast aus jeder Hütte in Brotterode, die ich betrete, strömt mir 
der Tabaksgeruch entgegen. Und findet man dann auf allen Gegenständen 
Tabaksbrocken und Tabaksstaub, auf dem Tisch sogar Tabaksblätter usw. 
zugleich mit den Eßwaren, so kann man sich leicht ein Bild von den Schädi¬ 
gungen machen, denen besonders die Kinder ausgesetzt sind. Denn obwohl 
die zusammengerollten Tabaksblätter vorher angefeuchtet werden, entwickelt 
sich beim Entfalten doch sehr viel Staub. 

Wir wenden uns nun schließlich der Sanierung der Heimarbeit zu, d. h. 
wir betrachten und würdigen die bisher getroffenen Maßnahmen, und heben 
diejenigen hervor, welche geeignet erscheinen, dem Heimarbeiter des Kreises 
Schmalkalden aufzuhelfen, ihnen lohnenden Verdienst und eine gesicherte 
Lebensstellung und eine bessere Lebensführung zu verschaffen. Seit Jahr¬ 
zehnten sehen wir die Behörden mit dem Kreise Schmalkalden beschäftigt 
und um eine Besserung der Lage bemüht. Zu den behördlichen Berichten, 
auf welche ich in meiner Arbeit so oft Bezug genommen habe, sind die 
ungünstigen Verhältnisse der hiesigen Heimindustrie die Veranlassung ge¬ 
wesen. Wenn auch, wie ersichtlich, alle Anstrengungen ziemlich erfolglos 
geblieben sind, so bleibt trotzdem die stete Fürsorge und das rege Interesse 
des Landrats in hohem Maße anerkennenswert und ist seiner Initiative manche 
Einrichtung zu danken, die allerdings zum Teil nur vorübergehende Besserung 
brachte. 

Halten wir uns die vorn aufgeführten Gründe des Niederganges und die 
Schädigungen der Heimarbeiter vor Augen, damit wir die Maßnahmen, die 
der Besserung gelten, besser verstehen. Dem Eisensteinbergbau und der 
Eisengewinnung aufzuhelfen, sind verschiedene vergebliche Versuche gemacht 
worden und noch heutigentags werden sie immer aufs neue gemacht. Von 
einem günstigen Ergebnis verlautet jedoch nichts. Nur eine Eisenhütte (Neue 
Hütte) setzt den Betrieb fort, weil das von ihr hergestellte Eisen von aus¬ 
gezeichneter Güte, aber als Rohmaterial für die Kleineisenartikel viel zu teuer 
ist. Eine Verbilligung der Roheisengewinnung ist infolge mangels an Kohle 
aber nicht möglich, da deren Einführung trotz der besseren Verkehrsmittel 
zu teuer ist. Auch der Versuch, den Kohlenbergbau aufzunehmen, ist wieder- 
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holt fehlgeschlagen, so 1893 in Kleinschmalkalden; die Kohlenfelder waren 
nicht ergiebig genug. Um die Schmalkalder Kleinfeuerarbeiter in eine 
bessere Situation zu bringen, müßten sie Eisen und Kohle ebenso billig be¬ 
ziehen können, wie die Kleinfeuerarbeiter anderer Kreise. Denn diese, z. B. 
Bochum, sparen an Kohle, Eisen und Transport. Eine Herabsetzung der 
Frachten ist jetzt wiederum erstrebt worden. Ob die Besichtigung der Be¬ 
triebe von seiten des Ministeriums nach dieser Richtung hin Erfolg haben 
wird, bleibt abzuwarten. 

Ein ganz fruchtloses Beginnen ist es natürlich, dem maschinenmäßigen 
Betriebe, der sich ja immer mehr zum Großbetriebe auswächst, begegnen zu 
wollen. Die Maschine ersetzt immer mehr die Hand des Arbeiters und 
arbeitet schneller und genauer. Demgemäß muß jeder Zweig aussterben, 
den sich die Maschine erobert. Konkurrieren kann der Heimarbeiter nicht 
mehr. Mit dieser Unzulänglichkeit der menschlichen Hand gegenüber der 
Maschine hängen die ganze wirtschaftliche Lage, weiterhin die Wohnungs¬ 
und Ernährungsfrage, die gesundheitlichen Schädigungen usw. zusammen. 
Man ist nun bestrebt gewesen, durch allerlei kleine Mittel die mangelnde 
Konkurrenzfähigkeit der Heimarbeiter auszugleichen bzw. anderS Erwerbs¬ 
quellen zu eröffnen. Dahin gehören die Bemühungen, von Privaten und Be¬ 
hörden Aufträge zu erhalten. So wurden den Nagelschmieden 1884 von der 
Militärverwaltung Aufträge erteilt , deren Ertrag ihre Lage vorübergehend 
besserte. Einen Lichtblick, so drückt sich der amtliche Bericht zutreffend aus, 
in der Geschichte der Nagelschmiedeheimarbeit brachten die Aufträge der 
Hufnagelfabrik Möller u. Schreiber zu Eberswalde. Diese Firma verzichtete 
dank den fortgesetzten Bemühungen des Landrats auf die maschinelle An¬ 
fertigung verschiedener Sorten Nägel und ließ von 50 bis 60 Nagelschmieden 
hauptsächlich des Steinbacher Grundes Ochsennägel anfertigen, Umarbeitungen 
von Eisnägeln usw. vornehmen. Infolge dieser Aufträge, die 1893 ihren 
Anfang nahmen und einige Jahre dauerten, bis durch die Einschränkung der 
Produktion auch diese ausblieben, wurden z. B. im Jahre 1892/93 32 308 kg 
Hufnägel (gegen 16 391 kg im Vorjahre) im Werte von 34 000^ geschmiedet, 
wofür 19 657 Jft ausgezahlt wurden. Außerdem überließ die Firma den 
Unternehmergewinn einer Unterstützungskasse. 

Auch im Jahre 1900 wurde die Nagelschmiedegenossenschaft in Ober¬ 
schönau durch staatliche Bestellungen der Werften und der Eisenbahn unter¬ 
stützt. 

Während auf diesem Gebiete die Bemühungen des Landrats für eine 
Reihe von Jahren eine günstigere Lage schafften, waren alle Anstrengungen 
und Vorstellungen derselben Instanz 1894 bis 1897 erfolglos, die darauf 
hinzielten, die Gefängnisarbeit in Suhl, welche durch den Preisdruck der 
Hauskorbraacherei die Existenz unterband, zu beseitigen — seit acht Jahren 
ist diese Produktion in Suhl eingestellt. Dem energischen Einschreiten des 
Landrats ist auch die Beseitigung des drückenden Trucksystems zu danken; 
die Zwischenhändler, die, zugleich Kaufleute, dem Heimarbeiter bei der Ab¬ 
lieferung der Erzeugnisse ihre Waren aufdrängten, wurden zunächst ver¬ 
warnt und, als dies erfolglos blieb, die gefährlichsten Ausbeuter der Staats¬ 
anwaltschaft angezeigt, wodurch Abhilfe geschafft wurde. Indessen besteht 
eine, wenn auch minder gefährliche Art dieses Systems, wie ich vor kurzem 
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erst wieder erfuhr, heute noch fort. Die Zwischenhändler geben dem Ab¬ 
lieferer, der keine Kaufmannswaren bei ihnen entnimmt, eine weniger lohnende 
Bestellung auf neue Artikel. Viel schwieriger war es, die Heimarbeiter von 
den Preisvereinbarungen der Händler unabhängig zu machen, und es ist dies 
nur in beschränktem Grade gelungen. Man hat festgestellt, daß manche 
Händler einen Gewinn von 120 Proz. an der Ware hatten. Auch kamen die 
Arbeiter in ein Abhängigkeitsverhältnis von den Händlern dadurch, daß diese 
jenen Vorschüsse auf die gelieferte Ware gaben oder auch auf das gelieferte 
Rohmaterial bei Ablieferung der Ware weniger abzogen, als an Rohmaterial 
wirklich verbraucht war. Wenn an mehreren Ablieferungsterminen ein zu 
geringer Abzug für geliefertes Rohmaterial erfolgte, so hatte sich der dafür 
abzuziehende Betrag derart am letzten Ablieferungstermine angehäuft, daß 
der Arbeiter für die Ware selbst nichts erhielt, da nun der volle Betrag für 
das Rohmaterial abgezogen wurde, und er mit leeren Händen heimkehrte. So 
ist es heute noch häufig bei den Korbmachern. Der Versuch, Genossen¬ 
schaften zu errichten, um die Heimarbeiter unabhängig zu machen, ihnen 
das Rohmaterial billiger zu liefern und Vorschüsse zu verschaffen, scheiterte 
vielfach an der Mittellosigkeit der Leute oder ihrer geringen Zahl (Rotte¬ 
rode, Altersbach) oder auch am Zusammenschluß der Händler. So mußte die 
Errichtung einer Korbmachergenossenschaft in Kleinschmalkalden aufgegeben 
werden, nachdem in dem gleichnamigen Orte Gothaischen Anteils die ins 
Leben gerufene Genossenschaft dem mächtigen Händlerverbande nicht hatte 
standhalten können. Die in Oberschönau durch den Landrat im Jahre 1894 
gegründete, noch jetzt bestehende Nagelschmiedegenossenschaft, die damals 
120 bis 140 Mitglieder zählte, hatte anfangs schwere Zeiten zu überstehen; 
sie fand nur schwer Absatz für ihre Waren, die lange lagerten und zu ge¬ 
ringe Preise erzielten. Auch eine Ahlenschmiedegenossenschaft in Asbach, 
die 1883 gegründet wurde und einen mehr fabrikmäßigen Betrieb einführte, 
konnte sich nicht halten. 1902 wurden Rohstoffgenossenschaften in Struth 
und Unterschönau gegründet. Ebenfalls hierher gehört die Gründung der 
Darlehnskassen, von denen 1902 bereits 12 bestanden; doch hatten die kleinen 
mittellosen Arbeiter hiervon den wenigsten Nutzen. 

In diese Zeit fällt auch die Anlage von Bahnen, deren der Kreis bis 
1890 fast ganz entbehrte. So wurde 1890 die Bahn Schmalkalden—Zella und 
Schmalkalden—Kleinschmalkalden in Angriff genommen, letztere Strecke nach 
Brotterode 1896 verlängert und 1898 und 1899 die Trusentalbahn gebaut, 
sowie 1898 Brotterode mit Ruhla durch eine Ghausse in Verbindung ge¬ 
bracht. 

Am bedeutungsvollsten ist die Einführung neuer Erwerbszweige, die 
allerdings fast ausnahmslos der Heimarbeit nicht aufhelfen können, aber doch 
den Notstand ein wenig zu beseitigen geeignet sind. Denn die meisten dieser 
Betriebe sind fabrikmäßige. An erster Stelle ist die Zigarren- und Tabak¬ 
industrie zu nennen, die bereits 1880 in Fambach und Herrenbreitungen Fuß 
faßte. Auch für die Ausbreitung dieser Industrie hat der Landrat sich ver¬ 
wandt. Die Firma Wolff in Hamburg richtete 1893 in Brotterode eine 
Zigarrenfabrik mit 97 Arbeitern ein, 1894 wurde eine zweite mit 300 Ar¬ 
beitern in Steinbach-Hallenberg und eine weitere in Kleinschmalkalden ge¬ 
gründet. Vier Jahre später folgte die Firma Lesser, und seit jener Zeit sind 
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an verschiedenen Orten neue Fabriken entstanden, so in Ober- und Unter¬ 
schönau. An diese Fabrikbetriebe schließt sich aber, wie bereits bemerkt, 
eine ausgedehnte Hausindustrie an, die in dem Ausbreiten der Tabakblätter 
besteht; allerdings beschäftigen sich hiermit fast nur Frauen und Kinder 
und zu sonstiger Arbeit unfähige Personen. Den Männern bringt diese 
Arbeit zu wenig Verdienst; sie kann daher kaum als eine Aufbesserung der 
Heimarbeiter in Betracht kommen. 

Auch die Knopfmacherei — die erste bereits wieder eingegangene Knopf¬ 
fabrik wurde 1900 in Kleinschmalkalden gegründet — war und ist noch in 
geringem Maße eine Quelle des häuslichen Verdienstes, doch auch hier be¬ 
fassen sich mit dieser Arbeit — Überspinnen von Hemdenknöpfen — meist 
nur Frauen und Kinder. 

Es ließe sich noch eine ganze Anzahl neu gegründeter, größerer und 
kleinerer Fabrikbetriebe aufzählen, die aber für die Heimarbeiter nur die Be¬ 
deutung haben, daß sie so allmählich Fabrikarbeiter werden können. 

Aus diesen Erörterungen geht hervor, daß die Heimarbeit durch alle 
diese Versuche nicht gehoben wird; die einzige Möglichkeit, die Lage der 
Heimarbeiter zu bessern, besteht darin, sie zur Aufgabe der Heimarbeit zu 
veranlassen und zu Fabrikarbeitern zu machen, falls ihnen nicht ausnahms¬ 
weise Mittel zu Gebote stehen, um selbst den fabrikmäßigen Betrieb aufzu¬ 
nehmen. Bei dem Verdienst, den die Heimarbeit abwirft, können die Heim¬ 
arbeiter weder die traurigen Wohnungs- und Ernährungsverhältnisse ändern, 
noch den hygienischen und sonstigen Anforderungen an Arbeitsmaß, Arbeits¬ 
zeit, Ruhepause, Werkstatteinrichtung usw. gerecht werden, noch endlich der 
so überaus schädlichen Kinderarbeit entraten. Damit ist aber auch aus¬ 
geschlossen, die gesundheitlichen Schädigungen auszuschalten. Aber diesen 
Bestrebungen, die Heimarbeiter in eine andere Beschäftigung überzuführen, 
stellten und stellen sich mancherlei Hindernisse in den Weg. Das ist in 
erster Linie das zähe Festhalten am Beruf, wohl auch der Stolz auf die 
Selbständigkeit, welche mit der Arbeit am eigenen Herde verbunden ist. 
Trotzdem der Arbeiter in der Fabrik höheren Lohn, bessere Räume, geregelte 
Arbeitszeit hat, obwohl er kein Risiko trägt und der Ausbeutung der Händler 
nicht ausgesetzt ist, lebt der Heimarbeiter bei kärglichem Verdienst in den 
ungesunden Verhältnissen weiter und zwingt seine Söhne in dasselbe Joch. 
Erst allmählich beginnen die Söhne andere Wege zu gehen. Früher war der 
Besuch der Fremde, Unterricht bei einem anderen Lehrmeister als dem Vater 
ausgeschlossen; jede äußere Anregung fehlte und Verbesserungen und Ver¬ 
vollkommnungen fanden keinen Eingang. Um dem aufwachsenden Geschlecht 
den Übergang in ein anderes Fach zu erleichtern, wurden Unterstützungen 
aus Kreismitteln nicht nur den Söhnen, sondern auch den Vätern gewährt 
für den Ausfall an Arbeitskraft, der durch den Fortgang des Sohnes ent¬ 
stand. Trotzdem stellt der amtliche Bericht von 1894 fest, daß dieser Fond 
nur schwach in Anspruch genommen wurde. 

Neue Eindrücke und Anregungen zu sammeln und den Kreiseingesessenen 
die Verbesserungen und Vervollkommnungen anderer Länder nutzbar zu 
machen, sind 1893 ein Ingenieur und ein Schlosser auf öffentliche Kosten auf 
die Weltausstellung in Chicago gesandt worden. Ferner wurden zu denselben 
Zwecken gewerbliche Fortbildungsschulen gegründet, Werkzeugs- und Lehr- 
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Über die Heimarbeit im Kreise Schmalkalden und ihre Sanierung. 

lingsausstellungen veranstaltet, belehrende Vorträge von seiten der gewerb¬ 
lichen Vereine gehalten. 1893 erfolgte die Organisation des Handwerkes, 
1899 der Anschluß an die Handelskammer in Cassel. Im Jahre 1896 war 
der Bau der Fachschule für die Stahl- und Eisenbetriebe in der Stadt Schmal¬ 
kalden gesichert. Der Besuch derselben wird strebsamen und unbemittelten 
Schülern, die sich zu gelernten Handwerkern heranbilden wollen, durch Ge¬ 
währung von Stipendien erleichtert; mit der Fachschule ist eine Auskunfts¬ 
stelle für Kleineisenarbeiter verbunden. 

Eine ganze Reihe von Einrichtungen ist also geschaffen worden, die in 
der Tat die Lage der Arbeiter nach jeder Richtung hin gebessert hat, aber 
nicht — und darum drehen sich unsere Ausführungen — die Lage der Heim¬ 
arbeiter, am allerwenigsten deren hygienische und gesundheitliche Verhält¬ 
nisse, deren Gesundung nur mit der Besserung der wirtschaftlichen Läge 
J erfolgen kann. Nur eine Einrichtung, die ich bisher absichtlich nicht er- 

■ wähnt habe, um sie hier ins rechte Licht zu rücken, hat segensreiche Folgen 

1 nach einer Richtung getragen: das ist die seit einer Reihe von Jahren von 

■ dem jetzigen Landrat ins Leben gerufene Jugendfürsorge, die zunächst den 

1 Jugendlichen männlichen Geschlechts galt, dann aber immer mehr auf die 

] Schulkinder beiderlei Geschlechts ausgedehnt wurde. Sie besteht nicht nur 

J in Behandlung kranker Kinder, sondern legt das Hauptgewicht auf vor- 

j sorgende Kräftigung gesunder Kinder durch Turnen, Sport und Spiel jeder 

Art. Nähere Ausführungen gehören in ein besonderes Kapitel; ich verweise 
1 auch auf meinen bereits erwähnten Aufsatz. Die Fürsorge gilt also direkt 

J der Ertüchtigung durch kräftigende und abhärtende Maßnahmen aller Art, 

] aber auch indirekt wird hierdurch eine Unterbrechung der häuslichen Arbeits- 

J zeit und eine Erholung bewirkt. Dadurch, daß wöchentlich bestimmte Stunden 

f dem Spiel und Sport gewidmet werden, wird ein Ausgleich gegenüber der 

schädlichen Kinderarbeit geschaffen. Dadurch, daß die Kinder der Arbeit 
entzogen werden, entstanden allerdings anfangs Schwierigkeiten von seiten 
der Eltern; jetzt jedoch ist schon ein besseres Verständnis erwacht. Daß die 
Erfolge erhebliche sind, zeigt sich vor allem an der Tauglichkeitsziffer bei 
der Aushebung, aber auch in den immer besser werdenden Ergebnissen der 
bereits erwähnten jährlichen Untersuchungen. Mittel für Spiel und Sport, 
z. B. Schneeschuhe, werden bereitwillig aus Kreismitteln beschafft. 

Der Leser wird bemerkt haben, daß die von mir gegebene Definition 
der Heimarbeit sich nicht immer, vielleicht sogar recht wenig deckt mit dem, 
was das Hausarbeitgesetz vom 20. Dezember 1911 unter Heimarbeit versteht. 
Auch in den hiesigen beteiligten Kreisen scheint man sich darüber nicht klar 
zu sein, inwieweit eigentlich die hiesige sogenannte Heimarbeit mit dem im 
Gesetz festgelegten Begriff übereinstimmt. Vertreter des Handels haben 
sogar behauptet, daß von den hiesigen Heimarbeitern kein einziger unter das 
Gesetz falle. Wie dem auch sei, meine Aufgabe war es, eine Schilderung der 
Erwerbszweige zu geben, die bisher hier allgemein als Heimarbeit galten. 
Diese Absicht habe ich ja oben ausgesprochen. Fallen nun die hiesigen 
Heimarbeiter nicht unter das Gesetz, so werden ihnen die Segnungen desselben 
nicht zuteil; ist das Gesetz auf sie anwendbar — die Vorarbeiten sind im 
Gange — so scheint es geeignet, wirtschaftliche wie gesundheitliche Schädi¬ 
gungen zu beseitigen. Allerdings nur dem Buchstaben nach. In Wirklichkeit 
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wird wahrscheinlich alles beim Alten bleiben und muß es, wenn man der 
Heimarbeit nicht gänzlich den Garaus machen will. Wenn man, um nur 
eins zu erwähnen, die Forderungen des Gesetzes hinsichtlich der Größe und 
Einrichtung der Werkstätten durchführen will, so bedeutet das bei der 
Mittellosigkeit der Heimarbeiter deren wirtschaftlichen Zusammenbruch; läßt 
man die bestehenden Zustände, so bleibt die alte, sich von Geschlecht zu Ge¬ 
schlecht forterbende Misere. Vom realen Standpunkt aus ist die strengste 
Durchführung des Gesetzes freudig zu begrüßen, weil dadurch die Heimarbeit 
zugrunde gehen muß; vom humanen Standpunkt aus möchte man die traurige 
Lage der armen Leute nicht noch verschlechtern. Die einzige Lösung ist 
freilich der erstere Weg, wodurch die Heimarbeiter gezwungen werden, Fabrik¬ 
arbeiter zu werden. Indem man ihre Existenz als Heimarbeiter unmöglich 
macht, wird wenigstens das lange Hinsiechen und allmähliche Absterben ver¬ 
mieden, welches in der Tat aus den Fenstern der Hütten schon jetzt uns 
entgegenstarrt; so manche verwahrloste Werkstatt mit durchlöcherten Wänden 
und leeren Fensteröffnungen zeugt von dem rücksichtslosen Fortschreiten der 
Technik, und bald wird der letzte Schlot, der den Rauch des Kleinfeuers in 
die Luft führte, aufgehört haben zu rauchen. 
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Der „Erste deutsche Kongress für alkoholfreie 
J ugenderziehung“. 

Bericht von Ferdinand Gtoebel. 


Fürsorge für die deutsche heranwachsende Jugend steht zurzeit im 
Mittelpunkt der Erwägungen und Bemühungen bei Staatsregierungen, Parla¬ 
menten und Wohlfahrtsvereinen. Ärzte und Pädagogen, vaterländische wie 
soziale Vereine — Männer und Frauen der Wissenschaft wie der Praxis — 
Bind darüber einig, daß richtige Erziehung und Bewahrung der Jugend die 
notwendige Vorbedingung für das körperliche, sittliche und wirtschaftliche 
Gedeihen unseres Volkes ist; doppelt und dreifach bedeutsam in einer Zeit, 
die die höchsten Anforderungen an den einzelnen stellt, in der äußere und 
innere Schwierigkeiten gebieterisch fordern, alle im Volke lebenden Kräfte 
zu erhalten und zu stärken. 

Einer der schlimmsten Feinde der Jugend ist der Alkohol. Darum haben 
Ärzte und Pädagogen, die sich mit der Alkoholfrage beschäftigt haben, so 
verschieden auch ihre Ansichten über Wege und Ziele der Antialkohol¬ 
bewegung sein mögen, nachdrücklich und einhellig die Forderung der alkohol¬ 
freien Jugenderziehung erhoben. 

Zwischen der Forderung der alkoholfreien Jugenderziehung und der 
heutigen Praxis besteht ein krasser Widerspruch. Zahlreiche statistische 
Untersuchungen haben ergeben, daß der weitaus größere Teil unserer Knaben 
wie Mädchen gelegentlich oder regelmäßig alkoholische Getränke erhalten. 
Aus dieser Erkenntnis heraus wurde der Entschluß gefaßt, durch eine ein¬ 
drucksvolle Kundgebung die bestehenden Schäden aufzudecken, um die Ge¬ 
wissen von Eltern und Erziehern zu wecken und zu schärfen. 

Fast alle alkoholgegnerischen Organisationen haben sich zusammengetan, 
um den „Ersten deutschen Kongreß für alkoholfreie Jugenderziehung“ zu 
dieser großzügigen Kundgebung zu gestalten. Dem Deutschen Verein gegen 
den Mißbrauch geistiger Getränke war die Geschäftsleitung des Kongresses 
übertragen. Se. Exzellenz Reichskanzler v. Bethmann Hollweg übernahm 
den Ehrenvorsitz; in den Ehrenausschuß traten neben zahlreichen hervor¬ 
ragenden Männern und Frauen die Herren: Staatsminister Dr. Delbrück, 
Staatssekretär des Innern, Exz., Berlin; Staatsminister Größadmiral v.Tirpitz, 
Staatssekretär des Reichsmarineamtes, Exz., Berlin; Staatsminister Dr. Be sei er, 
Justizminister, Exz., Berlin; Staatsminister v. Dallwitz, Minister des Innern, 
Exz., Berlin; General der Infanterie v. Heeringen, Kriegsminister, Exz., 
Berlin; Staatsminister Sydow, Minister für Handel und Gewerbe, Exz., Berlin; 
Staatsminister D. Dr. v. Trott zu Solz, Minister der geistL und Unterrichts¬ 
angelegenheiten, Exz., Berlin; Staatsminister Dr. Rr. v. KniHing, Minister 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, Exz., München; Staats¬ 
minister D. Dr. Beck, Minister des Kultus und öffentlichen Unterrichts, Exz., 
Dresden. 
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Am 26., 27. und 28. März 1913 fand der Kongreß in den prachtvollen 
Räumen des Abgeordnetenhauses in Berlin — getragen von über 1200 Teil¬ 
nehmern — statt. Man darf sagen, daß der Kongreß in der Tat eine glän¬ 
zende Kundgebung der deutschen Alkoholgegner aller Richtungen war. 
Unter den Teilnehmern waren zahlreiche Vertreter von Behörden ! ), sozialen 
Vereinen und Institutionen erschienen. Offiziell vertreten war neben den 
deutschen Reichsbehörden auch die Schweiz und Schweden. Aus Österreich, 
Rußland, Japan, den Vereinigten Staaten waren Teilnehmer gekommen. 

Den Vorsitz des Kongresses führte in bewährter Umsicht und jugend¬ 
licher Frische Senatspräsident D.Dr.Dr.v. Strauß und Torney. Die Geschäfts¬ 
führung lag in den Händen von Prof. J. Gonser, dem bekannten General¬ 
sekretär des Deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke. 

Beachtung verdient, daß man sofort medias in res ging. Nur der Ver¬ 
treter des Reichskanzlers und Staatsministeriums, der des preußischen Kultus¬ 
ministers und der der Berliner Schulbehörde richteten fBegrüßungsworte an 
die Teilnehmer des Kongresses. 

Was hat der Kongreß seinen Teilnehmern geboten? Eine Fülle von 
wissenswertem und interessantem Material wurde dargebracht, fast zu viel 
für die Kürze der Zeit, die zu Gebote stand. 

Der erste Tag. Mittwoch, den 26. März. 

Als erster sprach Prof. Dr. phil. et. med. W. Weygan dt-Hamburg über 
den Alkoholgenuß bei Kindern und der heranwachsenden Jugend hinsichtlich 
der Gesundheit. Er beweist zunächst, daß in der Tat die Verabreichung 
geistiger Getränke an Kinder aller Altersstufen auch heute noch geradezu 
allgemein verbreitet ist. Selbst Alkoholgenuß im Säuglingsalter ist nicht 
selten. Daran schließt Weygandt den mit wissenschaftlicher Gründlichkeit 
geführten Nachweis, daß alle alkoholischen Getränke für den jugendlichen 
Menschen Gifte sind. Verhängnisvoll ist die Wirkung des Alkohols in den 
Entwickelungsjahren. Darum fort mit dem Alkohol aus der Jugenderziehung. 

Stadtschulinspektor Jensen-Berlin sprach zum selben Thema vom Ge¬ 
sichtspunkte des Pädagogen. Das Bildungsideal hat sich geändert. Wir 
verlangen eine höhere Spezialbildung, mehr praktisches Können, mehr Selb¬ 
ständigkeit und Selbsttätigkeit. Aber damit sind die Gefahren gewachsen, 
insbesondere für unsere Großstadtjugend. Die Gefahren vermehrt der weit¬ 
verbreitete Kinderalkoholgenuß, da dieser die geistige und sittliche Entwicke¬ 
lung der Kinder lähmt. Der Alkohol erzeugt einen künstlich hervorgerufenen 
Zustand der Überreizung und Überreiztheit. Gerade die moderne Großstadt 
mit ihrer brutalen Unkultur und Verlogenheit, z. B. in Berlin W, überreize 
schon an sich die Jugend. Wie soll dies Geschlecht noch die Überreizung 
durch den Alkohol ertragen! Darum die Forderung der alkoholfreien Jugend¬ 
erziehung ! 

Universitätsprof. D. Ni eberg all-Heidelberg, der die religiös-sittlichen 
Gedanken betont, fängt seine prächtigen Darlegungen mit dem lebendigen 
Worte an: „\Ver die Jugend liebt, haßt den Alkohol.“ Er sieht im Alkohol¬ 
genuß eine doppelte Gefahr: einmal ist der Alkohol ein Zerstörer der echten 

l ) Im ganzen waren 640 Behörden, Vereine und soziale Institutionen vertreten. 
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Religion und Sittlichkeit und dann der Urheber einer falschen Art von Sitt¬ 
lichkeit und Religion. In der Jugend untergräbt er die Ehrfurcht; bei 
Eltern, Lehrern, Geistlichen und Beamten die Autorität, da diese in erster 
Linie auf der persönlichen Gediegenheit des Charakters beruht. Der Alkohol 
täuscht über schweren inneren Druck hinweg, er erzeugt treibhausartig Be¬ 
geisterung, Brüderlichkeit und Wahrhaftigkeit. Aber es währt nur eine 
Nacht, dann folgt der Pseudoreligion und Pseudomoral der Katzenjammer. 
Als praktische Aufgabe für jedes Haus stellt D. Niebergall die Pflege eines 
echten Idealismus hin, die rechte Urteilsbildung durch Wort und Geberde 
und durch Fernhaltung der ganzen Bierdunstluft aus Haus und Kinderstube. 

Den Alkoholgenuß bei Kindern und der heranwachsenden Jugend mit 
seinen Gefahren auf der Linie der Kriminalität schildert Elsa v. Liszt- 
Charlottenburg. Etwa ein Drittel aller Delikte sind auf Alkoholgenuß — 
direkt oder indirekt — zurückzuführen. Die Delikte bei der Jugend unter 
unmittelbarem Einfluß von Alkohol sind dagegen nur gering. Um so trau¬ 
riger aber ist die Erscheinung, daß ein großer Teil der jugendlichen Krimi¬ 
nellen aus Familien stammt, in denen der Alkohol herrscht. Diese Kinder 
sind meistens körperlich und geistig minderwertig. Der Alkohol führt beim 
Mädchen in vielen Fällen auf die abschüssige Bahn de3 unsittlichen Lebens, 
da durch ihn die Hemmungsvorstellungen beseitigt werden. Beim Knaben 
bedingt der Alkoholgenuß groben Unfug, Lärmszenen, Widerstand gegen die 
Staatsgewalt, Diebstahl und Körperverletzung. Fälle aus der Berliner Jugend¬ 
gerichtshilfe illustrieren diese Folgen, v. Liszt schließt mit den Worten 
Aschaffenburgs: „Dem einmütigen Zusammenarbeiten aller Kräfte muß es 
gelingen, den Weg zu ebnen und jeder Schritt vorwärts muß zum Ausgangs¬ 
punkt neuen Strebens werden. Jede Maßnahme, die zur Gesundung des 
Volkes führt, zur körperlichen, geistigen und wirtschaftlichen, ist eine Waffe 
im Kampfe gegen das Verbrechertum.“ 

An diese vier Vorträge schloß sich eine anregende Diskussion, die im 
wesentlichen Unterstreichungen der Gedanken der Vortragenden brachte. 

Prof. G o n s e r - Berlin berichtete am Nachmittag über den Stand des 
alkoholgegnerischen Jugendunterrichts im Ausland, und zwar: in den Ver¬ 
einigten Staaten, in Großbritannien, Schweden, Frankreich und Rumänien. 
Aus dem Material zog der Referent folgende Schlußfolgerungen: 1. Soll der 
antialkoholische Jugendunterricht seinen Zweck erfüllen, so ist es nötig, daß 
er auf seiten der Lehrer gegründet ist: auf volle Sachkenntnis und Tatsachen¬ 
beherrschung, in welche schon in den Seminaren die künftigen Lehrer ein¬ 
geführt werden müssen, daß er getragen wird von der für die Schüler selbst¬ 
verständlichen Forderung völliger Enthaltsamkeit, daß er fest eingefügt wird 
in den Unterrichtsplan, daß er unterstützt wird durch gute Lehrbücher und 
gutes Anschauungsmaterial, daß er ausgedehnt wird nicht nur auf die Volks¬ 
schulen, sondern ebenso auch auf die höheren Schulen. 2. Anfängliche Be¬ 
denken und Widerstände, die sich diesem Unterricht überall entgegenstellen, 
sind in allen Ländern überwunden worden, da die Erkenntnis sich durch¬ 
setzte, daß es leichter und aussichtsvoller ist, in der heranwachsenden Jugend 
den Grund zu richtigeren Anschauungen und vernünftigeren Sitten zu legen, 
als die Erwachsenen von alten Anschauungen und liebgewordenen Sitten zu 
befreien. 3. In allen Ländern waren es die alkoholgegnerischen Organisa- 
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tionen, welche in der alkoholfreien Jugenderziehung eine, wenn nicht die 
Hauptaufgabe erkannten, diese Arbeit tatkräftig in Angriff nahmen, ihre 
Notwendigkeit unermüdlich vor der Öffentlichkeit vertraten und es so all¬ 
mählich erreichten, daß diese Spezialunterweisung in den Rahmen der Schul¬ 
erziehung aufgenommen wurde. 

Das ergänzende Referat zu diesen Ausführungen über den Stand des 
alkoholgegnerischen Unterrichts in Deutschland gab Dr. Flaig-Berlin. Obliga¬ 
torische Unterweisung über die Alkoholgefahren ist nur in einzelnen Bundes¬ 
staaten — Meiningen, Württemberg, Oldenburg — eingeführt, teils für Volks¬ 
und Fortbildungsschulen, teils für höhere Schulen. Gelegentliche Unterweisung 
besteht dagegen fast überall. Lehrbücher, Broschüren, Wandtafeln, Modelle usw. 
stehen in Auswahl zu Gebote, sind jedoch noch wenig eingeführt. Wander¬ 
ausstellungen werden gern und viel besucht. Den künftigen Lehrern wird 
in den Lehrerbildungsanstalten anscheinend fast überall und in zunehmendem 
Grade Vorbildung für alkoholgegnerische Unterweisung zuteil. Was die 
richtige Gewöhnung betrifft, so gehört Alkoholfreiheit der Schulausflüge, der 
Wanderfahrten usw. mehr und mehr zu den Selbstverständlichkeiten. Im 
ganzen ergeben die Berichte einer von Dr. Flaig anläßlich dieses Vortrages 
gemachten Rundfrage ein Bild des Fortschreitens, zugleich jedoch auch den be¬ 
stimmten Eindruck, daß die alkoholgegnerische Erziehung in der Schule noch 
viel allgemeiner, planmäßiger und durchgreifender in Angriff genommen 
werden muß. 

Am Abend dieses Tages wurde im Festsaal des Abgeordnetenhauses die 
Ausstellung „Jugend und Alkohol“ eröffnet. Den Eröffnungsvortrag hielt 
der Ausstellungsleiter des Deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger 
Getränke W. Miethke. Zu der Ausstellung, deren Kern die Wanderausstel¬ 
lung des Deutschen Vereins war, hatten zahlreiche behördliche Stellen, soziale 
Vereine, Institutionen und Privatpersonen Material zugesteuert. 

Der zweite Tag. Donnerstag, den 27. März. 

Über die alkoholgegnerische Erziehung im Hause sprach mit prächtiger 
Frische Präfekt Dr. Strehler-Neiße. Die richtige Erziehung berücksichtigt 
das Wohl des Kindes in der Gegenwart und streut Samen für die Zukunft. 
In beider Hinsicht muß die häusliche Erziehung alkoholfrei sein. Wichtig 
ist in den ersten Jahren die Gewöhnung an reizlose Kost. Man bewahre das 
Kind vor dem Alkoholaberglauben, belehre es gelegentlich über die Alkohol¬ 
tatsachen. Das Ideal muß sein: ein tüchtiges, sittlich-gutes, frommes und 
segenbringendes Leben. Je edler der Mensch ist, desto mehr schuldet er 
seine Kraft der Gemeinschaft. Enthaltung vom Alkohol in der Jugend wie 
im Alter erhöht die Leistungsfähigkeit. Abstinenz wird so ein Bestandteil 
eines hohen, weiten Lebensideals. Durch das Beispiel enthaltsamer Eltern 
und Erzieher wird die Durchführung der Jugendabstinenz nachdrücklichst 
gefördert. — In der Besprechung wies unter anderem Oberverwaltungs¬ 
gerichtsrat Dr. Weymann darauf hin, daß der Stolz ein wertvolles Erziehungs¬ 
mittel abgeben kann. „Für die er gut genug ist, für die ist der Alkohol 
da.“ Ein junges Mädchen, das die Nase rümpft und ein wenig das Kleid 
rafft, sobald ein bezechter Student sich ihr nähert, kann überaus segensreich 
wirken. 
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Prof. Ernst Wern er-Heidelberg berichtet über: Grundsätzliches und 
Allgemeines zum alkoholgegnerischen Unterricht in der Schule. Aus der 
Eigenart der Schule ergeben sich die Mittel: Unterricht und Gewöhnung. 
Beim Unterricht ist zu scheiden: systematische und gelegentliche Belehrung 
und Beeinflussung des sittlichen Gefühles. Die systematische Belehrung ist 
einem der vorhandenen Fächer anzugliedern (Gesundheitlich re, Deutsch), zur 
gelegentlichen bieten die meisten Fächer Anlaß. Die Beeinflussung des sitt¬ 
lichen Gefühles muß die herrschenden Anschauungen berücksichtigen, darum 
darf die Schule nicht zum Kampfplatz gegen die Trinksitten der Erwachsenen 
gemacht werden. Die Lehrerbildung im alkoholgegnerischen Sinne muß noch 
wachsen. Alle Veranstaltungen der Schule müssen alkoholfreie Geselligkeit 
pflegen. 

An diese Darlegungen grundsätzlicher Art schlossen sich fünf Referate 
über die Praxis des alkoholgegnerischen Unterrichts. Prof. Dr. Ponickau- 
Leipzig sprach für den Unterricht in der höheren Schule. Die systematische 
Belehrung ist durchaus notwendig. Die soziale Seite ist zu betonen, da der 
gesunde Schüler den Gesundheitsfragen nur wenig Beachtung entgegenbringe. 
Das Nichttrinken solle den Anstrich des Mutes, nicht aber den der Askese 
erhalten. Für den Unterricht sei es zurzeit noch sehr schwer, genügend 
ausgebildete Lehrer zu finden. Den Unterricht gliedere man am zweck¬ 
mäßigsten dem naturwissenschaftlichen Unterricht an. 

Frl. Elisabeth Kniebe-Göttingen behandelte dasselbe Thema für den 
Unterricht an höheren Mädchenschulen. Den alkoholgegnerischen Unterricht 
in der Mädchenschule halte man fast immer für überflüssig. Diese An¬ 
schauung ist jedoch keineswegs gerechtfertigt. Erstens schaden sehr viele 
junge Mädchen ihrer Gesundheit durch Alkoholgenuß — aus Unwissenheit. 
Zweitens darf man den Einfluß der jungen Mädchen auf die Anschauungen der 
jungen Männer nicht unterschätzen. Solange unsere jungen Mädchen den 
Jüngling, der ein Glas Bier vor sich stehen hat, für männlicher ansehen als 
den, der ein Glas Milch trinkt, solange wird der alkoholgegnerische Unterricht 
bei der männlichen Jugend einen starken Widerstand mehr zu überwinden 
haben. Drittens endlich — die jungen Mädchen von heute sind die Mütter und 
Lehrerinnen von morgen. Darum ist der Unterricht notwendig. Dieser läßt 
sich leicht im Rahmen der heutigen Lehrpläne geben. Vor allem ist der bio¬ 
logische Unterricht dazu berufen, Wissen und Einsicht über und in die 
Alkoholfrage zu geben. 

Lehrer Temme-Nordhausen lehnt den obligatorischen Abstinenzunter¬ 
richt für die Volksschule ab. In der Unterstufe genügt ein gelegentlicher 
Hinweis auf die Schädlichkeit der geistigen Getränke. In der Mittel- und 
Oberstufe werden die Sachgebiete der Alkoholfrage im Unterricht in der Ge¬ 
sundheitspflege behandelt. Der Erfolg des Unterrichts hängt in erster Linie 
von der Persönlichkeit des Lehrers ab. Das heute hier und da bestehende 
Wanderlehrersystem ist nur Übergangsform, da es nicht in den Geist der 
Volksschulen hineinpaßt. 

Frl. Lohmann-Bielefeld berichtet über ihre Erfolge als Wander¬ 
lehrerin. Sie hat 3V a Jahr Urlaub bekommen, um durch ihre Vorträge zu 
zeigen, daß der Stoff verwendbar ist, und um die Einführung des Unterrichts 
vorzubereiten. 
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Lehrer Ulbricht-Dresden betont, daß der alkoholgegnerische Unterricht 
in der Fortbildungs- und Fachschule ein gelegentlicher sein muß. Die unter- 
richtliche Behandlung hat zu geschehen auf durchaus wissenschaftlicher 
Grundlage in Anpassung an das Verständnis und in möglichst enger Anleh¬ 
nung an das Berufsleben des Schülers. 

An diese Vorträge schloß sich eine überaus lebhafte Aussprache, von der 
man füglich sagen konnte: So viel Köpfe, so viel verschiedene Meinungen. In 
dieser Debatte wurden eine Fülle von weiteren wertvollen Hinweisen und 
Anregungen zu dem Thema: Die Praxis des alkobolgegnerischen Unterrichts 
geboten. 

Am Abend desselben Tages hielt Prof. Dr. P. Weber den Festvortrag 
des Kongresses, der zum Thema hatte: Wandern und Schauen. Es war ein 
Genuß seltener Art, den Ausführungen folgen zu dürfen. Wir dürfen der 
Jugend nicht nur etwas nehmen, wir müssen ihr dafür wieder etwas geben. 
Etwas Besseres, Schöneres. An der Hand von prächtigen Lichtbildern führte 
Weber aus, welche kostbaren Schätze das echte Wandern, das Naturschauen, 
in sich schließt und wie es möglich ist, diese den jungen Leuten zu erschließen. 

Der dritte Tag. Freitag, den 28. März. 

Pastor Lic. Rolffs-Osnabrück referierte über die Jugendpflege und die 
Alkoholfrage. Ihm war die Aufgabe geworden, das Allgemeine und Grund¬ 
sätzliche darzulegen. Rolff8 kritisierte zunächst die bestehenden Jugend¬ 
vereinigungen. Dauernde Erfolge in der Charakterbildung durch Jugend¬ 
vereinigungen seien nur dann gewährleistet, wenn die Organisationen ihre 
Mitglieder zu klaren, festen Anschauungen über den Wert des Alkoholgenusses 
erziehen. In dieser Hinsicht bieten die Turnvereine bisher noch wenig, 
ebenso die Jugend vereine von Schultz und Classen, die katholischen wie 
aucli die evangelischen Jugendorganisationen. Die sozialdemokratischen 
Jugendausschüsse sind alkoholgegnerisch, es sei aber doch eine Frage, inwieweit 
die alkoholgegnerische Tendenz durchgeführt wird. Alkoholgegnerisch seien 
auch der Jungdeutschlandbund, die Pfadfinder, die Wandervögel. Im all¬ 
gemeinen ist jedoch in der modernen Jugendpflege noch keine klare Stellung¬ 
nahme zur Alkoholfrage festzustellen. Daher sind alkoholgegnerische Jugend¬ 
organisationen heute noch unentbehrlich. Deren Mitglieder werden dann inner¬ 
halb der schulentlassenen Jugend wie ein Sauerteig wirken und die Jugendlichen 
an die Anschauung gewöhnen, daß keinen Alkohol zu genießen eine Grund- 
regel gesunder und vernunftgemäßer Lebensführung sei. 

An diesen Vortrag schloß sich nach einer lebhaften Besprechung, in der 
der Referent zum Teil recht scharf angegriffen wurde, eine Darlegung der 
Ziele und Zwecke der größeren alkoholgegnerischen Jugendorganisationen. 
Stud.-Rat Prof. Dr. Hartmann berichtete über abstinente Schülervereine, 
insbesondere Germania, Abstinentenbund an deutschen Schulen; Lehrer 
Koopmann-Tondern über die Jugend- und Wehrlogen der Guttempler; 
Pater Sy ring-Heidhausen und Direktor Ha w-Leutesdorf über die katholi¬ 
schen Jugendorganisationen; Pfarrer Gürtler-Hohensalza über die Jugend¬ 
arbeit des evangelisch-kirchlichen Blauen Kreuzes; Adjutant Rothstein- 
Berlin über die Tätigkeit der Heilsarmee und endlich S. Katzenstein-Berlin 
über die Jugendorganisationen der Arbeiter. 
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Mit diesem praktischen Teil schloß der Kongreß. Man darf mit gutem Recht 
sagen, daß der Kongreß ein gewaltiges Stück Arbeit geleistet hat. Der Ge¬ 
danke der alkoholfreien Erziehung ist durch die Verhandlungen in den 
Vordergrund des allgemeinen Interesses gerückt. Mögen von diesen Tagen 
Wellen in unser Volk eindringen, mächtige Wellen, um diesen Gedanken in 
die Tat umzusetzen. Der Weg, der beschritten worden ist, liegt im wesent¬ 
lichen noch Tor uns. Der erste Schritt ist getan, um unsere Jugend von 
einer erbärmlichen Fessel zu befreien. Mögen wir alle zusammenstehen und 
arbeiten, um diesem herrlichen Ziele — einer deutschen alkoholfreien Jugend — 
baldigst näherzukommen 1 ). 

l ) Der ausführliche Bericht mit den einzelnen Referaten und Reden ist im 
Mäßigkeitsverlag, Berlin W 15, Uhlandstraße 146, erschienen. (2,40 Jk t gebunden 
3,20 ü.) 


Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 
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Breslau, den 18. u. 19. September 1913. 

(Vorsitzender: Dr. v. Behr - Pinnow, Berlin.) 

Berichterstatter: Dr. G. Tugendreich, Berlin, 

Leiter der Städt. Säuglingsfürsorgestelle V. 


1. Geburtenrückgang und Säuglingsschutz. 

Referent: Prof. Dr. phil. Julius Wolf 1 ) (Berlin): 

Seit den siebziger Jahren geht in Deutschland die Geburtenziffer zurück. 
Die Kurve fällt von Tag zu Tag steiler ab. Unzweifelhaft ist dieser Geburten¬ 
rückgang gewollt, basiert nicht auf medizinischen Ursachen. Die Zahl der 
Abtreibungen sei auf jährlich 1 / 8 bis 1 / 2 Million zu veranschlagen. Die Tat¬ 
sache der gewollten Beschränkung der Kinderzahl ist daraus zu erklären, daß 
die Gewohnheit der „Regulierung“ der Geburten, die zunächst den oberen 
Schichten Vorbehalten war, von oben nach unten sickernd, immer breitere 
Schichten erreicht, sonach, auf die Volkszahl aufgetragen, immer wuchtigere 
Bedeutung gewinnt. 

Heute sind es auch schon die Arbeiter, zunächst die gelernten, welche 
vielfach die Regulierung der Geburten zum „Gesetz der Ehe tf machen. Es 
ist aber sicher, daß sich auch die ungelernten Arbeiter anschließen werden. 
Die Verminderung der Kinderzahl in der Ehe ist nämlich für den privaten 
Haushalt und für die Person der Frau unter allen Umständen mit greifbaren 
und außerordentlichen Vorteilen verbunden. Nirgends sonst in gleichem Maße 
hat der Hausvater die Möglichkeit der Hebung seines Lebensstandards ohne 
Mühe und Arbeit derart in der Hand. So ist es natürlich, daß ungünstige 
Wirtschaftskonjunkturen die Tendenz der Geburten Verminderung verschärfen; 
nicht aber gilt das Umgekehrte, daß die Besserung der Konjunktur diese 
Tendenz wesentlich beeinflußt. 

Nur unter den Ausnahmeverhältnissen der ländlichen Wirtschaft ist die 
„Kinderbilanz u eine etwas andere. Kinder können hier, zumal in einer Zeit 
der Arbeiternot, sogar Kapital sein. 

Da die Rationalisierung der Geburten Sache der „Rechnung“, ist auch 
eine Änderung der Tendenz, ein Innehalten auf der schiefen Ebene oder gar 
ein Umschwung, ein „Rücklauf“ auf eine größere Kinderzahl hin nicht wahr¬ 
scheinlich. Nur das Langsamer oder Schneller des Rückgangs kann Gegen¬ 
stand der Frage sein. Ein „Langsamer“ liegt im natürlichen Interesse. 

In Hinsicht seiner Bevölkerungsvermehrung wird Deutschland haupt¬ 
sächlich von Rußland überholt, dessen Bevölkerungsvorsprung gegen Deutsch¬ 
land heute bereits 100 Millionen erreicht und dessen Bevölkerung in Hinsicht 
der Rationalisierung wie ihres Lebens überhaupt, so auch des Sexuallebens, 

l ) Das Beferat des erkrankten Verfassers wurde verlesen. 
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Deutschland erst in weitem Abstand folgen dürfte. Der Zeitpunkt ist fast mit 
Sicherheit vor aus Zusehen, wo, wenn der Rückgang der Geburten in Deutsch¬ 
land weiter anhält, Rußlands Vorsprung gegen Deutschland 200 Millionen und 
mehr betragen wird. Unter solchen Umständen stellt eine Geburtenpolitik, 
die den Rückgang der Geburtenziffer zu verlangsamen sucht, für uns ein 
Gebot der nationalen Selbsterhaltung dar. 

Es ergibt sich aber aus dem Gesagten, daß doch nur einer solchen 
Geburtenpolitik ein Erfolg beschieden sein kann, die mit dem „rationalistischen 
Argument“ als einer mit der modernen Aufklärung untrennbar verbundene}* 
Tatsache rechnet und sonach ihr Absehen darauf richtet, Posten zu »schaffen«, 
die, in die Rechnung eingestellt, ihr Resultat zugunsten eines Mehr an Kindern 
verschieben. Nur 

1. eine vielseitig privilegierte Behandlung des Familienvaters 
bei der Gehaltsbemessung, Steuerbemessung, Pflichtenbemessung usw., die mit 
starken und auffälligen Mitteln arbeitet, kann hier etwas wirken. Daneben 
kommt als 2. eine Gruppe von Mitteln im Interesse größeren Bevölkerungs¬ 
überschusses die Möglichkeit in Betracht, Kinder, welche bereits geboren 
sind, möglichst ausgiebig am Leben zu erhalten, — Säuglings- und 
Kinderschutz —, sowie 3. eine Gruppe von Mitteln, um, wo Geburten von den 
Eltern gewünscht werden, aber ihnen heute vorenthalten sind, die Hindernisse 
der Hervorbringung aus dem Wege zu räumen. Hauptsächlich kommt hier 
die energischeste Bekämpfung der die Sterilität begünstigenden Geschlechts¬ 
krankheiten in Betracht. 

Kann man sich nach dem früher Gesagten von der Anwendung dieser 
Mittel oder anderer auch keineswegs den Erfolg versprechen, den Geburten¬ 
rückgang abzuwenden, so vermögen sie doch ihn etwas zu verlangsamen. 
Eine solche Verlangsamung des Geburtenrückganges ist aber national 
erwünscht und sozial kaum anfechtbar. Die Tatsache, daß die Aus¬ 
wanderung aus Deutschland seit Jahren so gut wie aufgehört hat, Deutschland 
vielmehr jährlich Arbeiter zu vielen Hunderttausenden aus dem Auslande 
beziehen muß, tut gegen jeden Zweifel dar, daß in Deutschland im all¬ 
gemeinen, d. h. Zeiten ungünstiger Konjunktur ausgenommen, nicht Not an 
Arbeit, vielmehr Not an Arbeitern herrscht. Aller Voraussicht nach wird das, 
wenn die heute in soviel geringerer Zahl Geborenen in das Alter der Arbeits¬ 
fähigkeit gelangt sein werden, in noch sehr viel höherem Grade der Fall sein. 

Daß eine Qualitätsverschlechterung der geborenen Individuen mit einer 
Durchführung der von mir vorgeschlagenen Geburtenpolitik verbunden sein 
sollte, ist nicht wahrscheinlich. Denn selbst, wenn Mittel wirksam werden, 
Kinder, welche sonst den Kinderkrankheiten erlegen wären, über diese in 
höheres Alter hinüberzuretten, so ist damit eine Qualitätsverschlechterung 
in erheblichem Maße kaum verbunden. Der Auslesecharakter der Kinder¬ 
krankheiten ist angefochten, ist auch nach der körperlichen Richtung kaum 
vorhanden, da gerade kräftige Kinder von den spezifischen Kinderkrankheiten 
am ehesten hinweggerafft zu werden scheinen. Nach der Seite der geistigen 
Fähigkeiten ist aber ein Auslesecharakter der Kinderkrankheiten niemals be¬ 
hauptet worden. 

Insgesamt sprechen also mehr Argumente für eine auf Verlangsamung 
des Geburtenrückganges gerichtete Politik als für ein — von anderer Seite 
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befürwortetes — völliges Gehenlassen auf diesem Gebiete. Diejenigen, die 
ein solches predigen, beschwören eine nationale Gefahr herauf, mit Bezug auf 
die höchst zweifelhaft ist, ob Deutschland ihr gewachsen sein werde. 

Korreferent: Prof. Langstein (Charlottenburg): 

Die Erörterung des Problems des Geburtenrückganges vom Standpunkte 
des Mediziners gestattet mangels ausreichender statistischer Bearbeitung bisher 
ebensowenig wie die vom Standpunkte des Nationalökonomen ein absolut 
abschließendes Urteil, doch lassen sich wesentliche Fragen, deren Beantwortung 
für praktische Vorschläge notwendig ist, eindeutig klären. 

Medizinische Gründe für den Geburtenrückgang sind nicht 
vorhanden. Dafür, daß er durch Bassendegeneration, Geschlechtskrank¬ 
heiten, AlkoholismuB hervorgerufen sei, läßt sich sicheres Material nicht er¬ 
bringen. Die Geburten Verminderung ist im wesentlichen auf die gewollte 
Beschränkung der Kinderzahl zurückzuführen. 

Die Bekämpfung des Geburtenrückganges muß auf dieser Erkenntnis 
fußen. Eine Steigerung der Geburtenziffern wird also wohl, wenn überhaupt, nur 
durch wirtschaftliche Maßnahmen zu erreichen sein. So liegt vorläufig auf dem 
Gebiete der Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit die eigentliche Tätigkeit. 

Die Frage des Einflusses der Brusternährung auf den Intervall der 
Geburten, auf die Aufeinanderfolge der Kinder dürfte erst in zweiter Linie 
von Bedeutung sein. Gegen die Empfehlung der Verlängerung der Laktations¬ 
periode über ein Jahr hinaus zur Beschränkung der Empfängnis sprechen nicht 
nur soziale, sondern auch ärztliche Bedenken. Richtiger ist es, sich auf den 
Standpunkt Weinbergs zu stellen: „Das Stillen ist in erster Linie das Mittel 
zur Erzielung eines kräftigen Nachwuchses und nicht zu seiner Verhütung. 1 * 

Die Tatsache, daß die Bruststillung auch eine große Kinderzahl gesund 
und lebenskräftig zu erhalten vermag, stellt uns vor die Aufgabe, mit allen 
Mitteln der Säuglingsfürsorge den Weg zur natürlichen Ernährung zurück¬ 
zuleiten. 

Die Erfahrungen der Ärzte beweisen die Gefährdung des „ einzigen 1 * 
Kindes und die Gefahren und schweren Schäden des Zweikindersystems. 
Einziges Kind sein, bedeutet schon fast Krankheit an und für sich. In einer 
BevölkerungsklaBse, die das Zweikindersystem bevorzugt, muß eine Ver¬ 
schlechterung der Rasse eintreten. Demgegenüber sei auf die Frage: Warum 
sind in kinderreichen Familien die Kinder mehr gefährdet? Ist die erhöhte 
Sterblichkeit eine Notwendigkeit? Kommen die Kinder ihrer ganzen Anlage 
(Konstitution) nach so minderwertig auf die Welt, daß sie überhaupt nicht 
lebensfähig sind? mit der Statistik geantwortet. Marie Baum konnte 
zeigen, daß noch das fünfte und sechste Kind dieselbe Lebenserwartung hat, 
wie das zweite und dritte, wenn es nur hinreichend lange (bei Marie Baum 
etwa 40 Wochen) lang gestillt ist, daß also von weit größerer Bedeutung als 
die Geburtsziffer die Ernährungsart ist. Fest steht außerdem, daß gerade 
das erste Kind schwächer und gefährdeter ist als die folgenden. Sodann sei 
auf die in der Statistik zum Ausdruck kommende günstige Stellung des dritt- 
geborenen Kindes hingewiesen. 

Der Beweis gegen die auslesende Wirksamkeit der Säuglingssterblichkeit 
im Sinne Darwins ist erbracht. Die Anschauung, daß in Ländern mit hoher 
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Säuglingssterblichkeit die Kindersterblichkeit in den folgenden Jahrengeringer, 
die Militärtauglichkeit eine bessere, die Tuberkulose weniger häufiger sei, 
muß als widerlegt betrachtet werden. 

Dank den Fortschritten der Kinderheilkunde stehen wir auch der 
schlechten Konstitution keineswegs mehr so machtlos gegenüber als früher. 
Durch eine individualisierende Ernährung und Pflege, durch gesteigerte Für¬ 
sorge sind wir in der Lage, aus konstitutionell minderwertigen Säuglingen 
leistungsfähige Individuen heranzubilden. Die Betrachtung der Folgen des 
Geburtenrückganges in Frankreich zeigt uns, wie verhängnisvoll einem Lande 
die zu lange Zeit andauernde geringe Bewertung der Säuglingssterblichkeit 
werden kann. 

Daß die Säuglingsfürsorge tatsächlich bereits Erfolge aufzuweisen hat 
— wie den Zweiflern gegenüber besonders betont sei —, läßt sich heute schon 
mit aller Schärfe beweisen. Aus allen Bundesstaaten Deutschlands ließen sich 
Beispiele dafür anführen. Es möge jedoch genügen, Breslau, Charlottenburg 
und den Regierungsbezirk Düsseldorf herauszugreifen. Eine innige Ver¬ 
bindung zwischen geschlossener und offener Fürsorge, die schon vor der 
Geburt des Kindes einsetzt, die Geburt überwacht und nach ihr verstärkt 
eingreift, bewirkt einen Erfolg, der sich auch zahlenmäßig eindeutig fest¬ 
stellen läßt. 

Angesichts der drohenden Gefahr des Geburtenrückganges muß die 
Säuglingsfürsorgebewegung verstärkt und nach einheitlichen Gesichtspunkten 
organisiert einsetzen. Wir brauchen notwendigerweise eine Mutterschafts- 
Versicherung großen Stils. 

Diskussion: 

Stadtrat Rosenstock (Königsberg i. Pr.): Die Beschränkung der Kinderzahl 
ist am stärksten in den wohlhabenden Schichten. Das geht aus einer Statistik der 
Postbeamten hervor. Gerade die höheren Beamten erzeugen den spärlichsten Nach¬ 
wuchs. Unter den Mitteln zur Besserung der Zustände empfiehlt er „Kinderzulagen“ 
an Beamte, wie sie in Ungarn der Staat eingeführt hat. 

Dr. med. Viegener (Wiesbaden): Ein Teil der sterilen Ehen ist in Ver¬ 
bindung zu bringen mit Geschlechtskrankheiten. Daher sei ein Ehekonsens auf 
Grund ärztlichen Attestes einzuführen. Auch empfehle sich die Unterstützung 
kinderreicher Familien durch Anlage von Sparkassenbüchern für die Kinder. Das 
Wichtigste sei Umkehr zu einer religiösen Weltanschauung. 

Dr. med. Moll (Wien): Taktisch richtig ist es, die Erfolge der Säuglings¬ 
fürsorge nicht zu laut zu rühmen, weil sonst der Ausbau gefährdet werden könne, 
wenn nämlich der Anschein erweckt wird, als ob schon alles erreicht sei. Interessant 
sind die Geburtenziffern in Österreich. Die Deutschen haben die geringste Geburt- 
lichkeit, die Ruthenen die größte. Dalmatien hat den größten Geburtenüberschuß, 
aber auch die größte Zahl von Analphabeten. 

Dr. rer. polit. Recke (Breslau) weist auf die Notwendigkeit hin, den Säuglings¬ 
schutz zum Kleinkinderschutz zu erweitern. 

Frau Wagner (Breslau) tritt für Sonderbesteuerung der Ehefrau ein. Wenn 
Mann und Frau gesondert veranlagt werden, so bleiben sie Öfters da, wo sie bei 
gemeinschaftlicher Veranlagung Steuern zahlen müßten, steuerfrei. Wichtig sei auch 
die Aufhebung des Zölibatzwanges für die Beamtinnen. 

Geh. Med.-Rat Dr. Kr oh ne (Berlin) verteidigt die Staatsbehörden gegen den 
Vorwurf der Gleichgültigkeit in der Frage de9 Geburtenrückganges. Der Staat habe 
im Gegenteil die Initiative zu der jetzt allenthalben stattfindenden Erörterung der 
Angelegenheit gegeben. Maßnahmen können allerdings erst ergriffen werden, wenn 
die Ursachen klar liegen. 
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Dr. med. Effler (Danzig): An vielen Orten findet auch unter den Unehelichen 
ein Geburtenrückgang statt. Auch er erwartet einen Ausgleich des Geburtenausfalles 
von den Erfolgen der Säuglingsfürsorge. 

Frau Hebamme Mehl (Charlottenbürg) verteidigt die Hebammen gegen den 
oft gehörten Vorwurf, daß sie künstliche Abtreibungen vornähmen. 

Dr. med. Tugendreich (Berlin): Daß gerade die sozial besser Situierten die 
geringste Kinderzahl produzieren, gehe auch aus einer Erhebung von Abelsdorff 
hervor. Unter den Buchdruckern haben die Höchstbezahlten den spärlichsten Nach¬ 
wuchs. Wieviel die Weltanschauung, die Religion vermöge, gehe aus dem oft 
zitierten Beispiel Chinas hervor, dem einzigen Kulturstaat, der trotz Jahrtausende 
alten Bestandes bis heute blühe. Dort gelte es für jeden Mann als schwere Sünde, 
ohne Nachkommen zu sterben. 

Dr. med. Freund (Breslau) weist auf die engen Beziehungen zwischen privater 
und städtischer Fürsorge hin. 

2. Die Stellung des Arztes in der Säuglingsfürsorge. 

Referent: Oberpräsidialrat Breyer (Magdeburg): 

In der Wohlfahrtspflege ist die ärztliche Mitarbeit von besonderer 
Bedeutung. Bei der Ausdehnung der Säuglingsfürsorge ist diese Mitarbeit 
aus einer anfänglich privaten zur ärztlichen Standesangelegenheit geworden 
und erfordert eine entsprechende Regelung. 

Die hervortretende Stellung in der Säuglingsfürsorge gebührt den 
Ärzten schon nach der historischen Entwickelung. Sie und die medizinische 
Wissenschaft haben hauptsächlich die mächtigen Hindernisse überwunden, 
welche der Einleitung der Säuglingsfürsorge in Deutschland so lange Zeit 
im Wege standen. Was alsdann und bisher auf diesem Gebiet geschehen ist, 
wurde wiederum vornehmlich mit Hilfe von Ärzten und durch Ärzte geleistet. 
Hierauf kann und muß weiter gebaut, d. h. vor allem organisiert werden. 
Von der Organisation ist insonderheit auch die Stellung abhängig, welche 
die Ärzte in der Säuglingsfürsorge einzunehmen haben. 

Es bedarf eines lückenlosen Netzes von Arbeitsstellen nach einheitlichen 
Gedanken und Zielen für das ganze Reichsgebiet. Sein Ausbau wäre den 
behördlichen Organen zu überlassen; mitarbeiten müssen Vertreter aller inter¬ 
essierten Berufe, der Kern aber muß die mitbestimmende Beteiligung der 
Ärzte sein. 

In der Provinz Sachsen wurde die Hauptstelle für Säuglingsschutz von 
dem Oberpräsidenten nach eingehender Beratung mit den erfahrensten Ärzten 
gegründet. Dabei wurde überall möglichste Berücksichtigung der Ärzte 
vorgesehen. So im Vorstand und in der besonderen Ärztekommission, welche 
die Seele der Tätigkeit der Hauptstelle auf dem gesundheitlichen Gebiet bildet. 
Unter den etwa 1000 Mitgliedern der Hauptstelle sind ein Viertel Ärzte. 
Die „Veröffentlichungen“ der Hauptstelle wenden sich aufklärend und werbend 
vornehmlich an die Ärzte in der Provinz; der Organisationsplan sieht deren 
mitleitende Beteiligung in den Kreis- und Ortsstellen vor. Durch Vermittelung 
der Ärztekammer ist allen Ärzten der Provinz die Unterstützung der Säug¬ 
lingsfürsorge auf das wärmste empfohlen worden. In anderen Gebieten, so 
in Bayern und Hessen, wird die Mitarbeit der Ärzte in ähnlicher Weise 
gefördert. 

Diese Mitarbeit ist in den Provinzial- und Bezirks stellen eine mehr 
organisatorische und wissenschaftliche, für die hauptsächlich beamtete und 
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ähnliche Ärzte, Gelehrte und Spezialärzte in Frage kommen. Der Schwer¬ 
punkt liegt aber in der täglichen Fürsorgearbeit in den Kreis- und Ortsstellen, 
vor allem in der Förderung des Stillens. Letztere erfordert vom Arzt keine 
besondere Zeit oder Mühe, aber die feste Überzeugung von der Überlegenheit 
der natürlichen Ernährung; ähnlich kann die Mitarbeit der praktizierenden 
Ärzte auf sozialem Gebiet in bezug auf das Wohnelend der ärmeren Bevölkerung, 
das Haltekinderwesen und die Waisenfürsorge geleistet werden. Wo besondere 
Leistungen und Opfer vom Arzt gefordert werden, muß seine angemessene 
Honorierung als Grundsatz festgelegt werden. Für eine ausreichende Säug¬ 
lingsfürsorge sind sehr bedeutende Mittel erforderlich; sie würden ebenso 
wirtschaftlich angelegt sein, wie die noch viel größeren Summen der sozial¬ 
politischen Versicherung. Kollisionen der Fürsorgetätigkeit mit der ärztlichen 
Praxis müssen möglichst vermieden werden. 

Korreferent: Prof. Dr. med. Salge (Straßburg i. E.): 

Die Mitarbeit der Ärzte in der Säuglingsfürsorge ist aus folgenden 
Gründen nicht zu entbehren: 

Die für die Aufzucht des Bandes nötige Beurteilung der Wohnungs¬ 
hygiene und Lebenshaltung setzt ärztliche Schulung voraus. Durch Wohnungs¬ 
in spektorinnen kann die ärztliche Tätigkeit wohl ergänzt, aber nicht ersetzt 
werden. Die Überwachung der Kostkinder, überhaupt das Haltekinderwesen, 
muß unter ärztlicher Aufsicht stehen. Ebenso kann natürlich nur der Arzt 
Säuglingsheime usw. und Fürsorgestellen vernünftig leiten. 

In der Säuglingsfürsorge ist nicht zu entbehren die rechtzeitige Be¬ 
handlung erkrankter Säuglinge, die selbstverständlich nur durch den Arzt 
erfolgen kann. 

Erkennt man die Notwendigkeit der ärztlichen Mitarbeit in der Säug¬ 
lingsfürsorge an, so muß man fragen, ob die Ärzte die hierfür notwendige 
Ausbildung besitzen. Diese Frage ist für einen sehr großen Teil der Ärzte 
zu verneinen. 

Bei der Ausbildung der Ärzte fehlt ein genügender Unterricht in der 
Physiologie und Pathologie des Kindes und besonders des Säuglingsalters, es 
fehlt ferner ein Nachweis der erforderlichen Kenntnisse im Staatsexamen. 
An einer Reihe von Universitäten findet überhaupt kein ernstzunehmender 
Unterricht in der Kinderheilkunde statt; auch dort, wo ein solcher Unterricht 
möglich wäre, ist er ungenügend, weil nur ein Semester darauf verwandt 
wird. Eine Prüfung in der Kinderheilkunde gibt es nicht, in Berlin, Göttingen, 
Freiburg, Straßburg ist der Pädiater regelmäßig so an der Prüfung in der 
inneren Medizin beteiligt, daß er etwa die Hälfte der Kandidaten zu prüfen 
hat. In München und Heidelberg prüft er gelegentlich mit. 

Es fehlt eine genügende Ausbildung in sozialer Medizin, die dem jungen 
Arzt ein ausreichendes Verständnis für die Aufgaben der sozialen Fürsorge 
vermitteln könnte. 

Zu fordern wäre: 

Zweisemestriges Studium der Kinderheilkunde mit einem Praktikanten¬ 
semester. 

Beteiligung der Kinderheilkunde am Staatsexamen in der Art, wie es bei 
der Psychiatrie geschieht. 
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Weiterbildung der Ärzte durch Fortbildungskurse und vor allem auch 
durch Wandervorträge in Ärztevereinen, weil es namentlich in ländlichen 
Bezirken den Ärzten kaum möglich ist, zu Fortbildungskursen zu reisen. 

Die Mitwirkung der Ärzte in der Säuglingsfürsorge soll vergütet werden, 
doch ist von ihnen zu verlangen, daß sie Kenntnisse in der Kinderheilkunde 
nachweisen können. 


Diskussion: 

Dr. med. Viegener (Wiesbaden) fordert im Namen der praktischen Ärzte 
eine bessere Ausbildung in Säuglingskunde und -fürsorge. 

Dr. med. Jessen (Celle) weist auf die Schwierigkeiten hin, die an einigen 
Orten durch die große Zahl der Instanzen entstehen. 

Landrat v. Bade mach er (Geestemünde): Auch die Hebammen müßten in 
Säuglingspflege ausgebildet sein. 

Dr. med. Kluge (Aschersleben) unterstreicht die Worte Breyers, daß die 
ärztliche Fürsorgetätigkeit zu besolden sei. 

Dr. med. Faust (Dresden) schließt sich dem an. Die gesundheitlich guten 
Zustände des Säuglingsalters wirken auch auf die späteren Altersklassen günstig 
ein. Die Kinderheilkunde wechselt allerdings so häufig ihre Ansichten, daß es 
schwer für den Praktiker sei, zu folgen. 

Frau Bender (Breslau) schildert die Mitarbeit der Frau in Breslau. Nötig 
sei die Schulung zur Mutter. Großen Nutzen stifteten Stillkrippen. 

Prof. Dr. Thiemich (Leipzig) weist gegenüber Faust auf die großen Fort¬ 
schritte hin, die in der Kinderheilkunde erzielt seien. 

Geh. Bat Both (Braunschweig) steht den Ergebnissen der modernen Kinder¬ 
heilkunde gleichfalls skeptisch gegenüber. 


3. Die Rechtsstellung des unehelichen Kindes nach deutschem Recht 

Referent: Amtsgerichtsr&t Landsberg (Lennep): 

Bei der Beurteilung der Rechtslage des unehelichen Kindes ist nicht 
von dem Gesichtspunkte der sittlichen Verfehlung der Eltern auszugehen, 
sondern nur von dem Interesse des Kindes und von dem Ansprüche, den wir 
als Volksganzes gegenüber dem Werdegang des Kindes geltend machen müssen. 
Dieser Anspruch geht dahin, daß die Kinder erhalten bleiben und brauchbare 
Volksgenossen werden. Die Erfüllung dieses Anspruchs wird dadurch ver¬ 
hindert, daß das uneheliche Kind als minderen Rechts behandelt wird. Die 
Rechte der unehelichen Mutter und ihrer Familie sind zu groß, die Pflichten 
des Vaters und seiner Familie zu gering. Die Mutter darf neben dem Vor¬ 
mund nicht mehr Rechte haben, als eine eheliche Mutter neben ihrem Gatten. 
Allerdings soll das Vormundschaftsgericht imstande sein können, ihre Rechte 
nach Verdienst zu denjenigen einer verbeistandeten ehelichen Mutter zu 
erhöhen, falls das gleichzeitig im Interesse des Kindes liegt. 

Der mütterliche Großvater darf das Privileg eines berufenen Vor¬ 
mundes nicht behalten. Das Gericht mag die relativ wenigen Großväter, 
welche geeignet sind und wirklich etwas leisten, nach Befragung des Waisen- 
rats bestellen dürfen. Bei Vorhandensein besserer Kräfte sind sie zu über¬ 
gehen. 

Der uneheliche Vater müßte für den Unterhalt wie ein ehelicher Vater 
haften. Altersgrenze, Abfindungsrecht und Erbabfindung brauchen sich da 
nicht breit zu machen, wo der eheliche Vater diese Rechte nicht hat. Dafür 
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müßte die Eheliohkeitserklärung erleichtert und statt dem Justizminister ört¬ 
lichen Behörden nach genauer Regelung übertragen werden. Der tatsächlichen 
Verwandtschaft muß auch rechtlich Rechnung getragen werden. Warum soll 
der väterliche Großvater nicht gerade so verwandt sein wie der mütterliche? 
Beide können für die Erzeugung gleich viel oder gleich wenig. Soll nur die 
Vaterfamilie vor „unstandesgemäßer“ Verwandtschaft geschützt werden? Gibt 
es nicht auch unstandesgemäße eheliche Enkel? 

Das Kind muß auch einen Anspruch auf den Namen des Vaters haben, 
ohne gezwungen zu sein, ihn zu tragen. 

Bei der Bevormundung unehelicher Kinder sind die Erziehungspflichten 
des Vormundes zu verstärken. Hilfsbedürftige uneheliche Eiinder sind 
als landarm zu betrachten. Das Erziehungsminimum als Anspruch gegen 
den Landarmenverband ist gesetzlich zu definieren und festzulegen. 

Meine vor 2 Jahren dargelegten Forderungen, die Alimentenansprüche 
des Kindes von amtswegen durchzusetzen, halte ich aufrecht. (Vgl. Ver¬ 
handlungen der Deutschen Berufsvormünder in Dresden.) 

Die Legitimation für Klagen für das Kind haben bisher die unehelichen 
Eltern und die sozial arbeitenden Vereine nicht. Die Legitimation des unehe¬ 
lichen Vaters und der sozial arbeitenden Vereine zur Beschwerde im Interesse 
des Kindes (§57, Nr. 9 R. F.G. G.) ist in mancher Beziehung bestritten, ob¬ 
wohl das Kammergericht Beschwerden unehelicher Väter und des Caritas¬ 
verbandes angenommen hat. Da könnte für Fälle, in denen die Kraft und 
Wärme der Vormundschaft für Erkämpfung des dem Kinde Dienlichen nicht 
ausreicht, dem Vormundschaftsgerichte die Befugnis erteilt werden: 

„durch Beschluß dem unehelichen Vater oder dem sozial arbeitenden 
Vereine das Recht zur Vertretung des Kindesinteresses im Spezialfall 
zuzusprechen u . 

Es muß natürlich ausgeschlossen werden, daß diese Befugnis anders 
als mit dem Ziele des Erhaltene und Erziehens des Kindes verwendet wird. 
Es darf sich nicht um ein egoistisches Interesse des Vaters und nicht um ein 
nebenstrebiges Interesse des Vereins handeln. Unter Nebenstreben verstehe 
ich da die Neigung, für eine Konfession, eine Partei oder eine „Richtung“ auf 
diesem Umwege Proselyten zu machen. 

Zu erwägen ist, ob man nicht die Lebensführung unehelicher Eltern, 
die ihre Pflichten nicht erfüllen, einer scharfen, gesetzlich festzulegenden 
Kontrolle zu unterziehen hat, da solche besonders skrupellos zu weiteren 
Zeugungen zu schreiten pflegen. 

Korreferent: Stadtrat Dr. Koehler (Leipzig). 

Für die Verwaltung ist folgendes besonders wichtig: 

1. Die Regelung des Zieh- und Pflegekinderwesens ist dem Landes¬ 
recht überlassen (zu vgl. § 6 der ReichBgewerbeordnung). Die Materie 
ist entweder durch Gesetz oder durch Polizeiverordnung geregelt. 

Zunächst und durchgängig erstreckt sich die behördliche Aufsicht 
auf die Verpflegung fremder Kinder gegen Entgelt; aber auch auf 
die unentgeltliche Erziehung fremder Kinder kann die Aufsicht 
erstreckt werden. 
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Zweifelhaft erscheint nur, wie weit die Aufsichtsmöglichkeit geht bei 
denjenigen unehelichen Kindern, die von der eigenen Mutter 
verpflegt werden. Da das Bürgerliche Gesetzbuch nur die privat¬ 
rechtliche Seite des Familienrechts regelt, wird dadurch die öffent¬ 
lich-rechtliche Befugnis der Polizeibehörden nicht beeinträchtigt, 
insoweit Bestimmungen zu treffen, als das öffentliche — gesundheits- 
und wohlfahrtspolizeiliche — Interesse geht. Die Überwachung der von 
der eigenen Mutter verpflegten unehelichen Kinder ist ebenso notwendig, 
wie die Aufsicht über die Kinder in fremder Pflege. 

Von der Ordnung des Pflegekinderwesens ist hervorzuheben, daß 
neben dem Erlaubnissystem auch ein Verbots- oder Nachwahl- 
syBtem (Leipziger System) möglich ist, das mancherlei Vorteile bietet. 

2. Die Berufsvormundschaft hat besondere Bedeutung für die unehe¬ 
lichen Kinder, die sämtlich eines Vormundes bedürfen, weil gerade bei 
der großen Zahl der zu bevormundenden unehelichen Kinder die Einzel¬ 
vormundschaft versagt hat. 

Auf Grund der Ermächtigung in Art. 136 EG des Bürgerlichen 
Gesetzbuches haben die einzelnen Landesgesetzgebungen mehr oder 
minder weitgehende Bestimmungen über die Berufsvormundschaft ge¬ 
troffen. Mit am weitgehendsten sind die Bestimmungen im Königreich 
Sachsen, wo alle unehelichen Kinder, deren Erziehung amtlich beauf¬ 
sichtigt wird, auch unter die gesetzliche Vormundschaft gestellt werden 
können. Dagegen fehlt im Königreich Preußen die gleiche Bestimmung für 
die unehelichen Kinder. Als Notbehelf ist deswegen von den preußischen 
Gemeinden vielfach die Sammelvormundschaft eingerichtet. 

Die hauptsächlichsten Ziele für die Entwickelung der Be¬ 
rufsvormundschaft sind nach Ansicht des Berichterstatters: 

a) die obligatorische Einführung amtlicher Berufsvormundschaften kraft 
Gesetzes über alle unehelichen Minderjährigen (und nach Befinden 
einige andere Gruppen von Minderjährigen) in allen Gemeinden über 
eine gewisse Bevölkerungsziffer, 

b) die Schaffung eines besonderen Vormundschaftsrechts für die Berufs¬ 
vormundschaft. 

3. Für die Frage der Bedeutung der Konfession des Berufsvormundes 
ist folgendes hervorzuheben: Bei der Einzelvormundschaft ist die 
Konfession des Vormundes zwar nicht ausschlaggebend, aber von Be¬ 
deutung. Bei ebenmäßiger Geeignetheit von zwei in Frage kommenden 
Personen ist der konfessionsgleiche als Vormund vorzuziehen. 

Bei der gesetzlichen Vormundschaft ist die Konfession des gesetz¬ 
lichen amtlichen Berufsvormundes ohne jede Bedeutung. 

Die Sammelvormundschaft steht zwischen der Einzel Vormund¬ 
schaft und der gesetzlichen Vormundschaft in der Mitte. Behandelt 
man sie lediglich als gehäufte Einzel Vormundschaft, so wird man sich 
mit der Ansicht des Kammergerichts (Beschluß vom 27. Dezember 1912, 
1 a X 1143, 12) einverstanden erklären können. Berücksichtigt man 
aber, daß sie eine berufliche Vormundschaft ist, so wird man sie auch 
wegen der Konfession des Berufs Vormundes wie eine gesetzliche Vor¬ 
mundschaft behandeln können. 
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4. Eine Hauptaufgabe der BerufsVormundschaft ist die Beschaffung des 
Unterhalts für die unehelichen Kinder. 

Der Unterhaltungsanspruch des unehelichen Kindes geht hauptsäch¬ 
lich gegen den außerehelichen Vater, umfaßt den gesamten Lebensbedarf 
— regelmäßig bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres des Kindes — 
und richtet sich nach der Lebensstellung der Mutter. — Billiger und 
zweckmäßiger wäre vielleicht eine Bestimmung, daß das uneheliche Kind 
berechtigt sein soll, von beiden Eltern Unterhalt zu verlangen, und 
zwar von jedem nach Maßgabe seiner Lebensstellung. 

Sehr umstritten ist die sogenannte exceptio plurium, mit der 
der außereheliche Vater den Unterhaltungsanspruch des Kindes ver¬ 
nichten kann. Ist diese Einrede beizubehalten? Ist sie zu be¬ 
seitigen? Ist sie etwa mit minderer Wirkung auszustatten? 

Für die Beitreibung der Unterhaltungsforderung des unehe¬ 
lichen Kindes ist von Wichtigkeit, daß sein UnterhaitungsAnspruch zwar 
privilegiert ist, aber den Ansprüchen der Ehefrau und der ehelichen 
Kinder nachsteht. 

Die Einziehung der Unterhaltungsbeiträge muß stets durch 
die Berufsvormundschaft erfolgen, außer wenn die direkte Zahlung des 
außerehelichen Vaters an die Mutter oder Pflegemutter gesichert ist. 

5. Die Annahme der unehelichen Kinder an Kindesstatt durch den 
Stiefvater ist zu erleichtern. Ohne Gesetzesänderung ist dies möglich 
durch Übertragung der den Bundesstaaten vorbehaltenen Befreiungs¬ 
befugnisse auf die Amtsgerichte und durch möglichst weitgehende Er¬ 
teilung der Befreiung. 

Durch die Adoption des unehelichen Kindes verliert die Mutter mit 
Recht und Pflicht der Sorge auch die Befugnis zum persönlichen Verkehr 
mit dem Kinde. 

6. Zum Schluß ist die Notwendigkeit einer weitgehenden Fürsorge 
für die unehelichen Sander hervorzuheben. 

Diskussion: 

Pastor Pfeiffer (Berlin) wendet sich mit Naohdruok gegen die exceptio plurium. 
Der Erleichterung der Adoption sei nicht unbedingt zuzustimmen, weil sie vielfach 
zum Zwecke des Kinderhandels geschieht. 

Stadtrat Rosen stock (Königsberg i. Pr.) tritt gleichfalls für die Beseitigung 
des exceptio plurium ein, die ein Schandfleck sei. Die anderen germanischen Länder 
kennen sie nicht. 

Amtsgerichtsrat Fränkel (Breslau) verlangt den Arbeitszwang für den un¬ 
ehelichen Vater, wenn er keine Arbeit annimmt, um die Alimente nicht zahlen zu 
müssen. 


Der nächste Kongreß findet im Jahre 1915 in Cöln statt. 
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W. Friedemann: Die Schulzahnpflege. Ein Wegweiser und Berater 
für Behörden, Zahnärzte und Ärzte. Berlin, Hermann Meusser, 1913. 

Der bekannte Vorkämpfer der Schulzahnpflege bespricht in der vor¬ 
liegenden Arbeit nach einer kurzen Einleitung die Notwendigkeit der Kinder¬ 
zahnpflege, die Anfänge praktischer Kinderzahnpflege (Straßburg, Darmstadt), 
das deutsche Zentralkomitee für Zahnpflege in den Schulen, Schulzahnklinik 
oder freie Zahnarztwahl, die Kosten der Schulzahnpflege nach dem Duis¬ 
burger System, die Mitarbeit der Krankenkassen und der Lehrerschaft und 
die Verbreitung der Schulzahnpflege in Deutschland. 

Veranlaßt wurde der Verfasser zu der vorliegenden Zusammenstellung 
durch die vielen Anfragen von seiten staatlicher wie städtischer Behörden, 
von Zahnärzten, Ärzten und Lehrpersonen. Das Buch enthält alles, was zum 
Verständnis der Kinderzahnpflege und deren Einführung in die Gemeinden 
erforderlich ist und wird sicher dazu beitragen, daß der Gedanke der Schaffung 
von Schulzahnkliniken in immer weiteren Kreisen und Gemeinden unseres 
Volkes feste Gestalt gewinnt. (E. R.) 

R. Paasch: Gesundheit und Lebensklugheit. Ärztl. Betrachtungen 
und Anregungen. Leipzig, Quelle u. Meyer, 1913. Preis geh. 1 
geh. 1,25 JL. 

Das fließend geschriebene Schriftchen besteht aus einer Reihe gemein¬ 
verständlicher Betrachtungen und Belehrungen, die sich von dem in den sonst 
üblichen populär-medizinischen Büchern Gebotenen vorteilhaft unterscheiden. 

Die ersten Abschnitte handeln über seelische Beeinflussung, Leben, Gesund¬ 
heit und Krankheit. Der menschliche Organismus und seine Funktionen in 
gesunden und kranken Tagen und die allgemeinen Prinzipien der Gesundheits¬ 
pflege sind, dem Zweck des Buches entsprechend, erfreulicherweise nur kurz 
behandelt. 

Den größten Raum füllt das Kapitel über die Erhaltung der Gesundheit. 
Bei der überaus großen Fülle von Belehrungen und Anregungen fällt es 
schwer, auch nur ein Kapitel herauszugreifen. Ich will nur auf die besonders 
eingehend behandelten Abschnitte über Vererbung, Erziehung, Schule, Diätetik, 
Erholung und Zerstreuungen und Ehe hinweisen. 

Zum Schluß ergeht sich der Verfasser in frischen Betrachtungen über 
Wesen, Hygiene und Prophylaxe der Krankheiten und über den moralischen 
und hygienischen Wert einer gesunden Weltanschauung als Förderin der 
Gesundheit und Schöpferin reiner Lebensfreude. 

Jedem Leser wird das nach Form und Inhalt gleich wertvolle und 
fesselnde Schriftchen reiche Belehrung und mannigfache Anregungen gewähren. 

(E.R.) 
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E. Schlesinger: Schwachbegabte Kinder. Ihre körperliche und 
geistige Entwickelung während und nach dem Schulalter und die 
Fürsorge für dieselben. Mit 100 Schülergeschichten und 65 Abb. 
Schwachbegabter Kinder. Stuttgart, Ferdinand Enke, 1913. 

In einer früheren Arbeit (Archiv für Kinderheilkunde 1907) hatte der 
Verfasser die Vorgeschichten der Schwachbegabten Schulkinder aus der Hilfs¬ 
schule geschildert, unter Berücksichtigung der gesundheitlichen Verhältnisse 
ihrer Eltern und Geschwister und des vielfach recht ungünstigen sozialen 
Milieus ihres Elternhauses, und im Anschluß daran die Untersuchungsergeb- 
niese mitgeteilt, welche die Schwachbegabten Schulkinder bei ihrem Eintritt 
in die Hilfsschule darboten. 

Die vorliegende Arbeit stellt eine Fortsetzung der ersten Arbeit des 
Verfassers dar und gibt in zehn Kapiteln eine Schilderung der körperlichen, 
intellektuellen und ethischen Entwickelung der debilen Eiinder, ihrer Fort¬ 
schritte in der Schule bis zur Entlassung aus derselben und darüber hinaus, 
während ihrer Lehrjahre und, wenn möglich, während des ganzen Jünglings¬ 
alters. 

In einer Reihe von Fällen konnte der Verfasser die einstigen Hilfsschul- 
insassen bis zur Gründung einer eigenen Familie verfolgen. Daß durch solche 
über viele Jahre fortgesetzten Beobachtungen die Beurteilung der Schwach¬ 
begabten Kinder, die Stellung ihrer Prognose und die Art ihrer Unterweisung 
und Erziehung, wie überhaupt unsere Kenntnis dieser leichten Schwachsinns¬ 
zustände wesentlich gefördert wird, bedarf keiner Ausführung. 

Das Beobachtungsmaterial des Verfassers umfaßt annähernd 300 Schwach¬ 
begabte Kinder der Straßburger Hilfschule. Die Grundlagen für die Studien 
bildeten die „Personalbogen“ und „Gesundheitsbogen“, in welche die Lehrer 
und der Schulazt jährlich oder halbjährlich oder noch häufiger ihre Beob¬ 
achtungen eintragen. Der Verfasser hat hier ein noch wenig benutztes hoch¬ 
interessantes Material wissenschaftlich verwertet. 

Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Frage der Schwachbegabten in 
volkswirtschaftlicher, ethischer und ärztlicher Hinsicht verdient das Vorgehen 
des Verfassers besondere Anerkennung und kann das Studium der vorliegenden 
Arbeit allen Beteiligten, insbesondere Ärzten, Pädagogen und Volksfreunden, 
nur aufs wärmste empfohlen werden. (E.R.) 


W. Peters: Die Beziehungen der Psychologie zur Medizin 
und die Vorbildung der Mediziner. Würzburg, Curt Kabitzsch, 
1913. 

Die vorliegende Arbeit, die ihr Entstehen einem Vortrag verdankt, den der 
Verfasser im Dezember 1912 im naturwissenschaftlichen Verein in Würzburg 
hielt, sucht in Anlehnung an die vorjährigen Publikationen von 0. Külpe 
(Psychologie und Medizin) und K. Marbe (Fortschritte der Psychologie und 
ihre Anwendungen) das Bestehen enger Beziehungen zwischen Psychologie 
und Medizin an einem aus den verschiedensten Gebieten der theoretischen 
und praktischen Medizin stammenden Material zu erweisen. Zunächst zeigt 
der Verfasser, daß der Mediziner häufig bei seiner wissenschaftlichen Arbeit 
auf Aufgaben und Probleme psychologischer Natur stößt, und führt dazu Bei- 
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spiele an aus der Physiologie, z. B. der Sinnesfunktionen, der Lokalisation 
der Hirnfunktionen, aus der Pharmakologie, bei der besonders die Schlafmittel 
berücksichtigt werden, aus der Psychiatrie, aus der er die Korsakoffsehe 
Psychose, die Mnemasthenie, die Hysterie herausgreift, aus der inneren Medizin, 
wobei er an das Pawlowsche Appetitsphänomen erinnert, aus Laryngologie, 
Pädiatrie, Klimato-, Hydro- und Elektrotherapie, deren Wirkungen ja haupt¬ 
sächlich auf psychologischem Gebiet liegen. Die Pädiatrie wird besonders in 
dem Symptomenbild der psychopathischen Konstitution und die Gynäkologie 
in den psychischen Veränderungen während der Schwangerschaft berück¬ 
sichtigt. Kurz erwähnt der Verfasser auch die Beziehungen zwischen Hygiene 
und Psychologie und greift dabei zurück auf die zahlreichen Untersuchungen 
Kraepelins und seiner Schüler über die geistige Ermüdung, über den Ein¬ 
fluß der zeitlichen Verteilung der Arbeit u. a., deren Anwendung auf die 
Schul- und Sporthygiene sich von selbst ergeben. Nachdem dann die dia¬ 
gnostische und therapeutische Bedeutung der Psychologie gestreift werden, 
kommt Verfasser auf Grund seiner Ausführungen zu der Forderung einer be¬ 
sonderen Berücksichtigung der Psychologie beim Studium und Examen der 
Mediziner, eine Forderung, die schon von verschiedenen Seiten ausgesprochen 
wurde. Verfasser erörtert das Für und sucht das Wider, z. B. die Über¬ 
bürdung des Studien planes, durch Analogien zu entkräften. In Überein¬ 
stimmung mit dem Verfasser wird anerkannt werden müssen, daß jedenfalls 
etwas intensivere Berücksichtigung der Psychologie als bisher im Studien¬ 
gange gefordert werden könnte. (E.R.) 


J. Pelc: Bericht über die sanitären Verhältnisse und Ein¬ 
richtungen des Königreichs Böhmen in den Jahren 
1009 bis 1011« Prag, k. k. Statthalterei, 1913. 

Der Bericht enthält die wichtigsten Vorkommnisse auf sanitärem Gebiete 
in der Berichtszeit. Wir ersehen daraus, daß namentlich die Schulhygiene 
und die Hygiene des Kindesalters, die Wohnungshygiene, Gewerbehygiene und 
Bäderhygiene Fortschritte in der Berichtszeit aufzuweisen hat. Zu bedauern 
ist, daß die Erstimpfung in den letzten Jahren erheblich zurückgegangen ist 
und daß fast die Hälfte der Kinder im vorschulpflichtigen Alter der Impfung 
entzogen blieb. Dies wird darauf zurückgeführt, daß Pockenepidemien in 
den letzten 30 Jahren in Böhmen kaum noch aufgetreten sind und die Bevöl¬ 
kerung deshalb die Schrecken der Blatternepidemien aus eigener Erfahrung 
nicht mehr kennt. (E. R.) 


A. Söll ne r: Die hygienischen Anschauungen des römischen 
Architekten Vitruvius. Ein Beitrag zur antiken Hygiene. Jenaer 
medizin-historischer Beiträge, herausgegeben von Theodor Meyer- 
Steine g. Jena, Gustav Fischer, 1913. 

Der römische Baumeister Vitruvius Pollio stellt in seinem Werke de 
architektura, das in detn Jahren 25 bis 13 vor Christi Geburt verfaßt ist, die 
Forderung, daß der Architekt nicht bloß seine eigene Disziplin beherrschen, 
sondern neben anderen Wissenschaften und Künsten auch eine gewiße 
Kenntnis der Medizin besitzen müsse. Diese Forderung begründet Vitruvius 
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damit, daß diese Kenntnis notwendig sei, um beurteilen zu können, ob die 
Beschaffenheit des Klimas, ob Luft und Wasser gesund oder ungesund sei; 
ohne Rücksicht hierauf sei eine gesunde Wohnung nicht möglich. 

Söllner bespricht nun im einzelnen Vitruvius 1 allgemeine naturwissen¬ 
schaftlich-medizinischen Anschauungen, sodann seine Vorstellungen über die 
Luft, das Wasser, den Boden, die Wohnung, die Anforderungen an Gebäude 
besonderer Art und an die Städteaulage. Besonderes Interesse bieten die 
Ausführungen über das Wasser und über die Wohnung. Es wird auf die 
Gefahren eines unreinen Bodens für das darin enthaltene Wasser, auf die 
Gefahr der Bleiröhren für Wasserleitungen und anderes hingewiesen. Zu 
Utica gab es bereits eine amtliche Kommission, welche zu prüfen hatte, ob 
die ortspolizeilichen Vorschriften, nämlich, daß die Ziegel mindesten fünf Jahre 
vor dem Gebrauch verfertigt sein müssen, eingehalten wurden, und die nach¬ 
zusehen hatte, ob die Ziegel auch wirklich trocken waren. Bei der Städte¬ 
anlage wird besonderer Wert auf die Windrichtung gelegt. 

Die vorliegende Arbeit kann Hygienikern und Architekten als anregende 
Lektüre empfohlen werden. (E. R.) 


H.Much: Krankheitsentstehung und Krankheitsverhütung 
und geheimnisvolle Lebensäußerungen des Körpers. 

öffentliche, im Hamburgischen Vorlesungsgebäude in den Wintern 
1911 und 1912 gehaltene Vorlesungen. Mit 22 Abb. im Text. Würz¬ 
burg, Curt Kabitzsch. 2,50«^; geb. 3 t M. 

In sieben Vorträgen werden zunächst die Krankheitserreger im all¬ 
gemeinen, die Gesetze der Immunität inkl. Immunitätsreaktionen und dann 
der Reihe nach die einzelnen Infektionskrankheiten und ihre Erreger durch¬ 
gesprochen. An und für sich lag ein Bedürfnis hierfür wohl nicht vor. Das 
Motiv gibt uns Much im Vorwort selbst. Es ist die Resignation über den 
vermeintlichen Mangel an gebührender Achtung der bakteriologischen Wissen¬ 
schaft und ihrer Schöpfer. 

Es kann darüber gestritten werden, ob eine derartig erschöpfende Behand¬ 
lung, insbesondere der Immunitätsgesetze, in den Rahmen eines öffentlichen, 
also populären Vortrages paßt und ob es zweckmäßig ist, auch die rein 
wissenschaftliche Medizin derart zu popularisieren. Ebenso fordert die An¬ 
sicht Muchs, daß unsere Kenntnis der Krankheitsentstehung einzig und allein 
aus den wissenschaftlichen Arbeitsstätten stammten, nicht auch etwa aus den 
großen Kliniken und von Einzelforschern, zum Widerspruch heraus, während 
seine Ausführungen über Wissenschaft und Weltanschauung die sachliche 
Kürze und Prägnanz mehrfach vermissen lassen. 

Bei der Besprechung der Leistungen der Bakterien meint Much, daß 
diese so staunenerregend wären, daß einer, der sich mit ihnen näher befaßte, 
wohl zum Dichter werden könnte. Ermüdend wirken dabei die immer wieder¬ 
kehrenden Vergleiche von Krankheit und Krankheitserregern mit Angreifer 
und Verteidiger, mit Festung, Kaserne, Übungsplatz und Geschützen, Ersatz¬ 
mannschaften, Hilfstruppen, Schutztruppen, mit Ausbildung, Drill, Abwehr 
und Angriff, Fern-, Nah- und Einzelkampf, Erobern und Zurückweichen, und 
als Endeffekt des ganzen Soldatenspiels die Leichen, die unter Umständen 
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nicht fortgeschafft werden können, die so verfallen und verwesen und die 
Luft verpesten, so daß die Verteidiger abgehalten werden, die Stellungen 
zurückzuerobern, andererseits aber auch durch den giftigen Verwesungshauch 
der Leichen dazu veranlaßt werden, die in der Nähe liegenden Stellungen 
aufzugeben. „So versteht man also ohne weiteres das Bestreben der Bak¬ 
terien, sich so viel wie möglich zu vermehren.“ 

Etwas mehr „Nüchternheit, Wachsamkeit und Kaltblütigkeit“, die Much 
getreu nach Kant von dem wissenschaftlichen Autor fordert, wäre der Sache 
dienlicher gewesen. (E.R.) 


M. Moese und G. Tugendreich: Krankheit und soziale Lage. 
4. Lieferung. München, J. F. Lehmann, 1913. Preis des Gesamt¬ 
werkes 22 Jft. 

Das jetzt vollständig vorliegende Werk behandelt in dem vierten Bande 
die soziale Therapie der Krankheiten, nachdem in den vorangegangenen 
Lieferungen die Grundzüge der Krankheits- und Todesursachenstatistik und 
die soziale Ätiologie der Krankheiten abgehandelt worden sind. 

In dem vorliegenden vierten Bande besprechen Zahn und Kleindienst 
die Bekämpfung der sozialen Krankheitsursachen durch den Staat, Ad.Gott¬ 
stein behandelt die Aufgaben der Gemeinde- und privaten Fürsorge, 
Alf. Fischer den Einfluß der sozialen Gesetzgebung auf Verhütung, 
Erkennung und Verlauf der Krankheiten, und W. Schallmayer soziale Maß¬ 
nahmen zur Besserung der Fortpflanzungsauslese. 

Da es an einem zusammenfassenden Werke über die Beziehungen der 
sozialen Lage zum Volkskörper bisher fehlte, können wir den Herausgebern 
nur dankbar sein, daß Bie sich an diese schwierige Aufgabe, die ein verständnis¬ 
volles Zusammenarbeiten einer großen Zahl von Mitarbeitern erforderlich 
machte, herangewagt haben. Daß diese Aufgabe nach allen Richtungen vor¬ 
züglich gelöst ist, zeigt eine Durchsicht der einzelnen Abschnitte, von denen 
jeder einzelne ein in sich geschlossenes Ganze darstellt. 

Das vorliegende Werk kann deshalb den Sozialhygienikern und Sozial¬ 
politikern aufs wärmste empfohlen werden. (E. R.) 


Wollenweber: Mängel im Wohnungswesen im westfälischen 
Industriebezirk und ihre Bedeutung für die Ausbreitung 
der Infektionskrankheiten. Veröffentlichungen aus dem Gebiete 
der Medizinalverwaltung usw. 2. Bd., 5. Heft. Berlin, Richard Schoetz, 
1913. Preis \Jt. 

Wollenweber weist einleitend auf die hohe soziale und hygienische 
Bedeutung des Wohnungswesens hin, für die es noch vielfach an dem erforder¬ 
lichen Verständnis fehlt. Hieran schließt sich eine Schilderung der gegen¬ 
wärtigen WohnungsVerhältnisse mit dem vorherrschenden Massenmietshaus 
und seinen mannigfachen gesundheitlichen Mängeln, dem wir besonders in 
den älteren industriellen Landgemeinden und den Außenbezirken der Städte 
des Kohlenreviers begegnen. Demgegenüber stellen die kleineren ein- bis 
zweistöckigen Häuser schon einen gewissen Fortschritt dar, doch sind auch 
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diese in der Regel von einer zu großen Zahl von Familien bewohnt. Fälle, 
wo Hauser mit 16 Familien nur einen Abort haben, gehören noch immer 
nicht zu den Seltenheiten. Die Behausungsziffer ist am größten in den Städten, 
doch steht das Land nur unwesentlich zurück. So kommen in Gelsenkirchen 
Stadt 23 Bewohner auf ein Haus, in Gelsenkirchen Land 19,6, in Hagen Stadt 
21,1, in Dortmund 20,2 und in Witten 19,7, Zahlen, die um so bedenklicher 
sind, wenn wir erwägen, daO in diesen Städten nicht das vierstöckige, sondern 
das zwei- und dreistöckige Haus in den Arbeitervierteln vorherrscht. 

Auf Grund eigener Beobachtungen und der statistischen Unterlagen 
kommt der Verfasser zu dem Schluß, daß die WohnungsVerhältnisse in dem west¬ 
fälischen Industriebezirk, abgesehen von den neueren, von Bergbaugesellschaften 
und gemeinnützigen Vereinen errichteten Häusern, für die Arbeiterschaft 
schlecht sind. 

Auch darin wird dem Verfasser zuzustimmen sein, daß die Mängel im 
Wohnungswesen, insbesondere das enge Zusammen wohnen in einem Hause, 
begünstigend auf die Ausbreitung der Infektionskrankheiten ein wirkt, wenn 
69 auch nicht immer möglich ist, die sonstigen Faktoren (soziale Lage, Er¬ 
nährungsverhältnisse, Zusammensetzung der Bevölkerung u.a.) auszuschließen. 

Zur Behebung dieser Mängel bedarf es neben einem Wohnungsgesetz 
und einer aktiven Sozialpolitik seitens der Gemeinden vor allem der Ein¬ 
richtung einer geordneten gesundheitlichen Wohnungsaufsicht in den Städten 
wie in den industriellen Landgemeinden, wie eine solche in mehreren Städten 
des Industriebezirkes (Essen, Duisburg, Elberfeld) bereits eingerichtet ist. 

Eine Reihe von Tabellen erläutert den Zusammenhang zwischen Be¬ 
hausungsziffer und Häufigkeit der Infektionskrankheiten. (E. R.) 


Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. I. Band, 9. Heft. Die Mineralquellen 
des Taunus. Von Prof. Dr. F. Frech, Breslau. 43 S. Berlin, 
Richard Schoetz, 1912. Preis brosch. 1,25*^. 

Nach einer Einleitung über den Begriff der Gemeinnützigkeit der Quellen 
vom geologischen Standpunkte sowie der Radioaktivität und radioaktiven 
Emanation und der Bedeutung der Radioaktivität für die Beurteilung der 
Quellen, schildert der Verfasser das Quellgebiet des Taunus in geologischer 
Beziehung unter Anführung der Zusammensetzung der Quellen nach dem 
Deutschen Bäderbuche. Es wird die Erschließung neuer Quellen durch 
Bohrung als keinen Schwierigkeiten unterliegend, die Nützlichkeit einer 
solchen, da die Quellen kaum von den vorhandenen wesentlich abweichen 
werden, als fraglich bezeichnet. Überflüssige Bohrungen würde eine Erweite¬ 
rung der Schutzbezirke verhindern können, unter Scheidung in eine engere 
und weitere Zone, in welch letzterer die Tiefbohrung von Heilquellen zu 
verbieten, bergmännische Arbeiten dagegen und Brunnengrabungen zu 
gestatten wären. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1913. 
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Das Steinkohlengas im Kampf gegen die Verschwendung 
des Nationalvermögens. Von Ingenieur Franz Messinger, 
Gasinspektor in Charlottenburg. Mit 120 in den Text gedruckten 
Abbildungen. Oldenburg i. Gr., Gerhard Stalling, Verlag der Zeitschrift 
„Wasser und Gas“. 

Die Verschwendung, welche mit Steinkohlengas durch unzweckmäßige 
Verbrennung getrieben wird und welche sich jedem Stadtbewohner durch die 
Rauchbelästigung kund gibt, bedeutet einen großen Verlust an National¬ 
vermögen. Unter Anführung reichen statistischen Materials und veranschaulicht 
durch zahlreiche vortreffliche Abbildungen, schildert der Verfasser in vor¬ 
liegender Monographie die Vorzüge des Steinkohlen gases und die zweckmäßige 
Verwendung der bei der Fabrikation erhaltenen Nebenprodukte. Es wird 
nicht nur gezeigt, wie viel wirtschaftlicher die Ausnutzung der Steinkohlen 
durch Verwendung des Gases sich für Technik, Industrie und Haushalt 
gestaltet, sondern auch von welchem Einfluß in hygienischer Beziehung durch 
Ausschaltung der Rauchplage sich die fernere Entwickelung der Gastechnik 
erweisen kann. Die bereits erzielten Fortschritte auf dem Gebiete der Ver¬ 
wendung des Gases und seiner Nebenprodukte finden alle Berücksichtigung. 
Die Schrift gibt ein zusammenhängendes schönes Bild der glänzenden Ent- 
Wickelung der ganzen Gasindustrie, welche sich trotz des Vordringens der 
Elektrizität so bedeutungsvoll entfaltet hat. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die deutsche Stadt und ihre Verwaltung. Eine Einführung 
in die Kommunalpolitik der Gegenwart. I.: Verfassung und Ver¬ 
waltung im allgemeinen; Finanzen und Steuern; Bildungs- und Kunst¬ 
pflege; Gesundheitspflege. In Verbindung mit Kgl. Baurat Karl 
Geusen-Düsseldorf, Prof. Dr. Otto Lyon-Dresden, Oberbürgermeister 
Dr. Ernst Scholz-Cassel und Medizinalrat Dr. Franz Schrakamp- 
Düsseldorf herausgegeben von Dr. Otto Most, Beigeordneter der 
Stadt Düsseldorf. (Sammlung Göschen Nr. 617.) Berlin und Leipzig, 
G. J. Göschen. Preis in Leinwand geb. 0,80 1 41. 

Das auf zwei Bände berechnete Werkchen, von welchem der erste Band 
vorliegt, stellt einen Führer durch das deutsche Städtewesen mit seinem 
großen Verwaltungsorganismus dar. Nach allgemeinen Ausführungen über 
den Begriff und die Bedeutung des Städtewesens wird mit Berücksichtigung 
der Verhältnisse in den verschiedenen Bundesstaaten das Verfassungs- und 
Verwaltungsrecht der Städte erläutert und schließlich von den verschiedenen 
praktischen Aufgaben einer Stadtverwaltung ein Überblick gegeben. Die 
übrigen Abschnitte behandeln die Entstehung des städtischen Finanzwesens 
sowie die ganze Finanzpolitik der Städte, die Bildungs- und Kunstpflege 
sowie die Entwickelung und Organisation der Gesundheitspflege. In letzterer 
Beziehung werden, soweit es im Rahmen des Büchleins liegt, unter Anführung 
von erläuternden Daten die einzelnen Zweige, wie Hygiene der Luft, Nahrungs¬ 
mitteluntersuchung, Abwehr ansteckender Krankheiten, Krankenanstalten, 
Tuberkulosenfürsorge, Säuglingsfürsorge und Ziehkinderwesen, Schulgesund¬ 
heitspflege, Samariter-, Rettungs- und Krankentransportwesen berücksichtigt. 
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In seiner knappen Darstellungsform, welche jedoch nichts Wesentliches außer 
acht läßt, wird das Büchlein besonders zur raschen Information gute Dienste 
leisten. (S, Merkel-Nürnberg.) 


Entwürfe zu Festsetzungen über Lebensmittel. Herausgegeben 
vom Kaiserlichen Gesundheitsamt. Heft 1: Honig. Berlin, Julius 
Springer, 1912. 

Das Bedürfnis nach einer Änderung unserer Nahrungsmittelgesetzgebung 
wird schon seit langer Zeit in den beteiligten Kreisen empfunden. In vor¬ 
liegender Schrift wird nun im Vorwort des näheren ausgeführt, daß die 
Schaffung von amtlichen Festsetzungen für die Lebensmittel am zweck¬ 
mäßigsten wäre, ähnlich wie solche bereits in anderen Staaten, wie z. B. der 
Schweiz, den Vereinigten Staaten von Nordamerika, Frankreich und Spanien 
bestehen. Um solche Vorschriften zwecks Anpassung an die veränderlichen 
Verhältnisse beweglich genug gestalten zu können, wäre der Erlaß derselben 
nicht als Gesetz, sondern nach Schaffung einer gesetzlichen Grundlage im 
Verordnungswege denkbar. Es läßt sich dabei auch eine bisher im Nahrungs¬ 
mittelgesetz vorhandene Lücke ausfüllen durch Einführung des Verbotes einer 
„irreführenden Bezeichnung“ der Lebensmittel, welches z. B. den Verkauf 
von Kirschsaft als Himbeersaft, von Ziegenmilch als Kuhmilch, von minder¬ 
wertigen Fischen unter dem Namen hochwertiger u. dgl. unter Strafe stellen 
würde, das bisher unter Umständen auf Grund anderer Gesetze, nicht aber 
des Nahrungsmittelgesetzes möglich war. Zu solchen amtlichen Festsetzungen 
sind im Kaiserlichen Gesundheitsamt Entwürfe für einzelne Gruppen von 
Lebensmitteln ausgearbeitet worden, welche im Keichsgesundheitsrat unter 
Zuziehung von Sachverständigen der betreffenden Handels- und Gewerbe¬ 
kreise sowohl, als auch von Nahrungsmittelchemikern beraten wurden. Die 
Veröffentlichung dieser Entwürfe erfolgt jetzt, um sämtlichen Beteiligten 
Gelegenheit zu geben, Stellung dazu zu nehmen und eventuelle Vorschläge 
zu Abänderungen zu machen. Das vorliegende erste Heft mit dem Entwurf 
zu Festsetzungen über „Honig“ läßt die zweckmäßige Einteilung erkennen, 
nach welcher allgemein verfahren werden soll. Nach Erläuterung der 
Begriffsbestimmung werden die Grundsätze für die Beurteilung, ob ein Lebens¬ 
mittel als verdorben anzusehen, oder verfälscht, nachgemacht oder irreführend 
bezeichnet ist, angegeben und schließlich die Vorschriften für die Ausführung 
der Untersuchung aufgeführt. Der Möglichkeit, daß solche Untersuchungs¬ 
vorschriften bei den raschen Fortschritten der Wissenschaft überholt werden, 
würde, wie erwähnt, durch Abänderung auf dem Verordnungswege entgegen¬ 
gewirkt werden können; es kann aber auch der Chemiker von den amtlich 
vorgeschriebenen abweichende Verfahren anwenden, sofern er diese als 
gleichwertig erachtet und die angewandte Methode bei Mitteilung des Unter¬ 
suchungsergebnisses angibt. Die Vorschriften für die Ausführung der Unter¬ 
suchung, welche gerade beim Honig in den letzten Jahren neue Wege ein¬ 
geschlagen hat, sind unter Berücksichtigung nur bewährter Verfahren dem 
neuesten Stande der Wissenschaft angepaßt. Den Begriffsbestimmungen und 
den Grundsätzen für die Beurteilung sind noch Erläuterungen beigegeben. 

48* 
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Es ist zu wünschen, daß auf dem vorgeschlagenen Wege bald die Aus¬ 
gestaltung unserer Nahrungsmittelgesetzgebung erfolgen möge, welche die¬ 
selbe derjenigen anderer Staaten ebenbürtig zur Seite stellt. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Les Impuretös des Alcools, Eaux-de-vie et Geniövries 
fabriquös en Belgique. Par le Dr. F. Schoofs, Preparateur ä 
llnstitut d’Hygiöne de l’Universite de Liege. Liege, 8 rue Saint-Adalbert, 
1912, Imprimerie H. Vaillant-Carmanne (S. A.). 
ln vorliegender Schrift werden die Fabrikation von Trinkbranntwein in 
Belgien, die Entstehung verunreinigender Nebenprodukte in demselben, deren 
Eigenschaften und Nachweis behandelt, sowie die Ergebnisse einer Unter¬ 
suchungsreihe von Handelsprodukten mitgeteilt. (S. Merkel-Nürnberg.) 


„Fröhlich Wandern“ von Geh. Hofrat Prof. H. Ra^ydt. 2. Auflage. 

96 Abbild., 116 S. Leipzig, B. G. Teubner. 1 Jt , partieweise billiger. 

Das rasche Erscheinen einer zweiten Auflage des „Fröhlich Wandern“ 
kurz ein Jahr nach der ersten spricht wohl am besten für die Brauchbarkeit 
des Büchleins. Referent ist im Vorjahre auf den Inhalt desselben näher 
eingegangen. In der zweiten Auflage sind einige alte Bilder geschwunden 
und neue gute hinzugekommen. Der Text hat teils einige Kürzungen 
erfahren, teils wertvolle Zusätze erhalten. Dem neu erschienenen Büchlein 
sei auch an dieser Stelle wieder die weiteste Verbreitung gewünscht: Das 
fröhliche Wandern ist die natürlichste und einfachste Art der in allen 
deutschen Landen stark einsetzenden Jugendpflege. Eine Kräftigung der 
alldeutschen Bewegung und der Vaterlandsliebe wird eine schöne Folge dieses 
fröhlichen Wanderns sein — Errungenschaften, die wir Deutsche, wie die 
bangen Tage des Balkankrieges gezeigt haben, nicht tief genug nötig haben 
und brauchen können. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Was soll man vor Operationen in Nase, Rachen und Mittel¬ 
ohr bedenken? Ratgeber für Nasen-, Rachen- und Ohrenkranke 
über Bau, Aufgaben und Erkrankungen von Nase, Rachen und Mittel¬ 
ohr und die Gefahren naturwidriger Operationen, nebst einigen Rat¬ 
schlägen zur Behandlung und Verhütung von Krankheiten dieser 
Organe. Leicht verständlich für jedermann dargestellt an anschau¬ 
lichen Abbildungen von Dr. med. E. Höger. (Von vielen Ärzten mit 
großem Interesse und unter voller Zustimmung gelesen.) 

Der etwas umfangreiche Titel des Schriftchens enthebt den Referenten 
von der Aufgabe, den Inhalt des Heftchens zu skizzieren; der Inhalt entspricht 
klar und präzise dem Titel. Und doch kann sich Referent eines Bedenkens 
nicht erwehren! Derartige Schriften in falschen Händen können auch dadurch 
Schaden stiften, daß wirklich notwendige und lebensrettende Operationen 
infolge zu großer „Bildung“ des Laien verweigert werden. Referent steht 
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auf dem Standpunkte, daß derart gewiß sonst berechtigte Veröffentlichungen 
über die Polypragmasie einiger Spezialärzte in Fachzeitschriften gehören. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Max Hesses Bücherei des modernen Wissens, Sammlung gemeinverständ¬ 
licher Darstellungen. 4. Band: Häusliche Gesundheitspflege. 
Von Prof. Dr. W. P. Dunbar, Direktor des staatlichen Hygienischen 
Instituts in Hamburg. Gebunden 1,35 t 4t. 

Nach Schilderung der unhygienischen Zustände früherer Zeiten und der 
Entwickelung der wissenschaftlichen Grundlagen der Gesundheitspflege zeigt 
uns Dunbar die Maßnahmen und Erfolge der öffentlichen Gesundheitspflege 
und ihren Kampf mit dem sozialen Elend und der Unvernunft. Es folgen 
Kapitel über die Ernährung, die Reinlichkeit am Körper mitsamt der 
Kleidung und das Wohnhaus, worauf Verfasser uns einiges über Ernährung, 
Pflege und Hütung der Kinder, Kinderkrankheiten, Krankenhäuser und 
Leichenhallen bringt. Ratschläge über die Notwendigkeit von Spiel, Sport 
und reichlichem Schlaf während des schulpflichtigen Alters, sowie über Für¬ 
sorge für Schulentlassene schließen das Büchlein. 

Dun bar behandelt in den einzelnen Kapiteln in klarer, auch für ein¬ 
fachere Leute verständlicher Weise alle das ganze Gebiet der Gesundheits¬ 
pflege berührenden Fragen. Das Büchlein eignet sich daher nicht nur für 
gebildete Laien, sondern auch für Volksbibliotheken zur Anschaffung. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Die häusliche Krankenpflege und das Verhalten hei an¬ 
steckenden Krankheiten. Von Hofrat Dr. K. Doll, Karlsruhe. 
8°. 114 S. mit 21 Abbild. Gebunden 1,35 t At. 

Doll stellt sich mit seinem Büchlein auf einen ganz neuen Standpunkt; 
er bringt uns kein allgemeines Krankenpflegelehrbuch, er wendet sich 
vielmehr mit seiner Schrift an die weiblichen Familienmitglieder, die die 
Aufgabe haben, Pflege in ihrer Familie zu übernehmen. Es geschieht dies 
ja meist nicht allein, sondern in Unterstützung der zur Pflege herangezogenen 
Berufspfleger. Alle schwierigen und komplizierten Verrichtungen der Kranken¬ 
dienste, wie sie nur geschulte Kräfte zu leisten vermögen, bleiben daher im 
Büchlein außer Betracht. Trotz einer vorhandenen Berufspflege müssen 
jedoch die Angehörigen eine gewisse technische Vorbildung mit sich bringen, 
es genügt die Liebe zum Kranken und der gute Wille zum Pflegen in 
keiner Weise. Hier soll nun Dolls Schrift helfend und lehrend einspringen. 
Die von Doll sich gestellte Aufgabe ist in anerkennenswerter Weise gelöst. 
Die Angehörigen eines Kranken können in dem Büchlein alles finden, was 
sie in der Pflege erkrankter Familienmitglieder wissen müssen; recht gewandte 
Frauen und Mädchen und besonders solche, denen die Krankenpflege liegt, 
werden aus der Schrift noch mehr entnehmen können und nach ärztlichen 
Vorschriften eine Pflegerin nahezu ersetzen können. 

In genauer Weise behandelt schließlich Doll noch das Verhalten der 
Pflegerinnen bei ansteckenden Krankheiten. (S. Merkel-Nürnberg.) 
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Vom Herzen und den Blutgefäßen. Von Prof.Dr. H. Kerschen- 
steiner-München. 8°. 122 S., mit 18 Abbild. Gebunden 1,35 Ji,* 
Nach einer geschichtlichen Entwickelung der Kenntnisse vom Herzen 
gibt uns Verfasser die Anatomie des Blutkreislaufes, des Herzens und seiner 
Tätigkeit, des Pulses, der Herznerven, und geht dann zu einzelnen Erkran¬ 
kungen und deren Beschreibung über: einzelne Formen von Herzkrankheiten, 
Gefäßerkrankungen, Folgezustände von Herzerkrankungen, Beschwerden der 
Herzkranken. Es folgen in genauer Ausführung die Ursachen der Herz¬ 
störungen und die Verhütung der Herzkrankheiten. 

Kerschensteiner sagt mit Recht in seinem Vorwort, es ist unmöglich, 
nach Büchern, populären oder wissenschaftlichen, eine Krankheitsdiagnose zu 
stellen. Ein populäres Buch kann und soll niemals den Arzt ersetzen, 
sondern nur ihn unterstützen. Wer, von diesem Standpunkte ausgehend, 
das Büchlein in die Hand nimmt, wird treffliche Belehrung und Anregung 
in demselben finden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Die Gesundheitspflege des Ohres. Von OberstabsarztDr. E. Barth- 
Berlin. 8°. 102 S., mit 25 Abbild. Gebunden 1,35 

Der Zweck des Büchleins ist die Verhütung von Schwerhörigkeit und 
Ohrenerkrankungen. Nach einem Überblick über die Lehre vom Schall 
erklärt Barth in äußerst genauer und anregender Weise die Anatomie des 
Ohres, woran sich die Besprechung der Hygiene des Ohres schließt. Es 
folgen die einzelnen Ohrerkrankungen in bezug auf ihre Verhütung und in 
anerkennendster Weise — was in anderen ähnlichen Büchern wenig oder 
gar nicht berücksichtigt wird — die Maßnahmen, welche Staat und Gemeinden 
in der Schule bzw. mit der Invalidenversicherung leisten. 

Das Büchlein eignet sich in empfehlenswerter Weise zum Lesen und 
Studium nicht nur für die Interessenten, sondern für das ganze Publikum. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Handbuoh der Jugendpflege auf dem Lande. Als zweite Auf¬ 
lage des „Handbüchlein für ländliche Jugendpflege“ von Hugo Keil, 
im Aufträge des Deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und 
Heimatspflege bearbeitet von Fr. Lembke. Deutsche Landbuch¬ 
handlung, G. m.b. H., Berlin-SW. 11, 1913. 

Referent hat an dieser Stelle schon öfters Gelegenheit gehabt, auf 
Erscheinungen bei der Deutschen Landbuchhandlung hinzuweisen, und zwar 
konnten jedesmal nur empfehlenswerte Worte hierzu gewählt werden. Auch 
bei dem vorliegenden Buche gilt das gleiche: Ein durchaus brauchbares 
Buch, dem weiteste Verbreitung zu wünschen ist. 

Nach Besprechung der Aufgaben und Notwendigkeit der Jugendpflege 
geht Verfasser genau auf die Frage ein: „wer soll Jugendpflege treiben?“ 
Es folgen Kapitel über die Stellung der Jugend in der Jugendpflege und 
die äußeren Vorbedingungen derselben. Den Hauptteil des Buches bildet 
dann die Besprechung der mit der Jugend überhaupt und speziell mit der 
weiblichen Jugend zu leistenden Arbeit. Ein Literaturverzeichnis des 
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Deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und Heimatspflege über länd¬ 
liche Jugendpflege ist am Schluß des Buches angeführt. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Grundwasser und Quellen. Eine Hydrogeologie des Untergrundes. 

Von Dr. h. c. Hans Hoefer von Heimhalt, k. k. Hofrat, Em. o. ö. 

Professor der Geologie an der Montanistischen Hochschule in Leoben. 

Mit 51 in den Text gedruckten Abbildungen. Braunschweig, Friedr. 

Vieweg & Sohn, 1912. 

Bei dem engen Zusammenhänge der Fragen hygienischer Art mit der 
Hydrogeologie des Untergrundes, welche bei der Anlage von Wasserversor¬ 
gungen erwogen werden müssen, um vor unliebsamen Überraschungen sicher 
zu sein, dürfte für Gutachten das vorliegende Buch eine willkommene Er¬ 
scheinung sein. In überaus klarer, auch für solche, der Geologie weniger 
Kundige verständlicher Weise wird ein Bild der Hydrogeologie des Unter¬ 
grundes entworfen: Die Entstehung und Speisung des Bodenwassers; die ver¬ 
schiedenen Arten des gebildeten Wassers, wie Grundwasser, Felsenwasser und 
Quellwasser, mit Berücksichtigung der einschlägigen Theorien; die Mineral¬ 
quellen und deren Entstehung; der Einfluß verschiedener Faktoren auf die 
Beschaffenheit eines Wassers in chemischer und physikalischer Hinsicht; außer¬ 
dem finden noch Fragen technischer und wirtschaftlicher Art für Wasser¬ 
versorgungen von Ortschaften Besprechung. Aus allem ist der erfahrene 
Praktiker zu erkennen, welcher in geschickter Weise durch Beispiele die ein¬ 
zelnen Fragen zu erläutern weiß. Das Buch kann daher nur wärmstens emp¬ 
fohlen werden. (S. Merkel-Nürnberg.) 


Haussohwammforschungen. Im amtlichen Auftrag herausgegeben 
von Prof. Dr. A. Moeller, Oberforstmeister, Direktor der Forstakademie 
und der mit ihr verbundenen Hauptstation des forstlichen Versuchs¬ 
wesens zu Eberswalde. Sechstes Heft: Die Meruliusfäule des Bauholzes 
von Dr. Richard Falcke, Professor der technischen Mykologie an 
der Königl. Forstakademie Hann.-Münden. Mit Zeichnungen und far¬ 
bigen Darstellungen von Olga Falck. Mit 17 Tafeln und 73 Ab¬ 
bildungen im Text. XXVI, 405 S. Jena, Gustav Fischer, 1912. 

Die neue Folge der Hausschwammforschungen stellt ein ungemein um¬ 
fangreiches Werk über weitere Untersuchungen über Unterscheidung, Ver¬ 
breitung, Entstehung und Bekämpfung des echten Hausschwammes dar. Es 
zerfällt in drei Teile: 1. Morphologie und Anatomie des echten Hausschwammes 
und der nächst verwandten Arten, eine auf kultureller Grundlage bearbeitete 
Monographie; 2. Die natürliche Verbreitung und Erhaltung des echten Haus¬ 
schwammes und seine Entstehung aus den Sporen; 3. Bekämpfung und Ver¬ 
hütung der Schwammkrankheiten: die Immunisation des Bauholzes durch 
chemische Substanzen. Von den Ergebnissen sei erwähnt, daß eine Infektion 
des Holzes nach der Fällung und Bearbeitung durch Fäulniserreger haupt¬ 
sächlich durch Coniophera cerebella die Disposition für die sekundäre Er¬ 
krankung durch den echten Hausschwamm bedingt. Nach den ausgeführten 
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Versuchen erwies sich als wirksames Mittel gegen die Primär-Infektion ein 
unmittelbar nach der Fällung und Bearbeitung des Holzes auszuführender 
Oberflächenanstrich mit einem Desinfektionsmittel; als solches wird für Bau¬ 
holz das Mykantin der Höchster Farbwerke, ein Präparat aus Dinitrophenol- 
natrium und liguinsulfosauren Salzen, für im Freien befindliche Hölzer, wie 
Telegraphenstangen u. dgl., das saure flußsaure Ammon am zweckmäßigsten 
bezeichnet. Eine derartige Behandlung, „Immunisation 44 des Holzes, erwies 
sich als dauernder Schutz gegen Pilzangriffe und als Ersatz der Imprägnation. 
Als Forderung wird aufgestellt, die Immunisierung des Holzes für die Kon¬ 
servierung desselben als obligatorische Maßnahme durchzuführen. 

Das Buch stellt wohl das größte, auf dem Gebiete der Hausschwamm¬ 
forschung bisher erschienene Spezialwerk dar, das vom Verfasser mit aner¬ 
kennenswerter Sorgfalt bearbeitet wurde. 

Hervorzuheben ist noch die Ausstattung, welche das Werk seitens des 
Verlages durch die zahlreichen Abbildungen und die vorzüglich ausgeführten 
Tafeln erhalten hat. 

Der Umfang des Werkes dürfte leider der Anschaffung durch den ein¬ 
zelnen hindernd im Wege stehen; für wissenschaftliche Institute ist die An¬ 
schaffung jedenfalls empfehlenswert. (S. Merkel-Nürnberg.) 
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1. Allgemeines. 

Alliot, H.: Cinq annees d’observations et d’efforts d’un bureau d’hygiene. L’oeuvre 
sanitaire fran^aise de demain. in 8°. A. Maloine. 5 fr. 

Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 44. Bd. 3. Heft. (S. 307 bis 530 mit 15 Tafeln.) 
Lex.-8°. 17,40 A- — 4. (Schluß -) Heft. (IV u. S. 531 bis 728 mit 1 Tafel.) Lex.-8°. 
8A. — 45. Bd. 1. Heft. (S. 1 bis 112 mit 1 Tafel.) Lex.-8°. 5,40 A. (Die 

Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die 
Arbeiten zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise.) Berlin, J. Springer, 1913. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. Herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 17. Bd. 
Jahrg. 1913. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 4. Beiheft. Stabsarzt Dr. Otto Peiper: 
Die Bekämpfung der Lepra in Deutsch-Ostafrika. Auf Grund amtlichen Mate¬ 
rials bearbeitet. (Mit 34 Abbildungen im Text und auf 3 Tafeln und 2 Über¬ 
sichtskarten.) (105 S.) 1913. 5 A ; Subskr.-Pr. 4 A- — 5. Beiheft. W. Freise: 
Die Epidemiologie der asiatischen Cholera seit 1899 (VI. Pandemie.) Aus der 
medizin. Poliklinik der Universität Bonn (Direktor: Prof. Dr. Paul Krause). 
(Mit Tabellen, eingedruckten Karten und 1 Kurve.) (81 S.) 1913. 3 A\ Subskr.- 
Preis 2,40 A. — 6. Beiheft. S. v. Prowazek: Zur Kenntnis der Balantidiosis. 
Zusammenfassende Darstellung. (24 S. mit 9 Figuren und 2 farbigen Tafeln.) 
1913. 2,50 A \ Subskr.-Pr. 2 A. 

Batailler, Dr. A., et E. Treefont: Cours d’hygiene generale et industrielle. (148 füg.) 
in-8°. Dunod et Pinat. Cart. 5 fr. 

Handbuch der Hygiene. Herausgegeben von Proff. Drs. Geh. Med.-Rat M. Rubner, 
Ob.-Med.-Rat M. v. Gruber und M. Ficker. 3. Bd., 1. Abt.: Die Infektions¬ 
krankheiten. Die pflanzlichen Parasiten. Allgemeiner Teil: Morphologie, Bio¬ 
logie, Epidemiologie, Seuchenbekämpfung, Desinfektion, Infektion und Im¬ 
munität (VIII, 853 S. mit 146 Abbildungen.) 27 A\ geb. 30 A . — 3. Bd., 2. Abt.: 
Die Infektionskrankheiten. Die pflanzlichen Parasiten. Spezielle Darstellung. 
Anhang: Infektionskrankheiten zweifelhafter Ätiologie. VIII, 536 S. mit 73 Ab¬ 
bildungen und 25 farbigen Tafeln.) Lex.-8°. Leipzig, S. Hirzel, 1913. 24^; 
geb. 27 A* (Bd. 2, 1. Abt. ist noch nicht, Bd. 3, 2. Abt. und Bd. 4, 1. Abt. sind 
schon früher erschienen.) 

Keidel, Reg.-Rat J.: Die Handhabung der Medizinalpolizei. Sammlung von Ge¬ 
setzen, Verordnungen und Ministerialerlassen über die Bekämpfung gemein¬ 
gefährliche Krankheiten, Ärzte und niederärztliches Personal, Apothekenwesen, 
Arzneimittel und Giftverkehr, Leichenschau und Beerdigungswesen, Aufsicht 
auf Geisteskranke und Irrenanstalten. Für den Gebrauch der bayerischen 
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Polizeibehörden und Gerichte, der Ärzte und Apotheker mit erläuternden An¬ 
merkungen herausgegeben. 2. Ergänzungsband, enthaltend Nachträge zum 
Hauptbande und die bis Januar 1913 ergangenen Verordnungen und Ministe¬ 
rialerlasse. (XV, 330 S.) 8°. Ansbach, C. Brügel u. Sohn, 1913. Geb. in Leinw. 
3,50 

Krankheit und soziale Lage. Bearbeitet von Drs. Prof. Alfr. Blaschko, Alfons 
Fischer, W. Fischer u. a. Herausgegeben von Drs. Prof. M. Moese und 
G. Tugendreich. 4. Lieferung. (IV und S. 637 bis 880.) Lex.-8°. München, 
J. F. Lehmann, 1913. (vollständig 22 .#; geb. in Halbfrz. 25 Jt.) 

Rosenau, M. J.: Preventive Medicine and Hygiene. Rov. 8vo. Appleton. net 25/. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. 2. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1913. 6. Heft. 
(Der ganzen Sammlung 22. Heft) Typhus-Arbeiten. Von Stabsarzt Oskar 
Fischer, Drs. Mosebach, Untersuchungsanstaltsleiter, und Landesarzt Med.- 
Rat Schmidt, E. Schumacher, Assistent Hoefer, Assistent Schiemann, 
Reg.- und Geh. Med.-Rat Seemann, fr. Assistent Kreisarzt Schopohl. (149S. 
mit Figuren und einer eingedruckten Kartenskizze). 4,20.#. — 7. Heft. (Der 
ganzen Sammlung 23. Heft.) Nippe, Assistent Dr.: Fünf Jahre Trinkerfürsorge. 
Ein Bericht über die ersten fünf Jahre der Königsberger Alkohol-Wohlfahrts¬ 
stelle. (Aus dem Institut für gerichtliche Medizin zu Königsberg i. Pr. Direktor: 
Prof. Dr. Puppe.) (38 S.) 1,20.#. 

Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege. 45. Bd. 2. Heft. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn. 7,50.#. 

Weyls Handbuch der Hygiene in 8 Bänden. 2. Auflage. Herausgegeben vom Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. C. Fraenken. Lex.-8°. Leipzig, J. A. Barth, 1913. (Bisher 
unter dem Titel: Handbuch der Hygiene.) 12. Lieferung. 7. Bd.: Gewerbe¬ 
hygiene. Bearbeitet von Agnes Bluhm, F. Curschmann, E. Günther u. a. 
Besonderer Teil. 2. Abt. Saeger, 0.: Hygiene der Hüttenarbeiter. Neu be¬ 
arbeitet von Dozent Dr. E. Günther. (VI und S.275 bis 466 mit 111 Abbil¬ 
dungen.) 8,75.#; Subskr.-Pr. bar 7 .#. — 13. Lieferung. Dasselbe, 3. Abt 
Zadek, Dr. I.: Hygiene der Müller, Bäcker und Konditoren. (IV u. S. 457 
bis 523 mit 29 Abbildungen.) 3,50 w#; Subskr.-Pr. bar 2,80.#. — 14. Lieferung. 
4. Bd. 2. Abt. Reichenbach, Prof. Dr. H.: Bau- und Wohnungshygiene. 
Beleuchtung. Bertelsmann, Dr. W.: Das Leuchtgas in den Städten. Kuhl- 
mann, Prof. Dr. K.: Die Elektrizität in Städten. (VI und S. 89 bis 256 mit 
98 Abbildungen.) 8.#; Subskr.-Pr. bar 6,40 .#.) 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 74. Bd. 1. u. 2. Heft Leipzig, 
Veit & Co. 13,50 M. 

Zeitschrift für Krebsforschung. 13. Bd. 1. Heft. Berlin, Hirschwald. 7 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Bericht, Sanitätsstatistischer, des k. und k. Heeres für die Jahre 1910 und 1911. 
Über Anordnung des k. und k. Reichskriegsministeriums bearbeitet und heraus - 
gegeben vom k. und k. technischen Militärkomitee. Wien, Hof- und Staats¬ 
druckerei. 1910. (III, 114 S. mit 18 Tafeln.) 32x 24,5cm. 1911. 6.#. 1911. 
(III, 114 S. mit 18 Tafeln.) 31,5x24,5 cm. 1912. 10 X 
Jahrbuch, Statistisches, der autonomen Landesverwaltung in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern. Herausgegeben durch die k. und k. 
Statistische Zentralkommission auf Grund der von den Ländern gelieferten 
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statistischen Tabellen und Materialien. ll.Jahrg. (16 u. 441 S.) Lex.-S°. Wien, 
Hof- u. Staatsdruckerei, 1913. 14 Ji. 

Jahrbuch, Ungarisches statistisches. (Neue Folge. XIX. 1911.) Im Aufträge des 
Königl. ungarischen Handelsministers verfaßt und herausgegeben vom Königl. 
ungarischen Statistischen Zentralamt. Amtliche Übersetzung aus dem ungari¬ 
schen Originale. (XX, 650S.) Lex.-8°. Budapest, F. Kilians Nachf., 1913. 

Gebunden in Leinwand nn 5 M>. 

Jahresberichte der Königl. sächsischen Gewerbe - Aufsichtsbeamten [für 1912. 
Nebst Berichten der Königl. sächsischen Berginspektoren, betr. die Verwen¬ 
dung weiblicher und jugendlicher Arbeiter beim Bergbau, sowie die Beauf¬ 
sichtigung der unterirdisch betriebenen Brüche und Gruben. Sonderausgabe 
nach den vom Reichsamte des Innern veröffentlichten Jahresberichten der 
Gewerbe-Aufsichtsbeamten. (XII, 309S.) gr.-8°. Berlin 1913. (Dresden-A., 
Zahnsg. 24, F. A. Schröer.) Geb. in Halbleinwand nn 3 *46« 

Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie und Medizinalstatistik sowie 
alle Zweige des sozialen Versicherungswesens. 12. Bd.: Bericht über das Jahr 
1912. Herausgegeben von Drs. Prof. A. Grotjahn und Stadtrat F. Kriegei. 
(VIII, 420 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1913. 15 *46. 

Jahresbericht über die Ergebnisse der Immunitätsforschung und deren Grenz¬ 
wissenschaften, der Chemotherapie', Zoonosologie, Hygiene usf. Herausgegeben 
von Wolfgang Weichardt. 8. Bd. 1912. 2.Abt.: Bericht über das Jahr 
1912. (V, 584 S.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1913. 22,40 .46. 

Medizinisch -statistischer Jahresbericht über die Stadt Stuttgart im Jahre 1912. 
40. Jahrg. Herausgegeben vom Stuttgarter Ärztlichen Verein. Redigiert von 
Prof. Dr. A. Gastpar. Stuttgart, Hofbuchdruckerei zu Gutenberg, Carl Grü- 
ninger (Klett & Hartmann), 1913. 

Mitteilungen, Medizinalstatistische, aus dem Kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des Kaiserl. Gesundheitsamtes.) 16. Bd. 2. Heft. (S. 141 
bis 266 und 175 S. mit 1 farbigen Karte und 1 farbigen Tafel.) Lex.-8°. Berlin, 
J. Springer, 1913. 10*46. (Die Abnehmer der Veröffentlichungen des Kaiserl. 
Gesundheitsamtes erhalten die Mitteilungen zu einem um 20Proz. ermäßigten 
Preise.) 

Mitteilungen des Statistischen Amtes der Stadt München. 24. Bd. Lex.-8°. 
München, J. Lindauer, 1913. 1. Heft. 2. Teil. Säuglingsernährung und Säug¬ 
lingssterblichkeit in München. — Die Milchversorgung Münchens im Jahre 1912 
und im Januar 1913. (S. 41 bis 72 mit 1 Tafel.) 0,50 .46. (Heft 2 ist bereits 
früher erschienen.) 

S&nitfitsbericlrt über die Kaiserl. deutsche Marine für den Zeitraum vom 1. Oktober 
1910 bis 30. September 1911. Bearbeitet in der Medizinal-Abteilung des Reichs- 
Marineamts. (IV, 236 S.) gr.-8°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1913. 2,25*46; 
geb. n 3,25 «46. 

Statistik, Schweizerische. Herausgegeben vom Statistischen Bureau des eid¬ 
genössischen Departements des Innern. Lex.-8°. Bern, A. Francke, 1913. 
— 185. Lieferung. Ehe, Geburt und Tod in der schweizerischen Bevölke¬ 
rung, während der zehn Jahre 1891 bis 1900. 3. Teil: Sterbetafel 1889 bis 1900. 
(15 u. 123 S. mit 1 Figur und 15 farbigen Kurventafeln.) Bar 5*46; französische 
Ausgabe 5*46. (Lieferung 178 und 184 sind noch nicht, 180 bis 183 schon 
früher erschienen.) 

Stüber, Dr. Lorenz: Die Sterblichkeitsverhältnisse im Königreich Bayern für das 
Jahrzehnt 1901 bis 1910. Auf Grund offiziellen Materials bearbeitet. (99 S.) 
8°. München, J. Lindauer, 1913. 1,50*46. 
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3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Gutachten des Reichsgesundheitsrates über den Einfluß der Ableitung von Ab¬ 
wässern aus der Chlorkaiium - und Sulfatfabrik der Gewerkschaft Rastenberg 
in Thüringen auf die Ilm, Lossa und Saale. Berichterstatter:* Geh. Med.*Rat 
Prof. Dr. Franken, Mitberichterstatter: Geh. Ober-Baurat Dr.-Ing. Keller 
und Reg.-Rat Prof. Dr. Spitta. [Aus: „Arbeiten aus dem Kaiserl. Gesund¬ 
heitsamtes] (77 S. mit Figuren und 1 Karte.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 
1913. 4,50 JL. 

Mitteilungen aus der Königl. Landesanstalt für Wasserhygiene zu Berlin-Dahlem. 
Herausgegeben von Drs. Geh. Ob.-Med.-Rat vortr. Rat Anstaltsleiter Rudolf 
Abel und Geh. Med.-Rat AnstaltsVorsteher Prof. Carl Günther. 17. Heft. 
(Mit 7 färb. Tafeln, 1 Übersichtskarte und 32 Abbildungen im Text.) (LXXXVII, 
268 S.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1913. 14 (Bisher unter dem Titel: 
„Mitteilungen aus der Königl. Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und 
Abwässerbeseitigung zu Berlin.) 

Schenkel, Zivilingenieur Sachverständiger Theodor: Die Kleinwasserversorgung 
der Dorfgemeinde, des Häuserblockes, des Einzelhauses mit Rücksicht auf 
Industrie und Kleingewerbe. Mit dem Anhang: „Der Wassermesser in seiner 
Bedeutung für die Ökonomie in großen und kleinen Versorgungsgebieten.“ 
(VIII, 94 S. mit 66 Abbildungen). Lex.-8°. Wien, A. Hartleben, 1914. Geb. in 
Leinwand 8 J&. 

Sohrader, Architekt Oberlehrer Fr.: Kläranlagen für Klosett- und Abwässer. Ein 
Hilfsbuch für Ingenieure, Baumeister, Techniker und Bauämter. (82S. mit 
84 Figuren.) gr.-8°. Glauchau, 0. Streit, 1913. 2 Jt. 

Tillmans, J. Water Purification and Sewage Disposal. 8vo. pp. 160. Constable, 
net 7/6. 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Bauordnung für das Herzogtum Steiermark mit Ausnahme der Landeshauptstadt 
Graz. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 9. Februar 1857 mit den 
einschlägigen späteren Bestimmungen. Abt. 1. Für die Städte und Märkte. 
Abt. 2. Für das flache Land. Anhang 1. Über die Erzeugung von gebrannten 
Ziegeln. Anhang 2. Gesetz vom 12. März 1866 über industrielle Bauten. 
Sechste, vermehrte und verbesserte Auflage. (104S.) kl.-8°. Graz, Leykam, 
1913. 1 jK,. 

Baupolizeiverordnung für das platte Land des Reg.-Bez. Köslin vom 10. März 
1913. (64 S.) 8°. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1913. 0,80 A>. 

Baupolizeiverordnung für die Vororte von Berlin vom 30. Januar 1912. 3. Nach¬ 
trag. Polizeiverordnung vom 9. April 1913. Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Stück 16, 1913 vom 9. April 
1913. (11 S.) kl.-8°. Berlin, Polytechn. Buchhandlung A. Seydel, 1913. 0,30 Jh. 

Gebhardt, R. und Eberhard, Karl, Architekten: Eigenhäuser. Kleine Woh¬ 
nungen usw. für Gartenstädte, Villenkolonien, Vororte und das Land. 70 bürger¬ 
liche Hausbeispiele in 200 Ansichten und Grundrissen mit Angaben der jeweiligen 
Baukosten. 2. Auflage. (90S.) gr.-8°. Wiesbaden, Westdeutsche Verlags¬ 

gesellschaft, 1913. 3 M>\ geb. n 3,50 M>. 

Gesundheit»-Ingenieur. Zeitschrift für die gesamte Städtehygiene. Heraus¬ 
gegeben von Geh. Reg.-Rat v. Boehmer, Prof. Dir. Dr. Dunbar, Geh. Reg.- 
Rat Harder, Proff. Geh. Reg.-Rat Dir. Proskauer, Prüfungsanst.-Vorsteher 
Dr. techn. K. Brabböe. Festnumraer, den Teilnehmern an der 9. Versammlung 
von Heizung8- und Lüftungs-Fachmännern in Cöln a. Rh., Juni 1913, gewidmet 
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(48 S. mit Abbildungen und 7 Tafeln.) 34,5 X 24,5 cm. München, R. Olden- 
bourg. Bar 1 Ji; für Abonnenten der Zeitschrift 0,50 Jt. 

Gesundheits-Ingenieur. Beihefte. 1. Reihe. Arbeiten aus dem Heizungs- und 
Lüftungsfach, Herausgegeben von Prof. Dr. K. Brabbee. Lex.-8°. München, 
R. öldenbourg. 1. Heft. Mitteilungen der Prüfungsanstalt für Heizungs- und 
Lüftungseinrichtungen. (Vorsteher: Prof. Dr. techn. K. Brabbee). (KÖnigl. 
Technische Hochschule zu Berlin.) — 5. Heft. 14. Mitteilung: Reibungswider¬ 
stande in Warmwasserheizungen. 15. Mitteilung: Einzelwiderstände in Warm¬ 
wasserheizungen. (VIII, 52 S. mit eingedruckten Kurven und 20 Tafeln.) 1913. 
8 Ji; für Abonnenten des Gesundheits-Ingenieurs bar nn 4 Jt. 

Fol&g, Dr. B.: Die Staubplage in unseren Wohnungen und Straßen, ihre hygienische 
Bedeutung und Bekämpfung. (53 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1913. 1 JL. 

Schriften des badischen Landeswohnungsvereins, gr.- 8°. Karlsruhe, G. Braunsche 
Hofbuchdruckerei, 1913. Heft 4. 1. Jahresbericht für 1911 und 1912. 2. Die 
gemeinnützige Bautätigkeit in Baden. (44 S. mit 1 Tabelle.) 0,50 (Heft 3 
ist noch nicht erschienen.) 

Schriften des bayerischen Landesvereins zur Förderung des Wohnungswesens (e. V.). 
gr.-8°. München, E. Reinhardt, 1913. 9. Heft. Lehr, Ob.-Bauinspektor Alb.: 
Wohnungsgeschichte und Wohnungsbau. 1. TI. (VII, 59 S. mit 14 Abbildungen.) 
1 jH. — 10. Heft. Bericht über die Konferenz über studentisches Wohnungs¬ 
wesen an den Hochschulen des deutschen Sprachgebiets, abgehalten zu München, 
24. Mai 1913. Herausgegeben vom ständigen Arbeitsausschuß. (VI, 182 S.) 2 Jt>. 

Sturmlinger, L.: Les nouveaux Services de rassainissement du Havre, fig., in-8°. 
J.-B. Bailiiere et Als. 2frcs. 


5. Schulhygiene. 

Beringer, Lehrer Johannes: Winke und Ratschläge für das schulhygienische 
Wirken des Lehrkörpers. Aus der Praxis für die Praxis. (XI, 102 S. mit 
28 Abbildungen.) gr.-8°. Düsseldorf, L. Schwann, 1913. 2,20 Jk. 
Friedemann, Schulzahnklinik-Direktor Dr. W.: Die Schulzahnpflege. Ein Weg¬ 
weiser und Berater für Behörden, Zahnärzte und Ärzte. (VII, 150 S.) gr.-8°. 
Berlin, G. Siemens, 1913. 3,60 jH. 

Lewandowski, Schularzt Dr. A«: Neue Ergebnisse der Schulhygiene in den Volks¬ 
schulen des Deutschen Reiches (1909 bis 1912). Eine Fortführung des Berichtes: 
Ausübung und Ergebnisse der Schulhygiene nach dem Stande vom Sommer 
1908. Im Aufträge der Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge bearbeitet. 
(22 S.) gr.-8°. Berlin 1913. Leipzig, B. G. Teubner. 0,50 
Schlesinger, Schularzt Prof. Dr. Eugen: Schwachbegabte Kinder. Ihre körper¬ 
liche und geistige Entwickelung während und nach dem Schulalter und die 
Fürsorge für dieselben. Mit 100 Schülergeschichten und 65 Abbildungen 
Schwachbegabter Kinder. [Aus: „Archiv für Kinderheilkunde“.] (131 S.) Lex.-8°. 
Stuttgart, F. Enke, 1913. 4,80 Jt. 

Schriften, Kleine, des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugend- 
spiele in Deutschland. Neue Auflage. kl.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1913. 
3. Bd. Hermann, Turninspektor A.: Handbuch der Bewegungsspiele für 
Mädchen. Mit 79 Abbildungen und Photographien. 7. Auflage von Turn- 
inspektor Fritz Schroeder. (VIII, 212 S.) Geb. 1,80 jH. 

Sch ulzahn pflege. Monatsschrift des deutschen Zentralkomitees für Zahnpflege 
in den Schulen. Herausgeber: Drs. Konrad Cohn, Stadtverordnete Paul 
Ritter und Erich Schmidt. 4. Jahrg. April 1913 bis März 1914. 12 Nm. 
(Nr. 1, 48S.) gr.-8°. Berlin, Berlinische Verlagsanstalt. Bar 3 A; einzelne 
Nummern 0,60 Ms- 
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6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Anleitung zur ersten Hilfeleistung bei Unfällen durch Elektrizität. Verfaßt und 
herausgegeben auf Grund der Beschlösse der Generalversammlungen der Ver¬ 
einigung österreichischer und ungarischer Elektrizitätswerke in Meran 1909 
und Salzburg 1912. (16 S. mit 6 Abbild.) kl.- 8°. Wien, Urban & Schwarzen¬ 
berg, 1913. 10 Stück bar 2,20 Ji (Partiepreise). 

Bernhard, Dr. Oskar: Die erste Hilfe bei Unglücksfällen im Hochgebirge. Für 
Bergführer und Touristen. Im Aufträge des tit. Zentralausschusses des deut¬ 
schen und österreichischen Alpenvereins und des tit. Zentralkomitees des 
Schweizer Alpenklubs herausgegeben. 6., vermehrte und verbesserte Auflage. 
(VIII, 124 S. mit 190 Abbildungen.) 8°. Stuttgart, F. Enke, 1913. Geb. in 
Leinwand 3 Ji. 

Bradley, C. R. S.: Voluntary Aid Detachments in Campaign. 12mo. Bailiiere, 
net 1/6. 

Düms, Dr. F. A.: Die Ausbildung der Feuerwehr in der ersten Hilfeleistung bei 
Unglücksfällen. 2. Auflage. (94 S. mit 24 Abbild.) kl.- 8°. Leipzig, G. Thieme, 
1913. 0,75^ (Partiepreise). 

Kaufmann, Reichsvers.-Amts-Präsident Dr.: Zusammenwirken der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften mit dem Roten Kreuz auf dem Gebiete der ersten Hilfe. 
Vortrag. 3. Abdruck. (27 S.) gr.-8°. Berlin, F. Vahlen, 1913. 0,80 Ji. 

Schaohner, Baurat Richard: Das städtische Krankenhaus München-Schwabing. 
[Aus: „Zeitschrift für Krankenanstalten“.] (20S. u. 30S. Abbild.) 31,5 X 24cm. 
Leipzig, F. Leineweber, 1913. Bar 3,60 Ji. 

Schmidt, Anstaltsarzt Dr. Walter: Erste Hilfe bei plötzlichen Erkrankungen und 
Unfällen nebst einem Anhang: Ärztliche Vorschriften für Wanderung und 
Hochtouristik. (105 S.) kL-8°. Dresden, J. Bettenhausen, 1913. 1 Ji. 

Tannert, Dr. C.: Unterm Roten Kreuze. Ein Leitfaden für den Unterricht in den 
Sanitätskolonnen. 6. unveränderte, nach den Vorschlägen Sr. Exz. v. Viebahn 
verbesserte Auflage. (IV, 59 S.) 8°. Neisse, Selbstverlag, 1913. 0,60 Ji. 

Voggenberger, Architekt Fritz: Sonder-Ausstellung für Krankenhausbau. Inter¬ 
nationale Baufach-Ausstellung mit Sonder-Ausstellungen. Leipzig 1913. (III, 
108 S. mit Tafeln.) 8°. Frankfurt a. M., Englert & Schlosser, 1913. Bar 3 Ji . 

Warwick, E. J. and Tunstall, A. C.: „First Aid“ to the Injured and Sick: An 
Ambulance Handbook. 8th ed., revised. 12mo. pp. 262, boards. Simplem, 
net 1/. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Buohinger, Marinestabsarzt Dr. Otto: Die militärische Alkoholfrage für die Marina 
Mit vergleichender Einbeziehung der Tabakfrage und einer kurzen Kritik der 
modernen deutschen Antialkoholbewegung. (VII, 103 S.) 8°. Hamburg, Deutsch¬ 
lands Großloge II, 1913. 1,50 Ji. 

Heusch, Oberleutnant C.: Die Alkoholfrage im Heere. Eine Kulturfrage. Im 
Anschluß an die Behandlung der gleichen Frage in der Marine, dort bearbeitet 
vom Vizeadmiral Dick und Marinestabsarzt Dr. Buching er. (48 S.) 8°. 

Hamburg, Deutschlands Großloge II, 1913. 0,75 Ji. 

Kraus, Prof. R. und Dr. Josef Winter: Eine Organisation zur Bekämpfung der 
Kriegsseuchen in der österreichischen Armee. Vorschläge zur internationalen 
Hilfeleistung durch das Rote Kreuz. (III, 44 S. mit 11 Abbildungen.) gr.-8°. 
Wien, Urban & Schwarzenberg, 1913. 2 Ji. 

Menz, Regimentsarzt Dr. Felix Edler v.: Merkblatt für Soldaten zur Aufklärung 
über das Wesen und die Gefahren der Geschlechtskrankheiten. (7 S.) 16°. 
Wien, J. §afär, 1913. Bar 0,10 Ji (Partiepreise; nicht unter 10 Stück). 
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Publikationen, Militärärztliche. Wien, J. Safar, 1918. Nr. 143. Hahn, Stabsarzt 
Dr. Felix: Gesundheitsregeln und erste Hilfe. Kurzer Ratgeber für den Sol¬ 
daten. (32 S.) 8°. 0,50 M» (Partiepreise). — Nr. 150. Kirchenberger, 

General - Stabsarzt d. R. Dr. S.: Lebensbilder hervorragender österreichisch- 
ungarischer Militär- und Marineärzte. (VIII, 241 S. mit Titelbild und 45 ein¬ 
gedruckten Bildnissen.) gr.-8°. 6,50 .Ä; Vorzugsausgabe auf Kunstdruckpapier, 
geb. bar 13,50 (Nr. 147 bis 149 sind noch nicht erschienen.) 

Reglement für den Sanitätsdienst des k. und k. Heeres. 4. Teil. Beilage 8 a N 
bis 13. (Zu Abt. 14, Nr. 963 vom Jahre 1918 — Beiblatt Nr. 15 zum Verord¬ 
nungsblatt für das k. und k. Heer.) (8S.) kl.-8°. Wien, Hof- und Staats¬ 
druckerei, 1913. nn 0,10 JK>. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Marine-Sanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des Reichsmarineamtes. gr.-8°. Berlin, E. S. Mittler 

6 Sohn, 1913. 5. Heft. Uthemann, Marine-Generalarzt Dr.: Vom Sanitäts¬ 
dienst in der japanischen Marine während des russisch-japanischen Krieges, 
nach der französischen Übersetzung des japanischen Sanitätsberichtes des 
Dr. Chem in in den Archives de medecine et pharmacie navales 1911, Heft 8 
bis 11, und nach dem von der japanischen Marine in englischer Sprache 
herausgegebenen gleichen Sanitätsbericht (97 S.) 1,75 Jt. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militär-Sanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des Königl. Preuß. Kriegsministeriums. Lex.-8°. 
Berlin, A. Hirschwald, 1913. 55. Heft. Arbeiten aus den hygienisch-chemischen 
Untersuchungsstellen. Zusammengestellt in der Medizinalabteilung des Königl. 
Preuß. Kriegsministeriums. 6. Teil. (V, 159 S. mit 5 Abbildungen und 3 Tafeln.) 

7 Jt. - 56. Heft. Köhler, General-Oberarzt a. D. Prof. Dr. A.: Beiträge zur 
Kenntnis der Entwickelung des Militärbadewesens und der v. Pfuelschen 
Schwimmanstalt in Berlin. (V, 31 S. mit 8 Abbildungen.) 1 JC. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Jahresbericht über die Ergebnisse der Immunitätsforschung und deren Grenz¬ 
wissenschaften, der Chemotherapie, Zoonosologie, Hygiene usf. Herausgegeben 
von Wolfgang Weichardt. 8. Bd. 1912. l.Abt.: Ergebnisse der Immunitäts¬ 
forschung. (III, 332 S.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1913. 12 Jk. 

Ledditen-Richter, Dr. Julius Ritter v.: Lungentuberkulose und Ansteckungs¬ 
gefahr. Eine populär-medizinische Studie auf Grund eigener Beobachtung 
und Erfahrung. (32 S.) gr.-8°. Wien, G. Szelinski, 1913. 0,60 Jt. 

Prevention of tuberculosis and how it can be affected by the care and isolation 
of adwanced cases. Ed. under the supervision of the Countess of Aberdeen. 
(International council of women standing committee on public healtb.) (VII, 
95 S.) gr.-8°. Karlsruhe, G. Braunsche Hofbuchdr., 1913. 1,80 Jt. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministors des Innern herausgegeben von der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums. 2. Bd. gr.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1913. 8. Heft (der 
ganzen Sammlung 24. Heft.) Gaffky, Geh. Ob.-Med.-Rat, und Geh. Med.-Rat 
Heubner, Dirr. Proff. Drs: Über die Gefahren der Serumkrankheit bei der 
Schutzimpfung mit Diphtherieserum. Referat, erstattet für die wissenschaft¬ 
liche Deputation für das Medizinalwesen. — Schopohl, Kreisarzt fr. Assistent 
Dr.: Beitrag zur Bekämpfung der Diphtherie in Schulen bzw. Erziehungs¬ 
anstalten. Vortrag. (51S.) 1,50 Jk. 

Veröffentlichungen der Robert Kooh-Stiftung zur Bekämpfung der Tuberkulose. 
Herausgegeben vom Vorstand der Stiftung. 8. und 9. Heft. (III, 171 S. mit 
7 Kurven.) Lex.-8°. Leipzig, G. Thieme, 1913. 7,60 JC. 
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Veröffentlichungen des Deutschen Vereins für Volkshygiene. Im Aufträge des 
Zentralvorstandes in zwanglosen Heften herausgegeben von Drs. Sanitatsrat 
K. Beerwald und Reg.-Rat Fr. Franz. 8°. München, R. Oldenbourg, 1913. 
23. Heft. Dietrich, Prof. Dr. A.: Die Bekämpfung und Verhütung der an¬ 
steckenden Krankheiten. 1. Auflage. (1. bis 8. Tausend.) (41 S.) 0,30 Jt 

(Partiepreise). 

Vorschrift über die Verhütung und Bekämpfung der Infektionskrankheiten im 
k. und k. Heere. (N bis 25.) 1. Nachtrag. (22 S.) kl.-8°. Wien, Hof- und 
Staatsdruckerei, 1913. 0,10 Jt. 


9. Hygiene des Kindes. 

Für Schule und Lehrer. Neue Auflage. gr.-8°. Eilenburg, C.W. Offenhauer, 1913. 
11. Heft. Paul, Lehrer C.: Welche Aufgaben erwachsen dem Lehrer hinsicht¬ 
lich der Jugendpflege in und außerhalb der Schule aus den Anregungen des 
Ministerial-Erlasses vom 18. Januar 1911? (24 S.) 0,25 J&. 

Heygendorff, Major v.: Übungen zur Förderung der Körperentwickelung unserer 
Jugend. A. Freiübungen. B. Volkstümlicher Rasensport. Im Aufträge des 
Dresdener Jugendbundes (e. V.) zusammengestellt. (23 S.) kl.-8°. Dresden, 
v. Zahn <fc Jaensch, 1913. Bar 0,30.4. 

Hoffmann, Gymn.-Prof. Religionslehrer Dr. Jakob: Die Erziehung der Jugend in 
den Entwickelungsjähren. 2. und 3. unveränderte Auflage. (XVI, 279 S.) 8°. 
Freiburg i. B., Herder, 1913. 2,80.4; geb. in Leinw. 3,50.4. 

Jahrbuch vom Kinderschutz und Jugendwohlfahrt (e. V.) 1912. (V, 168 S.) 8°. 
Hamburg (Stadthausbrücke 13), Verlag von Kinderschutz und Jugendwohlfahrt, 
1913. lJt. 

Lembke, Fr.: Handbuch der Jugendpflege auf dem Lande. Als zweite Auflage des 
„Handbüchlein für ländliche Jugendpflege“ von Hugo Keil im Aufträge des 
deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege bearbeitet. 
(206 S.) gr.-8°. Berlin, Deutsche Landbuchh., 1913. Geb. in Leinw. bar 3.4- 

Lorentz, Friedrich und Prof. Dr. Ferdinand Kemsies: Hygienische Unter¬ 
weisung und Jugendfürsorge an den Schulen. Eine Sammlung von Abhand¬ 
lungen, herausgegeben im Aufträge der „Vereinigrung für Schulgesundheits¬ 
pflege des Berliner Lehrervereins“. (V, 130 S. mit 21 Abbildungen.) gr.-8 ö . 
Osterwieck, A. W. Zickfeldt, 1913. 2.4. 

Ratschläge für die Ernährung und Pflege der Kinder im ersten Lebensjahr. 
(Merkblatt des Vaterländischen grauen Vereins [Haupt Vereins].) (4. abgeänderte 
Ausgabe 1913.) (4S.) gr.-8°. Berlin, C. Heymann, 1913. Bar 0,10 Jl. 

Säuglingsernährung und Säuglingssterblichkeit in München. [Aus: „Mittei¬ 
lungen des Statistischen Amtes der Stadt München“.] (20 S. mit 1 Tafel.) 
Lex.-8°. München, J. Lindauer, 1913. 0,50.4. 

Schmidt, Rob.: Der gesetzliche Arbeiterschutz für Jugendliche. Herausgegeben 
von der Zentralstelle für die arbeitende Jugend Deutschlands, Berlin SW 68. 
Zweite, erweiterte Ausgabe. (78 S.) 8°. Berlin, Buchh. Vorwärts, 1913. 0,40 Jt. 

Schriften des zweiten österreichischen Kinderschutzkongresses in Salzburg, 1913. 
Lex.-8°. Wien, M. Perles, 1913. l.Bd. Gutachten, Berichte und Materialien 
zu den Verhandlungsgegenständen des zweiten österreichischen Kinderschutz¬ 
kongresses in Salzburg 1913. Gesammelt und herausgegeben von der Zentral¬ 
stelle für Kinderschutz und Jugendfürsorge in Wien mit Vorwort und Ein¬ 
leitung von Dr. Josef M. Baernreither. (XL, 620S.) 10,50 Jt. 

Ulbricht, W.: Ein billiges Mittel, um unsere Kinder gesünder, glücklicher und 
besser zu machen. (Vortrag für Elternabende.) [Aus: „Die Alkoholfrage in 
der Schule“.] (15 S. mit 3 Fig.) gr.-8°. Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1913. 0,40 Jt. 
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Verhandlungen der zweiten Tagung- über die interlokalen und überstaatlichen 
Beziehungen in der Jugendfürsorge vom 9. Oktober 1912 zu Frankfurt a. M. 
Im Aufträge des Bundes deutscher Jugendfürsorgeverbände herausgegeben von 
der Zentrale für private Fürsorge Frankfurt a. M. (VIII, 70 8. mit Figuren.) 
gr.-8°. Berlin, C. Heymann, 1913. 1,50 M>. 

Veröffentlichungen des Vereins für Säuglingsfürsorge im Reg.-Bez. Düsseldorf. 
Herausgegeben von Drs. Prof. A. Schloßmann und Marie Baum. gr.-8°. 
Berlin, C. Heymann, 1913. 9 j u. 10. Heft. Ruland, Div.-Pfr. Priv.-Doz. Dr. 
Ludwig: Das Findelhaus, seine geschichtliche Entwickelung und sittliche Be¬ 
wertung. (IV, 110 S.) 2i. 

Zeitschrift für Säuglingsschutz. Ergänzungshefte. 1. Jahrg. gr.-8°. Berlin, G. Stilke, 
1913. 4. Heft. Langstein, Prof. Dr. Leo: Weibliche Schuljugend und Säug¬ 
lingsschutz. Vorwort zum Bericht über die Mitarbeit der weiblichen Schul¬ 
jugend im Kampfe gegen die Säuglingssterblichkeit in New York von Dr. 
Eugen Borchardt. — Borchardt, Dr. Eugen: Die Mitarbeit der weib¬ 
lichen Schuljugend im Kampfe gegen die Säuglingssterblichkeit in New York. 
(S. 223 bis 268 mit Abbildungen.) 2 Jh\ für Abonnenten der Zeitschrift bar 1,50 j&. 

10. Variola und Vaccination. 

Renaud-Badet, Dr.: Les vaccins microbiens. 12 grav. in-8°, br. Libr. Larousse. 
1 fr; rel. 1,30 frcs. 

11. Geschlechtskrankheiten und Sexualhygiene. 

Dammann, fr. Marinestabsarzt Dr. E.: Die geschlechtliche Frage. Aufklärungen 
über ein dunkles Gebiet. (IV, 224 S. mit 23 Abbildungen im Text und auf 
7 Tafeln.) 8°. Deuben-Dresden, Klioverlag, 1913. 2,70 geb. 3,50 Jt. 
Flugschriften der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. Neue Auflage. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth, 1913. 3. Heft. Block, 
San.-Rat Dr. Felix: Wie schützen wir uns vor den Geschlechtskrankheiten 
und ihren üblen Folgen? Ein Vortrag für junge Männer. Fünfte, verbesserte 
Auflage. (32 S.) 0,30 it. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Arbeitsverhältnisse, Die, in der Bürsten- und Pinselindustrie. Nach statistischen 
Erhebungen im November 1912 herausgegeben vom Vorstand des deutschen 
Holzarbeiterverband es. (70 S.) gr.-8°. Berlin, Verlagsanstalt des deutschen 
Holzarbeiterverbandes, 1913. Bar 1 J&. 

Courtois-Sufit, Dr.: Hygiene de Tindustrje des poudres et des explosifs. in-8°. 
J.-B. Bailliere et fils. 3 frcs. 

Gtosundheits- und Lebensgefahren der Bautischler. Klagen und Beschwerden 
der Tischler, Einsetzer, Treppenbauer, Parkettleger usw. Zur internationalen 
Baufachausstellung in Leipzig herausgegeben vom deutschen Holzarbeiterverband. 
(63 S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, Verlagsanstalt des deutschen Holz¬ 
arbeiterverbandes, 1913. Bar 0,75 Jk, 

Kaufmann, Reichsvers.-Amts-Präsident Dr.: Zusammenwirken der gewerblichen 
BerufsgenossenBchaften mit dem Roten Kreuz auf dem Gebiete der ersten Hilfe. 
Vortrag. (27 S.) gr.-8°. Berlin, F. Vahlen, 1913. 0,80 Jt (Partiepreise). 
Noetel, Geh. Beg.-Rat Landesrat Heinrich: Unfallverhütungsvorschriften für die 
Verwendung elektrischen Stromes in landwirtschaftlichen Betrieben. Aufsatz. 
Herausgegeben von der Posenschen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft. 
(28 S.) 8°. Posen, E. Rehfeld, 1913. 0,25 Ji,. 

VierteljahrsBChrift für Gesundheitspflege, 1913. 
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Spinner, Dr. J.: Arbeiterechutz und gewerbliche Vergiftungen. [Aus: „Zeitschrift 
für schweizerische Statistik“.J (31S. mit 1 eingedruckter Kurve.) Lex.- 6°. 
Bern, Stämpfli & Co, 1913. 1,80 ,46. 

Tageafragen, Soziale. Herausgegeben vom Volksverein für das katholische Deutsch¬ 
land. Neue Auflage. gr.-8°. M.-Gladbach, Volksvereinsverlag, 1913. 32. Heft. 
Müller, Diöz.-Präses Dr. Otto: Arbeiterinnenfürsorge in weiblichen Jugend¬ 
vereinen. Zweite, vollständig umgearbeitete Auflage. 3. bis 6. Tausend. (80 S.) 
0,80 Jk. — 43. Heft. Müller, Dr. Karl: Die Frauenarbeit in der Landwirtschaft. 
(61 S.) 0,80 Ji. 

Thesing, Dr. E.: Die Berufskrankheiten der Maurer und Bauarbeiter. (31 S.) 8°. 
Berlin, Buchh. Vorwärts, 1913. 0,50.46. 

13. Nahrungsmittel. 

Berg, Laborator.-Vorst. Ragnar: Die Nahrungs- und Genußmittel, ihre Zusammen¬ 
setzung und ihr Einfluß auf die Gesundheit, mit besonderer Berücksichtigung 
der AschenbeBtandteile. (60S.) gr.-8°. Dresden, Holze & Pahl, 1913. Geb. 
in Halbleinwand 3,40.46. 

Christen, Doz. Dr. Th.: Unsere großen Ernährungstorheiten. Eine gemeinfaßliche 
Darlegung der modernen Forschungsergebnisse über Ernährungs- und Diät¬ 
fragen. Dritte, vermehrte Auflage. (7. bis 8. Tausend.) (82 S.) 8°. Dresden, 
Holze & Pahl, 1913. 1,25 .46. 

Fischer, A. u. Fischer, H., Drs.: Diätetische Küche für Klinik, Sanatorium und 
Haus, zusammengestellt mit besonderer Berücksichtigung der Magen-, Darm- 
und Stoffwechselkranken. (V, 258 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 1913. Geb. in 
Leinw. 6.46. 

Kuriert, Zahnarzt Dr. Alfred: Unsere heutige falsche Ernährung als Ursache des 
Rückganges unserer Volkskraft. Dritte Auflage. 50. bis 100. Tausend. (79 S.) 
8°. Breslau 1913. Leipzig, H. Licht. 0,60 .46. 

Petersilie, Dr. Erich: Die Milch Versorgung auf dem Bahnwege in 41 deutschen 
Großstädten im Jahre 1911. Im amtlichen Aufträge bearbeitet. [Aus: „Zeit¬ 
schrift des Königl. Preuß. Statist. Landesamtes“.] (66 S. mit 3 Doppeltafeln.) 
33^5 v 24 cm. Berlin, Verlag des Königl. Statist. Landesamtes, 1913. 2 «46. 
Schall, Dr. Herrn.: Berechnete ärztliche Kostverordnungen nebst vollständigem 
Kochbuch für Zuckerkranke. (V, 319 S.) 8°. Würzburg, C. Kabitzsch, 1913. 
Geb. in Leinw. 5,50.46. 

Rubner, Geh. Rat. Prof. Dr. Max: Wandlungen in der Volksernährung. (III, 
135 S.) gr.-8°. Leipzig, Akadem. Verlagsgesellschaft, 1913. 7.46; geb. 7,60.46. 

14. Alkoholismus. 

Büchlein zum Weitergeben. Herausgegeben vom deutschen Verein gegen den 
Mißbrauch geistiger Getränke. Nr. 1 bis 3. (Je 16 S.) kl.-8°. Berlin, Mäßig¬ 
keitsverlag, 1913. Je 0,15.46 (Partiepreise). 

Kftroher, Dr. Max: Die Alkoholfrage. Nach einem Vortrage. (24 S.) gr.-8°. 

Frankental, E. R. Grosser, 1913. 0,80.46. 

Sternberg, Doz. Dr. Wilhelm: Die Übertreibungen der Abstinenz. Eine diäte¬ 
tische Studie für Mediziner und Nichtmediziner. 3. Auflage. (XXII, 93 S.) Lex.-v8°. 
Würzburg, C. Kabitzsch, 1913. 2,50.46 (Partiepreise). 

Ulbricht, W.: Die Alkoholfrage in Fortbildungsschulen und in höheren Lehr¬ 
anstalten. Mit vorausgeschickter allgemeiner Grundlegung: Die Bekämpfung 
des Alkoholismus — eine Pflicht der Schule. Ein Wort an die deutschen 
Lehrer. [Aus: „Die Alkoholfrage in der Schule“.] (88 S. mit Figuren.) gr.-8°. 
Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1913. 1,50.46. 
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Ulbricht, W.: Ein Feind eures Glücks! Ein Abschiedswort an die Schüler der Fort¬ 
bildungsschule. [Aus: „Die Alkoholfrage in der Schule“.] (19S. mit Fig.) gr.-8°. 
Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1913. 0,40 .A* 

Ulbricht, W.: Vortrag für Elternabende: „Ein billiges Mittel, um unsere Kinder 
gesünder, glücklicher und besser zu machen.“ [Aus: „Die Alkoholfrage in der 
Schule“.] (15 S. mit Figuren.) gr.-8°. Berlin, Maßigkeitsverlag, 1913. 0,40 

15. Populäre Hygiene und Verschiedenes. 

Altschul, Ob.-San.-Rat Dr. Theodor: Lehrbuch der Körper- und Gesundheits¬ 
lehre (Somatologie und Hygiene). Für Mädchenlyzeen und ähnliche Lehr¬ 
anstalten. Mit 123 teils farbigen Abbildungen im Text, 6 farbigen Tafeln und 
einem Anhang: „E>ste Hilfe“. Zweite, gänzlich umgearbeitete Auflage. (174 8.) 
gr.-8°. Wien, F. Tempsky. — Leipzig, G. Freytag, 1913. Geb. in Leinw. 3,60 .A. 

Aumont, Dr.: Contre le vieillissement des gens du monde. in-18°. P. Lafitte 
et O*. 5 frcs. 

Bücherei der Gesundheitspflege. Neue Auflage, kl.- 8°. Stuttgart, EL H. Moritz, 1913 
8. Bd. Schrötter, Prof. Dr. Leopold v.: Hygiene der Lunge im gesunden und 
kranken Zustande. 2. Auflage. Durchgesehen und ergänzt vom Priv.-Doz. Dr. 
E. Grafe. (VIII, 132 S. mit 14 Abbildungen und 4 [1 farbige] Tafeln.) 1,80 A»; 
geh. 2,25 Jk. 

Delpierre, Dr. Nicolas: Le sommeil et son hygiene. L’insomnie et son traite- 
ment. in-8°. A. Maloine. 5 frcs. 

Die Heilanstalt* Fachblatt für Bau, wirtschaftlichen und sanitären Betrieb, Ein¬ 
richtung und Verwaltung von Heilanstalten aller Art. Erscheint monatlich 
zweimal. Leipzig, Walter Möschke. Jährlich Ö.&. 

Fürsorge- und Wohlfahrtseinrichtungen, Die freiwilligen sozialen, in Gewerbe, 
Handel und Industrie im Deutschen Reiche. Herausgegeben vom Hansabund. 
(Anläßlich des 25 jährigen Regierungsjubiläums Sr. Maj. Wilhelms II, deutschen 
Kaisers, Königs von Preußen 15. Juni 1913 herausgegeben vom Hansabund für 
Gewerbe, Handel und Industrie.) (X, 70 u. 441 S. mit Abbildungen und 1 Tabelle.) 
33 x 25 cm. Halle, C. Marhold, 1913. Geb. in Leinw. 25 für Mitglieder 
des Hansabundes 20 M». 

Groddeck, Dr. Geo: Natura sanat, medicus curat. Der gesunde und kranke Mensch, 
gemeinverständlich dargestellt. (Einband: Nasamecu.) (238 S.) 8°. Leipzig, 
S. Hirzel, 1913. In Pappband 3 Jh. 

Goliner, Dr.: Schlaf und Schlaflosigkeit. Gemeinverständlich dargestellt. (75 8.) 
kl.-8°. Leipzig-Stötteritz, Fritzsche & Schmidt, 1913. Bar 0,75 

Hausbücher für Gesundheitspflege. 8°. Oranienburg, W. Möller, 1913. 23. Bd. 

Wellen, Dr.: Chronisch kalte Füße. Schweißfüße, Plattfuß und Beinleiden, 
eingewachsene Nägel und Hühneraugen, deren Ursache und naturgemäße Be¬ 
handlung. (41 S. mit 6 Abbildungen.) Bar 1 jH. 

Hoffmann, Vizekonsul Geza v.: Die Rassenhygiene in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika. (XII, 237 S. mit 1 Figur.) gr.-8°. München, J. F. Lehmanns 
Verlag, 1913. b M; geb. 6i. 

Kliobücherei, Hausärztliche. 8°. Deuben-Dresden, Klioverlag, 1913. Dammann, 
fr. Marinestabsarzt Dr. E.: Frauenkrankheiten. (III, 88 S. mit Abbildungen.) 
— Derselbe: Harnröhrenleiden (Der akute und chronische Tripper). Eine 
ärztliche Betrachtung für jedermann. (III, 64 S.) — Derselbe: Herzkrank¬ 
heiten. Eine ärztliche Betrachtung für jedermann. (III, 65 S.) Je 1 Jk. 

Lehrbuch der Arbeitervereicherungsmedizin. Herausgegeben von Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. F. Gumprecht, Geh. Ob.-Reg.-Rat G. Pfarrius und unter redak¬ 
tioneller Leitung von Dr. 0. Ri gier. (XXVI, 643 S. mit Abbildungen.) Lex.-8°. 
Leipzig, J. A. Barth, 1913. 24 geb. bar 25,50 Jfe. 
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Müller, Leutnant a. D. J. P.: Mein System für Frauen. (15 Minuten tägliche Arbeit 
für die Gesundheit!) Mit 98 Abbildungen (nach Originalaufnahmen). (90 S.) 
gr.-8°. Leipzig, Grethlein & Go., 1913. 2 jK; geb. bar 2,80 jH>. 

Derselbe, Mein System für Kinder. Mit 134 Abbildungen (naoh Originalabbil¬ 
dungen). (118 S.) gr.-8°. Leipzig, Grethlein & Co., 1913. 2 JC\ geb. bar 2,S0 Ji. 

Praxis, Die, der kommunalen und sozialen Verwaltung. Vorträge der Cölner Fort¬ 
bildungskurse für Kommunal- und Sozial beamte. Veranstaltet von der Hoch¬ 
schule für kommunale und soziale Verwaltung. gr.-8°. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1913. 1. Kursus. Fürsorge, Die soziale, der kommunalen Verwaltung in Stadt 
und Land. Mit 4 Diagrammen. (XXXII, 358 S.) 6 Jk\ geb. 7,25 «46. 

Shaw, A. Herring-: Modern 8anitary Engineering and Plumbers’ Work, Progressive 
Scale Drawings of Current Practice. Oblong folio. Longmans. Vol. 1, net 2/, 
VoL 2, net 2/6. 

Sch&r, Leitender Arzt Dr. Otto: Im Kampfe um bessere Nerven und größere 
Leistungsfähigkeit. (138 S.) 8°. 1,75 jH; geb. bar 2,25 Jt- —Derselbe: Schlaf¬ 
störungen. (76 S.) 8°. Dresden, Holze «fc Pahl, 1913. 1,25 Jk\ geb. 1,75 JL 

Veröffentlichungen der Münchener Medizinerschaft. 8°. München, J. Schaeffer, 
1913. Nr. 1. Romberg, Prof, v.: Über die sozialen Aufgaben des ärztlichen 
Standes. (15 S.) nn 0,30 .46. 

Walter, Reichsbankbeamter M.: Abseits von Amt und Würden. Das Notwendige 
für Gesundheit und Fortschritt. (186 S.) 8°. Berlin. Liebei, 1913. 1,50 jH. 

Wohlfahrtseinrichtungen, Die, von Groß-Berlin. Herausgegeben von der Zentrale 
für private Fürsorge. Nachtrag April 1913. (94 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 
1913. Bar nn 0,50.46. 

Zeitfragen, Hygienische. Herausgegeben von Dr. Wilhelm Stekel. gr.-8°. 
Wien, P. Knepler, 1913. Nr. 9. Stekel, Dr. Wilhelm: Das nervöse Herz. 
(66 S.) — Nr. 10. Buxbaum, Dr. Beni: Die Arterienverkalkung, ihr Wesen, 
ihre Ursachen und Verhütung. (58 S.) Je 1 ,46. 

Ziemann, fr. Med.-Referent Prof. Hans: Gesundheits - Ratgeber für die Tropen. 
Vierte, vermehrte und verbesserte Auflage. (63 S. mit 16 Abbildungen.) 8°. 
Berlin, D. Reimer, 1913. 1 .46. 
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